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Meine Kindheit war nicht auf Rosen gebettet
Meine Herbstzeit wird mit Dornen bespickt
Ich habe mich immer aus der Not gerettet

Und noch gehofft auf ein besseres Rentnerglück

Ursula Gatzke



Bremer Montagsdemo

2008

Grundsätze
Januar: 164. 165. 166. 167.
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Bremer Montagsdemo

Grundsätze
1. Die Montagsdemonstration ist eine überparteiliche Aktion der Bevölkerung

und trägt entstehende Kosten aus deren Spenden. Die Gelder werden or-
dentlich verwaltet. Es gibt eine regelmäßige Kassenprüfung.

2. Alle Teilnehmer(innen) haben das Recht auf Vertretung ihrer Standpunkte.
Zur Diskussion steht ihnen das Offene Mikrofon zur Verfügung. Damit viele
Menschen zu Wort kommen, sollen Redebeiträge nicht länger als drei Minu-
ten dauern.

3. Alle Teilnehmer(innen) sollen einen Beitrag für das gemeinsame Anliegen
leisten, also ihre Diskussion gleichberechtigt, solidarisch und sachlich füh-

ren. Wir grenzen uns entschieden von Faschisten ab: Sie haben auf der
Montagsdemo nichts zu suchen!

4. Auf einem Vorbereitungstreffen wird eine Koordinierungsgruppe gewählt,
deren Zusammensetzung die Montagsdemo repräsentiert und die für Ein-
heit und Selbständigkeit der Bewegung eintritt. Diese Gruppe hat keine Wei-
sungsbefugnis und muss sich spätestens nach einem Jahr zur Wahl stellen.

5. Die Koordinierungsgruppe fördert gegenseitige Hilfe im sozialen Netzwerk,
pflegt Erfahrungsaustausch und unterstützt gemeinsame Aktivitäten . Sie ar-
beitet auch mit Gewerkschaften, Organisationen und Initiativen sowie der
bundesweiten Koordinierungsgruppe zusammen.

6. Die Koordinierungsgruppe organisiert Vorbereitungstreffen der Montagsde-
mo und schlägt Themenschwerpunkte vor. Sie ist für Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit zuständig und betreibt eine eigenständige Homepage für die Bre-
mer Montagsdemo.

7. Die Moderatoren nehmen Manuskripte gehaltener Reden zur Veröffentli-
chung im Internet entgegen. Erbeten wird Maschinenschrift; außerdem An-
gabe von Datum, Name, (Email-)Adresse, Parteizugehörigkeit; weiterhin Ge-
nehmigung redaktioneller Überarbeitung.

Beschlossen am 14. Februar 2005 von den Teilnehmern
der 26. Bremer Montagsdemo

5

http://search.freefind.com/find.html?id=90340855&amp;m=0&amp;p=0&amp;lang=de
http://search.freefind.com/find.html?id=90340855&amp;m=0&amp;p=0&amp;lang=de
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/themen/themen.htm
http://www.Bundesweite-Montagsdemo.com
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/26/reden26.htm#26-RF


Bremer Montagsdemo

Kurzvorstellung
Wie in zahlreichen anderen Städten Deutschlands findet in Bremen seit Mitte Au-
gust 2004 jeden Montag um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz eine Demonstration
gegen die Hartz-Gesetze statt. Sie hat in den ersten fünfzehn Wochen durchweg
dreistellige Teilnehmerzahlen erreicht und wird von einem festen Kern „neuer Po-
litiker“ entschlossen weitergeführt.

Denn Hartz IV heißt: Massenarmut und Zwangsarbeit! Die Regierung ist dazu
übergegangen, nicht mehr die Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeitslosen zu be-
kämpfen! Löhne und Gehälter werden abgesenkt und gleichzeitig mit Ein-Euro-
Jobs weitere Arbeitslose produziert! Dagegen steht unser Schlachtruf: „Weg mit
Hartz IV! Das Volk sind wir!“

Auf der Montagsdemo gibt es ein „Offenes Mikrofon“, an dem jede Frau, jeder
Mann und jede(r) Jugendliche, ob mit oder ohne Job, die eigene Meinung frei
sagen kann. Nur für Neonazis gibt es kein Rederecht! Eingereichte Manuskripte
werden auch im Internet dokumentiert.

Die Bremer Montagsdemo, anfangs vom „Bündnis gegen Sozialkahlschlag
und Bildungsabbau“, seit Mitte Januar 2005 von der Initiative Bremer Montags-
demo organisiert, ist bundesweit vernetzt mit anderen Montagsdemos. Auf de-
mokratischer Grundlage finden Aktionskonferenzen nach dem Delegiertenprinzip
statt, auch eine Koordinierungsgruppe ist gebildet worden.

Die Montagsdemo ist überparteilich, und alle Entscheidungen treffen die Teil-
nehmer selbst. In unserer Bewegung sind bedeutsame Formen unmittelbarer De-
mokratie und solidarischer Streitkultur entstanden. Wir lassen uns nicht vor den
Karren einer Partei spannen! Wir sehen politische Tätigkeit nicht mehr nur darin,
am Wahltag ein Kreuzchen zu machen, sondern nehmen unsere Sache in die ei-
gene Hand!

Initiative Bremer Montagsdemo

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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164. Bremer Montagsdemo

am 07. 01. 2008

Weg mit Armut, weg mit Hartz IV,
darum stehen wir alle hier!

Na, dann auf ein Neues, wie gehabt, ischa Wahl-
krampf! Von Handeln oder Behandeln der Proble-
me kann eigentlich nicht die Rede sein: Die Sche-
re zwischen Arm und Reich geht immer weiter
auseinander, die Kinderarmut nimmt noch zu, und
von den Löhnen kann keiner mehr existieren, ge-
schweige denn seine Familie ernähren. Diese Kla-
ge kommt mir doch irgendwie bekannt vor? Ja, das
sagen wir hier schon lange!

Haben sie es endlich gemerkt, wollen sie jetzt
wirklich gegensteuern, oder ist das mal wieder
Wahlkrampfgetöse? Denn es stehen ja drei Urnen-
gänge an. Ach, wie schade, dann wird es wohl wie-
der nichts mit der Bekämpfung der Armut! Und ich
hatte mich schon so gefreut. Alles für die Katz! Im-

merhin ist auch die nächste Bundestagswahl nicht mehr allzu fern. Bis dahin müs-
sen wir verstärkt darauf aufmerksam machen, dass es so nicht weitergehen kann.
Es tut sonst keiner außer dem Bürger selbst!

Was wir von unseren jetzigen Politikern zu halten haben, wissen wir schon
lange, und wir sagen es dank unserer Meinungsfreiheit jeden Montag hier. Was
mich aber enttäuscht, ist die Tatsache, dass die meisten Menschen sich kaum um
die Zustände in diesem Land kümmern und es zulassen, dass sie so unfair be-
handelt werden! Wer nichts gegen Ungerechtigkeit tut, lässt sie zu. Ich jedenfalls
werde mich schlaumachen und höre auch der anderen Seite zu.

Würden unsere Politiker der anderen Seite mal richtig zuhören, hätten sie
schon längst gehandelt. Was ist hier eigentlich los, warum hört die Politik nicht
mal auf ihre eigenen Experten? Jüngstes Beispiel: Jugendgewalt. Die CDU will
das Strafrecht verschärfen und die Auswirkungen, nicht aber die Ursachen be-
kämpfen. Die SPD will das Bestehende nicht so recht anwenden, hat vielerlei Be-
denken und diskutiert bis zum Umfallen. Die Grünen träumen von der heilen Welt,
und die FDP lacht sich ins Fäustchen.
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Das aber ist nur scheinbar so, denn da ist noch der Wähler, der angeblich
nicht mehr weiß, wen er wählen soll. Kurzum: alles beim Alten. Doch der Krug geht
so lange zu Brunnen, bis er bricht. Ihr lieben Politiker, lasst das nicht zu, sondern
fangt jetzt endlich an zu handeln! Weg mit Armut, weg mit Hartz IV, darum stehen
wir alle hier!

Udo Riedel (parteilos)

So werden wir regiert: Bundestag fachsimpelt über Hartz IV (Plenarprotokoll)

„Gute Schulen sind die
besten Erziehungscamps“

1. Ein neues Kalenderjahr hat begonnen, und
Hartz IV ist noch immer nicht zerronnen! Drei Jah-
re nachdem die Arbeitsmarktreform in Kraft trat,
beginnt die Politik von ihrem eigenen Werk abzu-
rücken. Die Kritiker nennen erschreckende Zah-
len: Mehr als sieben Millionen Bundesbürger hän-
gen am Tropf von Hartz IV – Arbeitslose, ihre Ehe-
partner und Kinder, aber zunehmend auch Be-
rufstätige, die zwar einen Job haben, aber keinen
Lohn, der zum Leben reicht. Rund 1,3 Millionen
Menschen gehen arbeiten und beziehen trotzdem
Arbeitslosengeld II.

Die Gegner der Reform sehen sich in ihren schlimmsten Befürchtungen be-
stätigt: Hartz IV bringt die Menschen nicht in anständige Arbeit, sondern nur in
Not. Seit der Reform müssen Arbeitslose praktisch jeden Job annehmen. „Der
Hauptgrund für die bescheidene Lohnentwicklung ist immer noch Hartz IV“, sagt
Oskar Lafontaine, Fraktionschef der Linken. Selbst der „Aufschwung“ scheint an
den Opfern der Reform vorbeizugehen. Es sei ein „problematischer Trend“, warnt
DGB-Bundesvorstandsmitglied Annelie Buntenbach, „dass vom Konjunkturauf-
schwung fast ausschließlich Kurzzeitarbeitslose profitieren“. Nur wenige ALG-II-
Empfänger würden in reguläre Arbeit vermittelt. Die „Spaltung“ des Arbeitsmark-
tes sei „besorgniserregend“.

Am deutlichsten scheint das Phänomen der „Aufstocker“ dafür zu sprechen,
dass Hartz IV Arbeitslose und Arbeitnehmer zur Billigarbeit drängt. Sie arbeiten
dann für Geld unter der „Hartz-Grenze“ und bekommen die Differenz vom Staat
aufgestockt. Hartz IV reicht einfach nicht zum Leben! Der Regelsatz wird zum
Problem, wenn besondere Ausgaben anfallen, etwa eine neue Waschmaschine
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gekauft werden muss. In der Sozialhilfe gab es die Möglichkeit, Geld für größere
Anschaffungen zu bekommen. Bei Hartz IV ist das so gut wie nicht vorgesehen.
Das Amt kann eine Art Kredit gewähren, aber grundsätzlich wird von den Arbeits-
losen erwartet, dass sie durch Sparen für solche Fälle vorsorgen. Das funktioniert
nicht, von dem wenigen Geld kann niemand etwas beiseite legen!

Nach Ansicht des Wissenschaftlers Christoph Butterwegge ist der Anstieg
der Kinderarmut eine direkte Folge der Hartz-Reformen und damit von der Poli-
tik billigend in Kauf genommen worden. 14 Prozent aller Kinder in Deutschland
gelten offiziell als arm, mehr als 2,5 Millionen Kinder leben auf oder unter dem
Sozialhilfeniveau. Laut „Kinderreport 2007“ des „Deutschen Kinderhilfswerks“ hat
sich seit Einführung des ALG II am 1. Januar 2005 die Zahl der auf Sozialhilfe
oder Sozialgeld angewiesenen Kinder verdoppelt. Schätzungen zufolge leben in
Deutschland inzwischen mehr als 2,5 Millionen Kinder auf oder unter dem Sozi-
alhilfeniveau. Eine wahrlich tolle Leistung „unserer“ Politiker, von denen wir nicht
vertreten werden!

Die Verarmung weiter Bevölkerungsschichten und der zu ihr gehörenden Kin-
der führt in unserem überholten, unsozialen dreigliedrigen Schulsystem zu noch
weiterer Ausgrenzung, durch den Ausschluss von weiterführender Ausbildung und
entsprechender Förderung. Ausgrenzung macht auch krank, weil falsch geges-
sen wird, eben nur billig und nicht gesund. Außerdem sind Sport- und andere
Vereine absolut unbezahlbar geworden. So gibt es kaum Außenkontakte für alle
Familienmitglieder.

2. Hessens Ministerpräsident Roland Koch hat die Diskussion über gewaltbereite
Jugendliche angeheizt. Es gebe zu viele kriminelle junge Ausländer, sagte Koch
der „Blöd“-Zeitung. Hintergrund ist der brutale Überfall auf einen Rentner in der
Münchner U-Bahn. Als einen der Gründe nannte der CDU-Politiker eine seiner
Ansicht nach verfehlte Integrationspolitik. Bestandteil der Integration müsse der
Grundsatz „Null Toleranz gegen Gewalt“ sein. Nun stellt sich auch Unionsfrakti-
onschef Volker Kauder hinter die umstrittenen Aussagen des hessischen Minis-
terpräsidenten und fordert für jugendliche Straftäter Warnarrests und geschlos-
sene Erziehungscamps. Als Hardliner behauptet er einfach: „Kriminelle Jugendli-
che brauchen kein Multikultigesäusel, sondern einen Warnschuss vor den Bug!“

Ich teile mit diesen Hardlinern lediglich die Empörung über die brutale Ge-
walt, mit der manche zuschlagen. Doch in der Forderung nach härteren Gesetzen
sehe ich primär eine Wahlkampfprofilierung, denn in Hessen wird in wenigen Wo-
chen gewählt! So bietet man außerdem ausländerfeindlichen Parolen eine neue
Plattform. Obwohl 1998 im Strafgesetzbuch die Strafandrohung für Köperverlet-
zungsdelikte deutlich angehoben wurde, sind die betreffenden Fallzahlen für 21-
bis 25-Jährige weiter stark angestiegen. Die Jugendgewalt ist nicht durchweg
nach oben gegangen. Tötungsdelikte und Raubtaten sind seit 1996 pro Hundert-
tausend 14- bis 21-Jährige um 30 beziehungsweise 20 Prozent zurückgegangen.
Die schweren Körperverletzungsdelikte haben in der polizeilichen Kriminalstatis-

9

http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-526983,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-527393,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-527393,00.html


tik für diese Altersgruppe auch deshalb um knapp 60 Prozent zugenommen, weil
erheblich mehr angezeigt wird.

Leider wächst besonders bei den männlichen Jugendlichen die Zahl derer,
die sich in unserer Gesellschaft ausgegrenzt und benachteiligt fühlen, zum Bei-
spiel nach einem Schulabbruch keine Chance auf einen Ausbildungsplatz mehr
sehen und sich zu den Verlierern zählen. Daraus entsteht natürlich leicht eine Rie-
senwut. Sie betäuben ihren Frust und ihre Langeweile mit Alkohol, nehmen Dro-
gen und gehen auf Leute los, die sie als privilegierter einschätzen als sich selbst
oder die ihnen irgendwie in die Quere kommen. Außerdem gibt es einen Zusam-
menhang zwischen Gewalt und gewaltverherrlichendem Medienkonsum ebenso
wie zwischen dieser Art Medienkonsum und dem Bildungsstand der Eltern.

Hat ein Elternteil Abitur und studiert, besitzen nur elf Prozent der Zehnjähri-
gen eine Playstation. Dagegen besitzen 43 Prozent der Kinder von Hauptschülern
ein solches Gerät. Ähnlich verhält es sich mit dem Fernsehkonsum. Bei Eltern mit
hohem Bildungsniveau steht nur bei 16 Prozent der Viertklässler ein Fernseher
im Kinderzimmer. In den sogenannten bildungsfernen Haushalten können sich 57
Prozent der Kinder mit einer eigenen Flimmerkiste betäuben. Die Statistik weist
leider auch aus, dass ausländische Jugendliche weitaus häufiger in Schlägereien
verwickelt sind, als es ihrem Bevölkerungsanteil entspricht. Obwohl Ausländerkin-
der keineswegs dümmer sind, verlassen von den männlichen jungen Migranten
circa 22 Prozent die Schule ohne ein Abschlusszeugnis. Ein zentraler Faktor ist
also die gravierende Bildungsbenachteiligung der jungen Ausländer.

Junge Migranten erleiden doppelt so oft wie junge Deutsche Misshandlun-
gen durch Eltern, und sie spielen schon als Zehnjährige dreimal so oft brutale
Computerspiele. Beides zusammen fördert bei den Jungen nachhaltig die Orien-
tierung an Werten und Verhaltensweisen der Macho-Kultur. So laufen sie dann
einem falschen Konzept nach. Der Fraktionsvorsitzende der Linkspartei, Gregor
Gysi, hat sich gegen eine Verschärfung des Jugendstrafrechts ausgesprochen
und stattdessen bessere Schulen gefordert. „Gute Schulen sind die besten Er-
ziehungscamps“, so Gysi in einer Erklärung. Die vor Wahlkämpfen immer wie-
der auftauchenden Vorschläge von CDU-Politikern zur Verschärfung des Jugend-
strafrechts würden nur davon ablenken, dass Forderungen nach guten Schulen
und gute Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten der beste Weg sind, Ju-
gendkriminalität zu verhindern. Er postulierte, dass es sinnvoller sei, mehr Lehrer
einzustellen, als in den Strafvollzug zu investieren.

Die Regierung Koch in Hessen hat eine verfehlte Schulpolitik aufzuweisen,
die zu kürzeren Schulzeiten und überfrachteten Lehrplänen geführt hat. Mehr An-
gleichung bei den Bildungschancen ist als Politbarometer eigentlich angesagt.
Denn es gibt deutliche Zusammenhänge zwischen gewalttätigem häuslichen Um-
feld, ebensolchen Computerspielen, Bildungsarmut der Eltern und Armut über-
haupt. Ausgrenzung erzeugt Wut, gegen sich selbst oder gegen andere. Wenn
sich diese Mischung mit Machokult paart, wird sie hochexplosiv! Die Forderung
nach Erziehungscamps für Jugendliche weckt starke Erinnerungen an die parami-
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litärischen, entindividualisierenden, menschenunwürdigen „Bootcamps“ in Ame-
rika, deren Brutalität und Forderung nach sklavischer Unterordnung leider nicht
alle Probanden überlebt haben. Dort geht es nur um die Ausschaltung des eige-
nen Willens, der angeblich nach seiner Zerstörung später wieder „richtig“ aufge-
baut werden könnte.

Dass es keinerlei Empathie für die Probleme, ihr Entstehen und die Aufarbei-
tung der subjektiven Schicksale gibt, zeichnet diese amerikanischen Gulags aus!
So etwas darf sich in Deutschland auf keinen Fall etablieren. Schon gar nicht als
Déjà-vu-Erlebnis in Anbetracht der ehemaligen deutschen Konzentrationslager!
„Es kann doch nicht sein, dass eine Minderheit von Menschen in unserem Land
einer Mehrheit von Menschen Angst macht“, sagte Frau Merkel. Damit meint sie
etwas anderes als ich. Denn ich habe vor einer Politikerkaste Angst, die entgegen-
gesetzt zum Willen des Volkes regiert! Aber da müsste ich jetzt ganz weit ausho-
len, zur „Verteidigung der deutschen Sicherheit am Hindukusch“ beispielsweise.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Keine Rüstungshochburg Bremen!
Seit einiger Zeit organisiert die „DFG/VK-Gruppe“ zu-
sammen mit dem „Friedensforum“ Protestaktionen
gegen die höchst aktiven Waffenschmieden in der
„Rüstungshochburg Bremen“. In diesem Rahmen fin-
det am 18. Januar 2008 um 13 Uhr eine Mahnwache
vor dem „Kapitel 8“ an der Domsheide in Sachen
Lürssen-Werft statt. Dazu hier eine Kurzbiographie
des Betriebes.

Die Friedrich-Lürssen-Werft an der Lesummün-
dung besteht seit 130 Jahren und gilt als die „Wie-
ge der deutschen Schnellboote“. Schon für die Kai-

serliche Marine baute Lürssen Schnellboote, und für Hitlers faschistische Wehr-
macht wurden zwischen 1939 und 1945 weit über 200 solcher schwimmenden
Mordwerkzeuge mit Spitzengeschwindigkeiten bis zu 45 Knoten (das sind circa
83 km/h) auf Kiel gelegt. Nach dem Zweiten Weltkrieg verboten die Alliierten zu-
nächst den Bau von Kriegsschiffen. Nach einer mehrjährigen „Schamfrist“ produ-
zierte die Werft erneut Schnellboote, diesmal für die Bundesmarine. Heute rüstet
sie mit zahlreichen Korvetten und Fregatten die deutschen Seestreitkräfte auf.

Besonders „dick drin“ ist sie im Exportgeschäft mit Schnellbooten, Patrouil-
lenbooten, Korvetten und der Baubeteiligung an U-Booten. In den letzten Jahr-
zehnten hat Lürssen über 300 verschiedene Kriegsschiffstypen ins Ausland ge-
liefert, darunter auch an die Türkei, nach Israel, an die arabischen Golfstaaten
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Kuwait und Bahrein, sowie nach Nigeria, Thailand und Singapur. 70 Prozent ihrer
Schiffe gehen in den Export.

Am 20. Juni 2007 hatte der Haushaltsausschuss des Bundestages einen
Großauftrag für vier Fregatten des Typs F 125 abgesegnet – Kostenpunkt 2,27
Milliarden Euro! Aktuell baut Lürssen für die Bundeswehr fünf Korvetten der Klas-
se K 130. Dies sind schwimmende Plattformen für Einsätze von Kampfhubschrau-
bern und Abschussrampen für Präzisionswaffen, die ausschließlich für Landziele
vorgesehen sind.

Alle derzeitigen und künftigen Projekte wurden kürzlich in einer „Gemeinsa-
men Erklärung“ des Berliner Rüstungsministeriums mit dem „Bundesverband der
deutschen Industrie“ festgeklopft. Federführend: Marine-Chef Friedrich Lürßen!
Was da an Kriegsschiffen „vom Feinsten“ vom Stapel gelassen wird, ist also wahr-
lich nicht dazu angetan, unserer Welt mehr Sicherheit und Frieden zu bringen.

Bereits für Freitag , den 11. Januar 2008 , rufen das „Bremer Friedensforum“
und der „DFG/VK-Gruppe Bremen“ auf zur Aktion „Keine Bundeswehr in aller
Welt, auch nicht im Rathaus !“ um 10:15 Uhr vor dessen Eingang . Anlass ist der
Neujahrsempfang der Streitkräfte. Bundeswehr buten un binnen? Nein danke!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Bahn-Angebote reichen weiterhin nicht aus: GDL droht erneut
mit Scheitern der Verhandlungen („Spiegel-Online“)

Gräfin Emma lässt grüßen
1. Am 19. Oktober 2007 hatten wir von der Gruppe
„Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdach-
losigkeit“ eine Mahnwache mit Redebeiträgen vor
dem „Kapitel 8“ an der Domsheide inszeniert, um
auf Sozialabbau und die Folgen der Obdachlosig-
keit aufmerksam zu machen. Wir hatten dabei einen
ganz besonderen Gast unter uns, denn eine Teil-
nehmerin hatte sich in „Gräfin Emma“ verwandelt.
Der echten Gräfin hatten die Bremer seinerzeit ihre
Bürgerweide zu verdanken. Was hat die Wohltäte-
rin der Armen dazu veranlasst, nach 1.000 Jahren
aus ihrer Ruhestätte zu uns zu kommen?

Es ist das schreiende Unrecht, das in Bremen und anderswo herrscht! Die
Profitgier der Konzerne, die Regierungen negativ beeinflusst, führt zu Hartz-
Gesetzen. Sie führt dazu, dass in Bremen in einigen Stadtteilen zwei Drittel der
Kinder von Sozialleistungen abhängig sind. Immer mehr Menschen verlieren ih-
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ren Arbeitsplatz. Durch zu hohe Mieten werden sie obdachlos, und manch eine
Frau wird in die Zwangsprostitution getrieben.

Gräfin Emma weilte unter uns, um sich mit uns zu solidarisieren. Sie wollte
mit uns zusammen einen persönlichen Brief an den „König von Bremen“, Jens
Böhrnsen, und an seine „Hofdame“, Karoline Linnert, überbringen. Doch im Rat-
haus wurden wir nicht von ihnen empfangen, sondern uns wurde gesagt, sie be-
fänden sich zur Zeit in Berlin. Ob dies der Wahrheit entsprach, wissen wir nicht.
Jedenfalls hatten wir den Eindruck, dass der „König“ und seine „Hofdame“ uns
nicht gerade überschwänglich empfangen hätten. Wahrscheinlich hätten sie sich
auch nicht im Namen der Stadt bei Gräfin Emma für die Bürgerweide bedankt!

Die Medien verweigerten durch ihr Nichterscheinen der „Gräfin Emma“ die
Hofberichterstattung. Als Lady Diana sich sozial engagierte, wurde in aller Welt
darüber berichtet! Wieso wurde Gräfin Emma nicht diese Ehrerbietung entgegen-
gebracht? – Eine Frau, die selbst von Obdachlosigkeit betroffen ist, war so mutig,
ins gewerkschaftliche Megafon zu sprechen und auf ihre Situation hinzuweisen.
Wir möchten uns bei „Gräfin Emma“, beim DGB und bei den Leuten von der Mon-
tagsdemo aufs Herzlichste für ihre tatkräftige Unterstützung bedanken!

2. Die Gruppe „Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdachlosigkeit“ setzt sich
gegen die soziale Ungerechtigkeit ein, die seit Einführung der Hartz-Gesetze im
Jahr 2004 permanent zunimmt. Insbesondere engagieren wir uns für Menschen,
die von Obdachlosigkeit bedroht oder schon obdachlos sind. Mit unserer Aktion
am 19. Dezember 2007 wollten wir in der Vorweihnachtszeit darauf hinweisen,
dass immer mehr Menschen in unserem Land verarmen. Die Gräfin Emma sorgte
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durch ihr Handeln dafür, dass den Menschen zu ihrer Zeit geholfen wurde. Unser
Wunsch ist es, dass sich die rot-grüne Landesregierung daran ein Beispiel nimmt!

Die neue Bremer Regierung kündigte in ihrem Koalitionsvertrag an, dass sie
Dumpinglöhne durch eine Bundesratsinitiative zur bundesweiten Einführung von
Mindestlöhnen bekämpfen will. Bei der Arbeitsmarktpolitik will sie „so viele Ein-
Euro-Jobs wie möglich durch befristete sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse ersetzen“ (Seite 42). Das ist schwammig formuliert und bleibt
unverbindlich. Die „Entgeltvariante“ und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen führen
nicht aus der Armut heraus, deswegen sind sie abzulehnen!

Der Politikwissenschaftler Christoph Butterwegge macht in erster Linie die
Folgen der Globalisierung beziehungsweise die neoliberale Umstrukturierung fast
aller Lebensbereiche dafür verantwortlich, dass die Armut immer mehr zunimmt.
Dass sich die rot-grüne Regierung aus der Arbeitsmarktpolitik herausziehen und
3,3 Millionen Euro an Landesmitteln hierfür einsparen will, ist abzulehnen! Die
„Solidarische Hilfe“ fordert einen Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde. Das ist
unterstützenswert!

Das „Kinderhilfswerk“ stellte fest, dass 2,5 Millionen Kinder arm und weite-
re 2,5 Millionen von Armut bedroht sind. Die rot-grüne Landesregierung will die
Hilfe für Kinder ausweiten, aber gleichzeitig Gelder in der Jugend- und Kinderhil-
fe streichen. Hier beißt sich die Katze in den Schwanz! Auch geraten durch die
Hartz-Gesetze immer mehr Menschen in die Schuldenfalle. Damit sie aus ihr her-
ausfinden, ist es wichtig, die Betroffenen zu beraten, bevor sie ihre Wohnung ver-
lieren! Besonders Frauen, die von Obdachlosigkeit bedroht sind oder sich darin
befinden, benötigen Hilfe, damit sie nicht in Zwangsprostitution geraten. Wird ei-
ne Frau vergewaltigt, hat sie das Recht, sich an den Notruf zu wenden, um fach-
liche Hilfe zu erhalten!

Der Hartz-Regelsatz sieht nur 347 Euro in Monat vor; davon sollen regelmäig
45 Euro zurückgelegt werden, um beispielsweise für die Anschaffung eines Kühl-
schranks zu sparen. Aus dem Bericht „Armut in Bremen 2006“ der „Arbeitnehmer-
kammer“ geht hervor: „Die Bundesregierung hat sich bei der Feststellung des im
SGB II geregelten Bedarfsniveaus nicht den Werten angeschlossen, die von der
EU für die von ihr ermittelten, relativen Armutsschwelle zugrunde gelegt werden.
Gemessen am EU-Standard ist das in Deutschland festgelegte Bedarfsniveau al-
so bereits im Ausgangspunkt nicht armutsfest.“

Darum ist zum Sachleistungsprinzip zurückzukehren, denn es ist unmöglich,
monatlich 45 Euro zurückzulegen, um Geld für Möbel oder Haushaltsgeräte an-
zusparen! Schon die Preiserhöhungen verhindern dies. Die Regelsätze und alle
unteren Einkommen gehören angehoben! Menschen, die materielle Hilfe benöti-
gen, sodass sie etwa ihre Wohnung renovieren können, sollen diese kostende-
ckend erhalten!

Wir fordern: Kein Platzverweis für Obdachlose und von Armut betroffene Men-
schen an öffentlichen Plätzen! Menschlicher Umgang mit Obdachlosen, mehr und
bessere Wohnprojekte für sie! Aktive soziale Hilfe für von Obdachlosigkeit be-
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drohte Menschen! Mehr kostenlose Toiletten und Waschgelegenheiten in der In-
nenstadt! Förderung des sozialen Wohnungsbaus! Erhöhung der Mietobergren-
zen der Bagis! Senkung der Mieten, denn Wohnraum muss erschwinglich blei-
ben oder werden! Menschenwürdige Grundsicherung für alle ohne Repressali-
en durch Behörden! Verstaatlichung von Großkonzernen einschließlich der Ban-
ken und Versicherungen, wenn sie Menschen entlassen, obwohl Gewinne erwirt-
schaftet werden (nach Artikel 14 Absatz 2 und 3 sowie nach Artikel 15 Grundge-
setz)! Stoppt die Privatisierung staatlicher Unternehmen!

Bettina Fenzel (parteilos)

„Wie wenn tot“: Telekom will 9.000 überzählige Beamte an
die Arbeitsagentur verschieben („Spiegel-Online“)

Auf Grundsicherung angerechnet: Riester-Rente
löst sich in Luft auf („Spiegel-Online“)

Jede(r) Dritte sieht sich in
schlechter wirtschaftlicher Lage

1. Wir werden auch im Jahre 2008 weiter-
machen mit unserem Protest gegen Hartz IV,
Agenda 2010 und den Rattenschwanz pas-
sender Gesetze! Die Regierung freut sich
über die sinkenden Erwerbslosenzahlen, weiß
aber ganz genau, dass keine vollwertigen Ar-
beitsplätze entstehen, sondern Teilzeit- und
Minijobs sowie ungesicherte Beschäftigung
bei Leihfirmen. 32 Prozent der Befragten ei-
ner Umfrage von Allensbach bezeichnen ihre
persönlich wirtschaftliche Lage als schlecht.
Vor fünf Jahren waren es nur 20 Prozent.

VW/Porsche-Chef Wiedeking streicht da-
gegen 56 Millionen Eiro Jahressalär ein. Die
Merkel-Regierung lässt alles ins Kraut schie-
ßen! Vor Weihnachten wurde diese kapitalis-
tische Entwicklung zur moralischen „Neiddebatte“ stilisiert. Mindestlohn ja oder
nein, Höhe der Managergehälter, alles soll sich zwischen den Betroffenen selber
regulieren. In Neujahrsansprachen und auf Parteitagen säuselt Frau Merkel, dass
sie sich zum Handeln angespornt fühle, weil die Erträge beim Kapital schneller
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wachsen als die Lohneinkommen. Aber beim Kapital soll’s bleiben, darum will sie
mit der SPD über „Investivlohn“ reden. Das sind alles Spielchen, von denen die
große Masse der Arbeitenden gar nichts hat! Du bist eher gefeuert oder hast gar
nur einen Zeitvertrag im Minijob, als dass je einer davon etwas hätte!

Nein, die Realität sieht anders aus. Der vielgepriesene „Aufschwung“ findet
nur bei den Exportfirmen statt, die in boomende Märkte wie China und Indien lie-
fern. Bei der großen Masse kommt der „Aufschwung“ nicht an. Der Jahresumsatz
im Einzelhandel hat die Werte von 2006 nicht erreicht. Schlecht bezahlte Arbeit
und Minijobs, das wollen sie uns für die Zukunft als Dauerlösung anbieten! Keine
Zukunft zu haben, wollen die Menschen aber nicht. Darum rate ich, immer mehr
nachzudenken, wie wir gemeinsam unsere Zukunft gestalten können, ohne den
Kapitalismus!

2. Heute Morgen fand der Prozess gegen zwei Teilnehmer der Montagsdemo in
Hannover seinen vorläufigen Abschluss. Eigentlich hätte alles bereits am 19. De-
zember letzten Jahres erledigt sein können, aber der Hauptbelastungszeuge der
Polizei hatte sich in Urlaub abgemeldet. Die Aussagen der übrigen Polizeibeam-
ten waren so sehr von Einschränkungen wie „daran kann ich mich nicht mehr erin-
nern“ oder „das habe ich nicht gesehen“ gekennzeichnet, dass selbst der Staats-
anwalt unruhig wurde. Um die Verurteilung zu erreichen, blieb nur eine Vertagung
übrig.

Wenige Tage vorher hatte das Verwaltungsgericht Hannover bereits die Kla-
ge gegen die Auflage abgeschmettert, die Anwesenheit von 50 Teilnehmern zur
Voraussetzung für den Betrieb der Lautsprecheranlage zu machen. „Wir wollen
es so“, sagt die Stadtverwaltung Hannover in Eintracht mit der Polizeidirektion.
Auch die Polizisten wissen bei ihren „Zählungen“ ganz genau Bescheid, wie sie
nicht auf 50 Teilnehmer oder mehr kommen: Nur wer eng beieinander steht und
miteinander redet, gehört zur Montagsdemo, während jene, die nur stehen blei-
ben oder gar mit dem Kopf schütteln, nicht hinzugehören.

Demokratische Willensbildung hin oder her: Die Polizisten sind politisch aus-
gerichtet und wissen, wie sie zu zählen haben. An dem ominösen Februartag
letzten Jahres hatten sie auch einen „Zusätzlichen“ dabei, einen Angehörigen der
Bundespolizei als „Hospitanten“, wie das so schön heißt. Man kann vermuten,
dass dieser Tag eben für den Einsatz gegen die Montagsdemo und die Konfiszie-
rung der Lautsprecheranlage bewusst festgelegt wurde.

Nun wurde mir bekannt, dass nach 174 Montagsdemos auch der Stadtver-
waltung Wilhelmshaven einfällt, dass sie die „50er-Regelung“ in Einsatz bringen
könnte. Die Wilhelmshavener Montagsdemonstranten werden dagegen protestie-
ren. Aber eines kann man jetzt schon sagen: Die Regierenden werden versuchen
wollen, die ja weitgehend überall geringere Beteiligung bei den Montagsdemos
auszunutzen, um die Resonanz und die Wirkung und Ausstrahlung der Montags-
demos weiter einzuschränken und kaputtzumachen.
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Es ist an der Zeit, dass alle politischen Kräfte, die an einer Ausweitung der de-
mokratischen Rechte auf antifaschistischer Grundlage und an einer Änderung der
gesellschaftlichen Verhältnisse interessiert sind, sich zusammenschließen und
gegen diese gemeinsam etwas unternehmen! Inzwischen ist das Lautsprecher-
verbot in Hagen aufgehoben worden. Widerstand lohnt sich eben doch!

Jobst Roselius

Geldstrafe zu hoch: Tagessatz für Hartz-IV-Betroffenen von
zehn auf sieben Euro reduziert („Tacheles-Sozialhilfe“)

Das Schweigen, die Aufregung
und die Leute, auf denen

man rumtrampelt
Unser politisches Personal steht auf demselben Ni-
veau wie vor der französischen Revolution die Köni-
ge! Die merkten auch nicht mehr, dass sie ihre Kar-
re an die Wand gefahren haben. Ebensowenig mer-
ken unsere heutigen Senatoren, die die Stadt Bre-
men managen, was sie gemacht haben, und wie sie
uns an die Wand fahren! Es ist hier angesprochen
worden, dass die Hartz-IV-Gesetzgebung oder die
dazugehörigen Verordnungen nicht mehr eingehal-
ten werden. Viele Bürger werden an den Rand ge-
drängt und gehen unter, durch Verschuldung! Es

kommt auch zu immer mehr Gewalttaten der Bürger untereinander.
Wir haben Polizisten, die sich schon mal einen Spaß daraus machen, mitzu-

helfen bei Übergriffen gegen Bürger. Obwohl die Polizisten selbst auf die Straße
gehen und um ihre Gehälter streiten müssen, beteiligen sie sich an Pogromen ge-
gen die Bürger, wie in Scheinheiligendamm. In Bremen stand ein hoher Beamter
vierzig Jahre lang im Polizeidienst und wurde nie strafrechtlich verfolgt, der über
1.000 Zivilisten in Italien hat ermorden lassen, zu Zeiten des Dritten Reiches. Der
wurde hier nicht vor Gericht gestellt! Er lebt in Ehren bei guter Pension dahin und
verzehrt sein Altersbrot.

Angeprangert werden wir, die keine Chance mehr am Leben sehen, die belo-
gen und beschissen worden sind, deren Kinder verluderte, dreckige Schulen be-
suchen müssen, von Pilz verseucht, wo es durchregnet, mit verwüsteten Spielgär-
ten. Die Jugendlichen sehen keine Existenz mehr: Darauf wird herumgetrampelt
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bis hin zu einer Frau Merkel. Doch auch sie ist nicht in der Lage, den Verantwort-
lichen auf die Füße zu treten für das Foltern von Kriegsgefangenen und anderer
Leute, die irgendwo im Gefängnis sitzen, einschließlich Deutscher, die irgendwo
auf Kuba inhaftiert waren. Da bringt Frau Merkel den Mund nicht auf! Es werden
Leute aufgehangen, an den Armen hinterm Rücken, denen wird ein Hemd über
den Kopf gezogen, und es wird Wasser rübergegossen, bis die Leute das Gefühl
haben, sie müssen ersticken oder ertrinken. Da wird nichts getan!

Und hier regt man sich auf, wenn irgendein Rentner zusammengeschlagen
und -getreten wird, was bestimmt nicht schön ist. Warum? Wer macht das? Am
Ende müssen wir Hartz-IV-Empfänger uns vorhalten lassen, wie viel Geld wir im
Monat bekommen, obwohl nicht einmal die Mieten und Stromkosten ausreichen.
Es fehlt überall Geld, es werden die Verordnungen nicht eingehalten, doch unse-
re Herren Senatoren, gerade zwei Jahre im Amt, haben hinterher noch eine Al-
tersversorgung von 2.400 Euro im Monat! Das sind unsere Volksvertreter?

Peter Kubiak (parteilos)

Das riecht nach Streik: Bahn will Einstiegsgrundgehalt der Lokführer
von 1.970 auf 1.884 Euro absenken („Spiegel-Online“)

Zum Leben brauchen wir alle
zehn Euro Mindestlohn

Die Regierung brüstet sich mit der „gesun-
kenen Arbeitslosigkeit“: Es gebe 600.000 Er-
werbslose weniger als vor einem Jahr, das
„beste Ergebnis seit 1995“. Dies müssen wir
etwas näher betrachten: Der Rückgang der
Arbeitslosigkeit ist Ergebnis der Ausdehnung
des Niedriglohnsektors, in dem sich heute be-
reits 21 Prozent der Beschäftigten befinden,
also eine Folge der Hartz-Gesetze!

Laut DGB brauchen 33 Prozent der Voll-
zeit-Beschäftigten ergänzendes ALG II, sie
können also von ihrem Lohn nicht leben! Die
Zunahme von 1,3 Millionen betroffenen Men-
schen entspricht einer Steigerung um 39 Pro-

zent von 2005 auf 2007. Mehr Leute haben also Arbeit, können aber nicht davon
leben, zumal die Preise steigen: jetzt wieder für Öl, Gas, Benzin, die Straßen-
bahn, aber auch für Lebensmittel!

18

http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-528068,00.html
http://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/Tarifkonflikt-Bahn-GDL;art271,2454537
http://www.swr.de/nachrichten/-/id=396/nid=396/did=3034702/jgt2z0/


Nun kommt selbst die SPD mit „Mindestlohn“ daher – aber was für einem?
Sieben Euro pro Stunde entsprechen bei einer 35-Stunden-Woche 1.065 Euro
brutto im Monat. Soll davon eine Familie leben und ihre Miete bezahlen können?
Der berühmt-berüchtigte Herr Rürup fordert sogar nur 4,50 Euro pro Stunde, 685
Euro pro Monat! Die CDU will stattdessen einen „Kombilohn“. Den haben wir frei-
lich heute schon, nämlich als Niedrigstlohn mit ergänzendem ALG II. Die Unter-
nehmer bedanken sich!

Natürlich brauchen wir einen Mindestlohn, aber er muss so hoch sein, dass
man davon leben kann! Nach europäischer Sozialcharta entspricht das 60 Pro-
zent des Durchschnittslohns. Das wären 1.600 Euro im Monat oder zehn Euro pro
Stunde. Auch davon kann man noch nicht reich werden! Deswegen gilt es, den
Kampf gegen die Hartz-Gesetze in diesem Jahr weiterzuführen und den Kampf
um zehn Euro Mindestlohn für alle aufzunehmen! In Polen haben die Bergarbei-
ter jetzt gezeigt, wie das geht. Sie haben 15 Prozent Lohnerhöhung und Zulagen
erstreikt! Herzlichen Glückwunsch!

Wolfgang Lange (MLPD)

Mehdorn knickt ein: Elf Prozent mehr Lohn für Lokführer –
und die Arbeitszeit wird verkürzt („Spiegel-Online“)

Immer wieder kommen
Fragen nach Hilfe

Nasskaltes und windiges Januarwetter bot den Rah-
men für unsere 164. Montagsdemo, der ersten in die-
sem Jahr, am 7. Januar 2008. Trotz erst nur gerin-
ger Zahl fanden sich dann wieder über 30 Teilneh-
mer und Zuhörer ein. Nach Wünschen für ein frohes
neues Jahr standen die wirtschaftlichen Ergebnisse,
die Kämpfe und Lebensverhältnisse der Menschen
im Mittelpunkt der Beiträge.

Es wurde von der „Gräfin-Emma-Aktion“ gegen
die offizielle Obdachlosen-Politik berichtet und vom
Verlauf und den Hintergründen des Prozesses ge-
gen Teilnehmer der hannoverschen Montagsdemo
anlässlich der Konfiszierung der Lautsprecheranla-
ge. Die ausländerfeindliche Wahlkampfpolitik Roland
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Kochs und anderer CDU-Häuptlinge wird weiter zu beobachten und zu kommen-
tieren sein.

Aber es kommen auch heute immer wieder Menschen, die Rat suchen, in
grundsätzlichen und speziellen Fragen, die kein Vertrauen und keine Lust mehr
dazu haben, sich von der Bagis und anderen Behörden „vergackeiern“ zu lassen.
Schon weil diese Menschen kommen, ist die Montagsdemo so wichtig!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Branchen-Mindestlohn ist Augenwischerei: Durch Umbenennung der Tätigkeit
müssen Beschäftigte weiterhin für Hungerlohn schuften („Spiegel-Online“)

Seehofer faselt von „fairen Preisen“: Nicht die Bauern, sondern die
Konzerne verdienen an teuren Lebensmitteln („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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165. Bremer Montagsdemo

am 14. 01. 2008

Die Wahrheit steht
zwischen den Zeilen

Ich habe schon früh gelernt, mit dieser Technik um-
zugehen. Wie gut! Jüngstes Beispiel: die Lohnfor-
derung von acht Prozent der Gewerkschaft Verdi.
Wie sagte doch eine Dame in der Talkshow: „Ma-
chen wir uns nichts vor, normalerweise müsste Ver-
di 20 Prozent Lohnerhöhung fordern, um acht Pro-
zent zu kriegen! Darum wird der Kompromiss nur
bei vier Prozent liegen. Davon werden aber drei
Prozent von der Inflation aufgefressen!“ Eigentlich
hatte man jetzt einen Aufschrei der Politiker hören
müssen, doch es herrschte Stillweigen, man ging
zum nächsten Thema über.

Was ist das? Da sagt jemand etwas, das ei-
gentlich keinem recht sein kann, und es erfolgt kei-
ne Gegenwehr, nicht einmal ein Kommentar der
Moderatorin? Das macht mich aber stutzig, wenn jemand acht Prozent verlangt
und nur ein Prozent Zuwachs herauskommt! Was bekommt dann derjenige, der
bescheidene zwei Prozent mehr fordert? Wenn er nur die Hälfte des Geforderten
erhielte, wär es immerhin ein Prozent, doch bei der Inflationsrate von drei Prozent
sind es im Endeffekt minus zwei Prozent!

Ja, genau das werdet ihr lieben Rentner bekommen: Wir werden wieder ein-
mal, trotz einer fiktiven Rentenerhöhung von zwei Prozent, ein reales Minus ha-
ben. Wenn das kein Grund zum Aufschrei ist! Leider können die meisten schein-
bar nicht zwischen den Zeilen lesen. Holt euch Bücher, macht euch schlau! Mein
Vater sagte immer: „Man wird alt wie eine Kuh und lernt, wenn man will, jeden
Tag dazu.“ Ein Unwissender gerät mit Sicherheit immer ins Hintertreffen!

Als mein Enkelkind mal ein Phase der Lernunwilligkeit hatte und seine Mutter
mir das erzählte, sagte ich: „Mein liebes Kind, ich verstehe, dass du manchmal
keine Lust hast zu lernen, aber wenn du nicht lernen möchtest, sind die anderen
bald schlauer als du und werden dir dein Taschengeld irgendwie aus der Nase
ziehen!“ Heute ist der Junge sehr aufmerksam beim Lernen und fragt seinen Opa:
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„Was macht ihr eigentlich bei der Montagsdemo?“ Unser Enkelkind, acht Jahre
jung, ist eines von fünfen. Wie gut, dass sie einen Opa haben, der zwischen den
Zeilen lesen kann!

Udo Riedel (parteilos)

„Expertentipp“: Wer seine Ersparnisse vor der Riester-Verrechnung
schützen will, kann sie vorher verfrühstücken („Spiegel-Online“)

Bremen fordert die Förderer
und fördert die Forderer

Um den Sendesaal ist es in letzter Zeit still gewor-
den. Das vorläufig letzte Konzert ist verklungen, doch
Bausenator Loske hat noch nicht den Daumen ge-
senkt. Inzwischen gibt es einen neuen Hoffnungs-
schimmer, denn jetzt ist auch Klaus Hübotter – der
Retter zahlreicher bremischer Kulturgüter – im Spiel.
Er sei von verschiedener, auch politischer Seite dar-
um gebeten worden, sich „ernsthaft Gedanken“ zu
machen, und er sei „dankbar“ dafür, so der „Weser-
Kurier“ vom 29. Dezember 2007.

Auch von „Radio Bremen“ sind inzwischen etwas
andere Töne zu vernehmen. Danach hat der Sender den Immobilienkäufern über-
raschend ein Rücktrittsrecht vom Vertrag bis Ende 2008 eingeräumt. Es ist also
alles wieder offen!

Im Sendesaal spielten weltberühmte Jazz- und Popmusikgrößen, traten die
Liedermacher Ulrich Roski, Franz-Josef Degenhardt, Hans-Dieter Hüsch und Udo
Lindenberg auf, gastierte die „Münchner Lach- und Schießgesellschaft“. Platten-
oder CD-Aufnahmen machten unter anderem Nicolaus Harnoncourt mit dem
„Concentus Musicus“ Wien, die „Musica antiqua“ Köln oder der „Monteverdi-Chor“
Hamburg. Die Reihe ließe sich unendlich fortsetzen, und sie muss auch unbe-
dingt fortgesetzt werden!

Vielleicht täuscht die äußerliche Stille, die gegenwärtig herrscht, und es wird
hinter den Kulissen intensiv um den Erhalt des Saales gerungen. Ich habe in letz-
ter Zeit verschiedentlich das Gelände besucht und keinerlei Abrissvorbereitungen
feststellen können. Lasst uns dem Sendesaal von ganzem Herzen diese positive
Zukunft wünschen!

Vom Kulturförderer Klaus Hübotter jetzt zu einem Kapitaleigner ganz anderer
Art: BDA-Präsident Dieter Hundt will bekanntlich beim „Eiswette “-Festschmaus
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eine Rede schwingen. Worüber der Träger des Großen Bundesverdienstkreuzes
mit Stern am Schulterband diesmal wieder reden wird, dürfte nicht schwer zu er-
raten sein, gehören zu seinen unverschämten Forderungen doch die Zahlung von
fünf Euro pro Arztbesuch für jeden Bürger, die „Anpassung der Hinterbliebenen-
rente an den tatsächlichen Bedarf“ sowie gar die Abschaffung des Streikrechts!
Das lassen wir uns nicht bieten! Wir wollen ihm am Samstag , dem 19. Januar
2008, einen heißen Empfang bereiten: um 13:30 Uhr am Hotel Maritim . –

Seit Anfang Januar gibt es im Internet einen bemerkenswerten Friedens-
aufruf . Er stammt zwar vom SPD-nahen „Willy-Brandt-Kreis“, gibt aber in den
meisten Passagen die Positionen der Friedensbewegung recht gut wieder. In die-
sem Sinne kann er durchaus als Mahnung und zugleich als Appell an die in Berlin
mitregierenden Genossen verstanden werden, sich endlich für ein deutlich sicht-
bares Versöhnungs- und Friedenszeichen vor allem in Richtung Osteuropa einzu-
setzen. Die Bundesregierung plant bekanntlich ein heftig umstrittenes „Zentrum
gegen Vertreibung“ und bedient damit die reaktionärsten Kräfte in der Union und
den „Vertriebenverbänden“ – sehr zur Freude der alten und neuen Nazis. Eine
ungeheuerliche Provokation!

Die Initiatoren des Aufrufs schreiben unter anderem: „Wir brauchen kein Zen-
trum gegen Vertreibung. Wir brauchen ein Zentrum gegen Krieg – das den Jünge-
ren veranschaulicht, weshalb Krieg geächtet und künftig zu meiden ist. Jede Art
Kriegsleiden könnte hier einen Raum bekommen, nicht nur die, die heute noch
entschädigungsrelevant sind. Am Eingang wäre eine Warnung von Bertolt Brecht
von 1952 denkbar: ‚Das Gedächtnis der Menschheit für erduldete Leiden ist er-
staunlich kurz. Ihre Vorstellungskraft für kommende Leiden ist fast noch gerin-
ger.‘“ Wer möchte, kann sich diesem Aufruf noch anschließen.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Schockwelle mit Vorankündigung: US-Hypothekenkrise
erfasst Frankfurter Börse („Spiegel-Online“)

Angst vor der Jugend?
Müssen wir Angst vor „der“ Jugend haben? Müssen wir um unser Leben fürch-
ten, wenn wir beim Gassigehen Jugendlichen begegnen? Sind unsere Kinder
wandelnde Zeitbomben, die sich Gewaltphantasien hingeben und sie womöglich
auch ausleben? Wenn wir bürgerlichen Politikern vom Schlage eines Roland Koch
Glauben schenken, so ist das der Fall, und Jugendliche sollte man vielleicht schon
im zarten Alter von zehn oder elf rein prophylaktisch in ein hartes Erziehungs-
camp stecken!
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Natürlich hat niemand Verständnis für die jüngs-
ten Gewalttaten von Jugendlichen. Aber wir müssen
uns zwei Fragen stellen. Erstens: Hat die Jugend-
kriminalität eine neue Quantität und Qualität ange-
nommen? Zweitens: Warum wird eine ganze Ge-
neration als so verbrechensanfällig an den Pranger
gestellt? Daraus ergibt sich die dritte, ganz schlich-
te Frage: Was tun? Es sind durchaus keine neuen
Zustände eingetreten, im Gegenteil: Führende Wis-
senschaftler wie der Direktor des „Kriminologischen

Forschungsinstituts Niedersachsens“, Professor Pfeiffer, haben sogar herausge-
funden, dass die Jugendkriminalität insgesamt rückläufig ist. So sind Tötungsde-
likte von 14- bis 21-Jährigen in den letzten zehn Jahren um 30 Prozent zurück-
gegangen, Raubdelikte um ein Fünftel.

Trotzdem versuchen bürgerliche Politiker, die Jugend insgesamt unter Gene-
ralverdacht zu stellen, was sich zum Beispiel im Hessen-Wahlkampf zu einer re-
aktionären Kampagne steigert. Allerdings müssen wir feststellen, dass es nicht
Wahlkampfgetöse ist, sondern ein Teil der fortschreitenden Faschisierung des
Staatsapparates und des Abbaus bürgerlich-demokratischer Rechte und Freihei-
ten! Die Monopole und ihre Regierungen wissen, dass die Akzeptanz in breiten
Kreisen der Bevölkerung für ihren Faschisierungskurs immer weiter sinkt. Also
muss jetzt die Jugend herhalten, neue, noch schärfere Gesetze herauszubringen!

Der Loslösungsprozess von den bürgerlichen Parteien, dem bürgerlichen Par-
lamentarismus und seinen Institutionen ist besonders stark unter der Jugend. Die
Monopole treibt die Angst um, dass die Rebellion der Jugend in einen bewussten
Kampf für eine gesellschaftliche Perspektive umschlägt. Das kapitalistische Sys-
tem bietet der Jugend keine Zukunft! Es gibt immer weniger betriebliche Lehrstel-
len, Studiengebühren werden eingeführt, Freizeiteinrichtungen privatisiert oder
geschlossen, Kinder von Hartz-IV-Betroffenen müssen – in einem der reichsten
Länder der Erde – hungrig zur Schule gehen und können vom Satz für ihre Er-
nährung auch nicht gesund ernährt werden: Das ist der jugendfeindliche Kurs die-
ses Staates der Monopole. Und die Jugend begehrt auf dagegen! Sie setzt sich
in zahlreichen Kämpfen und Volksbewegungen mit ihrem Elan und ihrem Enthu-
siasmus an die Spitze, ja, sie ist am meisten offen für die Perspektive einer befrei-
ten Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung, den echten Sozialismus.
Die Jugend steht links!

Das ist keine leere Phrase. Ich spreche hier für die MLPD, die mit ihrem Ju-
gendverband „Rebell“ und ihrer Kinderorganisation „Rotfüchse“ sowie einer um-
fassenden Jugendarbeit Verantwortung übernimmt für die Zukunft der Jugend.
Dabei kommen wir zu ganz anderen Schlussfolgerungen als die bürgerlichen Par-
teien! Wir betrachten die Jugend als am meisten aufgeschlossen für eine gesell-
schaftliche Perspektive. Natürlich ist sie auch unerfahren und anfällig für die bür-
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gerliche und kleinbürgerliche Denkweise, die auf sie über tausend Kanäle und ei-
ne allseitige Meinungsmanipulation einwirkt. Und doch hat die MLPD in über 25
Jahren Parteiaufbau festgestellt, dass unser Vertrauen in die Jugend gerechtfer-
tigt ist. Auch hier in Bremen wollen wir als MLPD in unserer Kleinarbeit einen be-
sonderen Schwerpunkt in der Jugendarbeit setzen. Wir werden eine Initiativgrup-
pe für den Parteiaufbau gründen, in der sich jeder beteiligen kann, der in Wort
und Tat die Jugendarbeit unterstützen will. Vielleicht ist ja der eine oder andere
unter euch, der da mitmachen will. Und wir müssen uns auch als Montagsdemo
immer wieder etwas einfallen lassen, um die Jugend zu gewinnen!

Matthias Feilke (MLPD)

Kleinbürgerliches Denken: Statt um Transparenz, Aufrichtigkeit und Volksnähe
bemüht sich die Bremer „Linke“ um „Professionalisierung“ („Spiegel-Online“)

„Offenes Mikrofon gefährdet öffentliche Sicherheit“: Wilhelmshavener Stadtver-
waltung versucht, kritische Meinungsäußerung zu unterdrücken („RF-News“)

Wutanfall: Rumpelstilzchen benutzt Abschluss mit der GDL als Erklärung
für ohnehin geplante Rationalisierungsmaßnahmen („Spiegel-Online“)

Der Warnschuss für Koch
und die Verpuffung von Riester

1. Schöner hausen mit Hartz IV? Das „Bauhaus“
sucht in einem Wettbewerb nach der „Wohnung
für das Existenzminimum“. Erlaubt ist vieles: „Re-
tro“ oder Futuristisches, Cooles und auch Kusche-
liges, obwohl das „Cocooning“ als ein wenig über-
holt gilt. Die Frage, wie man wohnt, wird furcht-
bar ernst genommen, denn sie verrät viel über den
Geschmack, aber eben auch über den Status ei-
ner Person.

Fast schon provozierend mutet bei all den äs-
thetischen Stilübungen eine Initiative an, die von
der ostdeutschen Provinz ausgehen und die ganze Welt erreichen soll: Die „Stif-
tung Bauhaus Dessau“ sucht seit Anfang Januar im Rahmen eines Wettbewerbs
die „Wohnung für das Existenzminimum von heute“. Hübscher wohnen für Hartz-
IV-Empfänger und die Bedürftigen in den Slums? Die Gruppe derer, die von den
Vorschlägen profitieren sollen, ist groß: Arbeitslose, Obdachlose, Rentner, Allein-
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erziehende, kinderreiche Familien. Es lassen sich viele Daseinsformen am Exis-
tenzminimum finden, denn überall, auch in Europa, nimmt die Armut zu.

Es gehört schon eine große Portion an Menschenverachtung dazu, auf wel-
che Art sich hier Gedanken um uns gemacht werden! Ganz dreist wird zuge-
geben, dass die Armut überall zunimmt, geschrieben mit der größten Selbstver-
ständlichkeit, als sei es völlig normal oder handele sich um eine unvermeidbare
Naturkatastrophe! Die in Frankfurt versammelte Avantgarde hatte sich bereits auf
die Idee der „Minimalwohnung “ eingeschworen. In einer Ausstellung und später
in einem Buch wurden 100 Grundrisse präsentiert, etwa die 23-Quadratmeter-
Wohnung „für eine erwerbstätige Frau“. Einer Familie wurde das Zusammenleben
auf 48 Quadratmetern zugemutet.

Le Corbusier hielt Vier-Quadratmeter-Schlafkammern für ausreichend. Für
eine kurze Zeit des Lebens, wie zum Beispiel das Studium, halte ich diese Grö-
ße noch für angemessen, aber zum Leben, insbesondere wenn man arbeitslos
ist und den ganzen Tag zu Hause verbringt, sind Wohnungen unter 45 Quadrat-
metern zu klein. Offenbar gilt es nun, europaweit einen neuen Markt aufzuteilen.
Dafür müssen wohl ganze Stadtteile umgestaltet werden. Ob eine Mauer darum
herumgebaut wird oder nur Stacheldraht? Werden die Angehörigen der Unter-
schicht dorthin zwangsdeportiert? Dürfen sie nur einen oder sogar zwei Koffer
mitnehmen?

Ich ärgere mich auch über den gehässigen Sprachstil des „Spiegel“-Artikels,
er hat für mich etwas Diskriminierendes. Aber es scheint nun zum guten Ton zu
gehören, dezent abfällig über Angehörige des „Prekariats“ zu lästern! Wenn ich
lese, dass ich nicht mehr wohne, sondern „hause“, dann lebe ich auch nicht mehr,
sondern „vegetiere“ nur noch vor mich hin. Dass ein Reporter vom „Spiegel“ so
eine menschenverachtende Überschrift bringt, zeigt, auf welches Niveau dieses
Blatt inzwischen abgetaucht ist.

Auch der „Stern“ trägt in einer Reklame seinen Teil dazu bei: „Porsche Small
SUV – Der Cayenne für die Armen. Hartz IV wird vermutlich nicht ausreichen,
aber auch im Hause Porsche muss der Kompakt-SUV billiger werden als das
große Modell.“ Die Ausgrenzung und selbstverständliche Diskriminierung weiter
Bevölkerungsteile scheint sich als gesellschaftsfähig entpuppt und etabliert zu
haben. Ganz normal eben!

2. Als ob es nicht schon genügen würde, dass Hessens Ministerpräsident Koch so-
genannte Erziehungscamps für – vor allem ausländische – Jugendliche gefordert
hat, überspannt er jetzt absolut den Bogen mit seiner Forderung, bereits Kinder
unter 14 Jahren ins Gefängnis zu stecken! Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel
ließ sich peinlicherweise vor Kochs Wahlkampfkarren spannen: Sie sprach sich
für eine Erhöhung der Höchststrafe auf 15 Jahre, beschleunigte Gerichtsverfah-
ren und den „Warnschussarrest“ aus. Auch sollten Überachtzehnjährige nach Er-
wachsenenstrafrecht verurteilt und ausländische Gesetzesbrecher schneller ab-
geschoben werden.
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Es ist bedenklich, dass ausgerechnet der Ministerpräsident desjenigen Lan-
des die Debatte anheizt, in dem die Verurteilung eines Täters nach einer Straf-
tat im bundesweiten Vergleich am längsten dauert. Eigentlich bedarf es nicht viel
Kenntnis von Pädagogik, um zu wissen, dass perspektivlose Jugendliche, je här-
ter mit ihnen umgegangen wird, desto verzweifelter und roher werden. Inzwischen
wandte sich auch die „Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendge-
richtshilfen“ gegen ein hartes Vorgehen gegen Jugendkriminalität. Dieses stehe
„im Widerspruch zu sämtlichen Ergebnissen der Forschung“, heißt es in einer Re-
solution, die rund tausend Jugendrichter und Kriminologen unterzeichneten.

Es gebe keine Anhaltspunkte dafür, dass härtere Sanktionen oder längere
Strafen die Rückfallquote reduzieren. Man kann sich leicht die Finger dabei ver-
brennen, wenn man mit den Ängsten der Leute spielt, statt sie ernst zu nehmen!
Der Grünen-Politiker Kai Gehring brachte es auf den Punkt, indem er sich für
mehr präventive Maßnahmen gegen Kinder- und Jugendkriminalität aussprach:
„Gewaltkarrieren dürfen gar nicht erst entstehen, Prävention geht vor Repression,
das ist wirksamer.“ Vielschichtige Ursachen erforderten vielschichtige Präventi-
onsansätze. Statt „Kochs Wahlkampfgetöse à la Kinderstrafrecht“ sei auch eine
bessere Erziehung nötig. Dazu gehört natürlich eine vernünftige Ausbildung für
alle!

Andererseits braucht das Finanzkapital Kochs Rassismus, denn die Arbeits-
kraft von Migrantenkindern wird immer weniger gebraucht. Die CDU will daher von
der sozialen Frage ablenken: Rassismus soll als Kitt einer illusionären Volksge-
meinschaft zwischen Reichen und der wachsenden Zahl der Armen dienen! Die
überproportionale Jugendkriminalität von Ausländern ist vor allem ein soziales
Problem: Einwanderer sind überwiegend Arbeiter, doch die Arbeitskraft ihrer Kin-
der wird immer weniger gebraucht. Nur noch ein Viertel der ausländischen 18- bis
21-Jährigen hat eine Berufsausbildung absolviert. Viele haben keinen Job oder
sind schlecht bezahlt in prekären Arbeitsverhältnissen. Daraus Selbstbewusst-
sein zu ziehen, ist schwierig. Wer diese Verhältnisse aufrechterhält, fördert damit
auch Jugendkriminalität!

3. Der Vorsitzende der Fraktion „Die Linke“, Oskar Lafontaine, fordert die Bun-
desregierung auf, „sofort alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit der
Riester-Betrug gestoppt wird, der in Zukunft Millionen Arbeitnehmer mit gerin-
gen Einkommen und durch Arbeitslosigkeit unterbrochenen Beitragszeiten treffen
kann“. Renten-Experten haben festgestellt, dass sich die zusätzliche Altersvor-
sorge für viele künftige Rentnerinnen und Rentner aufgrund der Gesetzeslage in
Luft auflöst. „Das ist doppelter Betrug: Erst kürzen Union und SPD die gesetzliche
Rente soweit, dass viele nur noch eine Grundsicherung oder weniger bekommen,
und dann wird den Betroffenen auch noch die Riester-Rente weggenommen, de-
ren Beiträge sie sich oft vom Munde abgespart haben“, so Lanfontaine.

Die Riester-Rente ist von Anfang an nur ein riesiges Subventionierungspro-
gramm für Banken und Versicherungskonzerne, die prächtig daran verdienen. An
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denen, die sowieso nicht sparen können, weil sie ihr gesamtes Einkommen ver-
konsumieren müssen, geht das Konzept total vorbei – abgesehen davon, dass
sie steuerlich die Besserverdienenden subventionieren, die sich eine private Vor-
sorge leisten können.

Eigentlich müsste dieses Problem doch allen Sozialpolitikern in den Bundes-
tagsparteien ebenso klar sein wie den Experten für die Altersvorsorge! Uneigent-
lich wird die Sachlage geleugnet, heißen sämtliche Parlamentarier plötzlich Hase
mit Familiennamen: Sie tun so, als ob gering verdienende Verkäuferinnen oder
Frisöre von der Riester-Rente profitieren könnten. Mit dem „kleinen Mann“ oder
der „kleinen Frau“ meint man es machen zu können: Neben permanenter Diskri-
minierung erfolgt auch noch andauernder Beschiss!

4. Menschenverachtende Brutalität kennt keine Grenzen mehr! Vorgestern wurde
ein wehrloser Obdachloser zweimal angegriffen und mit Messerstichen schwer
verletzt. Der Mann musste ins Krankenhaus, die Polizei ermittelt wegen versuch-
ten Mordes. Nach Polizeiangaben hatte der 50-Jährige in einem Hauseingang in
der Sankt-Pauli-Straße geschlafen, als gegen drei Uhr morgens ein Unbekann-
ter zunächst Bier verlangte. Anschließend prügelte und trat er auf den Obdachlo-
sen ein. Nachdem ein Anwohner dem Mann zu Hilfe kam, ergriff der Angreifer die
Flucht.

Doch nur 20 Minuten später wurde der 50-Jährige, der bereits wieder einge-
döst war, von einem Mann an der Kleidung gepackt und mit Messerstichen am
ganzen Körper verletzt. Die Polizei schließt nicht aus, dass es sich beide Male
um denselben Täter handelt, da sich beide Personenbeschreibungen (etwa 1,80
Meter groß, kräftig, 25 bis 40 Jahre alt, kurze dunkelblonde Haare) ähneln. Die
Staatsanwaltschaft hat für Hinweise eine Belohnung von 2.000 Euro ausgesetzt.
Demnach scheint es sich nicht um einen Ausländer zu handeln! So wird sich Herr
Koch nicht für diese Meldung interessieren.

5. Nach Angaben des Vereins „Frauenwürde“ hat der zu knapp bemessene Re-
gelsatz bei Hartz IV zu mehr ungewollten Schwangerschaften geführt. Wie der
in der Schwangerenkonfliktberatung tätige christliche Verein am Montag in Köln
mitteilte, gaben die betroffenen Frauen an, von ihrem knapp bemessenen Geld
keine sicheren Verhütungsmittel bezahlen zu können. „Das Geld für die ‚Pille‘
brauche ich, um für meinen Mann und meine zwei Kinder eine halbe Woche fürs
Frühstück einzukaufen“, sagte eine Betroffene ihrer Beraterin.

Verhütungsmittel sind nicht zu finanzieren, wenn der Regelsatz 311 Euro pro
erwachsene Person bei Verheirateten und Zusammenlebenden oder 345 Euro für
Alleinstehende beträgt, denn davon sollen Ernährung, Kleidung, Hygieneartikel
und mehr bezahlt werden, berichtete „Frauenwürde“-Vorsitzende Annegret Laak-
mann. Die ‚Pille‘ kostet etwa zehn Euro monatlich, eine ‚Spirale‘ hingegen 150
Euro. Der Verein „Frauenwürde“ will bis zur hoffentlich bald eintretenden Geset-
zesänderung die Schaffung von kommunalen oder privaten Hilfsfonds vorantrei-
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ben, an die sich Frauen mit wenig Geld zur Deckung der Kosten für Verhütungs-
mittel wenden können. Es ist sicher nicht im Sinne „staatlich erwünschter Men-
schenproduktion“, wenn hier die „Überflüssigen“ noch mehr Kinder bekommen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Gewaltkultur: „In keinem Genre verdichten sich soziales Elend und seine
Übersetzung in Kunst und Kriminalität derart wie im Rap“ („Spiegel-Online“)

Jugend einlagern statt ausbilden?
Die CDU und ihre reaktionären Vorreiter wie
Roland Koch haben die sogenannte Jugend-
kriminalität zum Wahlkampfthema gemacht,
um am rechten Rand zu fischen und dump-
fe Gefühle wachzurufen. Wissenschaftliche In-
stitute haben dargelegt, dass die Gewaltkrimi-
nalität im Gegenteil in den vergangenen Jah-
ren zurückgegangen ist. Um aber die Unzu-
länglichkeiten im eigenen Land zu vertuschen,
klopft Koch reaktionäre Sprüche – es gibt we-
der das Forschen nach den Ursachen noch die
Überlegung, welche Perspektive die Jugend
denn hat. Nein: Selbst in Schmiergeldaffären
bis in die Kohl-Zeit verwickelt, macht sich die
CDU als Zutreiber zur NPD verdient!

Aber die SPD ist nicht viel besser. Sie
nimmt zwar nicht so eine extreme Position ein, aber speziell aus ihrer Politik, der
Agenda 2010 und den Hartz-Gesetzen, ist die Perspektivlosigkeit gespeist: mit
immer weniger Angeboten an die Jugend und dem Zu-Tode-Sparen in Ländern
und Kommunen, während das Kapital noch und noch hofiert wird. Jede Gewalt
unter Jugendlichen und gegen Minderheiten, Alte, Kranke oder Obdachlose ist
prinzipiell abzulehnen. Aber wer der Jugend keine positive Zukunft bieten kann
und mit wie auch immer bezeichneten Erziehungslagern das Genick brechen will,
der treibt nichts anderes als die Faschisierung immer weiterer Lebensbereiche
voran!

Der Bahnvorstand hat sich endlich bequemt, der GDL einen eigenen Tarif-
vertrag zuzugestehen. Die Lokführer-Kollegen müssen jetzt prüfen, ob ihnen das
Angebot reicht. Die nächste Tarifrunde bei Verdi steht vor der Tür, und die Acht-
Prozent-Forderung findet bei einer Umfrage von „Infratest“ breite Unterstützung:
55 Prozent unterstützen die Forderung, vier Prozent finden sie noch zu niedrig,
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nur 37 Prozent zu hoch. Wir können ein heißes Frühjahr erwarten! Auch in Polen
und Russland müssen die Arbeiter und Angestellten harte Auseinandersetzungen
führen: Die polnischen Bergleute der Zeche Budryk konnten ihre Forderung voll
durchsetzen, und die Ford-Autoarbeiter bei Sankt Petersburg lassen sich von Be-
trugsmanövern, wie sie bei uns der Bahnvorstand versuchte, nicht einschüchtern.

Bei uns müssen auch noch andere Themen immer wieder auf den Tisch, etwa
die Situation der Hartz-IV-Betroffenen oder der Rentner. Gerade erweist sich die
sogenannte Riester-Rente mal wieder als Flop für Gering- und Normal-Niedrig-
verdiener. Irgendwo im Kleingedruckten der Gesetzestexte steht, dass in diesen
Fällen eine Verrechnung mit der „Grundsicherung im Alter“ vorgenommen werden
wird. Wer also sind die Abkassierer? All jene, die sich sowieso gut absichern
können! Auch das muss alles geändert werden.

Unseren Protest zeigen wir beim „Eiswette-Essen “ am 19. Januar 2007 um
13:30 Uhr vor dem „Hotel Maritim “ und dem Kongresszentrum. Mit dem „Bremer
Friedensforum“ zusammen wollen wir gegen die Politik des „Arbeitgeberverban-
des“ und seines Präsidenten Dieter Hundt demonstrieren. Mit immer schärferen
Forderungen gegen Arbeitende und Arbeitslose wollen sie die Rechte von immer
mehr Menschen einschränken – und sich selbst die Taschen füllen, um den Kon-
kurrenzkampf weiter anzuheizen und um ihren Krieg gegen die ganze Welt durch-
zuführen. Kommt zahlreich!

Jobst Roselius

Plumpsklo selber ausheben und Holzhacken bei minus 55 Grad: Hessen
schickt Böse-Wicht nach Sibirien in den Kinder-Gulag („Bild“-Zeitung)

Parteischädigung: Ex-Wirtschaftsminister Clement setzt frühere Führungsrolle
in der SPD als bezahlter Lobbyist in klingende Münze um („Spiegel-Online“)

Wir fordern einen Freibetrag bei
Anrechnung von Riester-Renten!

1. Um die Riester-Rente gibt es derzeit großen Wirbel, aber Betrug liegt nicht vor.
Bei der Grundsicherung werden wie beim ALG II alle anderen Einkünfte überwie-
gend angerechnet: Wer „Hartz IV“ beantragt und eine Rente erhält, zum Beispiel
aus Nießbrauchverkauf, bekommt entsprechend weniger ALG II. Genauso wird
mit jeder anderen Rente verfahren, auch mit Riester-Auszahlungen . Der augen-
blickliche Protest und der Druck der Versicherungswirtschaft wird aber eventuell
einen Freibetrag bei der Anrechnung von Riester-Auszahlungen erreichen. Lasst
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uns gemeinsam die Daumen drücken! Diesen Freibetrag können dann auch alle
anderen für vergleichbare Renten einforden.

Bei der Grundsicherung gibt es wie beim ALG II einen Freibetrag für Ver-
mögen, allerdings ist er wesentlich geringer: Zurzeit liegt er bei 2.301 Euro. Auf-
gezehrt durch Anrechnung wird somit die laufende Riester-Auszahlung. Eine Kün-
digung des Vertrages führt zur Rückforderung der bisherigen Fördermittel, daher
ist eventuell eine Ruhendstellung besser. Die Nachfrage nach dem „Was-wäre-
wenn“ weckt den Versicherer auf!

Das Grundsicherungsproblem haben aber nicht nur Geringverdiener, denn
die gesetzliche Rente befindet sich im Sinkflug, wie „Plus-Minus“ meldet: „Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des ‚Paritätischen Wohlfahrtsverbandes‘ pro-
gnostiziert: ‚Dass wir wieder eine ganz erhebliche Altersarmut bekommen wer-
den, ist unausweichlich. Wir haben jetzt eine sehr geringe Altersarmut, lediglich
2,5 Prozent der älteren Bevölkerung gelten als arm. Wir müssen uns in 15 bis
20 Jahren wieder an Quoten von 10, 15, 20 Prozent gewöhnen, wenn wir nicht
massiv politisch gegensteuern.‘ Berechnungen des ‚Paritätischen Wohlfahrtver-
bandes‘ zeigen: Schon in 14 Jahren, also 2022, wird, bei Berücksichtigung der In-
flation, die Durchschnittsrente auf das Niveau der Grundsicherung absinken. Das
würde bedeuten, dass gut zwei Millionen Rentner auf Sozialhilfe-Niveau leben.

Ab wann rechnet sich die private Vorsorge? Ab welchem Einkommen lohnt
sich private Altersvorsorge nach dem Status quo überhaupt? Andreas Bickert ver-
dient als Gepäckfahrer am Frankfurter Flughafen 1.900 Euro brutto im Monat.
Zahlt er 35 Jahre in die gesetzliche Rentenversicherung ein, kommt er einmal auf
rund 700 Euro Rente, exakt die Höhe der Grundsicherung. Bickert liegt damit ge-
nau an der Grenze. Was er zusätzlich spart, gibt es später für ihn komplett oben-
drauf. Allen, die weniger als 1.900 Euro brutto verdienen, drohen aber Abschläge
bei der privaten Altersvorsorge.“

Soweit diese Sendung. Die Wirklichkeit sieht noch weit schlechter aus, weil
davon auszugehen ist, dass vor dem Übergang in Rente oder Grundsicherung ein
ALG-II-Bezug liegt. Bereits heute stellen nur circa 20 Prozent aller Rentner aus ei-
ner sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung heraus den Rentenantrag. Bei
ALG I werden 90 Prozent des zu berücksichtigen Einkommens für die Zahlung der
Rentenbeiträge zugrunde gelegt, bei ALG II 205 Euro. Bei Sozialgeld werden kei-
ne Rentenbeiträge gezahlt. Die Rentenhochrechnungen der Deutschen Renten-
versicherung berücksichtigen dieses Risiko nicht, sie lauten inzwischen auf das
Rentenalter 67 Jahre!

Die Haushaltsplanungen der Deutschen Rentenversicherung berücksichtigen
daher nicht die tatsächlichen Beitragsmindereinnahmen durch Verringerung der
ALG-I-Bezugsdauer, Verwehrung von ALG I durch höhere Zugangsvorausetzun-
gen und Anstieg der Zahl von ALG-II-Betroffenen. Besonders hart ist, dass Men-
schen, die durch das soziale Netz fallen, auch keine Beiträge zahlen. Diese Va-
riante wurde überhaupt noch nicht von der Rentenversicherung entdeckt! Außer-
dem werden die Zahlen der Arbeitslosenstatistik einfach geglaubt.
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Die Warnung des „Paritätischen Wohlfahrtverbandes“ stammt vom Novem-
ber 2006, zeigt aber hochaktuell diese Entwicklung auf. Nur die Gesamtzahl der
auf Grundsichrung angewiesenen Rentner(innen) wird leider noch wesentlich hö-
her sein, wenn die Sozialpolitik beim „aktivierenden Sozialstaat“ bleibt! So wie
viele Hartz-IV-Betroffene „über Riester“ sauer sind, ärgern sich viele Arbeitneh-
mer(innen) über die Beiträge zur Rentenversicherung. Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. ALG I wird demnächst für ältere Arbeitslose
wieder länger gezahlt. Dies erfolgt rückwirkend ab
1. Januar 2008, aber was gilt zwischenzeitlich? Wer
unter diese Regelung fällt, sollte gegen den Auf-
hebungsbescheid für Arbeitslosengeld I Wider-
spruch einlegen und sich weiterhin bei der Bundes-
agentur arbeitssuchend melden. Er sollte auch den
Antrag auf ALG II stellen, sich allerdings vorher in-
formieren. Die kleinste Übung besteht darin, die Le-
bensversicherungen „Hartz-IV-fest“ zu machen.

Wessen ALG I ausläuft oder wer trotz Beitrags-
zahlung noch keinen Anspruch auf ALG I erworben hat, sollte gegen die Aufhe-
bung oder Ablehnung ebenfalls Widerspruch einlegen. Das politische Personal
ist aktiv geworden, weil Klagen gegen die Änderung der Bezugsdauer von ALG I
Aussicht auf Erfolg haben. –

Ansonsten will Ursula von der Leyen mehr Geld, so der „Weser-Kurier“ vom
5. Januar 2008: 100 Millionen für das Eltern-, 30 für das Erziehungsgeld . Be-
reits im Dezember hat von der Leyen 130 Millionen für das Eltern- und 70 für das
Erziehungsgeld zusätzlich beantragt. Wie wurden dabei eigentlich die (zugege-
benen) 60 Millionen Euro für Werbemaßnahmen und positive Darstellung des El-
terngeldes verbucht? Wieso kann Frau von der Leyen bei der Bedarfsermittlung
so daneben liegen? Sind weitere Werbeaktionen geplant?

Das Millionengrab Gesundheitsfonds wurde von Frau Merkel verteidigt. Er
soll dazu beitragen, den Wettbewerb der Gesetzlichen Krankenkassen unterein-
ander zu stärken. Begründet hat Frau Merkel diese Behauptung nicht. Der Ge-
sundheitsfonds führt erst einmal zu einem einheitlichem Beitragssatz für alle ge-
setzlichen Krankenkassen. Wieso soll dass ein verstärkter Wettbewerb sein? Die
Kasse, die mit diesem Beitrag nicht auskommt, kann von ihren Versicherten nach-
träglich rückwirkend einen Zusatzbeitrag einfordern. Der Versicherte hat ein au-
ßerordentliches Kündigungsrecht, zahlen muss er trotzdem. Die Arbeitgeber blei-
ben von einer solchen Nachforderung ausdrücklich verschont. Nachtigall, ick hör
dir „merkeln“! (Zur „Gesundheitsreform“ siehe auch 111., 114., 116. und 117. Bre-
mer Montagsdemo).
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3. Wir kommen jetzt auf den Hundt, genauer: auf den Besuch vom Arbeitgeber-
präsident Hundt zur Eiswette zu sprechen, bei dem es sich um einen Vertre-
ter der „Ziege“ handelt. Er hat die Einführung von ALG II im Zuge von Hartz IV
und Agenda 2010 als „bei weitem nicht ausreichend“ kommentiert. Herr Schrö-
der hat uns nämlich nicht nur die Hartz-Gesetze eingebrockt, sondern auch die
„Heuschrecken“ ins Land gelassen und für volle Kriegskassen bei den Konzernen
gesorgt!

„Die rot-grüne Regierung hat vor allem den Banken und Versicherungen ein
Milliardengeschenk gemacht: die Steuerbefreiung von Gewinnen aus Verkäufen
inländischer Unternehmensbeteiligungen. Man munkelt, die Allianz wäre auch mit
einem Steuersatz von 20 Prozent zufrieden gewesen“, schreibt „Brand eins“.

Die Kriegskassen konnten durch die Verkäufe von Beteiligungen an anderen
Unternehmen gefüllt werden. Herr Schröder hat diese Veraufserlöse von jeglicher
Steuerbelastung befreit und obendrauf noch die nachträgliche, zehn Jahre rück-
wirkende Steuerersparnis durch die verunglückte Unternehmenssteuerreform .
Die Konzerne haben dieses Geld für weitere Konzentrationen und Aktionen zur
Personalverminderung investiert. Die Folgen daraus, die Kosten der Arbeitslosig-
keit, trägt die öffentliche Hand! Damals hat der Arbeitgeberverband erklärt: „Das
ist ein Schritt in die richtige Richtung, dem noch weitere folgen müssen.“

BDI-Präsident Thumann hat erklärt, er folge dem Leitbild des ehrbaren Kauf-
manns. Ein solcher ist keine „Ziege“! Thumann sagt: „Lassen Sie uns gemein-
sam klarmachen, wer in Deutschland Wohlstand und Wachstum erwirtschaftet:
die vielen ausgezeichneten Unternehmen mit ihren hochqualifizierten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern!“ Wer mag dem widersprechen? Doch wieso sind die Un-
ternehmensgewinne um über 40 Prozent gestiegen, die Erwerbseinkommen aus
Lohn und Gehalt hingegen um über fünf Prozent gesunken?

Die EU-Kommission hat 2007 3,3 Milliarden Euro an Bußgeldern eingenom-
men. Von ehrbaren Kaufleuten? Ein Konzern macht Werbung: „Siemens hat Lö-
sungen, seit 160 Jahren!“ Doch zu Herkunft und Verbleib des Schwarzgeldes fällt
Siemens nur Nebel und Verschleierung ein!

4. Der Tarifvertrag der GDL ist auf der Zielgeraden. Gemessen an der Entwick-
lung der Gehälter von Herrn Mehdorn und seinen Mitstreitern liegt der Abschluss
an der untersten Grenze, denn die Steigerung beim Vorstand beträgt 300 Prozent!
Jetzt haben der öffentliche Dienst und der Marburger Bund ihre Tarifforderungen
bekannt gemacht.

Bereits im Vorfeld wurde jede Tariferhöhung über zwei Prozent als „schädlich
für den Aufschwung“ verteufelt, allerdings wie immer ohne Begründung. Nun liegt
die amtliche Statistik vor, nicht die der Bundesagentur, sondern die des Statisti-
schen Landesamtes. Den Mutmaßungen über den privaten Konsum steht nun ei-
ne amtliche Zahl gegenüber: Demnach ist der Umsatz des Einzelhandels 2007
preisbereinigt um 1,5 bis 1,8 Prozent gesunken .
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Dies ist das schlechteste Jahr seit 2002 für den Einzelhandel! Der „Haupt-
verband des Deutschen Einzelhandels“ rechnet für 2008 mit minimal zwei Pro-
zent Umsatzplus. Diese Statistik sagt aber nur etwas über den Umsatz aus, nicht
über die Ertragslage der Unternehmen. Die Preisunterbietungen waren flächen-
deckend und erstreckten sich über das gesamte Sortiment. Die Bilanzen werden
es zeigen, die Börse hat schon reagiert.

5. Stiefeltern müssen nun auch nach einer Entscheidung des Verwaltungsge-
richts Bremen keinen Unterhalt zahlen. Diese ist gleichlautend mit anderen Ge-
richten. Die Bagis will sich aber weiterhin an die gesetzliche Regelung halten und
alle anderen Stiefeltern zur Kasse bitten. Da hilft Widerspruch und notfalls Klage,
rückwirkend ab der ersten unterstellten Zahlung und für die Zukunft (ab Wider-
spruch oder Klage) als Eilverfahren! Wie dies geht? Wir gehen mit! –

Die erhöhten Mietobergrenzen werden von der Bagis ab 01.11.2007 aner-
kannt, weil die Verwaltungsanweisung ab 1. November 2007 gültig ist. Aber selbst
im „Gewos“-Bericht steht, dass sich die Verhältnisse in Bremen nicht geändert
haben. Warum also ein Stichtag 1. November 2007? Wir fordern die Übernahme
der tatsächlichen Mietkosten rückwirkend ab 1. Januar 2005! Wie das geht? Wir
gehen mit! –

Der Prozess gegen den Ziehvater von Kevin läuft. Die Verfahren gegen den
Amtsvormund und den Bagis-Mitarbeiter sind Ende 2007 eingeleitet worden, nach
über einem Jahr, aber genau rechtzeitig, um beide von einer Aussage im Schwur-
gerichtsprozess zu befreien! Ein Zufall? –

Hier noch ein Witz, wenn er nicht so traurig wäre: Der „Weser-Kurier“ wird
uns Herrn Bürgermeister Böhrnsen künftig als Kaiser von China vorstellen, wenn
es seinen Journalisten so erzählt wird. Oder warum stellt Arno Schupp in seinem
Artikel über die „Bremer Bringer“ die „bras“ als Bremer Arbeitslosenselbsthilfe
dar? Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

6. Jede „Einladung“ der Bagis oder Arge enthält folgende Unwahrheit: „Fahrt-
kosten unter sechs Euro werden nicht übernommen.“ Das Bundessozialgericht
sieht dies anders (Aktenzeichen B 14/7b AS 50/06 R):

„Die Revision der beklagten Arge wurde zurückgewiesen. Das LSG hat die
Beklagte zu Recht verpflichtet, über die Erstattung der dem Kläger entstande-
nen Fahrtkosten erneut zu entscheiden. Das LSG ist zwar ohne weiteres davon
ausgegangen, dass die Kosten bei der Wahrnehmung von Beratungsterminen im
Rahmen der Meldepflicht nach § 59 SGB II in Verbindung mit § 309 SGB III an-
gefallen sind, während hier die Wahrnehmung eines Beratungsangebots im Sin-
ne des § 16 Absatz 1 Satz 1 SGB II in Verbindung mit §§ 29, 30 SGB III näher
liegt. In beiden Fällen hätte die Beklagte aber über die Übernahme der Reisekos-
ten eine ermessensfehlerfreie Entscheidung treffen müssen; dem werden die an-
gefochtenen Entscheidungen nicht gerecht. Hier hätte die Beklagte vor allem die
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durch das ALG II vorgezeichneten finanziellen Möglichkeiten in Rechnung stellen
müssen.“

Eines ist klar: Ohne Antrag wird die Arge oder Bagis keine Fahrtkosten aus-
zahlen, daher einfach bei der nächste Einladung dieses Thema ansprechen! Wer
möchte, kann die Fahrtkosten rückwirkend ab 1. Januar 2005 beantragen, und
zwar nicht nur für die „Einladungstermine“, sondern auch für die sonstigen Be-
suche bei der Arge, zum Beispiel um Anträge zu stellen, Unterlagen abzugeben
oder etwas nachzufragen. Diese Termine sind aus den Akten der Arge (Leistungs-
akte und Vermittlungsakte) ersichtlich.

Gegen die eventuelle Ablehnung der Arge ist Widerspruch möglich, gegen
den Widerspruchsbescheid die Klage. Wie dies geht? Wir gehen mit! Es gibt aber
auch Argen, die diesen Streit nicht wollen und den Anträgen entsprechend die
Fahrtkosten übernehmen. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

7. Der Eingliederungszuschuss ist ein lang erprobtes Zubrot für Arbeitgeber,
die Arbeitnehmer mit „Vermittlungshemmnissen“ einstellen. Dieser EGZ wird neu
belebt: Die Arge kann jetzt Beschäftigungsverhältnisse für ältere Arbeitssuchende
bis zum Rentenanspruch fördern, mit bis zu 75 Prozent des Bruttoverdienstes
einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Noch muss es sich
um „zusätzliche“ Arbeitsstellen handeln, doch bereits zum 1. April 2008 fällt diese
Einschränkung weg. Dann ist jede Arbeitsaufnahme mit dem EGZ von 75 Prozent
förderbar.

Wer etwas älter ist oder jünger als 25 Jahre, kann diese Unterstützung einfor-
dern. Bei solchen Förderbedingungen hatten bereits erste Kontakte der Argen zu
Arbeitgebern vollen Erfolg! Das Interesse der Wirtschaft ist groß. Wer die 58er-
Regelung unterschrieben hat, kann diese Förderung trotzdem einfordern; dies
steht auch so im Kleingedruckten. Der Nachteil für alle anderen liegt auf der Hand:
Bei dem vielen Fördergeld wird jeder Arbeitgeber bemüht sein, die optimale För-
derung mitzunehmen.

Für die Langzeitarbeitslosen ist das Konzept eine gute Sache, aber für die
Gesamtwirtschaft wäre es förderlicher, die Beschäftigung von Mitarbeiter(innen)
grundsätzlich zu fördern, indem sich – bei zur Gegenfinanzierung insgesamt er-
höhten Unternehmenssteuersätzen – die gezahlten Pflichtbeiträge des Arbeitge-
bers zur Sozialversicherung steuermindernd auswirken. So kann die Bereitstel-
lung von Arbeitsplätzen zum Unternehmensziel werden. Anzumerken ist noch,
dass inzwischen die Arbeitslosenversicherung vom Bundeshaushalt abgekoppelt
wurde. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will
die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Wahlvolk angewidert: Schmiergeld-Koch schmiert ab („Spiegel-Online“)
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Man glaubt, Menschen Feuer
unterm Arsch machen zu dürfen

Ich bin selbst im Gefängnis gewesen und habe die
Hölle dort erlebt. Ich habe erfahren, dass gerade
Gefangene oftmals ein besseres Sozialverhalten
haben und menschlicher sind als viele unserer Po-
litiker. Ich verweise nur auf die Herren Kanther und
Filbinger!

Wir haben eine menschliche Evolution von et-
wa fünf, sechs Millionen Jahren und eine Zivilisie-
rung von rund 70.000 Jahren. Man kann natürlich
nicht erwarten, dass ein Wesen, das fünf, sechs
Millionen Jahre nur durch Gewalt, durch Nehmen

und Eroberung, überlebt hat, sich innerhalb von 70.000 Jahren zum perfekten
Menschen entwickelt! Zwar wird, je weiter wir kommen, der Mensch weniger ge-
waltbereit, und umso mehr entwickelt sich sein Sozialverhalten. Doch es gibt na-
türlich Ausnahmen, die immer wieder durchbrechen, wie wir vor einigen Jahren
im Balkan erlebt haben und wie wir es heute in einigen anderen Ländern sehen,
zum Beispiel in Afrika. Aber Europa ist auch nicht frei davon. Das betrifft jeden
einzelnen: Wie können wir überleben?

Hier einfach zu sagen, die Jugend sei besonders kriminell, ist nicht wahr, denn
die Jugend hat nur etwas mehr Energie. Was mir viel mehr Sorge macht und was
ich besonders im Gefängnis kennengelernt habe, ist die organisierte Intelligenz-
kriminalität der Älteren. Je älter diese Leute werden, desto gefährlicher sind sie.
Das ist mir besonders aufgefallen bei Juristen und Polizisten, die im Laufe ihrer
Berufszeit hochgradig asozial und regelrecht gemeingefährlich werden. Ich habe
selbst „studiert“, dass etwa zehn bis zwölf Prozent aller Verurteilten unschuldig
im Gefängnis sitzen!

Ich habe heute wieder drei Stunden lang versucht, einen Rechtsirrtum klarzu-
stellen. Durch den Irrtum einer Dame im Gericht ist mir zufälligerweise ein vertrau-
liches Dokument in den Briefkasten zugestellt worden. Es ging um einen Termin,
der von einem Verurteilten nicht eingehalten werden konnte. Es ist ein schwe-
rer Bruch unseres Datenschutzgesetzes, dass ein vertrauliches Dokument in den
Briefkasten eines Fremden gelangt! Doch nun stellt sich die Post hin, dass irgend-
ein Angestellter sagt: „Wenn ich das Dokument durch den Briefschlitz geworfen
habe, dann ist es zugestellt!“ Kommt das in falsche Hände, ist die Katastrophe
perfekt: Ein Urteil wird rechtskräftig, und jemand sitzt unschuldig im Gefängnis.
Das ist unser Staat!

Und da stellen sich dumme Leute hin wie ein gewisser Politiker Koch, der
wirklich, an der Grenze des Schwachsinns, überhaupt nicht mehr weiß, worüber
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er redet. Er macht Polemik in Unfähigkeit und Unwissenheit! Ich hatte mit solchen
Menschen jahrelang zu tun, ich war selbst im Jugendgefängnis und habe furcht-
bare Sachen erlebt, vor allem im Umgang mit Jugendlichen! Ich muss auf mei-
ne damalige Genossin verweisen, mit der ich zu tun hatte, auf Ulrike Meinhof, die
als Journalistin recherchiert hat, wie man mit jungen Leuten umgeht und was am
Ende bleibt.

Ein weiterer Freund von mir übernahm damals den „Ellener Hof“, nachdem
sich dort vier Jungen aufgehängt hatten, die von ihren sogenannten Pflegern oder
Betreuern in den Arsch gefickt worden waren. Da sind junge Menschen kaputtge-
macht worden, die von uns allen – heute bin ich erwachsen! – abhängig sind. Ich
habe erlebt, wie ein Pflegekind in einem Schweinestall von einem Eber zerrissen
worden ist, weil die Bauern billige Arbeitssklaven brauchten! Wir müssen mal dar-
über nachdenken, worüber solche dummen Politiker, gerade von der CDU, reden!

Letzte Woche, in der Nacht von Donnerstag auf Freitag, wurde wieder ein-
mal mein Haus angezündet. Ich weiß nicht, ob die Polizei etwas findet, denn es
geht hier um die Korruptionsspekulation des Senats in einer Sache, die sich seit
ungefähr vierzig Jahren in Bremen abspielt: um die Kleingartengebiete, in denen
man das Eigentum der Parzellenbesitzer, vor allem deren Häuser, wegkriegen
will. Hinzu kommt die Trunkenheit bestimmter Leute, dieser ausgewachsene Al-
koholismus, der sich dann meist in verbalem Rassismus entlädt, in sexuellen An-
griffen auf Frauen und in Antisemitismus.

In bin in diesen zwei Jahren viermal Opfer von Brandstiftungen gewesen!
Wie oft bei mir eingebrochen und geklaut wurde, kann ich nicht mehr zählen. Ich
bin persönlich auf das Massivste beschimpft und beleidigt und um mein Leben
bedroht worden. Da sind Sprüche gefallen wie: „Jetzt machen wir dem Kubiak den
Garten platt, dann machen wir dem Kubiak sein Haus platt, und dann machen wir
den Kubiak platt!“ Ich möchte mich bei solchen Bürgern bedanken!

Peter Kubiak (parteilos)

Das ist hartes Brot, was du uns da bietest, Peter! Es ist sehr ernst, was du vor-
bringst, aber eine Schwierigkeit haben wir damit, weil diese Darstellungen so zu
allgemein sind. Wir haben auch schon einmal bei der Nachbesprechung darüber
geredet. Um dich unterstützen zu können, ist es notwendig, dass du bestimmte
weitere Sachverhalte am Tisch vorträgst – nicht hier auf dem Platz, das funktio-
niert nicht.

Anmerkung von Jobst Roselius

Koch noch fieser: Hessen-CDU warnt erst vor „kriminellen Ausländern“,
dann vor „Ypsilanti, Al-Wazir und den Kommunisten“ („Spiegel-Online“)
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Struck fordert Parteiausschluss: War Hartz-IV-Vollstrecker
Clement nur ein Büttel der Monopole? („Spiegel-Online“)

Wir sagen Nein zur
reaktionären Jugendpolitik

Mit zwei Liedern zur Gitarre wurde eingeheizt: Zur
165. Montagsdemo am 14. Januar 2008 um 17:30
Uhr auf dem Bremer Marktplatz kamen über 40 Men-
schen zusammen. Auch im Dunkeln, ohne sons-
tige Ablenkung, fanden die Beiträge viel Anklang.
Das bewusste reaktionäre Hochspielen einer soge-
nannten Jugendkriminalität stand im Mittelpunkt der
Kritik, teils mit sehr derben Vergleichen und Rück-
griffen auf die Verhältnisse in Gefängnissen und
Erziehungseinrichtungen.

Dass sich die ganze Perspektivlosigkeit der Ju-
gend aus der aktuellen Regierungspolitik und der De-
gradierung aller Bereiche zur Ware herleitet, was die
Masse der Bevölkerung ablehnt, ist nur allzu deutlich.

Beifall bekam daher gerade der Beitrag, der aufzeigte, dass die Jugend in diesem
System keine Zukunft hat und darum der echte Sozialismus von besonderer An-
ziehungskraft und Wichtigkeit ist. Aber auch andere Themen wie die Finanzsitua-
tion Bremens und bestimmte Tricksereien oder die aktuelle Lage um den erhal-
tenswerten alten Sendesaal von „Radio Bremen“ kamen zur Sprache.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Mit US-Hypotheken verspekuliert: WestLB will jeden
dritten Arbeitsplatz streichen („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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166. Bremer Montagsdemo

am 21. 01. 2008

Der Sturz in den Brunnen
Die OECD warnt vor Altersarmut! Toll, das haben
wir schon lange gesagt. Nur gut, dass dies jetzt
auch die OECD so lautstark tut! Manchmal frage
ich mich wirklich, wie lange Menschen brauchen,
um zu begreifen. Ich möchte das an einem Bei-
spiel klarmachen: Ein Kind sitzt am Brunnenrand.
Jemand sieht es, läuft hin und rettet es vor dem
Fall. Zweites Beispiel: Viele Leute stehen um einen
Brunnen, schauen über den Rand und sehen das
Kind hilflos im Brunnen. Das ist genau der Unter-
schied zwischen uns, den Montagsdemonstranten,
und der Politik!

Das erste Beispiel sind wir, das zweite die
Menschen, die erst handeln, wenn das Kind in den
Brunnen gefallen ist. Was ist besser für das Kind?

Die Antwort wird sicher bei allen lauten: Das Kind darf gar nicht erst in den Brun-
nen fallen! Genau deshalb stehen wir hier. Wir sagen rechtzeitig Bescheid, und
das sollte auch jeden freuen, man sollte uns sogar dankbar sein. Aber das Ge-
genteil ist der Fall: „Ach, die schon wieder!“, heißt es.

Dabei sind uns die Politiker tatsächlich dankbar, denn ohne uns, die alles vor
Ort und am eigenen Leibe erfahren, wüssten sie gar nicht, was den Menschen
bedrückt. Was mich aber am meisten stört, ist die Tatsache, dass Politiker sich
nach Jahren dafür feiern lassen, weil sie etwas gegen die Probleme unternommen
hätten, wir aber immer noch diejenigen sind, die Sorgen und Schwierigkeit haben.
Darum brauchen wir alle eure Unterstützung, liebe Mitbürger, dass so schnell wie
möglich gehandelt wird! Sonst gehen solche Meldungen wieder ungehört unter.

Jeder vierte hat Angst um den Arbeitsplatz. Ich zitiere aus unseren Anfängen
vor über drei Jahren: Angst macht Stress, Stress macht krank, und Krankheit
erzeugt Folgekosten für das Gesundheits- und Rentensystem. Ja, die Politiker
sind uns dankbar, aber sagen dürfen oder wollen sie es nicht. Eigentlich schade,
denn ein Umdenken würde uns allen viel Ungerechtigkeiten und Kosten ersparen!
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Udo Riedel (parteilos)

Der arme Schneider bricht ins Eis
Etwas nach der Eiszeit, aber noch vor dem Umschlag in die Klimakatastrophe be-
gingen die „ehrbaren“ Bremer Kaufleute seit 1829 die „Eiswette“, ob die Weser
denn zugefroren oder offen sei. Heute, da man auch im Winter fast bei jedem Wet-
ter angenehm „lauwarmes“ Wasser vorfindet, wird die Eiswette lieber bei „vater-
ländischem“ Braunkohl und Pinkel abgehalten. Am 6. Januar 2008 wurde nach al-
tem Zeremoniell mit Steinen die „Eisprobe“ gemacht, und ein „Schneiderlein“ von
99 Pfund musste trockenen Fußes die Weser queren, was nur mit einem Seenot-
Rettungskreuzer ging. Am letzten Samstag folgte das Essen. Als Gast hielt BDA-
Präsident Hundt die Hauptrede. Da sagten sich Leute von der Bremer Montags-
demo und dem „Friedensforum“, das sei doch ein Auftreten wert und stellten sich
in Positur. Selbst Josef Ackermann, ein weiterer der vielen Gäste, konnte sich ein
freundliches Grinsen nicht verkneifen.
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Jobst Roselius (Transparent: Udo Riedel)

Schwarzer Montag: Deutscher Aktienindex erleidet nach weltweiten Panikver-
käufen den größten Punktverlust seiner Geschichte („Frankfurter Allgemeine“)

Sieben-Tage-Verfolgungsbetreuung
und Sozialtraining mit Plumpsklo

1. Familien mit wenigen Kindern nannte man frü-
her kinderarm. Kinderreichtum war die Segnung
mit vielen Kindern. Kinderarmut war nicht die Ar-
mut von Kindern, sondern die Armut an Kindern.
Demnach wäre Deutschland insgesamt ein Land
der Kinderarmut, mit seiner Geburtenrate von 1,3!
Doch der Begriff steht nun für arme Kinder. Die-
se leben in armen Familien. Arm ist, wer wenig
Geld hat. Die statistische Armutsgrenze liegt in
Deutschland bei 60 Prozent des durchschnittlichen
Haushaltsnettoeinkommens. Mittlerweile sind 2,5

Millionen Jungen und Mädchen auf Sozialhilfegeld angewiesen. Nach Angaben
des Kinderhilfswerks Unicef wächst die Armut von Kindern in Deutschland stärker
als in anderen Industrieländern. So weit, so gut – ist der „FAZ“-Artikel in Ordnung.

Aber nun schlägt er in die übliche Hetze gegen uns um: Kinder würden keine
Schulden machen, nicht auf Raten kaufen, schon gar keine Flachbildschirme. Sie
würden auch nicht entscheiden, ob sie in der Sandkiste oder vor der Glotze auf-
wachsen. Kinder seien finanziell von ihren Eltern abhängig, egal ob diese staat-
liche Transferleistungen beziehen oder nicht. Es sei unsinnig, die Armut der Kin-
der gesondert zu betrachten, weil es doch die Eltern seien, die Miete, Windeln
und Kindergarten bezahlten. Schließlich haue kein Kleinkind sein Kindergeld für
Gummibärchen auf den Kopf, statt Pampers und Karotten zu kaufen.

Der (angebliche) Aufschwung und der (scheinbare) Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit gingen an den Bezirken, in denen ein Viertel bis ein Drittel der Einwohner
von staatlichen Leistungen lebt, spurlos vorbei! Klar, etwas nicht Vorhandenes
kann auch keine Spuren hinterlassen. Unverschämterweise kommt nun die Über-
schrift, dass Arbeit zu finden Disziplin voraussetze. Begründet wird dies mit den
braven polnischen Spargelstechern, die ordentlich ihr Arbeitspensum verrichten,
wohingegen deutsche Arbeitslose nichts aushielten und die Tätigkeit abbrechen
würden. Eine Arbeit zu finden und zu behalten setze hauptsächlich Disziplin vor-
aus. Menschen, die freilich in der zweiten oder dritten Generation erlebten, dass
man auch ohne Arbeit überleben kann, lernten diese Selbstdisziplin nicht.

41

http://www.faz.net/s/RubF3F7C1F630AE4F8D8326AC2A80BDBBDE/Doc~EDAA22FD621CF4F3F98466019C5EE634D~ATpl~Ecommon~Sspezial.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-530153,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-530571,00.html
http://www.faz.net/s/RubFC06D389EE76479E9E76425072B196C3/Doc~EB3A1575AD36541DA9AB14B9C587D915C~ATpl~Ecommon~Scontent.html?rss_politik


Dann ist die Rede von „Wohlfahrtsdynastien“, wo eben nicht eingeübt werde,
was auf dem Arbeitsmarkt gefragt sei. Angeblich werde in diesen Familien weni-
ger mit den Kindern gesungen und gespielt, sodass die armen Kinder nicht finan-
ziell, sondern kulturell arm seien. Sie werden auch überhaupt nicht ausgegrenzt,
schließlich können sie sich zum Beispiel gar keinen Vereinsbeitritt leisten! Laut
dem blöden „FAZ“-Artikel ziehen die Eltern ein „Premiere“-Abo und den Anruf bei
„Call-a-Pizza“ einem Nachmittag auf dem Spielplatz oder einer Stunde mit dem
Kind auf dem Schoß und einem Bilderbuch dazu vor. Was sich von Transferleis-
tungen so alles bezahlen lassen soll!

Eine schlecht bezahlte Arbeit zu finden, ist nun wirklich nicht für jeden ein
Problem. Aber bringt das die Familien aus der Armut und Perspektivlosigkeit her-
aus? Nein! Und wie nun weiter? Darauf hat der Schreiberling sicher keine Ant-
wort. Brauchen wir vielleicht noch ein paar „Aufstocker“ dazu, damit die Unter-
nehmer sich goldene Nasen verdienen können, weil sie sich ihren unberechtigten
Gewinn auf Kosten der Steuerzahler erarbeiten lassen?

2. Während der hessische Ministerpräsident Roland Koch weiter für einen stren-
geren Umgang mit jugendlichen Gewalttätern wirbt, wird nun bekannt, welch
harte Maßnahmen in seinem Bundesland bereits möglich sind: Das Jugendamt
des Landkreises Gießen hat einen 16-jährigen Schüler nach Sibirien geschickt.
Der Jugendliche war zuvor immer wieder durch Gewalttaten auffällig geworden.
Nun soll er ein Dreivierteljahr unter extremen Bedingungen in Sibirien leben. Es
handelt sich hierbei um eine sogenannte Eins-zu-ein-Maßnahme, wo der Junge
gemeinsam mit einem Betreuer zusammenlebt.

Dort steht dem Jungen kein fließendes Wasser zur Verfügung, und er musste
sich sogar ein behelfsmäßiges Klo selber bauen. Ich bezweifle, dass ein Leben
nach dem Standard von vor 40 Jahren und das Fehlen der Reizüberflutung den
jugendlichen Delinquenten auf eine gewaltfreie, sinnvoll zu lebende Zukunft mit
beruflicher Perspektive vorbereiten wird! Sozialtraining auf dem Plumpsklo? Em-
pathie und Reflexion beim Schleppen von Wassereimern aus dem Brunnen?

3. Die arge Arge in Delmenhorst will die junge Klientel „noch gezielter anspre-
chen“: Eine „Sieben-Tage-Betreuung “ wird „angedacht“, um Arbeitslosen eine
„Perspektive“ aufzubauen. Die Geschäftsführung zieht Bilanz für 2007: „Wir ha-
ben Kunden, die wir auch mit Sanktionen zu 100 Prozent nicht erreichen können.“
5.807 Empfänger von ALG II betreute die Arge im Monatsdurchschnitt des ver-
gangenen Jahres, durchschnittlich 373 davon waren unter 25 Jahre alt. Die zur
Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 8,34 Millionen Euro wurden zu 96 Pro-
zent abgerufen: Für so einen absoluten Mist wie Ein-Euro-Jobs und Ähnliches!

Ich kann mir gut vorstellen, dass es in Delmenhorst eine große Zahl von Men-
schen gibt, die vom Eintritt in den ersten Arbeitsmarkt weit entfernt sind, denn die-
ser hält keine Arbeit bereit, außer den nicht die Existenz sichernden Jobs zu Hun-
gerlöhnen. Im Dezember betreute die Arge allein 80 Unterfünfundzwanzigjährige
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ohne Schulabschluss. Da viele Jüngere aus der Arge-Klientel kaum „Durchhalte-
vermögen“ bewiesen, müssten sie künftig „noch gezielter an die Hand genommen
werden“. Die Arge möchte deshalb im laufenden Jahr auch „bezahlbare Wege
neuer Art beschreiten“: Angeblich brauchten einige Jugendliche eine Betreuung
von montags bis sonntags. Konzepte hierfür sollen die Bildungsträger erarbeiten.

Doch wenn jemand in Kauf nimmt, zu 100 Prozent sanktioniert zu werden, legt
er ganz sicher keinen Wert auf eine Rundumbetreuung der Arge! Mir macht dieser
Vorstoß Angst vor dem, was in besagten Köpfen noch so herumspukt. Wenn er
ernst gemeint ist, könnte sich die Verfolgungsbetreuung bis hin zur „Lagerhaltung“
auswachsen – selbstverständlich „zum Wohle“ derer ohne Schulabschluss. Da
gibt es jetzt aber wohl noch keine Handhabe, wenn jemand zwar unter 25, aber
volljährig ist und kein ALG-II-Bezug vorliegt.

4. Die Altersarmut wird in Deutschland zunehmen, prognostiziert die „Organisa-
tion für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung“. Zur Zeit sei die La-
ge „noch solide“, sagte OECD-Rentenexpertin Monika Queisser der „Frankfurter
Rundschau“. Weniger gut stehe es jedoch in Zukunft um die Versorgung der Ge-
ringverdiener sowie der zunehmenden Zahl von Menschen, die nicht durchge-
hend Rentenbeiträge gezahlt hätten. Heute sei die Armutsquote von Ruheständ-
lern zwar noch vergleichsweise niedrig; dies werde sich jedoch in 30 bis 40 Jah-
ren ändern. „Darüber macht sich die OECD Sorgen“, sagte Queisser.

Für diese Gruppe fehle in Deutschland eine „automatische Altersabsiche-
rung“. Queisser empfiehlt der Bundesregierung, „andere Wege“ zu gehen und
sich am Vorbild der Schweiz zu orientieren: Das eidgenössische „Drei-Säulen-
Modell“ von staatlicher Sockelrente sowie einer Pflicht zur zusätzlichen betriebli-
chen und privaten Altersvorsorge habe den Vorteil, dass es alle Bürger nach ihrer
Leistungsfähigkeit einbeziehe und die Abhängigkeit von sozialpflichtiger Beschäf-
tigung vermindert werde. Derzeit liege der Anteil der Menschen, die im Renten-
alter von Grundsicherung lebten müssen, bei rund 2,5 Prozent. Aber spätestens
im Jahr 2030 werden zehn Prozent der Rentner betroffen sein!

5. „Wer als Parteimitglied dazu aufruft, die SPD nicht mehr zu wählen, verdient
ein Ausschlussverfahren“: SPD-Fraktionschef Peter Struck fordert Wolfgang Cle-
ments Rausschmiss. Auch die hessischen Sozialdemokraten werfen Clement vor,
mit seinem indirekten CDU-Wahlaufruf die SPD-Spitzenkandidatin Andrea Ypsi-
lanti zu beschädigen und im Auftrag der Energiewirtschaft zu sprechen.

„Herr Clement steht auf der Gehaltsliste eines großen Energiekonzerns“, sag-
te Parteisprecher Frank Steibli. Die SPD wolle die hessischen Atommeiler Bib-
lis A und B abschalten – und „das stört RWE. Deswegen mobilisiert der Kon-
zern jetzt Herrn Clement“, sagte Steibli. Der frühere Ministerpräsident Nordrhein-
Westfalens entpuppe sich so „als Lobbyist der Wirtschaft“. Diese angeblichen
Volksvertreter werden immer dreister! Doch damit wird auch leichter durchschau-
bar, welcher Politiker mit welchem Unternehmen eng als Lobbyist verbandelt ist.
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Deswegen ist Clement vormals auch Wirtschaftsminister gewesen. Das war zwar
anders gedacht, aber ihm persönlich scheint es zum Vorteil gereicht zu haben.
Dem deutschen Volke auch? Da dürften die Meinungen wohl auseinandergehen.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Jede Gewalt
ist zu verurteilen!

1. Diese Jugend! Dieser Koch! Vor vier Jahren hat
er seine Wiederwahl mit dem Thema Ausländer er-
reicht. Daher kommen erneut diese Anfeindungen
gegen die ausländischen Mitbürger! Es wäre ein
guter Tag für Deutschland, wenn bei der Wahlaus-
wertung festgestellt würde: Herr Koch hat verloren,
weil er die Jugendlichen mit Migrationshintergrund
verleugnet hat!

Für jeden Unruheherd in der Welt gilt: „Wir müs-
sen den Menschen dort eine verlässliche Perspek-
tive schaffen, dann schaffen wir Frieden und alles

andere. Als nächstes müssen wir den Menschen Bildung verschaffen, damit der
Frieden dauerhaft bleibt.“ Und was ist in Deutschland geschehen?

Wir haben die Integrationshilfen für Migranten abgeschafft und den Zugang
zu Kindergärten verschlossen, denn für die Kinder aller Menschen ohne Arbeit
gibt dort keinen Platz. Wir haben die Förderkurse für lernschwache Kinder oder
Kinder mit Handicap stark eingeschränkt. Wir haben die Hauptschule weiter be-
stehen lassen, obwohl deren Abschluss nicht zu einen Ausbildungsplatz führt.
Bei der Besetzung der zur Verfügung stehenden Plätze in Gymnasium, Real- und
Hauptschule wehren sich die Eltern mit Migrationshintergrund am wenigsten ge-
gen den Verbleib ihrer Kinder auf letzterer.

Wir schränken die Freizeitförderung für Jugendliche erheblich ein durch Ab-
schaffung der Jugendzentren. Jetzt beginnt sogar der „Rückbau“ von Kinderspiel-
plätzen, wie von Frau Rosenkötter für Hemelingen gefordert. Wir schränken die
Förderung von Jugendlichen zur Findung und zum Erhalt einer Ausbildungsstelle
im ersten Arbeitsmarkt erheblich ein. Wir wissen: Das beste Mittel gegen „Sozial-
hilfekarieren“ ist die rechtzeitige Lösung vom Elternhaus, wenn die Eltern von der
„Stütze“ leben. Trotzdem verweigern wir Jugendlichen unter 25 Jahren den Aus-
zug in eine eigene Wohnung: Dieser muss erst erstritten werden!

Wir widersprechen nicht, wenn Politiker so tun, als ob jeder Jugendliche ohne
Ausbildungsplatz selbst schuld an seiner Lage sei. Wir widersprechen der Han-

44



delskammer nicht, wenn der „Ausbildungspakt“ gelobt wird, weil jeder „ausbil-
dungsfähige“ Jugendliche versorgt werde, obwohl dies auch eine „Schleifenmaß-
nahme“ ist. In der Veranstaltung „Nacht der Jugend“ haben die Jugendlichen ei-
ne Statistik zerlegt: „Das umfangreiche Forschungsprojekt der Schülerinnen und
Schüler ergab, dass nach drei Jahren tatsächlich nur 56 Prozent der Schulabgän-
ger des Jahrgangs 2002/2003 einen Ausbildungsplatz haben und nicht 96 Pro-
zent, wie von der Handelskammer schöngerechnet und verbreitet wurde.“

Wir haben es hingenommen, dass die Möglichkeiten der Erwachsenenschule
stark eingeschränkt wurden und der damals verantwortliche Senator Willi Lemke
sagen durfte: „Wer es im ersten Anlauf nicht schafft, muss es sein lassen!“ Wir
sehen zu, wie die Studienplätze abgebaut werden und das Geld für die Universität
gekürzt, aber gleichzeitig die Privatuni auch mit Steuergeld überdurchschnittlich
gefördert wird. Wir werden diese Politiker bei der nächsten Wahl wegkreuzen!

Wie viele Jugendliche geben bereits während der Hauptschulzeit auf! Sie ver-
weigern sich dem Unterricht und mindern damit die eigenen Chancen. Die Leh-
rer stehen dem ziemlich hilflos gegenüber. Wie fühlt sich ein junger Mensch, der
voller Schwung beginnen wollte, nach 400 Absagen auf seine Bewerbungen?

Diese Aufzählung ist unvollständig. 17,5 Prozent aller 15- bis 24-Jährigen im
Bundesland Bremen sind auf ALG II angewiesen; dies sind aber nur die Arbeits-
suchenden gemäß Statistik und ohne die Jugendlichen mit ALG-I-Anspruch. Ei-
ne traurige Zahl! Vor 2005 musste die Bundesagentur für Arbeit jedem Arbeitssu-
chenden unter 25 Jahren innerhalb von drei Monaten einen Arbeitsplatz anbieten.
23,9 Prozent aller Kinder von Einwanderern erhalten unmittelbar im Anschluss an
die Schule ALG II. Die Weichen wurden vom politischem Personal gestellt, die
Leidtragenden sind die Jugendlichen, die doch unsere Rente finanzieren sollen.
Bildung ist unser einziger Rohstoff!

Liebe Mitbürger mit Migrationshintergrund, bitte nehmt die Äußerungen von
Herrn Koch als Wahlkampfgetöse! Falls es ein Trost sein kann: Dies ist nicht die
einzige Verleumdungskampagne. Die Diakonie hat es veröffentlicht: „Es gibt we-
der Sozialmissbrauch noch Leistungsexplosion “! Die Diakonie hat sich geär-
gert über die Vorwürfe von Politikern, verbreitet durch die Medien und von vie-
len nachgeplappert! Arbeitsminister Clement hatte veröffentlicht: „Vorrang für die
Anständigen – Gegen Missbrauch, ‚Abzocke‘ und Selbstbedienung im Sozial-
staat“. Auf der Bremer Montagsdemo haben sich viele Redner mit diesen angebli-
chen Stecknadeln im Heuhaufen beschäftigt. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen:
Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Wir waren letzten Samstag beim Treffen der bundesweiten Montagsdemo. Wir
haben am 19. April 2008 die Delegiertenversammlung aller Montagsdemos .
Teilnehmen können auch die neuen Montagsdemos und jene, die sich nicht der
bundesweiten Organisation angeschlossen haben. Auf deren Homepage stehen
die Teilnahme- und Wahlbedingungen. Die Delegiertenwahl der Bremer Montags-
demo werden wir für März vorbereiten.
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Ein wichtiger Beschluss wurde gefällt: Für den 8. November 2008 wird zum
Sternmarsch in Berlin aufgerufen, als nunmehr fünfter bundesweiter Herbstde-
monstration unserer Bewegung. Natürlich haben wir auch eine Unterstützungs-
note für die Nokia-Mitarbeiter(innen) verabschiedet und über vieles andere ge-
sprochen. Am 23. Februar 2008 wollen wir in Bremen ein Treffen der norddeut-
schen Montagsdemos durchführen.

3. Nur weil es in der Zeitung steht, muss es noch lange nicht richtig und vollständig
sein! „Wenig Entgegenkommen“, meldet der „Weser-Kurier“ vom 19. Januar 2008:
Die Policen alter Häuser würden schneller gekündigt. Besitzer von Altimmobilien
müssten zunehmend damit rechnen, schon nach dem ersten Schadensfall von
ihrer Gebäudeversicherung eine Kündigung zu erhalten. Das Entgegenkommen
vor allem nach Leitungswasserschäden werde nach Beobachtung von Experten
geringer. So weit, so gut!

Aber in diesem Artikel steht nicht, dass langjährige Verträge Bestands-
schutz haben. In diesem Fall berechtigt auch ein Schaden die Versicherungs-
gesellschaft nicht zur Kündigung. Am bekanntesten sind entsprechende Urtei-
le gegen die Rechtschutzversicherer geworden. Fazit: Auch gegen eine sol-
che Kündigung kann der Mensch sich wehren. Und wer hat schon gerne einen
Versicherungsschaden!

Noch ein Beispiel für den Eingangssatz dieses Abschnitts: „Bei Siemens
steigt die Nervosität“, lautet eine andere Überschrift in derselben Ausgabe. Es
gebe viele neue Hinweise im Schmiergeldskandal, die Entlastung des Vorstands
werde verschoben. Dazu komme ein neues Desaster für den Konzern: Kurz vor
der Hauptversammlung an diesem Donnerstag seien weitere Spitzenmanager in
Verdacht geraten, in den Schmiergeldsumpf verwickelt zu sein. Die Unterneh-
mensspitze habe sich zu der „Empfehlung“ durchgerungen, die Entlastung des
gesamten Vorstandes mit Ausnahme des neuen Vorsitzenden Peter Löscher zu
verschieben.

Dabei gehe es eigentlich nur um Symbolisches, denn direkte juristische Aus-
wirkungen habe die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat nach dem deut-
schen Aktiengesetz nicht. Weder Aktionäre noch das Unternehmen selbst seien
gehindert, gegenüber entlasteten Vorständen Schadenersatzforderungen zu er-
heben. Es gehe letztlich darum, ob man jemandem sein Vertrauen ausspreche, so
Danielea Bergdolt von der „Deutschen Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz“.
Das Schmiergeld-Volumen von rund 400 Millionen Euro habe sich inzwischen
mehr als verdreifacht. Dazu kämen über ein Milliarde Euro für Strafen, Anwalts-
honorare und andere Kosten. Noch wisse man nicht, was die US-Börsenaufsicht
SEC an Sanktionen verhängen werde. Denkbar sei eine Geldbuße von 1,3 Milli-
arden Euro. So weit, so gut!

Peter Löscher ist neu im Siemens-Konzern. Wenn die Entlastung so neben-
sächlich ist, warum verzichtet er nicht darauf? Natürlich hat die Entlastung einen
hohen Stellenwert: Es fällt schwer, einen Vorstand oder Aufsichtsrat zur Rechen-
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schaft zu ziehen für Fehlleistungen, die vor der Entlastung bereits bekannt waren.
Siemens insgesamt hat einfach sehr viel Dreck angehäufelt! Bei neuen Tatbestän-
den oder neuem Wissen ist die erfolgte Entlastung kein Thema. Die Regressfor-
derungen werden wohl trotzdem nicht erhoben, wegen der Rückkopplung!

4. Die „bras“ baut Bollerwagen mit Ein-Euro-Mitarbeitern, meldet der „Weser-
Kurier“ vom 19. Januar 2008. Diese Aufträge hätte bestimmt auch ein Handwerks-
betrieb gerne ausgeführt! Die Tätigkeit von Ein-Euro-Mitarbeitern muss zusätzlich
und gemeinnützig sein. Hier liegt beides nicht vor! Diese Ein-Euro-Mitarbeiter
haben einen öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch auf Tariflohn gegen die
Bagis. Wie dies geht? Wir gehen mit! Die Handwerksbetriebe wiederum haben
einen Schadenersatzanspruch für den vorenthaltenen Auftrag. Schweigt unsere
Handwerkskammer zu diesem Regelverstoß erneut? –

Bloß nicht krank werden! Mitarbeiter(innen) müssen ihre Ausbildung für eine
Arbeitsaufnahme in Irland selbst zahlen, dazu ihre Arbeitskleidung. Sie bekom-
men nur die Flugzeit bezahlt, keine Bereitschaft und auch nicht die Nebentätig-
keiten wie Kabine säubern. Ein Rückfall ins Mittelalter! Für Angestellte bei die-
ser irischen Zeitarbeitsfirma soll das alles rechtens sein? Der Ratschlag des Ar-
beitsministeriums Rheinland-Pfalz lautet, die Mitarbeiter(innen) sollten Klage er-
heben, damit Klarheit geschaffen werden kann. Hier tut eine Mitgliedschaft in der
Gewerkschaft gut. Wer mag sonst Klage führen?

Die Betroffenen haben sich verschuldet durch den Kauf der Uniformen und
durch die Gebühren für das Einweisungsseminar zu einem lediglich befristeten
Arbeitsverhältnis. Der Arbeitsrichter würde sich all dieser Probleme annehmen
und gewiss zur Zufriedenheit der Arbeitnehmer(innen) regeln. Auch den Arbeits-
platz kann das Arbeitsgericht erhalten, aber es gehört viel Rückenstärke dazu,
diese Tätigkeit weiterhin auszuüben. Ohne ein solches Verfahren wird diese Pra-
xis wohl nicht beendet! Es gibt zu viele Menschen ohne Arbeit.

5. Die Krankenkassen müssen nun den Kapitalstock für ihre Beamten bilden. Die
AOK hatte sich mit Aktionen und Aufklärung über den geplanten Gesundheits-
fonds hervorgetan. Die Politik hat flugs alle Krankenkassen per Begleitgesetz zu
dieser „Gesundheitsreform“ verpflichtet, für ihre Beamten Pensionsrückstellungen
in ausreichender Höhe zu bilden. Dies muss genauso wie die Entschuldung vor
dem Start des Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009 erledigt sein. Obwohl die-
ses Gesetz allgemeingültig ist, werden damit vor allem die AOKs getroffen, denn
überwiegend sie haben hoheitliche Aufgaben übernommen und dazu Beamte be-
nötigt. Nun muss über einen eventuell höheren Beitrag diesem Gesetz Folge ge-
leistet werden, und diese führen zu einem Mitgliederschwund. Die AOKs wehren
sich. Wie alles bei dieser „Gesundheitsreform“ ist auch dieses Gesetz nicht „was-
serdicht“. Die Richter werden das letzte Wort haben, wenn Frau Merkel weiterhin
den Rachefeldzug führt! –
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Abgeordnete des Deutschen Bundestages können korrupt sein: Die CDU ver-
weigert beharrlich ein Anti-Korruptionsgesetz ! Warum? Dies erinnert mich an
Helmut Kohls „Schwarze Koffer“, an Laurenz Meyers Billigstrom oder an Dr. Lam-
mert und die verweigerte beziehungsweise verwässerte Offenlegung von Einkünf-
ten. Frau Merkel, jetzt sind Sie vollkommen unglaubwürdig: In anderen Ländern
prangern Sie die Korruption an, doch vor der eigenen Haustür wollen Sie nicht
kehren! –

Die OECD hat eine „Lösung“ für das Problem der Altersarmut : Nein, nicht
etwa vernünftige Beitragszahlungen für ALG-II-Betroffene soll es geben, sondern
wie in der Schweiz eine abgesenkte Grundversorgung, die durch Eigenvorsorge
aufgestockt werden kann. Allerdings fehlt die Auskunft, wovon Geringverdiener
diese bezahlen sollen. Der Regelsatz für ALG II wurde schließlich nach Kassen-
lage entschieden! –

Die Regulierungsbehörde kürzt die Strom-Netzentgelte , aber solange Netze
und Zähler in der Hand der Monopole sind, kommt kein echter Wettbewerb auf.
Die heutigen Mitanbieter sind oft die gleichen Anteilseigner hinter anderen Na-
men. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

6. Wie kann aus deutscher Entwicklungshilfe für China chinesisches Eigenka-
pital bei der Citi Group New York oder einer anderen Bank in Amerika werden?
Deutschland zahlt unvermindert Entwicklungshilfe an China. Die amerikanischen
Banken sind sehr um Eigenkapital verlegen, denn die Verluste aus den Immobili-
engeschäften sind so nachhaltig, dass die amerikanische Regierung die Beteili-
gung asiatischer Staatsfonds an amerikanischen Banken genehmigt hat. Diesen
sind so über 30 Milliarden Euro als Kapitalaufstockung zugeflossen.

Die Geldgeber sind Miteigentümer der jeweiligen Bank geworden. Wie groß
der Druck ist, ergibt sich schon daraus, dass Amerika bisher jede ausländische
Beteiligung an der Infrastruktur des Landes strikt abgelehnt hat, zuletzt die Betei-
ligung an einer amerikanischen Hafengesellschaft mit Geldern aus dem Nahen
Osten.

Vor einiger Zeit wurden die Wertpapierfonds und ihr Anlageverhalten getes-
tet. Dabei war der Hauptkritikpunkt folgender: Die Entscheidung über Kauf oder
Verkauf wird durch eine Software getroffen. Dadurch kann bei ungünstigen Bör-
senverlauf eine Talfahrt wesentlich beschleunigt werden. Wer kann diese Ursa-
che erkennen und gegensteuern? Hoffentlich wurde aus diesem Testlauf gelernt!

Bei den bisherigen „Wertberichtigungen “ fällt mir immer wieder die Schät-
zung eines holländischen Experten ein, wonach es einen „Berichtigungsbedarf“
von 1,2 Billionen Euro gebe. Doch die Banken trauen sich noch immer nicht. Ein
Geldhandel zwischen ihnen findet kaum statt, er läuft hauptsächlich über die Lan-
deszentralbanken. Das Risiko trägt der Steuerzahler. Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!
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7. Eine Million Jobs gingen verloren, wenn der Mindestlohn eingeführt werde, hat
„Ifo“-Chef Hans-Werner Sinn festgestellt. Woher weiß er das? Herr Sinn hat erst-
mals im letzten Jahr eine amtliche Statistik zur Lohnverteilung erhalten. Deshalb
weiß er jetzt, dass zum Beispiel elf Prozent der Arbeitnehmer in den westlichen
und 25 Prozent in den neuen Bundesländern weniger als 7,50 Euro pro Stunde
verdienen. Davon wird ein Teil arbeitslos. Nach vorsichtiger Hochrechnung erge-
ben sich 1,1 Millionen Betroffene.

Der „Weser-Kurier“ hat diese Statistik nicht weiter hinterfragt. Das Statistische
Landesamt erhebt diese Daten jedoch schon seit vielen Jahren. Herr Sinn hätte
bereits 1970 diese detaillierten Zahlen einsehen können. Er kann durch den Blick
in die Statistiken der letzten Jahre sehr deutlich den Abwärtstrend in der Lohnhö-
he nachvollziehen. Ohne Mindestlohn ist diese Talfahrt nicht zu stoppen! Wie hat
Herr Sinn es nur vermieden, früher mit dieser amtlichen Statistik in Berührung zu
kommen?

Auf der Homepage des Bundesamtes finden sich Anmerkungen zu dieser
großen Erhebung. Daraus ergibt sich, dass diese amtliche Statistik bereits 1951
durchgeführt wurde, in der Vergangenheit unregelmäßig (1951, 1957, 1962, 1966,
1972, 1978, 1990, 1992 (neue Bundesländer), 1995, 2001), zukünftig alle vier
Jahre. Darüber hinaus gibt es Quartalsauswertungen für die unterschiedlichen
Berufsfelder nach Produktion oder Dienstleistung.

Früher war dies viel Schreibarbeit. Heute ist es ein Nebeneffekt der Lohnab-
rechnung. Jeder Arbeitgeberverband hat diese Zahlen in die regelmäßigen Infor-
mationsschreiben integriert. Herr Sinn wurde nicht informiert? Es wurde ihm nicht
vorgelegt? Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

8. Der BDI, ein Vertreter der „Ziege“ („Wovon sollte ich satt sein?“) fordert weite-
re Steuersenkungen . Die Industrie erwartet 2008 ein Wirtschaftswachstum von
nur noch bis zu zwei Prozent. Die Bundesregierung müsse dringend mehr sparen
und spätestens 2010 einen Haushalt ohne Schulden erreichen, sagte der neue
Hauptgeschäftsführer des „Bundesverbandes der Deutschen Industrie“, Werner
Schnappauf. Wenn es Spielräume gebe, sollten schnellstmöglich Steuern gesenkt
werden, dann könne Deutschland auch bei Konjunkturrisiken wieder Exportwelt-
meister werden.

Gefährlich seien auch ein Stopp oder eine Kehrtwende in der „Reformpoli-
tik“. Schnappauf forderte Steueranreize für Firmen, die viel Geld in die Forschung
stecken. Die Wirtschaft investiere mehr als doppelt so viel wie der Staat. Des-
halb müssten Unternehmen künftig zehn Prozent ihrer Forschungsausgaben zu-
sätzlich von der Steuerschuld abziehen können. Am Schluss also noch eine neue
Forderung.

Was passiert eigentlich mit den Forschungsausgaben? Sie können von der
Steuer abgesetzt werden und vermindern den zu versteuernden Gewinn. Aller-
dings gilt dies nur für Forschungsausgaben, die nicht sowieso vom Staat als Zu-
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schüsse an die Unternehmen gesponsert werden, wie zum Beispiel bei Airbus.
Hat Herr Schnappauf etwa die „Fraunhofer-Gesellschaft“ und das „Max-Plank-
Institut“ gleich der Wirtschaft zugeordnet und bei der Forschung vergessen, die
staatlichen Fördermittel abzuziehen?

Wo war Herr Schnappauf eigentlich im Jahr 2007? Die Unternehmenssteuer-
reform 2008 reicht den kompletten Mehrerlös aus der Mehrwertsteuererhöhung
zum 1. Januar 2007 an die großen Unternehmen weiter! Sollte Herr Schnappauf
dies nicht mitbekommen haben, oder geht es nur um die typische Reaktion der
„Ziege“? Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will
die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Der „Aufschwung“ ist vorbei: 2008 werden keine zusätzlichen Arbeitsplätze
geschaffen, sondern eher welche wegfallen („Berliner Zeitung“)

Ein wichtiger Erfolg im Kampf
um demokratische Rechte

Die Stadt Wilhelmshaven musste einen Rückzieher
machen: Kläglich gescheitert ist ihr Versuch, der
Montagsdemonstration die Nutzung einer Lautspre-
cheranlage zu verbieten, wenn weniger als 50 Bür-
ger an der Kundgebung teilnehmen. Die Argumen-
tation für dieses Verbot war fadenscheinig und un-
verschämt: Wenn die Montagsdemo dieses Recht
erhalte, müsse es auch Rechtsradikalen zugebilligt
werden. Es ist ein Skandal, dass die Faschisten auf
eine Stufe mit den Montagsdemonstranten gestellt
werden!

Wie kann die Hetze und der Terror der neuen
Nazis gegen Migranten, Behinderte, Andersdenken-
de – insbesondere gegenüber Sozialisten und Anti-

faschisten – verglichen werden mit der Völkerfreundschaft der Montagsdemons-
tration? Bei uns wird eine direkte Demokratie praktiziert: Jeder außer den Neo-
nazis kann am offenen Mikrofon seine Meinung vorbringen, bei uns wird alles de-
mokratisch beraten und entschieden.

Die Stadtbürokratie in Wilhelmshaven und die Landesregierung von Nieder-
sachsen kennen diese grundlegenden Unterschiede zwischen den Faschisten
und der kämpferischen Montagsdemonstrationsbewegung ganz genau. Und die
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Bevölkerung kennt sie auch und stellt sich auf die Seite der Demokratie und des
Protests gegen Hartz IV und den ganzen Sozialabbau!

In Wilhelmshaven ist ein breites Bündnis des Protestes entstanden, das bis
hinein in die Redaktion der „Wilhelmshavener Zeitung“ reichte. Es entstand zum
Beispiel auch eine Zusammenarbeit mit der Bürgerinitiative, die gegen den Bau
der vier geplanten Kohlekraftwerke in Wilhelmshaven aktiv ist. Durch den brei-
ten Protest der Bevölkerung konnte die undemokratische Behinderung zu Fall ge-
bracht werden. Dieser Erfolg zeigt wieder einmal, dass der Widerstand viel bewe-
gen kann, wenn wir gemeinsam stark sind!

Harald Braun

Provokation: Arbeitgeber im öffentlichen Dienst wollen durch Arbeitszeitver-
längerung die Gehälter bis 2009 um 3,75 Prozent senken („Spiegel-Online“)

Längst wäre ein Generalstreik nötig
Unsere Demokratie ist ganz schön auf den Hund(t)
gekommen! Immerhin hat der Ehrengast und Haupt-
redner beim Bremer „Eiswette-Essen“ einen nicht un-
wesentlichen Anteil daran: Arbeitgeberpräsident Die-
ter Hundt ist es schließlich, der im Wechsel mit ei-
nem gewissen Herrn Thumann aus dem Lager der
Konzerne Schröders Agenda 2010 beständig scharf
rechts überholt. Völlig auf der Strecke bleiben als
„Kollateralschäden“ ihres erbarmungslosen Neolibe-
ralismus Bürger(innen)rechte, Menschenwürde und
Sozialstaatsgebot.

Schützenhilfe leisten jüngsten Meldungen zufolge die Geheimdienste, die ihre
Kompetenzen erheblich ausgeweitet sehen wollen. Sie fordern neuerdings neben
anderen verschärften Kontrollmaßnahmen sogar eine Ausweispflicht für Benutzer
von Internetcafés. Dann ist da noch der Hesse Roland „Rambo“ Koch, der schon
seit Tagen mit verbalem Draufhauen, übelster Stimmungsmache und rechtsradi-
kalen Hasstiraden das gesellschaftliche Klima vergiftet. Und neue Atomkraftwer-
ke will er auch noch!

Im Fall Nokia ist erfreulich, dass sich neben vielen Organisationen und ande-
ren Betrieben die IG Metall mit den Beschäftigten solidarisch engagiert. Aber wo
bleibt die Stimme des Großen Vorsitzenden im DGB, warum schweigt Herr Som-
mer so beharrlich? An der gegenwärtigen Jahreszeit kann es wohl kaum liegen.
Also warum wird seitens der DGB-Spitze nicht endlich zu bundesweiten, flächen-
deckenden Solidaritätsstreiks aufgerufen? Gegen die neoliberale Brutalität und
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Verachtung, gegen das massenhafte Wegwerfen der „Ware Mensch“ wäre längst
ein Generalstreik nötig, und der ist politisch einzufordern!

In Bremen gibt eine groteske Einmaligkeit, die ebenfalls kaum mit guter de-
mokratischer Gesittung in Übereinstimmung zu bringen ist: Wo sonst ist es mög-
lich und seit Jahren üblich, dass die Bundeswehr vorübergehend ein Rathaus „ok-
kupieren“ darf, um dort mit dem stillschweigenden Segen weltlicher und kirchli-
cher Stellen ihren Neujahrsempfang abzuhalten? Als wir vom „Bremer Friedens-
forum“ vor dem Eingang mit zwanzig Demonstrant(inn)en unter Inanspruchnah-
me eines noch existierenden Grundrechts dagegen protestierten, wollte uns die
Polizei sofort klarmachen, dass wir dort nicht erwünscht sind. Nach teilweise hef-
tigem Wortwechsel fand sie sich schließlich doch dazu bereit, uns gewähren zu
lassen, zumal wir eine offizielle schriftliche Erlaubnis des Stadtamtes für unsere
Aktion vorweisen konnten.

Noch ist Karnevalszeit. Und wer vom ganzjährigen Schreckens-Karneval
in Parlamenten und Regierungen die Nase richtig voll hat und sich den Frust
von der Seele lachen will, der besuche am 1. Februar 2008 die „Prunk- und
Stunksitzung “ des Kabarettisten Urdrü. Sie findet um 20 Uhr in der Festhalle des
BSV-Vereinsheims „Sportklause “ in Bremen-Walle, Vegesacker Straße, statt.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Subventionsbetrug: Nokia hat in seinem Werk in Bochum
weniger Arbeitsplätze geschaffen als vereinbart („Stern“)

Unbefristet streiken, solange das
Nokia-Werk noch gebraucht wird!
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Die Hartz-Gesetze müssen weg! 5,1 Millionen
Menschen in Deutschland erhalten Arbeitslo-
sengeld II, weitere 1,9 Millionen Sozialhilfe –
aber nur jeder zweite dieser insgesamt sie-
ben Millionen Menschen wird in der Statis-
tik als arbeitslos gezählt. Es gibt 1,1 Millio-
nen „Aufstocker“, die mit ihrer Arbeit nicht ein-
mal ihr Existenzminimum sichern können. 5,5
Millionen Beschäftigte erhalten einen Brutto-
lohn unter 7,50 Euro pro Stunde; 4,7 Millio-
nen müssen sich als Zeitarbeiter verdingen.
Die zwangsläufige Folge dieser Niedriglöhne
ist Altersarmut! All das sind die gezielt herbei-
geführten Auswirkungen der Hartz-Gesetze:

Hartz I erlaubt unbefristete Leiharbeit, mit Hartz IV wurde der Niedrigstlohnsektor
geschaffen, durch Zwangsarbeit, indem die Regierung jede Arbeit für zumutbar
erklärt und den Menschen ihr Erspartes gestohlen hat. Über eine Million regulä-
rer Arbeitsverhältnisse wurden seit 2000 durch Leiharbeit ersetzt, bei 50 Prozent
weniger Lohn!

Derzeit gilt es, bei Nokia in Bochum um jeden Arbeitsplatz zu kämpfen, denn
mit Leiharbeitern und Zulieferern sollen dort 4.000 Arbeitsplätze verschwinden!
Zig Millionen an Subventionen hat diese „Heuschrecke“ kassiert – jetzt zieht sie
weiter nach Rumänien, wo sich die Regierung schon überschlägt beim Bereitstel-
len von Subventionen. Wie hilflos ist der Aufruf zum Boykott von Nokia-Handys!
Sollen wir vielleicht Mobiltelefone von Benq-Siemens oder Motorola kaufen, die al-
le Arbeitsplätze in Kamp-Lintford und Flensburg vernichtet haben? Die IG-Metall-
Führung wiegelt ab und strebt nur noch die „teuerste Werksschließung“ an, „die
Nordrhein-Westfalen je erlebt hat“. Es geht aber um die Arbeitsplätze und nicht
um eine sozialverträgliche Abwicklung! Deshalb gibt es am Dienstag dieser Wo-
che eine Großdemonstration in Bochum , beginnend um 11:30 Uhr am Werkstor
von Nokia . Nur der konsequente Kampf, der unbefristete Streik, hilft weiter!

Der frühere Wirtschaftsminister und berühmt-berüchtigte Durchpeitscher der
Hartz-Gesetze, Wolfgang Clement, ist heute Aufsichtsrat bei RWE, und als Lob-
byist für Atomstrom und Kohlekraftwerke warnt er neuerdings davor, seine Partei,
die SPD, zu wählen. Sein einstiger Chef Gerhard Schröder, inzwischen Aufsichts-
ratsvorsitzender der Gasprom-Pipeline-Gesellschaft, möchte das nicht kommen-
tieren. An den Genossen der Bosse zeigt sich, wie der staatsmonopolistische
Kapitalismus funktioniert: Die Monopole haben sich den Staat vollständig unter-
geordnet und ihre Organe miteinander verschmolzen. Manager wie Peter Hartz
schreiben Gesetzesvorlagen, „Genossen“ wie Schröder oder Clement vertreten
als Regierungsmitglieder die Interessen der Großkonzerne und werden anschlie-
ßend direkter Teil der Organe des Monopolkapitals.
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Unterdessen geht der Amoklauf der Innenminister weiter. Wolfgang Schäu-
ble will jetzt auch noch Pfarrer, Abgeordnete und Rechtsanwälte abhören, also
Beichtstühle, Büros und Kanzleien verwanzen lassen. Er weigert sich auch, die
Buback-Akte des Verfassungsschutzes herauszugeben. Warum wohl? Stand viel-
leicht der Todesschütze auf dessen Gehaltsliste? Um seinen Namen preiszuge-
ben, sollen die Ex-RAFler in „Beugehaft“! Der Bremer Innensenator Willi Lemke
stattet die Polizei mit mörderischen Metall- statt Gummiknüppeln aus und ignoriert
dafür die Personalnot des Stadtamts, das jetzt schon trotz zahlreicher Überstun-
den längst nicht mehr alle seiner gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben wahr-
nehmen kann. Den Brandbrief des Amtsleiters wolle er nicht in den Senat brin-
gen, so Lemke. Dann sollte er selbst aus dem Senat gehen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Verhöhnung: Bochumer Nokianer können für Billiglohn
in Rumänien arbeiten („Spiegel-Online“)

„Riesiges rotes Fahnenmeer“: „Neben den Logos der IG Metall
und der MLPD ist auch das der Grünen zu sehen“ („Stern“)

Solidarität mit den Beschäftigten
des Nokia-Werkes in Bochum

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Bremer Montagsdemo übermittelt euch herz-
liche Solidaritätsgrüße in eurem Kampf um den Erhalt eurer Arbeitsplätze und die
unserer Jugend. Wir haben von den Plänen des Nokia-Konzerns gehört und ver-
urteilen diese Arbeitsplatzvernichtung auf das Schärfste. Gerade die weltgrößten
Konzerne versuchen, mit immer frecheren Angriffen auf die Arbeitenden in ihren
Betrieben und bei den vielen Zulieferern ihre Gewinne zu steigern. Die Regieren-
den in den jeweiligen Ländern, die mit Subventionen und Finanzgesetzen diese
Konzerne hofieren, geben mit heuchlerischen Aussagen den Monopolkonzernen
Schützenhilfe.

Wir in der Bremer Montagsdemo, die seit August 2004 aktiv sind im Kampf
gegen die Hartz-Gesetzgebung und die Agenda 2010 der Schröder- und heute
gegen die Politik der Merkel-Regierung, haben am eigenen Leib erlebt, wie sehr
die allgemeine kapitalistische Politik unsere Lebenslage verschlechtert. Aber sie
steigert auch unsere Empörung und Entschlossenheit!

Wir haben schon einige Kämpfe unterstützt, so den der Karstadt-Kollegen, die
Aktionen bei Airbus und zuletzt den Streik der Lokführer der GDL. Wir versuchen,
wo immer es geht, unsere Meinung auch außerhalb der Montagsdemo kundzutun
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und zu zeigen, dass es eine lebendige Kultur gibt, die für den Erhalt und die
Erweiterung unserer sozialen Lebenslage und unserer demokratischen Rechte
kämpft. So sind am letzten Samstag Vertreter der Bremer Montagsdemo beim
„Eiswette-Essen“, zu dem der Präsident des BDA, Dieter Hundt, als Hauptredner
eingeladen war, mit einem Transparent aufgetreten.

Initiative Bremer Montagsdemo

„Wirtschaften aus dem Irrenhaus“: Tausende Gewerkschafter, Schü-
ler und Arbeiter aus ganz Deutschland protestieren gegen den
„Wildwestkapitalismus“ des Nokia-Konzerns („Spiegel-Online“)

Spieltrieb: Französischer Banker verzockt 4,9 Milliarden Euro („Spiegel“)

Geilheit: Heiratet Hochdruck-Sarkotzy eine Stripperin? („Stern“)

Zivilcourage: Schmidt-Schnauze raucht in der Öffentlichkeit („Bild“-Zeitung)

Fast jeder Vierte legt Rechtsmittel ein: Die Zahl der Klagen gegen
Hartz-IV-Bescheide stieg 2007 um 41,8 Prozent auf 99.200 („Stern“)

„Bremer Filz“ auch
unter dem neuen Senat

Die meisten Bremer hatten nach der
Bildung des neuen Senats die Hoff-
nung, dass die festgefahrene Politik
sich ändert. Doch wenn sich auch
vieles zum Besseren gewendet hat,
der „Bremer Filz“ bleibt. Dazu gibt es
zwei aktuelle Fälle, die jedem Bremer
bekannt sein müssten, da die Medi-
en häufig davon berichten. Aber die
Hintergründe und die Strippenzieher
bleiben im Dunklen, davon erfährt die
Öffentlichkeit nichts. Nach den Motto

„Was man nicht weiß, macht keinen heiß“, geht das politische Geschäft in Bre-
men seinen Gang. Eines dieser Großvorhaben ist die Wiederbelebung des ehe-
maligen „Space Parks“, der nun „Waterfront “ heißen soll. Es handelt sich um
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eine Investitionsruine, die seit Herbst 2004 leersteht. Nur ein Kino konnte sich
mehr recht als schlecht dort halten.

In diesem aufgeblasenen Betonsarg mit seinen vier Hektar Leerstand an Ver-
kaufsfläche soll nach mehreren erfolglosen Versuchen nun ein weiterer Neustart
beginnen. Je länger dieses spekulative Objekt leersteht, desto mehr wird sein
Sinn hinterfragt. War es nicht von Anfang an ein riskantes Spiel mit erlogenen Er-
wartungen und falschen Zahlen? Einen Untersuchungsausschuss gab es dazu
nicht. Jetzt fließen weitere 80 Millionen Euro in das neue Projekt. Der Standort
befindet sich in Gröpelingen, einem der ärmsten Stadtteile Bremens, bundesweit
bekannt geworden auch durch den „Fall Kevin“. Der zuständige Senator, Reinhard
Loske, hat dieses Projekt bewilligt. Er sagte nur unter den Bedingungen zu, dass
Bremen nichts dazugibt und die Geschäftsfläche begrenzt bleiben soll: So bietet
sich der Öffentlichkeit das Bild der „Waterfront“. Doch die Wirtschaft ist auf Ge-
winn aus und verhält sich deswegen sehr rational. Schon der gesunde Menschen-
verstand traut diesem Megageschäft nicht über den Weg.

Man muss wissen, dass Bremen bereits 500 Millionen Euro für das zuerst
geplante Projekt „Space Park “ zahlte. Diesen Betrag nannte Bürgermeister Jens
Böhrnsen jetzt der „Bild“-Zeitung. Die Wirtschaft redete dem damaligen Senat die
Sache schön. Doch das Konzept ging wegen der erschlagenden Größe nicht auf.
Dieses Projekt war reine Wirtschaftkriminalität. Die Verantwortlichen zogen sich
entweder zurück oder machen weiter Politik oder Lobbyarbeit. Verurteilt wurde
keiner. Die Stadt muss nun für den Weiterbestand dieses Betonmonsters zahlen,
da ein Abriss noch ruinöser wäre. Der Senat lockt also geldstarke Investoren an,
damit ein Weiterbetrieb erfolgen kann, doch die Vorzeichen stehen schlecht. So-
mit bleibt die entscheidende Frage: Inwiefern köderte Reinhard Loske den neuen
Investor? Es liegt nahe, dass ein hohes Maß an Korruption und versteckten Star-
tinvestitionen in der „Waterfront“ stecken. Loske ist eigentlich verpflichtet, die Ver-
träge um die „Waterfront“ zu veröffentlichen. Da das bisher noch nicht geschah
und wohl auch nicht geschehen wird, kann man Senator Loske Amtsmissbrauch
vorwerfen.

Während sich die Umsetzung des „Waterfront“-Projektes vor unserer Haustür
abspielt, ist es beim „Jade-Weser-Port “ viel diffuser. Der JWP ist ein Containerha-
fen, der in Wilhelmshaven entsteht. Die Planung für den JWP begann schon An-
fang 2000. Die damaligen Lenker aus der Politik sind heute entweder in anderen
Positionen oder in Pension. Herausragende Personen sind Sigmar Gabriel, da-
mals Ministerpräsident von Niedersachsen, und Henning Scherf, ehedem Bürger-
meister von Bremen. Da bei der Auftragsvergabe mehrere Ungereimtheiten auf-
traten, hat die Opposition im niedersächsischen Landtag einen Untersuchungs-
ausschuss ins Leben gerufen. Der zunehmende Boom im Containerhandel und
die drohende Überlastung bei den norddeutschen Häfen führten zum Konzept
des „Jade-Weser-Ports“. Bremen und Niedersachsen sind die Auftraggeber und
Eigentümer. Hamburg stieg schon kurz nach Beginn der Planung aus, nicht nur
aus Kostengründen, sondern auch weil Hamburg die Containerschiffe selber ent-
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laden möchte. Der Auftrag umfasst Gesamtkosten von einer Milliarde Euro. Der
Bau des Terminals kostet allein 480 Millionen.

Um die nicht rechtens verlaufene Ausschreibung geht es im Untersuchungs-
ausschuss . Der Bauauftrag sollte zuerst an Hochtief gehen. Dagegen klagte die
Baufirma Johann Bunte erfolgreich. Das Landesgericht Celle gab Bunte recht, ein
besseres Angebot vorgelegt zu haben. Daraufhin nahm der Untersuchungsaus-
schuss seine Arbeit auf. Die Gesellschaft Eurogate ist nicht nur Betreiber des Ha-
fens in Wilhelmshaven, sondern betreibt auch den Bremer und den Hamburger
Hafen. Zwischen Eurogate und Hochtief gibt es schon längere Geschäftsbezie-
hungen. Bereits des Öfteren verschaffte man dem anderen einen Auftrag. Aktu-
elles Beispiel ist die „Kaiserschleuse“ in Bremerhaven, die von Hochtief für über
200 Millionen Euro erneuert wird. Weil aber der Auftrag einen festen Kostenrah-
men hatte, der letztlich unter den Kosten von Hochtief lag, versprach man Hoch-
tief einen weiteren großen Auftrag, um die Verluste bei der „Kaiserschleuse“ auf-
zufangen: den „Jade-Weser-Port“. Doch bekanntlich platzte diese Blase. Noch
während der Untersuchungsausschuss arbeitete, hat Eurogate die Politik aufge-
fordert, mit den Bau zu beginnen. Ansonsten wolle man die Politik in Regress
nehmen.

Die Betreibergesellschaft des JWP bestand an der Spitze aus einem Nieder-
sachsen und einem Bremer, Jürgen Holtermann, der gleichzeitig Chef der Hafen-
gesellschaft Bremenports ist. Er hat sich einseitig für Hochtief stark gemacht und
war auch schon vorgeladen, dem Untersuchungsausschuss Rede und Antwort zu
stehen. Gerade Obleute der Grünen werfen Holtermann vor, Druck auf den unab-
hängigen Vergabeausschuss ausgeübt zu haben. Hätte Bunte nicht geklagt und
Recht bekommen, wäre die Vorteilsnahme für Hochtief nicht herausgekommen.
Als die Kritik gegen Holtermann nicht verstummte, räumte er seinen Posten und
ging in den Aufsichtsrat. Sein Kollege aus Niedersachsen, Hartmut Werner, tat es
ihm gleich. Beide sind vermutlich nicht gegangen, weil sie Reue zeigen, sondern
weil sie den JWP aus den Schlagzeilen reißen wollen: Das Auffliegen von faulen
Geschäften während eines Wahlkampfes macht sich nicht gut. Die beiden sind
das Bauernopfer. Die Regierung in Niedersachsen möchte den Untersuchungs-
ausschuss noch vor der Wahl am 27. Januar 2008 beenden. Sie gestand Feh-
ler bei der Auftragsvergabe ein, meint aber, das Weiterbohren schade dem Pro-
jekt. Sie will eine Schlussdebatte im Parlament, während die Opposition möchte,
dass der Ausschuss weiterarbeitet. Neu hinzugekommen ist, dass die Staatsan-
waltschaft in Osnabrück dazu ermittelt.

Korruption ist nicht nur in Bremen ein Problem. Bundesweit greifen Subven-
tionsbetrug und Lobbyarbeit tief in die Republik hinein. Wirtschaftskriminalität
und Steuerhinterziehung haben in Deutschland eine Größe von jährlich über 300
Milliarden Euro erreicht. Das ist mehr als der Bundesetat, der im letzten Jahr
270,5 Milliarden betrug. Steuerbetrug und falsche Buchhaltung in der Industrie
werden begünstigt, da der Staat weniger Geld zur Steuerprüfung bereitstellt. Mit
weniger Prüfern wird auch weniger geprüft. Ein aktuelles Beispiel ist Siemens.
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Aber auch vermehrte Lobbyarbeit in der Politik hinterlässt Spuren. Nach einer
Studie von „Transparency International“ ist die Politik genauso bestechlich wie die
Wirtschaft: Bei einen Index von null bis fünf liegen beide bei 3,7.

Hinzu kommen noch europäische Subventionen, die „Europäischen Struk-
turprogramme “ in einer Höhe von vier Milliarden Euro. Nach Bremen sind im
letzten Jahr über 100 Millionen geflossen. Diese ESP sind für strukturschwache
Regionen gedacht. Auch in den Bremer Häfen stecken ESP-Gelder. Nach Wil-
helmshaven, zum JPW, sind offiziell 50 Millionen gegangen. Vermutlich sind es
viel mehr. In Spanien hat man Häfen und Autobahnen durch die ESP finanziert,
die nach Fertigstellung kaum genutzt werden. Also hat man die Objekte eigent-
lich gar nicht gebraucht. Falsche Zahlen und Statistiken rechtfertigten die Anfor-
derung der ESP-Gelder. Mitunter werden Projekte zu 85 Prozent gegenfinanziert.
Nach dem offensichtlichen Betrug sagte man aber, es sei ja auch Arbeit geschaf-
fen worden. Genau dies passiert nun beim „Jade-Weser-Port“.

Jens Schnitker (parteilos)

Mithäftling bestätigt Vorwürfe: Murat Kurnaz wurde
von deutschen Soldaten misshandelt („Focus“)

Sympathie-Höhenflug: Andrea Ypsilanti gewann Glaubwürdigkeit durch milde,
aber beständige Gegnerschaft zur Agenda 2010 („Spiegel-Online“)

Wird 2008 das Superjahr
der Rausschmisse?
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1. In nicht einmal drei Wochen haben die
„Herren“ schon beschlossen, über 5.000 Men-
schen auf die Straße zu werfen: Erst Nokia
mit 3.000 und gleich hinterher die Westdeut-
sche Landesbank, die auch 2.000 Mitarbeiter
weghaben will. Die Manager müssen immer
höhere Profite einfahren – Nokia steigerte den
Reingewinn um 67 Prozent – sonst sind sie
selber weg. Bei der West LB haben sich die
„Herren“ verspekuliert, weil sie nicht wussten,
wohin mit dem vielen Geld. Die Gefahr einer
Finanzkrise in den USA wurde ausgeblendet.
Damit die Rendite weiter stimmt, müssen jetzt
Leute weg. Das war schon bei Airbus das
angepeilte Allheilmittel. Aber unter den gege-
benen Bedingungen werden sich immer mehr

Menschen gegen dieses Kapital und gegen die seine Machenschaften deckende
Politik zur Wehr setzen!

Am Sonntag sind nun Wahlen in Niedersachsen und Hessen . Weil der Ver-
druss so vieler Menschen riesengroß ist, muss die Konfrontation zwischen den
Parteien auf Teufel komm raus her. Die CDU und ihr reaktionärer Vorreiter Roland
Koch haben die sogenannte Jugendkriminalität zum Wahlkampfthema gemacht,
um am rechten Rand zu fischen und dumpfe Gefühle wachzurufen. Die SPD be-
jammert die niedrigen Löhne und fordert als „Wohltäterin“ einen „Mindestlohn“,
obwohl gerade sie es ist, die die Hartz-Gesetze gemacht hat, mit der Freigabe
der Leiharbeit über alle Grenzen hinweg zugunsten der Monopolkonzerne. Jetzt
meldet sich auch noch Wolfgang Clement als Lobbyist der Atom- und Kohlebran-
che zu Wort. Nein Danke zu alledem!

2008 wird auch das Jahr der Tarifrunden in vielen Bereichen. Die Menschen,
die Kollegen haben sich aufs Kämpfen eingestellt! Ich fände es richtig, wenn wir
alle gemeinsam für die Verbesserung der Lebenslage und der demokratischen
Rechte kämpfen: die Gewerkschaften als organisierte Arbeitnehmerbewegung
wie auch die aktive Montagsdemobewegung, die zum Salz in der Suppe gewor-
den ist. Sie gehören zusammen! Auch wenn ich kein Bergmann bin: Glück auf!

2. Ich habe noch die Ergebnisse des Prozesses gegen Teilnehmer der Mon-
tagsdemo in Hannover nachzutragen: Es gab einen Freispruch und eine weitere
Geldstrafe über 400 Euro. An der misslichen „50er-Regelung“ für den Betrieb der
Lautsprecheranlage hat sich nichts geändert. Ehe ein womöglich kämpferisches
Jahr 2008 beginnt, wollte man mal sehen, ob die Montagsdemos nicht endlich tot-
zukriegen sind. Seit dem Spätsommer 2004 gibt es ja die „Lagezentren“ bei den
Innenministerien beziehungsweise beim Kanzleramt, in denen sich die Ober- und
Unterschnüffler und die Totengräber einer aktiven und lebendigen Demokratie zu-
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sammenfinden, um alles Freie und Lebendige zu ersticken. Vermutlich aus die-
sen Lagezentren kommt die Idee, dass mindestens 50 aktive Teilnehmer anwe-
send sein müssen, ehe eine Lautsprecheranlage in Betrieb genommen werden
dürfe, weil sonst eine „öffentliche Gefahr“ bestehe oder eine „Umweltverschmut-
zung“ stattfinde.

Diese hirnrissige Begründung führte nun auch die Stadt Wilhelmshaven ins
Feld, um die Montagsdemo abzuwürgen. Unsere dortigen Mitstreiter sind zum
Rathaus marschiert, haben nachgefragt und Erklärungen verlangt und sind nicht
gegangen, ehe eine nutzbare Vereinbarung zustande gekommen war. In einer
neu herausgegeben Genehmigung für die Montagsdemo in Wilhelmshaven wird
zwar formal an der „50er-Regelung“ festgehalten, aber ausdrücklich schriftlich
estgestellt, dass für die Montagsdemo eine Ausnahme zugelassen wird und sie
die Lautsprecheranlage auch bei weniger Personen betreiben kann. Ich gratuliere
unseren Mitstreitern in Wilhelmshaven zu ihrem Erfolg!

Jobst Roselius

Dumpfeste Gefühle gegen
heuchlerischste Argumente

Schon in alten Zeiten boten die Arkaden des Bre-
mer Rathauses manchem Volk Schutz bei Unbill
des Wetters und der Obrigkeit. Wegen des Dau-
erregens mussten wir dort „unterkriechen“ bei un-
serer 166. Montagsdemo am 21. Januar 2008 um
17:30 Uhr. Wetterbedingt waren wir auch nur et-
wa 25 Teilnehmer, „bewacht“ von unserem Hund(t-
Transparent), mit dem wir am letzten Sonnabend
beim „Eiswette-Essen“ vor dem Kongresszentrum
aufgetreten waren.

Die Arbeitsplatz-Vernichtungspläne bei Nokia
in Bochum und die immer frechere Gewinn-Recht-
fertigungskampagne waren die Hauptthemen. Wir
beschlossen, eine Solidaritätserklärung an die Kol-

leginnen und Kollegen bei Nokia zu schreiben. Der sogenannte „Wahlkampf“,
besser: die Schlammschlacht der dumpfesten Gefühle der CDU-Rechten mit den
heuchlerischsten Argumenten der SPD um die Verdrossenheit der Menschen
war weiteres Thema. Dazu gehört auch, dass der zuständige Innensenator Lem-
ke die Klagen seiner Mitarbeiter im öffentlichen Dienst, in Stadtamt und Polizei,
die ihre Aufgaben nicht mehr bewältigen können, überhaupt nicht zur Kenntnis

60



nimmt. Solche anmaßenden Gestalten sollten besser sofort verschwinden und
nicht noch bei der UN als Sportmissionar die Jugend verderben!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Überprüfungsversprechen zum Hartz-IV-Regelsatz gebrochen:
Fixierung auf Mindestlohndebatte macht die SPD blind für So-
zialpolitik zugunsten der Schwächsten („Erwerbslosenforum“)

Absturz der SPD in Niedersachsen: Doppel-Äff ist netter als Schnauzel-
Jüttner, und für soziale Gerechtigkeit steht „Die Linke“ („Die Welt“)

Was sollen da erst die Migranten sagen: Wahlverlierer Koch beklagt
sich über „Diffamierungskampagne“ („Spiegel-Online“)

Absturz der CDU in Hessen: Rassistische Hetze führt in Deutschland
nicht mehr zu guten Wahlergebnissen („Spiegel-Online“)

Durchbruch: Zum ersten Mal hat die Linkspartei auch in westdeutschen
Flächenländern die Fünf-Prozent-Hürde geknackt („Focus“)

FDP lehnt „Ampel“ ab: Ypsilanti kann Koch nur ablösen, wenn sie
sich auch von den „Linken“ wählen lässt („Spiegel-Online“)

Adieu, Agenda 2010: Der Bundestagswahlkampf hat begonnen („Focus“)

Verunsichert: Schmidt-Nase jetzt auf Schnupftabak („Bild“-Zeitung)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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167. Bremer Montagsdemo

am 28. 01. 2008

Wer mit dem Feuer spielt
Am Sonntag haben wir mal wieder eine Bestäti-
gung dafür bekommen: Wer mit dem Feuer spielt,
verbrennt sich die Finger. Es gab lange Gesich-
ter in Hessen! Aber keine Angst, ich bin nicht
schadenfroh, nein, das liegt mir nicht. Was euch
aber auffallen müsste, liebe Politiker, ist die Tatsa-
che, dass es doch nicht so leicht ist, die Bevölke-
rung zu verunsichern, denn es kommt anders, als
man denkt!

Und ihr lieben Wähler, seid euch eurer Macht
bewusst und nehmt das demokratische Recht der
Wahl in Anspruch, denn nur damit könnt ihr etwas
ändern! Bitte verschanzt euch nicht hinter der An-
nahme, die machten sowieso, was sie wollen! Das
können sie nur, wenn wir es zulassen. Wenn euch
also die Politik nicht gefällt, dann tut etwas dagegen: Wählt sie ab, die euch nicht
passen und euch das Leben erschweren mit Hartz IV und Agenda 2010!

Auch dass „Die Linke“ gleich zweimal Erfolg hatte, dürfte wohl ein ganz klares
Zeichen dafür sein, dass die Bevölkerung eine sozialere Politik haben möchte.
Dass sie auch in den niedersächsischen Landtag einzieht, sollte Herrn Wulff zu
denken geben. Die Menschen wollen eine sozialere Politik, und „Die Linke“ wird
hoffentlich auf der Hut sein: Was für die eine Seite gilt, das gilt nämlich auch für die
andere! Wenn ihr von der „Linken“ euch nicht genug für die Menschen einsetzt,
werdet auch ihr vom Wähler abgestraft. Also strengt euch an, holt möglichst viel
für uns Mitmenschen heraus!

Fazit: Der Wähler hat mehr Macht, als er glaubt. Wenn er von seinem Recht
keinen Gebrauch machen will, ist das nicht die Schuld der Politiker, sondern die
Gleichgültigkeit derjenigen, die nicht wählen wollen. Wollt ihr also den Politikern
einen Denkzettel verpassen, geht bitte zur nächsten Wahl und wählt sie ab! Das
ist unser aller Recht.

Wenn ihr mit Hartz IV und Agenda 2010 nicht einverstanden seid, dann helft
uns, und das Problem löst sich von selbst! Im Übrigen helft ihr nicht uns, sondern
euch selbst, das solltet ihr mal bedenken. Also, dann bis zum nächsten Montag
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um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz! Wir warten auf euch! Beschwert euch nicht,
sondern ändert es!

Udo Riedel (parteilos)

Absturz der CDU in Niedersachsen um 25 Prozent: Doppel-Äff erhielt am
Sonntag 470.000 Wählerstimmen weniger als vor fünf Jahren („FAZ“)

Letzter Ausweg Neuwahl: Hessische Chaos-Politiker verweigern
sich jeder Möglichkeit einer Regierungsbildung („Die Welt“)

Hochmut kommt vor dem Fall
Zu dünn war das Eis aus Arroganz, Ignoranz und
Ausländerfeindlichkeit, auf dem der Hassprediger
Koch einen haushohen Wahlsieg zu bauen gedach-
te. „Koch bricht ein“, konstatiert denn auch der „Ta-
gesspiegel“ aus Berlin, und sogar das nicht gera-
de CDU-feindliche „Handelsblatt“ bemerkt: „Hessen
strafen Roland Koch ab“. So dumm und verhetzt
sind die Wähler(innen) nun auch nicht, dass sie trotz
massiver Schützenhilfe der „Blöd“-Zeitung millionen-
fach auf die überhebliche und rassistische Stim-
mungsmache des Herrn Koch hereingefallen wären.

Einen schweren Denkzettel verdienen aber auch die Kanzlerin, die Bundes-CDU
und ihr dummschwätziger Fraktionssprecher Pofalla, weil sie den hemmungslo-
sen Demagogen ohne Skrupel wochenlang unterstützt haben.

Dass die Niederlage des Herrn Koch allerdings einen „Sieg für die demokra-
tische Kultur“ darstellt, wie die „Tageszeitung“ meint, ist zu bezweifeln. Koch ist
auch nur eine austauschbare Figur! 36 der 56 Prozent, die überhaupt zur Wahl
gegangen sind, stimmten nach wie vor für den neoliberalen Kurs dieser Partei.
„Demokratische Kultur“ ist eher denjenigen zu bescheinigen, die sich in Hessen
und Niedersachsen auch nicht für die anderen sogenannten „Volksparteien“, son-
dern für „Die Linke“ entschieden haben. Dass diese Partei es in die beiden Lan-
desparlamente geschafft hat, ist erfreulich! Wir gratulieren! Von dieser Stelle sei
ihr zugerufen: Unterstützt auch weiterhin die Streiks, die außerparlamentarischen
Kräfte, die Friedensbewegung, und unterstützt überall die Montagsdemos!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)
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Promille-Koch will weiterregieren: Nachdem die Wahlcomputer über Nacht
in Privatwohnungen von Parteimitgliedern gelagert wurden, hat er

3.595 Stimmen mehr als Ypsilanti („Focus“)

Was für ein Paukenschlag!
Der reaktionäre Roland Koch wurde regel-
recht abgewatscht von den hessischen Wäh-
lern. Besonders bei der Jugend hat die CDU
noch nie eine so klare Absage kassiert. In
Niedersachsen, wo sich Christian Wulff brüs-
tet, „souverän“ gewonnen zu haben, wird ein-
fach unter den Teppich gekehrt, dass auch
dort die CDU einen Verlust von fast 25 Pro-
zent bei den absoluten Stimmenzahlen zu
verbuchen hatte.

Der nächste Abgewatschte ist immer wie-
der Gerhard Schröder und sein Agenda-2010-
Völkchen. Wolfgang Jüttner und seine Leute
in Niedersachsen erkennen in ihrer Selbstzu-
friedenheit nicht die wahre Lage im Land. Das
Hofieren der SPD durch den „Weser-Kurier“

hat sich nicht ausgezahlt und zeigt einmal mehr, was von so einer parteiischen
Berichterstattung zu halten ist. In Hessen, wo sich die SPD ganz vorsichtig vom
Schröder-Kurs zu befreien versuchte und gegen Koch zumindest ein Patt errei-
chen konnte, wird die sie noch beweisen müssen, welchen Kurs – gegen oder für
die breite Bevölkerung – sie nun beschreiten will.

Nein, die alten Verhältnisse wollen die Menschen nicht mehr haben! „Die Lin-
ke“ darf sich zu Recht in beiden Ländern als Wahlsieger fühlen. Sie wurde zum
Beispiel in Wilhelmshaven mit elf Prozent auf Anhieb drittstärkste Partei. Wenn
sie es schafft, konsequente Politik für die Menschen zu machen, kann sie auf
weitere Unterstützung rechnen! In Bremen, wo „Die Linke“ schon seit Mai 2007 in
der Bürgerschaft sitzt, ist das Arbeitsergebnis noch eher mäßig, wie selbst Klaus-
Rainer Rupp im Interview mit dem „Bremer Anzeiger“ zugeben musste.

Ich meine, wir von der Montagsdemo können „Die Linke“ nur weiter auffor-
dern, von internem Gerangel abzulassen und sich den Problemen der Menschen
offensiv zuzuwenden, sich mit der Montagsdemo und anderen wirklich auch prak-
tisch zu verbinden, um gemeinsam eine kämpferische Opposition in Bremen zu
bilden und dann auch Forderungen durchzusetzen. Aufgaben gibt es genug!

Das beherrschende Thema aber ist und bleibt Nokia. Als ich am Dienstag
unsere Solidaritätsgrüße zur Post brachte, sagte eine Kollegin, die beim Blick
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auf die Adresse die Worte „Betriebsrat und Vertrauensleute“ las: „Das finde ich
gut, da hätte ich auch unterschrieben!“ Der aktive Kampf der Kollegen um ihre
Arbeitsplätze und die der Jugend findet breiteste Unterstützung, das haben wir
schon beim Streik der Lokführer gemerkt.

Das Bremsen und vorauseilende Aufgeben, das die offizielle Politik von Merkel
über die CDU- und SPD-Fürsten bis hin zu den speziellen Gewerkschaftsführern
verbreiten will, zieht bei den Menschen immer weniger. Opel oder jetzt Nokia zei-
gen, dass breite Solidarität noch mehr Unterstützung erzeugt. Darum kreisch-
ten am Morgen nach der Wahl auch gleich die Unternehmerverbände auf und
warnten vor einem Linksruck, der die Investitionen in Deutschland gefährde.

Nein, Heuschrecken und Superkonzerne, die sich hintereinander verstecken
und die Fäden ziehen, um nur noch rumänische Löhne zu zahlen und ihre Ge-
winne auf 20 oder 30 Prozent zu treiben, die wollen wir nicht! Nicht nur eine „an-
dere Welt“ ist „möglich“ und notwendig, sondern wir alle zusammen werden sie
auch schaffen, über Konzern- und Ländergrenzen hinweg! Hoch die internationa-
le Solidarität!

Jobst Roselius

Kollektive Gesprächsverweigerung: Die größten Dogmatiker und Ideologen
sitzen in den bürgerlichen Parteien („Spiegel-Online“)

Auf dem Weg in den Gottesstaat: Van-der-Leyen-Ministerium will
Kinderbuch mit Kritik am „Volksopium“ verbieten („Tageszeitung“)

Nokia, der Kampf geht weiter!
Darin waren sich die 2.000 Kollegen von Nokia am Sonntag bei der Betriebs-
versammlung in Bochum einig. Mit großer Mehrheit wurden Verhandlungen über
einen Sozialplan abgelehnt und der Kampf gegen die Stilllegung des Werkes be-
schlossen. Drei Stunden lang haben die Beschäftigten diskutiert. Über 100 Kolle-
ginnen und Kollegen meldeten sich zu Wort.

„Es ist nicht einzusehen, das Spiel kurz nach dem Anpfiff verloren zu ge-
ben“, so ein Redner, und ein anderer sagte: „Ein entschlossener, unbefristeter
und selbständiger Streik wird Nokia richtig am Profit treffen. Politisch wird er in
ganz Deutschland und weit darüber hinaus Furore machen und Unterstützung
und Solidarität bekommen!“

Das ganze Ruhrgebiet hat auf der Großdemonstration am 22. Januar 2008
seine Solidarität gezeigt. Solidaritätsstreiks gab es bei Opel, Johnson Controls
und Thyssen-Krupp in Bochum. Insgesamt waren über 15.000 Menschen gekom-
men: 400 Kollegen von Ford in Köln, 250 VW-Arbeiter aus Wolfsburg, 1.500 Ope-
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laner, Bergleute aus dem ganzen Revier, Schulklassen, Künstler, Geschäftsleute,
Gewerkschafter von IG Metall, Verdi, IG BCE und viele mehr.

Manch eine(r) denkt: „Bochum ist weit weg! Was
geht mich das an?“ Aber Nokia ist kein Einzelfall, son-
dern ein Musterbeispiel für den Kapitalismus in der
heutigen Zeit. Hochmoderne Fabriken werden ein-
fach dichtgemacht, wenn der Höchstprofit gesteigert
und die Spitzenposition auf dem Weltmarkt ausge-
baut werden kann. 7,2 Milliarden Euro Gewinn im
Jahr 2007 sind für die Konzernspitze von Nokia „zu
wenig“. 15 Prozent Rendite in Bochum, was ist das
schon, wenn diese Herren in Rumänien 20 Prozent
erzielen können – durch niedrigere Löhne, frische
Steuergelder und neue Absatzmärkte?

Politiker von SPD und CDU, Teile des Betriebs-
rats und der Gewerkschaftsspitze sowie die „Bild“-

Zeitung tun alles, um einen Streik zu verhindern. Es wird eine Handy-Boykott-
Aktion inszeniert, die ins Leere läuft: Sollen wir zu einem Handy von Siemens
greifen, wo vor kurzem das Benq-Werk geschlossen wurde, oder vom Motorola-
Konzern, der in Flensburg 3.000 Arbeitsplätze vernichtet hat?

„Jetzt ist alles gelaufen“: So wird eine Niederlagenstimmung geschürt. Doch
die Belegschaft von Opel hat 2004 gezeigt, dass durch Streik und Werksbeset-
zung die Schließung verhindert werden kann. Ein Ford-Kollege brachte es bei der
Kundgebung auf den Punkt: „Heute ist es Nokia, morgen sind wir dran. Wir müs-
sen alle zusammenhalten!“

Harald Braun

Lokführer enttäuscht: Für ein richtig gutes Ergebnis
wurde nicht genug gekämpft („Spiegel-Online“)

Alles andere führt zu Wahlverdruss: Eine linke Mehrheit
muss auch eine linke Regierung schaffen („Stern“)

Der Staat hilft, Arbeitskosten zulas-
ten der Allgemeinheit zu drücken

1. Erwerbslosenverbände kritisieren die Untätigkeit der Großen Koalition bei der
dringlichen Problematik der steigenden Kinderarmut . Dabei ist hier tatsächlich
einmal wirksame Hilfe nach Plan nötig, und überflüssige Worthülsen bei immer
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denselben, längst bekannten Zahlendokumentationen sowie Bekenntnissen zur
vorgeblich geforderten Chancengleichheit, die reichen leider überhaupt nicht aus.
Der Vorwurf von Untätigkeit und Scheinheiligkeit scheint hier überaus angemes-
sen. Seit die zunehmende Kinderarmut im Spätherbst 2007 breit öffentlich disku-
tiert worden sei, habe die Koalition „nur Sprechblasen produziert und keine ein-
zige wirksame Hilfe für Kinder aus Hartz-IV-Haushalten auf den Weg gebracht“,
kritisieren die „Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen“, die
„Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerbslosen- und Sozialhilfeinitiativen“ und der
„Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein Tacheles“ in einer gemeinsamen Erklärung.

Harald Thomé von Tacheles kritisiert, das
Auftreten der SPD sei besonders schwer erträg-
lich, wenn sie sich zwar einerseits in den aktuel-
len Landtagswahlkämpfen als Partei der sozialen
Gerechtigkeit zu profilieren suche, andererseits
jedoch Hartz-IV-Kindern zusätzliche Leistungen
verweigere. Wiederholt habe die SPD-Fraktion im
Bundestag entsprechende Anträge von „Bündnis
90/Die Grünen“ und der Fraktion „Die Linke“ mit
Verweis auf eigene, bevorstehende Lösungen ab-
gelehnt. Außer Lippenbekenntnissen, folgenlosen
Prüfaufträgen und dem Einsetzen einer Kommission hat die SPD nichts getan,
so lautet die Kritik. Wenn die Sätze für Kinder aus dem Ausgabeverhalten von
alleinstehenden Rentnern abgeleitet werden, bei denen weder Kosten für Kinder-
schuhe noch für Schulsachen anfallen, dann produziert Hartz IV zwangsläufig
Kinderarmut!

Der Handlungsbedarf schreit schon viel zu lange unbeantwortet zum Himmel,
sodass keinesfalls noch weitere Monate „geprüft“ werden muss, was unüberseh-
bar auf der Hand liegt! Am ewigen Wiederkäuen von Tatsachen verdienen sich
wieder nur die Mittelsmänner der Vetternwirtschaft eine überflüssige goldene Na-
se. Die Erwerbslosenverbände fordern, die Regelleistungen für Kinder völlig neu
zu bemessen und an den tatsächlichen Ausgaben zu orientieren. Nach Anga-
ben der BAG-SHI betragen die tatsächlichen, durchschnittlichen Ausgaben ohne
Mietanteil für ein Kind unter sechs Jahren 370 Euro, für ein Kind zwischen sechs
und zwölf Jahren 438 Euro und für ein Kind ab zwölf Jahren 486 Euro. Das men-
schenverachtende Hartz IV raubt Kindern hier und heute Bildungs- und Entwick-
lungschancen, denn mit leerem Magen und ohne Schulsachen lernt es sich be-
kanntermaßen schlecht!

Bis ein grundlegend neues Bemessungssystem durchgesetzt ist, sind daher
schnelle und wirksame Hilfen nötig. Als Sofortmaßnahmen müssen eine zusätzli-
che Einmalbeihilfe für Schulsachen wie etwa Taschenrechner, Sportschuhe, Stifte
und Schulranzen eingeführt und die Hartz-IV-Leistungen für Erwachsene und Kin-
der in einem ersten Schritt um 20 Prozent angehoben werden. Schließlich lebt mit
jedem armen Kind auch mindestens die arme Mutter oder der arme Vater zusam-
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men. Wer etwas gegen Kinderarmut tun will, muss auch bei der Einkommensar-
mut der Eltern ansetzen! Neben einem flächendeckenden, gesetzlichen Mindest-
lohn ist eine Erhöhung der Hartz-IV-Sätze für alle, die keinen existenzsichernden
Arbeitsplatz finden können, dringend notwendig. Um Grundbedürfnisse wie etwa
gesunde Ernährung abzudecken sowie eine angemessene Teilhabe an Bildung,
Kultur und Sport zu sichern, halten die Erwerbslosenverbände eine Regelleistung
von 500 Euro für Alleinstehende für erforderlich. Es sei ein „Armutszeugnis für die
Koalition“, dass selbst die für November letzten Jahres versprochene Prüfung, ob
die Hartz-IV-Sätze zumindest aufgrund der rasanten Preissteigerung erhöht wer-
den sollten, noch immer ausstehe.

2. Eigentlich sollte das Elterngeld vor allem denjenigen helfen, die sich kein Kind
„leisten“ können. Anders in Bayern: Im noblen Münchner Vorort Grünwald werden
den Millionären unfreiwillig Almosen zugeschanzt, und die Hartz-IV-Betroffenen
gehen leer aus. Ein reicher Münchner hatte letztens die schlagzeilenträchtige
Idee, jedem Baby bis zur Einschulung 100 Euro zukommen zu lassen. Mit „jedem
Baby“ waren allerdings leider ausschließlich die Kinder im reichen Vorort Münch-
ner Grünwald gemeint: ALG-II-Empfänger gingen nach „Stern“-Recherchen leer
aus.

Mit ihren Einnahmen hatte die 11.000-Einwohner-Gemeinde noch nie wirk-
liche Probleme. Haushaltsschulden? Unbekannt. Im letzten Jahre lag der Über-
schuss bei 6,3 Millionen Euro. Aber „einige Normal- und Geringverdiener ha-
ben wir doch“, so Bürgermeister Jan Neusiedl. Auch von „zahlreichen Hartz-IV-
Empfängern“ ist die Rede. Schon im Mai letzten Jahres wollte daher der Gemein-
derat für Kinderbetreuungseinrichtungen kein Geld mehr verlangen. Bisher kos-
teten sie 100 Euro pro Kind und Monat. Das sollte den jungen Familien helfen,
die hohen Lebenshaltungskosten in dem schicken Vorort bei München zu tragen.

Doch dann kam die große Politik mit ihrer Diskussion um die „Herdprämie“.
Der Grünwalder Gemeinderat schwenkte um: Das Geld der Gemeinde sollte nun
an alle Eltern von Kindern im Vorschulalter gezahlt werden. Nun legte sich das
Landratsamt mit rechtlichen Bedenken quer: Förderung der Familien sei aus-
schließlich Bundessache. Die Gemeinde Grünwald zog mit einer Petition vor den
Landtag. Dort erklärte im Dezember 2007 das Bayerische Sozialministerium die
Grünwalder Babyprämie für rechtens. Als ein SPD-Abgeordneter nachfragte, ob
auch ALG-II-Empfänger davon profitieren würden, sagte man ihm, dass dies Sa-
che der Gemeinde sei.

Die Reichen haben ihre Babyprämie sicher, den Hartz IV-Betroffenen wird sie
selbstverständlich auf ihr spärliches Salär angerechnet – eine schön bunte neue
Verpackung für die nächste Attacke „Umverteilung von unten nach oben“! So geht
es weiter und weiter, gnadenlos, und die Betroffenen schweigen, nehmen es hin
und geben auf. Leider!
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3. In diesem Land läuft einiges grundfalsch, ja geradezu kontraproduktiv! Minijobs
haben den Staat im vergangenen Jahr knapp vier Milliarden Euro gekostet. Zu
diesem Ergebnis kommt der Deutsche Gewerkschaftsbund in seinen Berechnun-
gen zu den Subventionen für die geringfügige Beschäftigung, wie die „Frankfur-
ter Rundschau“ berichtet. Demnach gingen den Sozialversicherungen durch Mi-
nijobs rechnerisch zwischen 2,2 und 2,4 Milliarden Euro an Beiträgen verloren.
Die öffentlichen Haushalte verzichteten darüber hinaus auf Steuerzahlungen von
einer bis 1,3 Milliarden Euro.

Der DGB-Arbeitsmarktexperte Wilhelm Adamy kritisierte, dass mit gewaltigen
Subventionen für Minijobs der Staat den Arbeitgebern dabei hilft, ihre Arbeitskos-
ten zu Lasten der Allgemeinheit zu drücken. Für die Mini-Jobber hingegen sei die
soziale Absicherung völlig unzureichend. Obwohl die Bundesregierung die För-
derung Mitte 2006 leicht eingeschränkt habe, breiten sich Minijobs laut DGB wei-
ter aus. So sei ihre Zahl bis Ende Oktober 2007 um gut ein Prozent auf 6,9 Millio-
nen gestiegen. In einigen Branchen sei die geringfügige Beschäftigung zum Re-
gelfall geworden, etwa bei den Gebäudereinigern oder im Gastgewerbe. Auf dem
Vormarsch seien vor allem Minijobs, die Arbeitnehmer als Nebenjob zusätzlich
zu einer regulären Arbeitsstelle ausüben. Ihr Volumen hat sich gemessen an den
Arbeitsstunden laut DGB seit 2002 verdoppelt. Jetzt können wir endlich nachvoll-
ziehen, wie, wo und mit wem sich der sogenannte Aufschwung vollzogen hat!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Niedere Töchter: Studiengebühren treiben Student(inn)en
in die Prostitution („Spiegel-Online“)

„Schwerwiegendes Glaubwürdigkeitsdefizit“: Kochs Forderung nach härterem
Jugendstrafrecht ist für CDU-Wahldebakel verantwortlich („Spiegel-Online“)

Merkel steht hinter Koch: Wie fremdenfeindlich
ist die Kanzlerin? („Spiegel-Online“)

„Positive Entwicklung“: Arbeitslosenzahl um eine
Viertelmillion gestiegen („Spiegel-Online“)

Mehrere Landesbanken
sind faktisch pleite

1. Die Landesbanken haben noch mehr „faule“ Papiere im Tresor! Die West LB
hat gerade eine Kapitalerhöhung um zwei Milliarden Euro hinbekommen. In der
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Krisensitzung waren sowohl der Leiter der Bundesanstalt für Finanzaufsicht wie
auch der Präsident der Deutschen Bundesbank, Axel Weber, anwesend. Vor zwei
Wochen wurde für die West LB ein vorläufiger Wertberichtigungsbedarf von 1,2
Milliarden Euro festgestellt. Inzwischen sind die Buchprüfer vorangekommen: Der
jetzige Wertberichtigungsbedarf für die West LB liegt bei vier Milliarden Euro –
dies ist aber sicher noch nicht die endgültige Zahl! („Weser-Kurier“ vom 27. und
28. Januar 2008)

Das Magazin „Focus“ hat eigene Recherchen
angestellt und dabei herausgefunden, dass die
Bayern LB, die Landesbank Baden-Württemberg
LBBW, die Düsseldorfer West LB und die Hambur-
ger HSJ Nordbank fast 80 Milliarden Euro in Ri-
sikopapiere investiert haben. Diese Banken sind
somit faktisch pleite! Als letzter Ausweg vor dem
Zusammenbruch der Banken dient eine Kapital-
erhöhung durch die öffentliche Hand: Es soll also
erst einmal der Steuerzahler ran. Eine überregio-
nale Großbank wird gefordert. Sie soll alle Landes-
banken schlucken. Damit ist der Zuschussbedarf, den die öffentliche Hand – also
der Steuerzahler – ausgleichen muss, nicht so offensichtlich.

Auch die Einbringung dieser Papiere in einen gemeinsamen Fonds führt zum
Risikoübergang auf die öffentliche Hand – den Steuerzahler –, ist diesmal aber
klar nachlesbar. Daher wird es wohl zur Großbank und nebenbei zur Zerschla-
gung des Sparkassenwesens in der jetzigen Art kommen. Leider! Nur haben dar-
an die Sparkassen kräftig mitgewirkt. Den Verkauf von Hypothekendarlehn an
„Heuschrecken“ hat der Kunde seiner Sparkasse nun wirklich nicht zugetraut.

Die Sparkasse Bremen gehört nicht zum öffentlich-rechtlichem Sparkas-
senverbund. Auf Nachfrage des „Weser-Report“ (27. Januar 2007) erklärte
Sparkassen-Chef Jürgen Oltmann: „Wer bezahlt, dessen Kredit wird nicht veräu-
ßert.“ Heißt dies im Umkehrschluss: Notleidende Kredite werden auch von der
Sparkasse Bremen veräußert?

Kein Hartz-IV-Betroffener kann einen Hypothekenkredit wie ursprünglich ver-
einbart bezahlen, denn die Arge übernimmt die Tilgungsbeträge nicht. Dies ist
insbesondere wegen der Kreditverkäufe der Banken erneut zu hinterfragen! Bis
zur Entscheidung des Gerichts sollte die Arge verpflichtet sein, diese Tilgungs-
anteile darlehnsweise zu übernehmen, damit das Eigentum erhalten bleibt. Nur
kümmern muss sich jeder selber, mit Widerspruch und notfalls Klage! Wir gehen
mit!

Wie sind diese notleidenden Hypothekendarlehn entstanden? Sind diese Dar-
lehn überhaupt notleidend? „Ich kann mir eigentlich nur noch einen Strick neh-
men“, zitiert der „Weser-Kurier“ vom 23. Januar 2008 einen verheirateten US-
Amerikaner mit zwei Kindern, der sein Eigenheim als zweite Einnahmequelle be-
nutzt hat. Es wurde vor 14 Jahren für 115.000 Dollar gekauft. Aufgrund der Immo-
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bilienpreiserhöhungen wurde die Hypothekensumme sieben Mal dem Mehrwert
des Hauses angepasst. Jetzt ist es mit 320.000 Dollar belastet. Dies entspricht
wegen der Preisrückgänge aber nicht mehr dem Gegenwert. Die Bank hat die
letzten drei Hypotheken gekündigt.

Der Mensch möchte verkaufen – aber der Verkaufspreis liegt weit unter der
Restschuld. Die Bank kann die gesamte Hypothek kündigen, im Fall der Nichtzah-
lung das Haus räumen lassen und die Zwangsversteigerung durchführen lassen.
Die eventuell verbleibende Restschuld muss der Mensch abstottern. Und diese
Familie hat noch mehr Probleme: Die älteste Tochter hat studiert, der Studienkre-
dit lautet über 52.000 Dollar. Die Restschuld für die beiden Autos beträgt 19.000
Dollar, für die fünf Kreditkarten 56.000 Dollar.

Bei der Frau wurde Krebs festgestellt. Sie waren davon ausgegangen, dass
die Frau bei ihrem Arbeitgeber gegen Krankheit abgesichert ist, doch er hat
vor zwei Jahren die Gruppenversicherung (eine private Krankenversicherung
für Gruppen oder Belegschaften) gewechselt. In dem neuen Vertrag ist diese
Krebserkrankung eine Vorerkrankung und daher nicht versichert. Die Familie hat
die Krebsoperation bezahlt. Für die Hypothekenkredite hat das Geld nicht mehr
gereicht. Nun werden vom behandelnden Arzt Metastasen vermutet. Für deren
Behandlung ist kein Geld mehr in der Familienkasse. „Meine Frau droht jämmer-
lich einzugehen“, meint der verzweifelte Mensch. Dieses Schicksal ist leider kein
Ausnahmefall!

Wollen oder sollen wir trotzdem dem Trend zu mehr privater Vorsorge folgen?
„Die gesetzliche Krankenversicherung ist nur noch ein Mindestkatalog“, schreibt
der „Weser-Kurier“. Der Rest muss durch einen „Gesundheits-Riester “ abge-
deckt werden, weil mehr Privatvorsorge im Trend liegt, mittels Riester-Rente der
Altersarmut entgegenzuwirken. Die Verpflichtung zu einer privaten Zusatzvorsor-
ge und Reduzierung des Leistungskatalogs sei die Lösung gegen den Kollaps der
Pflegekassen, schreibt das Blatt am 24. Januar 2008.

Drei Artikel im „Weser-Kurier“ innerhalb weniger Tage. Jeweils ein Experte
für diesen Zweig der gesetzlichen Sozialversicherung warnt vor Unterversorgung,
Leistungskürzung oder Altersarmut. Alle sind sich einig: Es hilft nur die private
Zusatzvorsorge, um diese Mängel auszugleichen. Woher die Arbeitnehmer das
Geld nehmen sollen, davon ist nicht die Rede. Es sind „linientreue“ Artikel! Sonst
wäre eine Aufstockung der gesetzlichen Sozialversicherungssysteme in die Über-
legungen eingeflossen. Die Beitragserhöhungen hierfür wären zu 50 Prozent von
den Arbeitgebern mitzutragen und sicherlich weitaus moderater, weil die Organi-
sation schon steht und kein Gewinn erzielt werden muss.

Nur um diese Arbeitgeberbeteiligung auszuhebeln, werden die Beiträge der
Versicherten in den gesetzlichen Krankenkassen von den Arbeitgebern an den
Gesundheitsfonds und von diesem an die gesetzlichen Krankenkassen überwie-
sen. Dies ist sehr kostenintensiv! Die Zeche zahlt der Versicherte. Der Arbeitge-
ber ist von diesen Folgen befreit und kann aufgrund der Gestaltung nicht an even-
tuellen Nachzahlungen beteiligt werden. Die Pflichtbeiträge zur Sozialversiche-
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rung sind doch die beste Vorsorge! Aber das kurzfristig Beste für die Arbeitgeber
ist gewollt: Es gibt sonst keinen Grund, der Versicherungswirtschaft Milliardenge-
winne zuzuschustern und die sozialen Sicherungssysteme auszutrocknen!

Weitere Probleme sind vorprogrammiert. Allein die Abgrenzung zwischen
zwei Leistungserbringern ist sehr schwierig. Wer Pflege- und Krankenversiche-
rung bei zwei verschiedenen Leistungsträgern hat, kann bereits heute ein Klage-
lied davon singen! Die Leistungsverpflichtung gegeneinander abzugrenzen und
die Kosten einvernehmlich zuzuordnen, ist eine Wissenschaft für sich – und be-
stimmt keine lösbare Aufgabe für einen Kranken oder Pflegebedürftigen. Die
zusätzlichen Verwaltungsaufgaben der Kassen schlagen auf die Beitragshöhe
durch!

Auch bei einem Wohngebäudeschaden ist die Abgrenzung zwischen Haus-
rat und Gebäude für viele Versicherer einen Streit wert. Oft erfolgt eine Nichtzah-
lung, wenn es sich um zwei verschiedene Versicherungsgesellschaften handelt.
Manchmal hilft nicht einmal die gleiche Konzernzugehörigkeit. Nur bei vermiete-
tem Wohnraum ist dieser Streit ausgeschlossen. Ansonsten bedeutet Vorsorge
hier, für beide Risiken die gleiche Versicherungsgesellschaft zu wählen. Auch dies
ist bekannt. Umso unverständlicher, dass solche Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

2. Die Bundespolizei soll im „Antiterrorkampf“ mitwirken. Die Pläne von Wolfgang
Schäuble sind ein weiter Verstoß gegen das Grundgesetz. Rund 1.000 Bundes-
polizisten erhalten eigenständige Aufgaben im Kampf gegen „Terror“ und illegale
Migration. Eine Aufgabenbeschreibung liegt noch nicht vor. Klar ist: So wird der
Aufgabenrahmen für die Bundespolizei durch die Verfassung nicht mehr gedeckt!
Eine der neuen Aufgaben ist der Einsatz bei großen Demonstrationen. Die Struk-
tur wird geändert, die Führung zentralisiert. Es gibt 40.000 Bundespolizeibeamte,
einige Tausend werden umziehen müssen.

Aus meiner Sicht stellt dies eine weitere Vorbereitung auf Unruhen in Deutsch-
land dar. Es ist doch klar, mit Hartz IV kann keiner auskömmlich leben. Immer
mehr Menschen verlieren ihre Rücklagen, und Hartz IV wird unerträglicher. Klei-
dung und Gebrauchsgegenstände verschleißen. Die vielen anderen „Reformen“
bringen ebenfalls keine Verbesserungen. Immer mehr Jugendliche werden von
jeglicher Leistung ausgeschlossen. Der Kessel steht immer mehr unter Druck!

Wir möchten keine Gewalt. Wir rufen nicht zur Gewalt auf. Eine spitze Feder
ist schärfer als ein Schwert! Daher zeigt her eure Bescheide! Mit Widerspruch
und notfalls Klage erreicht jeder Mensch mehr als mit einer ausgerutschten Faust
oder anderen Aktionen. Den jungen Erwachsenen in Hessen muss ich bei die-
ser Gelegenheit meine Hochachtung aussprechen: Gemeinsam haben sie Herrn
Koch nicht gewählt! Sie haben sich nicht in Jugendliche mit und ohne Migrations-
hintergrund auseinanderdividieren lassen!

72

http://www.berlinonline.de/berliner-zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2008/0114/politik/0036/index.html?_=print


Ach ja, Herr Koch hat dies gar nicht als Wahlkampfthema gewollt. Es musste
nur einmal angesprochen werden, weiß Herr Kauder heute. Ich glaube, Jugendli-
che haben ein längeres Gedächtnis! Wie es Herrn Koch gegangen ist, so wird es
auch Frau Merkel treffen – die Kreuze werden an ihr vorübergehen. Die nächs-
te Wahl ist schon bald, jedenfalls nach jugendlicher Zeitrechnung! Darum Mon-
tagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

3. Die USA leisten sich sogar eine Dienstleistungsfirma für den „Kampf gegen den
Terror“, eine Privatarmee . In der ARD-Sendung „Titel, These, Temperamente“
wurde hierzu am 27. Januar 2008 ein Buch vorgestellt. Die Firma Blackwater hat
Mitarbeiter mit Waffenausbildung unter Vertrag. Sie gehen im Auftrag der USA in
den Irak und benutzen dort Waffen.

Ein irakischer Zivilist, der hierbei verwundet wurde, schildert ihren Einsatz
wie folgt: „Niemand hat sie beschossen, niemand hat sie angegriffen. Sie fingen
einfach an, willkürlich auf Menschen zu schießen. Viele starben direkt auf der
Straße. Ich bin in mein Auto gesprungen und fuhr los, aber sie schossen einfach
weiter.“ Im Irak haben Blackwaters Milizen nur den Auftrag, amerikanisches Leben
zu schützen – das eines einheimischen Zivilisten zählt wenig.

Die USA verstoßen dabei gegen sämtliche Regeln. Die Söldner bleiben straf-
frei. Verurteilt wird, wer diese Missstände anprangert und in den USA dagegen
prostestiert. Das US-Justitzministerium hat dem Kongress mitgeteilt, dass es kein
Gesetz gibt, um Blackwater für seine Verbrechen zur Rechenschaft zu ziehen,
nicht nach militärischem Recht, nicht nach Zivilrecht. Die USA haben es dem
Irak vertraglich untersagt, diese Söldner als Mörder anzuklagen. Internationales
Recht erkennen die USA nicht an.

Der Wunsch zur Verurteilung besteht aber auch nicht, sonst wäre die Auf-
tragslage für Blackwater nicht so gut. Wie war das noch mal? Die USA sind in den
Irak einmarschiert, um uns alle vor dessen „Massenvernichtungswaffen“ zu schüt-
zen. Die USA wollen dabei diesem Land die „Demokratie“ nahebringen. Beides
ist gründlich misslungen. Massenvernichtungswaffen sind nicht vorhanden. Inzwi-
schen ist klar, die USA haben sie „erfunden“. Noch abschreckender kann Han-
deln nicht sein! Von dieser „Demokratie“ konnte bestimmt nicht ein Iraker über-
zeugt werden, im Gegenteil, die USA haben viele neue Feinde!

Gelungen ist der Zugriff auf die großen Ölvorräte des Landes. Die USA hatten
bereits vor Jahren festgestellt, dass die eigenen Vorkommen zur Neige gehen.
War dies eventuell der einzige tatsächliche Grund für die Eroberung des Iraks?
Die Verteilung der Lizenzen und Ausstattungsaufträge sowie das gewählte Verga-
beverfahren spricht ebenfalls dafür. Wenn dann auch noch die veröffentlichten ge-
schäftlichen Interessen der Regierungsmitglieder der USA richtig wiedergegeben
wurden, so war dies eine gelungene Einkaufstour! Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!
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4. Die Bezugsdauer für ALG I wird ausgeweitet, so der „Weser-Kurier“ vom 26.
Januar 2008. Dieser Artikel stellt die Bezugsdauer in den Vordergrund der Än-
derungen. Die Nachfolgeregelung für die 58er-Regelung liefert die Grundlage für
die Zwangsverrentung . Die ausgelaufene Regelung hatte die Arbeitslosen über
58 Jahre noch davor bewahrt, nur eine abschlagsfreie Rente musste beantragt
werden. Dies ist im Regelfall die Alterrente mit 65 Jahren. Vor 63 kann aufgrund
der geänderten Zugangsbestimmungen kaum jemand in Rente gehen. Die Ren-
te mit 60 ist ein Auslaufmodell. Auch diese Zwangsverrentung wird sicherlich die
Gerichte beschäftigen.

Eine Änderung steht nicht in diesem Artikel: Wer über 58 Jahre alt ist und in-
nerhalb von zwölf Monaten nach Beginn des Leistungsbezugs keine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung angeboten bekommen hat, soll nicht mehr als
arbeitslos gelten. Die Betroffenen stünden der Arbeitsvermittlung faktisch nicht
mehr zur Verfügung und sollen daher aus der Arbeitslosenstatistik genommen
werden. Dies zeigt erneut, wie wenig Wert der Gesetzgeber auf die Richtigkeit
dieser Statistik legt. Warum jetzt? Wer die 58er-Regelung unterschrieben hatte,
war aus der Statistik verschwunden. Nun ist die 58er-Regelung ausgelaufen. Die
„Alten“ würden also in der Statistik sichtbar werden. Durch diese Gesetzesände-
rung wird die Statistik erheblich geschönt!

Die Klageflut gegen Hartz IV ist im Jahr 2007 um 41,8 Prozent auf 99.200
angestiegen. Die Zahl der Widersprüche ist mit 775.000 und die der Ablehnungen
mit 406.000 angegeben, doch diese Zahlen stimmen genauso wenig wie die der
Arbeitslosenstatistik, weil bewusst auf bestimmte Sachverhalte hingearbeitet wird.
In den Nachrichten wurde das „strenge Hinsehen“ bei den Kosten der Unterkunft
und Heizung als Grund für die Klagesteigerung genannt, im „Weser-Kurier“ das
„schnellere Arbeitstempo“ bei der Bundesagentur für Arbeit.

Letzteres ist sicher ein Übertragungsfehler, denn die Widersprüche werden ja
von den Argen bearbeitet, in Bremen von der Bagis. Diese werden auch beklagt.
Das „strengere Hinsehen“ ist eine Vorverurteilung der Betroffenen. „Strenger hin-
sehen“ bedeutet meiner Meinung nach besseres Einhalten der Vorgaben, aber
genau das Gegenteil ist der Fall: Die Vorgaben erzwingen immer weitere Leis-
tungsverweigerungen. Selbst klar verlorene Verfahren werden von der Bagis und
den Argen nicht auf die anderen Entscheidungen übertragen. So werden unnöti-
ge Klageverfahren erzeugt.

Eine weitere Verfälschung der Statistik der „Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de“ hat das „Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung“ herausgestellt. Der Trick
wurde in Wilhelmshaven ersonnen und von Friesland und Aurich kopiert. Kinder
unter 15 Jahren wurden aus der Statistik genommen, wenn es „ausreichende
Unterhaltszahlungen“ durch nicht in den Bedarfsgemeinschaften lebende Eltern-
teile gab. Ein Minus von 27 Prozent als Auswirkung in der Statistik war der Lohn.
Die Bundesagentur für Arbeit hat angewiesen, diese Zählweise zu unterlassen.
Die zurückliegenden, objektiv falschen Statistiken werden aber nicht berichtigt.
An der Richtigkeit der folgenden Statistiken wird gearbeitet – mit Hochdruck? Dar-
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um Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft
positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Berliner Nahverkehr wird bestreikt: Arbeitgeber provozieren mit Scheinangebot,
das für die Beschäftigten keine Entgeltverbesserung bringt („Spiegel-Online“)

85.000 Stahlwerker im Streik: Sprudelnde Gewinne
gehören auch den Beschäftigten („Spiegel-Online“)

Fruchtbare Zeit: Was die Bremer „Ampel“ an Geld eingenommen hat,
konnte die Große Koalition zum Fenster rausschmeißen („Spiegel-Online“)

Grünen-Wähler aufgepasst: Krista Sager hält den
Steigbügel für den ollen Beust („Spiegel-Online“)

Freude über den Wahlausgang
Von vier Teilnehmern um 17:30 Uhr wuchs die Zahl
der Montagsdemo-Interessierten auf über 40 bei der
167. Montagsdemo in Bremen. Dabei sind auch im-
mer wieder Menschen, oft ältere, die Fragen nach
den politischen Zusammenhängen haben oder sich
einfach nur bedanken wollen, dass wir so konsequent
durchhalten. Das erfreut uns dann und zeigt, wie sehr
wir im Blickpunkt vieler Bürger der Stadt und des Um-
landes stehen.

Die Wahlen in Hessen und Niedersachsen stan-
den natürlich im Zentrum. Groß war die Freude bei
vielen, dass „Die Linke“ es in beiden Ländern ins Par-
lament geschafft hat – und besonders, dass CDU-
Koch seine Quittung bekommen hat und abgestraft

wurde. Aber auch der Kampf der Nokianer findet breite Unterstützung. Jetzt ist es
die Auseinandersetzung zwischen dem selbständigen Kampf der Kollegen und
der auf „geordneten Niederlagen- und Verzichtskurs“ getrimmten Politik von Un-
ternehmern, Regierungen und „kuschelnden Gewerkschaftsfürsten“. Das ist ein
Kampf vor allem in den Köpfen.

Ein Mitstreiter aus Verden berichtete, wie manche Unternehmer mit dem Ak-
tivwerden einzelner Beschäftigter als Landtagskandidat umgehen wollen: näm-
lich mit Rausschmiss. Dagegen ist der Weg in die Öffentlichkeit notwendig, nicht
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nur vor das Arbeitsgericht! Solche Willkürmaßnahmen erregen den Unwillen vie-
ler Menschen und fördern die Solidarität. Wir werden weiter darüber berichten.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Schrumpf-Partei Deutschlands: Täglich verliert die SPD 60 Mitglieder –
und fällt in zwei Wochen sogar hinter die CDU zurück („Spiegel-Online“)

Begleitet in großer Zahl
das Kapital zum Schaffermahl!

Die GEW Bremen ruft insbesondere ihre verbeamteten Mitglieder und Versor-
gungsempfänger(innen) auf, sich an der gemeinsamen Aktion der Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes am 8. Februar 2008 anlässlich des traditionellen „
Schaffermahls “ zu beteiligen! Wir fordern: Erhöhung der Besoldung jetzt!

Im Rahmen der Haushaltsberatungen sollen auch die Modalitäten einer Be-
soldungserhöhung im Lande Bremen beraten und verhandelt werden. Dies ist un-
ter anderem eine Folge der Föderalismusreform. Unsere Forderung bleibt: Längst
überfällige Übernahme des Tarifabschlusses 2006! Der Senat will weit dahinter
zurückbleiben: Lediglich um 1,9 Prozent im Oktober 2008 und um ein weiteres
Prozent im Oktober 2009 sollen die Besoldungen angehoben werden!

Nach der Großdemonstration im November, nach E-Mail-Protesten an die Ab-
geordneten und dem Einreichen von über 4.000 Petitionen führt der DGB mit sei-
nen Gewerkschaften des öffentlichen Diestes derzeit Gespräche mit den Frak-
tionsspitzen von SPD und Grünen. Dabei ist ein erster Teilerfolg gelungen: Die
Bürgerschaft hat die Senatsvorlage nicht beschlossen!

Wir werden uns nicht noch weiter abkoppeln lassen! Dies werden wir am 8.
Februar gemeinsam mit anderen Kolleg(inn)en des öffentlichen Dienstes deutlich
machen! Treffpunkt ist um 12:45 Uhr am Roland bei den GEW-Fahnen auf dem
Marktplatz .

Aufruf der GEW Bremen

„Fleischgewordener Teleprompter“: Ypsi-Püppsi wird
immer noch total unterschätzt („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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168. Bremer Montagsdemo

am 04. 02. 2008

„Ich bin der Staat“
1. Ich bin der Staat, ich bin im Recht! Du, Bürger,
bist nur mein Knecht. Ich sage, wo es langgeht!
Deine Meinung ist mir nicht recht, denn du bist nur
der Bürger, nur mein Knecht!

Dein Geld will ich haben, an deinem Mammon
mich laben. Du hast nur eins zu tun: zu spuren,
und ist es dir auch nicht recht! Denn ich bin der
Staat, und du bist nur der Knecht.

Ich sage, wo es langgeht, und nehme mir dazu
das Recht, denn du bist nur der Bürger, nur mein
Knecht! – Und so hört man es immer wieder: „Was
soll ich tun? Dem Staat ist es gar nicht recht, denn
ich bin nur der Bürger, nur der Knecht!“

Leute, wacht endlich auf, wehrt euch, und das
mit Recht! Der Staat sind wir alle und nicht nur je-

ne, die uns befehlen wollen! Darum lasst uns zusammenhalten, und ein jeder mö-
ge laut sagen, was er nicht mehr erdulden möchte, mehrmals, und dann wird man
nicht mehr hören: „Ich bin der Staat, und du bist mein Knecht.“ Dann hat es sich
ausgeknechtet!

2. Arme Politiker! Wie las ich doch in der Zeitung: In diesem Jahr werden, so der
Fahrplan, in Bremen wieder 50 Millionen Euro mehr für laufende Kosten ausge-
geben, 17 Millionen mehr für Personal und unter anderem auch für ein kosten-
loses Mittagessen. Bei Investitionen werden 39 Millionen Euro abgeknapst. Fällt
euch was auf, Leute? „Wir werden“ wurde gesagt, nicht mehr: „wir wollen“, „wir
sollten“, „wir möchten“. Nein: „wir werden“. Bravo, ihr seid ja doch lernfähig! Dann
tut es jetzt auch, selbst wenn die Wirtschaft wegen der 39 Millionen klagen wird,
tut es zum Wohle der Mitmenschen!

Der Wirtschaft sage ich nur: Ihr habt mit euren Hungerlöhnen mit dafür ge-
sorgt, dass die Regierung jetzt so handelt! Um das Ganze zu finanzieren, schlägt
der Senat vor, die eine Hälfte in den Ressorts einzusparen und die andere als
Kredit aufzunehmen. Eine Frage aber hätte ich noch. Leute, ich kann es einfach
nicht verstehen: Wir haben ein Problem der Finanzierung, wir haben ohne Zwei-
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fel weniger Steuereinnahmen, das streite ich nicht ab – aber haben wir nicht un-
sere Politiker gewählt, dass sie so etwas für uns regeln?

Warum bringt es denn niemand fertig, der Wirtschaft klipp und klar zu sagen:
„Auch ihr habt eine Verpflichtung, zahlt vernünftige Löhne, schafft Arbeitsplätze,
dann sind unsere Probleme viel leichter zu lösen!“? Woher soll denn der Bürger
das Geld nehmen? Schafft Sicherheit für die Lebensplanung der Familien! Wir
nähern uns schon der Armutsgrenze. Schließlich seid ihr es auch, die davon pro-
fitieren, wenn es unseren Kindern besser geht. Warum könnt ihr euch nicht daran
beteiligen? Es ist euer Markt von morgen! Wir alle sind die Gemeinschaft, und ihr
seid nun mal diejenigen die mehr haben!

Also, Leute, packen wir es an! Ihr armen Politiker, vom menschlichen Stand-
punkt her würdet ihr vielleicht gerne so handeln, doch dann sind da noch die Zwän-
ge und allgemeinen Wirtschaftsinteressen. Die passen einigen Politikern nicht
ganz ins Konzept! Doch was sie dabei alle vergessen, ist die Tatsache, dass in ei-
ner Gemeinschaft alle beteiligt werden müssen, erst recht diejenigen, die schon
so viel haben. Ja, solche Worte würden euch Politikern wieder Anerkennung ver-
schaffen! Und nicht: „Wir haben kein Geld mehr, darum müssen wir euch Bürgern
immer mehr aufbürden!“

Es geht um unser aller Wohl, es ist unsere Zukunft, die wir verspielen, und das
nur, weil niemand es fertigbringt zu sagen: Leute, ihr habt eine Verpflichtung! Jetzt
erwarte ich von der Wirtschaft Maßnahmen, die mehr sind als nur Gerede. Eine
ganz klare Aussage: „Ja, wir helfen, denn wir profitieren, wir bringen das Geld auf,
und ihr alle macht mit!“ Das sagen uns auch die Bremer Stadtmusikanten: „Wenn
wir zusammenhalten, lösen wir das Problem!“ Und in Zukunft möchte ich von euch
Politikern nicht mehr hören: „Wir haben kein Geld!“, sondern: „Wir investieren in
die Zukunft, hören auf zu jammern und lösen unsere Probleme!“

Wenn ihr es nicht könnt, so habe ich auch dafür Verständnis, denn nicht jeder
kann alles, doch dann seid bitte so fair und macht Platz für andere, die es sich
zutrauen und endlich handeln!

Udo Riedel (parteilos)

Der Staat sind wir: Nokia verweigert Rückzahlung unrechtmäßig
abgezockter Subventionen („Spiegel-Online“)

EU-Zentralbank warnt vor Abschwung: „Ungewöhnlich hohe Unsicherheiten
über Auswirkungen der Finanzmarktturbulenzen auf die Wirtschaft“ („Spiegel“)

Schönfärberei einer grausamen Wirklichkeit: Das Ergebnis der neoliberalen
„Reformen“ sind 8,6 Millionen Erwerbslose (Montagsdemo Karlsruhe)

Sparen ohne Rücksicht auf die Kosten: Der Personalabbau in der
Betriebsprüfung führt zu massiven Steuerausfällen („Die Linke“)
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Auch der neue Haushalt verletzt
die Verfassung des Landes Bremen

Ich bin seit dem 8. Juni letzten Jahres Mitglied der Bremi-
schen Bürgerschaft und haushalts- und finanzpolitischer
Sprecher der Fraktion „Die Linke“. Sicherlich ist es euch
nicht verborgen geblieben, dass wir uns mit der ersten
Lesung des Haushalts 2008/2009 in den Verhandlungen
um denselben befinden und der Streit ziemlich groß ist,
wofür das Geld ausgegeben wird, zumindest vordergrün-
dig. Wir haben uns hingesetzt und uns ziemlich lange an-
geguckt, was da jetzt an Entwürfen auf dem Tisch liegt,
und sind zu verschiedenen Schlüssen gekommen, die
ich hier kurz erläutern will.

Zunächst einmal haben wir festgestellt: Nimmt man die Bremische Verfassung
ernst und liest einmal, was da drinsteht hinsichtlich gleicher Lebensbedingungen,
gleicher Rechte, Recht auf Arbeit und vieler anderer Dinge mehr, dann verletzen
dieser Haushalt und alle vorangegangenen deutlich die Verfassung des Landes
Bremen, weil genau diese Ziele überhaupt nicht erreicht werden.

Das Zweite: Bremen hat mittlerweile unbestritten pro Kopf eine der höchsten
Verschuldungen, die es in diesem Bundesstaat gibt. Die Schulden inklusive der
Schattenhaushalte liegen mittlerweile bei 14,5 Milliarden Euro. In der Perspektive
wird Bremen jedes Jahr, langsam steigend, zwischen 600 und 700 Millionen Eu-
ro an Zinsen bezahlen. Dies ist ein Zustand, den man zunächst auch als Linker
nicht besonders witzig finden muss, denn es ist natürlich Geld, das den Leuten,
die Geld zu verleihen haben, irgendwann zugute kommt. Das ist eine Form der
Umverteilung von Reichtum, dagegen muss man auch langfristig auf Bundesebe-
ne angehen!

Wir haben aber nun die Situation, hier in Bremen, dass wir einen Haushalt für
die nächsten zwei Jahre beraten und nicht auf irgendeine Form von Vermögen-
und Erbschaftsteuer warten können. Wir haben es jetzt wissenschaftlich belegt,
dass in Bremen ganze Stadtteile nicht nur unter einer Form von Armut leiden,
sondern es finden dort, viel schlimmer, mittlerweile sich selbst verstärkende Ar-
mutsprozesse statt: Immer mehr Menschen, die vergleichsweise arm sind, sam-
meln sich in bestimmten Stadtteilen, und Menschen, die weniger arm sind, ent-
ziehen sich diesen Stadtteilen. So wird ein Prozess in Gang gebracht, bei dem
Menschen, die materiell vergleichsweise arm sind, irgendwann auch arm an Kul-
tur, Bildung, Gesundheitsvorsorge und vielen anderen Dingen mehr sind.

Armut ist nichts Statisches, sondern ein Prozess, der sich mittlerweile in be-
stimmten Stadtteilen richtig beschleunigt. Vor diesem Hintergrund haben wir ganz
deutlich gesagt: Wir müssen gucken, dass dieser Haushalt, so gut es geht, ver-
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sucht, diese Armutsprozesse zu bekämpfen und zu stoppen. Daran haben wir uns
bemüht, den Entwurf zu messen, und mussten feststellen, dass es weiterhin ein
Kürzungshaushalt ist: Die konsumtiven Ausgaben, also letztlich auch diejenigen,
die möglicherweise dazu dienen könnten, positiv auf diese Prozesse Einfluss zu
nehmen, sind zurückgekämmt worden. Sie sinken unterm Strich.

Der rot-grüne Senat hat zwar für bestimmte Bereiche, unter anderem der
Bildung oder Kindervorsorge, mehr Geld in den Haushalt eingestellt. Wenn man
aber guckt, wo dieses Geld herkommt, stammt es aus anderen teilweise ebenso
sozialen Bereichen. Die Decke wird also von den Füßen zur Nase gezogen, und
jetzt gucken die Füße unten raus und sind auch noch kalt. Wir haben uns auf
den Standpunkt gestellt und sind dafür richtig gescholten worden: Wir sind jetzt in
einer Situation, wo man sagen muss, Schulden in Geld sind nicht schön, aber man
kann sie möglicherweise irgendwann bezahlen oder in der Perspektive diesen
Umverteilungsvorgang durch eine andere Steuerpolitik wieder umkehren.

Was wir aber jetzt machen, ist sozusagen soziale Schulden anzusammeln:
Wir schädigen die demokratische, soziale und kulturelle Substanz dieser Stadt in
einer Weise, dass wir so etwas wie soziale Schulden aufbauen. Damit meine ich
nicht nur den Mangel an Geld, sondern eben auch, weiter gefasst, an Bildung,
Kultur und so weiter. In einer solchen Situation muss es vertretbar sein zu sagen:
Die Steuermehreinnahmen, die wir konstatieren, im vergangenen Jahr, in diesem
Jahr und 2009, darf man nicht ausschließlich verwenden, um Neuverschuldung zu
vermeiden. Wir müssen unter Umständen bei der Abwägung „Nehmen wir mehr
soziale Schulden in Kauf, oder machen wir noch ein paar andere Verschuldungen
in Geld?“ uns dafür entscheiden, soziale Schulden zu bekämpfen.

Das bedeutet natürlich, auf Kredit jene Dinge tun zu müssen, die den Men-
schen in dieser Stadt helfen. Das ist unsere Position. Dafür sind wir als Linke mitt-
lerweile auch in der Bürgerschaft schon richtig verhauen worden. Ich finde aber,
es ist eine notwendige Position, weil die Bekämpfung von Armut und Armutspro-
zessen in den nächsten zwei Jahren über weite Strecken erste Aufgabe sein wird.
Sonst bekommen wir eine Bugwelle von Problemen, die wir nie wieder bezahlen
können. Deswegen sagen wir: Die Steuermehreinnahmen, die es gibt, müssen
zumindest zum großen Teil auch für soziale und kulturelle Projekte her, für Bil-
dung, für die Versorgung von armen Kindern und so weiter. Dafür werden wir in
der Bürgerschaft, in diesen Haushaltsverhandlungen kämpfen!

Je mehr eine solche Position auch von außen in die Bürgerschaft getragen
wird, je mehr Unterstützung wir für eine solche Politik auch „von der Straße“ be-
kommen, desto mehr gerät der rot-grüne Senat unter Druck, der ja auch viel ver-
sprochen hat, teilweise nicht völlig unehrlich, und guten Willens war, aber die Um-
setzung nicht schafft. Deswegen ist meine Bitte, meine Aufforderung: Organisiert
ein Stück weit Politik in diese Richtung! Es wäre auch gut, wenn ihr während der
Bürgerschaftssitzung, wenn über den Haushalt verhandelt wird, auch mal hier vor
dem Parlament erscheint. Heute ist niemand mehr da, aber am 19., 20. und 21.

80

http://www.taz.de/regional/nord/bremen/artikel/?dig=2008%2F02%2F06%2Fa0160&amp;src=UA&amp;cHash=d013ca3e51
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/137/reden137.htm#137-KL
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/137/reden137.htm#137-KL
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/137/reden137.htm#137-KRR
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/137/reden137.htm#137-KRR


Februar ist Bürgerschaftssitzung , auch Anfang März ist eine, und der Haushalt
wird in zweiter Lesung auf der Aprilsitzung beschlossen.

Damit wir als Linke genug Argumente und auch sehr konkrete Beispiele ha-
ben, wollen wir öffentliche Anhörungen durchführen, denn wenn man die Blätter
des Haushaltsentwurfs aufeinanderlegt, ist der Stapel ungefähr kniehoch, er um-
fasst Tausende von Positionen, und es ist uns unmöglich, in der kurzen Zeit jede
einzelne zu untersuchen. Um uns für diese Verhandlungen zu präparieren, brau-
chen wir also nicht nur den politischen Druck von außen, sondern auch die unmit-
telbare konkrete Unterstützung von Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen, die
ganz genau sagen können: Passt mal auf, beim Haushaltsposten sowieso wer-
den noch mal 20.000 oder 500.000 Euro gekürzt, dagegen müsst ihr angehen.

Um das rauszukriegen, veranstalten wir drei Anhörungen . Dazu haben wir
Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen eingeladen. Die nächste machen wir an
diesem Mittwoch , am 6. Februar 2008 , hier in der Bürgerschaft , in Raum 416.
Von 10 bis 13:30 Uhr geht es um Soziales, von 15 bis 19 Uhr um den Arbeitsmarkt.
Das soll kein Rahmen für politische Proklamationen sein, keine Veranstaltung, bei
der wir uns noch einmal gegenseitig erzählen, wie blöde das alles ist, sondern
wir müssen gemeinsam arbeiten, uns den Haushaltsentwurf ansehen und ganz
deutlich sagen: In Position sowieso auf der und der Seite steht richtig Mist, da wird
ganz wenig Geld eingespart, doch dabei bricht ein ganzes Projekt zusammen.

Solche Informationen brauchen wir dringend, um an vielen Stellen immer wie-
der zu sagen: Da macht ihr etwas kaputt, und dort macht ihr etwas relativ Gutes,
aber die Hälfte des Geldes, das ihr dabei mehr ausgebt, ist „für den Arsch“. Solche
Dinge müssen wir wissen, damit wir sehr konkret und gezielt in diese Verhandlun-
gen eingreifen können. Deswegen noch einmal meine Einladung, dass ihr daran
teilnehmt! Wir machen auch eine zweite Anhörung zu den Themen Stadtentwick-
lung, Umwelt, Gesundheit und eine dritte zu Bildung, Wissenschaft, Kultur.

Wir fassen die Arbeitsergebnisse natürlich auch zusammen, wir wollen damit
selbstverständlich Politik machen. Anfang März gibt es eine große Veranstaltung,
bei der wir diesen Haushalt mit Fachleuten öffentlich kritisieren wollen. Dazu seid
ihr auch eingeladen! Dann ist der Punkt erreicht, wo wir politisch nach außen wir-
ken wollen. Die ersten drei Anhörungen sind Arbeitssitzungen, bei denen wir uns
reinknien in diesen Haushaltsentwurf, um richtig fit zu sein für die Verhandlungen.
Ich danke euch!

Klaus-Rainer Rupp („Die Linke“ )

Böhrnsen rudert zurück: Die Gelder für öffentliche Einrichtungen in den Bremer
Stadtteilen sollen doch nicht um 75 Prozent gekürzt werden („Radio Bremen“)

Links wirkt: Rote, Grüne und Schwarze nach Wahlniederlagen
total zernagt („Bild“-Zeitung, „Spiegel-Online“)
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Das Buhlen ganzer Staaten um
die großen Konzerne

Ich begrüße es sehr, dass Klaus-Rainer Rupp
hier als Vertreter der Linkspartei einen so in-
teressanten Beitrag gehalten hat. Sicherlich
haben alle Verständnis dafür, dass die drei-
minütige Redezeit überschritten wurde, da es
ja nicht so oft vorkommt, dass ein Abgeordne-
ter der „Linken“ auf der Montagsdemo spricht.

Ich denke, es ist wichtig, dass alle, die mit
der Politik des sozialen Kahlschlags nicht ein-
verstanden sind, gemeinsam kämpfen – so-
wohl Parlamentarier als auch wir Montagsde-
monstranten und die Kollegen in den Betrie-
ben –, und zwar nicht nur gegen Hartz IV, son-
dern auch gegen die unsoziale Politik des Bre-

mer Senats, der sich ja nicht hinter „Umsetzungszwängen“ verstecken kann. Was
die Bagis macht, wie hier die Leute schikaniert werden oder was mit Ein-Euro-
Jobs passiert, dafür sind die Bremer Regierungsparteien verantwortlich. Wenn
der Druck von der „Straße“, aus den Betrieben und im Parlament zusammen-
kommt, können wir etwas erreichen!

Eine Anmerkung habe ich allerdings zu Klaus-Rainer Rupps Aussage, es
komme darauf an, dass wir – also die Montagsdemo – sie, die Abgeordneten, un-
terstützen. Ich denke, das ist einseitig! Hauptsächlich geht es um das genaue Ge-
genteil: Die Politiker, die den sozialen Kahlschlag ablehnen, sollten uns, die Mon-
tagsdemo und die anderen Kämpfe unterstützen, dafür werben, dass ihre eige-
nen Mitglieder kommen, damit der Druck durch Demos und Streiks erhöht wird!
Im Parlament können sie dann „unser Sprachrohr“ sein. Alle wirklichen Verände-
rungen werden durch den Kampf im Betrieb und auf der Straße erreicht – nicht
durch Debatten in der Bürgerschaft!

Hierfür gibt es ein aktuelles Beispiel: Die Pläne für einen privaten Neubau
des Klinikums Bremen-Mitte sind vom Tisch! Das ist ein Erfolg der Proteste der
Beschäftigten. So oder so muss die öffentliche Hand die Risiken tragen, nun aber
kann verhindert werden, dass die möglichen Profite nur in private Taschen fließen.

Der Handy-Konzern Nokia hat im letzten Jahr 7,2 Milliarden Euro Reingewinn
gemacht. Günter Verheugen und andere werfen jetzt die Frage weiterer Subven-
tionspolitik auf. Ein Witz! Vor 15 oder 20 Jahren hat man eine grüne Wiese be-
reitgestellt, heute schafft man Sonderindustriezonen, baut eigens neue Flughäfen
und Autobahnen. Ganze Staaten buhlen um die Gunst eines Weltmonopolisten!
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Die Entwicklung enthüllt immer mehr das tatsächliche Wesen des staats-
monopolistischen Kapitalismus auf der ganzen Welt. Seit Jahrzehnten bereiten
sich die Regierenden darauf vor, dass ihre Macht in Gefahr geraten könnte und
sie nicht mehr in erster Linie mit dem Mittel des Betrugs zu herrschen vermö-
gen. Das ist der Hintergrund des Abbaus demokratischer Rechte weltweit, wie ihn
hierzulande vor allem Innenminister Schäuble vorantreibt, begonnen von seinen
Vorgängern mit den „Notstandsgesetzen“ von 1968 bis hin zum weltweiten soge-
nannten Antiterrorkampf seit 2001.

Erst in den letzten Wochen wurden Pläne sowohl von Russlands Regierung
als auch vom NATO-Hauptquartier bekannt, die den atomaren Erstschlag bein-
halten. Auch hiergegen müssen die Kämpfe der Volksmassen international ko-
ordiniert werden, denn die Monopole und ihre Produktion sind ebenfalls weltweit
verwoben. Kämpfe wie jetzt bei Nokia haben, wenn sie konsequent geführt wer-
den, eine internationale Ausstrahlung. Unsere Montagsdemos leisten einen Bei-
trag dazu!

Wolfgang Lange (MLPD)

Die Klinik wird gebaut –
ohne Privatinvestor!

1. Bravo! Der „Weser-Kurier“ hat es am 30. Janu-
ar 2008 berichtet. Der Widerstand der Belegschaft
und des Personalrats haben sicherlich dazu bei-
getragen. Die Angelegenheit ist reich an Risiken –
aber die wollte sich jeder Investor von der Lan-
desregierung abnehmen lassen, durch weitgehen-
de Ergebnisgarantie. Die Gewinne wären privati-
siert worden, die Verluste jedoch der öffentlichen
Hand geblieben. Das ist, so gesehen, eine ganz
normale Entscheidung, eine mit viel Vernunft und
zum Wohle der Freien Hansestadt Bremen – aber

sie steht gegen den Geist des Lissabonner Vertrages, des neuen wie des alten!
In dem alten Vertrag wurde die Umsetzung der Agenda 2010 (Hartz I bis IV)

für alle europäischen Staaten verpflichtend festgelegt. Nur die Ausführung in Län-
derrecht entsprechend den nationalen Besonderheiten oblag der jeweiligen Lan-
desregierung. Für Deutschland hat Peter Hartz die Umsetzung formuliert, zusam-
men mit führenden Personalvorständen der Großunternehmen. Immerhin hat Hol-
land sich damals geweigert.
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In diesem Lissabonner Vertrag ist auch festgelegt, dass alles, was irgend
geht, zu privatisieren ist. Die Bremer Entscheidung stemmt sich somit gegen den
Strom! – Nun war „Frau Bertelsmann“ im Bremer Rathaus, der „Weser-Kurier“ hat
am 31. Januar 2008 dazu berichtet. Die Chronik des Konzerns ist beigefügt. Der
Grund des Besuchs war eine Tagung der BLG, der früheren „Bremer Lagerhaus-
Gesellschaft“. Hat Liz Mohn auch mit dem Senat über die Klinikentscheidung
gesprochen?

Die „Verbundenheit“ von Bertelsmann mit den Hartz-Gesetzen wird in der
Chronik geschildert: Der Konzern hat diese Lissabonner Verträge mitgestaltet. Die
„Bertelsmann-Stiftung“ ist die „größte und einflussreichste Denkfabrik Deutsch-
lands“, lesen wir, „Kritikern gilt sie als Ideenschmiede des Neoliberalismus“. Des-
halb wünschen wir unserem Senat die nötige Standkraft in dieser Frage!

Und, Frau Merkel – von Bremen können Sie lernen! Ändern Sie die Rahmen-
bedingungen, den Lissabonner Vertrag, damit auch anderswo wieder sinnvolle
Entscheidungen möglich sind, ganz besonders auf Bundesebene, in Ihrem Ver-
antwortungsbereich, Frau Kanzlerin! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin
nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Auf der 167. Bremer Montagsdemo habe ich aufgezeigt, dass alle Zweige un-
serer Sozialversicherung nicht zukunftsfest sind. Die jeweiligen Experten raten
bei Kranken- und Pflegeversicherung zur Abspeckung des Leistungsumfangs plus
privater Vorsorge. Auch die Rentenversicherung könne nicht mehr so viel leisten,
private Vorsorge sei nötig!

Keiner der jeweiligen Experten hat gesagt, woher der Mensch dieses Geld
nehmen soll, weshalb für die private Vorsorge Extraverträge mit anderen Ver-
tragspartnern abgeschlossen werden müssten und warum die bewährten Sozi-
alversicherungsträger nicht grundüberholt werden könnten, um die Beiträge und
Leistungen zukunftssicher zu gestalten. Noch haben wir ein Sozialversicherungs-
system, um das uns viele beneiden!

Die Anpassung der Beiträge würde bei Arbeitnehmern bedeuten, dass die
Unternehmen an den Mehrkosten beteiligt wären; die „Lohnnebenkosten“ würden
damit entsprechend steigen. Die Gewerkschaften sehen in der Durchsetzung die-
ser Forderung auch nicht so die wahre Bedeutung. Langfristig ist das aber der
beste Weg, denn der Arbeitnehmer will mehr in der „Lohntüte“ sehen. Geschuldet
ist dies auch der negativen Lohnentwicklung: Unternehmergewinne plus 40 Pro-
zent, Arbeitnehmereinkommen minus zehn Prozent!

Die Menschen mit geringem Einkommen hatten noch größere Einschnitte zu
verkraften! Dass bei solcher Geldknappheit nur wenige diesen zusätzlichen Vor-
sorgempfehlungen folgen werden, liegt auf der Hand – daher wird auch schon die
Forderung nach zwangsweiser Zusatzvorsorge laut. Hier läge der Ansatz für die
Gewerkschaft, denn jede Erwerbslosigkeit wird den Gedanken an eine Zusatzvor-
sorge beenden. Ohne Moos nichts los!
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Die Riester-Verträge für eine Altersrente werden mit Bonuszahlungen geför-
dert. Damit, könnte der Mensch meinen, bringt der Staat zum Ausdruck, dass er
Wert auf eine vernünftige Absicherung vor Altersarmut lege. Diese Vermutung ist
falsch! Warum sonst ist der Rentenversicherungsbeitrag für Hartz-IV-Betroffene
halbiert worden? Diese eingesparten Beiträge können nun als Bonus an Riester-
Sparer ausgeschüttet werden! Vor den Unwägbarkeiten von Riester-Verträgen
schützt nur die Verbraucherzentrale!

Bleibt noch zu hinterfragen, warum keiner der Experten die Anpassung der
bestehenden Sozialversicherungszweige empfohlen hat: Weil es „politisch ge-
wollt“ ist, alles zu privatisieren!

Über die „Weichenstellung“ der Krankenversicherung durch den Gesundheits-
fonds und der Arbeitslosenversicherung durch die Abkopplung vom Bundeshaus-
halt habe ich auf den vorherigen Bremer Montagsdemo gesprochen. Die „Reform“
der Pflegeversicherung ist geplant, die Rentenversicherung ist bereits reformiert
und ein Auslaufmodell. All dies lässt sich noch reparieren!

Im Wege steht der Lissabonner Vertrag. Darin ist festgelegt, dass alles soweit
wie möglich privaten Unternehmen zu übertragen ist. Die Fehlentwicklungen na-
mens „Reform des deutschen Sozialversicherungssystems“ sind dieser Zielrich-
tung geschuldet. Es ist Zeit umzusteuern! Wir wollen nicht das System der USA!

Frau Merkel, bis zum Bundestagswahlkampf können Sie die Weichen noch
umstellen! Sie, Frau Kanzlerin, meinen es nicht gut mit den Menschen, die nicht
viel Geld zur Verfügung haben! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht
einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Die GEW Bremen ruft insbesondere ihre verbeamteten Mitglieder und Ver-
sorgungsempfänger(innen) auf, sich an der gemeinsamen Aktion der Ge-

werkschaften des öffentlichen Dienstes am Freitag , dem 8. Februar 2008
anlässlich des traditionellen „Schaffermahls “ zu beteiligen! Gefordert wird: Er-
höhung der Besoldung jetzt! Treffpunkt ist um 12:45 Uhr am Roland bei den
GEW-Fahnen auf dem Marktplatz . Auch zahlreiche Vertreter von Montags-

demo und „Friedensforum“ werden anwesend sein, um Ehrengast Wolfgang
Schneiderhan , den Generalinspekteur der Bundeswehr, „angemessen“ zu

begrüßen – zumal weitere Prominente geladen sind, darunter die Minis-
terpräsidenten Günther „Blindfleck“ Oettinger („Hans Filbinger war kein

Nationalsozialist, im Gegenteil, er war ein Gegner des NS-Regimes“) und
„Linken-Entzauberer“ Klaus „Pobereit “, Produzent arschiger Sprüche wie
„Hartz-IV-Empfänger lassen sich vielfach vom Konsum berauschen, statt

sich um die notwendigsten Dinge zu kümmern, etwa um Essen für ihre Kin-
der“. Wer nicht in den Zoo kann, hat hier Gelegenheit, „Pinguine“ zu sehen!
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Der Theaterdonner vor dem
ausgeweiteten Kampfeinsatz

„Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenle-
ben der Völker zu stören, insbesondere die Füh-
rung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind ver-
fassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.“ So
heißt es in Artikel 26 Absatz 1 des vielgeschun-
denen Grundgesetzes. Doch weder Gerhard Schrö-
der noch sein sogenannter Verteidigungsminister zu
Zeiten des Jugoslawienkrieges, Rudolf „Badehose“
Scharping, oder die Herren Fischer, Struck, Jung
oder Frau Merkel scherten sich darum. Sie alle ha-

ben aus der Vergangenheit offensichtlich nichts gelernt, und eine Anklage vor ei-
nem deutschen Strafgericht müssen sie ebenfalls nicht befürchten.

Jetzt sollen (und wollen) letztgenannte „Friedensengel“ nach dem Einsatz in
Jugoslawien auch in Afghanistan auf Geheiß von USA und Nato verschärft Krieg
führen. Diese dem Völkerrecht widersprechenden „Friedensmissionen“ sind auch
von keinem UN-Mandat gedeckt und weder von der afghanischen noch von der
deutschen Bevölkerung gewünscht. Über 60 Prozent lehnen die Bundeswehrein-
sätze ab. Die Kampfeinsätze sind also extrem rechtswidrig!

Derzeit bereitet Berlin die Entsendung einer „Schnellen Eingreiftruppe“ in den
Norden Afghanistans vor – angeblich auf Bitten der Nato. Vorhersehbar war das
alles schon, und keineswegs wird die Bundesregierung nur von harschen Brie-
fen aus Washington dazu getrieben. Wie sagte es der frühere Kriegsminister
Struck: „Die Sicherheit Deutschlands wird auch am Hindukusch verteidigt.“ Bas-
ta! Das Geschimpfe über die US-Forderung durch Jung, Steinmeier und ande-
re sowie der ganze „Streit“ mit der auch ihrem finanziellen Ende entgegenstre-
benden Bush-Administration sind ein gespieltes Ablenkungsmanöver. Trotz des
lautstarken Theaterdonners ist sich die Bundesregierung insgeheim schon lan-
ge mit den Pentagon-Militärs darin einig, die US-Kriegsführung durch verstärkte
„Eigenleistung“ zu entlasten.

Hiergegen ist breiter Widerstand angesagt! Beispielsweise mit Leser(in-
nen)briefen an die Presse und Schreiben an die Bremer Bundestagsabgeord-
neten. Eine hervorragende Gelegenheit zum Protest bietet sich auch auf der
Ostermarschkundgebung am 22. März 2008 um 12 Uhr auf dem Bremer
Marktplatz !

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)
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Obdachlosigkeit als Sanktion –
die Beschränkung der Grundrechte

1. Millionensummen zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen werden
nach einer Studie des „Bremer Instituts für Arbeitsmarktforschung und Jugend-
berufshilfe“ nicht abgerufen. Demnach haben die Arbeitsgemeinschaften und
Arbeitsagenturen 2007 von den verfügbaren knapp 4,8 Milliarden Euro etwa 570
Millionen oder rund zwölf Prozent nicht oder für andere Zwecke ausgegeben.

Das für die Wiedereingliederung von ALG-II-Empfängern vorgesehene Geld
sei unmittelbar in Arbeitslosengeld II oder unter Umständen auch in Verwaltungs-
ausgaben geflossen, erklärte Paul Schröder vom Bremer Institut Ende Januar.
Zudem waren laut der Studie die Länderunterschiede groß: Während man das
Geld in Bremen praktisch komplett für Eingliederung in Arbeit ausgegeben habe,
sei es in Hessen nur zu rund 77, in Bayern zu 75 Prozent verbraucht worden.

2. Rund 60.000 Thüringer Kinder leben in Armut.
Das beschäftigt zunehmend auch die Tafeln, die
bedürftige Schüler künftig mit Pausenbroten ver-
sorgen wollen. Seit der Einführung von Hartz IV
ist der Bedarf in allen Thüringer Ausgabestellen
enorm gestiegen. Waren es früher vorwiegend
Rentner mit zu niedrigem Einkommen für ausge-
wogene Ernährung, sind es heute immer mehr Fa-
milien. Trotzdem können die 520 Mitarbeiter der
Tafeln längst nicht alle armen Kinder erreichen,
denn manche der Eltern schämen sich für ihre Be-

dürftigkeit und kommen einfach nicht. Also kommen die Tafeln – in die Schule.
Seit April vergangenen Jahres schmieren die Mitarbeiter(innen) der Suhler

Kindertafel täglich um die 60 Pausenbrote. Obst oder Gemüse komplettieren das
Frühstück. Auch im Weimarer Land soll den bedürftigen Kindern so geholfen wer-
den. Diesen Kindern könnte es jedoch schwer fallen, Hilfe anzunehmen, weil sie
deswegen möglicherweise gehänselt werden. Darum werden nun Sponsoren ge-
sucht, die Frühstück für alle Schüler bieten. Ein symbolischer Preis von 20 Cent
könnte die Bedürftigen von einer möglichen Stigmatisierung befreien. Das wäre
diskret und wirkungsvoll zugleich.

3. Die Strompreise schnellen in die Höhe, immer mehr Menschen können ihre
Energierechnung nicht bezahlen und sitzen plötzlich in einer dunklen Wohnung.
Von den Versorgungssperren sind vor allem bedürftige Menschen betroffen. Zu
ihnen gehört Frau Demirbas. Sie ist alleinerziehende Mutter und lebt mit ihren
drei Kindern von Hartz IV. Fünf Tage blieb die Familie ohne Strom, sie konnte we-
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der kochen noch waschen und saß abends im Dunkeln. Die Stadtwerke Lübeck
forderten eine Nachzahlung von 1.200 Euro. Dagegen erhob Frau Demirbas Ein-
spruch, der Strom wurde ihr dennoch gesperrt.

So wie ihr ergeht es inzwischen rund 800.000 Haushalten jährlich. Nach
Schätzungen von Experten summieren sich die Schulden der Privatkunden bei
den Energieversorgern auf mehr als 100 Millionen Euro. Die Unternehmen rea-
gieren mit Mahnbescheiden oder stellen ihre Lieferung ein. In den dafür zuständi-
gen Sozialinstitutionen herrscht kein Problembewusstsein. Wie sonst ist es zu er-
klären, dass die skandalös hohen Zahlen einfach nicht wahrgenommen werden?

4. Nun ist es offiziell: Hartz IV führt zu Obdachlosigkeit! Was bisher von den bür-
gerlichen Medien immer wieder in Frage gestellt und als „Panikmache“ bezeichnet
wurde, was die Politiker von SPD und Grünen wie auch von FDP und CDU/CSU
immer wieder bestritten („Niemand braucht wegen Hartz IV zu befürchten, ob-
dachlos zu werden“), ist bereits seit einiger Zeit für manche Realität geworden.
Nun wurde auch offiziell von einer Kommune verkündet, dass Hartz IV zu Ob-
dachlosigkeit führt: „Die Stadt Duisburg erklärt, dass es sanktionierten allein-
stehenden ALG-II-Beziehern zuzumuten ist, obdachlos zu werden. “

Wer nicht jeden der „Arbeitsplätze“, die ihm zugewiesen werden – seien es
Ein-Euro-Jobs oder „reguläre“ Billigarbeit – ausfüllen kann, ohne aus persönlichen
Gründen entlassen zu werden oder selbst zu kündigen, bekommt Sanktionen oder
Streichung. Damit kann er seinen Lebensunterhalt nicht mehr bestreiten, muss
Rechnungen unbezahlt lassen und geht den ersten Schritt auf dem Weg ins Elend
ohne Wiederkehr.

Alle, die glaubten, es genüge der Versuch, einige wenige Veränderungen an
Hartz IV zu erreichen, und es dürfe nicht radikal die völlige Abschaffung gefor-
dert werden, sind von der Wirklichkeit widerlegt! Richtig ist das Motto, das die
Montagsdemos noch heute verfolgen: „Weg mit Hartz IV, das Volk sind wir!“ Wie
kann man es überhaupt irgendjemandem zumuten, obdachlos zu werden? Das ist
menschenverachtend, skandalös, ja kriminell! Das ist dem Absprechen der Men-
schenwürde, der Grundrechte gleichzusetzen! Aber wen interessiert das in die-
sem unempathischen Land überhaupt noch? Schließlich hat wieder die weitaus
spannendere Bundesliga begonnen – und was sind schon ein paar Obdachlose
gegen ein süßes Eisbärenbaby?

Was wird den alleinstehenden, sanktionierten Hartz-IV-Betroffenen als nächs-
tes zugemutet? Erfrieren oder verhungern oder verdursten? Aber eigentlich ist
doch alles klar: Wer obdachlos ist, ist auch flexibler. Der muss sich nur in den Zug
setzen und kann noch heute am anderen Ende von Deutschland einen Job antre-
ten. Er ist ja nicht ortsgebunden! Billiger ist es außerdem, denn der Staat muss
keine Kosten für die Unterkunft übernehmen. Ein dauerhaftes Wohnrecht gibt’s
nur im Knast, beispielsweise wegen Begehen eines Kapitalverbrechens. Welche
Blüten Hartz IV treibt, werden alle Betroffenen noch erleben. Was Menschen an-
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deren Menschen anzutun in der Lage sind, dafür ist das „Dritte Reich“ das „bes-
te“ Beispiel.

5. Im letzten Jahr entschied das Bayerische Landessozialgericht, dass ein ALG-
II-Empfänger die Kontoauszüge der letzten drei Monate vorzulegen habe (Az. L7
AS 190/07). Andernfalls sei die Einstellung der Leistung rechtmäßig. Dieser Rich-
terspruch fügt sich im Grunde völlig unspektakulär in eine Reihe verschiedens-
ter Urteile ein, die je nach Sozialgericht auch ganz anders lauten. So haben das
Hessische wie auch das Nordrhein-Westfälische Landessozialgericht entschie-
den, dass die Kontoauszüge nur bei begründetem Verdacht vorzulegen seien.
Daher ist hier mit Spannung auf eine Grundsatzentscheidung des Bundessozial-
gerichts zu warten.

Was das Urteil aus Bayern dennoch spektakulär macht, ist ein Satz in der Be-
gründung, der da lautet: „Grundrechte gelten nicht schrankenlos “. Gelten sie
für ALG-II-Empfänger also nur begrenzt? Die Betroffenen wären dann auf Ge-
deih und Verderb der Willkür der Behörden ausgesetzt. Das Gericht manifestiert
mit einem solchen Satz, dass Hartz-IV-Betroffene Menschen zweiter Klasse sind!
Wenn das Gericht meint, Grundrechte gälten bei der Auslegung des SGB nur ein-
geschränkt, dann stellt sich hier die Frage, ob die Richter das Wesen eines Grund-
rechtes verstanden haben: Es bildet die Grundlage des demokratischen Rechts-
staates und ist nicht der Beliebigkeit unterworfen!

Verwundern muss auch der Satz, die Grundrechte seien entweder durch sich
selbst oder durch einfache gesetzliche Regelung beschränkt. Im Prinzip sagt das
Gericht damit aus, die Grundrechte könnten beliebig durch einfache Gesetzge-
bung eingeschränkt werden! Wenn die Gültigkeit nur insoweit akut ist, wie sie der
jeweiligen Gesetzeslage entspricht, wird das komplette Grundgesetz ad absur-
dum geführt. Alles Mögliche wäre dann einschränkbar, die Gleichberechtigung,
die Religionsfreiheit und vieles andere mehr. Eigentlich dachte ich immer, das
Grundgesetz der Bundesrepublik gelte ohne Ansehen der Person für alle in die-
sem Land lebenden Bürger. Ich scheine mich da ganz gewaltig geirrt zu haben!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Hirnrissig: ARD befragt Bundesbürger, wer Hessen
regieren soll („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Kapitale Müllkippe: Die Strände dieser Welt bestehen teils zu
fünf bis zehn Prozent aus Plastik („Spiegel-Online“)

10.000 Stahlwerker im Streik: „Wir verlangen faire Teilhabe
an einem beispiellosen Boom!“ („Spiegel-Online“)
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Die Verhöhnung der Toten
1. Vor 88 Jahren, am 4. Februar 1919, wur-
de die Bremer Räterepublik – ein erster Ver-
such der zermarterten Kriegsheimkehrer und
der Arbeiterschaft, in Bremen die gesellschaft-
lichen Verhältnisse zu ändern und den Impe-
rialismus abzuschütteln – im Blutbad der ein-
rückenden Soldateska des Freicorps Caspa-
ri und der Reichswehr erstickt. Die Übermacht
der Reaktion in Berlin – das Bündnis von Ka-
pital, Militär und willfähriger Mehrheits-SPD –
in Verbindung mit dem Bremer Großbürger-
tum haben den isoliert agierenden Kämpfern
in Bremen den entscheidenden Stoß versetzt.

Für nachfolgende Kämpfe wurden Lehren
gezogen. Eine der wichtigste daraus ist, in en-
ger Verbindung mit den breiten Massen die ge-

sellschaftliche und politische Offensive zu suchen und in immer breiterer Einheit
Forderungen aufzustellen und diese politisch zu erkämpfen und auch durchzuset-
zen. Das wird, wie die Geschichte leider zeigt, auch in Zukunft nicht ohne Gewalt
abgehen, weil die Herrschenden sich nicht freiwillig mit ihrer Niederlage abfinden
werden. Darauf muss man sich einstellen, ohne Angst zu machen oder zu haben.
Im Vorwärtsgehen lernen wir, mit Angst und Verzagtheit, aber auch mit der Un-
vernunft Einzelner umzugehen. Wer will uns, die Unterdrückten dieser Welt, auf-
halten? Wir wollen eine andere Welt – ohne Kriege, Ausbeutung und Zerstörung
unserer natürlichen Umwelt und Lebensgrundlage.

Für mich ist es darum mehr als makaber, dass alljährlich der Toten an der Ge-
denkstätte auf dem Waller Friedhof gedacht wird – und ausgerechnet ehemalige
SPD-Senatoren „ehrende Mahnungen“ sprechen oder gar Texte von Peter Weiss
(„Ästhetik des Widerstands“) lesen, aber keine praktische Verbindung zum wirkli-
chen Leben und den Kämpfen von heute herstellen. Denn es ist gerade die SPD,
die früher wie heute die Politik des Kapitals mit aller Härte durchsetzt und täglich
aufs Neue die Ideale der Werktätigen weltweit verrät. Die heutige und zukünftige
Arbeiterbewegung in Bremen muss und wird sich einen neuen Zugang zu diesem
Teil der Bremer Arbeitergeschichte erkämpfen!

2. Hier noch einige Termine: Am 23. Februar 2008 wollen wir in Bremen ein
Treffen der norddeutschen Montagsdemos durchführen und dabei unseren Mit-
streitern von Göttingen bis Wilhelmshaven und Hamburg etwas von unserer Stadt
zeigen, gemeinsam „Kohl und Pinkel“ essen und einen intensiven Erfahrungsaus-
tausch abhalten.
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Am 29. März 2008 findet in Brandenburg eine große Demonstration gegen
Hartz IV statt, zu deren Unterstützung auch wir aufgefordert sind. Wir wollen ge-
meinsam mit dem Bus hinfahren.

Am 19. April 2008 ist die jährliche Delegiertenkonferenz der bundeswei-
ten Montagsdemo-Bewegung in Kassel . Nach einem demokratischen Schlüssel
können wir dazu Delegierte bestimmen und Kandidaten für die zentrale Koordi-
nierungsgruppe und die Revision der zentralen Kasse vorschlagen. Bremen hat
in den letzten Jahren immer aktiv mitgearbeitet. Wir wollen unsere Wahlen auf
dem Marktplatz in direkter Demokratie in geheimer Abstimmung durchführen. Die
Vorstellung der Kandidaten für Delegation und Koordinierungsgruppe soll am 31.
März 2008 erfolgen, die Wahl am 7. April 2008 .

Die bundesweite Koordinierungsgruppe der Montagsdemo ruft für den 8. No-
vember 2008 zum Sternmarsch in Berlin auf, als nunmehr fünfter bundesweiter
Herbstdemonstration unserer Bewegung.

Jobst Roselius

Bürgerliche Parteien erleichtert: Betrügerischer Schatzmeister
rettet NPD vor Verbotsverfahren („Die Welt“)

GDL plant Urabstimmung: Lohnerhöhung für Rangierlokführer und
in Tochterunternehmen weiterhin umstritten („Spiegel-Online“)

Freundliches Schmähwort: Neoliberalismus bezeichnet heutzutage die
Wiederkehr des antisozialen Frühkapitalismus („Spiegel-Online“)

Das ist neoliberal: Zahl der Menschen ohne Krankenversicherung zwi-
schen 1999 und 2007 um 45 Prozent gestiegen („Spiegel-Online“)

Abbau von 900 Stellen? Lohnraub?
Mehrarbeit? Uns reicht’s!

Die Sache mit dem „gestorbenen PPP-Modell“ für einen Neubau des Klinikums
Bremen-Mitte sehe ich viel differenzierter. Klar, dass dies auf den ersten Blick
zunächst mal ein Erfolg ist. Nur wird vergessen, dass der Masterplan auch ohne
„Public-Private Partnership“ umgesetzt wird. Das bedeutet einen Abbau von 900
Stellen, wöchentliche Mehrarbeit, Lohnraub und mögliche Privatisierungen von
Teilbereichen wie Apotheke oder Dialyse. Andere Bereiche wie Labor, Wäscherei,
Reinigungspersonal sind bereits in den letzten 15 Jahren ausgegliedert worden.
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Diese Punkte hat Jürgen Finsterbusch, der neue kaufmännische Geschäfts-
führer am Klinikum Bremen-Mitte, in einer Direktionssitzung erwähnt. Alle even-
tuellen Neubesetzungen von Stellen gehen über seinen Schreibtisch. Dem Pfle-
gepersonal wird von der Pflegedirektion der Vorschlag gemacht, die Patienten
aufgrund personeller Engpässe nur noch alle zwei Tage zu waschen! Und was
kommt, wenn das Krankenhaus „modernisiert“ und abgespeckt ist? Eine mögli-
che Privatisierung! Der Bremer Senat hätte ganz gerne den Masterplan durch ei-
ne PPP-Finanzierung umgesetzt, doch ein paar Gründe ließen es nicht zu. Unter
anderem wollte der Senat Privatinvestoren keine Garantie von 30 Jahren geben.
Es gibt dazu noch sehr viel mehr zu sagen!

Zuschrift von Ariane Müller, Kollegin der unabhängigen
Betriebsgruppe „Uns reicht’s“ am Klinikum Bremen-Mitte

Subventionen ausgelaufen: Eine Stadt wird arbeitslos („Spiegel-Online“)

Brötchen, Marmelade, Bratwurst: Berliner SPD-Finanzsenator schreibt
Gesundheitskochbuch für Leute mit Hartz-IV-Hintergrund („Die Welt“)

Auspeitschen: Erzbischof fordert Einführung der Scharia („Spiegel-Online“)

Türken fühlen sich im Stich gelassen: Deutsche Medien berichten ungern
über das Erstarken extrem rechter Bewegungen („Spiegel-Online“)

Mit Fahnen bewaffnet
Für die Fahrt zur Rosa-Luxemburg-Demonstration
in Berlin am 13. Januar 2008 hatte die DKP einen
Bus organisiert, der morgens um 4 Uhr am Brei-
tenweg auf uns wartete. In Berlin waren wir um 10
Uhr und beteiligten uns an der Veranstaltung. Ein
Demonstrant aus unseren Bus wurde von Polizis-
ten kontrolliert – mit der Begründung, er könne „die
Fahne als Waffe benutzen“! Das war eine Schikane
der Polizei.

Während des Marsches konnten wir beobach-
ten, wie eine jüngere Frau und ein Mann verhaftet

wurden, die sich an der Demonstration beteiligten. In Berlin regiert die SPD zu-
sammen mit der „Linken“. Für uns, die wir Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts
gedachten, stellte sich die Frage, weshalb die Polizei so schikanös und brutal mit
den Menschen umgeht. Ist das von der SPD und der Partei „Die Linke“ gewünscht?
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Auf der anderen Seite ist es mit Hin- und Rückfahrt eine beschwerliche Reise,
um an der Luxemburg/Liebknecht/ Lenin -Demonstration teilzunehmen. Men-
schen, die gesundheitlich eingeschränkt sind oder durch das Alter verursachte
körperliche Probleme haben, können an solch einer anstrengenden Demo gar
nicht teilnehmen. Junge Menschen sind aufgefordert, sich daran zu beteiligen!

Was haben uns Luxemburg und Liebknecht in unserer Zeit noch zu sagen?
In dem Buch „Wofür kämpfte Liebknecht?“ (Band 42 ihrer Gesammelten Werke)
schrieb Rosa Luxemburg unter anderem: „Mit einen Wort, Liebknecht verkörperte
die alte Sozialdemokratie, so wie sie bis zum 4. August 1914 war, wie sie in den
Herzen der Massen lebte, stolz, trotzig, rücksichtslos im Kampf gegen die Herr-
schenden, unerschütterlich in der Treue den Unterdrückten gegenüber. Wie der
alte Bebel in Dresden einmal rief: Ich bin und bleibe ein Todfeind der bürgerlichen
Gesellschaft! So war und blieb Liebknecht.“

Da sagt ein Heiner Geißler sinngemäß, dass nur junge Menschen linke po-
litische Positionen vertreten könnten – wenn sie älter sind, sei das nicht mehr
möglich! Diese Botschaft Geißlers ist falsch. August Bebel blieb bis ins hohe Al-
ter hinein der „Todfeind der bürgerlichen Gesellschaft“. Alle Menschen, die durch
die Hartz-Gesetze und die anderen „Reformen“ verarmen, haben genug Gründe,
„Todfeind“ dieser bürgerlichen Gesellschaft zu sein, und zwar in jedem Alter!

Für sie standen Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht und viele andere, da
sie für einen Sozialismus, der demokratisch ist, eintraten. Sie wurden am 15. Ja-
nuar 1919 grausam ermordet, und Hunderttausende durch den Verrat der rech-
ten SPD-Führung ebenfalls. Noske, Scheidemann und Ebert hatten mit dem Ein-
satz der „Freikorps“ geholfen, die Arbeiter- und Soldaten-Republiken 1918/1919
und die Novemberrevolution blutig niederzuschlagen. So konnten die Faschisten
die Macht ergreifen.

Die heute führenden rechten Kräfte der Sozialdemokratie sind im neolibera-
len Geist befangen und helfen, den räuberischen Kapitalismus umzusetzen, der
sich unter anderem in den Hartz-Gesetzen widerspiegelt. Sie haben Zwangsar-
beitsverhältnisse und Ein-Euro-Jobs eingeführt. „Die Linke“, vormals PDS, ist zu
fragen, warum sie in Berlin zusammen mit der SPD eine unsoziale Politik betreibt
und die Polizei auf Demonstranten knüppeln lässt!

Für uns gibt es genügend Gründe, im Sinne von Rosa Luxemburg, Karl Lieb-
knecht und August Bebel „Todfeind der bürgerlichen Gesellschaft“ zu sein und
das neoliberale, kapitalistische System durch eine Globalisierung von unten zu
bekämpfen. Darum sind alle Menschen aufgerufen, sich für eine andere Welt ein-
zusetzen, die nötig und möglich ist, und dafür zu kämpfen!

Bettina Fenzel (parteilos)

Lichterketten reichen nicht: Dienen symbolischen Aktionen der Mobilisierung
zum Kampf – oder sollen sie davon ablenken? („Rote Fahne News“)
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Gespenstisch: „Polizistendemo“ beim Bremer Schaffermahl von einem „Bullen-
spalier“ mehrerer Hundertschaften kaum zu unterscheiden („Radio Bremen“)

Auch am Rosenmontag
gibt es viele politische Themen

Knapp 35 Teilnehmer kamen ab 17:30 Uhr zur 168.
Montagsdemo. Nach Rosenmontag ist in Bremen
zwar kaum jemandem zumute. Trotzdem eine klei-
ne Büttenrede gefällig? Aber zwei Lieder zur Gitarre
wärmten uns auf.

Ein Vertreter des „Bremer Friedensforums“ ap-
pellierte an uns, am Freitag, dem 8. Februar 2008
mittags zum Marktplatz zu kommen, um beim Defilee
der Schaffermahlzeitsgäste insbesondere auch ge-
gen den Kriegsausweitungskurs der Bundesregie-
rung in Afghanistan – vertreten durch Wolfgang
Schneiderhan, den Generalinspekteur der Bundes-
wehr – zu protestieren.

Der Senat will die Politik der „Private-Public Part-
nership“ beim Klinikneubau nicht fortsetzen. Da schreien die Protagonisten des
„Alles muss privatisiert werden“ natürlich Verrat! Aus vielen Städten sind Beispiele
bekannt, was für ein Betrug diese PPP-Politik ist. Natürlich bedeuten das Selber-
machen und Kontrollieren auch Risiken, gerade im heutigen Kapitalismus-Betrieb.
Aber es ist vom Senat ein richtiger Ansatz.

Ein Vertreter der „Linken“-Bürgerschaftsfraktion bat um Unterstützung, um
die wunden Punkte des Bremer Haushalts herauszufinden und mitzuhelfen, Kritik
am Entwurf auszuarbeiten. Das ist natürlich ein wichtiger Ansatz. Wir wollen aber
darauf hinweisen, dass die „Linke“ nicht nur aus Bürgerschaftsabgeordneten be-
steht, sondern auch eine Verantwortung hat, die Aktivitäten der außerparlamen-
tarische Opposition zu stärken! Da spielt sich leider immer noch kaum etwas ab.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

SPD-Abgrenzung unglaubwürdig: Die Forderungen der hessischen „Linken“
sind ihren eigenen zum Verwechseln ähnlich („Tageszeitung“)

Politikwechsel ohne Regierungswechsel: Linke Mehrheit kann geschäftsführen-
den Ministerpräsidenten zwingen, Studiengebühren abzuschaffen („PR-inside“)
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Preisschock: Discounter verteuerten ihre Waren im Dezember
2007 gegenüber dem Vorjahresmonat um zehn Prozent („Focus“)

Wem gehört Deutschland: Das Volksvermögen von neun
Billionen Euro ist extrem ungleich verteilt („Stern“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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169. Bremer Montagsdemo

am 11. 02. 2008

Eine Schande für die Demokratie
Wie abgehoben: „Nein, mit der ‚Linken‘ arbeiten wir
nicht zusammen, mit denen wollen wir nichts zu tun
haben!“ Und jetzt noch dieses: „Nein, neben der
‚Linken‘ zu sitzen, das kommt nicht in Frage!“ Eine
Schande ist das, erstens, weil diese Partei von vie-
len Bürgern demokratisch gewählt worden ist, und
zweitens, weil es wohl ganz klar sein dürfte, dass
jeder Mensch in einer Demokratie das Recht hat,
seine Meinung zu äußern! Auch mir passt nicht al-
les in den Kram, doch ich akzeptiere den Willen
der Wähler, und das habt ihr gefälligst auch zu tun,
ihr anderen demokratisch gewählten Parteien!

Ihr solltet euch im Gegenteil mal fragen, wie es
möglich ist, dass ein so großer Teil der Menschen
diese Partei gewählt hat. Falls ihr es nicht wissen
solltet, lest doch mal rückblickend auf unserer Homepage nach! Ach, das habe
ich fast vergessen, das tut ihr ja bereits mit 2.000 bis 3.000 Dateizugriffen bei über
250 Besuchen pro Tag. Was lernen wir daraus? Wir von der Montagsdemo sagen
euch hier jede Woche um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz, was nicht mehr stimmt.
Deshalb wird klar, dass ihr unsere Argumente gar nicht ernst nehmen wollt!

Ja, das ist Ihr Problem, meine Damen und Herren von den anderen Parteien!
Macht ruhig so weiter, dann braucht „Die Linke“ sich gar nicht anzustrengen, denn
ihr seid die besten Wahlhelfer für diese Partei. Um es kurz und bündig zusam-
menzufassen: Mit eurer ungerechten Politik stärkt ihr nur die sogenannten Rän-
der! Vom angeblichen Aufschwung haben Finanzschwache und Rentner nämlich
noch nichts gemerkt, ganz im Gegenteil, und jetzt droht auch noch die Rezessi-
on. Tut doch endlich mal was für die Armen und zeigt nicht nur mit den Fingern
auf die anderen! Akzeptiert gefälligst, dass es ab jetzt eine Kraft mehr gibt!

Wenn ihr das nicht kapiert, muss ich feststellen: Ihr wollt den Willen der Wäh-
ler nicht akzeptieren. Dann gibt es nur noch ein Mittel: Überzeugt uns durch gu-
te, gerechte Politik, damit sich das sogenannte Problem wie von selbst löst! Oder
wollt ihr uns Bürgern immer noch unterstellen, dass wir nicht wissen, was wir tun –
und so lange wählen lassen, bis es euch passt? Aber wir hatten euch doch ge-
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wählt, weil wir euch für fähig hielten, die Probleme des Landes zu erkennen und
zu lösen! Mit anderen Worten: Ihr seid für uns da, nicht wir für euch. In einer De-
mokratie entscheidet doch wohl immer noch der Wähler, oder?

Das merkt euch mal für die Zukunft: Jetzt geht es wahrscheinlich nur noch
mit der „Linken“. Seid dankbar, dass es sie gibt, sonst würdet ihr den Menschen
eines Tages noch ganz vergessen – er ist doch schon heute für euch nichts wei-
ter als ein Kostenfaktor! Noch eine letzte Frage, meine Damen und Herren: Darf
man in Zukunft nur noch euch wählen, obwohl ihr eine Politik gegen den Wähler
macht? Das grenzt, ehrlich gesagt, an... na, die Worte erspare ich mir lieber und
wähle diejenige Partei, die etwas für mich tut, denn das ist mein einziges demo-
kratisches Recht! Oder soll ich lieber der Wahl fernbleiben, weil ich bald politik-
verdrossen bin? Dann bedenkt aber auch, wohin uns das Ganze geführt hat!

Udo Riedel (parteilos)

„Der ärmste Inder ist fleißiger als der Bettler hier in der Stadt“: Zynischer Ein-
Euro-Job-Propagandist hetzt auf der Bremer Montagsdemo (MP3, 2.356 kB)

Speisepläne oben und unten
1. Heute möchte ich gerne mal übers Essen re-
den, weil das in der letzten Zeit so verquer „disku-
tiert“ wurde. Dabei geht es in erster Linie natürlich
um das Drumherum, die klammheimliche oder ver-
meintliche Überheblichkeit, mittels derer uns mit-
geteilt wird, wie wir mit unserem „üppigen“ Geld
auskommen könnten – und wie „Höhergestellte“
damit jedoch herumaasen.

Berlins Finanzsenator Thilo Sarrazin „rechnet“
in seinem „Speiseplan “ vor, ein Ein-Personen-
Haushalt könne mit knapp vier Euro pro Tag aus-

kommen. Nach den Vorstellungen des SPD-Politikers gibt es beispielsweise zum
Frühstück zwei Brötchen, Marmelade, eine Scheibe Käse, einen Apfel, ein Glas
Saft sowie zwei Tassen Tee. Ein bisschen Hetze darf dann auch nicht fehlen: Die
Vorraussetzung sei allerdings, dass kein Geld für Alkohol ausgegeben werde.
Diese Behauptung soll den Umkehrschluss nahelegen, wer damit nicht auskom-
me, gebe offensichtlich zu viel Geld für „Sprit“ aus. Dieser Missbrauch wird ja
ohnehin gern unterstellt, um aus uns Sündenböcke machen zu können, die ihren
Kindern das Geld fürs Essen wegsaufen und -rauchen und die wegen des Suffs
arbeitsunfähig sind.
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Die Erstellung eines „Speiseplans“ für Menschen mit geringem Hauhaltsein-
kommen hat einen aktuellen Hintergrund: Der Berliner Finanzsenator befürchtet,
dass im Zuge der Diskussion um Kinderarmut mehr Geld für Transferausgaben
wie Hartz IV zur Verfügung gestellt werden soll. Von daher weht also der Wind:
Deswegen wird mal wieder auf unserem Rücken gelogen und getrickst, was das
Zeug hält! Das Verlassen des Sparkurses in Berlin hätte gravierende Folgen für
den Haushalt. Nach einem Szenario, das der Finanzsenator entworfen hat, würde
eine zweiprozentige Erhöhung der Ausgaben bis 2011 eine Steigerung von 18,2
Milliarden Euro im vergangenen Jahr auf 19,7 Milliarden bedeuten – also Mehr-
ausgaben von 1,5 Milliarden Euro. Doch nicht nur in höheren Transferausgaben,
sondern auch in deutlichen Lohnerhöhungen für die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst sieht der Senator eine Gefahr für den „Konsolidierungskurs“.

Wenn wir Herrn Sarrazin mal auf die Finger gucken, dann sieht es in der Pra-
xis – wie nicht anders zu erwarten – völlig anders aus. Da wird eben nicht scheib-
chenweise Gouda oder Leberkäse verkauft, der halbe Kohlrabi abgewogen und
das Sauerkraut grammweise in die Tüte gesteckt. Kein Discounter bietet diese
geringen Mengen an, sondern der Kunde wird zum Kauf größerer Mengen ge-
zwungen. Was für Familien noch vorteilhaft sein kann, bedeutet für den Einzel-
nen das genaue Gegenteil. Darf der Hartz-IV-Empfänger nach Sarrazins Speise-
plan eine Bratwurst essen, muss die Packung mit den übrigen fünf Würsten auf-
bewahrt werden. Die Alternative wäre, dass man sechs Tage hintereinander Brat-
wurst isst oder nach drei Tagen die Segel streicht und den Rest in den Abfall wirft.
Schon hier würde Sarrazins Plan nicht mehr aufgehen, denn die Bratwurst mit
veranschlagten 38 Cent würde auf einen Schlag 1,14 Euro kosten.

Würde man die Probe aufs Exempel machen, müsste zunächst der Einkaufs-
wagen gefüllt werden, um den Sarrazin-Menü-Plan für drei Tage zu starten. Au-
ßer Tomaten wird es nichts einzeln zu kaufen geben. Wer alles unfreiwillig in fünf-
facher Menge gekauft hat, mag wohl kaum fünf Tage hintereinander dasselbe
essen, nur damit der Kassenbetrag durch fünf geteilt werden kann und die von
der Behörde „errechneten“ Lebensmittel statistisch gesehen für diesen Zeitraum
„ausreichen“. Aber wer will schon tagelang das gekaufte Einerlei auf dem Teller
haben? Zudem werden die Lebensmittel kaum frischer, wenn sie über mehrere
Tage hinweg lagern. Gesunde Ernährung sieht anders aus!

2. Am 8. Februar 2008 fand die 464. Bremer Schaffermahlzeit in der oberen Rat-
haushalle statt. Als Schaffer werden jene kaufmännischen Mitglieder der „Stiftung
Haus Seefahrt“ bezeichnet, die zwei Jahre nach ihrer Wahl zu Mitgliedern die
Schaffermahlzeit ausrichten. Die Teilnahme an dem „Brudermahl“ unterliegt stren-
ger hanseatischer Tradition. Dabei sein dürfen 100 kaufmännische Mitglieder des
„Hauses Seefahrt“, die schon „geschafft“, also das Mahl bereits ausgerichtet ha-
ben, und rund 100 seemännische Mitglieder. Dazu werden 100 Gäste aus dem
In- und Ausland – Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kirche
und Kultur – eingeladen. Teilnehmen kann jeder Gast nur einmal im Leben. In die-
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sem Jahr dabei: Thilo Sarrazins Dienstherr, der „Regierende Partymeister“ und
„Sparkommissar“ Klaus Wowereit.

Es soll sich bei der Stiftung um die älteste soziale Einrichtung der Welt han-
deln. Sie unterstützt in Not geratene seemännische Mitglieder und den Seefahrts-
hof in Bremen-Grohn, wo Kapitäne und deren Witwen ihren Lebensabend ver-
bringen können. Im Gegensatz zu Matrosen und deren Witwen sind Kapitäne im
Ruhestand bestimmt den Ärmsten der Armen in unserer Republik anzurechnen!
Für die Teilnehmer gilt es nun, mit Prunk und Glorie eine opulente Mahlzeit in
sechs Gängen aufzutischen, bei der sie „einfache bremische Seemannskost“ ge-
nießen dürfen.

Wenn hier von Teilnehmern die Rede ist, dann handelt es sich dabei in ed-
ler sexistischer Tradition selbstredend und ausschließlich um Männer. Lediglich
eine Simultanübersetzerin durfte der selbsternannten Elite beiwohnen und die
ungemein wichtigen Reden ins Englische übertragen, nach deren Ende „Hepp,
hepp, hepp, hurra!“ gerufen wird, obwohl es darin – anders als in „de Bütt“ – na-
türlich keinerlei Kritik an den Herrschenden gibt. Nur ein Zehntel der geladenen
Gäste, also 29 Schaffer, dürfen ihre Ehefrauen mitbringen, die dann am Katzen-
tisch im Kaminsaal des Rathauses tafeln und den Reden über Lautsprecher und
Videoleinwand folgen dürfen. Darauf, dass ein Kapitän während des Essens eine
Rede auf die 29 Damen hält, können sich jene ein Ei pellen!

Wenn in diesem Jahr die drei Schaffer Christoph Weiss, Niels Stolberg und
Harald Emigholz alles bezahlen dürfen, dann wüsste ich gerne mal, wie sich die
ach so soziale Ausgabenverteilung mit der Selbstbeweihräucherung in der obe-
ren Rathaushalle gegenfinanziert und wer davon wirklich profitiert! Was für ein
Brimborium da hinter verschlossenen Türen veranstaltet wurde, konnten wir Nor-
malsterblichen und Ausgegrenzten nur aus zweiter Hand durch die Medien erfah-
ren. Eigentum verpflichtet – deswegen verlange ich durchschaubare und einklag-
bare Rechte für alle und lehne es ab, nur von Brosamen und Almosen zu leben,
die nach Gutsherrenallüren und deren Launen an Bedürftige verschenkt werden,
nachdem sich die Geber ausgiebig selbst beweihräuchert und gefeiert haben!

Aus erster Hand konnten wir auf dem Marktplatz jedoch auch ein Ereignis der
ganz besonderen Art verfolgen: der Deutsche Gewerkschaftsbund hatte anläss-
lich der Schaffermahlzeit in Bremen zu Protesten des öffentlichen Dienstes auf-
gerufen. Zusammen mit anderen Gewerkschaften wollte der DGB damit seiner
Forderung nach einer Übertragung des Tarifergebnisses aus dem Jahre 2006 auf
den Beamtenbereich Nachdruck verleihen. Mit Protestaktionen auf dem Markt-
platz sollten die zum Schaffermahl geladenen Gäste darauf aufmerksam gemacht
werden. Wir verfolgten ein merkwürdiges Schauspiel, eine krude Mischung aus
seltsam anmutender „Demo“ und Eskorte für die hochherrschaftlichen Gäste, die
mehrheitlich wie Pinguine in ihren Fräcken über den Marktplatz defilierten.

Der ganze Marktplatz war voller Polizisten, die in ihren neuen gruselig schwar-
zen Uniformen leider gar nicht volksnah wirkten. Einerseits trugen sie mit dem
Megafon ihre berechtigten Forderungen nach Gehaltserhöhungen vor, anderer-
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seits bildeten sie ein Spalier für die so prunkvoll geladenen Gäste, wobei die Poli-
zisten ihre Hände mit Handschellen aneinandergekettet hatten. Sieht so etwa ei-
ne Demo aus? Es wirkte auf mich wie eine Verneigung, Unterordnung unter die
bestehenden, unglaublich ungerechten Verhältnisse! Zu allem Überfluss hatte die
Gewerkschaft beschlossen, dass nicht laut protestiert werden solle, während die
Gäste den Marktplatz überschreiten, denn auch ein Schweigen könne sehr be-
redt sein.

In anderen Situationen mag das der Fall sein – aber hier wirkten wir Zuschau-
er wie eine die Klappe haltende dumme Menschenmenge. Gut, dass sich nicht al-
le daran hielten und trotzdem pfiffen oder hupten! Ob es nun deswegen geschah,
oder weil es ohnehin geplant war, sei dahingestellt – aber der DGB spielte allen
Ernstes den Gefangenenchor aus Verdis „Nabucco“ ab! Es wirkte wie eine große
Ehrung der geladenen Gäste, die wir als königliche Untertanen still zu lobpreisen
und zu hofieren hätten. Nein, unter einer Demo stelle ich mir etwas anderes vor!
Oder sollen wir uns darauf einstellen, dass sich das Heer der Arbeitslosen bald
auch in ein Heer von Gefangenen verwandeln „muss“?

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

„Change“: Amerikaner bejubeln nach schwarzen Sportlern und Musikern
jetzt auch einen schwarzen Präsidentschaftsbewerber („Spiegel-Online“)

Die Folgen geistiger Brandstiftung
Der Großbrand in Ludwigshafen mit neun toten Frau-
en und Kindern und 60 Verletzten verursacht große
Bestürzung. So etwas könnte auch hier in Bremen
passieren! Er löst aber auch Empörung zum Beispiel
über die Art der Unterbringung von Migrantenfamili-
en aus. Dies wirft bohrende Fragen auf. Wurden hier
bewusst Familien gettoisiert, um sie vom Rest der
Gesellschaft abzusondern? Wurden sie per Mietwu-
cher drangsaliert? Wollte jemand das Haus „warm
abbrechen“, um eine hohe Versicherungssumme zu
kassieren?

Wer oder was auch immer die Ursache für die Brandkatastrophe war: Fest
steht, dass es zumindest auch Indizien für einen neofaschistischen Terroranschlag
gibt. Die entsprechenden Beobachtungen von geretteten türkischen Kindern und
das mehrfach mit SS-Runen aufgesprühte Wort „Hass“ an der Hausfassade wei-
sen in diese Richtung. Außerdem gab es 2006 schon einmal einen Brandanschlag
auf das Haus („Neues Deutschland“ vom 8. und 9./10. Februar 2008) Dann artiku-
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lieren immer auch deutsche Spitzenpolitiker(innen) heuchlerisch ihr „Entsetzen“ –
entsetzlich!

Niemand sollte jetzt den türkischen Medien einen Vorwurf machen, wenn sie
sehr emotional über die Katastrophe berichten, und es sollte auch niemanden
verwundern, wenn gerade sie Anschlags-Vermutungen in den Vordergrund stel-
len. Wobei dann Erdogans Verhalten und seine Kritik in Sachen Medienberichter-
stattung ein bezeichnendes Licht auf sein seltsames Verständnis von Demokratie
und Menschenwürde wirft. Würde er sich auch so empört haben, wenn es sich
bei den Opfern um kurdische Bewohner(innen) gehandelt hätte?

Nach weiteren Medienberichten soll es vor dem Einzug der türkischen Fami-
lien in dem Gebäude sogar einen Nazi-Treffpunkt gegeben haben. Fest steht in
jedem Fall, dass Roland Koch und andere mit ihren ausländerfeindlichen Hetz-
reden rassistische Stimmungen massiv geschürt und faschistische Terrorbereit-
schaft angestachelt haben. Geistige Brandstifter waren und sind hier auf jeden
Fall am Werk! Nachzutragen bliebe noch, dass gestern eine große Trauerfeier mit
mehreren tausend Menschen vor dem Haus in Ludwigshafen stattgefunden hat,
an der – traurigerweise – nur wenige Deutsche teilgenommen haben. Da hätte
ich mir deutlich mehr aufrichtige Anteilnahme und Solidarität gewünscht!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

„Arbeit? Ich bin doch nicht blöd!“: Niedrigstlöhne dienen
zur Hetze gegen Hartz-IV-Betroffene („Bild“-Zeitung)

Stütze ausgelaufen: Arbeitsloser hungert sich zu Tode („Spiegel-Online“)

Tango Korrupti in Brenapel
Heute erlaube ich mir, eine weitere Folge des Tan-

go Korrupti in Bremen abzuhandeln! Wiederum be-
trifft es das Parzellengebiet Walle-Findorff. Um an
die Grundstücke heranzukommen, hat der Sena-
tor für Umweltverwüstung, Bauspekulation und Kor-
ruption eine neue Gemeinheit ersonnen: Wie ich
erfahren konnte, soll ab 2012 mit dem Abriss der
Parzellenanlagen zum Nutzen weiterer Industrie-
ansiedlungen begonnen werden. Obwohl abgese-
hen davon andernorts noch genügend Freiflächen
brachliegen, gäbe es auch bessere Industrienutz-
flächen, zum Beispiel längs der Autobahnen.
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Noch bis dato wird aber den Parzellisten vorgelogen, dieses Gebiet weit über
die nächsten zehn Jahre hinaus als Kleingartengebiet unverändert zu erhalten.
Was sind schon ein paar Jahre mehr oder weniger? Darauf kommt es nicht an!
Hat es in Wahrheit damit zu tun, dass sich hier eine Bodenspekulation mit krimi-
nellsten Aktivitäten hervortut? Wobei hier die Kleingartenvereine besonders aktiv
mitspekulieren, um jede erdenkliche Parzelle zu erwerben – selbst wenn Eigen-
tümer, die nicht weggehen wollen, mit Brandstiftung bis hin zu antisemitischem
Terror vertrieben werden müssen!

Einer der Hauptübeltäter beim Senat ist eine Frau Diedrichs, die mit Bedro-
hungen und übelsten Beschimpfungen versucht, die Eigentümer zu vertreiben,
die noch auf den Parzellen wohnen. Hierbei schreckt die Senatsbehörde auch
nicht davor zurück, Urkunden verschwinden zu lassen oder die Besitzer zu täu-
schen und zu belügen, um an die Grundstücke heranzukommen. Die Frage stellt
sich natürlich: Welchen Beweggrund hat eine Amtsangestellte dafür, die Bewoh-
ner und Besitzer von ihrem Grund und Boden zu vertreiben, wenn es sich nicht
um Korruption handelt? Man sollte meinen, diese Vorgänge seien nur bei der Ma-
fia möglich. Weit gefehlt!

Das Grundgesetz wird einfach außer Kraft gesetzt, und der Schutz des Ei-
gentums besonders finanzschwacher Bürger ist nichts mehr wert. Darin hat Bre-
men eine lange Vorgeschichte, beginnend beim Betrug zur Anraffung der Indus-
triefläche für die damalige Norddeutsche Hütte bis hin zum systematischen Ver-
treiben der Parzellisten seit mehr als vierzig Jahren. Oftmals bleiben über Jahre
hinweg verwüstete Parzellen zurück, die die Stadt dank ihrer Millionenpleiten und
ihrer Misswirtschaft nicht einmal unterhalten kann: wilde Müllkippen und mit Wild-
kräutern überwucherte Kahlschlagflächen. Da wagt es dieser Senat noch, das
Wort Umwelt zu gebrauchen! Welche Umwelt, in einer Stadt voller Bauruinen und
falsch geplanter Straßen, die teilweise 50 Jahre zu spät gebaut wurden?

Hier kommt noch eine böse Sache hinzu: Antisemitismus. Wir alle erinnern
uns an den „bösen Juden“, dem man alle Schandtaten andichten kann. Darin ha-
ben besonders CDU und FDP eine böse Vorgeschichte, seien es nun verscho-
bene Schwarzgelder, Steuerhinterziehung oder Betrug mit sogenannten Partei-
spenden, beginnend beim bekannten katholischen Antisemitismus schon der
Adenauer-Regierung mit ihrem ganzen korrupten Klüngel.

Selbst beim Thema „Stadt und Müll“ werden noch Betrügereien begangen:
Die Abrissarbeiten führt ein sogenannter Verein namens Recyclinghof durch, der
doch wohl derartige „Bauaktivitäten“ nicht verrichten darf. Dafür werden Arbeits-
kräfte, sogenannte Harz-IV-Empfänger, zu einem Euro Stundenlohn beschäftigt!
Wahllos werden Baumaterialien bis hin zu Gartengeräten und Pflanzen zerstört,
in der Absicht, wie zur Erinnerung an die NS-Diktatur verbrannte Erde zu hinter-
lassen und die Bewohner und Besitzer physisch, sozial und psychisch zu zerstö-
ren (siehe „Bild“ Bremen vom 30. Januar 2008, Seite 6).
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Hierbei erfolgen noch Drohungen, die Eigentümer mit zehntausenden Euro
„Räumungskosten“ zur Rechnung zu ziehen. Ich erlaube mir, der Hansestadt mit
Bezug auf die berühmte Mafiahochburg einen neuen Namen zu geben: Brenapel!

Peter Kubiak (parteilos)

Haftbefehl gegen Post-Chef: Hat Multimillionär Zumwinkel Millionen
nach Liechtenstein verschoben? („Spiegel-Online“)

Volksverblödung: Hetze mit falschen Zahlen („Bild“-Blog)

Nach Ihnen, bitte: Hochdruck-Sarkotzy will zum Mars („Spiegel-Online“)

Unterworfen, gefoltert, verstrahlt
1. Das Schaffermahl lohnt sich für jeden Eingela-
denen! Bremen gibt sich viel Mühe: Im Rahmen-
programm ist sogar ein Tänzchen mit „handverle-
senen“ jungen Damen für die überwiegend älte-
ren Herren eingeplant, so der „Weser-Kurier“ vom
6. Februar 2008. Zum Glück geht die Tradition nur
bis zum Tanz und zum Gedankenaustausch! Ei-
nes ist klar: Diese ganzen Männerveranstaltungen
sind nicht mehr zeitgemäß, die Öffnung für Frau-
en als gleichberechtigten Teilnehmerinnen ist über-
fällig. Nur als Unterhaltungsfaktor zu dienen, dafür

sind Frauen zu klug! Dies wäre sicher ein Thema für den Frauentag am 8. März
2008. Was wären die Angehörigen all dieser „Eliten“ ohne die Frauen? Ohne ih-
re Mütter, ohne ihre Partnerinnen? Und was für Überheblichkeiten verdanken wir
solchen Eliten sonst noch?

Der Lissabonner Vertrag soll in allen EU-Ländern ratifiziert werden, bevor
er in Kraft tritt. 27 Länder gehören der EU an, aber nur in Irland gibt es ein Re-
ferendum über diesen Grundlagenvertrag, nur dort dürfen die Wähler(innen) di-
rekt darüber abstimmen. Allein dies zeigt, dass die EU-Grundlagen den Völkern
Europas nicht behagen. Wir drücken den Iren die Daumen! Ich hoffe auf eine Ab-
lehnung dieser globalen Zumutungen. Ich bin für das geeinte Europa, aber nicht
zu diesen Rahmenbedingungen! Ob ein Referendum, eine Volksabstimmung er-
folgen soll, kann jedes EU-Land selbst entscheiden. Frankreich hat diesmal sein
Volk bereits übergangen!

Wir brauchen mehr Demokratie! Die Wahl in Hamburg ist auch eine Gele-
genheit, die Parteien über ihre Einstellung zum Lissabonner Vertrag zu befragen.
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Damit ist der Mensch auch schnell bei Bertelsmann, dem Zwang zur Privatisie-
rung aller Bereiche, dem Kriegseinsatz der Bundeswehr – und dem ständigen
Oberbefehl der USA über die Nato . Diesen übernimmt jetzt der bisherige Chef
des umstrittenen Gefangenenlagers Guantánamo auf Kuba, General Bantz Crad-
dock. Er wurde am Bündnissitz im südbelgischen Mons auf seine neue Aufgabe
eingeschworen. Er löst US-Kommandeur Jones ab. Der Neue ist wirklich untrag-
bar! Dieser Nato-Oberbefehlshaber entscheidet über die Einsätze und ihre Rah-
menbedingungen. Ihm wollen wir „unsere“ Soldaten anvertrauen? Weg mit die-
sem Oberbefehlshaber!

Für den Einsatz in Afghanistan benötigen unsere Truppen eine ABC–Schutz-
ausrüstung! Die „Rote Fahne“ hat nun darauf hingewiesen, dass die Amerikaner
dort uranhaltige Munition einsetzen. Logisch – bei den vielen Panzern! Die Fol-
gen sind auch bereits zu sehen: an den Neugeborenen! Die Verwendung solcher
Munition hat im ehemaligen Jugoslawien und auch im vorherigen Irak-Krieg blei-
bende Spuren hinterlassen. Über ein Soldatenschicksal durch Verstrahlung un-
ter US-Führung habe ich schon einmal berichtet. Die Menschen und ihre Umwelt
werden verstrahlt wie nach einem Reaktorunfall! Die Schäden für die Zivilbevöl-
kerung sind unabschätzbar vernichtend!

„Wir bringen all diesen Menschen die Demokratie“, hieß es, „wir bringen ih-
nen die Befreiung!“ Na klar! Oder doch nicht? Waren es nur das Öl und die Macht-
verhältnisse? Stören die Menschen dort nur? Wie damals die Indianer in Ameri-
ka? Im Jahre 2008 habe ich ein solches Handeln nicht für möglich gehalten! Es
gibt auch heute die Möglichkeit der Befehlsverweigerung! Darum Montagsdemo,
Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Die „IKB Deutsche Industriebank“ ist ein Ableger der staatlichen „Kreditanstalt
für Wiederaufbau“. Die IKB hat jetzt einen „erhöhten Wertberichtigungsbedarf“
von zusätzlich zwei Milliarden Euro. Insgesamt besteht ein Wertberichtigungbe-
darf von über elf Milliarden . Die IKB ist damit faktisch pleite. Die KfW versucht
seit längerem erfolglos, ihren Anteil an der IKB zu verkaufen.

Nun sollen private Banken diesen „Ausrutscher“ der KfW aufzufangen. Offen
bleibt, warum die KfW überhaupt die IKB gegründet hat. Die IKB hat, im ersten
Durchlauf, dieses Risiko auf höchstens 100 Millionen Euro beziffert. Der Vorstand
musste gehen – aber nicht „unehrenhaft“. Die „Begleitmusik“ wurde nicht veröf-
fentlicht – nur, dass der Vorstand nicht in Regress genommen wird.

Die West LB soll gerettet sein, auf Kosten der Mitarbeiter. Personalabbau
ist wieder einmal das Allheilmittel! Dieser wird jedoch Ertragseinbußen nach sich
ziehen. Die nächste Sanierungsrunde ist in den Vereinbarungen ja bereits ange-
dacht. Nur ist Personalabbau der falsche Weg. Mir fehlt bei all diesen Zahlen der
Glaube an die richtige Bewertung!

3. Die „Kindergelderhöhung “ bringt den ALG-II- und Sozialhilfe-Betroffenen so-
wie den Asylsuchenden keinen Cent mehr in die Tasche, denn bei den Leistun-
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gen der Grundsicherung (ALG II, Sozialhilfe) wird das Kindergeld in voller Höhe
gekürzt, und Asylsuchende haben keinen Anspruch auf Kindergeld. Also ist den
Menschen am untersten Rand der Einkommensskala damit nicht geholfen. Millio-
näre erhalten aber ebenfalls Kindergeld für ihren Nachwuchs. Gilt denen die Für-
sorge der CDU?

Aber die Arbeitgeber wollen maßhalten? Nein, ich habe mich verlesen: Die
Arbeitgeber fordern, die Arbeitnehmer sollten maßhalten („Weser-Kurier“ vom 7.
Februar 2008). Na klar, zehn Prozent durchschnittlicher Einkommensverlust aus
unselbständiger Beschäftigung ist viel zu wenig! Oder? 100 Tarifverträge für acht
Millionen Beschäftigte sind fällig. Dieter Hundt meint, „trotz Aufschwungs und sin-
kender Arbeitslosigkeit“ gebe es weiter „keinen Spielraum für kräftige Tariferhö-
hungen“, denn die „weltwirtschaftlichen Risiken“ gefährdeten Arbeitsplätze. Auf-
schwung gab es nur für die Besserverdienenden!

Was die „weltwirtschaftlichen Risiken“ betrifft, so tragen die Arbeitnehmer und
Steuerzahler die Zeche für die Spekulationswut der Bankenvorstände. Arbeitsplät-
ze fallen weg, werden verlagert, sobald dadurch eine Ergebnissteigerung zu er-
zielen ist. Bereits zur Beeinflussung des Börsenkurses werden solche Absichten
lanciert. Wenn nicht jetzt, wann dann? Wir haben ein Buch über das Jahr 1906, in
dem steht, die Lohnforderungen der Arbeiter seien „unverschämt“. Natürlich ha-
ben die Unternehmer Sorgen: 40 Prozent Einkommenssteigerung sind schwer zu
steigern!

4. Die Bagis will jeden „einladen“, der „zu teuer“ wohnt. Begonnen wird mit den
mehr als 50-prozentigen Überschreitungen der Mietobergrenzen . Über das Ge-
spräch soll ein Protokoll erstellt werden, das zu unterschreiben ist. Soweit dieser
Plan.

Gespräche sind immer gut, wenn beide Seiten unvorbelastet hineingehen.
Wer Post von der Bagis bekommt, sollte sich jemanden mitnehmen. Wer aus der
„Einladung“ nicht erkennen konnte, dass es um die Kosten der Unterkunft geht,
sollte das Gespräch beenden und einen neuen Termin vereinbaren. Auch ein Pro-
tokoll muss nicht vor Ort, im Amt unterschrieben werden: Mensch kann es mitneh-
men, die Eindrücke sacken lassen und eventuelle Änderungen und Ergänzungen
anmerken.

Wir sind jeden Montag ab 17:30 Uhr auf dem Marktplatz und jeden Diens-
tag von 16 bis 19 Uhr im „Hibiduri“. Bangemachen gilt nicht – wir gehen mit! Die
Mietobergrenzen in Bremen sind nicht den Urteilen des Bundessozialgerichts ent-
sprechend ermittelt worden und damit ungültig. Sie halten keiner gerichtlichen
Überprüfung stand! Die Bagis muss im Einzelfall nachweisen, dass es günstige-
ren Wohnraum gibt, siehe vorherige Bremer Montagsdemos.

Bei dieser Gelegenheit ist nochmals anzumerken, dass die neuen Mietober-
grenzen ab 1. Januar 2005 eingefordert werden können. Die Beschränkung der
Gültigkeit ab Stichtag 1. November 2007 steht zwar in der Verwaltungsanweisung,
doch solche Anweisungen sind keine Rechtsquelle! Damit kann diese Beschrän-
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kung angefochten werden. Wer darüber hinaus einen Teil der Miete oder Heizung
selbst zahlt, kann auch diese Eigenbeteiligung von der Bagis überprüfen lassen,
rückwirkend ab 1. Januar 2005 oder späterem Einzug. Leider wird die Bagis wohl
erst mit Hilfe des Gerichts zur Zahlung bewegt werden können. Wie dies geht?
Wir gehen mit!

Die Dokumentation falscher Entscheidungen der Arbeitsgemeinschaften zum
ALG II könnte Tag für Tag eine Zeitung füllen, allerdings auch die Berichterstattung
über die nach dem SGB II richtigen Entscheidungen. Außerdem gibt es noch die
positiven Entscheidungen von Sachbearbeiten, die ihren Spielraum zugunsten
der Betroffenen genutzt haben.

Oftmals entsteht durch die Veröffentlichungen der Eindruck, es gebe gegen
die Handlungen einer Arge keine Korrekturmöglichkeit. Dies ist falsch. Das ALG II
kann die Verwaltung, also die Arge (oder Bagis, wie sie in Bremen heißt), im We-
sentlichen nur durch Bescheide umsetzen. Ein weiteres Mittel ist das Gespräch
beim Fallmanager. Wie kann ich nun den Stress minimieren und gleichzeitig si-
cherstellen, dass ich nicht übers Ohr gehauen werde?

Ganz einfach: Erstens nicht allein zur Arge gehen, denn nach § 13 Absatz 4
SGB X darf eine Begleitperson mitgenommen werden. Zweitens jeden Bescheid
in einer Beratungsstelle vorlegen. Zeigt her eure Bescheide! Somit wird spätes-
tens halbjährlich überprüft, ob die Leistung in der richtigen Höhe bewilligt wurde.

Reiche Leute machen es so: Der Steuerberater erhält jeden Bescheid des
Finanzamtes. Zu wichtigen Gespräche geht kein leitender Angestellter eines Un-
ternehmens allein hin. Verträge werden zwar besprochen, aber nicht sofort un-
terzeichnet. Für ALG-II-Betroffene ist jedes Gespräch bei der Arge ein wichtiges
Gespräch! Die Eingliederungsvereinbarung sollte aus dem gleichen Grund mitge-
nommen werden. Wird sie unverändert akzeptiert, kann die unterschriebene Aus-
fertigung bei der Anmeldung abgegeben werden. Die Zweitausfertigung abstem-
peln lassen! Wir sollten es also den Reichen nachmachen! Das kostet nur ein we-
nig Energie. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

CDU-Logik: Wer den Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan fordert,
ist ein „Taliban-Sprecher“, also ein „Terrorist“ („Bild“-Zeitung)
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Einladung zum 3. Regionaltreffen
der norddeutschen Montagsdemos

am 23. Februar 2008 in Bremen
Ankunft und Zusammentreffen am Hauptbahnhof in Bremen um 11:45 Uhr
(Ankunft mit Regionalexpress aus Hannover 11:39 Uhr, Metronom aus Ham-
burg 11:29 Uhr, Nordwestbahn aus Wilhelmshaven/Oldenburg 11:27 Uhr, Re-
gionalbahn aus Bremerhaven 11:26 Uhr). Von den Orten in Niedersachsen
und Hamburg kann mit bis zu fünf Personen das Niedersachsen-Ticket (für
27 Euro am Automaten) benutzt werden.
„Kulturelles Vorspiel“: Gemeinsame Fahrt mit der Straßenbahn (12 Uhr mit
Linie 4 bis Domsheide, Linie 3 bis Waller Ring) nach Walle mit Schnup-
pern von etwas „Hafen-Atmosphäre“ (Hafenmuseum, Sintflut-Ausstellung und
Holzhafen).
Circa 13:30 Uhr Fahrt zum Tagungsort in Bremen-Oslebshausen (ab Waller
Ring mit Linie 3 bis Gröpelingen und Bus Linie 71 oder 73 bis Dohlenstraße,
siehe Karte). Treffen in Oslebshausen circa 14 Uhr (genauer Ort kann tele-
fonisch erfragt werden). „Aufwärmen“, Tagungsraum herrichten, Kaffee, Tee
und Butterkuchen.

Ab 14:30 Uhr Erfahrungsaustausch
1. Wahl eines Moderatorenteams (15 Minuten)
2. Erfahrungsaustausch und Diskussion zur Arbeitsweise und zu politi-

schen Erfahrungen an den Orten. Wie gewinnen wir die Menschen, ak-
tiv zu werden (Flugblätter, Homepage, Stadtradio, spezielle Aktionen)?
Stärkung der bundesweiten Zusammenarbeit und der zentralen Koordi-
nierungsgruppe, Aktionen an den Orten und bundesweite Demo am 8.
November 2008.

3. Schlusswort (insgesamt etwa zwei Stunden).
Rauchen darf man nicht im Hause und auf dem Grundstück. Die Raucher
müssen auf der Oslebshauser Heerstraße auf- und abgehen!
Kohlessen und geselliges Zusammenwachsen ab 17 Uhr. Zwischendurch
und anschließend kulturelle Beiträge, Musik und Tanz, sofern gewünscht. En-
de gegen 19:30 Uhr.
Rückfahrt mit Bus Linie 71 oder 73 bis Ritterhuder Heerstraße und weiter
mit dem Zug ab Bahnhof Oslebshausen nach Bremen-Hauptbahnhof, von
dort nach Hamburg (19:55 bis 21:45 Uhr), Hannover (19:35 bis 21:40 Uhr),
Wilhelmshaven (19:29 bis 21:20 Uhr beziehungsweise 20:30 bis 22:20).
Autofahrer können an beiden Aufenthaltsorten in der Nähe parken, Anreise-
beschreibung dann bitte anfordern.
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Für die Unkosten erbitten wir vor Ort eine Spende, auch für das Essen. Wer
kein Fleisch essen möchte oder keinen „Kohl mit Pinkel“ mag, gebe uns das
bitte vorher bekannt, damit wir auch für ihn oder sie sorgen können. Wegen
des Essens, das wir selber kochen wollen, sind Rückmeldungen mit Angabe
in etwa realistischer Teilnehmerzahlen bis zum 20. Februar an Jobst Rose-
lius unter Telefon 0421-705 687 oder E-Mail Jobst.Roselius(at)nord-com.net
erforderlich.

Jobst Roselius

Preisschock: Getreide 54,6 Prozent teurer („Spiegel-Online“)

Am Monatsende wird gehungert: Die Zahl der „Tafel-Kunden“ hat sich
mit Einführung der Hartz-Gesetze schlagartig erhöht („Weser-Kurier“)

Wir müssen aufstehen,
statt uns in Demut unserem

„Schicksal“ zu ergeben!
Es sind merkwürdige und zynische Vorschläge, die
mein Vorredner zum Besten gegeben hat: „Ich wür-
de jedem Obdachlosen einen Euro geben, der bereit
ist, sich bei der Polizei einen Besen zu holen und die
Straße zu fegen. Aber leider wollte das nur einer ma-
chen.“ Du willst uns allen Ernstes weismachen, „dass
jeder selbst schuld ist an seiner Armut und an der Ar-
beitslosigkeit“! Es gibt trotz der großen Armut und ei-
ner Millionen-Arbeitslosigkeit immer noch Leute, die
behaupten, jeder sei selbst schuld. Doch die große
Mehrheit wird arbeitslos, weil die Unternehmen ih-
ren Gewinn immer weiter steigern wollen. Die große
Mehrheit läuft sich die Hacken ab, um einen Job zu
finden, von dem man leben kann!

Ich selbst habe über 70 Bewerbungen geschrieben und nur Absagen bekom-
men. Mit 53 Jahren gehörst du zum „alten Eisen“, deine Berufserfahrung ist kei-
nen Pfifferling wert! Für die Unternehmer zählt, wie sie ihre Gewinne steigern und
ihre Weltmarktposition ausbauen können – das erleben wir gerade bei Nokia. Da-
für gibt es aber auch in Bremen ein aktuelles Beispiel: Die Vorstandsspitze von
Arcelor-Mittal jammert über den ersten Warnstreik und die achtprozentige Lohn-
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forderung der Stahlwerker. Ganz klein war letzte Woche im „Weser-Kurier“ zu le-
sen, dass der Stahlkonzern 2007 einen Reingewinn von 170 Millionen Euro allein
in Bremen gemacht hat. Damit hat jeder Kollege pro Monat 4.000 Euro Gewinn
für die Großaktionäre erwirtschaftet – doppelt so viel, wie er selbst als Bruttolohn
bekommt!

Du rätst uns, „nicht die Ungerechtigkeit der Welt zu beklagen“, sondern uns
endlich ein Beispiel an den Menschen in Indien zu nehmen, „die ihr Schicksal in
Demut ertragen“. Die Herrschenden dieser Welt freuen sich natürlich über sol-
che Ratgeber wie dich! Aber warum sollen die Völker der Welt die Ungerechtigkeit
und Ausbeutung überhaupt akzeptieren? Warum sollen wir hinnehmen, dass die
Schere zwischen Arm und Reich überall immer größer wird? Die Menschen in In-
dien sollen gegen ihre Peiniger aufstehen, und wir wollen es hier tun! Wir kämp-
fen so lange, bis wir eine Gesellschaft haben, in der die Ungerechtigkeit der Ver-
gangenheit angehört!

Harald Braun

Lichterkette bleibt wirkungslos: Nokia schmettert die devoten Rettungsvor-
schläge der Bochumer SPD-Betriebsratsspitze ab („Spiegel-Online“)

Republikweite Warnstreiks ab Donnerstag: Verdi erklärt
Tarifverhandlungen für gescheitert („Spiegel-Online“)

Gewerkschaftsführer sehen die Kol-
legen als hilflose Schwachsinnige

1. In immer mehr Bereichen und an immer mehr Orten werden Kollegen aktiv, um
ihre Forderungen durchzusetzen. Da ist an erster Stelle Nokia in Bochum zu nen-
nen, wo die Kollegen um den Weg ringen, der die Arbeitsplätze erhalten soll. Ein
Mann, der den Kampf beim AEG-Hausgerätewerk in Nürnberg mit Erfolg zum
Scheitern brachte , ist ausersehen, nun auch bei Nokia den Verzicht durchzuset-
zen. Die meisten seiner alten Kollegen haben keine Zukunft, sie sind in Leiharbeit
oder Hartz IV. Dieser „ehrenwerte“ Vertreter hat seine Karriere in die SPD verlegt
und lässt sich zum IG-Metall-Sekretär ausbilden. Er möchte dann bei der Nokia-
Schließung seinen „Meister“ machen. Seine Devise lautet abwarten und weiter-
arbeiten, bis man keinen Trumpf mehr in der Tasche hat. Ich wünsche den Kolle-
gen bei Nokia die Klarheit und Kraft, sich von solchen Sackgassenpredigern nicht
irremachen zu lassen!

Die Tarifrunde im Stahlbereich hat auch mit breiter Aktivität angefangen. Bei
Arcelor-Mittal Bremen, ehemals Stahlwerke Bremen, wurden pro Beschäftigtem
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so hohe Gewinne eingefahren, dass sie das Doppelte des Lohns der Kollegen be-
tragen. Die volle Durchsetzung der acht Prozent Lohnerhöhung muss auch An-
sporn für andere Branchen sein: In Bayern und Baden-Württemberg streiken seit
Wochen die Kollegen des Einzelhandels. Mit einer Streikzeit von 39 Stunden ha-
ben die Kollegen der Berliner Verkehrsbetriebe mit U-Bahn, Bus und Straßenbahn
dem SPD/PDS-Senat die rote Karte des öffentlichen Dienstes gezeigt. Überall ist
die Wut über die Hinhaltetaktik und das Verarschen groß!

Als neue Medienmethode erweist sich die Interwall-Taktik mit neuen Themen:
schnell anfahren, hochkochen und wieder in der Versenkung verschwinden las-
sen. Da kann der Stammtisch glühen und Dampf ablassen, aber alles bleibt doch
ganz ruhig – wenn es denn klappt. In der offenen Diskussion oder bei Umfragen
kommen doch immer kritische Töne zutage, die zeigen, dass die Menschen in
Massenumfang auf der Suche sind und die Überzeugung wächst, sich neu orga-
nisieren und aktiv werden zu müssen.

Die Montagsdemo und die sie tragenden Menschen und Kräfte sind dafür ein
gutes Beispiel. Am 23. Februar wollen wir mit Mitstreitern aus anderen norddeut-
schen Montagsdemos zusammen darüber beraten, wie wir Informationen, das
Miteinander und den Kampf voranbringen können.

2. Am letzten Freitag haben einige von uns von
Ferne dem Defilee der Schaffermahlzeitsgäs-
te beigewohnt. Verdi und DGB meinten, die
Gunst der Stunde nutzen zu können und mit
„schweigendem Protest “ sowie ein paar Pla-
katen die „Pinguine“ beeindrucken zu können.
Mit dem Lautsprecher-Gefangenenchor aus
der Oper „Nabucco“ („Steig, Gedanke, auf gol-
denen Flügeln“) wurde die Stimmung der Ge-
werkschaftsmitglieder etwas kanalisiert, denn
die Trillerpfeife sollte nicht benutzt werden:
Man ließ sie Spalier stehen für die hohen Her-
ren. Die Kommentierung dieser Aktion durch
den DGB-Vertreter erinnerte eher daran, dass die Gewerkschaftsführung die Kol-
legen lieber als hilflose Schwachsinnige sieht, die man zum Glück zwingen muss.

Wowereit und Oettinger als Ministerpräsidenten, Bundeswehr-Generalinspek-
teur Schneiderhan und der Prinz von Bayern – ganz ohne Funktion, nur als Sei-
ne königliche Hoheit – kamen als „Pinguine“ mit Begleitvolk. Schneiderhan ver-
kündete, man müsse „etwas tun“, weil die Menschen nicht mehr die Bedeutung
und Notwendigkeit des Afghanistan-Einsatzes sähen. Wenigstens das hat er rich-
tig wahrgenommen, denn mittlerweile sind 76 Prozent der Bevölkerung für die
Rückkehr der Soldaten aus Afghanistan . Die deutschen Monopole halten so
sehr an der Besetzung des Nordens von Afghanistan fest, weil sie dort die Kon-
trolle über die Gas- und Ölreserven des Landes haben.
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Jetzt gibt es mal wieder Streit ums Kindergeld , die SPD will aber einlenken.
Die CDU möchte etwas mehr Belohnung für ihre besser betuchte Klientel, sonst
käme die vielleicht auch noch auf die Idee, keine Kinder mehr zu zeugen – und
wo, bitte, bliebe dann die Elite?

Dann hat sich auch ein Pisa-Gelehrter zu Wort gemeldet: Ein Bremer Nor-
malschüler sei dümmer als ein bayerisches „Migrationshintergrundskind“. Bre-
men müsse was tun! Er schlug vor, den Sonnabendunterricht wieder einzufüh-
ren, nebst Förderunterricht in den Ferien. Ganz besonders müssten die Lehrer
an die Kandare genommen werden. Nichts von Kritik an Politik und Schulverwal-
tung! Aber wer will denn Herrn Lemke noch die letzten Bremer Tage versauen?
Der hat als hilflosester Bildungssenator seit Jahrzehnten nur die Pisa-Schlüsse
nachgeplappert, die bescheuertsten Entscheidungen gefällt und schließlich auch
noch das Stadtamt dermaßen verarscht, dass er eigentlich von allen Mitarbeitern
aus dem Amtszimmer gejagt werden müsste. Kollegen, haut solchen Staatsver-
tretern im Rahmen der Tarifrunde mal gehörig vors Schienbein!

Jobst Roselius

Um 7:12 Uhr klingelte der Staatsanwalt: Doktor Klaus Zumwinkel
ist gestorben, obwohl er aufwachte („Bild“-Zeitung)

Steuerfahndung plant hundert weitere Razzien: Werden deutsche
Konzerne von Kriminellen geführt? („Spiegel-Online“)

Die wahren Asozialen: Unter Inanspruchnahme einer Beratungsindustrie berei-
chern sich „Leistungsträger“ auf Kosten der Allgemeinheit („Spiegel-Online“)

Ein kleiner Disput brachte
Leben in die Montagsdemo

Auf fast 50 Teilnehmer wuchs die 169. Montagsdemo am 11. Februar 2008 in Bre-
men an. Die Situation bei Nokia und die Frage, welchen Weg die Kollegen gehen
wollen, die Supergewinne bei Arcelor-Mittal in Bremen auf Kosten der Kollegen
und die Gewerkschaftshuldigung der „Pinguine“ bei der Schaffermahlzeit anstelle
einer aktiven kämpferischen Kundgebung: Das waren die ersten Themen.

Weiter ging es um die Ausweitung der Bundeswehreinsätze in Afghanistan,
da nun die Pläne der Imperialisten gescheitert sind. Der Widerstand des Vol-
kes nimmt zu! Die USA wollen den bisherigen Guantánamo-KZ-Direktor zum
Nato-Oberbefehlshaber machen, und sie verseuchen Afghanistan mit radioakti-
ver Munition. Wir müssen wach werden und dagegen kämpfen!
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Einem vorbeikommenden Zuhörer passte unse-
re Denkungsart gar nicht. Er kam zum Mikrofon und
lobte die „Fantasie der Inder“: Auch auf dem Subkon-
tinent gebe es Arme und Reiche, aber dort füge sich
jeder mit ideenreichem Tun in sein Schicksal. Hier in
Bremen habe er die Situation der Obdachlosen „stu-
diert“ und ihnen vorgeschlagen, sich einen Besen zu
beschaffen, um die Straßen zu fegen. Er wolle jedem
Obdachlosen täglich einen Euro zahlen, wenn er ihn
mit einem Besen, den die Polizei ausgeben würde,
am Bischofstor oder in der Sögestraße fegen sehe.

Seine Erfahrungen waren nicht so vielverspre-
chend, das musste er zugeben. Er hielt aber an sei-
ner abstrusen Idee fest und forderte alle anderen auf,

seinen Gedanken zu folgen. Da gab es natürlich Gegenreden! Schließlich zog er
ab, ohne anzuhören, wie wir seine religiös verbrämten massenfeindlichen Ideen
diskutierten. Am Schluss spielte Matthias noch ein eigenes Lied zur Kälte des
vermeintlich warmen Sozialstaats. Am 23. Februar 2008 gibt es ein Treffen der
norddeutschen Montagsdemos in Bremen! Bitte meldet euch an, bei mir gibt es
telefonisch auch nähere Informationen (0421-705 687).

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Antikommunismus: Nur diese, nicht aber die „andere“ Gesellschaft
darf eine Sicherheitsbehörde haben („Junge Welt“)

Zumwinkel hat sich Feinde gemacht: Warum wird ein Manager abgeschlachtet,
der sich für Mindestlöhne ausspricht? („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Reibach mit Hehlerware: Statt Betriebsprüfer und Steuerfahnder einzustellen,
inszeniert dieser Staat alle 50 Jahre einen James-Bond-Krimi („Focus“)

„Elite“ hinterzieht vier Milliarden Euro an Steuern: Jetzt sind wir
aber gespannt, wer in der nächsten Woche so alles zur
Abwechslung mal die Schnauze hält („Spiegel-Online“)

30 Milliarden: Der Gesamtumfang der Steuerhinterziehung liegt
in der Größenordnung der Hartz-IV-Kosten („Spiegel-Online“)

CDU stürzt ab: In Hamburg winken „hessische Verhältnisse“ („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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170. Bremer Montagsdemo

am 18. 02. 2008

Nur ein paar Bitten
Liebe Politiker, sorgt endlich wieder für Gerechtig-
keit! Liebe Wirtschaftsbosse, schafft endlich mehr
Arbeitsplätze! Liebe Gewerkschafter, sorgt dafür,
dass endlich wieder Löhne gezahlt werden, von
denen der Mensch leben kann! Und liebe Mitbür-
ger, begreift endlich, dass es nicht nur um uns al-
lein geht! Bitte seid endlich wieder fair. Wie sag-
te doch ein Politiker am Wochenende: Der sozia-
le Frieden ist gefährdet! Wenn es nicht so traurig
wäre, wurde ich jetzt laut loslachen. Was glaubt ihr
wohl, warum wir Montagsdemonstranten bei Wind
und Wetter hier stehen?

Ach ja: Wir sind die Bösen, die Faulen, die
Schmarotzer und so weiter. Diesen Schuh ziehe
ich mir nicht an. Ich selbst bin Rentner und halte

es für meine Pflicht, Unrecht mit anzuprangern. Wir dürfen unseren Kindern kei-
ne Schulden hinterlassen, heißt es oft so schön. Dürfen wir ihnen eine Welt über-
geben, die von Ungerechtigkeiten nur so strotzt? Ich zitiere aus der Presse: Hun-
gerlöhne sind an der Tagesordnung, Arbeitsplätze werden massenhaft vernich-
tet, die Schere zwischen Arm und Reich klafft immer weiter auseinander, neue
Kinderarmut wächst in Massen. Und dann reden sie, die wir gewählt haben, von
„notwendigen Maßnahmen“!

Es werden die Renten gekürzt, nicht erhöht; steigende Lebensmittelpreise
und Energiekosten treiben einen großen Teil der Menschen in Altersarmut. Ja,
meine Damen und Herren, genau das werden wir unseren Kindern übergeben!
Doch wenn wir das sagen, sind wir die – ach, ich will mich hier nicht wiederholen.
Für mich ist es eine Schande, im „Weser-Kurier“ von Menschen lesen zu müssen,
denen das Hungern als einzige Alternative zum „Tafel“-Besuch bleibt. Die Bagis
kürzt ihre Leistungen immer öfter, das „Wachstum“ kommt bei vielen nicht an.
Was glaubt ihr eigentlich, wem wir all das sagen?

Das geht euch doch alle an, oder? Darum meine Bitte: Bleibt hier stehen und
zeigt uns, dass ihr solidarisch seid! Es kann doch nicht sein, dass wir die Übeltä-
ter all dieser Ungerechtigkeiten sind, während jene, die uns aufgrund ihrer Macht

113

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/169/Hungerzunahme.htm
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/170/Bagis-Sanktionen.htm
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/170/Bagis-Sanktionen.htm
http://www.netscape.de/templates/contentview_print.jsp?cid=567860067&amp;sg=News_Newsticker&amp;pageId=0


und ihres Vermögens totschweigen wollen, bloß nicht die Montagsdemo erwäh-
nen! Nicht auszudenken, wenn die CD mit den Liechtensteiner Bankdaten nie ans
Licht gekommen wäre! Jetzt denken wohl auch endlich mal ein paar Leute nach,
die Macht haben, nämlich die Politiker. Eigentlich hätten wir ja als Montagsdemo
einen Orden verdient, denn mit unseren Auftritten sorgen wir dafür, dass wir un-
seren Kindern eines Tages eine gerechtere Welt hinterlassen!

Udo Riedel (parteilos)

„Experten für große und sehr große Vermögen“: Steuerfahnder
filzen Münchener Privatbank („Spiegel-Online“)

Hetze bis in den Tod
In der letzten Woche gab es eine erschüttern-
de Nachricht: Ein 58-jähriger Arbeitsloser aus
Northeim hungert sich zu Tode. Nachdem das
Arbeitslosengeld ausgelaufen ist, steigt er auf
sein Fahrrad, fährt 160 Kilometer bis in den
Solling. Auf einem Hochsitz verbringt er noch
drei Wochen ohne Nahrung – bis er tot ist. Er
sah keinen anderen Ausweg mehr!

Letzte Woche hetzte auch die „Bild“-Zei-
tung tagelang gegen die „faulen Arbeitslosen“
und „Hartz-IV-Abzocker“. So wurde zum Bei-
spiel vorgerechnet, dass ein Handwerker in
Ostdeutschland mit Frau und zwei Kindern
nur 20 Euro mehr verdiene als ein Hartz-IV-

Empfänger. Bewusst wird von „Bild“ dabei verschwiegen, dass eine Familie von
dem Einkommen dieses Handwerkers gar nicht mehr leben kann! Ebenfalls be-
wusst verschweigt das Blatt, dass es gerade der Zweck jener Hartz-Gesetze war,
auf breiter Front Niedriglöhne zu schaffen!

Damit noch nicht genug: In der letzten Woche forderten auch die „Fünf Wei-
sen“ die generelle Senkung von Hartz IV um 30 Prozent – nur wer arbeite, solle
auch den vollen Satz bekommen! Dazu passt eine Meldung, die heute im „Weser-
Kurier“ steht: Die Zahl der ALG-II-Kürzungen ist im letzten Jahr um 58 Prozent
gestiegen! Zynisch auch der Kommentar eines Bagis-Vertreters, viele Arbeitslo-
se hätten Mühe, einen Termin um 9 Uhr einzuhalten, weil sie „Alkoholiker“ seien.
Dieser Staat und seine Regierung lässt die Arbeitslosen nicht nur im Stich – er
greift sie schamlos an!
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Fast zeitgleich kommen diese Meldungen: Arcelor-Mittal macht einen Reinge-
winn von acht Milliarden Euro im letzten Jahr; bei Daimler sind es sieben, bei No-
kia 7,5 Milliarden. Doch bei Postchef Zumwinkel klingelt der Staatsanwalt: Razzia,
Verhaftung! Der feine Herr hat Steuern von einer Million hinterzogen, bei einem
Jahresgehalt von 5,5 Millionen Euro. Gegen weitere 700 hochkarätige Manager
wird ermittelt, 900 Razzien stehen bevor. „Vielen Dank für die Warnung“, werden
sich die Herrschaften denken und ihre Reißwölfe Tag und Nacht laufen lassen!

Jetzt fordern Koalitionspolitiker die „volle Ausschöpfung“ des Strafrahmens
von zehn Jahren für Steuerbetrüger, andere fordern sogar eine Erhöhung auf
15 Jahre Knast. Ich lache mich gleich tot! Wir haben die Quasi-Freisprüche für
der Korruption überführte Politiker und Wirtschaftsführer wie Lambsdorff, Kanther,
Ackermann, Esser oder Hartz noch nicht vergessen! Ich gehe jede Wette ein,
dass auch Herr Zumwinkel nicht ins Gefängnis geht. Wenn erst einmal die nächste
Wahl vorbei ist, gibt es ein bisschen „tätige Reue“, eine kleine Spende, „Peanuts“
eben. Allein beim Verkauf seiner Postaktien vor ein paar Monaten hat Zumwinkel
4,7 Millionen Euro Profit gemacht! Er wusste halt ein bisschen früher, dass die
Aktie nach Einführung des Mindestlohns steigen wird, weil die Konkurrenz dann
dicht macht.

Hat all das nichts miteinander zu tun? Der eine hungert sich zu Tode, weil
man ihm nicht mal mehr sein bisschen Arbeitslosengeld lässt – die anderen leben
wie die Maden im Speck! Bei den Wahlen kriegen die Parteien, die sich diesem
System verschrieben haben, immer mehr zu spüren: Das Vertrauen der Bürger
in solche Parteien und ihr System schrumpft immer schneller. Und das ist gut so!
Wenn jetzt Christel Wegner von der DKP, die auf der offenen Liste der „Linken“ in
den niedersächsischen Landtag gewählt wurde, sagt: „Es reicht nicht, Reformen
zu machen – wir brauchen ein anderes Gesellschaftssystem!“, dann hat sie völlig
recht!

Aber wenn sie darunter nur eine neue Stasi-Diktatur mit Mauer und Stachel-
draht versteht, liefert sie den angeschlagenen bürgerlichen Parteien genau die
Munition, die sie brauchen. In der DDR gab es keinen Sozialismus, sondern es
war eine neue kapitalistische Klasse an der Macht. Deswegen hat dieses System
auch nichts anderes verdient, als zugrunde zu gehen! Der Tag wird kommen, an
dem sich die Unterdrückten auf der ganzen Welt selbst befreien. Dabei tun sie
gut daran, die Lehren aus den bisherigen Versuchen zu ziehen, aus Siegen wie
aus Niederlagen. Dabei hilft ihnen die MLPD. Dazu ist es wichtig, heute schon,
wie wir auf den Montagsdemos, zu lernen, die Geschicke in die eigene Hand zu
nehmen und nicht anderen zu überlassen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Führungskräfte müssen Werte vorleben: Ihre Qualität
erkennt man erst in der Krise („Spiegel-Online“)
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Auch Herr Steinbrück wird
seinen Hut nehmen müssen

1. Finanzminister Steinbrück hat beschlossen, der
IKB zu helfen, so der „Weser-Kurier“ vom 16. Fe-
bruar 2008 und den Folgetagen. Eine Milliarde an
Steuergeld hat er auf den Tisch gelegt, 500 Millio-
nen sollten die privaten Banken dazulegen – doch
die haben kurz „Nee, mehr als 300 Millionen nicht!“
gesagt, und schon hat Herr Steinbrück auf 1,2 Mil-
liarden Euro erhöht. So einfach können Einigungen
erzielt werden!

Der Finanzminister hat dies insgesamt als Er-
folg vor dem Bundestag verteidigt. Er hat zu den

Landesbanken und auch zur KfW nichts gesagt. Peer Steinbrück wird wohl we-
gen Unfähigkeit seinen Hut nehmen müssen, wenn endlich die wahren Zahlen auf
dem Tisch liegen – oder mit den entsprechenden Bankern eine neue Legende er-
finden, um seine eigene Haut zu retten! Warum sind nur die Regressforderungen
gegen die Verantwortlichen in der IKB, der KfW und den Landesbanken kein The-
ma mehr? Jede Schuldzuweisung an die Bankenvorstände würde auf das politi-
sche Personal durchschlagen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht
einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Die Briten haben die Hypothekenbank Northern Rock verstaatlicht, so der
„Weser-Kurier“ vom 18. Februar 2008. Die britischen Notenbank hatte bereits
einen Notkredit über 33,4 Milliarden Euro an diese Bank gegeben. 33,4 Milliar-
den Euro Verlust, die jetzt beim Steuerzahler gelandet sind! Hoffentlich hat diese
Bank andere Werte, mit denen die Summe gemildert wird. Nur hätten die Kunden
ohne diesen Kassenkredit vergeblich Schlange gestanden.

Zurück zu den Bundes- und Länderfinanzen! 34 Milliarden Euro gehen jedes
Jahr unbemerkt über die Grenzen, heimlich und unversteuert! Dies ist nicht meine
Schätzung, sondern ein Sprecher des Finanzministeriums hat diesen Betrag ver-
lautbaren lassen. Ein Vertreter der Arbeitgeber, der „Ziege“, hat sich zu Wort ge-
meldet, diesmal Herr Jürgen Thumann. Er kündigte eine Ausgrenzung der krimi-
nellen Wirtschaftsführer an: „Wer gegen die Spielregeln verstößt, stellt sich ge-
gen die Wirtschaft!“

„Lassen Sie uns gemeinsam klarmachen, wer in Deutschland Wohlstand
und Wachstum erwirtschaftet: die vielen ausgezeichneten Unternehmen mit ih-
ren hochqualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.“ Mit diesem Zitat stand
Herr Thumann am Jahresanfang im „Weser-Kurier“. Herr Thumann, als kriminell
gelten nur Verurteilte! Steuerstrafverfahren werden meistens ohne Urteil beendet.
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Wenn Sie Ihre Meinung umsetzen wollen, warum fangen Sie nicht einfach mit den
bekannten Fällen an? Als da wären:

Siemens-Vorstand und -Aufsichtsrat, bei denen trotz Schmiergeldern und
„Schwarzen Kassen“ kein Verfahren wegen Steuerhinterziehung eingeleitet,
sondern nur eine „Ordnungswidrigkeit“ festgestellt wird;
Unternehmen, die wegen Preisabsprachen von den Kartellbehörden belangt
wurden;
Unternehmen, die Abgeordnete oder anderes politisches Personal mit Geld
bei Laune halten, denn auch Bestechung von Abgeordneten ist in Deutsch-
land erlaubt;
Unternehmen, die Fördergelder nach dem Wegfall der Voraussetzungen nicht
umgehend zurückzahlen, zum Beispiel Nokia;
Unternehmensvorstände, die sich selbst hohe Prämien oder Gehaltserhö-
hungen bewilligen, zum Beispiel der Vorstand der Deutschen Bahn um über
300 Prozent;
Unternehmensvorstände, die ihre Sondervergütungen behalten, obwohl die
Geschäftsgrundlage entfallen ist, zum Beispiel durch Wertverlust der Prämi-
enbringer wie gerade jetzt bei KfW, IKB und allen Landesbanken.

Herr Thumann, dies alles ist nach meinem Empfinden gegen die Spielregeln!
Hinter jeder dieser Entscheidungen steht mindestens ein Kopf. Diese ungesetzli-
chen Entscheidungen treiben sowohl die aktuellen Vergütungen wie auch die Ab-
lösebedingungen bei einer Vertragsbeendigung nach oben. Betrug macht frei von
Skrupeln: Geld schützt die im Unternehmen Hinterbliebenen!

Am besten, Herr Thumann, Sie fangen in Ihrem „Arbeitgeberverband“ an! In
diesen Verbänden wird auch bekannt, was der Öffentlichkeit verborgen bleiben
wird: die Lösung der Steuerhinterziehung durch Selbstanzeige. Damit ist keine
Durchsuchung und kein Haftbefehl mehr nötig. Darum Montagsdemo, Kopf zei-
gen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. Der Ruf nach erhöhten Strafen ist eine Farce! Herr Zumwinkel ist weiter frei. Ei-
ne Million Euro hat er als Sicherheit hinterlegt. Sein geschätztes „Stiftungsvermö-
gen“ in Liechtenstein beträgt über zehn Millionen Euro. Kürzlich, in Zusammen-
hang mit dem Mindestlohn, hatte Herr Zumwinkel einen außerordentlichen Ertrag
von einigen Millionen Euro: Er hat sein Wissen ausgenutzt, dass der Kurs steigen
würde, und von seinen Aktien verkauft. Herr Zumwinkel musste sich aber hinterher
für sein Verhalten entschuldigen, wird von manchen Journalisten hervorgehoben.

Fazit: Für einmal entschuldigen kann Herr Zumwinkel sich noch mehrfach frei-
kaufen! So wird jeder Ruf nach Strafverschärfung zur Farce. Nur eines möchte
ich trotzdem gewahrt wissen: die Aufrechterhaltung der Unschuldsvermutung –
auch für Herrn Zumwinkel und die anderen. Die 40-prozentige Gewinnexplosi-
on des Geschäftsjahres 2006/2007 kam ohne diese schwarzen Gelder zustan-
de! Registriert wurde der steuerpflichtige Gewinn bei den Unternehmern. Darum
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Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft posi-
tiv gestalten!

4. Das politische Personal ist ebenfalls schuldig, denn Nichtstun macht mitschul-
dig! Die Schätzung, dass der Gesamtumfang der Steuerhinterziehung 30 Milli-
arden Euro beträgt, ist seit langem in Finanzkreisen gefestigt. Obenauf kommen
die Möglichkeiten der Steuerschlupflöcher durch das unveränderte Verfahren der
Umsatzsteuererstattung – obwohl unbestritten ist, dass hier Milliarden an Steuer-
mitteln verloren gehen. Die vorliegenden Lösungsvorschläge der Betriebsprüfer
werden ignoriert!

Die „Heuschrecken“ sind längst angekommen: Die Veräußerungserlöse von
Zwangsversteigerungen durch „Heuschrecken“ führen nicht zu einer Steuerschuld
in Deutschland, obwohl das Grundstück in Deutschland liegt und die Zwangsver-
steigerung in einem deutschen Gerichtsgebäude stattfindet. Die „Heuschrecken“
haben „ausgegründet“ und bleiben steuerfrei. Wird so der Fiskus betrogen? In
großem Stil gehen jedenfalls dem Fiskus Gelder verloren!

„Heuschrecken“, das hört sich so fern, so exotisch an – doch die „Heu-
schrecke“, an die ich denke, ist eine Tochter der Deutschen Bank AG; ob direkt
oder über die Immobilienbank der Deutschen Bank AG in New York, ist mir aller-
dings nicht bekannt. Über all diese Punkte gibt es weitere Informationen bei den
vorherigen Bremer Montagsdemos. Wie Selbstanzeigen hoffentlich nicht ausge-
hen sollen, haben wir ebenfalls festgehalten: bei der Betrachtung, was im Fall
Flick geschehen ist. Den Flick hatte Herr Thumann vergessen – oder schon vor
langer Zeit ausgeschlossen?

Bremen bildet inzwischen wieder Betriebsprüfer aus. Wird die Hansestadt
auch die Prüfungsrate bei den vielen Millionären und den etwas weniger vorhan-
denen Milliardären in Bremen erhöhen? Der Zoll an der Grenze zur Schweiz hatte
2004 sehr interessante Unterlagen beschlagnahmt. Sie sind kostenlos zu haben.
Ich hoffe, dass die Bearbeitung nunmehr in Gang kommt. Die Oberfinanzdirekti-
on Karlsruhe hatte diese Beschlagnahme untersagt!

Noch eins an das jetzt so „überraschte“ politische Personal: Es ist bei Firmen-
ansiedlungen durchaus üblich, auf die „schwache Besetzung“ der Betriebsprü-
fungsstelle hinzuweisen und nach Begründungen für einen steuerlichen Nach-
teilsausgleich zu suchen. Beispiele: „Dieser Baugrund ist schlechter, der Mehrauf-
wand kann von der Gewerbesteuer abgezogen werden“, „das Baugebiet liegt so
unglücklich, da müssen wir Ihnen eine Brücke spendieren“, „die Räumung des Ge-
ländes erfolgt durch die Gemeinde, Sie kaufen das bauvorbereitete Grundstück“.

Dabei wird über Steuern und andere Rahmenbedingungen verhandelt, als
ob es keine Gesetze gäbe. Die Unternehmen erfahren spätestens jetzt die Bieg-
samkeit der Rahmenbedingungen. Diese Verhandlungen werden vom politischem
Personal geführt und gestaltet! Woher kommt jetzt diese Überraschung? Beuge-
haft, um eine Aussage über die Herkunft von Geld in Koffern zu erfahren, wäre bei
Helmut Kohl angebracht gewesen! Oder war versteuertes Geld in diesen Koffern?
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Dann wäre die Nennung der Erleichterten kein Problem. Darum Montagsdemo,
Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

5. An den Pressesprecher des Bundesfinanzministers habe ich folgende Mail ge-
schickt: Sehr geehrter Herr Albig! Ich möchte Sie auf folgende Begebenheit auf-
merksam machen: Der Zoll an der Grenze zur Schweiz hat 2004 sehr interessante
Unterlagen beschlagnahmt, die hoffentlich noch vorhanden sind. Die Oberfinanz-
direktion Karlsruhe hat jedoch die Beschlagnahme und Verwertung untersagt .

Es gibt Leute, die zu viel Geld haben und das, was überflüssig ist, in der
Schweiz einlagern, insgesamt etwa 150 bis 200 Milliarden Euro. Bei den Grenz-
kontrollen wurden von den Deutschen Zöllnern im Jahr 2004 Kontoauszüge von
Schweizer Banken oder Nachweise anderer Art über circa 1,5 Milliarden Euro ge-
funden und als Kontrollmitteilung an die entsprechenden deutschen Finanzämter
gemeldet. Somit war der Zoll sehr erfolgreich!

Doch per Anweisung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe ist jetzt wie folgt zu
verfahren: Die Kontrollen dienen dem Aufspüren von Geldwäschern, alle anderen
Erkenntnisse sind zu ignorieren, auch wenn diese steuerrechtlich relevant sein
könnten! Die Zöllner sind frustriert, von Finanzminister Eichel war keine Stellung-
nahme zu erhalten. Kein befragtes Mitglied des Bundestages kannte diese An-
ordnung. Auch für leere Kassen gibt es mehrere Gründe!

Über diese Zöllner und die Verwicklungen wurde zwei Mal im Fernsehen
berichtet. Ich hoffe, Sie können die Angelegenheit klären und Steuerprüfungen
einleiten! Ich würde die Fortsetzung dieser Geschichte gerne erfahren und erbit-
te daher Ihre Antwort für die Montagsdemo, denn ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

6. Auch jetzt geht es weiter mit Geld, hohen Beitragszahlungen und einem Ver-
schiebebahnhof mit löchrigen Gleisen: die Umleitung der Krankenkassenbeiträ-
ge durch den Gesundheitsfonds . Die Missstände wurden nicht beseitigt, alle Be-
denken haben sich im Laufe der Monate verfestigt. Frau Merkel hat beschlos-
sen: Es bleibt, wie es ist – der Gesundheitsfonds wird so umgesetzt! Die AOK hat
bereits die Planung kritisch mitbegleitet, immer die Finger in die Wunden gelegt
und die Ungereimtheiten öffentlich gemacht. Viele Nachbesserungen sind auf die
„Kärrnerarbeit“ der AOKs zurückzuführen. Die AOK hat sich auch vom Beamten-
pensionsgesetz nicht kleinkriegen lassen!

Auch der jetzige Torso Gesundheitsfonds kostet den Beitragszahler viel Geld.
Trotzdem wird die Änderung nunmehr eingeführt, so der „Weser-Kurier“ vom 14.
Februar 2008. Die Krankenkassen erhalten für jeden über ALG II Versicherten
circa 50 Euro mehr Beitrag pro Monat, dann also etwa 165 Euro, und dies bei
ungefähr drei Millionen Betroffenen, denn die AOK hat einen hohen Anteil an
Versicherten unter den ALG-II-Empfängern. Die Krankenkassen erhalten durch
diese Regelung somit 150 Millionen Euro monatliche Mehreinnahmen.
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Dies ist jedoch Geld, dass ihnen über die Begleitgesetze zum ALG II ge-
nommen wurde! Damit wird auch ersichtlich, wie viel Geld der Rentenversicherung
vorenthalten wird! Über den Gesundheitsfonds stehen weitere Infos bei den vor-
herigen Bremer Montagsdemos. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht
einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

7. Es geht weiter mit Geld! Das Elterngeld hat nur Vorteile, wenn wir der Wer-
bekampagne von Frau von der Leyen glauben. Eine Ausnahme war aber bereits
im Gesetzentwurf fest eingeplant: Auf Seite 5 steht der Finanzierungsplan für das
Elterngeld. Daraus sind auch die Unterschiede zum Erziehungsgeld erkennbar:
Bei den ALG-II-Betroffenen werden 50 Millionen Euro pro Jahr eingespart! Klarer
kann eine Aussage über die Umverteilung nicht sein!

Hier noch ein kleiner Baustein im großen Mosaik: Die Bundespolizei, je-
ne Behörde mit den neuen Aufgabenstellungen, erhält laut „Weser-Kurier“ vom
7. Februar 2008 automatisch die Daten aller Schiffspassagiere, die einen deut-
schen Hafen ansteuern; somit die Daten von 29 Millionen Menschen jährlich.
Dies ist ein weiterer Schritt auf dem von der EU vorgegebenem Weg zum totalen
Überwachungsstaat ! Außerdem steht EU für Hartz IV, geschönte Statistiken und
Vorratsdatenspeicherung. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

8. Armut macht krank: Das Bremer Gesundheitsamt warnt vor „Hartz-IV-Schim-
mel “! Sehr geehrter Herr Hinrichs, in Ihrem Beitrag „Armut macht die Wohnung
kalt“ im „Weser-Kurier“ vom 18. Februar 2008 gehen Sie von der „Verwaltungs-
anweisung Wohnen“ der Freien Hansestadt Bremen aus. Diese schreibt eine
Heizkostenpauschale vor, doch eine Verwaltungsanweisung ist keine Rechts-
grundlage, wie vom Verwaltungs- (Az. S3 V 755/06 vom 26. April 2006) und Ober-
verwaltungsgericht Bremen (Az. S1 B 182/05 vom 19. Juni 2006) festgestellt wur-
de. Demnach sind die Heizkosten von der Bagis oder Arge in voller Höhe zu
übernehmen, es sei denn, sie kann „unwirtschaftliches Heizen“ der Betroffenen
nachweisen.

Damit sind die Pauschalsätze für Heizkosten eigentlich bedeutungslos. Die-
se Urteile wurden vom DGB erstritten. Schon die Daten zeigen, dass die Verwal-
tungsanweisung (gültig ab 1. November 2007) erst nach diesen Gerichtsentschei-
dungen erlassen wurde. Frau Rosenkötter, die Senatorin für Soziales, respektiert
diese Urteile nicht, und die Bagis setzt die Heizkostenpauschalen durch! Wer hö-
here Heizkosten hat und diese erstattet bekommen möchte, muss einen Antrag
stellen, Widerspruch einlegen und notfalls die Hilfe des Gerichts in Anspruch neh-
men. Weil dies nicht ganz so einfach ist, wie es sich liest, gehen wir auch mit zu
den Ämtern! Die Übernahme von Energieschulden ist ein Thema für sich. Darum
Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft posi-
tiv gestalten!
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9. Der Armutsbericht 2007 für Bremen liegt vor. Er trägt den Untertitel: „Die so-
ziale Spaltung der Stadt“. Eigentlich bedarf es keines Berichts mehr: Alle Fakten
liegen seit Jahren auf dem Tisch. Es sind wiederum die Zusammenhänge zwi-
schen Arbeitslosengeld-II-Bezug und Schulbesuch, zwischen ALG-II-Bezug und
Lebenserwartung und so weiter herauszulesen. Auch die Dynamik der Entwick-
lung wurde aufgezeigt. Wie in den Vorjahren wurde besonders die Lage der be-
troffenen Kinder herausgefiltert – und alles aufgrund der ALG-II-Daten!

Veränderungen zum nächsten Armutsbericht sind von der Politik eingeplant.
Bereits jetzt werden die Kinder von Studierenden nicht mehr mitgezählt, weil es
für diese Kinder Leistungen außerhalb des SGB II gibt. Es ist geplant, den Kin-
derzuschlag zu erhöhen. Damit hat sich die Armut eventuell ein wenig verringert,
aber vor allem die Zahl der Kinder in ALG II wird spürbar zurückgehen. Die nächs-
te Statistik soll damit ihrer Aussagekraft beraubt werden. Diese Zahlen hat Paul
Schröder aufbereitet. Er wird auch die Änderungen einfangen. Er lässt sich nicht
austricksen!

Dieser Armutsbericht hat die Zuhörer an das Wahlversprechen erinnert. Die
BSAG jetzt ebenfalls: Das Sozialticket ist überfällig. Der Bericht zeigt: Die höchste
Dichte an ALG-II-Betroffenen gibt es in den Randbezirken, in Tenever, Lüssum
oder Huchting (Seiten 90 und 91)! Wie sollen diese Menschen ohne Fahrkarte
in die Innenstadt gelangen, oder sollen sie draußen bleiben und so wenig wie
möglich außerhalb ihrer Quartiere sichtbar werden?

Bernd Strüßmann hat die Wechselwirkungen der Armut gut herausgearbeitet.
Diese Broschüre ist für jeden lesenswert, der sich mit der aktuellen Entwicklung
der Gesellschaft beschäftigt. Wer keine Menschen mit Existenznot kennt, weiß
weniger über die Problematik des prekären Lebens. Wegschieben, verdrängen,
separieren ist keine Lösung: Die Quittung kommt später, aber heftiger! Darum
Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Am 23. Februar 2008 wollen wir in Bremen ein Treffen der nord -
deutschen Montagsdemos durchführen und dabei unseren Mit-
streitern von Göttingen bis Wilhelmshaven und Hamburg etwas

von unserer Stadt zeigen, gemeinsam „Kohl und Pinkel“ essen und
einen intensiven Erfahrungsaustausch abhalten. Treffpunkt ist um

11:45 Uhr am Hauptbahnhof beim „Weg-mit-Hartz-IV“-Transparent.

Sittenwidrig: Fünf Euro Stundenlohn plus Verweis auf Arge („Tageszeitung“)

Sklaverei: Rumänische Nokianer sollen 70 Stunden
pro Woche schuften („Spiegel-Online“)
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Lokführer-Tarifverhandlungen stehen erneut vor dem Scheitern: Bisheriger
Entwurf verstößt gegen Koalitionsfreiheit der Arbeitnehmer („Spiegel-Online“)

Zehntausende streiken für acht Prozent mehr Lohn: Und Berthold Huber
fällt ihnen in den Rücken („Rote Fahne News“)

Steueroasenrecht: Übergabe Liechtensteiner Bankdaten an den
Bundesnachrichtendienst ist eine „schwere Straftat“, Hinterziehung

deutscher Steuern ein „Vergehen“ („Spiegel-Online“)

„Notdienstverpflichtung“: In Berlin verbietet erstmals eine deutsche Landesre-
gierung einen Warnstreik und kassiert vor Gericht eine Klatsche („Junge Welt“)

Bürgerschaftskandidaten besuchen
die Hamburger Montagsdemo

Nach über dreieinhalb Jahren war dies eine echte Premiere vor circa 80 länger
verweilenden Teilnehmern und circa 150 Passanten, die minutenlang lauschten
beziehungsweise sich am Offenen Mikrofon beteiligten. Von CDU, SPD, GAL und
„Die Linke“ nahmen auf Einladung der Montagskundgebung Hamburg Bürger-
schaftskandidaten unter anderem zu folgenden Fragen Stellung:

1. Wir wollen, dass Hartz IV ersatzlos gestrichen und die unbegrenzte Zahlung
des Arbeitslosengeldes wieder eingeführt wird. Wie stehen Sie dazu?

2. Wir unterstützen die Forderung nach einem Sozialticket und fordern, Schluss
zu machen mit der Umverteilung der wachsenden Steuereinnahmen in die
Taschen der Konzerne wie Airbus beziehungsweise für Projekte wie die Elb-
philharmonie und die U4. Wie stehen Sie dazu?

3. Wir fordern eine gesetzliche Verpflichtung der Unternehmer auf einen Min-
destlohn von 60 Prozent des Durchschnittslohnes, wie es die europäische
Sozialcharta auch vorsieht. Das sind heute zehn Euro pro Stunde brutto. Wie
stehen Sie dazu?

Schon vorweg: So richtig Positives konnte nicht mal Herr von Frankenberg (CDU)
den Hartz-Gesetzen abringen, obwohl er sie tapfer verteidigte. Auch Wolfgang
Rose (SPD), Landesbezirksvorsitzender von Verdi, machte geltend, dass er nicht
viel von ihnen hält, obwohl er zugeben musste, dass die SPD diese Gesetze ver-
abschiedet hat. Ähnlich nahm Martina Gregersen von der GAL Stellung. Sie be-
tonte, dass sie der „lange Atem der Montagskundgebung“ beeindrucke. Sie ver-
trat, dass man jetzt die Regelsätze anpassen müsse, weil „auch die Preise gestie-
gen sind“. Ihre Kritik am SPD-Vertreter war, dass die versprochenen Nachbes-
serungen nicht eingehalten würden. Von den wählbaren Kandidaten traten einzig
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Zaman Masudi und Wolfgang Joithe (beide „Die Linke“) klar für die Abschaffung
von Hartz IV ein.

In der anschließenden Runde des Offenen Mikrofon kamen dann die Mon-
tagsdemonstranten zu Wort. Eine Vertreterin des „Frauenverbands Courage“ aus
Hamburg machte deutlich, dass nicht „schöne Worte“, sondern Taten zählen:
„Hartz IV muss weg, gerade weil sich die Armut in den Familien immer weiter aus-
breitet. Immer mehr Frauen wissen nicht, wie sie ihre Familie ernähren sollen.“
Das ist ihre unmittelbare Erfahrung als Kindergärtnerin. Sie war sich sicher: „Das
Geld ist da und zwar bei den großen Konzernen!“

Diese Auffassung unterstützte ein Sprecher der Marxistisch-Leninistischen
Partei Deutschlands, die sich an der Bürgerschaftswahl nicht beteiligt. Er bekräf-
tigte die Auffassung, „dass wir nur Erfolg haben, wenn wir für unsere eigene Zu-
kunft selber kämpfen“. Seiner Meinung nach kann dies nur eine sozialistische Zu-
kunft sein. Mit einem schönen selbstgemachten Transparent („Um unsere Zukunft
kämpfen wir!“) meldeten sich die MLPD-Nachwuchsorganisationen „Rotfüchse“
und „Rebell“ zu Wort.

Dass Wirtschaftswachstum an sich für die einfachen Leute keine Zukunfts-
perspektive ist, betonte ein kämpferischer Eisenbahner: Wenn es einfach danach
ginge, hätte sich die Lage der Menschen gerade in den letzten Jahren deut-
lich verbessern müssen. Aber das Gegenteil ist der Fall, denn seit den siebziger
Jahren erleben die Arbeiter einen massiven Lohnverlust. Gerade der Kampf der
Lokführer hat gezeigt, dass man für offensive Forderungen erfolgreich kämpfen
kann, wenn man sich der Profitlogik nicht unterordnet.

Andere Montagsdemonstranten kritisierten, dass die Parlamentarier sich
selbst die Diäten erhöhen und für die Hartz IV-Betroffenen nur zynische „Er-
nährungsratschläge“ übrig haben, wie aktuell der Berliner Finanzsenator Thilo
Sarrazin.

Die Unterstützung der Forderung nach einem Mindestlohn durch Wolfgang
Rose (SPD) war den Montagsdemonstranten sicher recht. Aber warum blieb er
dann in der Höhe so unkonkret? Sorgen machten sich Montagsdemonstranten
auch, wohin sich die Gesellschaft noch entwickeln soll, wenn sich die sozialen
Gegensätze weiter verschärfen. Ängste vor einem Dritten Weltkrieg oder einem
Bürgerkrieg wurden angesprochen.

Dass Wirtschaftswachstum und -förderung gerade auf Kosten der Arbeiter
durchgesetzt werden, zeigt sich deutlich am Beispiel des Airbus-Sanierungs-
programms „Power 8“, durch das in Hamburg sogleich eine große Zahl von Leih-
arbeitern ihren Job verloren haben. Das bekräftigte auch Zaman Masudi („Die
Linke“), die auch die drastischen Folgen für die natürlichen Lebensgrundlagen
durch die Landebahnerweiterung und das Zuschütten des Mühlenberger Lochs
kritisierte.

Insgesamt konnten sich alle ein lebendiges Bild von der durch die Bürger-
schaftskandidaten vertretenen Politik machen. Die Montagsdemonstranten be-
eindruckten als kompetente „neue Politiker“ und Experten in einem breiten Spek-
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trum politischer, nicht nur sozialer Fragen. Sie nahmen sich auch die Freiheit,
über den Tellerrand des Parlaments hinauszudenken – im Sinne einer echten ge-
sellschaftsverändernden Alternative: für eine Gesellschaft ohne Ausbeutung und
Unterdrückung, mit Elementen der direkten Demokratie, wie sie mit dem Offenen
Mikrofon und den Abstimmungen auf der Straße eingeübt werden.

Sogar Herr von Frankenberg (CDU) kam nicht umhin, sich für den solidari-
schen Umgang miteinander zu bedanken: „Obwohl ich weiß, dass hier viele an-
derer Meinung sind, hat man mich aussprechen lassen und nicht niedergepfiffen.
Das Offene Mikrofon ist sicher eine bedeutende demokratische Einrichtung“, zog
er zum Schluss sein Fazit. Darum forderte ihn der Moderator der Montagskund-
gebung auch auf, sich im Senat für die Beseitigung der Beschränkungen durch
die Versammlungsbehörde einzusetzen.

Zuschrift von Jörn Bader (Montagsdemo Hamburg)

Der olle Beust leistet der Steuerhinterziehung Vorschub: Unter seiner Regent-
schaft wurde die Zahl der Steuerfahnder in Hamburg reduziert („Die Welt“)

Steuerflucht und Uranbomben
Neuerdings ist aus den Prachtvillen der privilegier-
ten Wohngegenden ein seltsames Geräusch zu ver-
nehmen: Das Angstschlottern der Milliardäre vor
der Steuerfahndung! Der Staat würde jetzt „hart
durchgreifen“, tönt es landauf, landab aus SPD-
Zentralen und aus den Medien. So wie bei den
Hartz-IV-Betroffenen? Oder wird nun endlich mittels
„bundesweiter Zasterfahndung“ den wahren Sozi-
alschmarotzern „die Hölle heiß gemacht“? Das wä-
re übrigens ein durchaus adäquater Verbannungs-
ort als Strafe für diese Herrschaften! Gut vorgewarnt

können sie aber leider in aller Ruhe abwarten, bis sich der Sturm gelegt hat,
wohl wissend, dass den Fahndern dank ihrer Steuerflucht erstens Geld und
Personal und zweitens auf Dauer der Mut fehlen wird. Ist das Ganze nur eine
wohlinszenierte Show, um von ganz anderen Dingen abzulenken? Von neuen
Verschärfungen bei Hartz IV beispielsweise, wofür die „Blöd“-Zeitung gerade mit
übelster Stimmungsmache den Boden bereitet hat, oder ganz allgemein für einen
viel weitergehenden Schlag gegen die demokratischen Grundrechte?

Mit dem Stichwort Hartz IV wären wir bei den Untaten der Schröder-Re-
gierung. Diese hatte zwar 2002 aus wahltaktischen Gründen ihre Teilnahme am
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Irak-Krieg lautstark „verweigert“, in Wahrheit jedoch heimlich 60 bis 70 Bundes-
wehrsoldaten an der Seite von US-Einheiten an Kriegshandlungen mit Uranwaf
feneinsatz teilnehmen lassen. Um den Unmut der US-Regierung zu beschwichti-
gen und gleichzeitig hier die Öffentlichkeit zu täuschen, wurden die Soldaten vor-
übergehend bei der Bundeswehr ausgemustert mit der angeblichen Zusage, sie
nach dem Einsatz wieder „einzumustern“. Wie der Journalist Christoph Hörstel in
der Züricher Wochenzeitung „Zeit-Fragen“ berichtet, wurde ein ganzer Infanterie-
Zug auf diese Weise als Kanonenfutter der USA im Irak verstrahlt. Nach Aussa-
gen eines erkrankten Unteroffiziers starb die Hälfte der Soldaten nach dem Ein-
satz an Krebs. Hörstel schreibt weiter, dass es neben dem Vorwurf des politischen
Falschspiels einen womöglich noch schwerer wiegenden Gesichtspunkt gebe. Es
sei nämlich kaum anzunehmen, dass die Führungsspitzen der beiden Armeen
nicht gewusst hätten, welcher Art der Einsatz der „Leihsoldaten“ sein sollte. Mit
Sicherheit war er geeignet, so Hörstel, US-Truppenteile von derart verlustreichen
militärischen Operationen zu entlasten. Dem Risiko der tödlichen Verstrahlung sei
sich damals auch die Bundesregierung bewusst gewesen.

In Afghanistan sind nach Schätzungen von Professor Albert Stahel, Dozent
für Strategische Studien an der Uni Zürich, die Hälfte aller eingesetzten US-
Bomben Uranbomben – was das Pentagon bestreitet. Die Bundeswehr leistet hier
im wahrsten Sinne des Wortes Schützenhilfe durch den Einsatz ihrer Tornado-
Aufklärer. Die betroffenen Menschen leiden extrem unter den bekannten Folge-
wirkungen. Schwer geschädigte Kinder sterben in den Krankenhäusern nur we-
nige Tage nach der Geburt unter furchtbaren Schmerzen. Wer dies in Afghanis-
tan an die Öffentlichkeit bringt, muss nach Aussagen von Doktor Miraki, Leiter
des „Women-Hospital“ in Kabul um sein Leben fürchten. Repressalien verschie-
denster Art seien an der Tagesordnung. Daher trauten sich Eltern nicht, ihren und
ihrer Kinder Namen zu nennen, Ärzte wollen sich nicht an Untersuchungen be-
teiligen, und Klinikleitungen wollen die Untersuchungen nicht anordnen. Hörstel
stellte fest, dass dies auch ein von Deutschen geführtes und finanziertes Kabuler
Krankenhaus bestätigt.

Der Einsatz von Uranwaffen ist ein eklatanter Bruch von Menschen- und Völ-
kerrecht! Die Bundesrepublik macht sich durch ihre Beteiligung mitschuldig an
diesem beispiellosen Verbrechen. Daher die dringende Forderung an den Bun-
destag, einer Verlängerung des Isaf- und Tornadoeinsatzes nicht zuzustimmen,
weil dies weitere Uranwaffenverwendung zwangsläufig unterstützt. Die Friedens-
bewegung wird auch diese Art der Kriegsführung zum Thema machen und auf ei-
ne internationale Ächtung von Uranwaffen und Splitterbomben dringen. Darüber
hinaus bleibt der vollständige Rückzug der Bundeswehr aus Afghanistan auf der
Tagesordnung!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Alle sechs Monate: Nazi-Anschlag auf Bremer Infoladen („Tageszeitung“)
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Weg mit der Kürzung bei Frauen-
Projekten durch den Bremer Senat!

Letzte Woche war im „Weser-Kurier“ zu lesen, dass der Bremer Senat massive
Kürzungen bei Frauen-Projekten vornehmen will. Betroffen sind so wichtige Ein-
richtungen wie die Beratungsstelle zum Ausstieg aus der Prostitution, der Not-
ruf für vergewaltigte Frauen und Mädchen, das Krebsregister, die Mütterzentren
in Tenever, Vahr, Blockdiek und Huchting und das Mädchenhaus in Bremen. Die
Kürzungen sind so massiv – sie gehen teilweise bis zu 50 Prozent der Mittel –,
dass die weitere Existenz dieser Frauen-Projekte bedroht ist.

Es sind sowieso die Frauen, die in dieser Gesell-
schaft besonders benachteiligt werden. Das Grund-
gesetz sichert ihnen zwar Gleichberechtigung zu, in
Wirklichkeit gibt es sie aber nur auf dem Papier: Frau-
en bekommen für denselben Job 30 Prozent weniger
Lohn als Männer, viele Frauen stecken in einer täg-
lichen Zerreißprobe durch die Doppelbelastung von
Beruf und Familie. Und durch die Umverteilungspoli-
tik von unten nach oben werden immer mehr soziale
Aufgaben auf die Familien abgewälzt, die vor allem
von den Frauen getragen werden müssen. Wie ein
Hamster im Rad kümmern sie sich um Kindererzie-
hung, häusliche Altenpflege und die Last der Haus-
arbeit – oftmals mit Mini-Jobs oder Mini-Rente.

Diese Zustände müssen sich ändern – dafür sollten wir gemeinsam kämp-
fen! Ich schlage vor, dass bei einer der nächsten Montagsdemos die Situation
der Frauen und der Kampf um echte Gleichberechtigung und Befreiung zum The-
ma gemacht wird. Wir könnten zum Beispiel den Internationalen Frauentag am
8.März dazu nutzen. Außerdem sollten wir eine Erklärung der Bremer Montags-
demo herausgeben, in denen wir die Kürzungspläne des Senats ablehnen und
die Proteste der betroffenen Frauen-Projekte unterstützen. Und ich möchte euch
über die Weltfrauenkonferenz informieren, die von Basisfrauen für 2011 in Vene-
zuela vorbereitet wird. Wer sich dafür interessiert, kann im Internet mehr über die-
ses begeisternde Experiment erfahren.

Harald Braun

Mit „Deutschem Gruß“: Delmenhorster Musiklehrer lässt
Zehntklässler Hitler-Hymne einüben („Tageszeitung“)
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Fünfter Anschlag in Folge: Jugendbildungsstätte, die Seminare zum Thema
Rechtsextremismus durchführt, mit Steinen beworfen („Tageszeitung“)

Schere zwischen Arm und Reich
geht immer weiter auseinander

Die Zahlen der Menschen und Familien, die sich bei der „Tafel“ und bei Suppen-
küchen ihre Lebensmittel und Nahrung holen müssen, wird immer größer. Allein
im letzten Jahr ist die Zahl der Nutzer der „Tafeln“ um 300.000 auf über eine Million
gestiegen. An manchen Tagen stehen nicht genügend gespendete Lebensmittel
zur Verfügung.

Immer mehr Menschen können vom Ertrag ihrer Niedriglohn-Arbeit nicht le-
ben und sind auf Sozialunterstützung angewiesen. Die Arbeitsgemeinschaften – in
Bremen Bagis genannt – wenden immer öfter und schärfer ihre Drangsalierungen
und Kürzungen an, um die stark ansteigenden Kosten zu drücken. Die Politik
stempelt jeden Hartz-IV-Empfänger grundsätzlich zum Alkoholiker ab. Diese Be-
schimpfung ist nichts anderes als üble Volksverhetzung!

Auf der anderen Seite wird die Zahl de-
rer, die sich wie Post-Manager Zumwinkel ver-
halten, „um den Hals noch voller zu bekom-
men“, ebenfalls immer größer. Legale und ille-
gale Wege, Steuern zu umgehen und zu hin-
terziehen, werden millionenfach beschritten.
Ganze Staaten – wie die Schweiz und Liech-
tenstein – und Dienstleistungsbereiche sor-
gen dafür, dass das geräuschlos passiert. Die
Steuerämter werden gerade da immer mehr
ausgedünnt, wo eine Kontrolle am sinnvollsten
und leichtesten wäre. So kommen immer mehr
Gutverdienende in die Versuchung, „auch ih-
ren Teil zu sichern“.

Die Politik sogt sich, die „Grundlagen der sozialen Marktwirtschaft“ gerie-
ten „in Gefahr“, und zeigt sich empört über das „Fehlverhalten“ solcher „Vorbild“-
Gestalten. Die Medien wollen uns immer noch eine fast heile Welt vorgaukeln,
aber der Loslösungsprozess von diesem kapitalistischen System wird bis in die
Köpfe der sogenannten Mittelschicht immer größer. „Bei dem Ganzen wird einem
immer unwohler“, hörte ich einen ehrlichen Menschen sagen. Aber Wahlen wie
am kommenden Sonntag in Hamburg, das weiß jede(r), entscheiden nicht wirk-
lich, wie es weitergeht.
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Die arbeitenden Menschen, die gewerkschaftlich aktiv sind, werden die Tarif-
runde in der Stahlbranche oder im öffentlichen Dienst schon nutzen, um ihre
Forderungen richtig anzubringen. „Nicht lange zappeln“, haben die Kollegen der
BVG in Berlin gesagt und zwei Tage gestreikt. Der Berliner Senat aus SPD und
PDS war geplättet. Die Sympathie und Solidarität der Bevölkerung waren groß:
Spontan haben die Autofahrer an den Haltestellen Wartende aufgenommen und
mitgenommen.

Herr Schäuble und die „öffentlichen Arbeitgeber“ sind entrüstet, dass Verdi
gleich so „loslegt“: „Fünf Prozent sind doch ein tolles Angebot, und ein Stündchen
länger arbeiten in der Woche, das ist doch halb so schlimm!“ Das Arbeitgeberan-
gebot ist nichts als eine Mogelpackung: Über den ganzen Zeitraum mit allen Stu-
fungen von „Erhöhung“ und Arbeitszeitverlängerung kämen in einer bestimmten
Gehaltsgruppe bei einem Stundenlohn von 11,77 Euro gerade mal zwei Cent Er-
höhung heraus. Herr Schäuble und seine Parlamentskollegen, die sowieso in ei-
ner viel höheren Gehaltskategorie sind, haben sich ohne große Diskussion mal
eben 9,4 Prozent Diätenerhöhung gegönnt!

Der Kampf der Werktätigen ist für die ganze Gesellschaft da. Unterstützen
wir diesen Kampf, wo wir nur können! Ob Rentner oder Arbeitsloser, alle werden
mitgerissen, und sie alle können Teil eines neuen Aufschwungs der Kämpfe in
großem Umfang werden. Mal sehen, wohin die Reise geht!

Jobst Roselius

Schluss mit dem Reibach mit Ein-Euro-Jobbern: Bremer Senat
kürzt Trägerpauschale um 40 Prozent („Tageszeitung“)

Professor Unsinn zu „Blöd“
Es nützt uns nichts, die „Bild“-Zeitung zu zerreißen.
Es stellt sich die Frage: Wie können wir verhindern,
dass die neoliberalen Lügen die breite Masse der
Menschen erreichen? Was für eine Strategie steckt
hinter dieser Verleumdungskampagne? Wer sind
ihre Drahtzieher?

Die „Bild“-Zeitung gehört zu einem Großkon-
zern, der das Ziel hat, den Gewinn zu maximieren.
Wie kann er dies am allerbesten erreichen? Es wird
durch die „Bild“-Zeitung eine Kampagne gestartet,
die arbeitslose Menschen diffamiert und in der Öf-

fentlichkeit bloßstellt, um gegen sie Stimmung zu machen – mit der Absicht, sie
trotz Armut zum Arbeiten zu zwingen. Wir sollten uns fragen: Wollen wir Arbeit um
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jeden Preis? Wie können wir das Leben so gestalten, dass die Arbeit sinnvoll ist,
ohne dass die Menschen dadurch zerstört werden und daran zugrunde gehen?

Im Buch „Medienmacht und Widerspruchserfahrung“ ist zu lesen: Wenn man
eine große Lüge erzählt und sie oft genug wiederholt, dann werden die Leute sie
am Ende glauben. Man kann die Lüge so lange behaupten, wie es dem Staat ge-
lingt, die Menschen von den politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konse-
quenzen der Lüge abzuschirmen. Deshalb ist es von lebenswichtiger Bedeutung
für den Staat, seine gesamte Macht für die Unterdrückung abweichender Meinun-
gen einzusetzen. Die Wahrheit ist der Todfeind der Lüge, und daher ist die Wahr-
heit der größte Feind des Staates.“ So dachte Joseph Goebbels, Propagandami-
nister der Nazis.

Die „Bild“-Zeitung und andere Medien, die den neoliberalen Ungeist verbrei-
ten, belügen und betrügen die breite Bevölkerungsmehrheit in dem Sinne, dass
eine kleine Minderheit von Reichen sich weiter bereichern kann. Der Staat vertritt
die Interessen der Reichen, gibt uns aber vor, unsere Interessen vertreten. Doch
er handelt im Gegenteil, indem er den Reichen gibt, in Form von Steuergeschen-
ken, und einseitig die Armen belastet!

Rosa Luxemburg spricht von der „Freiheit der Andersdenkenden“. Diese hat
ihre Grenze, wenn Zeitungen neoliberale Lügen verbreiten! Die Studentenbewe-
gung forderte 1968 die Enteignung des „Springer“-Verlages. Wir sind aufgerufen,
für diese berechtigte Forderung einzutreten und zu kämpfen! Die Beschäftigten
von „Springer“ sind aufgerufen, den Verlag zu übernehmen und eine Presse her-
auszugeben, die keine Lügen mehr verbreitet!

In der „Bild“-Zeitung vom 12. Februar 2008 ist unter anderem „die große Hartz-
IV-Diskussion“ zu lesen: „Arbeiten? Ich bin doch nicht blöd!“ Auf Seite 2 folgt „Die
große Job-Diskussion in Deutschland“: „Wozu Arbeiten? Hartz IV reicht doch!“
Experten fordern, Arbeitslose mehr zu fordern. Professor Unsinn zu „Blöd“: Der
Staat lässt nur 100 Euro eigenen Verdienst zu. Für jedem Euro, den man mehr
verdient, werden 80 Cent vom Hartz IV abgezogen. Wer 5 Euro pro Stunde net-
to verdienen will, braucht 25 Euro brutto, damit es sich lohnt, denn 20 Euro kas-
siert der Staat. Aber Jobs für 25 Euro gibt es kaum. Das ist der Hauptgrund für
die Arbeitslosigkeit!“

Auch Professor Thomas Sträubhaar, Chef des „Ieh, Weh-Weh, Ha!“-Instituts,
sieht Hartz IV als Bremse bei der Jobsuche: Der Abstand zwischen einem Leben
mit und ohne Job ist ganz offensichtlich zu gering! Seine Forderung lautet: Dass
die enorm hohen Belastungen durch die Lohnnebenkosten einen breiten Keil zwi-
schen Brutto und Netto treibe, müsse sich ändern, indem die beitragsfinanzier-
ten Sozialversicherungssysteme durch steuerfinanzierte Grundsicherungsmodel-
le ersetzt werden.

Der „Wirtschaftsweisen“-Chef fordert jetzt mehr Druck von den Arbeitsagentu-
ren. Professor Rühr-Up zu „Blöd“: „Im Gesetz steht, dass Hartz-IV-Empfänger je-
de zumutbare Arbeit annehmen müssen. Diesen Grundsatz in der Praxis durchzu-
setzen, ist die Aufgabe der Arbeitsvermittler. Zudem machen die Hinzuverdienst-
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Regelungen Minijobs im Vergleich zu einer regulären Beschäftigung viel zu
attraktiv!“

Die Ausgabe vom 13. Februar 2008 schlagzeilt auf Seite 1: „Job-Vermittler
klagen an: Zu viele Arbeitslose drücken sich vor der Arbeit!“ Alle, die sich in der
„Blöd“-Zeitung zu Wort melden, sind selbst nicht von den Hartz-Gesetzen direkt
betroffen, sondern sie haben geholfen, sie durchzusetzen. Sie profitieren indirekt
davon, denn setzt sich der Niedriglohnsektor durch, werden die Profite der Kon-
zerne gesteigert.

Im „Arbeitnehmerkammer“-Bericht „Armut in Bremen – hilfebedürftig trotz Ar-
beit“ ist zutreffend vermerkt: „Die Bundesregierung hat sich bei der Festlegung
des im SGB II geregelten Bedarfsniveaus nicht den Werten angeschlossen, die
von der EU für die von ihr ermittelte relative Armutsschwelle zugrunde gelegt
werden. Gemessen am EU-Standard ist das in Deutschland festgelegte Bedarfs-
niveau also bereits im Ausgangspunkt nicht armutsfest. Verlängert man diesen
Befund auf die Leistungsbemessung und Zuwendung, dann wird deutlich, dass
deutsche Leistungsbezieher(innen) nicht das sozio-ökonomische Existenzmini-
mum erreichen.“

Es ist eigenartig, dass in der öffentlichen Debatten selten die mickrigen Löh-
ne zum Thema gemacht werden. Stattdessen müssen sie immer öfter als Anlass
für Debatten über die „Angemessenheit“ der Höhe des staatlich fixierten Versor-
gungsniveaus herhalten. Die Antwort auf diese Frage kann nur darin bestehen,
dass die regierungsamtliche Politik sich bislang wenig am sinkenden Niveau ge-
sellschaftlicher Durchschnittslöhne und Gehälter sowie der einhergehenden Ver-
minderung der Konsumtionskraft der Arbeiternehmer(innen) gestört hat, sondern
an der Höhe der Kosten, die für die Deckung des Bedarfs der Hilfebedürftigen
zu veranschlagen sind. Insofern liegt der Schluss nahe: Das allgemeine Lamento
über den „Leistungsmissbrauch“ dient letztlich nur dazu, den Druck auf die Hilfe-
bedürftigen und mögliche Leistungskürzungen ideologisch vorzubereiten.

Die „Bild“-Zeitung verbreitet hier Lügen in Sinne all derer, die Niedriglöhne
wünschen, um ihre Profite zu mehren! Hartz-Gesetze und Agenda 2010 spiegeln
die Interessen der Reichen wider. Es stellt sich die Frage: Wenn es laut Aussa-
ge von „Bild“ den Menschen mit 347 Euro in Monat zu gut geht, wieso gibt es
dann materielle und Bildungsarmut in Deutschland? Für die Arbeitnehmer(innen)
bedeutet das kurzfristige Lohnsteigerungen: Sie zahlen keine Beiträge in die so-
zialen Sicherungssysteme. Doch was geschieht, wenn sie krank, berufsunfähig,
arbeitslos, alt werden? Dann stehen sie mittellos da. Sie können auf der Straße
verrecken!

Die Arbeitgeber müssen keine Beiträge mehr einzahlen, und ihre Profite stei-
gern sich auf Kosten der Beschäftigten. Die Arbeitgeber sind für das Alter in der
Regel abgesichert. Von ihnen wird vorgeschlagen, aus steuerlichen Mitteln eine
Grundsicherung zu bezahlen. Doch die Spitzenverdiener zahlen immer weniger
Steuern. Allein durch die Vermögensteuer, die seit 1995 nicht mehr erhoben wird,
fehlen Bremen im Jahr 100 Millionen Euro. Das dürfen Behinderte und arme Men-
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schen mit massiven Sozialabbau bezahlen, da die Kommunen und Länder immer
weniger Geld vom Bund erhalten!

Wer also profitiert von einer aus steuerlichen Mitteln finanzierten Grundsiche-
rung? Das sind die Arbeitgeber, die Reichen, die keine Beiträge mehr in die sozia-
len Absicherungssysteme entrichten müssen und immer weniger Steuern zahlen!
Die Reichen gehören dazu verpflichtet, in die Renten- und Krankenversicherung
einzuzahlen und Vermögensteuer für eine Bürgerversicherung zu entrichten, wie
es die SPD und der DGB im Bundeswahlkampf 2005 forderten. Nur will die SPD
heute nichts mehr davon wissen!

Unsere Aufgabe stellt sich darin: Welche Strategien können wir entwickeln,
um den Kampf für die Enteignung des „Springer“-Verlags und privater wie öffent-
licher Medien zu entwickeln und eine neoliberale Manipulation und Verbreitung
von Lügen im faschistischen Sinne zu verhindern? Um für eine solidarische Ge-
sellschaft zu kämpfen, in der Starke den Schwachen helfen und der Reichtum ge-
recht verteilt ist?

Die Erwerbsloseninitiativen fordern zehn Euro in der Stunde als Mindestlohn,
die Erhöhung des Regelsatzes auf 500 Euro in Monat und die Einführung der 30-
Stunden-Woche bei vollen Lohn- und Personalausgleich. Wer die Armut bekämp-
fen will, kämpft für diese Ziele! Für eine gerechte Verteilung des Reichtums!

Bettina Fenzel (parteilos)

Dummer, frecher, alter Mann: Beck’s notorische Nichtrasur („Spiegel-Online“)

Stigmatisierung: Ein-Euro-Jobs sind was
für Drogenabhängige und Haftentlassene („Tageszeitung“)

Nicht ganz sauber: Putzfirma zockt Staat ab („Spiegel-Online“)

Vom Sozialstaat zum Almosen-
und Suppenküchenstaat

1. In der vergangenen Woche trieben es Gazetten wie die „Blöd“-Zeitung mit der
Hetze gegen uns Erwerbslose mal wieder auf die Spitze. Ja, es stimmt, dass viele
Arbeitnehmer weniger Geld als Hartz-IV-Empfänger bekommen. Statt zu erken-
nen, wie groß der Bedarf an einem angemessenen, einheitlichen Mindestlohn ist,
um die sich ausbreitende Pest von Dumpinglöhnen endlich einzudämmen, wird
gegen uns gehetzt mit: „Da kann man ja gleich im Bett liegen bleiben!“ und: „Für
immer mehr Beschäftigte lohnt sich die Arbeit nicht mehr. Denn mit Hartz IV ste-
hen viele finanziell besser da als mit einem Vollzeitjob.“

131

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/71/reden71.htm#71-GDB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/71/reden71.htm#71-GDB
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-536870,00.html
http://www.taz.de/regional/nord/bremen/artikel/?dig=2008%2F02%2F21%2Fa0221&amp;src=UA&amp;cHash=4ad1e2b802
http://www.taz.de/regional/nord/bremen/artikel/?dig=2008%2F02%2F21%2Fa0225&amp;src=UA&amp;cHash=5eeda36e8d
http://www.spiegel.de/spiegel/0,1518,druck-536895,00.html
http://www.spiegel.de/spiegel/0,1518,druck-536895,00.html


Es wird behauptet, die Studie des „Instituts für Weltwirtschaft“ enthülle, dass
ein Paar mit drei Kindern einen Bruttoarbeitslohn von 2567,89 Euro bekommen
müsse, um netto genauso viel zu haben wie eine vergleichbare Hartz-IV-Familie.
Die Studie: „Insgesamt sind die benötigten Brutto-Einkommen gerade bei Haus-
halten mit Kindern so hoch, dass nur bei gut bezahlten Stellen ein Anreiz zur Ar-
beitsaufnahme besteht.“ Wer arbeite, sei ein „Idiot “. Vor allem für Geringqualifi-
zierte lohne es sich nicht, eine Stelle anzunehmen, weil unterm Strich bei Gering-
verdienern kaum oder gar nicht mehr Geld rauskomme.

Dabei würden die allermeisten von uns Erwerbslosen ja gerne wieder gegen
Entgelt arbeiten, wenn man uns nur ließe. Volksverhetzung als Volkssport! Eine
ge„bild“ete Gesellschaft zeigt Härte gegenüber den Schwachen, Armen, Kranken,
Behinderten und Alten. Wäre es nicht so traurig, könnten wir über die Klugschwät-
zer lachen, die nur so lange Faxen machen, wie sie die harte Realität der „sozia-
len Hängematte“ nie selbst erleben mussten. Das „Schaukeln“ darin ist längst zu
einem Drahtseilakt über einer Rasierklinge avanciert, mit links und rechts geifern-
den Mitbürgern, die uns nicht den Dreck unter dem Fingernagel gönnen möchten.

Heutzutage erschleichen sich vielmehr zahlreiche Unternehmer Sozialleistun-
gen, indem sie permanent die Löhne senken. Insofern ist die Kampagne der
„Blöd“-Zeitung beschämend und heuchlerisch zugleich. Gerade der „Springer“-
Verlag ist ein Beispiel für den Abbau von Arbeitnehmerrechten und Bezahlung
mit Hungerlöhnen. „Springer“ zeigt sich erneut als Sprachrohr von Kreisen, de-
nen auskömmlicher Lohn und Arbeitnehmerrechte ein Dorn im Auge sind. Statt
die skandalösen Niedriglöhne und die gleichzeitige Mitnahmementalität vieler Ar-
beitgeber anzuprangern, werden erneut Menschen vorgeführt, die kaum am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen können!

2. Es kommt noch schlimmer: Nach Erkenntnis-
sen des Rechnungshofs erhalten vier von zehn
ALG-II-Empfängern „zu hohe Leistungen “. Sie
liegen im Schnitt angeblich um 119 Euro über dem
Satz, der von der jeweiligen Grundsicherungsstel-
le als „angemessen“ festgelegt wird. Jetzt leben
diese Hartz-IV-Empfänger auch noch in zu großen
Wohnungen!

Der Bundesrechnungshof hat derlei „gravie-
rende Mängel“ bei der staatlichen Unterstützung
von Langzeitarbeitslosen gerügt. Die „Süddeut-

sche Zeitung“ berichtete am Freitag unter Berufung auf eine Untersuchung der
Bonner Behörde, dass die Zuschüsse für Miete und Heizkosten oft falsch oder
sogar rechtswidrig berechnet und ausgezahlt würden. Nach Angaben der CDU
verschwendet der Staat dadurch pro Jahr einen dreistelligen Millionenbetrag. Die
Behörden gehen nach Meinung des Rechnungshofes zu zögerlich gegen diese
vermeidbaren Ausgaben vor.
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Langzeitarbeitslose dürften insgesamt nur sechs Monate lang „unangemes-
sen hohe Kosten“ für die Wohnung oder Heizkosten geltend machen. Nach den
Worten des haushaltspolitischen Sprechers der Union, Steffen Kampeter, sei es
realistisch, einen hohen dreistelligen Millionenbetrag für die entstandenen Mehr-
kosten zu veranschlagen. Hartz IV sei zu einer großen, zum Teil rechtswidrigen
Ausweitung sozialer Leistungen geworden, sagte er der „Süddeutsche Zeitung“.
In vielen Kommunen werde eine stillschweigende „Ausbeutung des Sozialstaa-
tes“ betrieben. Das sei den 40 Millionen Arbeitnehmern, die mit ihren Steuergel-
dern dafür aufkämen, „nicht zuzumuten“.

Wenn aber die Mietobergrenzen derartig verantwortungslos unrealistisch zu
niedrig angesetzt werden, ist es fast unvermeidlich, sie nicht durch Konfrontation
mit der Realität zu „überschreiten“!

3. Die Bremer Suppenküchen haben bestimmt einen derartigen Zulauf, weil Hartz
IV so „üppig“ ausfällt, denn immer mehr Hilfsbedürftige in Bremen und Nieder-
sachsen nehmen deren Angebote in Anspruch! Nach Angaben der „Diakonie“ in
Hannover ist ihre Zahl allein seit vergangenem Dezember um etwa 30 Prozent ge-
stiegen. „Bislang waren es nur die Wohnungslosen, die zu uns gekommen sind“,
sagt „Diakonie“-Pastor Hans Martin Joost. Immer häufiger kämen allerdings auch
Arbeitslosengeld-II-Empfänger und Menschen mit Arbeit, deren Einkommen nicht
für ein warmes Essen ausreiche.

Diese Erfahrung haben auch die Verantwortlichen der Begegnungsstätte „Bre-
mer Treff“ gemacht. Ein Sprecher der Einrichtung sagte, es seien im Vergleich
zum vergangenen September etwa zehn bis zwanzig Prozent mehr „Gäste“ pro
Tag da. Aufgrund der zunehmenden Armut müsse davon ausgegangen werden,
dass die Zahl von mehr als 14.000 zubereiteten Essen pro Jahr schon bald nicht
mehr ausreicht. Die „Caritas“-Verbände in Bremen und Bremerhaven haben auf
diese Entwicklung bereits reagiert: In diesem Jahr wird die speziell für die Win-
termonate eingerichtete mobile Essensausgabe in Bremen etwa sechs Wochen
länger unterwegs sein als ursprünglich geplant.

Der Bereichsleiter der Wohnungshilfe der „Inneren Mission“ bestätigte diesen
Trend. Er sagte, die Schere zwischen Arm und Reich gehe immer weiter ausein-
ander. Vor allem ältere, alleinstehende Frauen griffen immer häufiger auf die so-
zialen Essensangebote zurück. Die unsoziale Politik der Großen Koalition und die
Hartz-Gesetze stehen für die Vertiefung der gesellschaftlichen Spaltung und die
Zerschlagung des Sozialstaats – hin zum Almosen- und Suppenküchenstaat.

4. In Bremen wird etwa 5.000 Niedrigverdienern von den Banken ein Girokonto
verweigert. Kein Konto zu haben erschwert das Leben ungemein. Teuer ist es
dazu. Leider ist die Selbstverpflichtung der Banken, allen ein Konto auf Gutha-
bensbasis zu gewähren, nicht mehr als heiße Luft. So müssen viele Hartz-IV-
Empfänger pro Überweisung an den Vermieter oder die Stadtwerke um die fünf
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Euro bezahlen, was einem Tagessatz gleichkommt, von dem sie eigentlich ihr täg-
liches Auskommen finden sollen.

Vielen „Klienten“ wird ein Guthabenkonto verweigert, weil sie einen negativen
Schufa-Eintrag haben. Das hat für die Betroffenen oft fatale Konsequenzen. Die
Banken sperren sich, weil angeblich die Konten von verschuldeten Menschen be-
sonders überwacht werden müssen: Es könne ja etwas gepfändet werden. Wel-
che Gründe auch immer angeführt werden, letztlich geht es um die Profitorien-
tierung der Banken: Mit Hartz-IV-Empfängern lässt sich kein Geld verdienen. Sie
nehmen keinen Kredit auf, und weil sie ihr Konto nicht überziehen dürfen, fallen
auch sonst keine Zinsen an. Man kann ihnen keine Spar- oder Bausparverträge
aufschwatzen. Arme sind als Kunden einfach unattraktiv!

Viele beschaffen sich statt eines Girokontos ein Sparbuch. Allerdings kann
ein solches auch unterhalb der Pfändungsgrenze gepfändet werden. Ansonsten
bleibt nur, alles in bar auf fremde Konten einzuzahlen – mit den entsprechenden
Gebühren, versteht sich.

5. Wird von uns vielleicht eher ein „sozialverträgliches Ableben“ erwartet, ganz
nach dem Vorbild eines Erwerbslosen aus Hannover? Seit Oktober 2007 hatte
der 58-Jährige kein Arbeitslosengeld mehr erhalten und sich daraufhin wohl zum
„freiwilligen Hungertod“ entschlossen.

Er fuhr mit seinem Rad in den Solling, wo er sich auf einem Hochsitz einen
Platz zum Sterben auserkoren hatte. Sein langsames Sterben hat er in einem
Tagebuch festgehalten. Das geht unter die Haut! Dies ist nun schon der zweite
offiziell festgehaltene Hungertod eines Hartz-IV-Empfängers – ich erinnere an den
des 20-Jährigen aus Speyer.

Einerseits sind die Sozialbehörden dazu verpflichtet, bei Notlagen unterstüt-
zend zu handeln, andererseits macht es die Sanktionspraxis der Asozialgesetz-
gebung möglich, dass Erwerbslosen bis zu 100 Prozent der Leistungen gekürzt
werden, Menschen also verhungern können. Ein Paradoxon! Durch die rigorose
Einsparpolitik der Agenda 2010 wurde der Sozialbereich radikal abgebaut, so-
dass viele Menschen inzwischen durch alle Raster der Hilfsangebote fallen.

6. Während Erwerbslosen jeder Quadratmeter und jeder Euro „zu viel“ missgönnt
wird und ihnen bei den Banken ein Guthabenkonto verwehrt bleibt, sieht das bei
Managern natürlich ganz anders aus! Trotz offensichtlichen Reichtums kann die
geifernde Gier gar nicht heiß genug sein, trotz ihres Einkommens vom Hundertfa-
chen eines normalen kriegen sie den Hals einfach nicht voll! Die Razzia bei Post-
chef Zumwinkel war erst der Anfang: In diesen Tagen gibt es in ganz Deutsch-
land weitere Untersuchungen. Hunderte Verdächtige – darunter weitere Promi-
nente – stehen im Mittelpunkt der Ermittlungen.

Die Kleinen hängt man! Was geschieht mit den Großen? Offenbar gibt es mas-
senhaft Unterlagen aus einer Bank in Liechtenstein, die darauf hinweisen, dass
möglicherweise mehrere Millionen Euro am deutschen Fiskus vorbeigeschleust

134

http://www.spiegel.de/panorama/0,1518,druck-534750,00.html
http://www.spiegel.de/panorama/0,1518,druck-534864,00.html
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/130/reden130.htm#130-EG
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/71/reden71.htm#71-GDB
http://www.stern.de/politik/deutschland/:Steuerskandal-Offenbar-Ex-Abgeordnete-Liste/612057.html?pr=1
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-537168,00.html


wurden. Der erste, bei dem Ermittler Haus und Büro filzten, war Klaus Zumwin-
kel. Er stehe im Verdacht, mittels Geldanlagen in liechtensteinischen „Stiftungen“
Steuern in einer Größenordnung von rund einer Million Euro hinterzogen zu ha-
ben, teilte die Staatsanwaltschaft Bochum mit. Gegen den 64-Jährigen wurde
Haftbefehl erlassen, aber gegen Kaution außer Vollzug gesetzt.

Berliner Regierungskreisen zufolge werde der Skandal – unabhängig vom Er-
gebnis der Ermittlungen – Zumwinkel wohl seinen Job kosten, berichtete die „Fi-
nancial Times Deutschland“ noch am Tage der Razzia. Auch aus Post-Kreisen
hieß es dem Bericht zufolge, sei Zumwinkels Ruf ruiniert. Die Steuergewerkschaft
schätzt den Ausfall durch Steuerhinterziehung auf circa 30 Milliarden Euro jähr-
lich. Und da reden alle von leeren Kassen!

Ich möchte nicht wissen, wer auf diese Art so alles aus den Löchern kriecht
und ungeschoren davonkommt, ohne dass es publik wird. So eine Nachzahlung
tut diesen Hochkriminellen schließlich nicht weh! Gefängnis wäre da etwas ande-
res, und zwar unter ebenfalls hoch Kriminellen, nicht im offenen Kuschelvollzug!
Wehe, ein „Hartzer“ kassierte mal zu viel ab, egal ob absichtlich oder unwissend –
der kriegt die volle Härte zu spüren, bis hin zum Knast! Ein doppeltes Problem
der Maßlosigkeit – unten im Verzichtenmüssen, oben beim hemmungslosen Be-
reichern – scheint das Bemessen mit zweierlei Maß zu verfestigen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Hamburger SPD geschockt über „passive Zusammenarbeit“: Lässt sich Ypsi-
Püppsi von der „Linken“ auf den Hessen-Thron heben? („ Spiegel-Online“)

Was uns passiert,
kann nicht normal sein

Ich habe Probleme wie ihr und wie viele, glaube ich, die hier herumlaufen und
sich nicht trauen stehenzubleiben, denn auch ich habe nie geglaubt, dass es mir
einmal so gehen könnte, wie es mir heute geht, und was mir widerfahren ist.
Eines muss ich sagen: Einigkeit macht stark! Wir müssen uns alle noch viel mehr
festigen, denn was uns passiert, in der heutigen Welt, das kann nicht normal sein!

Jetzt hat man mir für eine allgemeine Erhöhung 6,15 Euro abgezogen. Ich
wollte letzte Woche bei der Bagis vorsprechen. Dort wurde ich verwiesen, sogar
mit einem Rausschmiss. Dessen habe ich mich gewehrt, und dann wurde die Da-
me sehr knallrot und sagte: „Ich habe Sie gar nicht rausgeschmissen!“ Ich glau-
be, Sie haben alle schon solche negativen Erfahrungen gemacht. Ich bin traurig
und verbittert, aber ich möchte mich auch wehren!
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Ich war schon so verzweifelt, ich hätte mein Handtuch nehmen können. Aber
ich möchte nicht, es lohnt sich nicht! Dieser Staat ist doch traurig, wenn ich überle-
ge, dass man sagt, heutzutage haben wir soundsoviele Arbeitslose weniger, aber
wo sind sie denn? Sind das die Ein-Euro-Jobber? Das sind doch die Zähler! In
dieser Politik bin ich nicht enthalten, dafür möchte ich mich nicht gerademachen,
und dafür würde ich auch nicht plädieren!

Wir müssen also irgendetwas Neues schaffen, weil dies nicht wahr sein darf,
was wahr ist! Da muss aber jeder versuchen mitzumachen, auch alle Menschen,
die vorbeigehen, denn es trifft jeden von uns irgendwann! Ich habe auch nie ge-
glaubt, dass ich mal hier stehen und so reden würde. Ich habe nie geglaubt, dass
ich Hartz IV brauchte. Ich habe auch Familie gehabt, immer gearbeitet, drei Kin-
der großgezogen, und niemand will heute darauf Rücksicht nehmen. Es heißt nur:
„Danach müssen wir gehen, das ist der Gesetzgeber!“

Dann frage ich am heutigen Tage: Wer ist der Gesetzgeber? Nein, ich habe
das Gesetz nicht gemacht, ich habe immer nur arbeiten dürfen für dieses Land,
weil ich Deutsche bin, deutsch geboren, und ich habe für dieses Land meine
Steuern bezahlt wie jeder andere auch. Als ich mein erstes Kind bekam, gab es
noch kein Kindergeld, erst ab dem zweiten waren es 25 Mark für das erste und 50
für das zweite. Das dritte war dann ein Zählkind, da gab es kein Erziehungsgeld,
überhaupt nichts!

Wir fingen mit null an, mein Mann und ich, niemand hat uns geholfen, auch ein
Staat nicht. Heute hat sich der Staat aufgebaut, auf den Knochen der arbeitenden
Menschen, und man hört immer nur: Diäten, Diäten! Ich brauchte auch mal eine
Diät, aber wenn ich anfange, werde ich schlanker – wenn sie die bekommen,
werden sie alle immer fetter, im Portemonnaie! Ist das denn richtig? Das ist doch
nicht richtig, schon der Ausdruck ist verkehrt!

Es gibt so viele Sachen, die man heute sagt, die hat man früher überhaupt
nicht gekannt, an Redewendungen, die man jetzt benutzt, um den kleinen oder
ungebildeten Menschen zu verdummen. Man hat heute keine Einheit, keine Brü-
derlichkeit mehr, nichts. Und Arbeitsplätze? Ich lasse mich nicht verdummen von
dieser Politik, und ich hoffe, liebe Freunde, ihr auch nicht! Auch nicht von einer
Frau Merkel, dass die Arbeitslosigkeit angeblich gesunken ist: Für Ein-Euro-Jobs
braucht man nicht zu zählen! Das geht nicht, wenn die Leut nicht mal ihre Miete
bezahlen können und die Kinder in Suppenküchen gehen müssen!

Ich gehe auch einmal pro Woche zur „Tafel“ und stehe an, um ein bisschen
Obst und Gemüse zu bekommen, weil ich mir das von den paar Euro nicht erlau-
ben kann! Ich mache euch alle stark, und alle, die vorbeigehen, sollen sich das
anhören, aber die meisten schämen sich noch. Es wird der Tag kommen, dann
schämen sie sich nicht mehr! Ich wünsche, dass wir Kraft haben, Bessres aus al-
lem zu machen! Alles Gute!

Erika Kujawa (parteilos)
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Dieses kapitalistische System
bietet keine Zukunft mehr

Wieder über 40 Menschen kamen vorbei oder versammelten sich zur 170. Mon-
tagsdemo am 18. Februar 2008 in Bremen. Die Themen waren an Eindeutigkeit
kaum noch zu überbieten: Ein Arbeitsloser muss sich im Wald zu Tode hungern.
In Hartz-IV-Wohnungen breitet sich immer öfter die Schimmelwildnis aus, weil
nicht genug geheizt werden kann. Die sogenannten Wirtschaftsweisen schlagen
vor, dass Hartz IV noch weiter gekürzt wird. Ein SPD-Finanzsenator will „nach-
weisen“, dass man sich mit vier Euro pro Tag „gut ernähren kann, wenn man nur
den Alkohol weglässt“. Die Eliten verschieben derweil ihre Millionen nach Liech-
tenstein und in die Schweiz. Von CDU bis SPD geraten die Herrschaften in Erklä-
rungsnotstand. Wir haben kein Vertrauen mehr in diese „Eliten“ und diesen Staat:
Weltweit hat sich der Kapitalismus in ein kriminelles Unterfangen entwickelt!

Die beginnenden Tarifrunden zeigen: Die Kollegen wollen sich nicht mehr ru-
higstellen lassen. Die Berliner Bus- und U-Bahnfahrer haben bei ihrem zweitägi-
gen Streik breite Unterstützung und Solidarität erfahren. Schäubles „Tarifangebot“
ist eine pure Mogelpackung. All das wissen diese Herren auch: Die Krise der Ban-
ken und der Finanzminister, alles ist faul im kapitalistischen Deutschland! Das Sys-
tem muss weg, dafür müssen wir alle arbeiten! Am 23. Februar 2008 treffen sich
die norddeutschen Montagsdemos in Bremen zu einem Erfahrungsaustausch.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Resolution des 3. Regionaltreffens
der norddeutschen Montagsdemos

in Bremen am 23. Februar 2008
Das 3. Regionaltreffen der Montagsdemonstrationen aus Bremen, Hannover,

Hamburg, Lübeck, Oldenburg und Wilhelmshaven mit Unterstützer(inne)n aus
Bassum, Bremerhaven, Peine und Verden stellt fest: Wir kämpfen weiter mit un-
seren Montagsdemos, bis Hartz IV abgeschafft ist!

Wir sind eine demokratische, überparteiliche und antifaschistische Bewegung
und haben in unseren Reihen auch Kolleg(inn)en, die in den Bewegungen der
Solidarno[� in Polen oder der Montagsdemonstrationen in der DDR mitgekämpft
haben. Umso mehr sind wir darüber empört, dass in Hannover die Benutzung des
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Offenen Mikrofons untersagt ist und sogar Teilnehmer(innen) der Montagsdemo
vor Gericht gestellt und kriminalisiert werden!

Wir erklären unsere volle Solidarität mit unseren verurteilten Mitstreiter(inne)n
und werden sie auch in Zukunft bei ihren Verfahren finanziell unterstützen. Wir
fordern die uneingeschränkte Nutzung des Offenen Mikrofons als elementaren
Bestandteil des Demonstrations- und Versammlungsrechts sowie die Aufhebung
aller Auflagen, mit denen dieses Recht wie in Hannover an eine bestimmte Per-
sonenzahl gebunden oder wie in Wilhelmshaven der Montagsdemo nur als Aus-
nahme zugestanden wird!

Das Offene Mikrofon hat sich über die Montagsdemo-Bewegung hinaus als
wesentliches demokratisches Element von Demonstrationen und Streiks durch-
gesetzt. Ohne Zweifel ist die offene Meinungsäußerung bei der heutigen Lärmbe-
lastung der Straßen und Plätze nur mit diesem Mittel möglich! Inzwischen forderte
uns selbst Bundespräsident Köhler bei der 149. Montagskundgebung in Bremen
am 10. September 2007 auf, dieses Recht des Protestes weiterhin zu nutzen.

In Hamburg bescheinigte uns der CDU-Vertreter von Frankenberg am 11.
Februar 2008 auf einer Montagskundgebung zur Bürgerschaftswahl eine ausge-
sprochen demokratische Streitkultur am Offenen Mikrofon, die man anderswo oft
vermisst. In Wilhelmshaven gelang es der Montagsdemo mit Unterstützung eines
FDP-Ratsherren und der örtlichen Presse, wenigstens für sich die Nutzung des
Offenen Mikrofons durchzusetzen.

Wir verpflichten uns, die gesamte demokratische Öffentlichkeit über die skan-
dalösen Vorkommnisse in Hannover zu informieren. Wir fordern uneingeschränk-
tes Versammlungsrecht und uneingeschränkte Nutzung des Offenen Mikrofons!

von den 48 Teilnehmer(inne)n per Akklamation beschlossen

Jeder Mauertote ist einer zu viel: Auch die DKP will keine
Wiedereinführung der Stasi („Spiegel-Online“)

„Dann hau doch ab, du Idiot!“: Hochdruck-Sarkotzy
begrabbelt Leute („Spiegel-Online“)

Stärke 4: Ruhrkohle AG und Landesregierung nutzen schweres Grubenbeben,
um den saarländischen Bergbau plattzumachen („Rote Fahne News“)

Oller Beust noch doller abgesackt: Koalitionsverweigerer FDP
wird nicht mehr gebraucht („Spiegel-Online“)

„Die Linke“ zieht in das vierte westdeutsche Landesparlament ein: Zwei Drittel
der Hamburger sind mit der Sozialpolitik unzufrieden („Spiegel-Online“)

Elbvertiefung olé: Retten „Grüne“ das Bürgertum? („Spiegel-Online“)
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Weg mit allen Einschränkungen
des Offenen Mikrofons!

Mit dem Transparent „Die Bremer Montagsdemo grüßt den Rest der Welt“ emp-
fingen wir am 23. Februar 2008 gegen 12 Uhr am Hauptbahnhof unsere Freunde
und Mitstreiter aus mehreren norddeutschen Städten. Wir erregten hier bei eini-
gen Passanten gleich Aufsehen und Interesse, und es entstanden Diskussionen.

Als kulturelle Einleitung vor dem Erfahrungsaustausch an diesem Tage setzten
wir eine kleine „Hafenschnuppertour“. Mit der Straßenbahn ging es zum Hafen-
museum im „Speicher XI“ am ehemaligen Überseehafen. Die großen Veränderun-
gen bis zur heutigen Containerwirtschaft wurden erläutert. Viel Beachtung fand
im Museum auch die Sonderausstellung „Vor uns die Sintflut“, die auf die histo-
rische Darstellung und die Entwicklungen im Zuge der massiven Klimaverände-
rungen eingeht. Weiter ging es am Hafen entlang zu unserem Tagungsort.

Bei Kaffee und Kuchen und den Songs unseres improvisierten Musik-Trios
begann das 3. Regionaltreffen der nordwestdeutschen Montagsdemos. Es ka-
men noch weitere Freunde und Mitstreiter dazu, sodass der Saal mit fast 50 Teil-
nehmern gut gefüllt war. Der Erfahrungsaustausch begann mit Berichten aus den
teilnehmenden Orten. Mit viel Engagement und Ideenreichtum treten die Mon-
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tagsdemos auf und nehmen neben dem Hauptthema „Weg mit Hartz IV!“ zu einer
Vielzahl von Themen und Ereignissen Stellung. Unsere Beharrlichkeit und unser
Mut, Woche für Woche Menschen für eine kämpferische „Opposition von unten“
zu gewinnen, macht uns trotz Medienboykotts vielerorts bekannt.

Unsere demokratische Streitkultur am Offenen Mikrofon, die wir immer weiter ent-
wickeln und an denen auch Vertreter der Parlamente und der Gesellschaft nicht
vorbeikommen, stößt den Herrschenden und ihrem Verwaltungsapparat auf – und
sie versuchen, mit einschränkenden Verordnungen für den Betrieb von Lautspre-
chern in Niedersachsen und provozierenden Polizeiaktionen und Kriminalisierun-
gen wie in Hannover diese Bewegung mundtot zu machen und zu drangsalieren.
Die Diskussion darüber stand im Mittelpunkt des Erfahrungsaustausches. Wir ver-
abschiedeten hierzu eine Resolution, die die Freiheit der Meinungsäußerung mit
dem Mittel des Offenen Mikrofons und seiner elektroakustischen Verstärkung bei
allen demokratischen Aktionen, Demonstrationen und Kundgebungen fordert.

Das Offene Mikrofon ist mittlerweile zu einem Standard geworden für Diskus-
sionen mit großer Teilnehmerzahl bei Streiks, Demonstrationen und großen Pro-
testaktionen, wenn Kollegen eines Betriebes anderen berichten oder wenn Betrof-
fene einem größeren Zuhörerkreis ihre persönliche Lage schildern wollen. Dass
die Massen erkennen, dass ein Offenes Mikrofon ihre Sache ist, wollen die Herr-
schenden verhindern! Wir verpflichten uns, an allen Orten für das Offene Mikro-
fon auf antifaschistischer Grundlage einzutreten und fordern die uneingeschränk-
te Nutzung! Wir weisen alle Reglementierungen zurück und fordern ihre Aufhe-
bung! Die teilnehmenden Montagsdemos werden auch weiterhin die verurteilten
Mitstreiter solidarisch und finanziell unterstützen!
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Die große Einigkeit und Zusammengehörigkeit wurde mit einem deftigen Bre-
mer „Baunkohl-und-Pinkel“-Essen, Roter Grütze mit Vanillesoße und einem klei-
nen „Lütten“ obendrauf bei vielen Gesprächen gefeiert. Als die ersten leider schon
wieder auf Heimfahrt gehen mussten, packten die anderen beherzt das Aufräu-
men an. Die Montagsdemo-Bewegung stärkt sich und stellt sich optimistisch ih-
ren Aufgaben!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

„Drei Prozent Beck’s-Faktor“: Nicht nur die Hamburger SPD schäumt über
die unvermeidliche Diskussion mit der „Linken“ („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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171. Bremer Montagsdemo

am 25. 02. 2008

Da ist der Wurm drin
Angela will Freiheit wagen und geht den Leuten an den Kragen!

Freiheit für die Großkonzerne sehen Ackermänner gerne.
Die Freiheit, arbeitslos zu sein oder aber superreich zu sein?

In dieser Freiheit ist der Wurm drin, Wurmkur hat da keinen Sinn!

Refrain: Da ist der Wurm drin, da ist der Wurm drin!
Ne Wurmkur hat da keinen Zweck!

Da ist der Wurm drin, da ist der Wurm drin!
Wie kriegen wir den Dreck bloß weg?

Und die Herrn im Nadelstreifen wolln die ganze Welt umgreifen.
Für die Beherrschung dieser Welt brauchen die Herren unser Geld.
Sparen nennt man sowas heute, damit verkohlt man heut die Leute!

Doch guckt man hin, sitzt da ein Wurm drin! Wurmkur hat da keinen Sinn.
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Refrain: Da ist der Wurm drin...
Es ist so schwer, heut zu regieren, denn alle kann man ja nicht schmieren!

Die Leute wollen alle Arbeit, wolln gerechte, echte Freiheit.
Sie wollen nicht auf Sommer warten und mit Kampfaktionen starten!

Und den dicken, fetten Maden wolln die Leute an den Kragen!
Refrain: Da ist der Wurm drin...

„La Cucaracha“, Text: Karl Nümmes, Berlin, vorgetragen von Matthias Feilke.
Auf der Tonaufnahme (MP3, 1.703 kB) folgt im Anschluss die Nachricht von

Jobst Roselius, dass unsere beim Regionaltreffen vermisste Mitstreiterin
Stefanie am Vorabend in der Straßenbahn niedergeschlagen worden ist

Es kommt anders, als man denkt
Hamburg hat gewählt, und was ist dabei herausgekommen? Zumindest sagt die
Bevölkerung: So wie es war, soll es nicht mehr weitergehen. Das ist Demokratie,
die Bevölkerung hat entschieden! Nun, ihr lieben Politiker, dann macht mal was
daraus! Neue Farbmischungen sind im Gespräch. Warum nicht? Das wäre doch
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mal einen Versuch wert! Dazu fällt mir auch Hessen ein: Den Herrn Koch wollen
die Wähler nicht mehr, das steht nun mal fest. Für die SPD geht es ohne Partner
nicht, und die FDP ist dort noch einmal das Zünglein an der Waage. Sie hätte
es in der Hand! Doch wenn es in Hamburg möglich sein soll, neue Farben zu
mischen, warum nicht auch in Hessen?

Die Mischung wäre eine Bankrotterklärung der
drei alten Parteien: Die CDU wirft der SPD wei-
terhin Wählerbetrug vor, die SPD möchte regieren
und hat sich selbst die Tür verbaut, die FDP spielt
die beleidigte Leberwurst. So weit, so gut! Mein
Vorschlag für Hessen: Herr Koch zeigt, dass er ein
guter Demokrat ist und tritt in Würden ab, CDU und
SPD machen ein schwarz-rotes Bündnis, und die
FDP geht dahin, wo sie hingehört: ins Abseits. Zu-
sammen mit Grünen und „Linken“ kontrolliert sie
das Ganze. Dann könnten die beiden Großen mal
beweisen, was sie wirklich für die Wähler tun!

Das Ganze hat nur einen Haken: Die Wahl zum
Ministerpräsidenten soll geheim stattfinden. Nie-
mand weiß, wer wen wählt! Man stelle sich nur mal
vor, Frau Ypsilanti erhielte mehr Stimmen, als SPD, Grüne und „Linke“ haben –
was für eine Aufregung! Wer sind die Umfaller? Wer jetzt noch auf seinem Stand-
punkt besteht, darf eigentlich nicht mehr von Demokratie reden, bei der das Volk
entscheidet und jeder Abgeordnete nur seinem Gewissen verantwortlich ist. Wer
das nicht will, hat nur ein Ziel: Er will herrschen!

Am Sonnabend hatten wir unser drittes Treffen mit anderen Montagsdemonst-
ranten und -demonstrantinnen aus Norddeutschland. Ich durfte moderieren und
war angenehm überrascht über die Disziplin, die dort herrschte. Danken möchte
ich allen, die unser Fest – denn das war es ebenfalls! – organisiert und zu sei-
nem Gelingen beigetragen haben. Das gilt auch für die kulturellen Beträge: eine
Führung durch das Hafenmuseum von Jobst, die nicht nur bei unseren auswärti-
gen Gästen sehr großen Anklang fand, und die Live-Musik von Matthias und zwei
Besuchern. Das Essen, von Dörte, Marietta, Hannelore und Wolfgang zubereitet,
war sowieso spitze!

Was die Organisation betrifft, darf Rolf nicht vergessen werden. Wir haben
unsere Standpunkte geklärt und sind zu dem Schluss gekommen: Wir machen
weiter und werden den Politikern weiter auf den Geist gehen! Wir haben eine
Resolution auf den Weg gebracht und fordern, dass das Offene Mikrofon in jeder
Stadt erlaubt sein muss. Das gehört mit zur Demokratie! Neue Anregungen sind
gekommen, auch von jungen Leuten. Wir wollen uns eine Ausarbeitung von Mar-
cus zum Ziel nehmen. Ein Applaus an alle, die dabei waren und mitgewirkt haben!
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Udo Riedel (parteilos)

„Es wird Zeit, dass wir uns um Politik kümmern“: Bei der „Linken“
wird zu viel über Personen geredet („Weser-Kurier“)

„Macht Lafo Deutschland
unregierbar?“

So fragt heute die „Blöd“-Zeitung in süffisant-bösar-
tigem Tonfall. Wen fragt sie das eigentlich, oder rich-
tet sie die Frage an sich selbst? Wenn ja, könnte
selbst sie irgendwann darauf kommen, dass nicht
„Lafo“ (gemeint ist Oskar Lafontaine), sondern die
zerfallenden Kriegs- und Hartz-Parteien dieses Land
unregierbar machen: unregierbar, was die Schaf-
fung von Frieden und sozialer Gerechtigkeit an-
geht! Wenn sich die Vertreter eben dieser Parteien
nach der Hamburger Wahl wieder beruhigt und sich
die Gesichtszüge des während der sogenannten

Elefantenrunde ständig grinsenden Herrn Pofalla in ihren Normalzustand zurück-
verwandelt haben, werden wir ja sehen, was passiert: Alle Welt wird feststellen,
dass alles beim Alten beziehungsweise bei den Alten bleibt. Wie auch immer der
Schacher um die Hamburger Pöstchen ausgehen mag, fünf Punkte scheinen un-
ter jedweder Koalition sicher: „Ole“ bleibt, das Sozialticket wird nicht eingeführt,
die Studiengebühren werden nicht rückgängig gemacht, die Elbvertiefung wird
durchgezogen und das monströse Kohlekraftwerk am Stadtrand wahrscheinlich
gebaut!

Wir sind in Bremen nicht besser dran: Auch hier unter Rot-Grün wird weiter
öffentliche Daseinsvorsorge durch Privatisierung zerstört und sozialen Projekten
durch Kürzungen und Streichungen das Überleben unmöglich gemacht. Die Rei-
chen werden noch mehr Reichtum anhäufen und noch mehr Steuern hinterziehen,
und Rentner, Hartz-IV-Opfer, Kranke, Behinderte, Asylsuchende und so weiter
werden wie immer das Nachsehen haben! Ein kluger Mensch hat einmal gesagt:
„Wenn Wahlen etwas ändern würden, dann wären sie längst verboten“. Das trifft
auf jeden Fall zu! Ein Grund mehr, hier für positive Veränderungen zu kämpfen
und weiterhin Montagsdemos zu machen! Zum Beispiel muss das von der Ko-
alition versprochene Sozialticket schnellstens her! Alles könnte finanziert werden
durch eine Umkehr der Umverteilung, durch einen Stopp von Steuerflucht und
Rüstungswahnsinn. Die Bundeswehr muss raus aus Afghanistan, und die Hartz-
Gesetze müssen weg!
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Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Rückfall in die Sklaverei
1. Am letzten Samstag fand das Treffen der nord-
deutschen Montagsdemos in Bremen statt. Bei
herrlichem Sonnenschein, aber eisigem Wind hol-
ten wir die meisten unserer Gäste aus Hamburg,
Hannover, Oldenburg, Bremerhaven, Wilhelmsha-
ven, Peine, Verden und Bassum am Bremer Haupt-
bahnhof ab. Unser erstes Ziel war das Hafenmuse-
um im Speicher 11, was auch für uns Bremer und
Bremerinnen unvermutete Neuigkeiten ans Tages-
licht brachte. Viele uns beschlossen, dass wir hier-
hin noch ein weiteres Mal privat fahren wollen,

denn angesichts des geplanten Programms blieb uns zu einer ausführlichen Be-
sichtigung nicht genügend Zeit.

Unser nächstes Ziel war ein Kindertagesheim in Oslebshausen, wo unsere
Tagung stattfinden sollte. Der Dank gebührt denjenigen der Bremer Montagsde-
mo, die sich über viele Stunden hinstellten, um uns allen sowohl Kaffee und Ku-
chen als auch später noch „Kohl und Pinkel“ oder Gemüsesuppe zu kredenzen.
Während die kulinarischen Bedürfnisse abgedeckt wurden, kamen die kulturellen
auch nicht zu kurz. Matthias und andere spielten Gitarre, und wir sangen politi-
sche Lieder dazu. Außerdem stellten sich die Delegationen der einzelnen Städte
vor und brachten ihre Hauptthemen auf den Punkt.

In einigen Städten versuchen die herrschenden Politiker, uns das Offene Mi-
krofon zu verbieten, indem sie dessen Einsatz an eine bestimmte Mindestteilneh-
merzahl knüpfen. In Wilhelmshaven gelang es den Montagsdemonstranten, das
Mikrofonverbot aufzuheben. Das Untersagen des Lautsprechereinsatzes wurde
ausgerechnet damit „gerechtfertigt“, dass es auf diese Weise 30 marschierenden
Faschisten verunmöglicht würde, ihre braune Pest per Mikrofon unter die Leute
zu bringen. Wie völlig absurd mutet es dann an, ausgerechnet bekennenden An-
tifaschisten und bunten Demokraten den Einsatz ihres Lautsprechers verbieten
zu wollen! Für das Offene Mikrofon erhielt die dortige Montagsdemo dann eine
Ausnahmegenehmigung.

In der niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover hingegen ging die
Staatsmacht mit aller nur möglichen Gewalt gegen die freie Meinungsäußerung
auf der Montagsdemo vor und beharrte auf der absurden Forderung, erst ab einer
Anzahl von 50 Personen sei die Mikrofonbenutzung erlaubt. Komisch, das Grund-
gesetz bemisst die Meinungsfreiheit nicht an Teilnehmerzahlen! Aber in Hannover
gab es inzwischen fünf Strafverfahren, um die öffentliche Diskussion zu verhin-
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dern. Bisher mussten dafür schon 3.000 Euro ver(sch)wendet werden. Zwei Mit-
demonstranten wurden zu Geldstrafen wegen „Widerstandes gegen die Staats-
gewalt“ verurteilt, einer solle auch noch „gewalttätig“ geworden sein.

Neben diesen Erschwernissen fragten wir uns auch, warum wir eigentlich wei-
termachen. Mit dem Offenen Mikrofon haben die Montagsdemos ein Faustpfand
gewonnen und eine demokratische Streitkultur entwickelt, die sich hören und se-
hen lassen kann. Sie bildet ein angenehmes Pendant zu Fernsehsendungen, bei
denen sich Diskussionsteilnehmer gegenseitig nicht ausreden lassen und chro-
nisch überbrüllen. Wir stellten uns noch die wichtige Frage, wie wir mehr Leute
dazu motivieren können, mit uns auf die Straße zu gehen. Klar: Viele sind „kaput-
t“ oder glauben, ohnehin nichts mehr bewirken zu können. Es wäre sicherlich gut,
wenn immer wieder zwischen den einzelnen, ins Detail gehenden Redebeiträgen
gesagt würde, wer wir sind, warum wir hier stehen.

Es ist ganz wichtig, der Bevölkerung nahezubringen, dass sie sehr wohl be-
troffen ist, auch wenn sie noch Arbeit hat. Ein Bremer Montagsdemonstrant brach-
te es auf den Punkt: Wer weiß, dass er gebraucht wird, muss sich nicht die Fra-
ge stellen, ob er sich aufraffen kann, zur Montagsdemo zu gehen! Ein Schulter-
schluss zwischen Erwerbslosen und Noch-Arbeit-Habenden sollte erkämpft wer-
den! Nachbesprechungen sind wichtig und wertvoll, weil sich so die Organisati-
on besser steuern und grundsätzlich auch auf mehrere Schultern verteilen lässt.
Zum Schluss wurde eine Resolution verabschiedet, in der wir uns eindeutig auf
die Seite der Verurteilten in Hannover schlagen und ihnen alle uns mögliche Un-
terstützung zusagen!

2. Nach Einschätzung des sachsen-anhaltinischen Ministerpräsidenten Wolfgang
Böhmer ist Kindstötung für manche ostdeutsche Frau „ein Mittel der Familien-
planung“. Der CDU-Politiker sieht die Ursache dafür in einer politischen Entschei-
dung der siebziger Jahre und führt die häufigen Fälle von Kindstötungen in Ost-
deutschland allen Ernstes auf die „DDR-Vergangenheit zurück“. Er „erklärt“ sie
sich vor allem mit einer „leichtfertigeren Einstellung zu werdendem Leben“ in den
neuen Ländern und stellt sogar die Behauptung auf, dass eine Kindstötung für
manche ostdeutsche Frau anscheinend „ein Mittel der Familienplanung“ sei.

Diese Einstellung halte er für eine „Folge der DDR-Abtreibungspolitik“. Dass
Frauen dort nach 1972 bis zur zwölften Woche ohne jede Begründung die
Schwangerschaft abbrechen konnten, wirke bis heute nach, sagte Böhmer, der
bis 1990 Chefarzt der Gynäkologie in Wittenberg war. Er stellt die Behauptung
auf, dass viele Ostdeutsche „zu sehr auf den Staat fixiert“ seien und dadurch ihre
„individuelle Verantwortung“ aufgäben. Davon fühle er sich „sehr gestört“.

Ach Gott, was für ein (vermeintliches) Seelchen! Jetzt muss wieder der An-
tikommunismus dafür herhalten, dass in den neuen Bundesländern leider ver-
mehrt Kindstötungen begangen werden. Mit solchen Ammenmärchen drücken
sich heutige Politiker davor, die Ergebnisse ihrer unsozialen Politik in Richtung
Pauperismus genauer zu betrachten.
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Kindstötungen hat es immer gegeben, besonders bei überforderten, alleinge-
lassenen, finanziell armen und eben sehr jungen Frauen. Jedoch können gerade
letztere – die zumeist ganz jungen, überforderten und oft alleingelassenen Frau-
en – von der alten DDR schon altersmäßig kaum etwas mitbekommen haben!
Herrn Böhmers hetzerische Äußerungen klingen fast wie die abwegige Behaup-
tung, dass Kommunisten ihre Kinder auffressen. Ich mache die unsoziale und kin-
derfeindliche Politik von CDU und SPD mit ihrer staatlich verordneten Massenar-
mut für die Kindstötungen verantwortlich!

3. Eine Schweinerei jagt die nächste: Die Bundesagentur für Arbeit geht in ganz
Deutschland von geschätzt 400.000 bis 600.000 langzeitarbeitslosen Menschen
mit mehr oder weniger großen „Vermittlungshemmnissen“ aus. Mangelnde Qua-
lifizierung, Schulden, ein Alter über fünfzig Jahre, Sucht- oder psychische Er-
krankungen, oftmals kombiniert, mindern die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Für
diese Zielgruppe hat der „Paritätische Wohlfahrtsverband Thüringen“ das Modell
„Pro Arbeit“ entwickelt.

Landesgeschäftsführer Reinhard Müller beschreibt die Vorteile für Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber wie folgt: „Die Idee von ‚Pro Arbeit‘ ist es, Arbeitnehmer
und Arbeitgeber passgenau zusammenzubringen. Bei Langzeitarbeitslosen wer-
den die beruflichen und sozialen Integrationsmöglichkeiten verbessert. Arbeitge-
ber entlasten vor dem Hintergrund des wachsenden Fachkräftemangels ihre per-
sonellen Ressourcen und schaffen neue Arbeitsplätze, denn im Fokus stehen ein-
fache Tätigkeiten, derer sich sonst Fachkräfte annehmen müssen.“

Für die Arbeitgeber lohnt sich die Einstellung zudem, da für Hartz-IV-Emp-
fänger jetzt ein Beschäftigungszuschuss gezahlt wird, der sich an der Höhe des
individuellen „Nachteilsgrades“ orientiert. Der Bundestag hat bei der Schaffung
dieses Zuschusses auf maßgebliche Zuarbeiten des „Paritätischen Thüringen“
zurückgegriffen. Mit diesem bundesweit einmaligen Projekt will der Wohlfahrts-
verband Langzeitarbeitslose auf dem regulären Arbeitsmarkt dauerhaft integrie-
ren. Zentrales Element des aus Mitteln des „Europäischen Sozialfonds“ geförder-
ten Projektes ist der sogenannte Nachteilsausgleich, mit dem individuelle Schwä-
chen finanziell ausgeglichen werden.

Hier schwächelt die Vollbeschäftigung und nur selten der Einzelne, der dieses
gesellschaftliche Problem allein auf seinem Rücken tragen und ausbaden soll!

4. Der Lohn reicht nicht – immer mehr Hessen brauchen trotz Arbeit staatliche Hil-
fe! Obwohl in Hessen weniger Menschen als vor einem Jahr auf Hartz IV angewie-
sen sind, ist gleichzeitig die Zahl derjenigen gestiegen, die trotz Arbeit ohne staat-
liche Hilfe kein Auskommen haben. Erstaunlicherweise spricht Jürgen Spatz von
der Regionaldirektion Hessen der Bundesagentur für Arbeit in Frankfurt dennoch
davon, man sei drei Jahre nach dem Start der Hartz-IV-Reform nun „so richtig in
die Gänge gekommen“. Arge-Sprecher Matthias Schulze-Böing versteigt sich so-
gar auf die Behauptung, dass die gestiegene Zahl von Menschen mit Arbeit, die
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staatliche Hilfe benötigten, auch einen „Ausdruck des Erfolgs“ darstellten, da ge-
rade Langzeitarbeitslose anfangs oft nicht viel verdienten.

Anstatt von der Politik zu verlangen, dafür Sorge zu tragen, dass die Unter-
nehmer ihren Angestellten faire Löhne zahlen müssen – damit diese nicht wei-
terer staatlicher Aufstockung bedürfen, um überhaupt mehr schlecht als recht
über die Runden zu kommen –, wollen die Behörden verstärkt an der „besse-
ren Qualifizierung“ von Geringverdienern arbeiten. Da wird das Pferd doch immer
wieder neu vom falschen Ende her aufgezäumt! Schulze-Böing hält es für gott-
gegeben, dass in Wirtschaftsbereichen, Handel, Verkehr oder Sicherheitsdienst
grundsätzlich nur sehr geringe Löhne gezahlt werden. Hier zeigt sich immer wie-
der neu, dass die Hartz-Gesetze ausschließlich dazu dienen, einen flächende-
ckenden Niedriglohnsektor zu schaffen und allgemeine Arbeitsrechte abzubauen!

5. Der rumänische Gewerkschaftsbund Cartel Alfa hat dem finnischen Handy-
Hersteller Nokia vorgeworfen, in seiner neuen Fabrik im rumänischen Jucu die
Arbeitszeit über das im Lande zulässige Maß hinaus verlängern zu wollen. „Dies
wäre eine neue Form der Sklaverei“, sagte letzten Dienstag der Präsident von
Cartel Alfa, Bogdan Hossu. An den rumänischen Standort wird die Produktion
des Handy-Werks in Bochum verlagert, das im Gegenzug geschlossen wird. Hos-
su meinte weiterhin, dass Nokia über eine Änderung des rumänischen Arbeitsge-
setzes erreichen wolle, dass die Arbeiter in Jucu für 60 bis 70 Stunden pro Wo-
che zur Arbeit verpflichtet werden dürfen! Im Moment sind höchstens 48 Stunden
zulässig.

Vor einigen Tagen hatte Rumäniens Arbeitsminister Paul Pacuraru erklärt,
Nokia habe bei ihm eine Änderung des Arbeitsgesetzes mit dem Ziel beantragt,
es „flexibler“ zu machen. Ob sich der Nokia-Vorstand ausgemalt hat, in einem
anderen Land noch hässlichere Vorgehensweisen durchziehen zu können? Es
reicht diesem raffgierigen Konzern wohl nicht aus, rumänische Arbeiter für einen
Bruchteil vom deutschen Lohn auszubeuten, nein: Sie sollen dafür auch noch
fast die doppelte Arbeitszeit absolvieren! Mit wahrlich selbstverständlicher Imper-
tinenz schlägt das Nokia-Imperium vor, für sie das Gesetz zu ändern.

Schöne Aussichten, wenn jetzt also die Konzerne die Gesetze schreiben!
Auch hier in Deutschland machen Konzerne beziehungsweise Wirtschaftszwei-
ge schon lange Gesetze, aber bisher versuchte das niemand so frech und da-
zu öffentlich, wie Nokia es anscheinend tut. Das ist wirklich ein Rückfall in die
Sklaverei!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Jahresüberschuss um acht Prozent auf 941 Millionen Euro gestiegen:
Henkel will weltweit rund 3.000 Arbeitsplätze streichen („Spiegel-Online“)
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3,7 Milliarden Euro Vorsteuergewinn: BMW will
8.100 Stellen abbauen („Spiegel-Online“)

Die Selbstkastration
der Politik in Lissabon

1. Das Bremer Sozialticket soll nun doch „grün“ wer-
den. Die Bagis soll dazubezahlen, ziert sich aber
wohl. Ihr könnt der Bagis oder Arge bei dieser Ent-
scheidung helfen und einfach bei jeder „Einladung“
die Übernahme der Fahrtkosten beantragen. Die
Untergrenze von sechs Euro wurde vom Bundes-
sozialgericht kassiert. Schon die Hälfte, somit drei
Euro, sind eine Grenzüberschreitung. Antrag, Wi-
derspruch und leider notfalls auch Klage sind nö-
tig, um dieses Geld zu erreichen – wobei letztens
bei einer Arge in Niedersachsen auf „erstes Verlan-

gen“, nach mündlichem Antrag, die Fahrtkosten unter sechs Euro übernommen
wurden.

Wer dieses Thema für die Vergangenheit abarbeiten möchte, stelle folgen-
den Antrag: „Ich bitte um eine Überprüfung nach § 44 SGB X und beantrage mei-
ne Fahrtkosten von und zur Bagis für alle aus der Akte ersichtlichen Wege. Be-
rücksichtigen Sie bitte auch, dass ich oftmals Unterlagen zur Sicherheit persön-
lich abgegeben habe.“ Datum und Unterschrift nicht vergessen! Das Urteil (Ak-
tenzeichen B 14/7b AS 50/06) muss nicht angegeben werden, die Bagis kennt die
Rechtsprechung! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!
Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Ich habe gestern der Mitgliederversammlung der Partei „Die Linke“ in Bremen
beigewohnt. Ich bin als Revisor gewählt worden. Der „Weser-Kurier“ vom 25. Fe-
bruar 2008 schreibt: „Inhalte erst im nächsten Anlauf“. Doch sie waren da, bei der
Kandidatenvorstellung. Als besonders erfreulich habe ich vernommen, dass es in
die Tiefe ging: um den Lissabonner Vertrag und den Bologna-Prozess.

Vielleicht war der „Weser-Kurier“ da noch nicht anwesend? Natürlich kommt
bei den Anträgen mehr an Details zur Sprache. Zum Ende der Veranstaltung er-
hielten Redner(innen) das Wort, die eigentlich zu den Anträgen reden wollten.
Nach dem Schluss der Redeliste wurden die Namen der Personen vorgelesen,
die noch zu Wort kommen sollen, und damit war die Sache inhaltlich gelaufen.

Heute habe ich im „Deutschlandfunk“ eine Debatte über die Hamburger Wahl
und ihre Folgen gehört. Die Politiker können vieles nicht ändern, sprach ein Pro-
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fessor. Begründen musste er seine Einschätzung nicht, der Diskussionsleiterin
war dieser Punkt unangenehm, denn „Die Linke“, das hörte man in der Diskussi-
on, ist die einzige Partei, die im Wahlkampf Kritik am Lissabonner Vertrag geübt
hat. Der nächste Redner machte daraus eine Anfechtung der „Globalisierung“,
von der Hamburg doch besonders profitiere. Lissabon wurde danach nicht wieder
aufgegriffen.

Die Politik kann bestimmte Bereiche nicht ändern, weil die Lissabon-Strategie
das nicht zulässt! Diese Politiker setzen nur noch die Vorgaben der EU um. Dabei
ist auch der Lissabonner Vertrag änderbar, doch seine Weiterentwicklung obliegt
einer Expertenkommission ohne jegliche parlamentarische Kontrolle. Diese Ex-
pertenkommission muss hinterfragt und umgehend einer parlamentarischen Kon-
trolle unterstellt werden!

Am Sonntag wurde in der Wahlmoderation sogar die Handelskammer zur La-
ge in Hamburg befragt. Auch dies ist eine (bewusste?) Umsetzung des Lissabon-
ner Vertrags: In der „Metropolregion Oldenburg/Bremen“ sitzen in den Gremien
auch Vertreter der Wirtschaft mit vollem Stimmrecht, obwohl sie keine Legitima-
tion durch den Wähler haben. Die Schaffung dieser „Metropolregion“ und auch
die Einsetzung dieses Regierungsgremiums erfolgt nach Vorgaben der Europäi-
schen Union! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

3. Herr Mehdorn sieht die Wettbewerbsfähigkeit der Deutschen Bahn durch die
vereinbarten Tariferhöhungen für die Lokführer gefährdet, so der „Weser-Kurier“
vom 25. Februar 2008. Nicht durch die Entlohnung des Vorstandes, der seine Be-
züge um 300 Prozent erhöht hat? Herr Mehdorn, am besten reduzieren Sie vor
einer Sparrunde erst einmal die Vorstandsbezüge auf eine angemessene Vergü-
tungshöhe, bevor auch nur eine(r) Ihrer Mitarbeiter(innen) einen Cent einbüßt!

In der „Tagesschau“ kam zur Meldung, die IG Metall habe eine 5,2-prozentige
Tariferhöhung erreicht, der Hinweis, dieser Abschluss werde „schwer zu ver-
kraften“ sein. Die nächste Meldung betraf das Plus im Ergebnis der Allianz-
Versicherung von über zwölf Prozent. Dazu kam der Hinweis, man müsse Per-
sonal abbauen, um wettbewerbsfähig zu bleiben: 450 Menschen! Darum Mon-
tagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

4. Die Schriftstellervereinigung PEN kritisiert die Wirtschaft, weil sie für die Ab-
schaffung der Künstlersozialkasse geworben hat, so der „Weser-Kurier“ am 22.
Februar 2008. Die Prüfungen dieser Kasse bei den zahlungsverpflichteten Un-
ternehmen werden als lästig empfunden: Nur freiwillig wird offensichtlich nicht
richtig abgerechnet. Nichts hinzuzufügen habe ich dem Satz: „Wer das symbio-
tische Verhältnis zwischen Kulturschaffenden und den Kulturverwertern aus Ge-
winnsucht missachtet, gefährdet den Mehrwert der freien Kreativität und betrügt
die Gesellschaft.“
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Auch in anderen Bereichen wird geprüft: „Fahnder fahren Millionen ein“,
schreibt der „Weser-Kurier“ am 20. Februar 2008 über die Aufklärung von Ab-
rechnungsbetrug gegenüber den Krankenkassen. Die aufgedeckten Betrugsfäl-
le sind mannigfaltig. Hinzu kommen viele Selbstanzeigen, wenn die Fahnder sich
nur angemeldet haben. Damit entgeht der Täter einer strafrechtlichen Würdigung.
Die Zahl der Fahnder wird jetzt von zehn auf 15 Köpfe erhöht.

„Bremer noch nicht im Visier der Fahnder“, beruhigt der „Bremer Anzeiger“
vom 24. Februar 2008. Gefragt wurden Herr Albers, Leiter der Abteilung Steuern
bei der Finanzsenatorin, somit auch verantwortlich für die Steuerprüfung (oder
-nichtprüfung) in Bremen, und Frau Bleiker, Sprecherin des Finanzressorts. Zu
erfahren war: „Es hat in der vergangenen Woche einige Selbstanzeigen gegeben,
allerdings nicht signifikant mehr als sonst auch eingehen.“

Bremen hat mit 26 Fahndern 2006 sieben und 2007 zwölf Millionen Euro Steu-
ermehreinnahmen durch ihre Ermittlungen veranlagt. Außerdem hat Bremen 135
Betriebsprüfer. Somit werden Großunternehmen alle vier, mittlere Unternehmen
alle 13 Jahre geprüft. Es fehlt eine Aussage über den Mehrerlös der Betriebs-
prüfer und den Umgang mit Millionären. Wie es mit der Steuergerechtigkeit aus-
sieht, erfährt man in einer Zusammenfassung des Bundesrechnungshofes zum
Steuervollzug und bei den vorherigen Bremer Montagsdemos. –

Die Banken wurden zu Hypotheken-Konditionen getestet – von der „Stiftung
Warentest“, meldet der „Deutschlandfunk“. Es wird auch eine Klausel angeboten,
mit der die Bank sich verpflichtet, den Kredit nicht zu verkaufen. Diese soll aber
nur gelten, wenn die Vereinbarungen eingehalten werden, der Kredit also ver-
einbarungsgemäß bedient wird. Soweit der Bericht. Doch haben bisher nicht al-
le Banken betont, sie verkauften nur notleidende Kredite, also die nicht vereinba-
rungsgemäß bedienten? Das betrifft zum Beispiel Kredite von ALG-II-Betroffenen,
weil die Arge sich weigert, diese Tilgungsbeträge zu übernehmen, auch nicht als
Darlehn. Hat die „Stiftung Warentest“ dies gleich mitgetestet? Diese Klausel soll
extra kosten – für etwas, das sowieso nicht passiert? Ich bin auf die Veröffentli-
chung in der Zeitschrift „Test“ gespannt! –

Die Bundesländer und die Gemeinden sollten verpflichtet werden, keine wei-
tere Verschuldung einzugehen – so ungefähr hat Bertelsmann des Volkes Stim-
me eingefangen. So ähnlich steht es auch im Entwurf der „Föderalismuskom-
mission“. Die Verschuldungsgrenze müsse starr und eng sein, fordert Herr Rö-
wekamp laut „Weser-Kurier“ vom 21. Februar 2008. Das leuchtet ein, oder? Die-
se Regelung zwingt zur Privatisierung, ganz im Sinne des Lissabonner Vertrags!
Weniger Schulden, wer möchte dies nicht? Nur sinnvolle Schulden, das wäre
richtiger!

Bremen hat für den Klinikneubau einen privaten Investor gesucht. Die Priva-
ten wollten eine größtmögliche Bürgschaft der Freien Hansestadt. Gewinne hät-
te der Investor erhalten, Verluste wären an die Stadt weitergereicht worden. Weil
es diese Verschuldensgrenze nicht gibt, kann Bremen den Bau der Klinik selbst
durchführen. Wenn sie kommt, kann Bremen solche Projekte nur mit einen pri-
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vaten Investor verwirklichen. Investoren werden sich entsprechend teuer verkau-
fen! Insgesamt werden die Investitionen für die Steuerzahler unwirtschaftlicher,
aber die Vorgaben des Lissabonner Vertrages werden umgesetzt: Alles was ir-
gend geht, soll privatisiert werden! Auch dieses kleine Beispiel zeigt, dass der EU-
Vertrag unakzeptabel ist! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einver-
standen! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

5. Die Bagis und andere Argen missachten absichtlich Gerichtsurteile . Es könnte
sich ja ein Richter finden, der den Fall anders sieht! Erst wenn der Mensch nach
einem Widerspruch die Klage einreicht, kommt – oh Wunder – von der Bagis
oftmals das Einlenken. Auch die Richter in Bremen mögen nicht gerne eine Sache
mehrfach verhandeln. Gespart hat die Bagis an den Menschen, die glauben, von
einer Behörde nicht über den Tisch gezogen zu werden, oder die einfach nicht
klagen mögen! Warum nur?

Der „Weser-Kurier“ schilderte am 16. Februar 2008 den Fall eines Hartz-IV-
Betroffenen, der zur Bagis ging, weil er mit seinem Vermieter Ärger hatte. Ein neu-
er Mietvertrag wurde vorgezeigt. Diese Wohnung sei „etwas teuer“, hieß es, „da
werden Sie wohl etwas zuzahlen müssen!“ Seit dem Umzug muss der Betroffene
115 Euro selbst zahlen. Über 1.000 Euro Schulden haben sich angehäuft.

Wer einen Umzug plant, sollte sich die Kostenübernahme vorher schriftlich
von der Bagis gegenlassen. Ein Leserbriefschreiber meint: „Wer so vertrauensvoll
mit der Bagis umgegangen ist und dieses Ergebnis verkraften muss, sollte Wider-
spruch und notfalls Klage erheben.“ Sind vier Wochen vorbei, lässt sich Antrag
auf Überprüfung stellen. Die 115 Euro monatliche Eigenbeteiligung rechtfertigen
ein einstweiliges Rechtschutzverfahren. Diese Summe ist nicht „etwas zuzahlen“!

In jedem Fall heißt es, schleunigst einen weiteren Umzug anzupeilen Wer
keine Küche hatte, kann eine Erstausstattung beantragen. Viele Fakten sind un-
klar, aber nicht klein beigeben: Hier liegt unzweifelhaft ein Beratungsfehler der
Bagis vor. Wie dies geklärt wird? Wir gehen mit! Dies alles passiert nicht, wenn
mensch zu zweit zur Bagis geht, aber auch wer allein dort war und das Anlie-
gen nur mündlich besprochen hat, kann die Einhaltung der Zusagen einfordern
und das gesprochene Wort ernst nehmen, mit Widerspruch und Klage. Schon mit
schriftlicher Wiederholung des mündlichen Antrags lässt sich eventuell viel repa-
rieren. Wer noch vorbeugen kann, sollte nicht allein gehen.Darum Montagsdemo,
Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )
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Beschwerdemöglichkeit im So-
zialrecht per Gesetz abgeschafft

Mit der Drucksache 16/7716 vom 11. Januar 2008 hat der Bundestag einen Ge-
setzesentwurf zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes vorgelegt. Hinsichtlich
der Möglichkeiten für ALG-II-Betroffene, sich gegen rechtswidrige Bescheide und
Handlungsweisen der Argen zu wehren, sind deutliche Verschlechterungen ge-
plant. Mit diesem Beitrag möchte ich mich auf nur zwei davon beschränken:

Der Schwellenwert zur Berufung wird für natürliche Personen von 500 auf
750 Euro angehoben.
Die Beschwerde wird in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes aus-
geschlossen , wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zulässig wäre.
(Bisher ist eine Beschwerde im Eilverfahren in jedem Falle zulässig.)

Die Möglichkeiten zur Beschwerde im Eilverfahren so einschneidend zu beschrän-
ken, hätte für viele Betroffene bittere Folgen, wie das nachstehende Beispiel aus
Bremen zeigt:

In dem Rechtsstreit Aktenzeichen S2 V338/07 hat das Verwaltungsge-
richt der Freien Hansestadt Bremen, 2. Kammer für Sozialgerichtssa-
chen, am 15. Februar 2007 beschlossen: Der Antrag vom 12. Februar
2007 wird abgelehnt. Die außergerichtlichen Kosten des Antragstellers
sind nicht zu erstatten.

Gründe: Der Antragsteller begehrt, nachdem ihm nach eigenen An-
gaben die von der Antragsgegnerin ausbezahlte Regelleistung bei ei-
nem Überfall abhanden gekommen ist, die darlehensweise Gewährung
von Leistungen zur Sicherung seines Lebensunterhalts für den Monat
Februar sowie ein weiteres Darlehen, um an der Beerdigung seiner Ehe-
frau teilnehmen zu können.

Der nach § 86b Absatz 2 SGG statthafte Antrag hat keinen Erfolg.
Hinsichtlich des begehrten Darlehens zur Sicherung des Lebensunter-
halts hat der Antragsteller das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs
nicht glaubhaft gemacht. Nach § 23 Absatz 1 SGB II hat die Antragsgeg-
nerin zwar ein Darlehen zu gewähren, wenn ein nach den Umständen
unabweisbarer Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts auf andere
Weise nicht gedeckt werden kann. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift
liegen jedoch nicht vor. Dem Antragsteller ist es zuzumuten, seinen Be-
darf an Lebensmitteln für den Rest des Februar 2007 bei der „Bremer
Tafel e.V.“ zu decken. Seinen Vortrag im Schreiben an die Antragsgeg-
nerin, die „Tafeln“ böten keine Vollverpflegung, hat er nicht konkretisiert.

Dem Antragsteller ist es auch trotz der attestierten Fußverletzung
zuzumuten, den Weg zwischen seiner Wohnung und der Ausgabestel-
le der „Bremer Tafel“ zurückzulegen. Eine länger andauernde schwe-
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re Gehbehinderung ist nicht glaubhaft gemacht. Sie kann dem Attest
nicht entnommen werden. Auch der Umstand, dass der Antragsteller be-
reits mehrfach persönlich nach der Ausstellung des Attestes bei der Au-
ßenstelle der Antragsgegnerin und auch beim Verwaltungsgericht vorge-
sprochen hat, spricht gegen eine schwere Gehbehinderung. Der Antrag-
steller hat im Übrigen selbst gegenüber dem Gericht mündlich mitgeteilt,
dass er in der vergangenen Woche schon einmal bei der „Bremer Tafel“
gewesen sei und dort Lebensmittel bekommen habe. Für den sonstigen
notwendigen Lebensbedarf, der bei der „Bremer Tafel“ nicht zu erhalten
ist, hat die Antragsgegnerin ein Darlehen in Höhe von 30 Euro gewährt.
Der Antragsteller hat insoweit nicht glaubhaft gemacht, dass er notwen-
dige Ausgaben hat, die mit diesem Geld nicht bestritten werden können.

Hinsichtlich der geltend gemachten Kosten für eine Fahrt zur Beer-
digung seiner Ehefrau fehlt es an einem Anordnungsgrund, denn die An-
tragsgegnerin hat sich bereit erklärt, diese Fahrtkosten darlehensweise
zu übernehmen. Für darüber hinausgehende Aufwendungen für Grab-
schmuck fehlt es nach Auffassung des Gerichts an einem Anordnungs-
anspruch. Das Mitbringen eines Gestecks oder eines Kranzes zu einer
Beerdigung mag zwar sozial üblich sein, unabweisbar sind Aufwendun-
gen hierfür jedoch nicht.

Sollte der Antragsteller, wie von ihm befürchtet, zu den Bestattungs-
kosten herangezogen werden, kann er sich wegen hieraus in Betracht
kommender Ansprüche aus § 74 SGB XII an das Sozialamt wenden.
Die Antragsgegnerin ist nicht zur Übernahme von Bestattungskosten
verpflichtet. Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwen-
dung von § 193 Absatz 1 Satz 1 SGG. Sie entspricht der Billigkeit, weil
der Antrag erfolglos geblieben ist (vergleiche Meyer-Ladewig, SGG, 8.
Auflage, § 193 Randnummer 12a).

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde
statthaft. Sie ist binnen eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungs-
gericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 201, 28195 Bremen
(Nachtbriefkasten im Eingangsbereich Ostertor-/Buchtstraße), schriftlich
oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Be-
schwerde innerhalb der Frist bei dem 0berverwaltungsgericht der Freien
Hansestadt Bremen, Am Wall 201, 28195 Bremen, schriftlich oder münd-
lich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt
wird. Falls das Verwaltungsgericht der Beschwerde nicht abhilft, wird sie
dem Oberverwaltungsgericht vorgelegt.

Der Betroffene konnte sich gegen diesen grausamen Beschluss vor dem Ober-
verwaltungsgericht Bremen beschweren und bekam Recht:

In dem Rechtsstreit Aktenzeichen S1 B 217/07 (Verwaltungsgericht: S2
V 338/07) hat das Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bre-
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men, 1. Senat für Sozialgerichtssachen, am 25. Juni 2007 beschlossen:
Die Antragsgegnerin wird unter Abänderung des Beschlusses des Ver-
waltungsgerichts Bremen, 2. Kammer für Sozialgerichtssachen, vom 15.
Februar 2007 im Wege einer einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem
Antragsteller ein Darlehen in Höhe von 100 Euro zu gewähren. Im Übri-
gen wird die Beschwerde zurückgewiesen. Die außergerichtlichen Kos-
ten des Antragstellers sind für beide Instanzen erstattungsfähig.

Gründe: Die Beschwerde ist zulässig. Das vom Antragsteller vor-
gelegte Original der Zweitschritt seiner Beschwerde ist mit einem Ein-
gangsstempel des Gerichts vom selben Tage versehen. Es ist deshalb
davon auszugehen, dass der Antragsteller an diesem Tage auch seine
Beschwerde bei Gericht eingereicht hatte. Dass die Urschrift des Be-
schwerdeschreibens nicht zur Gerichtsakte gelangt ist, kann dem Antrag-
steller nicht angelastet werden. Die Beschwerde ist teilweise begründet.

1.) Darlehen zur Bestreitung der Unterhalts- und Unterkunftskosten
für den Monat Februar 2007: Der Antragsteller kann verlangen, dass
die Antragsgegnerin ihm zur Bestreitung seiner Unterhalts- und Unter-
kunftskosten für den Monat Februar 2007 ein Darlehen von 100 Euro ge-
währt. In diesem Umfang liegen die Voraussetzungen für den Erlass ei-
ner einstweiligen Anordnung vor (vergleiche §§ 86b Absatz 2 SGG, 920
Absatz 2 ZPO).

Der Antragsteller hat glaubhaft gemacht, dass ihm bei einem Raub-
überfall die am selben Tage ausgezahlte Leistung nach dem SGB II in
Höhe von 600 Euro entwendet worden ist (Vorlage der Strafanzeige beim
Polizeirevier und ein ärztliches Attest). Aufgrund dieses Raubes ist er
mittellos geworden. Ein Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, dem
die ausgezahlte monatliche Leistung unverschuldet nicht mehr zur Ver-
fügung steht, kann grundsätzlich verlangen, dass die Behörde ermes-
sensfehlerfrei über ein angemessenes Darlehen zur Überbrückung der
objektiven Notlage entscheidet.

Das dem Antragsteller mit Bescheid für den Restmonat gewährte
Darlehen in Höhe von 30 Euro ist nicht angemessen. Der Verweis auf
die „Bremer Tafel“ ist, berücksichtigt man die unverschuldete Notlage,
nicht sachgerecht. Außerdem sind in diesem Betrag die laufenden Un-
terkunftskosten nicht enthalten.

Der Antragsteller hat glaubhaft gemacht, dass er aufgrund der Wei-
gerung der Antragsgegnerin, ein weitergehendes Darlehen zu gewäh-
ren, zur Bestreitung seines Lebensunterhalts ein Privatdarlehn in Höhe
von 120 Euro aufgenommen hat, von dem 60 Euro noch nicht getilgt
sind. In diesem Umfang kann er ein Darlehen der Antragsgegnerin ver-
langen, mit dem er das Privatdarlehen ersetzen kann.

Ferner hat der Antragsteller mit seinem Vermieter vereinbart, die
Miete für den Monat Februar in Raten von 20 Euro abzutragen. Im Juli

156

http://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html
http://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html


und August 2007 sind insoweit die beiden letzten Raten fällig. Der An-
tragsteller kann verlangen, dass ihm die Antragsgegnerin in diesem Um-
fang ebenfalls ein Darlehen gewährt, um seine Verpflichtungen gegen-
über dem Vermieter erfüllen zu können.

2.) Darlehen zur Ermöglichung der Teilnahme an der Beisetzung der
Ehefrau: Dieses Begehren verfolgt der Antragsteller im Verfahren auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung ersichtlich nicht weiter. Jedenfalls
hat er zu den ihm aus diesen Anlass entstandenen Kosten konkret nichts
vorgetragen. Für den Erlass einer einstweiligen Anordnung ist deshalb
kein Raum.

3.) Übernahme der Mietkaution: Der Antragsteller macht geltend, zur
Zahlung einer Mietkaution in Höhe von 365 Euro verpflichtet zu sein. Er
begehrt die Übernahme dieser Kaution durch die Antragsgegnerin. Die-
ses Begehren hat er erst vor dem Oberverwaltungsgericht in das ge-
richtliche Verfahren eingeführt. Im Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung vom 12. Februar 2007 ist es nicht aufgeführt und dement-
sprechend ist es auch nicht Gegenstand des angefochtenen Beschlus-
ses vom 15. Februar 2007. Auch liegt diesbezüglich, soweit ersichtlich,
noch kein behördlicher Bescheid vor, der sich mit dem Begehren des An-
tragstellers auseinandersetzen würde. Unter diesen Umständen ist es
dem Oberverwaltungsgericht aus prozessualen Gründen verwehrt, die-
ses Begehren in das vorliegende Beschwerdeverfahren einzubeziehen.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Absatz 1 Satz 1 SGG.

Unter dem neuen, geplanten Sozialgerichtsgesetz würde die Beschwerdemög-
lichkeit in einem solchen Fall nicht mehr bestehen. Dem Betroffenen bliebe höchs-
tenfalls die Möglichkeit zur Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe – wovon Ge-
brauch zu machen nur zu raten ist, wenn die Gesetzesänderung in Kraft treten
sollte.

Bei dieser Gelegenheit sei meine Anfrage an den Bürgermeister, die Bürger-
meisterin, den Senat – insbesondere den Justizsenator – und die Fraktionen der
Bürgerschaft der Freien Hansestadt Bremen gerichtet, ob ein Richter, der einen
derartig grausamen erstinstanzlichen Beschluss fällt, der gegen die der Rechts-
ordnung immanenten rechtsethischen Werte und Prinzipien verstößt und dem
im Grundgesetz verkörperten Wertesystem einschließlich der Sozialstaatsklausel
zuwiderläuft, nicht besser aus dem Amt zu entfernen wäre! Diese Frage muss sich
jedem aufdrängen, der ein normaldurchschnittliches Rechtsempfinden besitzt.

Ein ALG-II-Betroffener (parteilos)

„Möglich“ reicht nicht: Es muss auch die konkrete Gefahr eines Angriffs
auf bestimmbare Personen oder benennbare Grundlagen des Staates
bestehen, um Festplatten Verdächtiger auszuspähen („Spiegel-Online“)
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„Unzulässige staatliche Beihilfe“: EU-Kommission untersucht
Milliarden-Hilfe für deutsche Krisenbanken („Spiegel-Online“)

Warum nicht mit dem ollen Beust: Die Grünen haben schließlich
auch schon mit Wolfgang Clement koaliert („Spiegel-Online“)

Stress macht krank: Beck, Wulff, Koch liegen mit Grippe im Bett („Stern“)

Der Senat muss sich für das
Behördenunrecht entschuldigen!

Der Bremer Senat ist unmissverständlich auf-
gefordert, sich für Drangsalierungen und men-
schenverachtende Praxis, die in seinem Na-
men durch die Behörden (hier Bagis und an-
dere) und Teile der Gerichtsbarkeit verursacht
werden, öffentlich zu entschuldigen und sofort
andere Arbeitsanweisungen zu veranlassen! –

Nun hat auch Hamburg gewählt. Das Ka-
pital hat es nicht geschafft, „seine“ Regierung
mit CDU und FDP durchzubringen. Wahlge-
winner ist trotz geringer Stimmenzahl „Die Lin-
ke“ mit 6,4 Prozent. Massiv hatte das Kapital
über die Medien versucht, mit der Keule des

Antikommunismus „Die Linke“ aus der Bürgerschaft fernzuhalten, um ihr Desas-
ter der sich ausweitenden Steuerhinterziehungsaffären zu übertönen. Aber das
hat nicht geklappt! Theoretisch hätten SPD, Grüne und „Linke“ eine Mehrheit und
könnten die CDU ablösen. Aber erstens will die SPD das gar nicht, und zweitens
sollte sich „Die Linke“ lieber auf eine offensive Oppositionsarbeit konzentrieren
und die enge Verbindung mit den gewerkschaftlichen Kämpfen und der außerpar-
lamentarischen Opposition – wie zum Beispiel der Montagsdemo – suchen und
festigen. An Hessen und nun auch Hamburg sieht man, das Volk will eine andere
Politik: Hartz IV muss weg und viele andere Dinge. Wenn die Herrschenden das
nicht zur Kenntnis nehmen wollen, müssen sie sich eben auf immer mehr Unre-
gierbarkeit einstellen!

Wir haben gerade da die Aufgabe und Chance, immer mehr Menschen zu ge-
winnen, sich auf die gemeinsamen Interessen als Werktätige – ob arbeitslos oder
arbeitend – zu besinnen und solidarisch für eine Veränderung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse einzutreten. Die Warnstreiks im öffentlichen Dienst gehen wei-
ter. Schäuble verharrt auf seiner Mogelpackung: 0,4 Prozent Steigerung will er
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als fünf Prozent verkaufen. Dieses faule Angebot erkennen die Kollegen und sind
heiß, dass es bald richtig losgeht, mit Urabstimmung und Streik. Bei einem Kin-
dergarten hier in Bremen war beim Warnstreik die ganze Eingangstür mit Solida-
ritätserklärungen und -grüßen geschmückt. Klar, dass die Eltern sich untereinan-
der halfen: Wir fallen den Kollegen nicht in den Rücken! Der schnelle Abschluss in
der Stahlindustrie, zu der auch Arcelor-Mittal Bremen gehört, zeigt, wie viel Angst
die Herren Stahlbosse vor kämpfenden Arbeitern haben!

Der Fall Zumwinkel ist nur die Spitze eines Eisbergs der Macht- und Profit-
gier der größten Monopole. Die sogenannten „leeren Kassen“ sind leer gewor-
den durch die Machenschaften der internationalen Monopole und ihrer Organi-
sationen von Weltbank bis Weltwährungsfonds. Die ganze EU-Politik mit den so-
genannten Lissabonner Beschlüssen organisiert diese massive Umverteilung zu-
gunsten der weltgrößten Konzerne. Jede gewerkschaftliche Forderung und je-
de Streikaktion wird unweigerlich mit den Kapitalinteressen in schärfsten Konflikt
kommen und dadurch zunehmend auch politischen Charakter annehmen. Immer
mehr Menschen wird die Verlogenheit der bürgerlichen Lebenslügen klar werden,
und sie werden Forderungen aufstellen!

Jobst Roselius

Rechtsprechung nach
Gutsherrenart

Es bleibt länger hell, man sieht einander besser,
und die Montagsdemo ist auch auffälliger. Rund
40 Menschen kamen oder blieben stehen zur 171.
Montagsdemo am 25. Februar 2008 in Bremen.
Freudig und gestärkt konnten wir vom selbstver-
anstalteten Regionaltreffen der nordwestdeutschen
Montagsdemos berichten und die Resolution für ein
uneingeschränkt nutzbares Offenes Mikrofon an al-
len Orten und zu allen Gelegenheiten vortragen.

Natürlich wurde auch die Hamburger Wahl kom-
mentiert. Der Einzug der „Linken“ bringt die Herr-
schaften mit ihrem Scheuklappendenken ganz schön
durcheinander. Die Ablösung vom bürgerlichen Par-
lamentarismus schreitet voran. Das ist Aufgabe und

Chance für uns, neue Kräfte für eine kämpferische Opposition von unten zu
gewinnen.
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Was ein Hartz-IV-Betroffener erfahren kann an Versagung, Einschränkung,
Willkür, Zynismus, Quälerei und unüberlegtem Sadismus durch Behörden wie die
„Bremer Arbeitsgemeinschaft für Integration und Soziales“ und andere – sowie
durch manipulierte bürgerliche Gerichte, in denen das Personal nach Gutsher-
renart für die gewünschten Urteile herumgeschoben wird, alles unter Verantwor-
tung des Bremer Senats –, was er da erleben kann und wie er fertiggemacht wird,
wurde durch das Verlesen eines Gerichtsurteils auf zweiter Ebene wieder einmal
drastisch vor Augen geführt. Der Senat wird unmissverständlich aufgefordert, die-
se Anweisungen und Verwaltungspraxis sofort zu ändern und sich vor der bremi-
schen Bevölkerung auf dem Marktplatz öffentlich zu entschuldigen!

Jetzt wird das Sozialgesetzbuch auch noch in der Weise geändert, dass
die Veränderung des Streitwerts eine Unmenge von Widersprüchen und Klagen
scheitern lassen wird. Das alles sind schleichende Bestandteile der fortschreiten-
den Faschisierung des Staatsapparates und der Entmündigung der Gesellschaft!
Wir können nur alle Angestellten und Beamten der Verwaltungen in Bund und
Ländern aufrufen: Macht da nicht mit! Werdet aktiv in der Tarifrunde des öffent-
lichen Dienstes! Zeigt Schäuble und Konsorten, dass ihr den imperialistischen
Kurs nach innen und außen nicht mitgehen wollt!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Zwergenaufstand: Michi Naumann will nicht selbst schuld sein
an seiner Wahlniederlage („Spiegel-Online“)

Neue Ratschläge für Ypsi-Püppsi: „Wer Ministerpräsidentin des Landes Hes-
sen werden will, sollte wenigstens lesen und begreifen können“ („Focus“)

Linksruck: Koch kritisiert Job-Kahlschlag der Konzerne („Spiegel-Online“)

Statistikwunder: „Jobboom“ trotz Jobvernichtungswelle („Rote Fahne News“)

Sarrazin für Schwarzarbeit: Dann kann der Hartz-IV-Regelsatz
schön niedrig bleiben („Spiegel-Online“)

Tränchen im Äuglein: Alle haben Zumwinkel wieder lieb („Spiegel-Online“)

Zwergenaufstand: Matzi-Platzi und Müde-Fering schmieden (kein)
neoliberales Komplott gegen ihren Nachfolger („Spiegel-Online“)

Armut im Geiste: So eine Truppe soll in einem anderen
Land für Ordnung sorgen? („Bild“-Zeitung)

CSU bei Kommunalwahl abgewatscht: SPD-Bürgermeister
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siegen in München und Nürnberg („Spiegel-Online“)

Sturmtief: „Emma“ wütet durch Deutschland („Stern“)

Fünf Prozent für Nürnberger „Linke“: Sieben Monate vor der Landtagswahl
scheint die absolute CSU-Mehrheit gefährdet („Focus“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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172. Bremer Montagsdemo

am 03. 03. 2008

Stoppt Nazi-Vandalismus!
NPD verbieten!

Seit Beginn dieses Jahres häufen sich Nazi-Anschläge auf Bremer Einrichtun-
gen. Der „Infoladen“ der „Rosa-Luxemburg-Initiative“ wurde schon zwei Mal Ziel
von faschistischen Übergriffen. Mitte Februar wurden vier weitere Anschläge be-
kannt. Zuerst traf es die Jugendbildungsstätte des „Lidice“-Hauses auf dem Stadt-
werder. Es folgten Schmierereien und Steinwürfe auf eine Wohngemeinschaft
in Bremen-Nord sowie auf die Räume der ehemaligen Jugendbildungsstätte in
Bremen-Lesum.

Der Bremer „Infoladen“ in der Sankt-Pauli-Straße, in dem seit Anfang 2002
das „Archiv der sozialen Bewegungen“ untergebracht ist, wurde schon zum wie-
derholten Mal zum Angriffsziel der faschistischen Steinewerfer, wobei drei große
Fensterscheiben zu Bruch gingen. Dabei hinterließen die Nazis ihre Duftmarken
in Form von aufgeschmierten Hakenkreuzen, SS-Runen und dem Schriftzug „
C18“. Dies ist eine Chiffre, die für Hitlers Initialen und als Symbol für die Nazi-
Organisation “Blood and Honour” steht. Alle Anschläge zeigen mithin eindeutig
dieselbe Handschrift.

Dies zeigt erneut, wie dringend ein Verbot der NPD und aller anderen faschis-
tischen Organisationen ist! Die Bremer Montagsdemo verurteilt die Anschläge auf
das Schärfste und erklärt sich mit den betroffenen Objekten und Initiativen soli-
darisch. Wir fordern eine schnelle und konsequente polizeiliche Verfolgung und
eine baldige Bestrafung der Täter!

von den 25 Teilnehmer(inne)n der 172. Montagsdemo einstimmig beschlossen

In Sachen Nazi-Anschläge gibt es noch zu berichten, dass im Februar Übergrif-
fe auch in Osterholz-Scharmbeck stattgefunden haben. In der Nacht vom 18. auf
den 19. Februar 2008 wurde zeitgleich mit dem Anschlag auf den Bremer „Infola-
den“ in der Sankt-Pauli-Straße das dortige Kulturzentrum angegriffen. Die Täter,
die dem Vernehmen nach aus Verden kamen, schlugen zehn Scheiben ein und
sprühten an die Vorderfront des Hauses die Worte: „Linke Zentren angreifen“.
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In derselben Nacht wurde in der Nachbarstadt auch
das Denkmal für die ehemalige jüdische Synagoge
mit Hakenkreuzen geschändet! Dies war die zweite
faschistische Untat nach einem Brandanschlag am 7.
November 2006 gegen das Denkmal. Damals wurde
bei dem Anschlag die Plane, die das Denkmal ver-
hüllte, in Brand gesteckt. Dem Bremer „Infoladen“ zu-
folge stellen die Anschläge keine Einzelfälle dar. Ne-
ben Übergriffen bei Fußballspielen und auf linke Ver-
anstaltungen trifft es auch Menschen, die nicht in ihr
faschistisches Bild passen (Quelle: „Indymedia“).

Im Januar wurde ein Obdachloser, der im Eingangsbereich des Ladens
schlief, zweimal kurz hintereinander von „Unbekannten“ angegriffen und durch
Messerstiche lebensgefährlich verletzt („Weser-Kurier“ vom 16. Januar 2008). Die
Staatsanwaltschaft ermittelt wegen versuchten Mordes, und die Vermutung liegt
sehr nahe, dass der oder die Täter nur aus dem genannten Nazi-Umfeld kommen
können!

Die Initiative „Bremerinnen und Bremer gegen Obdachlosigkeit“, von deren
zahlreichen phantasievollen Aktionen in der Innenstadt schon berichtet wurde,
hat sich kurz nach der Tat mit den empörten Anwohner(inne)n in der Sankt-Pauli-
Straße in Verbindung gesetzt, um zu beraten, was weiterhin unternommen wer-
den kann.

Die Gleichzeitigkeit der Anschläge gegen linke Einrichtungen an verschiede-
nen Orten zeigt mit großer Deutlichkeit, dass die Faschisten immer öfter koordi-
niert vorgehen und ihre Kräfte überregional bündeln. Dieses Phänomen ist schon
seit längerer Zeit zu beobachten, und offenbar gelingt ihnen das von Mal zu Mal
besser. Ich denke, es wird höchste Zeit, dass auch wir unsere Kräfte überregio-
nal besser koordinieren, um der faschistischen Gefahr mit gemeinsamen Protest-
aktionen noch wirkungsvoller entgegentreten zu können!

Ergänzung von Wieland von Hodenberg
(„Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

„Odysseus“ Schell droht mit neuen Streiks: Die Kompromiss-Rhetorik
verbirgt, dass der Bahn-Konzern der GDL in Kernfragen wie der Au-
tonomie praktisch nicht entgegengekommen ist („Spiegel-Online“)

Das kann niemand verstehen, auch Geißler nicht: Rumpelstilzchen
weigert sich (nicht mehr) zu unterschreiben („Spiegel-Online“)

Ab Montag wird gestreikt: Die Bahn hat die Lokführer-Gewerkschaft
monatelang getäuscht und in die Irre geführt („Spiegel-Online“)
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Riesenprofite – dank
Massenentlassungen?

An Arbeitsplätzen, die abgebaut werden sol-
len, sind letzte Woche dazugekommen: bei
BMW 8.000, bei Siemens 7.000, bei Henkel
3.000. All diese Konzerne haben im letzten
Jahr hohe Gewinne gemacht: BMW 3,7 Mil-
liarden, Henkel 941 Millionen Euro. So sieht
das von Merkel und Konsorten beschworene
„Jobwunder“ aus: Für die bisher regulär Be-
schäftigten ist es ein „blaues Wunder“!

Immer mehr Firmen betreiben „Outsour-
cing“: Arbeit und Risiko werden Leihfirmen
übertragen. Leiharbeiter und Niedriglöhner
sind es, die solche Riesenprofite erwirtschaf-
ten. Deutschland hat in Europa inzwischen

den zweitgrößten Anteil an Niedriglöhnern! Immer mehr Menschen können von
ihrem Lohn nicht mehr leben, geschweige denn eine Familie ernähren und
versorgen!

Erinnert ihr euch noch an die Vulkan-Pleite? Die meisten früheren Werftarbei-
ter sind heute „in Hartz IV“. Aber der frühere Vorstandsvorsitzende Hennemann
hat jetzt 174.000 Euro Nachzahlung zugesprochen bekommen – als kleine Anpas-
sung seiner Altersbezüge! Oder Nokia-Chef Kallasvuo: Er bekommt pro Jahr zehn
Millionen Euro Gehalt, dazu Aktienoptionen und langfristige Vergütungsanteile.

Man muss nicht nur die Steuerhinterzieher wie Zumwinkel sehen: Die ganze
kleine, aber fette Oberschicht bereichert sich völlig legal, Tag für Tag und immer
dreister auf Kosten der Armen, der Arbeiter und Angestellten! Die Berliner Mo-
nopolpolitiker machen dafür die Gesetze. Deshalb weg mit den Hartz-Gesetzen!
Für das Verbot von Zeit- und Leiharbeit! Für die 30-Stunden-Woche bei vollem
Lohnausgleich!

Wolfgang Lange (MLPD)

Soziale Spaltung dramatischer als angenommen: Unter dem Druck der Glo-
balisierung zerbricht die alte Balance der Bundesrepublik („Spiegel-Online“)

Regierungsvertreter in SPD-Gremien gerüffelt: Fünf Jahre nach Ankündi-
gung der Agenda 2010 geben die Parteilinken den Ton an („Spiegel-Online“)
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Dumping- und Mindestlöhne
Was steckt dahinter, dass Politiker(innen) von CDU
und SPD uns im neoliberalen Zeitgeist mithilfe der
Medien vermitteln wollen, dass „sozial“ sei, „was
Arbeit schafft“? Die Mehrheit der Menschen wird
bestohlen, indem sie gezwungen sind, Lohnarbeit
zu verrichten. Den Mehrwert ihrer Arbeit kassiert
der Unternehmer. Im kapitalistischen System gehö-
ren der Boden, die Fabriken, die Maschinen nicht
den arbeitenden Menschen, sondern ganz wenigen
Reichen. Dies stellt den Diebstahl dar. Der Arbeiter
und die Arbeiterin bekommen nicht den Wert ihrer

Arbeit bezahlt, sondern nur den Erhalt ihrer Arbeitskraft, damit der Mensch weiter
arbeiten kann, wie es sich das Kapital wünscht. Die Krisen, die im kapitalistischen
System immer wiederkehren, sorgen dafür, dass Menschen entlassen werden.
Das verstärkt die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt.

Karl Marx sagt in Band I des „Kapitals“: „Die kapitalistische Produktion entwi-
ckelt die Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses,
indem sie zugleich die Springquellen allen Reichtums untergräbt: die Erde und
den Arbeiter.“ (MEW 23, Seiten 529/530)

Die „Bolkenstein-Richtline“ der EU besagt, dass sich die in Europa gezahlten
Löhne nach den Löhnen im europäischen „Herkunftsland“ richten sollen. Das be-
deutet, dass ein Mensch zum Beispiel aus Polen, der bei uns arbeitet, nur den
Mindestlohn aus seinem Herkunftsland erhält und nicht den, der bei uns nach Ta-
rifrecht gezahlt wird. Der Europäische Gerichtshof stimmte dem zu. Das beweist,
dass die „Sozialcharta“ nicht das Papier wert ist, auf dem sie steht! Wir haben
zum Beispiel nicht das Recht, sie einzuklagen. Offiziell gibt sich die EU sozial, in
Wirklichkeit werden nur die Interessen der kleinen Minderheit von Reichen ver-
treten! Die Aufrüstung wird jährlich mit drei Prozent gefördert, um „humanitäre
Kriegseinsätze“ zu führen, die nichts weiter sind als Kriege zur Sicherung von
Rohstoffquellen! Für die meisten Menschen ist es schwer, die wahren Hintergrün-
de von Kriegen und Sozialabbau zu durchschauen. Dass die Medien im Sinne
des Kapitals die Mehrheit der Bevölkerung über die gesellschaftlichen Ursachen
von Ausbeutung und sozialer Ungerechtigkeit belügen und betrügen, ist gängige
Alltagspraxis.

Die Mehrheit der Menschen bringt jenen gesellschaftlichen Reichtum hervor,
den sich die Reichen aneignen. Sie sind hauptsächlich verantwortlich dafür, dass
so viele in materieller und Bildungsarmut leben müssen! Die Steuern zahlt die
Mehrheit der Bevölkerung. Auch wenn Reiche Steuern zahlen, sind das nicht ihre
Steuern, sondern sie stammen von der Mehrheit der Bevölkerung. Warum sollen
wir mit unseren Steuergeldern die Armut finanzieren, damit einige wenige auf un-
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sere Kosten reich sind? Die Konzerne und Banken zahlen immer weniger Steu-
ern! Sie sorgen dafür, dass die Kassen des Bundes, der Länder und Gemein-
den leer sind! Gesellschaftlich notwendige Arbeit in Krankenhäusern, Kinderkrip-
pen oder Alteneinrichtungen kann nicht mehr sozial gerecht finanziert werden.
Die Gewinne der Konzerne vermehren sich durch weniger Steuereinzahlungen.
Die Privatisierung des öffentlichen Dienstes führt dazu, dass Strom, Wasser und
Energie, also die öffentliche Daseinsversorgung, immer teurer werden, wie sich
am öffentlichen Nah- und Fernverkehr deutlich zeigt.

Die wichtige Erkenntnis, die wir aus alldem ziehen können, lautet, dass der
Mehrheit der Bevölkerung der Reichtum gehören muss, und zwar durch eine Um-
kehr der Umverteilung! Für uns stellt sich die Frage: Wie können wir uns nehmen,
was uns zusteht, damit wir nicht in Armut leben müssen, sondern in Würde leben
können? Alle von Armut betroffenen und bedrohten Menschen sind aufgerufen,
sich zu organisieren und solidarisch zu kämpfen: für eine andere Welt, die nötig
ist!

Die „Wohlfahrtsverbände“ haben erst tarifrechtliche Arbeitsplätze vernichtet
und ersetzen heute normale Arbeitsplätze durch Ein-Euro-Jobs. Diese Stellen
sind nicht „zusätzlich“ oder „gemeinnützig“: Es handelt sich um Zwangsarbeits-
verhältnisse! Auf einer Anhörung der „Linken“ zum Thema Arbeit sagte Uwe Lan-
ge von der „Bras“: „Wir brauchen sie, denn die Ein-Euro-Jobs sind billig!“

Das Recht auf Arbeit darf nie eine Zwangsmaßnahme sein! Doch die Hartz-
Gesetze zwingen Menschen in Ein-Euro-Jobs hinein: Weigern sie sich, wird ih-
nen das Existenzrecht genommen! Es geht darum, die gesellschaftlich notwendi-
ge Arbeit zu verbilligen, damit das Kapital, das weniger Steuern zahlt, mehr Ge-
winne auf Kosten der Allgemeinheit machen kann. Hartz IV geht hauptsächlich
auf Kosten von uns Frauen: Wir arbeiten vor allem in Beschäftigungsverhältnis-
sen, die verarmen lassen, und sind meist unterbezahlt. Das führt bei Frauen zu
niedrigen Rentenansprüchen. Frauen werden gezwungen zu arbeiten, wenn das
Einkommen des Mannes nicht ausreicht. Auf der anderen Seite dürfen sie nicht
arbeiten und werden in die Abhängigkeit vom Einkommen des Ehemannes ge-
trieben. Das zeugt von der verlogenen und doppelten Moral der Hartz-Gesetze,
die frauenverachtend sind!

Der Hartz-IV-Regelsatz müsste etwa bei 500, nicht bei 347 Euro liegen. Da-
von sollen auch noch 45 Euro als Pauschale zurückgelegt werden, um für Zahn-
ersatz oder Haushaltsgegenstände ansparen zu können – was unmöglich ist, da
kein Mensch von 302 Euro in Monat leben und sich gesund ernähren kann! Die
Menschen sollen ganz bewusst gezwungen werden, durch die Arbeitslosigkeit,
die das kapitalistische System verursacht, für zu wenig Geld immer länger zu ar-
beiten. Aus lähmender Angst wehren sich noch viel zu wenige gegen das un-
menschliche System, vor allem gegen Hartz IV und die Agenda 2010. Die „Wohl-
fahrtsverbände“ sind aufgerufen, sich von der Rolle des Helfershelfers und des
verlängerten Arms des kapitalistischen Systems zu befreien und ihm nicht länger
zu dienen! Sie sind aufgerufen, sich zu fragen: Wie können wir gesellschaftlich
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notwendige Arbeit finanzieren, ohne dass die Menschen verarmen, ohne ihnen
den Arbeitnehmerstatus zu rauben, ohne sie zu entwürdigen und zu Zwangsar-
beitsverhältnissen zu nötigen? Sie sollten sich die Frage stellen: Haben wir wirk-
lich Widerstand gegen die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze organisiert, ge-
gen das System Kapitalismus, das dies alles zu verantworten hat?

Der Satz „Alles, was Arbeit schafft, ist sozial“ ist falsch! Der Billiglohnsektor
und die unbezahlte Arbeit führen dazu, dass immer weniger in die sozialen Siche-
rungssysteme eingezahlt wird. Die Privatisierung und Kapitalisierung des Renten-
systems ist abzulehnen, da dies nur die Gewinne der Versicherungsgesellschaf-
ten, der Banken und der Börse vermehrt. Es gilt zu kämpfen: Für die Erhöhung
des Regelsatzes auf 500 Euro, einen Mindestlohn von zehn Euro in der Stunde
und die Einführung der 30-Stunden-Woche bei vollem Personal- und Lohnaus-
gleich! Gegen den Überwachungsstaat und die Aufrüstung von Polizei und Armee
zum Schutz der Reichen! Die Reichen verbergen ihre Minderwertigkeitskomple-
xe hinter einem Luxus, den sie nicht benötigen, und sie verursachen den Tod von
Millionen Menschen. Wir brauchen keine Waren, um die Profite von wenigen zu
vermehren und die Natur zu zerstören! Was wir dringend brauchen, sind preis-
günstige Gebrauchsgüter und eine ökologische und demokratische Wirtschafts-
weise! Nehmen wir uns, was uns zusteht! Kämpfen wir für eine Gesellschaft, die
aus der Barbarei des Kapitalismus herausführt, die solidarisch ist und in der der
Mensch ein Mensch sein kann!

Bettina Fenzel (parteilos)

Volk lässt Dampf ab: Hochdruck-Sarkotzy bei
Kommunalwahl eingekocht („Spiegel-Online“)

Junge Menschen früh dem Obdach-
losenmilieu zu überlassen,

ist zynisch – und teuer
1. Die Bundesregierung muss der EU-Kommission zufolge mehr gegen Kinder-
armut tun. In Deutschland ist jedes achte Kind – das sind immerhin zwölf Pro-
zent – dem Armutsrisiko ausgesetzt, wie es in dem in Brüssel vorgestellten Sozi-
albericht der Kommission für 2008 heißt. Bei fast jedem zehnten Kind sind beide
Eltern arbeitslos – und das trotz der zuletzt deutlich gesunkenen Arbeitslosenra-
ten. Statistiken fälschen ist eben nicht alles!

Ein Armutsrisiko besteht den Kommissionsexperten zufolge, wenn die Fami-
lie der Kinder nur über maximal 60 Prozent des Durchschnittseinkommens ver-
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fügt. Aber dank Hartz IV gibt es noch eine Steigerungsmöglichkeit! So wächst
die Zahl junger Obdachloser: Ihr Weg führt vom Kinderzimmer aus direkt auf die
Straße! Schon wieder bietet sich eine Gelegenheit, die Statistik zu fälschen und
von gesunkener Jugendarbeitslosigkeit zu sprechen. Die Zahl der von Obdach-
losigkeit bedrohten jungen Erwachsenen steigt: Laut den Zahlen der Hamburger
Sozialbehörde wuchs die Gruppe der 18- bis 25-Jährigen im Vergleich des Jah-
res 2006 zum Jahr 2007 um fünf Prozent an.

Der Leiter des „Obdachlosenprojektes der Hamburger Jugendhilfe“, Kay Pol-
ter, beobachtet den deutlichen Anstieg von Obdachlosigkeit gefährdeter junger
Menschen mit Sorge. Er sieht das Phänomen als Folgeerscheinung der Hartz-
IV-Reform, weil Unterfünfundzwanzigjährige seither keinen eigenen Wohnraum
mehr von den Sozialämtern finanziert bekommen. Die Regelung sieht vor, dass
junge Menschen, die finanziell nicht auf eigenen Füßen stehen, bei ihren El-
tern wohnen bleiben. Wenn „Überflüssigen“-Familien mit chronischem Geldman-
gel und einer nicht vorhandenen Zukunft in beengten Wohnverhältnissen vor sich
hinvegetieren müssen, ist die Gefahr von Streitereien und Zerwürfnissen größer
als bei Familien, die unter menschenwürdigen Bedingungen existieren können.
Da werden junge Menschen früh dem Obdachlosenmilieu überlassen, obwohl je-
der weiß, dass dies oft der Anfang vom Ende ist!

Es ist unglaublich beschämend, welche „Blüten“ dieses unsäglich menschen-
verachtende Hartz IV zu treiben vermag, „Kaktusblüten“ sind das wohl eher! Es
wird zwar an Sozialwohnungen für Alleinstehende unter 25 Jahren gespart, aber
gleichzeitig wird eine Gruppe von Menschen produziert, die sich im späteren Le-
ben als „betreuungsintensive Härtefälle“ entpuppen werden. Und das wird dann
richtig teuer, sofern diese Klientel nicht das Portemonnaie der Gesellschaft durch
„sozialverträgliches Ableben“ – zum Beispiel Kältetod auf der Straße, Hungertod
im Wald - schont! Ist das zynisch! Ist das zum Kotzen!

2. Das Frühjahr ist traditionell die Zeit der Kom-
munions- und Konfirmationsfeiern sowie Jugend-
weihen. Sie sind einmalige Feiern im Leben eines
Menschen. Geschenke , die zu diesem Anlass ge-
macht werden, auf ALG-II-Leistungen anzurech-
nen, ist deshalb ein Skandal! Die Hartz-Gesetze
verpflichten die Agentur für Arbeit, Geschenke im
Wert von über 50 Euro auf die Leistungen zum
Lebensunterhalt anzurechnen. Die Kirchen verste-
hen sich als Glaubensgemeinschaften, deren Le-
benspraxis auf dem Prinzip der Gleichheit aller

Menschen, der Nächstenliebe und einer gerechten und solidarischen Güterver-
teilung basieren. In ihrem Sozialwort „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerech-
tigkeit“ von 1997 haben evangelische und katholische Kirche sehr konkret be-
schrieben, was diese Prinzipien aus ihrer Sicht für das praktische Leben und Wirt-
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schaften heute bedeuten. Die in unserer Gesellschaft existierende Armut mit dem
gleichzeitig bestehenden Reichtum dieser Gesellschaft zu bekämpfen, war eine
der konkreten Forderungen des Sozialwortes. Die Kirchen sind daher an dieser
Stelle gefordert, endlich aktiv zu werden!

In der „Verordnung zur Berechnung von Einkommen sowie zur Nichtberück-
sichtigung von Einkommen und Vermögen beim Arbeitslosengeld II/Sozialgeld“
heißt es in § 1: „Als Einkommen sind nicht zu berücksichtigen: einmalige Ein-
nahmen und Einnahmen, die in größeren als monatlichen Zeitabständen anfal-
len, wenn sie 50 Euro jährlich nicht übersteigen“. Nach dem Hartz-IV-Gesetz ist
bei Einnahmen immer zu prüfen, ob die „Bedürftigkeit“ der Bedarfsgemeinschaft
gegeben ist. Das gilt auch für Konfirmations-, Kommunions- und Jugendweihe-
geschenke. Geschenke bis zu einem Wert von 50 Euro sind kein Problem. Aber
alles, was darüber hinausgeht, gilt grundsätzlich als Einnahme. Und diese sind
grundsätzlich auf die ALG-II-Leistung anzurechnen. Anderseits haben die Arbeits-
agenturen vor Ort Ermessensspielräume, müssen also nicht automatisch alle Ge-
schenke im Wert von über 50 Euro auf die ALG-II-Leistungen anrechnen.

3. Zum 1. März 2008 sind gesetzliche Neuregelungen in Kraft getreten. Zum Bei-
spiel soll es für ältere Langzeitarbeitslose über 58 Jahre in der Regel nur noch
Arbeitsdienste geben. Nach dem Auslaufen der sogenannten 58er-Regelung
zum 31. Dezember 2007 sollen Härten für Empfänger von Arbeitslosengeld II
durch folgende Regelungen abgemildert werden: ALG-II-Bezieher ab dem 58. Le-
bensjahr sollen nunmehr unverzüglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgelegenheit
vermittelt werden. Gelingt dies nicht, soll im Abstand von jeweils sechs Monaten
geprüft werden, welche Maßnahmen zur Eingliederung in eine Beschäftigung er-
forderlich sind.

Was soll daran „abgemildert“ sein? Der Reichstag steht ja noch, und das
andere er„reich“en sie auch noch! Ein Staat, der seine Alten versklavt: Schlim-
mer geht’s nimmer! Andererseits: Je mehr man sie quält, desto schneller sterben
sie an Herzinfarkt, Krebs oder Ähnlichem, etwa den Spätfolgen vom dauernden
Stress. Dadurch lassen sich dann später Rentenauszahlungen und Grundsiche-
rung einsparen. Das ist die neue zynische Sparformel! Wie wäre es mit der Alter-
native, einfach die Überachtundfünfzigjährigen zu bezahlen und sie in Ruhe der
Rente entgegendämmern zu lassen – oder es ihnen freizustellen, sich selbst ei-
ne für sie sinnvolle Beschäftigung zu suchen? Man kann solche Maßnahmen auf
freiwilliger Basis anbieten: Wer es braucht, kann es mitmachen! Mich stört bei
diesen ganzen „Maßnahmen“, dass der Zielgruppe dabei jegliche Form von Mit-
sprache und Einflussnahme vorenthalten bleibt, von den gesetzlichen Regelun-
gen her gesehen!

4. Das „Deutsche Historische Museum“ gewinnt die „Goldenen Raffzähne 2007“!
Der Gewinner des vom „Fairwork“-Vereins vergebenen Preises für das dreisteste
Praktikumsangebot des Jahres ist eine Einrichtung, wo Hochschulabsolventen
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nicht nur sechs Monate lang bei einer Wochenarbeitszeit von 39 Stunden unbe-
zahlt beschäftigt werden, sondern dabei auch so gut wie alle Rechte abtreten: Al-
le durch die Praktikanten verfassten Texte gehen ohne jegliche Vergütung in das
alleinige Nutzungsrecht des „Deutschen Historischen Museums“ über.

Außerdem wird dem Praktikanten im vorliegenden Fall der Urlaubsanspruch
verwehrt und keine Unfallfürsorge zugestanden. Die Freizeichnung von der So-
zialversicherungspflicht ist darüber hinaus gerade für eine auch mit Steuermit-
teln finanzierte Einrichtung skandalös. „Leider ist das Museum damit ein trauri-
ges Beispiel dafür, dass auch der öffentlich-rechtliche Status kein Garant für faire
Praktikumsbedingungen ist“, so Bettina König, Vorsitzende von „Fairwork“.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Sie hat das Näslein voll von der Spöttelei: Ypsi-Püppsi will sich nächsten
Monat vielleicht zur „Roten Königin“ von Hessen küren lassen („Die Welt“)

Billig bauen, streichen und sanie-
ren mit dem Sozialgesetzbuch

1. Letzten Donnerstag, am 28. Februar 2008, hat die staatliche Bremer Deputation
für Arbeit und Gesundheit vormittags eine Sondersitzung eingelegt. Es wurden
beschlossen, die Stellen nach § 16 SGB II, die sogenannten Ein-Euro-Jobs, wie
in der Vorlage aufgezeigt zu verringern und 300 Stellen nach der „Entgeltvariante“
gemäß § 16a SGB II zu schaffen. Mit diesem Beschluss wurden die Weichen für
eine „Vermittlungsglanzleistung“ geschaffen: Alle 300 Stellen gemäß § 16a sind
besetzt, oder?

Nachmittags begann die Veranstaltung zum Thema in den Räumen der „Blau-
en Karawane“. Frau Schön von den Grünen und Staatsrat Schuster von der SPD
verkauften diese Umgestaltung als „Erfolg“. Es ist auch ein Erfolg, aber nicht der
versprochene Durchbruch. Ist es die Reaktion des politischen Personals auf die
Lage der Beschäftigungsträger wegen anstehender Regressforderungen? Diese
Ein-Euro-Jobs sind nicht gemeinnützig und waren es auch nie! Die Früchte die-
ses Handelns gehören den Ein-Euro-Mitarbeiter(inne)n und darüber hinaus in die
Kasse der Freien Hansestadt Bremen!

Schon vor einem Jahr war dies in den gleichen Räumen Thema. Es hat sich
keiner gefunden, der sagte, die Ein-Euro-Jobs bei ihm oder bei seinem Träger sei-
en gemeinnützig! „Bras“-Geschäftsführer Uwe Lange ist damals früher gegangen
und diesmal gar nicht gekommen. Er hat die Umgestaltung der Ein-Euro-Jobs
händeringend gefordert und dabei alle Vorzüge des § 16a SGB II geschildert.
Zwischendurch kam seine Sorge betreffs der Gemeinnützigkeit zum Ausdruck.
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Herr Lange hatte seit Monaten den 1. März 2008 als Fixpunkt für neue Ar-
beitsverträge angepeilt. Das politische Personal hat dies mit der Sondersitzung
abgesichert. Die produktiven Ein-Euro-Mitarbeiter der „Bras“ haben neue Verträ-
ge nach § 16a des SGB II erhalten. Uwe Lange hat bei diesen Mitarbeitern künftig
kein Problem mit der „Gemeinnützigkeit“ mehr! Die „Zusätzlichkeit“ erfüllt er auch,
weil die Ein-Euro-Mitarbeiter beim Vergleich des Personalstandes (zwölf Mona-
te zurück) nicht mitzählen. Herr Lange kann mit seinem Unternehmen gestärkt in
die Zukunft gehen: Längere Verweildauer des Personals und keine Dispute mehr
mit der Handwerkskammer! Er kann mit den Verträgen nach § 16a SGB II alles
streichen und sanieren – und Bollerwagen, Möbel und alles andere bauen.

Und die Mitarbeiter(innen)? Wer einen Ein-Euro-Job hat oder hatte, der in
Wirklichkeit gar keiner ist, weil die Gemeinnützigkeit nicht gegeben war, kann dies
bei der Bagis „reklamieren“. Wir sollten dies besprechen! Bagis und „bag“ müs-
sen Schadenersatz in Höhe des üblichen Tariflohns an den Betroffenen zahlen.
Es besteht ein öffentlich-rechtlicher Schadenersatzanspruch! Wie dies geht? Wir
gehen mit!

Die Bagis und die „bag“ werden sich
dieses Geld von der „Bras“ und den an-
deren Trägern wiederholen. Dies ist für al-
le Ein-Euro-Jobs möglich, weil die Verjäh-
rungsfrist vier Jahre beträgt. Selbst eine
Pleite oder Insolvenz des Trägers hat auf
die Durchsetzung der Forderung keinen
Einfluss, denn zahlungsverpflichtet ist die
Freie Hansestadt Bremen. Sie kann, wenn
falsche Angaben im Antrag standen, auch
auf das Privatvermögen der Verantwortlichen durchgreifen!

Was haben die Ein-Euro-Mitarbeiter(innen) außerdem davon? Einen länge-
ren Arbeitsvertrag! Aber die neuen Möglichkeiten der „Bras“ und der anderen pro-
duktiven Träger werden massiv Arbeitsplätze bei den Handwerksbetrieben in Bre-
men vernichten und darüber hinaus einen Lohnabsturz verursachen. Die Chan-
cen auf einen regulären Arbeitsplatz mit tariflicher Entlohnung auf dem ersten Ar-
beitsmarkt sind damit erheblich gesunken.

Verträge mit 1.200 Euro Bruttolohn sind nicht armutsfest. Hierbei besteht
meist weiterhin Anspruch auf ALG II. Beispiel: Ein(e) Alleinstehende(r) mit Regel-
satz 347, Miete 300 und Heizung 60 Euro erhält 707 Euro. Der Netto-Arbeitslohn
bei 1.200 Euro brutto beträgt circa 900 Euro. Somit besteht ein Anspruch auf ALG
II in Höhe von 87 Euro, weil das Einkommen um den Freibetrag (hier 280 Euro) zu
mindern ist. Dies ist kein Neuantrag! Der Bagis muss die Arbeitsaufnahme, also
das Bestehen eines neuen Arbeitsvertrages mitgeteilt werden. Gleichzeitig kann
die Weiterzahlung von ergänzendem ALG II beantragt werden.

Der Brief an die Bagis lautet: „Als Anlage erhalten Sie meinen neuen Ar-
beitsvertrag. Ich werde Sie über den ersten Zahlungseingang informieren. Ich be-
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antrage die Weiterzahlung von ALG II unter Anrechnung meines Arbeitslohns.“
Wenn dieser erst im April eingeht, besteht für März noch der ungekürzte ALG-
II-Anspruch! Die neuen Verträge sind richtige Arbeitsverträge. Somit können die
Mitarbeiter einen Betriebs- oder Personalrat wählen beziehungsweise stehen voll
unter dem Schutz der bestehenden Mitarbeiter(innen)vertretung!

Der Lohn von 1.200 Euro brutto für eine qualifizierte Arbeit ist sittenwidrig!
Daher empfiehlt es sich, durch das Arbeitsgericht die Angemessenheit prüfen zu
lassen. Wie dies geht? Wir gehen mit! Wer keinen neuen Vertrag abbekommen
hat und mit der bisherigen Zuweisung weiterhin zu einer unproduktiven Tätigkeit
erscheinen soll, kann ebenfalls die Überprüfung verlangen, weil jede Ein-Euro-
Tätigkeit über mehr als 20 Stunden wöchentlich anfechtbar ist.

Wer keinen neuen Vertrag erhalten hat und die Tätigkeit einstellen soll, möge
beachten, dass dies nur die Bagis verfügen darf. Daher umgehend die Bagis dar-
über informieren, die eigene Tätigkeit kritisch überdenken und wie vor verfahren!
Wir sind jeden Montag ab 17:30 Uhr auf dem Bremer Marktplatz und am Diens-
tag ab 16 Uhr im „Hibiduri“, Ecke Friedrich-Ebert-Straße/Thedinghauser Straße.
Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten!

2. Die Arbeitslosenstatistik wurde veröffentlicht. Die Zahlen sind verändert, aber
unverändert falsch. Eigentlich ist es mir egal, denn jeder Politiker, Gewerkschaf-
ter, Wirtschaftssachverständige oder Vertreter der „Ziege“, kurz: jede(r) politisch
Interessierte weiß dies!

Jeder Reporter ebenfalls? Bereits die Pressemeldung der Bundesagentur für
Arbeit ist zielführend unrichtig formuliert. Leider wird sie in den Folgemeldungen
überwiegend unkritisch übernommen. Diese Arbeitslosenstatistik sagt nichts über
die Zahl der Arbeitslosen aus, auch nichts über die Zahl der registrierten Arbeits-
losen, sondern sie zeigt auf, wie viel Personen nach den Bestimmungen über die
Erstellung dieser Statistik mitzuzählen sind. Mit der tatsächlichen Zahl der Ar-
beitslosen hat dies nichts zu tun! Nicht einmal die Entwicklung der Beschäftigung
lässt sich daraus ableiten.

Auch für die Zählung der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse
wurden die Rahmenbedingungen geändert. Mitgezählt werden jetzt auch die ge-
ringfügigen Beschäftigungen. Eigens herausgerechnet werden aus der Statistik
die „Saisoneinflüsse“. Die Änderung der Arbeitslosigkeit durch das neu eingeführ-
te Bau-Kurzarbeitergeld wird nicht beziffert, die Auswirkung der öffentlichen För-
derprogramme ebenfalls nicht.

Die Europäische Union hatte Deutschland wegen der geringen Beschäfti-
gungsquote bei den älteren Arbeitnehmern gerügt. Das Förderprogramm „50 plus“
in Bremen und anderswo ist eine direkte Folge davon. Erwähnt wurde dieser Ef-
fekt in der Statistik nicht. Gelobt wurden der „gute Arbeitsmarkt“ für die älteren
Arbeitnehmer und die „Vermittlungserfolge“ der Bundesagentur und der Arbeits-
gemeinschaften – von den Menschen, die um diese Ursache wissen!
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Leidtragende sind die immer noch Erwerbslosen. „Sie müssen sich intensiver
bemühen, der Arbeitsmarkt boomt!“ – das müssen sich die Betroffenen sagen
lassen. Der Druck wird erhöht, vielleicht taucht der Mensch ja unter, und es gibt
wieder einen weniger! Egal wohin: Es ist ein „Vermittlungserfolg“!

Leidtragend sind auch Menschen, die eine Erwerbsunfähigkeitsrente beantra-
gen. Eine volle derartige Rente wird bei einem „verschlossenen“ Arbeitsmarkt ge-
währt, auch wenn eigentlich nur die Voraussetzungen für eine kleine Erwerbsun-
fähigkeitsrente vorliegen. Beurteilt wird die „Verschlossenheit“ des Arbeitsmarktes
anhand der Kennzahl aus der Arbeitsmarktstatistik. Wie diese zustande kommt,
siehe das Voranstehende und die vorherigen Bremer Montagsdemos! Wer aktuell
keine volle Erwerbsunfähigkeitsrente zugesprochen bekommt, weil der Arbeits-
markt „nicht verschlossen“ ist, kann sich wehren! Wie dies geht? Wir gehen mit!

Die Arbeitslosenstatistik wird noch lächerlicher: Wer über 58 Jahre jung ist
und ein Jahr lang keinen Vermittlungsvorschlag von der Bundesagentur für Arbeit
oder der Arge erhalten hat, gilt nicht mehr als arbeitslos im Sinne dieser Statistik!
Eigentlich müssten die Akteure der Bundesrepublik Deutschland die Kosten für
diese Statistikerstellung erstatten, weil diese Zahlen nicht mehr zur Begründung
von politischen Entscheidungen tauglich sind! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen:
Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. Herr Hundt kommentierte die Entlassungsabsichten der Großunternehmen
(BMW minus 8.000 Menschen, Henkel 3.000, Siemens 7.000, Dresdner Bank
450, Telekom 10.000 jährlich) als „notwendig und zweitrangig“: Die kleinen Be-
triebe würden es ausgleichen, denn sie könnten nicht weglaufen! Allerdings be-
merke niemand die Personaleinstellungen der Kleinen, weil es keine Schlagzei-
len gebe.

Herr Hundt, die Entlassungen der Kleinen bemerkt auch keiner! Schlagzeilen
gibt es nur im Regionalteil: „Boehm & Leckner wird geschlossen!“ Wer kennt die-
se Firma? Es gibt einen Sozialplan für 50 Beschäftigte. Was bleibt? Die Auswir-
kungen dieser Arbeitsplatzvernichtung werden auch durch die Rahmenbedingun-
gen der Arbeitsmarktstatistik geschönt, denn durch die Mitbewertung der gering-
fügigen Tätigkeiten wird der Arbeitsplatzverlust überlagert! Ein Zufall?

Bei Nokia geht es inzwischen nur noch um das Wie der Werksschließung. Es
gibt eine Kündigung zum Sommer mit XXL-Abfindung. Dabei wollen die Mitarbei-
ter(innen) den Erhalt ihrer Arbeitsplätze, denn eine Abfindung wird bald von Hartz
IV vernichtet! In Deutschland kann kein Unternehmer gehindert werden, seinen
Betrieb zu schließen. Das muss nicht so bleiben: Wenn ein Betrieb geschlossen
werden soll, so ist den Mitarbeiter(inne)n alles zu überlassen – der Unternehmer
hat alle Rechte verloren, und die Belegschaft kann den Betrieb weiterführen! Dies
als Grundgedanke. Zur Umgestaltung der Beschäftigungsförderung siehe die 51.
Bremer Montagsdemo!

Frau Merkel hat Steuersenkungen zugunsten der Wirtschaft abgelehnt, so
der „Weser-Kurier“ vom 1. März 2008. „Ich sehe im Augenblick keinen Raum für
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Entlastungen“, sagte sie nach einem Gespräch mit den Spitzenverbänden. Nicht
erwähnt wurde in dieser Meldung, dass die Unternehmenssteuern gerade erst
gesenkt wurden: Die gesamte Mehrwertsteuererhöhung wurde an die Unterneh-
men weitergereicht! Aber es reicht den Vertretern der „Ziege“ nie!

Die Reichen zahlten am meisten, obwohl sie viele Positionen zur Steuerver-
minderung ansetzen könnten, so hatten es viele Medien zu vermelden. Na klar:
Die Frage, wer „reich“ ist, wurde ja nach der Steuererklärung beantwortet! Dass
erklärte Steuern bezahlt werden, daran hat keiner in den Medien gezweifelt, ob-
wohl der Bundesrechnungshof die lasche Beitreibung von Steuern mehr als ein-
mal gerügt hat.

Bisher ging es um die Steuerflucht durch Transfer von unversteuertem Geld
ins Ausland, noch nicht thematisiert wurden die „Stiftungen“ in Deutschland selbst.
Jedes Bundesland hat ein ausgefeiltes Stiftungsrecht. Da kann ein Unternehmer
schon durch die Auswahl des Bundeslandes für seine „Stiftung“ viel Gestaltungs-
spielraum gewinnen! Mithilfe einer solchen Einrichtung verschiebt sich die Erb-
schaftsteuerschuld, die Erbersatzsteuer, auf einen 30-jährigen Zyklus. Wer sich
heute in eine Stiftung einbringt, zahlt alle nur 30 Jahre die dann festzusetzende
Steuer!

Eine Stiftung zur Förderung der eigenen Familie ist auch in Deutschland mög-
lich. Eine gemeinnützige Stiftung kann bis zu einem Drittel zur Förderung der Fa-
milie eingesetzt werden. Auf die Feinheiten will ich hier nicht weiter eingehen. Es
ist für reiche Leute eine sehr interessante Möglichkeit! Wie sind denn die Unter-
nehmenserträge der Stiftungen bei der Aussage „Die Reichen zahlen am meisten“
gewertet worden?

Bremer Steuerleute hätten im Haushaltsloch 8,5 Millionen Euro überwiegend
„neu gefunden“, so der „Bremer Anzeiger“ vom 2. März 2008. Rechtzeitig zum
Internationalen Frauentag am 8. März 2008 wurden die Kürzungsdrohungen ge-
gen die Beratungs- und Unterstützungsstellen wie „Nitribitt“, die Mütterzentren
und den Notruf für Frauen zurückgenommen: Sie können weiterbestehen! Von
„Die Linke“ durch Anhörung der Betroffenen aufgegriffen und abgewehrt wurde
ein „Kürzungsschwerpunkt im weiblichem Bereich“: Links wirkt!

Für die Frauen wäre es eine gute Sache, wenn die Männerbünde in Bremen
und anderswo die Frauen gleichberechtigt akzeptieren würden, die Einladungen
zum „Schaffermahl“ und zur „Eiswette“ inklusive! Bremen ist eine weltoffene Stadt!
Bremen ist und war Vorreiter in vielen Bereichen. Wenn aber die Bremer Männer-
bünde so weitermachen, gilt die Freie Hansestadt Bremen demnächst als „Stadt
der Zurückgebliebenen“ wie im Mittelalter! Die „Handelskammer“ hat die Poten-
tiale und Fähigkeiten der Frauen erkannt und den „Club zu Bremen“ bereits vor
Jahren für Frauen gleichberechtigt geöffnet. Wenn die richtige Frau sich dieser
Aufgabe annehmen würde, könnte sie viel Schaden von Bremen abwenden!

Noch kurz zu einem weiteren „Überbleibsel“: Die Uno will 500.000 Euro ha-
ben, wenn sie „Willi“ nimmt, und zwar jährlich. Bisher ist diese Summe von der
CDU nicht bewilligt worden, sehr zum Leidwesen von Peter Struck. Der möch-
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te „Willi“ gerne als Uno-Sonderberater für Sport sehen. Die CDU will einlenken.
Schade, ich könnte mir eine bessere Verwendung dieser Summe vorstellen, alle
Jahre wieder! Zur Erinnerung: Herr Lemke war jener Senator, der zur Einschrän-
kung der Erwachsenenschule sagte: „Wer es im ersten Anlauf nicht schafft, hat
Pech gehabt!“

Lemke brauchte weiterhin, um ein Einsparvolumen von jährlich acht Millionen
Euro in seinem Ressort zu lokalisieren, eigens eine „Bildungs-GmbH“, die freilich
Jahr für Jahr Geld verschlingt und deren Kapital bereits verlorengegangen ist! Die
Schulsanierung lief nebenbei, es wurden auch Schulen kurz vor der Schließung
saniert. Herr Lemke hat bei der nächsten Möglichkeit das Ressort gewechselt!
Ist „Willi“ mit dieser Vorgeschichte empfehlenswert? Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Neues von der „Linken“: Sie unterstützt wieder
die Montagsdemo („Die Linke“ Bremen)

In der Bevölkerung
wächst die Solidarität für Streiks

Nach den Ankündigungen von Arbeitsplatz-
abbau (bei Siemens 7.000, BMW 7.500 und
Henkel 3.000 Stellen) kontern die Arbeitge-
ber, dies seien strukturelle Notwendigkeiten
bei den Weltkonzernen. Der Mittelstand schaf-
fe jedoch laufend neue Arbeitsplätze. Bei ge-
nauerer Betrachtung stellt sich dann aber her-
aus, dass diese nichts anderes sind als über-
wiegend Arbeitsplätze schon „outgesourcter“
Bereiche der Großkonzerne, die weiter un-
ter dem Diktat der Monopolunternehmen ste-
hen – und dass die Masse dieser Arbeitsplät-
ze dem Billiglohnsektor oder der Leiharbeit zu-
zuordnen sind!

Dem Kapital geht es weltweit nur um die weitere erhöhte Steigerung der Akti-
enkurse um der Profitgier der dabei Handelnden willen. Die Zumwinkels machen
Frau Merkel Angst und Sorge um die „soziale Marktwirtschaft“! Die Kanzlerin for-
dert eine „Wertedebatte“, ausgehend von den Großkonzernen. Was Herr von Pie-
rer – der Schmiergeldboss von Siemens und Berater von Schröder wie Merkel –
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oder die Herren Piech, Hartz, Gebauer und Konsorten bei VW für eine „Moral“ ha-
ben, gewürzt noch von Hunderten von weiteren Zumwinkels, das haben die Men-
schen erfahren: mit Tausenden von Entlassungen, mit Verelendung und Entrech-
tung ohnegleichen!

Nein, Frau Merkel, eine Wertedebatte von Ihren oder dieser Konzernher-
ren Gnaden, darauf verzichten wir! Das ständige Absinken der Wahlbeteiligung,
zuletzt in Hamburg auf 63 Prozent, ist Ausdruck des Widerspruchs der breiten
Massen und der Loslösung von diesem ganzen gesellschaftlichen System. Bis
zum Aktivwerden immer breiterer Bevölkerungskreise wird es vielleicht noch et-
was dauern, aber punktuell oder schon branchenübergreifend zeigt sich die Ent-
wicklung einer neuen Kampfbegeisterung und -fähigkeit einer neuen Oppositi-
on. Bei der BVG in Berlin haben nach den ersten Warnstreiks jetzt 97 Prozent
für Streik gestimmt. Verdi fordert eine zwölfprozentige Lohnerhöhung: Das ist bei
den steigenden Lebenshaltungskosten – im Januar über 2,8 Prozent – mehr als
gerechtfertigt!

Wir brauchen uns mit dem Gejammer der Unternehmer nicht zu beschäftigen.
Nokia zeigt hier in Bochum, dass sie dichtmachen, wann sie wollen, um gleichzei-
tig in Rumänien Löhne an der untersten Grenze der dortigen Lohnskala zu zah-
len, aber Arbeitszeiten von 70 bis 80 Stunden in der Woche zu fordern. Nokia
möchte in Rumänien das ganze Arbeitsrecht geändert haben! Noch ist es Zeit für
aktive Gewerkschafter in allen Branchen, sich zum offensiven Kampf zusammen-
zuschließen. Die Solidarität dafür wird in der Bevölkerung immer größer!

Jobst Roselius

Schockstarre: Kaum ein Medium berichtet über den am Montag beginnenden
unbefristeten Streik der Lokführer im Güter-, Nah- und Fernverkehr („GDL“)

Für den Erhalt der Beschwerde-
möglichkeit im Sozialrecht!

An den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages! Ich wende mich in Wahr-
nehmung des Artikels 17 Grundgesetz (Petitionsrecht) an Sie. Mit der Drucksa-
che 16/7716 vom 11. Januar 2008 hat der Bundestag einen Entwurf zur Änderung
des Sozialgerichtsgesetzes vorgelegt. Hinsichtlich der Möglichkeiten für ALG-II-
Betroffene, sich gegen rechtswidrige Bescheide und Handlungsweisen der soge-
nannten Arbeitsgemeinschaften zu wehren, sind meines Erachtens deutliche Ver-
schlechterungen geplant.

Mit dieser Petition möchte ich mich auf nur zwei davon beschränken: Erstens
wird der Schwellenwert zur Berufung für natürliche Personen von 500 auf 750
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Euro angehoben. Zweitens wird die Beschwerde in Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes ausgeschlossen, wenn in der Hauptsache die Berufung nicht zu-
lässig wäre.

Die Möglichkeiten zur Beschwerde im Eilverfahren, die bisher in jedem Falle
zulässig war, so einschneidend zu beschränken, hätte für viele Betroffene bittere
Folgen, wie ein Beispiel aus Bremen zeigt: der Beschluss des hiesigen Verwal-
tungsgerichts vom 15. Februar 2007 (Aktenzeichen S2 V 338/07). Der Betroffene
konnte sich hiergegen beschweren und bekam Recht mit Beschluss des Ober-
verwaltungsgerichtes Bremen vom 25. Juni 2007 (Aktenzeichen S1 B 217/07).

Unter dem geplanten neuen Sozialgerichtsgesetz würde die Beschwer-
demöglichkeit in einem solchen Fall nicht mehr bestehen. Dem Betroffenen blie-
be höchstenfalls die Möglichkeit zur Verfassungsbeschwerde in Karlsruhe, wo-
von Gebrauch zu machen nur zu raten ist, wenn die Gesetzesänderung in Kraft
treten sollte.

Ein ALG-II-Betroffener (parteilos)

Koch bleibt Geschäftsführer: Wird Ypsi-Püppsi jetzt
hessische Wein-Königin der Herzen? („Stern“)

Wann endlich wird das
Verbot aller faschistischen

Organisationen durchgesetzt?
Wir mussten bei eisigkaltem Schauerwetter wieder
unter die Rathausarkaden flüchten, um unsere 172.
Montagsdemo am 3. März 2008 in Bremen abzuhal-
ten. Es kamen knapp 30 Teilnehmer. Von der gewalti-
gen Arbeitsplatzvernichtung der Großkonzerne – zu-
gunsten der Steigerung ihrer Gewinne und Aktien-
kurse bis ins Maßlose – über die sich entfaltenden
Tarifkämpfe und die wachsende Solidarität bis hin zu
den Beschlüssen, die Ein-Euro-Jobs in einer Form
abzuschaffen, um sie auf andere Art neu zu installie-
ren, wurden Redenbeiträge gehalten.

Am Schluss verabschiedeten wir einstimmig ei-
ne Resolution gegen die neofaschistischen Übergrif-
fe und Schmierereien gegen das „Lidice“-Haus und

andere antifaschistische Einrichtungen. Das Verbot aller faschistischen Orga-
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nisationen und die Bekämpfung des Gedankenguts bleibt eine der wichtigsten
Forderungen!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

„Fundamentale Änderung des Regierungssystems“: Ex-Präsident Herzog
fordert Wahlrechtsänderung zum Ausschluss der „Linken“ („Spiegel-Online“)

Zersetzung der SPD in vollem Gange: Seit der Ära Schröder hat sich die
Parteiorganisation in rasantem Tempo desintegriert („Spiegel-Online“)

Müde-Fering plant Comeback: Beck’s Rücktritt scheint
nicht mehr ausgeschlossen („Bild“-Zeitung)

Ypsi-Püppsi vielleicht (doch nicht) gerettet: Königinnenmörder(in)
erleidet Schwächeanfall („Spiegel-Online“)

Steinbrück deprimiert: Rot-Rot-Grün ist die einzige Option für die SPD,
die Bundesratsmehrheit der Union zu brechen („Spiegel-Online“)

Rekord zum Weltfrauentag: Deutschland liegt bei der Unterbezahlung von
Frauen für gleiche Arbeit EU-weit an der Spitze („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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173. Bremer Montagsdemo

am 10. 03. 2008

Die Emanzipation am Herde daheim
1. Wendehälse sind Leute, die eine innere Kehrt-
wende betreiben: Sie erklären etwas für Recht, das
Umrecht ist! Wendehälse verteidigen ein kapitalis-
tisches Ausbeutersystem, das übrig geblieben ist
nach den Zusammenbruch des Ostblocks.

Die Erkenntnis, dass es dort keinen Sozialis-
mus gab, sondern eine Diktatur im bürgerlichen Sin-
ne mit einen Staatskapitalismus, kann nicht als Be-
gründung dafür dienen, einen Kapitalismus zu ver-
teidigen, der auf dem Fundament des Privateigen-
tums an Produktionsmittel beruht! Das führt nur da-

zu, dass die Menschen in der ganzen Welt ausgeplündert werden. Dass es kei-
nen Sozialismus gab, heißt noch lange nicht, dass die Idee des Sozialismus und
Kommunismus schlecht ist!

Wie sehen Wendehälse heute aus? Sie bieten Ein-Euro-Jobs an und behalten
die Gewinne für sich, wie bei der „Bras“. Sie beuten Ein-Euro-Jobs aus: Einige
wenige führen ein gutes Leben auf Kosten der Menschen in den Betrieben! Nur
ganz wenige versuchen, mit Ein-Euro-Jobs nicht so zu handeln wie die „Bras“.
Das ändert nichts daran, dass objektiv Menschen mit Ein-Euro-Jobs ausgebeutet
und auf diese Weise die Kosten der gesellschaftlich notwendigen Arbeit verbilligt
werden.

Wendehälse haben sich in System Kapitalismus eingerichtet. Sie denken nur
an ihre Vorteile und vergessen die menschliche Solidarität. Sie verbreiten einen
Sozialdarwinismus, der im Gewand der Gewinner und Verlierer der „Globalisie-
rung“ daherkommt. Er beraubt Menschen ihrer sozialen und kulturellen Würde
und will ihnen das Existenzrecht nehmen. Wer lässt Waffen bauen, aus welchem
Grund? Es geht darum, mit Militär und Polizei einige wenige Reiche zu schützen,
die um des Profits willen Menschen und Rohstoffe ausbeuten und auf Kosten der
Allgemeinheit leben!

Wendehälse geben antikapitalistische Positionen auf und kämpfen nicht für
eine andere Welt, die nötig und möglich ist und die auf einem ökologischen, so-
zialistischen und demokratischen Fundament besteht, das die Voraussetzung ist,
den Frieden zu sichern, um aus der Barbarei des Kapitalismus herauszuführen!
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Wendehälse verraten das, wofür sie einstmals selber standen. Sie üben keine
Kritik am Zusammenbruch des Ostblocks, die doch berechtigt wäre. Sie wollen
nicht erkennen, dass weder das kapitalistische Privateigentum an gesellschaft-
lich notwendigen Produktionsmitteln noch der Staatskapitalismus zu verteidigen
sind! Wer ist ein Wendehals und will es sein?

2. Am 9. März 2008 fand um 15 Uhr im „Nachbarschaftshaus Ohlenhof“ eine Ver-
anstaltung zum Internationalen Frauentag statt. Unter anderem wurde ein Kaba-
rettstück von Laien inszeniert, denen hiermit für ihren gelungenen Auftritt gedankt
sei! Leider fand keine Diskussion statt. Die Satire handelte davon, dass die Fami-
lienministerin und die Kanzlerin zu Wort kamen: Sie wollten uns den patriarcha-
len Kapitalismus in seiner neoliberalen Ausprägung als „Emanzipation der Ge-
schlechter“ verkaufen.

Wir sollten froh darüber sein, dass Frauen in der Bundeswehr dienen könn-
ten, diese verteidige die „Rechte der Frauen “. Die Familienministerin erklärte es
für richtig, dass eine Gemeinde ab 20.000 Einwohnerinnen nicht verpflichtet ist,
hauptamtliche Frauenbeauftragte einzustellen: Schließlich leiste sie bereits de-
ren Aufgaben, obwohl sie Mutter von sieben Kindern sei. Auch das „Mehrgenera-
tionenhaus“ pries sie als Fortschritt an: Frauen müssten sich ihrer „Eigenverant-
wortung“ bewusst sein. Zurück zum Herd, das sei die „Emanzipation“ der Frau-
en! Die Kanzlerin behauptete, der massive Sozialabbau sei keine „Grausamkeit“,
sondern „Notwendigkeit“. „Auch die Sicherheitsgesetze von Herrn Schäuble sind
richtig, sie schützten vor Terrorismus“, so Merkel im Kabarett.

Wir Frauen und Männer sind dazu aufgerufen, uns die Befreiung aus patri-
archalisch-kapitalistischen Verhältnissen zum Ziel zu setzen und über die Ver-
sklavung von Frauen und Männern nachzudenken, die im Gewand des Feminis-
mus daherkommt! Dazu kann ich als Frau nur sagen: Das patriarchale Kapital
wünscht, dass wir Frauen Kinder gebären, um durch Kriege zu billigen Rohstof-
fen zu gelangen. Die Ware Arbeitskraft soll dem Kapital billig zur Verfügung ste-
hen, um dessen Profite zu vermehren!

Der Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan für die „Rechte von Frauen“ führt
zu Vergewaltigung durch Angehörige der Streitkräfte, die auch an Zwangsprosti-
tution und Frauenhandel mitverdienen. Frauen, die vergewaltigt oder in Zwangs-
prostitution getrieben wurden, sind von „Ehrenmorden“ ihrer Ehemänner und Fa-
milien bedroht und werden vertrieben! So sieht der Einsatz der Bundeswehr für
die „Rechte der Frauen in Afghanistan“ aus! USA und Nato haben dort den Ein-
satz von Uranwaffen zu verantworten. Deren Strahlung ist für Missbildungen bei
Säuglingen verantwortlich. Sie und auch Erwachsene sterben qualvoll an Krebs!
Wer stellt die Verantwortlichen vor ein Kriegsverbrechertribunal?

Ja, die Familienministerin hat genügend Geld, um ihre sieben Kinder qualifi-
ziert ausbilden und betreuen zu lassen! Mit den Hartz-Gesetzen und der Agenda
2010 sorgt sie mit Kanzlerin Frau Merkel für die Grausamkeit, dass Frauen in der
patriarchal-kapitalistischen Falle gefangen sind: Sie werden in der Abhängigkeit
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vom Einkommen des Mannes gehalten. Reicht dieses nicht, werden sie gezwun-
gen, im Niedriglohnsektor zu arbeiten, als Teilzeitkraft oder Ein-Euro-Jobberin.
Wer kann sich da eine teuere Bildung und qualifizierte Betreuung für seine Kinder
leisten? Nur wer heute ein Abitur vorweisen kann, hat gute Chancen auf dem
Arbeitsmarkt!

Und das „Mehrgenerationenhaus“ hat zum Ziel, dem Kapital die Kosten für
gesellschaftlich notwendige Arbeit zu senken. Frauen sollen „eigenverantwortlich“
unentgeltliche oder gering bezahlte Arbeit leisten, damit das Kapital seine Profi-
te mehren kann. Das soll uns als „Emanzipation“ verkauft werden. Es ist nur ei-
ne Mogelpackung! Für Frauen und Männer ist es wichtig zu erkennen, dass es
die Befreiung der Geschlechter im patriarchal-kapitalistischen System nicht ge-
ben kann. Uns stellt sich die Frage: Wie können wir aus den vorgegebenen Rol-
lenbildern ausbrechen?

Bettina Fenzel (parteilos)

Statistik sagt nur die halbe Wahrheit: 3,2 Millionen Arbeitslose
gelten nicht als arbeitslos („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Endlich Karriere dank
Geschlechtsumwandlung

1. Zum 97. Mal jährte sich vergangenen Samstag
der Weltfrauentag . Immer wieder komme ich aus
dem Staunen nicht heraus: Da spricht sich die EU-
Kommissarin Viviane Reding für die Abschaffung
des Internationalen Frauentages aus! „Solange
wir einen Frauentag feiern müssen, bedeutet das,
dass wir keine Gleichberechtigung haben“, ver-
lautbarte sie am Donnerstag in Brüssel. Immer
wieder höre ich, dass gerade junge Frauen glau-
ben, sie wären bereits emanzipiert. Wenn die
wüssten – aber offenbar wissen sie noch nicht!

Für einige wenige mag es so sein, dass sie zum Beispiel ein ebenso ho-
hes Gehalt bekommen wie ihre männlichen Kollegen. Bankkauffrauen könnten ihr
monatliches Einkommen durch eine Geschlechtsumwandlung um etwa 700 Euro
erhöhen. Solch ein operativer Eingriff würde auch Großhandelskauffrauen rund
500 Euro mehr Gehalt bringen. Obwohl der Verdienstabstand zwischen Männern
und Frauen kontinuierlich sinkt, liegt er europaweit nach wie vor bei 15 Prozent.
Im konservativen Deutschland sind es sogar 22 Prozent. Auf den Stundenlohn
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gerechnet bekommen sie sogar bis zu 26 Prozent weniger als Männer mit ver-
gleichbaren Arbeitsplätzen. Damit liegt Deutschland in der Europäischen Union
auf dem letzten Platz!

2006 erhielten in Hamburg weibliche Angestellte im Handel, Kredit- und Versi-
cherungswesen 3.159 Euro brutto, ihre männlichen Kollegen kamen hingegen auf
4.259 Euro. Im produzierenden Gewerbe verdienen in der Hansestadt Arbeiterin-
nen sogar 700 Euro weniger als Männer in der gleichen Position. Deswegen for-
derte der Deutsche Gewerkschaftsbund zum diesjährigen Frauentag mal wieder
oder immer noch: „Ich bin mehr wert“, nämlich gleichen Lohn für gleiche Arbeit!
In Deutschland ist das leider keineswegs selbstverständlich. Frauen werden von
vornherein niedriger eingruppiert und erhalten seltener Leistungszulagen. Nach-
zuweisen und sogar gerichtlich anzufechten ist eine solche subtile Diskriminie-
rung nur schwer, da Vergleichsdaten häufig fehlen.

Oft wird dieser selbstherrliche „Pimmelbonus“ in Form von geringerer Bezah-
lung von Frauen mit den unterschiedlichen Erwerbsbiografien „begründet“. So ein-
fach kann man(n) sich das machen: Männer zeugen Kinder, und Frauen ziehen
sie dann groß. Daran hat das die Besserbetuchten bevorzugende Elterngeld lei-
der herzlich wenig geändert: Väter nehmen nach wie vor nur sehr selten die El-
ternzeit in Anspruch. Aber das liegt eigentlich auf der Hand, denn mit dem Aus-
zahlen von bis zu 68 Prozent des Vatergehaltes würde ein noch größeres Loch in
die Haushaltskasse gerissen, als wenn nur Mutters Verdienst geringer ausfiele!

Wenn mehr Männer in Elternzeit gingen und selber merken würden, wel-
che Schwierigkeiten sie bei einem beruflichen Wiedereinstieg meistern müssten,
würde das Thema längst mehr diskutiert werden. Obwohl Frauen die besseren
Schul- und Ausbildungsabschlüsse absolviert haben, sind sie in den Chefetagen
so schwer zu finden wie eine Nadel im Heuhaufen. Frauen werden lieber als Müt-
ter und Dazuverdienerinnen angesehen! Für eine befriedigende Berufsausübung
mit erfolgreicher Karriere stellt die Mutterrolle ein messbares Hindernis da.

Gleichwohl könnten Unternehmen von Müttern in Leitungspositionen profitie-
ren, denn sie zeichnen sich oft durch Gelassenheit, Organisationstalent und Prag-
matismus aus. Mehr arbeitende Frauen brächten uns zudem einen Wandel der
ökonomischen Struktur der Gesellschaft. Wer selbst kaum zu Hause ist, bezahlt
eher eine Tagesmutter oder eine Putzfrau. Frauen sind regelrechte Multiplikato-
ren, was das Wirtschaftswachstum angeht! Tatsächlich sorgen sie vor allem da-
für, dass bislang unbezahlt geleistete Arbeit in Geld fassbar wird und in die offi-
ziellen Zahlen eingeht. Dass die neuen Arbeitsplätze auch angemessen bezahlt
werden und so auch insgesamt zu mehr Wohlstand führen, ist allerdings längst
nicht gesagt.

Seit der Einführung des menschenverachtenden Hartz IV wurden die Hilfen
für Wiedereinsteigerinnen gegen null gefahren. Außerdem haben langzeitarbeits-
lose verheiratete Frauen kaum noch Anspruch an Leistungen aus der Arbeitsför-
derung, weil das Einkommen ihrer Männer zu oft die niedrige Bedarfsgrenze über-
steigen würde. Da haben Frauen nun jahrelang den Spagat zwischen Kindern,
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Haushalt und Beruf hingekriegt, brav in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt –
und wenn sie dann langzeitarbeitslos werden, gehen sie leer aus! Dann gibt es
noch die sogenannten Frauenberufe, zu denen vor allem soziale und dienstleis-
terische Tätigkeiten gehören. Diese werden traditionell schlechter bezahlt.

Es gibt noch etliches mehr zu bemängeln. Darum ist der 8. März für mich
ein Mahnmal, eine Erinnerung daran, dass wir uns für die Umsetzung eines Men-
schenbildes einsetzen, das Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht und ih-
rer Herkunft gleiche Rechte und Pflichten einräumt. Wir Frauen haben damit be-
gonnen, uns zu vervollständigen, indem wir unsere unterdrückten Qualitäten nicht
mehr an die Männer delegieren, sondern nun selber entwickeln. Es ist an der
Zeit, dass auch die Männer anfangen, ihre sogenannten weiblichen Eigenschaf-
ten nicht mehr nur auf uns Frauen zu projizieren. Fürsorglichkeit, Empathie und
Bindungsfähigkeit dürfen nicht länger als Schwäche oder Minderwertigkeit bewer-
tet werden, sondern müssen endlich als die gemeinnützigen Fähigkeiten für eine
menschliche Gesellschaft anerkannt werden, die sie sind!

Umgekehrt könnten wir Frauen uns auch ein wenig mehr Konkurrenzfähigkeit
bei den Männern abgucken und bei Bedarf die Hände zu Fäusten ballen. So hat
sich angesichts untätiger Behörden eine Gruppe von Frauen im nordindischen
Bundesstaat Uttar Pradesh zusammengetan, um selber gegen die ausufernden
gesellschaftlichen Missstände vorzugehen. Seitdem setzt sich die „Pink Gang“ –
notfalls auch mit Gewalt – für die Machtlosen der Region ein. Zu spüren bekamen
dies nicht nur gewaltbereite Ehemänner, auch tatenlose Polizisten und korrupte
Beamte machten bereits Bekanntschaft mit der stets in Pink gekleideten Selbst-
hilfegruppe. Um die Rechte eines Unberührbaren durchzusetzen, wurde dabei
auch vor der Erstürmung einer lokalen Polizeistation nicht Halt gemacht.

„Niemand kam uns zu Hilfe“, deshalb sei man gezwungen gewesen zu han-
deln, so Sampat Pal Devi, die vor mehr als zwei Jahren die „Pink Gang“ ins Le-
ben rief. Damals entschied Pal Devi, dass der Ehemann ihrer Schwester am ei-
genen Leib spüren sollte, was er dieser zuvor angetan hatte, und sie erteilte die-
sen zusammen mit einer Gruppe von Frauen – bewaffnet mit Holzstöcken, Eisen-
stangen und Cricketschlägern – in einem Zuckerrohrfeld nahe der Ortschaft Atta-
ra eine „Lektion“. Der einzige Weg, der Diskriminierung von Frauen in der män-
nerdominierten Gesellschaft von Banda entgegenzutreten sei laut Pal Devi, die
Männer das Fürchten zu lehren. Bei dem Versuch, sich Respekt zu verschaffen,
gibt es also verschiedene Möglichkeiten. Dabei will ich selbstverständlich nicht zu
Gewalt aufrufen. Aber manchmal sind Denkzettel als Anstoß unvermeidlich. Mä-
dels, krempelt die Ärmel hoch: Es gibt noch unendlich viel zu tun!

2. Das „Straubinger Tagblatt“ berichtete von einer Frau, die wegen Diebstahls
von Lebensmitteln im Wert von drei Euro zu sechs Monaten Haft auf Bewäh-
rung mit einer Bewährungszeit von drei Jahren und Meldepflicht bei einem Be-
währungshelfer sowie hundert Sozialstunden verurteilt wurde. Weil ihr das Ar-
beitslosengeld II gleich für drei Monate gesperrt worden war, lebte sie in dieser
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Zeit von „nichts“. Als der Hunger zu groß wurde, steckte sie in einem Kaufhaus
ein Paket Nudeln und eine Büchse Würstchen in ihre Stofftasche und wollte das
Kaufhaus damit verlassen. Zu ihrem Pech wurde der Diebstahl von einer Detek-
tivin beobachtet und verfolgt. Vor dem Kaufhaus kam es zum Gerangel zwischen
den beiden, wobei die Detektivin an der Hand gekratzt wurde und aus der Kratz-
wunde Blut sickerte. Damit wurde aus dem kleinen Diebstahl die schwere Straftat
des „räuberischen Diebstahls“, und die Mühlen der Justiz begannen zu mahlen.

Wir erinnern uns an den ersten Fall im letzten Jahr: In Speyer verhungerte
ein junger Mann in seiner Wohnung, die Mutter konnte gerade noch gerettet wer-
den. Auch diesen beiden wurde das Arbeitslosengeld „auf null gekürzt“. Der zwei-
te Fall ereignete sich in Niedersachsen: Ein 58-jähriger Hannoveraner hungerte
sich auf einem Hochsitz zu Tode, als er im Oktober kein Arbeitslosengeld mehr
erhielt. Dazu kam diese Woche auf eine Kleine Anfrage der Fraktion „Die Linke“
die Mitteilung der Bundesregierung, dass es 2007 einen „signifikanten Anstieg
der Sanktionen gegen Arbeitslose“ gegeben habe, nämlich um 66 Prozent beim
ALG II und um 21 Prozent beim ALG I. Dabei war erwiesenermaßen ein großer
Teil der verhängten Sanktionen unberechtigt!

Diese Enteignung und Entwürdigung von Millionen Menschen durch die Äm-
ter muss endlich gestoppt werden! Ich kann einfach nicht verstehen, wie von je-
mandem rechtskonformes Verhalten erwartet werden kann, dem zuvor die Le-
bensgrundlage entzogen wurde und den man nun hungern lässt! Vor der neolibe-
ralen Ökonomisierung der Gesellschaft gab es mal einen Paragrafen, der solcher-
lei Mundraub nicht unter Strafe stellte. Aber der Aufschwung ist ja da: Die Mittel-
schicht schrumpft, beim Wachsen der Wirtschaft fallen die realen Nettolöhne ins
Bodenlose. Und dann ist ganz Deutschland auch noch im „Überstundenfieber“ –
unbezahlt, versteht sich selbstredend!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Geschönte Statistik: Deswegen musste 2002 der Chef der Bundes-
anstalt für Arbeit Jagoda zurücktreten („Süddeutsche Zeitung“)

Wie neulich eine Linke
niedergemacht wurde

Sündenböcke finden sich immer, und der Zweck heiligt stets die Mittel, wenn es
darum geht, vom eigenen Desaster abzulenken. So war es auch am Sonntag-
abend bei der Sendung von Anne Will, wo die Talk-Gäste von SPD, CDU und
CSU mal wieder kräftig auf die antikommunistische Pauke droschen. Gerade so,
als wären nicht besagte Parteien mit ihrem Kriegs- und Sozialkahlschlagskurs an
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Wählerschwund und eigenem Verfall schuld, sondern „Die Linke“ und die DKP.
„Panorama“ hatte am 14. Februar 2008 entscheidende Passagen aus einem
Interview mit Christel Wegner grob verfälscht wiedergegeben und ihr die Worte
„Stasi“ und „Mauer“ einfach untergeschoben. Dies haben die bei Anne Will anwe-
senden Parteienvertreter natürlich genüsslich ausgeschlachtet. Übrigens hat die
„Panorama“-Sendeleitung die verlogene Manipulation bis heute nicht korrigiert.

In einer persönlichen Erklärung („Unsere Zeit“
vom 22. Februar 2008) stellte Christel Wegner klar,
sie habe in dem Interview lediglich gesagt, dass je-
der Staat einen Geheimdienst besitze und dies auch
für einen sozialistischen Staat gelte. Es sei doch klar,
dass es ihr nicht darum gehe, die Stasi wiederzu-
beleben, die Mauer neu zu bauen oder den Nieder-
sachsen ihr Eigenheim zu enteignen. Im übrigen ha-
be die DKP schon immer die Auflösung der Geheim-
dienste gefordert, so Christel Wegner. Dann sprach
sie sich dafür aus, die Großkonzerne in Gemeinei-
gentum zu überführen, und da ist ihr in vollem Umfang zuzustimmen! Dessen un-
geachtet machten die niedersächsische Landtags-„Linke“ und die Berliner Partei-
spitze mit dem Rausschmiss von Christel Wegner überhaupt keine gute Figur. So
etwas nützt nur den Herrschenden!

Am Ostblock-„Realsozialismus“ und der Haltung der DKP hierzu ist durchaus
Kritik angebracht, und die ist auch absolut berechtigt. Doch es geht den Initiato-
ren der Diffamierungskampagne in erster Linie um die Abschottung alternativer
und antikapitalistischer Ideen und um die Spaltung der gesamten Linken. Des-
halb wollen sie keine politische Auseinandersetzung und demokratischen Mei-
nungsstreit, sondern Ausgrenzung und Tabuisierung. Es geht um die Durchset-
zung von Denkverboten im Sinne einer verordneten antikommunistischen Staats-
doktrin. Die Verhinderung einer solchen Doktrin ist noch möglich, wenn wir alle
gemeinsam für einen grundlegenden Politikwechsel kämpfen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

SPD-Rechte Metzger bleibt standhaft: Königinnenmörderin
wird noch gebraucht („Spiegel-Online“)

Offener Brief an Willi Lemke: Fassungslos, dass ein deutscher Geheimdienst
einen geachteten Menschenrechtler observiert („Georg-Elser-Initiative“)

Sozialetat entlastet: Berlin vergibt Staatsaufträge nur
noch an Mindestlohn-Firmen („Spiegel-Online“)
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Streikdrohung ist die richtige
Antwort auf Trickserei

Am vergangenen Sonnabend, dem 8. März,
war Internationaler Frauentag, der Tag der
weltweiten Frauenpower! Ich selbst durfte in
Bremerhaven an einer schön gestalteten Dis-
kussionsveranstaltung von türkischen Freun-
den teilnehmen, mit anschließendem Essen
selbst gekochter und gebackener Speisen.
Leider konnte ich nicht viel verstehen, freute
mich aber an der fast gleich großen Zahl von
Frauen und Männern als Besucher. Auch die
Beteiligung an der Diskussion bewies, dass
die Frauen ihren Beitrag zur Analyse und po-
litischen Position gleichberechtigt vortrugen.
So etwas zu erleben, das tut gut!

Nach diesem Beispiel, wie es sein sollte und könnte, müssen wir wieder über
die aktuelle Politik reden. „Bahnchef“ Mehdorn, wie er sich hochstapelnd nennt,
hatte mal wieder versucht, den im Kampf errungenen Tarifvertrag der Lokführer
mit einem „Trick 17“ außer Kraft zu setzen und die Lokführer zu kleinen Schoß-
hündchen hinter den zahnlosen SPD-gesteuerten anderen Bahngewerkschaften
zu machen. Die Streikandrohung der GDL war die richtige Antwort! Den Arbeitge-
berbossen wie Hundt und Kannegießer schwante schon Böses, und sie drohten
von der anderen Seite. Endlich musste Mehdorn von seinen Tricksereien ablas-
sen. Das ist der Erfolg einer solidarischen Kampfkraft! Den nächsten Streik ha-
ben Schäuble und seine Länder- und Gemeindearbeitgeber heraufbeschworen:
Außer ihrer Mogelpackung einer Nullrunde bieten sie nichts an. Alle am öffentli-
chen Dienst beteiligten Gewerkschaften von der Polizei bis Verdi tun gut daran,
weiter jeden für ihre Position der acht Prozent mehr Lohn zu gewinnen. Die Be-
reitschaft zu kämpfen ist riesengroß!

Die Schäuble und Konsorten, die sich die Taschen nach Belieben füllen, die
uns nach Strich und Faden ausspionieren und in Afghanistan verfeuern wollen –
denn für all das steht Schäuble, ein widerwärtiger Reaktionär! –, diese Leute soll-
ten nicht versuchen, sich an Mehdorn ein Beispiel zu nehmen: Das geht schief!
Unterstützen wir alle aktiven Gewerkschafter! Gemeinsamer Kampf gegen die
ganze volksfeindliche Regierungspolitik wird auch Hartz IV und andere kriminel-
le Verhungerungsgesetze hinwegfegen! Dazu gehört auch die Verrechnung von
Kindergeld mit dem Hartz-IV-Regelsatz. Auf über drei Millionen Arme hat es die-
se Regierung mit ihren kriminellen Gesetzen schon gebracht! Der Unterschied im
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Bruttoverdienst zwischen Männern und Frauen beträgt 23 Prozent, und wenn frau
älter als 55 ist, sogar 26,7 Prozent!

In Frankreich, wo über Sarkozy eine große Ernüchterung eingekehrt ist, ha-
ben in der letzten Woche in vielen Städten erste Rentner-Demonstrationen ge-
gen die geplante „Rentenerhöhung“ von 1,1 Prozent stattgefunden, da die Inflati-
on bereits 2,6 Prozent beträgt. Hierzulande sind wohl weniger als 0,5 Prozent ge-
plant! Manch ein Rentner kann das vielleicht noch verknusen, aber die vielen, die
es knapp haben, sollten mal nachdenken und ihr Vertrauen in die „kluge Regie-
rung“ auf den Müll werfen! Jung und alt gemeinsam für eine andere Zukunft, das
müssen wir schaffen!

Jobst Roselius

Denkfehler wird fünf Jahre alt: Hartz IV zeichnet ein falsches Bild vom Arbeits-
markt, indem es suggeriert, jeder Mensch sei „vermittelbar“ („Spiegel-Online“)

Unfähig zur Erwerbsarbeit: Einen Karl Marx würden die heutigen Sozialdemo-
kraten erst zum Frisör und dann ins Jobcenter schicken („Spiegel-Online“)

Träume vom „Sozialstaat“
/ a – / – e / d – / – a / d – a / – e / – d – e / – a /

Kalte Tage, mein Freund
Und nichts so recht zu wärmen da,

Kalter Wind pfeift auch durch Amtsstuben
Sag mir, waren sie jemals warm?

Dich und mich schmissen sie raus,
Wie Millionen schon vor uns,

Kalte Tage, mein Freund,
Sag mir, waren sie jemals warm?

War’s nicht früher mal, mein Freund,
Etwas wärmer hier im Land?
Ohne Arbeit, kein Problem,

Vater Staat bezahlt, das war bequem.
Aber verklärt uns nicht die Zeit den Blick aufs frühre „Netz“,

Nicht so kalt und doch System!
Kalte Tage, mein Freund,

Sag mir, waren sie jemals warm?
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Zwischenstrophe: / A – / – E / – G – / – A / d – a /
Erinnere dich, Freund!

An Hattingen und Huckingen und Rheinhausen und an der Saar:
Wir flogen raus, die Hütten machten dicht,

Mit warmen Sprüchen und Gebet!
Sag mir, war das damals warm?

Könnt es nicht sein, mein Freund,
Dass wir uns nur einlullen ließen,

Von wegen, die SPD ist fürs Soziale da?
Die sind uns doch schon lang nicht mehr warm!

Kalte Tage, mein Freund, es ist Zeit, das Herz zu wärmen!
Montagabend bin ich wieder da,

Wo das Eis zu Feuer wird:
Nie wieder allein das begreifen,

Hier war es niemals warm!
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Matthias Feilke

Goldkante ab: Ado will die hauseigene Garnproduktion
mit 140 Arbeitsplätzen aufgeben („Tageszeitung“)

Die Befreiung der Frau
bleibt noch lange eine Aufgabe

Erneut gab es „Schmuddelwetter“: Wir mussten wieder unter die Rathausarka-
den, um die 173. Montagsdemo am 10. März 2008 in Bremen durchzuführen. Es
kamen auch nur etwa 20 Teilnehmer. Der Internationale Frauentag und die Lage
der Frauen standen im Mittelpunkt der Beiträge.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Lehrer mit Hartz IV abgespeist: Das Einkommen von 180.000 Menschen, die
im öffentlichen Dienst arbeiten, reicht nicht zum Leben („Spiegel-Online“)

IWF warnt vor Weltwirtschaftskrise: Deshalb soll der Steuerzahler die
Zockerschulden der Banker übernehmen („Süddeutsche Zeitung“)

Es wird sich nicht mehr klären lassen: Starb Kevin, als seinem
Ziehvater das ALG II gestrichen wurde? („Stern“)

„Angeschlagenes Image korrigiert“: Hochdruck-Sarkotzy
turtelt jetzt mit Michael Jackson („Bild“-Zeitung)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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174. Bremer Montagsdemo

am 17. 03. 2008

Absturz der SPD
Wie konnte das passieren? Nun, es ist ganz ein-
fach zu erklären. Schon damals sagten meine El-
tern zu uns Kindern: „Die SPD ist die Partei der
Arbeitnehmer, die CDU die der Reichen und die
FDP die der Wirtschaft.“ Sie sagten weiter zu uns:
„Für euch gibt es bloß eines, wenn ihr für das So-
ziale seid, dann dürft ihr später nur die SPD wäh-
len!“ Meine Mutter – und nicht nur sie – sagte es
noch krasser: „Wählst du die CDU, wirst du Soldat
im Nu!“ Ja, so einfach waren damals die Regeln!
Und wie ist es jetzt? „Heute kannst du jeden wäh-
len, die machen sowieso da oben, was sie wollen!
Die sind nur für ihre eigenen Interessen da, nicht
für die Bevölkerung!“ So einfach ist heutzutage die
Erklärung.

Nun zurück zur SPD. Ist das noch die Partei der Arbeitnehmer? Seit es einen
Kanzler wie unseren lieben Gerhard gab, gewiss nicht mehr! Wie war doch sein
Spitzname? Genosse der Bosse! Und die sind bestimmt nicht für den Arbeitneh-
mer. Nach Schröder ist die SPD aber diesen Kurs gegen die Arbeitnehmer wei-
tergefahren, und von da an ging es bergab. Ich hoffe, meine Damen und Herren
von der SPD, Sie erkennen jetzt die Hilfe, die ich Ihnen gebe! Deutlicher kann
man es nicht mehr sagen: Grenzen Sie sich nach allen Seiten von denen ab, die
unseren Staat zum Nachteil der Bürger verändern wollen! Demokratie heißt: Das
Volk entscheidet, nicht die Machtgelüste einzelner!

Auf keinen Fall vergessen dürfen Sie die 20 Millionen Rentner, die eben auch
Wähler sind! Wenn ihr Politiker immer auf die Demoskopen hört, wisst ihr genau,
wo dem Volk der Schuh drückt, aber wenn euch dann nichts anderes einfällt, als
die Renten zu kürzen, solltet ihr schnell den Platz räumen! Ihr wisst, dass die
fortschreitende Technik immer mehr Arbeitsplätze gefährdet und Menschen „frei-
setzt“. Warum bringt ihr es nicht fertig, der Wirtschaft plausibel zu machen, dass
sie jetzt umdenken muss? Mein Vorschlag: Da die Automation so viele Arbeitsplät-
ze überflüssig macht, müssen die zusätzlichen Metall- und Plastik-„Arbeitskräfte“
einen anteiligen Ersatz-„Rentenbeitrag“ zahlen. Warum nicht?
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Oder wer fair bezahlte Arbeitsplätze zusätzlich schafft, bekommt dafür einen
Steuernachlass. Unseren lieben Unternehmern rate ich freundlich dazu, dieses
Angebot anzunehmen! Wenn ihr mit eurem jetzigen Verhalten so weitermacht,
schadet ihr euch nur selber, denn dann wird der Ruf nach Verstaatlichung und
Enteignung immer größer! Es gibt also Auswege, denkt darüber nach! Und ihr
von der SPD, hakt euren lieben Gerhard ab und besinnt euch auf das, was ihr
mal wart, die Partei der Arbeitnehmer, dann sind die anderen Parteien auch keine
Gefahr mehr!

Udo Riedel (parteilos)

Dax abgerutscht: Schwarzer Montag für Europas Börsen („Spiegel-Online“)

Keine Agenda ohne Karl Marx
Am 14. März war 5. Jahrestag von Schröders
unsäglicher Agenda-2010-Rede, dem Auftakt
des größten Angriffs auf die soziale Lage der
breiten Bevölkerung in Deutschland seit dem
Zweiten Weltkrieg. Zu Gast bei „Anne Will“ war
gestern Wolfgang Clement – einer der Haupt-
durchpeitscher der Agenda und der Hartz-
Gesetze.

„Mit Hartz IV, Wohngeld und Kindergeld
erhalten die Bezieher annähernd so viel wie
eine Familie mit Arbeit“, wurde erneut erzählt.
Welch Lüge, welch Zynismus: Bekanntlich
wird das Kindergeld voll aufs ALG II ange-
rechnet! Tatsächlich wurden durch die Hartz-

Gesetze die Löhne zum Teil so weit gesenkt, dass heute schon sieben Millionen
Menschen in Deutschland davon nicht mehr leben können!

Die Schaffung von Mini-Jobs, Ein-Euro-Jobs und massenhafter Leiharbeit,
das war keine Panne bei den Hartz-Gesetzen, sondern die finstere Absicht! Die-
se Gesetze wurden auch nicht gemacht, weil kein Geld mehr in der Arbeitslosen-
versicherung drin war – nein, die Monopole forderten: „Wir müssen die Nummer
eins in der Welt sein und deshalb die Löhne so weit drücken, um einen Vorteil vor
der Konkurrenz zu haben!“

Die Hartz-Gesetze müssen weg, und zwar restlos! Das hätten sich Schröder,
Clement und die ganze Bande nicht träumen lassen, dass ihnen noch fünf Jahre
später eine stabile Bewegung, die Montagsdemo, Woche für Woche entgegen-
tritt! Gregor Gysi – der heute für die Linkspartei sagt: „Wir unterstützen die SPD

191

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/51/reden51.htm#51-HDB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/51/reden51.htm#51-HDB
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-542066,00.html


ohne Wenn und Aber, Hauptsache, die Hartz-Gesetze werden so großzügig wie
möglich ausgelegt!“ – fällt der Montagsdemo wie schon einmal in den Rücken.
Soll er doch gleich in die SPD eintreten!

Am 14. März war auch ein anderer Jahrestag: Der 125.Todestag von Karl
Marx. Und ich sage: Nie war Marx so lebendig wie heute! Wenn Rainer Mammen
vom „Weser-Kurier“ auch zetert, Marx sei nur ein „harmloser Wuschelkopf“: Das
„Gespenst des Kommunismus“ wird den Herrschenden noch mehr als schlaflose
Nächte bereiten!

Wolfgang Lange (MLPD)

„Wolf in Mönchskutte“: Tibetische Reiter stürmen chinesische Stadt („Spiegel“)

Schönes neues Europa!
Dieser Tage drängt Kanzlerin Merkel verstärkt auf die
Ratifizierung der „Lissabon-Verträge“, die vormals „
EU-Verfassung“ hießen und wegen der großen Ab-
lehnung in Europa nach einer Schamfrist mit neu-
em Namen wieder auferstanden sind. Ein „schönes
neues Europa“ sollte es werden, doch die EU tut
nichts, aber auch gar nichts dafür, wie seinerzeit Hel-
mut Kohl nichts für seine „blühenden Landschaften“
im Osten Deutschlands tat. Im Gegenteil, sie rüstet
gewaltig auf und führt Krieg nach außen wie nach
innen: Krieg gegen die Dritte Welt und die aus ihr

flüchtenden Menschen und gegen die eigene, vorher eingelullte Bevölkerung. Ein
großer Bluff also, hinter dem sich in Wahrheit der größte Wertekahlschlag seit den
1930er Jahren verbirgt. Auf einer Website las ich den prophetischen Satz: „Wer
in der Demokratie einschläft, wird in der Diktatur aufwachen!“

Der Europäische Gewerkschaftsbund stellte kürzlich fest, dass in der EU 17
Millionen arbeitende Menschen bereits jetzt in Armut leben, und 31 Millionen ar-
beiten für Hungerlöhne („Neues Deutschland“ vom 13. März 2008). Der deutsche
Niedriglohnsektor umfasst 22 Prozent aller Beschäftigten. Das ist ein Rekord auf
dem Kontinent und liegt damit ähnlich hoch wie auf den Britischen Inseln und in
den USA: Dort beträgt der Hungerlohnsektor 25 Prozent. Im Mai sollen auf der
diesjährigen Frühjahrstagung des Europäischen Rates noch mehr Schweinereien
ausgeheckt werden, um die EU bis 2010 zum „wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen“, wie es groß-
kotzig in der „Lissabon-Strategie“ vom März 2000 heißt. Und Deutschland ist im-
mer mit der Nase vorneweg! Mit Agenda 2010, Hartz IV, den Mini- und Ein-Euro-
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Jobs, der Rente mit 67, der sogenannten Gesundheitsreform und der Abschaf-
fung der Gewinnversteuerung aus dem Verkauf von Unternehmensbeteiligungen
war und ist Berlin in Sachen neoliberaler Konzern-Hofierung Spitzenklasse!

Schier unglaublich ist, dass Verdi – und zwar die „Fachgruppe Bundeswehr“ –
die diesjährige Kommandeurstagung der Streitkräfte ausgerichtet hat! Ich weiß
nicht, ob das vom Europäischen Gewerkschaftsbund so gedeckt ist. Wenn ja, wä-
re das eine weitere Ungeheuerlichkeit! Zurückhaltung in Sachen Kriegseinsät-
ze war bei den 450 ranghohen Militärs erwartungsgemäß nicht angesagt. Nato-
Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer betätigte sich zudem als „Stimme seines
Herrn“ aus dem Pentagon und forderte „noch mehr Engagement“ in Afghanistan,
womit er wohl vor allen Dingen den Einsatz im Süden meinte. Angela Merkel zier-
te sich zwar noch und wiederholte ihre altbekannte Ablehnungsrhetorik, doch kün-
digte sie schon nach der bereits erfolgten Rüstungshaushalts-Aufstockung um ei-
ne Milliarde Euro eine weitere Erhöhung an. Ganz im Sinne der „Lissabonner Ver-
träge“ übrigens, die genau das und eine Bereitschaft der EU zu noch mehr Krieg
vorsehen. Welch ein schönes neues Europa! –

Zur Resolution der 172. Montagsdemo vom 3. März 2008 gegen den Nazi-
Vandalismus im Februar dieses Jahres wäre nachzutragen, dass der „Staats-
schutz“ die Täter inzwischen dingfest gemacht haben will. Bei den neun Fest-
genommenen handelt es sich um zwei junge Frauen sowie um Jugendliche und
Männer im Alter zwischen 15 und 23 Jahren (siehe „Weser-Kurier“ vom 13. und
„Tageszeitung Nord“ vom 14. März 2008). Dies ist sicherlich auch ein Erfolg der
zahlreichen Proteste! Andererseits besteht noch kein Grund zum Jubeln: Zu oft
sind Nazi-Täter nur zu geringen Strafen oder überhaupt nicht verurteilt worden.
Meistens kamen sie sehr bald wieder frei und konnten weiter ihr Unwesen trei-
ben. Solange Polizei und Justiz solche Täter mit „Samthandschuhen“ anfassen
und ihre Verbrechen wie Kavaliersdelikte behandeln, werden auch wir uns mit ih-
nen beschäftigen müssen. Unsere Forderung bleibt auf der Tagesordnung: Ver-
bot aller faschistischen Organisationen jetzt!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Professor Mohssen Massarrat, Politikwissenschaftler an der Universität Os-
nabrück, spricht am Dienstag , dem 18. März 2008, zum Thema „Der glo-
bale Krieg ums Öl . Analysen neuer geopolitischer Strategien der EU und
der USA am Beispiel der Kriege im Irak und in Afghanistan“. Die Veranstal-
tung beginnt um 19:30 Uhr im „Konsul-Hackfeld-Haus “, Birkenstraße 34.

Auch aus Anlass der sich abzeichnenden Ausweitung des Afghanistan-
Einsatzes der Bundeswehr ruft das „Friedensforum“ zur Teilnahme am

Ostermarsch für Frieden und Gerechtigkeit auf. Er beginnt am Samstag , dem
22. März 2008, um 11 Uhr am Ziegenmarkt . Zur Abschlusskundgebung um

12 Uhr auf dem Bremer Marktplatz wird ein charismatischer Redner erwartet:
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der kirchenkritische Theologe und Psychoanalytiker Eugen Drewermann . –
Zu Ostern findet , wie an Feiertagen üblich, keine Montagsdemo statt .

Auch Banken rechnen fest mit dem
rettenden Griff in den Steuersäckel

1. „Die Notenbanken greifen weiterhin in die Schatz-
kiste“, meldet der „Weser-Kurier“ vom 12. März
2008. Die Europäische Zentralbank stellt 15 Milli-
arden Dollar, die US-Notenbank 200 Milliarden für
den kurzfristigen Finanzmarkt zur Verfügung. Zu-
sätzliche Mittel gibt es von der Bank of England, der
Schweizer Notenbank sowie der Bank of Canada.
Diese Meldung bedeutet, dass die Banken immer
noch kein Vertrauen zueinander haben. Die Banken
sind sich gegenseitig nicht kreditwürdig! Die bishe-
rigen Wertberichtigungen sind zwar über Wochen

immer wieder erhöht worden, stellen aber nach Einschätzung der Beteiligten (der
Banken) scheinbar immer noch nicht die Bereinigung der Risiken dar. Und die
Banken müssen dies eigentlich am besten beurteilen können!

Peer Steinbrück hat bereits kräftig in den Steuersäckel gegriffen und sich zu-
vor lauthals über die Verschleierungspolitik der Banken beklagt, hauptsächlich
der (staatseigenen) Landesbanken. Er hat die Hoffnung, dass mit den Jahresab-
schlüssen die Banken alles offenlegen werden. Diese Hoffnung bleibt unerfüllt!
Die beteiligten Banken haben nur zögerlich wertberichtigt, und weitere Wertbe-
richtigungen werden hinausgezögert. Wird bewusst Bilanzbetrug begangen, um
das eigene Institut zu erhalten?

Die von „Focus“ ermittelten Risikoanleihen sind immer noch „unter dem Tisch“!
Wir sollten nicht vergessen, dass die Banken fest damit rechnen, Herr Steinbrück
werde jede Bank vor der Insolvenz retten, mit dem Griff in den Steuersäckel!
Die Banken sollten dafür ihren Risikostrukturfonds einsetzen und diesen entspre-
chend auffüllen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!
Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Das „liebe“ Geld ist bei vielen eine Lebensnotwendigkeit bis zum letzten Cent!
Rentner werden nun eine stärkere Rentenerhöhung erhalten, weil der „Riester-
Faktor“ in der Rentenformel für zwei Jahre ausgesetzt wird. „Stolze“ 1,1 Prozent
Bruttozuwachs sollen so gesichert sein! Der „Riester-Faktor“ beträgt 0,5 Prozent.
Er wurde 2004 neben dem „Nachhaltigkeitsfaktor“ zur Begrenzung der Renten-
erhöhung eingeführt und unterstellt, dass jeder Arbeitnehmer 0,5 Prozent sei-
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ner jährlichen Einkünfte in eine private Altersvorsorge einzahlt. Insofern ist dieser
„Riester-Faktor“ unberechtigt und wird es auch im Jahr 2010 noch sein!

Ende 2004 wurden die Ein-Euro-Jobs geschaffen: Gegen eine „Mehrauf-
wandsentschädigung“ von einem Euro je Stunde wurden ALG-II-Betroffene tätig.
Es waren 2006 über 600.000 Menschen, in der Regel jeweils für sechs Mona-
te. Obwohl Ein-Euro-Jobs laut Gesetz keine Arbeitsverhältnisse sind, werden die
Entgelte dafür bei der Lohn- und Gehaltssumme mitgewertet, deren Entwicklung
einen wesentlichen Faktor für die Rentenanpassungsformel darstellt. Die Mitrech-
nung der Ein-Euro-Jobs hätte in den Jahren 2005 und 2006 zu einer faktischen
Rentenkürzung geführt, die durch ein Sondergesetz vermieden wurde. Stattdes-
sen gab es jeweils eine Nullrunde: Die Rentenkürzungen wurden auf die Folge-
jahre verteilt.

Herr Müntefering lehnte eine Änderung der Erfassung zur Lohn- und Gehalts-
summe ab: Man werde die Ein-Euro-Jobs wieder herausrechnen. Nun ist Münte
weg, wer rechnet jetzt? Kurt Beck hat die Rentner vertröstet. ALG-II-Betroffene
erhalten ihren Regelsatz nach der gleichen Formel angepasst. Und nicht verges-
sen: Diese Erhöhung ist eine Sonderaktion der Regierung, die Diätenerhöhung
war dagegen ein „normaler Ablauf“! Warum wird für die Rente nicht die gleiche
Formel wie für Diäten benutzt? Schämen sollte sich unser politisches Personal
mit Regierungsverantwortung!

Das „Institut der Deutschen Wirtschaft“, ein Vertreter der „Ziege“ („Wovon
sollte ich satt sein?“) hat diese Rentenerhöhung wie folgt kommentiert: „Dieses
Vorhaben ist schädlich für Wachstum und Beschäftigung“ („Weser-Kurier vom 15.
März 2008). Arbeitgeberpräsident Dieter Hundt sieht darin eine „Bürde für die fol-
genden Generationen“. Dies erfolgt vor dem Hintergrund der erneuten Unterneh-
menssteuerreform, die den Konzernen Steuervorteile in Höhe der Mehrwertsteu-
ererhöhung bringt: Die drei Prozent an der Ladenkasse sind eine direkte „Spen-
de“ für die Konzerne!

Wenn Herr Hundt und das „Institut der Deutschen Wirtschaft“ sich so um das
„liebe“ Geld sorgen, warum verzichten sie dann nicht einfach auf die Senkung der
Unternehmenssteuern? Wenn dies geschieht, können alle Rentner die gleiche
Erhöhung wie unser politisches Personal im Bundestag erhalten – in Euro, nicht
in Prozent! Dies würde Wachstum und Beschäftigung nachhaltig fördern! Darum
Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

3. Die Deutsche Bahn will das Ausbesserungswerk in Bremen-Sebaldsbrück
schließen. Dabei arbeitet es rentabel, die Auftragslage war noch nie so gut, die
Auslastung beträgt über 100 Prozent! Warum also? Es handle sich um eine un-
ternehmerische Entscheidung, verkündet Herr Mehdorn. Dies ist in Deutschland
möglich: Kein Unternehmer kann gezwungen werden, einen Betrieb aufrechtzu-
erhalten. „Die Linke“ hat dazu einen Gesetzesentwurf eingebracht (Drucksache
16/8448), der in diesem speziellen Fall auch für die Änderungskündigung greift,
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wenn den Beschäftigten die Weiterbeschäftigung in anderen Werken angeboten
wird.

Davor hatte die Deutsche Bahn eine Niederlage eingesteckt: Nicht sie, son-
dern die Nordwestbahn erhielt den Zuschlag für die neue S-Bahn. Eine Unterneh-
mensentscheidung als Druckmittel für weitere Aufträge? Die DB ist ein Unterneh-
men der Bundesrepublik Deutschland, auch wenn die Bundesregierung auf alle
Rechte als Eigentümer gegenüber der Bahn AG verzichtet hat! Ein sehr schlech-
ter Zug!

Die Ausschreibung zur S-Bahn war hoffentlich an eine Sozialticket-Verein-
barung geknüpft, oder hat der Herr Senator gepennt? Warum ist es „im Grü-
nen“ so ruhig um dieses Thema geworden? Hat wieder einmal jemand den Zug
verpasst? Der Armutsbericht hat die Dringlichkeit deutlich unterstrichen! Warum
nicht jetzt? Lebt die BSAG von „Bearbeitungsgebühren“ für Schwarzfahrer ähn-
lich komfortabel wie die SWB vom Energieabstellen? Dies wäre ein Grund mehr
für das Sozialticket jetzt! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einver-
standen! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

4. Ich war am Mittwoch bei der Fraktion „Die Linke“. Herr Krämer hat ausführ-
lich die leeren Kassen und die sich daraus ergebenden Sachzwänge beleuchtet.
Die von Gerhard Schröder eingeleitete Reform der Körperschaftsteuer hat zu de-
ren totalem Wegbrechen geführt. Es folgte die Einkommensteuerreform, von der
auch alle Arbeitnehmer/innen profitieren. Aber wer ein zu versteuerndes Einkom-
men von einer Million hat, zahlt jetzt unnötigerweise 100.000 Euro weniger Ein-
kommensteuer pro Jahr!

Das politische Personal ist den EU-Vorgaben aus Lissabon gefolgt, und die
Ausgaben wurden den gesunkenen Einnahmen angepasst. Daraus resultierten
Hartz I bis IV! Verdi hat Diagramme veröffentlicht, die das deutlich machen. „Die
Linke“ in Bremen hat viele Änderungsanträge eingebracht, alle wurden abgelehnt.
Nachdenklichkeit wurde trotzdem erzeugt, und einige Mittelansätze im Haushalt
wurden von den Senatoren geändert. Links wirkt!

Die „Arbeitnehmerkammer“ war ebenfalls vertreten: Sparen verschärft die
Spaltung der Bremer. Die Personalvertreter der öffentlichen Dienstes haben die
Probleme des Personalrückbaus aufgezeigt, die Sachzwänge des Einzelnen! Die
Mobilisierung der Menschen braucht ein Ventil, einfach montags ab 17:30 Uhr auf
dem Marktplatz Kopf zeigen: „Ich bin nicht einverstanden!“ Über das Offene Mi-
krofon kann dies auch untermauert werden. Es gibt drei Minuten Redezeit für Lob
oder Tadel, in jedem Fall für deine freie Meinung, aber nicht für Nazis! Wie sag-
te Herr Altvater anlässlich seines Vortrages in Bremen: Wenn du eine Revolution
machen willst, schau nicht zu deinen Nachbarn, mach es selber!

Zu Ostern gibt es in Bremen keine Montagsdemo. Empfehlenswert ist aber
der Ostermarsch am Samstag um 11 Uhr ab Ziegenmarkt ! An Gründen, Frie-
den zu wünschen, mangelt es nicht: Der Nato-Oberbefehlshaber, ein Ex-Kom-
mandant von Guantánamo; die vielen Gesetze zur inneren Sicherheit; die „Not“-
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Verpflichtung von jungen Menschen ohne berufliche Perspektive; das Veto von
Bush gegen das Anti-Folter-Gesetz; die Sicherung der EU-Außengrenzen durch
Maschinengewehre; die Einbindung der Mittelmeeranliegerstaaten zur Abwehr
von Asylbewerbern; die Verpflichtung zu weiteren weltweiten Kriegseinsätzen und
weiterer Aufrüstung gemäß Lissabonner Vertrag. Darum Montagsdemo, Kopf zei-
gen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Die Arbeitslosigkeit ist heute
höher als vor 75 Jahren

1. Das ist der Hammer: Rund 3,2 Millionen Per-
sonen, die derzeit Arbeitslosengeld beziehen, tau-
chen in der Arbeitslosenstatistik nicht auf, gelten
als nicht arbeitslos! Während die Bundesregierung
stolz auf die „sinkende Erwerbslosigkeit“ verweist,
schönt sie nur die Bilanz und betrügt sich selbst.
Um als ALG-Empfänger auch in der Arbeitslosen-
statistik erscheinen zu dürfen, sind bestimmte Kri-
terien zu erfüllen: Die Betroffenen müssen sich ar-
beitslos gemeldet haben, ohne Beschäftigung sein
(oder weniger als 15 Stunden in der Woche arbei-

ten), Arbeit suchen und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.
Mehr als drei Viertel der Empfänger von ALG I, nämlich 225.000 Personen,

tauchten 2007 nicht in der Statistik auf, weil sie von der sogenannten „58er-
Regelung“ profitierten, die Ende des Jahres in der alten Form ausgelaufen ist.
Die anderen ALG-I-Bezieher, die in der Statistik fehlen, sind beispielsweise sol-
che, die an Trainingsmaßnahmen der Bundesagentur teilnahmen, arbeitsunfähig
erkrankt waren oder aber wegen verminderter Leistungsfähigkeit nicht arbeiten
konnten und einen Antrag auf medizinische Rehabilitation gestellt hatten.

Beim ALG II klaffen Statistik und Wirklichkeit noch extremer auseinander: Von
den 5,3 Millionen Personen, die 2007 als „erwerbsfähige Hilfesuchende“ regis-
triert waren, seien 54 Prozent, gut drei Millionen, nicht als arbeitslos geführt wor-
den. Die Bezieher von ALG II ließen sich in drei Gruppen aufteilen: Zum einen
gebe es jene, deren Einkommen nicht ausreiche, um den Lebensunterhalt zu si-
chern („Aufstocker“), zum anderen Teilnehmer an Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung sowie Hilfebedürftige, die aus anderen Gründen nicht arbeiten könnten, et-
wa weil sie die Schule besuchten oder Kinder oder pflegebedürftige Angehörige
betreuten.
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Im Jahr 2007 seien unter den knapp drei Millionen Empfängern von ALG II
rund 312.000 Personen, die die „58er-Regelung“ nutzten, ferner 484.000 unter
20 Jahren. Herrschaftszeiten, ich verlange Fakten, Realität und keine gezucker-
te, rosa gefärbte Statistik! Wie wäre es, wenn die Bundesagentur für Arbeit die
Statistik über freie Stellen aufsplitten würde? Ich plädiere für eine Aufteilung in:
Mini- und Midijobs, echte Teilzeitjobs, echte Vollzeitjobs (nicht zu verwechseln
mit einer Anstellung als Leiharbeiter), Ein-Euro-Jobs, Jobs von Zeitarbeitsfirmen
und Personalvermittlern, a) mit der Notwendigkeit eines Vermittlungsgutscheins,
b) ohne diese Notwendigkeit, c) bei denen es sich um Dubletten handelt, also um
Kopien echter Vollzeitjobs, d) bei denen es sich nicht um solche handelt.

Wenn es diese Aufsplittung als Auswahlmöglichkeiten in der Suchmaske der
Online-Stellenbörse der Bundesagentur gäbe, dann würde sich unter anderem
herausstellen, dass echte Vollzeitjobs Mangelware sind, vermutlich 80 Prozent al-
ler Zeitarbeitsjobs und Jobs von Personalvermittlern einen Vermittlungsgutschein
erfordern und 50 Prozent Dubletten echter Vollzeitjobs darstellen. Dadurch wür-
de ersichtlich, in welch großem Ausmaß ein Wirtschaftszweig subventioniert wird,
der ohne diese Subventionen gar nicht existieren könnte, und der sogenannte
„Aufschwung“ sähe verdammt blass aus! Die sonst mit größter Selbstverständ-
lichkeit so sinnlos vergeudeten Subventionen könnte man stattdessen einsetzen,
um echte Vollzeitstellen zu schaffen. Das wären dann zwar nicht so viele, aber es
wäre ehrlicher, und ein paar Leute hätten wieder einen sicheren Arbeitsplatz!

2. Das Bundessozialgericht bestätigt die Kritik der „Linken“ am Hartz-IV-Regelsatz
für Kinder . „Mehr als 2,5 Millionen Kinder, die von Hartz IV leben und bei 208 Eu-
ro im Monat keine ausreichenden Mittel für Ernährung, Kleidung und Bildung ha-
ben, können nicht länger warten“, so die kinder- und jugendpolitische Sprecherin
der Fraktion „Die Linke“, Diana Golze. Der Vorsitzende Richter am Bundessozi-
algericht bestätigte, dass bei der Festlegung des Regelsatzes die speziellen Be-
dürfnisse von Kindern nicht analysiert wurden.

„Die Linke“ teilt die Bedenken, ob das Verfahren der pauschal reduzierten
Erwachsenensätze haltbar ist. Kinder unter 14 Jahren erhalten danach 60 Pro-
zent der Unterstützung, die einem alleinstehenden Erwachsenen zustehen. Man
kann dem Vorsitzenden Richter am Bundessozialgericht ebenfalls nur zustimmen,
wenn er es für höchst umstritten hält, ob die Entwicklung der Renten ein sach-
gerechtes Kriterium für die Kostenentwicklung bei den elementaren Lebensbe-
dürfnissen sein kann. Nicht nur Juristen kritisieren seit Jahren, dass die Hartz-IV-
Sätze nicht entsprechend der Inflationsrate steigen. Sie sind stattdessen an die
Entwicklung der Renten gekoppelt, was trotz gestiegener Preise wiederholt zu
Nullrunden führte.

Deshalb brauchen wir eine bedarfsorientierte Grundsicherung für Kinder, die
zumindest deren Existenzminimum von 420 Euro absichert. Eine deutliche Anhe-
bung des Kinderregelsatzes, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags wären
hierzu erste Schritte. Es wäre völlig ausreichend, wenn das Kindergeld nicht als
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Einnahme angerechnet würde, ebenso wenig wie eventuelle Geschenke an die
Kinder. Damit hätten alle Kinder 208 Euro plus Kindergeld plus alle Geschenke.
Das ist für Heranwachsende immer noch sehr wenig, aber zunächst besser als
die bisherige Regelung. Zudem profitierten die Kinder dann auch von einer even-
tuellen Kindergelderhöhung, wovon sie bisher nichts hatten, da diese bisher Cent
für Cent vom Regelsatz abgezogen wurde.

Wenn ich bedenke, was Teenager alles wegfuttern, ohne auch nur den Hauch
eines Speckröllchens anzusetzen, dann überlege ich schon, wie kinderverach-
tend manche Politiker sein müssen, um solcherlei mageren Regelsätze anzuset-
zen! Hinzu kommen der Bedarf für ständig neue Klamotten, weil die Schlingel ewig
wachsen, und natürlich noch Fahrtkosten, Schulbedarf und so weiter! Außerdem
können sich auch Erwachsene nur schwer damit abfinden, ihren Geburtstag nicht
angemessen feiern zu dürfen und an Feiertagen „ohne alles“ dazusitzen. Beson-
ders jedoch trifft es Kinder und Heranwachsende. Aus diesem Grund ist ein „Re-
gelsatz“ von mindestens 300 Euro plus Kindergeld und Geschenke wohl das Min-
deste, um Kinder und Jugendliche nicht völlig aus dem gesellschaftlichen Leben
auszuschließen, so wie bereits deren Eltern! Kinder haben den gleichen Schutz
und dieselben Rechte aus dem Grundgesetz wie die Erwachsenen, nur ist davon
bei der Betrachtung der „Regelsätze“ bisher nichts zu bemerken.

3. Wenige Tage vor Beginn des Angriffskrieges der USA und ihrer „Koalition der
Willigen“ auf den Irak gab der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder am 14.
März 2003 im Bundestag eine Regierungserklärung ab. Er kündigte darin unter
dem Titel „Agenda 2010 “ die schärfsten Kürzungen bei staatlichen Sozialleistun-
gen in der Nachkriegszeit sowie die Fortsetzung des Steuersenkungsprogramms
für Besserverdienende an. Die Attacke seiner SPD/Grünen-Regierung auf Wenig-
verdiener sollte durch eine sogenannte Gesundheitsreform, kürzere Auszahlung
des Arbeitslosengeldes (ALG I) und Zusammenlegung von Arbeitslosen- und So-
zialhilfe zum ALG II vonstatten gehen. Die dafür nötigen Gesetze wurden mit Zu-
stimmung von bis zu 98 Prozent aller Abgeordneten verabschiedet.

Fünf Jahre danach feiert Kurt Beck das Verarmungsprogramm für Arme und
Bereicherungsprogramm für Reiche als „Auftakt zu einem großen wirtschafts-
und arbeitsmarktpolitischen Erfolg“. Auch im eigenen Lager stieß Beck mit seiner
Betrachtungsweise auf Widerspruch. SPD-Mitglied Michael Sommer, Vorsitzen-
der des Deutschen Gewerkschaftsbundes, sagte am Donnerstag, Millionen Be-
schäftigte hätten wegen Hartz IV Angst vor Arbeitslosigkeit und sozialem Absturz,
Hunderttausende lebten als Empfänger des Arbeitslosengeldes II bereits prak-
tisch in Armut. Zudem verschlechtere die gewollte Zunahme prekärer Beschäfti-
gung im Niedriglohnbereich und in der Leiharbeit die Lebenschancen der meis-
ten Betroffenen.

Sommer erklärte: „Wenn die Befürworter der Agenda 2010 behaupten, jetzt
würden die arbeitenden Menschen die Früchte der Agenda-Politik ernten, dann
ist das weitgehend ein Märchen.“ Ähnlich bekräftigte SPD-Sozialexperte Ottmar
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Schreiner, die „Agenda 2010“ habe „mehr Armut, nicht mehr Arbeit“ gebracht.
Eben Armut per Gesetz! Die Vorsitzenden der Linksfraktion im Bundestag, Gre-
gor Gysi und Oskar Lafontaine, machten die Agenda-Politik für die Spaltung der
Gesellschaft und auch der SPD verantwortlich. Gysi nannte es einen „neolibera-
len Irrglauben“, dass Abbau von Sozialleistungen und Entlastung der Unterneh-
men zu mehr Arbeitsplätzen führten.

4. Sonntag Abend habe ich es mir angetan, „Anne Will: Gestern Mittelschicht,
heute Hartz IV – Die große Angst vor dem Abstieg “ anzugucken. Mir war klar,
das sich über dieses Thema schwerlich ohne Bauchschmerzen würde reden las-
sen – bei den geladenen Gästen: Wolfgang Clement (SPD), Günther Oettinger
(CDU), Heiner Geißler (CDU), Fritz Schösser (Vorsitzender des DGB Bayern), Ul-
rich Schneider (Paritätischer Wohlfahrtsverband).

Es war auch das Ehepaar Petra und Horst Merz eingeladen, die noch vor we-
nigen Jahren zur gut situierten Mittelschicht in Heidelberg gehörten: drei Kinder,
ein Eigenheim, Urlaubsreise und ein kleines finanzielles Polster. Doch das hat
sich inzwischen geändert: Frau Merz, über lange Zeit die Hauptverdienerin in der
Familie, verliert krankheitsbedingt ihren Arbeitsplatz, und mit über 50 ist es für
beide so gut wie unmöglich, eine neue Festanstellung zu finden.

Während der Sendung stellt sich heraus, dass Herr Clement keine Ahnung
hat: Das Kindergeld kommt eben nicht dazu, sondern wird Cent für Cent ange-
rechnet, vom ALG II abgezogen. Der glaubt tatsächlich den Mist, den die Scheiß-
hauslektüre mit den vier Buchstaben verbreitet! Dass er nicht weiß, was er als Ar-
beitsminister selber verzapft hat, finde ich mehr als bedenklich, ja peinlich! Er hat
halt vom „Dicken“ und vom Fischer gelernt.

Aber Herr Oettinger war auch nicht besser, der hatte erst recht keine Ahnung.
Was gab es da nicht alles zu hören: Erst waren „die Löhne zu hoch“, jetzt sind
die Erwerbslosen zu „unqualifiziert“. Ach, wie toll! Wie könnte jemand auch „qua-
lifiziert“ sein, der zwar einen Beruf erlernt hat, dafür aber nach SGB II jeden an-
deren Scheiß-Job machen muss? Wie sollte auf diesem Weg auch „qualifiziertes
Personal“ gefunden werden, wenn so viele länger aus ihrem Beruf heraus sind?
Diese Misere ist also politisch hausgemacht!

Soso, Herr Oettinger hat Jobs? Ist Kurt Beck mit diesem Optimismus – bezie-
hungsweise dieser Verkennung der Realität – nicht schon mal kräftig auf die Nase
gefallen? Ich hoffe, ich habe mich verhört! Klar hat Herr Oettinger Jobs, und zwar
vor allem im Niedriglohnbereich, als Ein-Euro-Job, Zeitarbeit, selbstverständlich
unter Tarif bezahlt, und in der ehrenamtlichen Tätigkeit, sodass dann wieder auf
Kosten der Steuerzahler und zur Gewinnmaximierung der Unternehmer aufge-
stockt werden darf!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)
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Königinnenmörderin klagt über Nötigung: Kommt
Ypsi-Püppsi jetzt ins Kittchen? („Spiegel-Online“)

Ein neuer Beweis: Ein-Euro-
Jobs dienen der Lohndrückerei

Beim Lesen von Nachrichten im Internet bin ich auf
eine interessante Sache gestoßen: „Rote Fahne
News“ berichtet am 10. März 2008 von einem Bür-
gerantrag an die Stadt Bonn. Darin fordert das „Er-
werbslosenforum Deutschland“ die Umwandlung von
Ein-Euro-Jobs in versicherungspflichtige Arbeitsver-
hältnisse. Es weist nach, dass dadurch keine Mehr-
kosten entstehen!

So zahlt die Arge an einen ALG-II-Bezieher zu-
nächst 680 Euro Grundsicherung (Regelsatz plus
Mietkosten) und 217,90 Euro an Sozialabgaben, also
insgesamt 897,90 Euro. Pro Ein-Euro-Job fallen zu-
sätzlich 126 Euro für den Arbeitslosen als „Mehrauf-
wandsentschädigung“ für 126 Stunden und 300 Eu-

ro für den Maßnahmeträger an. Das macht insgesamt 1.323 Euro.
Gäbe man diesem Arbeitslosen für das gleiche Geld – also 1.323 Euro – ei-

ne versicherungspflichtige Arbeit, stellten sich verschiedene Vorteile ein: Erstens
flössen 371,54 Euro in Form von Steuern und Sozialabgaben wieder in die So-
zialkassen zurück. Zweitens hätte der Arbeitslose 145 Euro mehr im Monat und
würde mit einem versicherungspflichtigen Job wieder zur Gesellschaft gehören
und nicht ausgegrenzt werden.

Gegen eine solche Umwandlung laufen die Unternehmerverbände wie ver-
rückt Sturm, weil sie die Ein-Euro-Jobs als Druckmittel auf die Arbeitenden brau-
chen, um damit das gesamte Lohnniveau zu senken!

Harald Braun

Neoliberalismus: Postdienstleister kauft Gewerkschaft,
die gegen Mindestlöhne kämpft („Stern“)

Öl und Gold billiger: Sinkende Rohstoffpreise deuten darauf hin,
dass es mit der Wirtschaft bergab geht („Spiegel-Online“)
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Die Menschen haben sich lange
schwergetan, diesen Krieg gegen

das eigene Volk für wahr zu halten
1. Vor fünf Jahren verkündete Gerhard Schrö-
der, der „Kanzler der Bosse“, was seine Her-
ren befahlen: eine Regierungserklärung mit
dem Namen Agenda 2010 . Heute haben for-
mal mehr Menschen Arbeit als Jahre zuvor,
aber was für eine: immer mehr Leiharbeit und
Minijobs, zu Billiglöhnen, von denen man nicht
leben kann. So viele Arme hat es in Deutsch-
land nach dem Kriege nicht gegeben! Wäh-
renddessen haben sich die Taschen derer
gefüllt, die Gesetze für sich machen lassen:
Subventionen, Steuergeschenke und reich-
lich Schlupflöcher zum Kapitalexport und zur
Steuerhinterziehung, pardon: -vermeidung.

Die Menschen haben sich lange schwergetan, diesen Krieg gegen das eigene
Volk für wahr zu halten. Trotzdem musste Schröder gehen, und seine SPD stürzt
immer noch ins Bodenlose. Die Merkel-Regierung aus CDU und SPD steht öfters
mal auf sehr wackeligen Beinen. Viele Menschen hoffen auf „Die Linke“, aber was
für eine Politik betreibt sie denn? Gysi will Hartz IV gar nicht mehr weghaben, nur
noch „großzügig auslegen“. Wetteifert jetzt Gysi mit Müntefering um den Preis der
größten „Gerechtigkeitsliebe“? Dafür hätten die WASG-Mitglieder nicht aus der
SPD austreten müssen! Von den Gewerkschaften war dank der SPD-gesteuerten
Zusammenarbeitspolitik mit den Bossen gar nichts zu sehen.

Die Montagsdemo-Bewegung mit all ihren Beteiligten und Unterstützern hat
sich mehr oder weniger als Einzige dagegengestellt. Sie hat seit Sommer 2004 die
Tradition der Montagsdemos wieder aufgegriffen und eine demokratische Kultur
der Kundgebung mit dem Offenen Mikrofon entwickelt. Was hat man nicht alles
versucht, diese Opposition mund- und mausetot zu machen, vom Totschweigen
bis zur Kriminalisierung, aber es hat ihnen alles nichts genützt!

Der Loslösungsprozess vom bürgerlichen Parlamentarismus schreitet voran:
Nur noch knapp über 63 Prozent gingen in Hamburg zur Wahl. Wie viel machen
die ausländischen Kollegen aus, die hier arbeiten, aber ihre Stimme nicht abge-
ben dürfen? Mittlerweile geht es vielen Menschen nicht mehr um die „Restaurie-
rung“ dieses Staates, der ihnen nichts bietet, sondern um die Suche nach einer
wirklichen Alternative zu diesem System!
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Im Radio waren heute Mittag interessante Daten zur Börsenentwicklung zu
hören: Die Kurse gehen weltweit runter, die Spekulationen platzen wie Blasen
an der Sonne. Aber nicht die Reichen werden ihr Geld verlieren, wie man zuerst
glauben könnte, sondern wir werden die Zeche zahlen müssen, wenn solche zer-
störerischen Entwicklungen nicht ihr ganzes kapitalistisches System wegfegen!
Die Menschen, die weltweit die Produktion tragen und praktisch alles organisie-
ren und machen, sie brauchen keine Schmarotzer und speichelleckenden Antrei-
ber. Vernetzen wir uns immer mehr weltweit, verbinden wir unsere Aktionen mit-
einander! Wer wird uns dann aufhalten?

2. Am 6. April finden in Brandenburg Kommunalwahlen statt. In der Uckermark,
in Angermünde, kandidiert unsere Mitstreiterin Birgit Kühr für das Bürgermeis-
teramt. Sie ist von Anfang an bei der Montagsdemo dabei und setzt sich beson-
ders für das Aktivwerden in Gebieten ein, aus denen junge Leute wegziehen müs-
sen, weil die Politik für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger nichts macht und die
Neonazis gewähren lässt. Ihre Kandidatur ist sehr mutig und braucht unsere volle
Unterstützung!

Ein Beitrag dazu wäre unsere Teilnahme an der Brandenburg-Demo am 29.
März 2008 in Potsdam , eine Woche vor der Wahl. Wir wollen mit dem Wochen-
endticket hinfahren, unser Transparent zeigen und wenn möglich auch einen Re-
debeitrag halten. Das Treffen für den Zug ist um 6:30 Uhr an der Blindentafel im
Hauptbahnhof. Wer mitfahren möchte, rufe mich bitte an unter 0421-705 687.

Zu Ostern findet wegen des Feiertags keine Montagsdemo statt. Am 31.
März 2008 wollen wir bei der 175. Montagsdemo unsere Kandidaten für die
bundesweite Delegiertenkonferenz vorstellen und in geheimer Abstimmung hier
auf dem Marktplatz wählen . Dazu bitte ich euch um zahlreiches Erscheinen!

3. Am letzten, nasskalten Montag stand der Internationale Frauentag im Mittel-
punkt der Redebeiträge. Ich möchte hier auf zwei Wortmeldungen von Peter Ku-
biak antworten, die Empörung und Widerspruch ausgelöst haben. Die Zusam-
menfassung seiner Positionen ist: Wenn die Frauen zu dumm sind, ihre Rechte
durchzusetzen, dann sind sie „selber schuld“ an ihrer Lage. Er meinte dies noch
mit einem Bibel-Zitat untermauern zu müssen. Ich weise diesen männerchauvi-
nistischen Standpunkt entschieden zurück! Ich persönlich versuche meinen Bei-
trag zur Befreiung der Frau zu leisten und verstehe die allermeisten Mitstreiterin-
nen und Mitstreiter genauso.

Ich will auf die Geschichte der Kämpfe der Frauen und der Männer, die sich
solidarisch mit ihnen verbunden haben, nicht näher eingehen. Trotz vielleicht vor-
handener unterschiedlicher Positionen im Einzelnen ist sich die Montagsdemo-
Bewegung einig im Zurückweisen und Bekämpfen reaktionärer, rassistischer, se-
xistischer, chauvinistischer und frauenfeindlicher Auffassungen und Verlautbarun-
gen. Weiter lehnt die Bremer Montagsdemo in ihrer überwiegenden Mehrheit Re-
debeiträge ab, die mit Ausbrüchen in die Fäkaliensprache zu „glänzen“ versuchen
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oder mit neu interpretierten Wörtern wie „Volksgenossen“ aus dem Vokabular der
Nazis Sympathie zu erheischen suchen. So etwas lehnen wir entschieden ab!

Jobst Roselius

Ewiger Jasager: Doppel-Äff wird wieder
Albtraum-Schwiegersohn („Spiegel-Online“)

Frauen sind nicht „selber schuld“
an ihrer Unterdrückung

Es ist frauenfeindlich zu sagen, Frauen seien „selbst
daran schuld“, wenn sie ausgebeutet und unter-
drückt werden! In einem jüdischen Gebet heißt es:
„Lieber Gott, ich danke dir, dass ich keine Frau
bin!“ Solche Äußerungen in der Öffentlichkeit tra-
gen dazu bei, eine antisemitische und frauenfeind-
liche Stimmung zu verbreiten. Da könnte auch ge-
sagt werden, die Juden seien selber schuld daran,
dass sie im Faschismus ermordet wurden! Diese
Antworten sind einfach nicht richtig. Im Jahre 1967
gab es noch keine neue Frauenbewegung, und es

ist lobenswert, dass Peter Kubiak sich damals, wie er berichtet, für gleichen Lohn
für gleiche Arbeit eingesetzt hat. Für ihn war es natürlich eine schmerzliche und
traurige Angelegenheit, dass die Frauen ihn dafür beschimpften und anfeindeten
und Männer ihn milde belächelten.

Nach den Zweiten Weltkrieg wurde in der Adenauer-Zeit ein konservatives
und frauenfeindliches Weltbild verbreitet, das Frauen als die Dienerinnen des
Mannes sah. Sie waren dazu da, die Kinder zu gebären und den Haushalt zu füh-
ren. Berufstätig durften sie nur mit Zustimmung des Mannes sein, und nur als Zu-
verdienerin. Offiziell war es verboten, dass Frauen für gleiche Arbeit weniger Geld
erhielten. Heute ist es erlaubt, Niedriglohngruppen einzuführen, die durch die Hin-
tertür dafür sorgen, dass Frauen für gleiche Arbeit weniger Geld erhalten als Män-
ner. Die Frauen, von deren Reaktion Peter berichtet, könnten Angst um ihre Ar-
beitsplätze gehabt haben, und sie waren wohl selbst in ihre patriarchalischen Rol-
lenbilder eingeschnürt. Dies heißt noch lange nicht, dass die Frauen selber daran
schuld seien, dass sie unterdrückt und ausgebeutet werden. Das gleiche gilt für
die Juden und ihre Ermordung durch die Faschisten! – In dem Buch „Medienmacht
und Widerspruchserfahrung“, erschienen im Pahl-Rugenstein-Verlag, schreibt Gi-
sela Notz unter anderem:
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Der Beginn der neuen Frauenbewegungen wird oft mit der Rede der spä-
teren Filmemacherin Heike Sander gleichgesetzt, die sie am 13. Sep-
tember 1968 als Delegierte des West-Berliner „Aktionsrates zur Befrei-
ung der Frau“ auf der 23. Delegiertenkonfernz des Sozialistischen Deut-
schen Studentenbundes in Frankfurt am Main gehalten hat. In dieser Re-
de warf sie den männlichen SDS-Mitgliedern vor, die spezifische Aus-
beutung der Frauen im privaten Bereich zu tabuisieren. Sie bezeichne-
te den SDS als ein „Spiegelbild gesamtgesellschaftlicher Verhältnisse“,
als eine Organisation, die bestimmte Bereiche des Lebens vom gesell-
schaftlichen abtrenne und tabuisiere, indem sie ihnen das Etikett „Privat-
leben“ gebe. Ihre Rede schloss sie mit den Worten: „Genossen, wenn
ihr zu dieser Diskussion, die inhaltlich geführt werden muss, nicht bereit
seid, dann müssen wir allerdings feststellen, dass der SDS nichts wei-
ter ist als ein aufgeblasener, konterrevolutionärer Hefeteig. Die Genos-
sinnen werden dann ihre Konsequenzen zu ziehen wissen!“

Da die männlichen Delegierten nicht bereit waren, ihre Thesen zu
diskutieren, bewarf die hochschwangere Berliner Studentin Sigrid Rüg-
we den nächsten Redner mit Tomaten, von denen auch die am SDS-
Vorstandstisch Sitzenden etwas abbekamen. Die Rede Heike Sanders
und der durchaus nicht von allen – auch nicht von allen SDS-Frauen –
gebilligte Tomatenwurf führten noch am gleichen Tag zur Gründung von
„Weiberräten“ durch Frauen der verschiedenen Landesverbände. Sie
verfassten Resolutionen, die am nächsten Vormittag verlesen wurden.
Diesen Aktionen folgte die Gründung von Frauengruppen in vielen deut-
schen Universitätsstädten und später auch in anderen größeren und klei-
neren Orten der Bundesrepublik.

„Das Private ist politisch“ wurde zum Slogan der neuen Bewegun-
gen. In Erweiterung des traditionell männlichen Politikbegriffs sollte da-
mit die politische Dimension scheinbar privater Beziehungsstrukturen
hervorgehoben werden. Es ging um eine zentrale Kritik der patriarcha-
len Abhängigkeit und Unterdrückung und damit um eine grundlegende
Veränderung des linken Politikverständnisses. Diese Kritik beinhaltete
die Artikulation des Zusammenhangs zwischen öffentlichen und priva-
ten Bereichen, eine Verschiebung und Neudefinition der Grenzen zwi-
schen beiden Bereichen und eine qualitative Veränderung auch des Pri-
vatlebens. Dazu gehörte die Thematisierung des Rechts auf Selbstbe-
stimmung (§ 218), die Aufhebung der gewaltförmigen Geschlechterver-
hältnisse, die Überwindung der patriarchalen Strukturen in allen Lebens-
und Arbeitsbereichen sowie die Aufhebung der Machtverhältnisse zwi-
schen Erwachsenen und Kindern.

In einem Artikel der „linksfeministischen Zeitung Courage“ ist zu le-
sen: „Staatliche Institutionen wie Parlamente oder Gerichte sollten einer
radikalen Kritik unterzogen werden, wenn sie frauenfeindliche Politik be-
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treiben. Mit Institutionen, die, wie Kirche oder Familie, die Frauen in Fes-
seln moralischer ‚Werte‘ halten, sollte man/frau ebenso verfahren. Scho-
nungslos berichtet werden sollte über die Geschichte der Frauen, die
Situation am Arbeitsplatz, über Weiterbildung, Psychologie, Sexualität,
Medizin, Frauenbewegungen, Justiz und über Kultur.“ Fortan informierte
die „Courage“ „schonungslos“ über Ereignisse, deckte Missstände auf,
prangerte sie an und griff dabei bisher tabuisierte Themen auf, zum Bei-
spiel Gewalt, sexuellen Missbrauch, Vergewaltigungen im Kontext des
Zweiten Weltkrieges, Frauenmedizin, § 218, Verhütung und Geburt, die
Geschichte der Menstruation, Körperselbsterfahrung, Sexualität, Frau-
enkunst und -literatur, die Geschichte der Frauen im SDS, Diskriminie-
rung der Frauen am Arbeitsplatz, Frauenpositionen in Osteuropa, Klito-
risbescheidung in Afrika, Ess- und Magersucht sowie Umweltprobleme.
„Courage“ wurde zur Tabubrecherin und als solche schnell bekannt.

Spätestens mit Erscheinen der „Emma“ 1977 entzündeten sich er-
bitterte Auseinandersetzungen innerhalb der Frauenbewegungen, die in
den Heften der „Courage“ breiten Raum einnahmen. Immer wieder wur-
de Kritik an der Alleinherrschaft von Alice Schwarzer in der Redaktion
geübt. „Emma“ hatte von Anbeginn Strukturen, wie man sie aus der „nor-
malen“ Wirtschaftswelt kennt, und die waren in den Frauenbewegungen
verpönt. Inhaltlich drehten sich die Auseinandersetzungen um die un-
terschiedlichen Auffassungen von Feminismus. Besonders deutlich wur-
de das an der Frage „Frauen in die Bundeswehr“. Alice Schwarzer plä-
dierte für die Gleichstellung von Frauen in allen Bereichen, während das
„Courage“-Kollektiv den Kriegsdienst generell hinterfragte und ablehn-
te. Jedenfalls war „Courage“ nun Anfeindungen von zwei Seiten ausge-
setzt: Von der „Männerpresse“ und von „Emma“. Die „Courage“ muss-
te 1984 Konkurs anmelden: Wegen der Konkurrenz auf dem Frauenblät-
termarkt – besonders durch „Emma“, aber auch durch andere, neu hin-
zugekommene Blätter – war die Zeitung in einer wirtschaftlichen Krise.
Seitdem fehlt den Frauenbewegungen ein wichtiges Sprachrohr. Anläss-
lich der aktuellen politischen und wirtschaftlichen Situation wäre „Coura-
ge“ wichtiger denn je! Schließlich mussten die Mitglieder der Kollektive
feststellen: An Konkurrenz und Profitzwang ist nicht vorbeizukommen.

Das Fazit ist, dass die neuen Frauenbewegungen 1968 für die Abschaffung des
Paragrafen § 218, für gleichen Lohn für gleiche Arbeit und gegen Frauen in der
Bundeswehr kämpften und auch dafür, dass Frauen vom Einkommen des Man-
nes unabhängig sind. „Privat“ und „politisch“ ist, dass es qualifizierte Kinderbe-
treuung und Ganztagsschulen gibt, außerdem Teilzeitarbeit bei vollem Lohn- und
Personalausgleich für Frauen und Männer, damit sie nicht in Armut leben müs-
sen! Wichtig sind sexuelle Aufklärung und kostenlose Verhütungsmittel! Alle die-
se berechtigten Forderungen der Frauenbewegungen sind bis heute noch nicht
erfüllt.
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Dank der Hartz-Gesetze und der Agenda 2010 nehmen Frauen- und Kinder-
armut sowie Abhängigkeitsverhältnisse vom Einkommen des Mannes rapide zu.
Auf der anderen Seite wird von geschiedenen Frauen verlangt, dass sie einer Ar-
beit nachgehen. Sie werden in den Niedriglohnbereich abgedrängt, zu denen Ein-
Euro-Jobs und die „Entgeltvariante“ gehören. Unter dem „neuen Feminismus“,
der neoliberaler Bauart ist und den auch Alice Schwarzer vertritt, wird uns Frau-
en die Botschaft vermittelt, es sei Gleichberechtigung hergestellt, wenn Frauen in
die Bundeswehr können. Das ist unwahr: Frauen verteidigen in der Bundeswehr
als „bessere Männer“ nur patriarchale Strukturen im Kapitalismus, mehr nicht!

Frau von der Leyen fordert, dass die Kirchen moralischen Einfluss an den
Schulen ausüben sollen, da sie sich ganz besonders „durch hohe moralische
Werte hervorheben“. Das wird uns als „feministisch“ verkauft! Die Kirche, vor al-
lem die katholische, ist von patriarchalen Strukturen geprägt. Sie ist sexualfeind-
lich und stellt lesbische Paare als „teuflisch“ und „sündig“ dar. Die Naturwissen-
schaften sollen ihrer Bibelinterpretation entsprechen. Dass die Kirche mehr Ein-
fluss auf die Schulen ausüben soll, ist aus feministischer Sicht abzulehnen! Mit
der sogenannten Eigenverantwortlichkeit ist gemeint, dass wir Frauen unentgelt-
lich gesellschaftliche notwendige Arbeit als „ehrenamtlich Tätige“ gering bezahlt
leisten, damit sich die Profite des Kapitals vermehren! Eine vollständige Befrei-
ung der Frauen und Männer von patriarchalen Strukturen kann es im kapitalisti-
schen und neoliberalen System nicht geben. Wir brauchen eine neue, sozial ge-
rechte und friedliche Gesellschaftsordnung!

Frieden für Afghanistan! Keine Bundeswehreinsätze „buten un binnen“! Kon-
flikte friedlich lösen! Vollständige atomare Abrüstung auch in Deutschland! Abrüs-
tung statt Sozialabbau! Bremer Rüstungsfirmen auf die Herstellung ziviler Güter
umstellen! Grundrechte erhalten! Alle sind aufgerufen, den Ostermarsch des „Bre-
mer Friedensforums“ und der „Deutschen Friedensgesellschaft/Vereinigte Kriegs-
gegner/innen“ zu unterstützen. Kommt um 11 Uhr zum Ziegenmarkt und zur Ab-
schlusskundgebung um 12 Uhr auf dem Bremer Marktplatz!

Bettina Fenzel (parteilos)

Rückzugsdebatte angestoßen: 60.000 Ostermarschierer demonstrieren
gegen den Bundeswehreinsatz in Afghanistan („Spiegel-Online“)

Adrenalin-Flatrate: Bürgerlicher Journalist hadert
mit dem Kapitalismus („Spiegel-Online“)

Schwebewahn gestoppt: Achtzig Prozent Kostensteigerung sind auch im
subventionsfreudigen Bayern nicht vermittelbar („Spiegel-Online“)

„Jobwunder“ trotz Massenentlassungen: Unternehmen nutzen Zeitarbeit,
um ihre festangestellten Mitarbeiter auszutauschen („Spiegel-Online“)
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Standhaft bei Schneesturm und
gegen Schröders Agenda 2010

In eiskaltem Wind und bei Schneeschauern harr-
ten wir auf dem Marktplatz aus. Hauptthema war
der fünfte Jahrestag der Schröder-Agenda 2010, die
nichts als Elend für die Masse der Arbeitslosen und
eine massive Verschlechterung für alle Arbeitsver-
hältnisse gebracht hat, während die Monopole Ge-
winne sondergleichen einfahren konnten. Vorausset-
zung für deren Ausbeutungsoffensive war die Schaf-
fung eines durchgehenden Billiglohnsektors. Über
die SPD, ihre Krise und Zukunft wurde gestritten.
Schließlich gab es auch noch Antworten auf frauen-
feindliche Wortbeiträge am letzten Montag, die wir so
nicht stehen lassen wollten. Am Ende machten wir
etwas früher Schluss. Wir waren bei der 174. Mon-

tagsdemo am 17. März 2008 in Bremen nur etwa 20 Teilnehmer, trotzdem hatten
wir eine gute Stimmung.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Sackgasse : Das SPD-Konzept „Mindestlohn für wenige“
ist erwartungsgemäß gescheitert („Spiegel-Online“)

Inkompetenz: CSU-Finanzminister und Bayern-LB-Verwaltungsrat Huber ist
„überrascht“ von der Verdopplung der Ausfälle des Instituts („Spiegel-Online“)

Kommunikationsdesaster: Nach dem Verschwinden des Archivs aus dreiein-
halb Jahren Montagsdemo werden auf der Homepage der bundesweiten
Koordinierungsgruppe kaum noch neue Berichte veröffentlicht, und es ent-
steht der absurde Eindruck, unsere Bewegung sei auf ein gutes Dutzend

eher kleinerer Städte zusammengeschrumpft („Bundesweite Montagsdemo“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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175. Bremer Montagsdemo

am 31. 03. 2008

Lässt man „Kunden“ verprügeln?
1. Die „Generation Praktikum “ gibt es tatsäch-
lich, und Arbeitsminister Scholz will ein bisschen
helfen! Perspektivlos, ausgebeutet, frustriert – seit
über zwei Jahren beklagen die Betroffenen ihre La-
ge. Die Hälfte aller Praktikanten arbeitet unbezahlt.
Das Bundesarbeitsministerium plant jetzt „smar-
te Eingriffe“, aber schon wieder keinen Mindest-
lohn. So existiert das Praktikanten-Prekariat auch
wirklich – diese Erkenntnis hat sich jetzt auch das
Bundesarbeitsministerium endlich durch eine Stu-
die bescheinigen lassen.

Olaf Scholz will daher die angemessene Vergütung für Praktikanten im Bür-
gerlichen Gesetzbuch „klarer fassen“. Außerdem soll für Vereinbarungen zwi-
schen Arbeitgeber und Praktikant die Schriftform vorgeschrieben werden. Durch
diese gesetzlichen Klarstellungen will Scholz erreichen, dass Praktikanten nach
der Berufsausbildung nicht als billige Arbeitskräfte missbraucht werden. Fast je-
dem Umfrageteilnehmer gelang erst nach mehreren „atypischen Beschäftigungs-
verhältnissen“, wie Praktika und Zeitverträge in der Studie bezeichnet werden,
der Sprung auf einen festen Arbeitsplatz. Bei über der Hälfte wurden „freiwillige
Praktika“ gar nicht bezahlt. So liegen viele Praktikanten Mama und Papa ziemlich
lange auf der Tasche: Bei 52 Prozent dauerte der Schnupper-Aufenthalt in der Ar-
beitswelt sechs Monate oder länger.

Vor dem Hintergrund, dass es sich bei den befragten Praktikantinnen und
Praktikanten ausnahmslos um Personen handelt, die bereits eine abgeschlosse-
ne Berufsausbildung haben, liegt die Vermutung nahe, dass die entsprechenden
Unternehmen auch Interesse an einer unbezahlten Arbeitskraft hatten. Mehr als
80 Prozent der „freiwilligen Praktikanten“ wurden nach eigener Einschätzung min-
destens die Hälfte der Zeit als normale Arbeitskraft eingesetzt. Von allen jungen,
qualifizierten Beschäftigten, die im Verlauf ihres beruflichen Einstiegs ein Prak-
tikum absolviert haben, sind lediglich 22 Prozent vom selben Arbeitgeber über-
nommen worden; 13 Prozent fanden ebenfalls nahtlos eine Anschlusstätigkeit bei
einem anderen Arbeitgeber. Der Rest schuftete weiter irgendwo zwischen Prak-
tikum, Zeitvertrag oder Leiharbeit. Es ist höchste Zeit für ein Bundesgesetz zur
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Regelung fairer Bedingungen in Praktika! Ein solches Gesetz muss Mindestver-
gütung und Maximaldauer eines Praktikums klar regeln!

2. Datenschützer sind über die Stasi-Methoden bei Lidl empört. Das Unterneh-
men hat sich jahrelang gegen die Einrichtung von Betriebsräten gewehrt. Kriti-
ker werfen Lidl seit Jahren Ausbeutung ihrer Mitarbeiter vor. Aber jetzt hat Lidl es
mit der Video-Überwachung seiner Mitarbeiter wirklich auf die Spitze getrieben!
Auch die Gewerkschaft Verdi kündigt Widerstand an: Sie will Mitarbeiter bei Kla-
gen gegen das Unternehmen unterstützen. Der Verdacht: ein gravierender Ver-
stoß gegen das vom Grundgesetz geschützte Persönlichkeitsrecht. „Auf solche
Unternehmer kann das Land verzichten!“

Die Spitzelaktion wirkt besonders bizarr, wenn man sich Lidls offizielle „Fir-
menphilosophie“ vor Augen führt. Darin heißt es: „Fairness ist ein Gebot gegen-
über jedermann im Unternehmen“, „wir achten und fördern uns gegenseitig“, „Ver-
einbarungen werden in einem Klima des Vertrauens eingehalten“, „Lob, Anerken-
nung und Kritikfähigkeit sollen unser Betriebsklima bestimmen.“ Den überwach-
ten Mitarbeitern muss dieser Katalog wie Zynismus vorkommen! Dabei steht Lidl
nicht erst seit heute in der Kritik, denn die Angestellten müssten sich ständigen
Taschenkontrollen unterziehen, weil der Konzern Diebstahl ausschließen möchte.

Für viele Kassiererinnen sei schon der Gang zum WC ein Luxus: „Wenn ich
die Kasse verlassen hätte, dann hätte es eine Abmahnung gegeben“, sagte eine
Mitarbeiterin, „manchmal kam ich nach Hause und hatte einen nassen Schlüp-
fer.“ Eine Kollegin sei in einem dreistündigen „Verhör“ fälschlich beschuldigt wor-
den, Pfandgeld unterschlagen zu haben: „Ich war fix und fertig“, wird die Frau im
„Schwarzbuch Lidl“ zitiert. Die Spätschichten, die offiziell um 20 Uhr enden, zie-
hen sich laut den Recherchen oft bis spät in den Abend hin. In einem Fall habe
der Filialleiter die Türen des Geschäfts so lange verrammelt, bis die Arbeiten er-
ledigt waren. Muss ich noch erwähnen, dass Lidl damals natürlich alle Anschuldi-
gungen als „Diffamierungskampagne“ zurückwies?

3. Dem „Weser-Kurier“ lag vor circa zwei Wochen die „Bremer Kirchenzeitung“
bei. In ihr ist ein umgewandeltes Monopoly-Spiel zu finden, mit neuen „Ereignis-
karten“. Zwei Kostproben: „Ein Kaffee unterwegs? 1,50 für einen ‚Coffee to go‘
sind in der Stadt bei 4,25 Euro für Lebensmittel am Tag nicht mehr drin. Der ‚Bre-
mer Treff‘ hat noch zu, also gibt es unterwegs keinen Muntermacher!“ oder auch:
„Einfach weggefahren? Deine alte Mutter in Osnabrück liegt im Sterben. Du fährst
spontan dorthin, um an ihrer Seite zu sein, ohne dies mit deiner Fallmanagerin
abzustimmen. Als dies im Nachhinein herauskommt, wird dir das Arbeitslosen-
geld II ab Reisebeginn bis zur erneuten Meldung wegen ‚nicht genehmigter Orts-
abwesenheit‘ komplett gestrichen.“

Ich finde, dies ist eine gute Methode, anderen Menschen klar zu machen,
was Hartz IV im Alltag, jeden Tag bedeutet. Nur ein Kärtchen fehlt mir sehr: „Sie
sind sanktioniert worden. Es gibt nichts mehr! Sie haben verloren, das Spiel ist für
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Sie vorbei, für immer!“ Den Inhalt dieses fehlenden Kärtchens kann sich niemand
vorstellen, dass es nämlich diesen Zustand überhaupt geben könnte. Es weiß
auch fast niemand, dass sich die Zahl der jungen Obdachlosen drastisch erhöht
hat – dank Hartz IV, weil für Unterfünfundzwanzigjährige keine Unterkunft bezahlt
wird. Ansonsten kann es jeden durch Kürzungen jederzeit treffen.

Selbst wenn Widerspruch eingelegt wird: Wovon leben und Miete bezahlen,
bei einer hundertprozentigen Kürzung? Die wenigsten haben das Glück, dass
Verwandte oder Freunde ihnen in einer solch schweren Zeit beistehen, sie auch
finanziell unterstützen können. Nein, Sozialhilfe gibt es dann leider nicht mehr! So
könnte im wirklichen Leben auch eine „Ereigniskarte“ in Form eines Bescheides
von der Bagis mit folgendem Inhalt gezogen werden: „Ihre Unterkunftskosten sind
unangemessen hoch. Ziehen Sie unter die Brücke, und gehen Sie nicht über Los!“

4. Am 22. März 2008 fand der Bremer Ostermarsch statt. Wir trafen uns um 11
Uhr auf dem Ziegenmarkt. Es enttäuschte mich, wie wenige Menschen überhaupt
gekommen sind. Dafür darf nicht immer bloß das eisige Wetter herhalten!

Um 12 Uhr sprach Eugen Drewermann auf dem Marktplatz. Obligatorisch for-
derte er: Frieden für Afghanistan! Keine Bundeswehreinsätze „buten und binnen“!
Konflikte friedlich lösen! Vollständige atomare Abrüstung, auch in Deutschland!
Abrüstung statt Sozialabbau! Bremer Rüstungsfirmen auf die Herstellung ziviler
Güter umstellen! Grundrechte erhalten!

Er sprach mir aus der Seele, als er von der Perversion des Krieges redete,
die den Stillstand an Kultur beinhaltet, weil im Krieg plötzlich alles, was uns unser
Gewissen sonst verbietet, nicht nur erlaubt, sondern sogar gefordert wird. Wie viel
Geld könnte für soziale, medizinische und bildungspolitische Zwecke ausgegeben
werden, wenn es aus dem Militärscheiß abgezogen würde!

Ja, es war schweinekalt, und wir waren alle ziemlich durchgefroren.

5. „Lea-Sophies Tod war vermeidbar“, schrieb die „Tageszeitung“ am vergan-
genen Sonnabend. Der Untersuchungsbericht der Schweriner Stadtverordneten
zum Fall des verhungerten Mädchens rügt „eklatante Mängel“ beim Jugendamt.
Jetzt will die Ratsmehrheit einen Bürgerentscheid über die Abwahl von Oberbür-
germeister Norbert Claussen: Dem Christdemokraten wird unter anderem vor-
geworfen, er habe im Fall der verwahrlosten Lea-Sophie falsch gehandelt. Die
Fünfjährige war am 20. November 2007 mit Hungerödemen und offenen Wunden
in ein Krankenhaus eingeliefert worden. Dem Bericht zufolge hätte Lea-Sophies
Tod vermieden werden können, wenn das Jugendamt den Hinweisen aus der Fa-
milie und der Nachbarschaft konsequent nachgegangen wäre.

Der Untersuchungsbericht rügt „eklatante Mängel“ beim Jugendamt: Akten
wurden schlampig geführt, die Berater tauschten sich nicht genügend unterein-
ander und mit ihren Vorgesetzten aus. Das Amt habe sich auf die Einschätzung
der Großeltern verlassen, statt selbst nach dem Rechten zu sehen. „Individuelle,
strukturelle und Leitungsprobleme“ seien sichtbar geworden. Ganz freisprechen
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lässt sich Claussen von der politischen Verantwortung nicht: Der erste Untersu-
chungsbericht zu dem Fall weist nach, dass der Bürgermeister das Personal des
Jugendamtes stark verringerte. Sozialarbeiter beklagten ihre Überlastung. Es gab
keine Fortbildungen, keine Supervision – alles Dinge, die Claussen jetzt ändern
will.

Ebenso wäre der Tod des bedauernswerten kleinen Kevin aus Bremen ver-
meidbar gewesen, wenn der jetzige Bürgermeister Böhrnsen der Bitte, sich um
den Jungen zu kümmern, verantwortungsbewusst nachgekommen wäre. Die jet-
zige Berichterstattung hat den Bürgermeister komplett aus der Schusslinie gezo-
gen und sucht in unteren Gefilden nach solchen, die als Schuldige in Frage kom-
men könnten. Ich würde da ganz anders ansetzen!

6. Laut Angaben mehrerer Zeugen ist es heute morgen in der Arge Bonn zu einem
Zwischenfall gekommen: Der Sicherheitsdienst habe einen „Kunden“ sehr rü-
de aus der Arge herausgeprügelt und dabei keine Rücksicht auf Verletzungen
und die Sicherheit der wartenden Besucher genommen. Während der Wartezeit
sei es zu einer verbalen Eskalation zwischen einen „Kunden“ und einer Sachbe-
arbeiterin der „Kundentheke“ gekommen. Der „Kunde“ hatte sich beschwert, weil
jemand ohne Wartenummer vorgezogen wurde. Von der Sachbearbeiterin sei er
daraufhin lautstark zurechtgewiesen worden, er solle „den Mund halten“.

Auf seinen weiteren Protest spitzte sich die Situation dahingehend zu, dass
drei Wachleute ihn umringten und aufforderten zu gehen. Auf seine Weigerung hin
gingen alle drei auf ihn los und prügelten ihn durch die Seitentür, ohne Rücksicht
auf Verletzungen beziehungsweise auf die Sicherheit der anderen „Kunden“. „Wir
haben uns durch die gesamte Situation sehr bedroht gefühlt. Zudem äußerte sich
das Wachpersonal im Anschluss recht menschenverachtend zu dem Vorfall“, so
eine Beteiligte, die sich während des Vorfalls mit ihrem kleinen Kind in der Arge
aufhielt.

Das „Erwerbslosenforum Deutschland“ drückt Unverständnis für die Hand-
lung des Wachdienstes aus: Selbst die Polizei dürfe nur im äußersten Notfall Ge-
walt anwenden und habe jederzeit darauf zu achten, dass keine anderen Perso-
nen in Gefahr kommen. „Die Arge Bonn und der eingesetzte Sicherheitsdienst
setzten sich anscheinend darüber hinweg und suchen die für sie einfachste Lö-
sung. Dass durch ein derartiges Verhalten Gewalt produziert wird, ist ihr anschei-
nend überhaupt nicht bewusst. Wir fordern die Arge Bonn auf, unverzüglich ein
Konzept zur Deeskalation vorzulegen, damit derartiges in Zukunft ausgeschlos-
sen ist. Zudem stellt sich tatsächlich die Frage, ob sich der eingesetzte Sicher-
heitsdienst durch ein derartiges Verhalten nicht selbst seine scheinbare Notwen-
digkeit schafft, die objektiv in der Arge nicht gegeben ist“, so Martin Behrsing,
Sprecher des „Erwerbslosenforums Deutschland“.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)
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Zum Kotzen, dieses alte Spiel!
Entschuldigung, aber da haben wir es mal wie-
der: Jung gegen Alt beim Thema Rentenerhöhung.
Den Alten wird ein schlechtes Gewissen eingere-
det, und den Jungen werden falsche Hoffnungen
gemacht. Inzwischen habe ich mir Informationen
besorgt. Demnach steht außer Frage, dass immer
weniger junge Menschen immer mehr Älteren die
Rente bezahlen müssen. Wieso eigentlich? Wer
sagt das nun? Diejenigen, denen nichts anderes
einfällt, haben jetzt ein gutes Mittel, Alt gegen Jung
auszuspielen!

Wisst ihr eigentlich, liebe Rentner, dass wir
mit jedem Jahr immer mehr dazu beitragen, dass
die Steuerkasse gefüllt wird, mit Renten- und Ab-
geltungsteuer, von der nachgelagerten Versiche-

rungssteuer ganz zu schweigen? Wisst ihr auch, warum ihr Jungen immer größe-
re Lasten tragen müsst? Weil die eingezahlte Summe von euren mickrigen Löh-
nen, die ihr zum größten Teil jetzt schon bekommt, nicht ausreicht! In Zukunft wer-
det ihr die Rentenlast noch mehr zu spüren bekommen, weil eure Löhne nicht
mehr steigen sollen, wenn es nach den Arbeitgebern geht.

Immer mehr Arbeitskräfte werden in Zukunft weniger verdienen und so mit
immer weniger dazu beitragen können, die Verpflichtungen des Staates zu er-
füllen. Durch die geringere Bezahlung wird die Summe des Eingezahlten immer
kleiner, doch die Verpflichtung muss laut Gesetz erfüllt werden. Wenn man es än-
dern will, muss die Summe vergrößert werden, die dazu beiträgt, die Rente zu
bezahlen. Tun wir das nicht schon längst? Doch, wir sind kräftig dabei! Angeb-
lich werden jeden Tag tausend neue Stellen in Deutschland geschaffen. Ich kann
das nicht widerlegen und muss es als Bürger vorläufig glauben. Nehmen wir an,
es stimmt. Das würde bedeuten, dass es in Zukunft mit den Renten gar nicht so
schlecht aussieht!

Wenn für die angeblich tausend Stellen pro Tag bessere Löhne gezahlt wür-
den, wird auch die Beitragssumme der Bezahler größer. Warum dann die Auf-
regung? Habt ihr lieben Rentner darüber nachgedacht, dass wir mit jedem Jahr
dazu beitragen, dass das Steuersäckel aufgefüllt wird? Hiermit haben wir doch
das Rentenproblem längst gelöst und das Gleichgewicht der „Pyramide“ wieder
hergestellt, vorausgesetzt, man würde das Geld richtig einsetzen. Also doch viel
Lärm um nichts?

Ganz so ist es wohl nicht, denn die Löhne müssten erst wieder auf ein ver-
nünftiges Niveau gebracht werden. Das wäre die Aufgabe der Tarifparteien. Und
das Verteilen der Steuereinnahmen müsste in Zukunft gerechter werden. Das ist
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Ihre Aufgabe, meine Damen und Herren von der Politik! Doch da haben wir von
der Bevölkerung so unsere berechtigten Zweifel. Was aber nicht ist, kann ja noch
werden! Die Hoffnung stirbt zuletzt.

Udo Riedel (parteilos)

Schuften für die Mönche: Straßen und Schulen verdanken
die Tibeter erst den Chinesen („Spiegel-Online“)

Die Konzerne beuten die
Rentenbeitragszahler aus

„Bild“ hetzt mal wieder! Erst waren es Hartz-IV-
Betroffene, und nun sind die Rentner dran. „Die Alten
beuten die Jungen aus“, hieß es am 11. März 2008,
und am 26. März schrieb Deutschlands größtes
Lügenblatt: „Höhere Rente senkt den Netto-Lohn!“
Hier werden mit dubiosen Zahlen der Arbeitgeber-
verbände wilde Behauptungen aufgestellt, die nicht
zu beweisen sind. Es wird Stimmung gemacht und
ein Klima von Hass und Misstrauen geschaffen. Die-
selben Quellen verschweigen, dass nicht die Rent-
ner(innen) – die sich im Übrigen ihre Alterssicherung

sauer genug verdient haben –, sondern die Konzerne in ihrer maßlosen Profitgier
die Lohneinbußen der Arbeitnehmer(innen) herbeigeführt haben. Diverse Bun-
desregierungen haben durch ihre unsozialen Gesetze, wie Schröder mit Hartz IV
und Agenda 2010, diese Situation erst möglich gemacht.

Dabei gehen die Rentenkürzungen unvermindert weiter. Die Durchschnitts-
rente liegt heute schon um zehn Prozent niedriger als in den 1990er Jahren. Die
Summe, die den Rentnern durch drei Nullrunden, steigende Pflegeversicherungs-
beiträge, Zuzahlungen für Medikamente und Praxisgebühren sowie durch die all-
gemeine Preissteigerung und Energiekostenexplosion genommen wurde, ist weit
mehr als die lächerlichen 1,1 Prozent Erhöhung des Herrn Scholz. Fünf Prozent
Erhöhung wären wohl das Mindeste! Erklärtes Regierungsziel bleibt es allerdings,
bis 2030 das Rentenniveau so weit abzusenken, bis niemand mehr von seiner
gesetzlichen Rente leben kann. Ziel ist auch hier die Privatisierung des gesam-
ten Sicherungssystems. Schon heute rauschen die Renten ungebremst in Rich-
tung Sozialhilfe. Die Altersarmut verschärft sich, und manch ein Rentner hat be-
reits kein Dach mehr über dem Kopf.
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Noch einmal: Vor allem Kohl und Schröder haben die Rentenkassen geplün-
dert, um woanders Haushaltslöcher zu stopfen und den „Aufbau Ost“, der ein
Fass ohne Boden ist, zu finanzieren. Nicht die Alten beuten die Jungen aus, son-
dern Konzerne und Regierung drücken die Löhne, indem sie Arbeitnehmerrechte
zerschlagen und unzählige Menschen in die Armut treiben. Lassen wir uns nicht
länger auseinanderdividieren und gegeneinander aufhetzen, denn das nützt nur
den Herrschenden. Hier hilft nur gemeinsamer und anhaltender Widerstand!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Staat der Konzerne: Unsere Gesetze werden
von Lobbyisten geschrieben („Stern“)

Der Generationen-Beschiss
Eine „Rentenerhöhung“ von 1,1 Prozent ist an-
gekündigt, doppelt so „viel“ wie im letzten Jahr.
Davor gab es jahrelang gar nichts. Die Erhö-
hung beträgt in fünf Jahren noch nicht mal
zwei Prozent, bei einer Preissteigerungsrate
von über zwölf Prozent in diesem Zeitraum!
Von den 1,1 Prozent in diesem Jahr gehen
aber 0,25 sofort für die Pflegeversicherung ab.
Es bleiben also 0,85 Prozent, bei einer derzei-
tigen Inflation von offiziell 3,1 Prozent. In Wirk-
lichkeit ist die Erhöhung der Lebenshaltungs-
kosten aber viel größer: Vor allem die Lebens-
mittelpreise und Energiekosten sind geradezu
explodiert!

Und da hetzen Arbeitgeberverbände und „Bild“-Zeitung, die Alten würden auf
Kosten der Jungen prassen! Dieter Hundt fordert, die Rentner sollten Kranken-
und Pflegeversicherung voll bezahlen. Die Wirklichkeit sieht anders aus: Die Rent-
ner werden aufs Brutalste betrogen! Wo sind denn die eingezahlten Beiträge ge-
blieben? Der ganze sogenannte Generationenvertrag ist ein einziger Beschiss.
Schon seine Einführung durch Adenauer sollte darüber hinwegtäuschen, dass die
von Hitler zur Kriegsfinanzierung aus der Rentenkasse geklauten 500 Milliarden
Mark nicht ersetzt wurden.

Ein Herr Ackermann von der Deutschen Bank kassiert im Jahr 14 Millionen
Euro „Gehalt“, zahlt aber keinen Cent in die Rentenkasse. Die Abgeordneten
genehmigen sich dieses Jahr eine Diätenerhöhung um 770 Euro. Das ist mehr,
als die durchschnittliche Rente beträgt! Dass in ganz Europa die Altersarmut zu-
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nimmt, ist nicht Folge der demografischen Entwicklung, sondern der Umvertei-
lung von unten nach oben, wie es mit den Lissabonner Verträgen, der Grundlage
der Agenda 2010, auch beabsichtigt war.

In Griechenland gab es vor Ostern einen Generalstreik gegen Rentenkür-
zung, allein in Athen demonstrierten über 100.000 Menschen. Es ist Zeit, auch
hierzulande massenhaft auf die Straße zu gehen: Rentner, kommt zur Montags-
demo! Die Krise der SPD ist symptomatisch für das Scheitern der Lebenslüge
von der „sozialen Marktwirtschaft“ und des „menschlichen Kapitalismus“ – dieser
offenbart immer mehr sein wahres Gesicht einer Bestie! Ein System, das weder
der Jugend eine Perspektive noch den Alten einen gesicherten Lebensabend bie-
tet, gehört abgeschafft – weltweit!

Wolfgang Lange (MLPD)

Das Wurstbrot wird abgezogen: Jobcenter fordert Rückzahlung
von 12 Cent für Krankenhausaufenthalt vor einem Jahr („Stern“)

Die steuerfinanzierte Beschäftigung
wird in die Wirtschaft getragen

1. Die (geplante) „Rentenerhöhung “ bringt es wie-
der an den Tag, welche Politik bei der Weiterga-
be von umfassenden Informationen betrieben wird.
Bisher hieß es: „Die Rentenerhöhung von 1,1 Pro-
zent erfolgt aufgrund einer Gesetzesinitiative von
Frau Merkel, wodurch der Riester-Faktor für zwei
Jahre ausgesetzt wird. Die Rentenkasse hat ge-
nug Liquidität.“ Jetzt erfahren wir: Die Kürzung des
Riester-Faktors wurde nicht aufgehoben, sondern
nur verschoben und 2012 und 2013 nachgeholt.

Die Mehrausgaben für den Bundeshaushalt be-
tragen bis 2011 circa 2,9 Milliarden Euro. Dies bringt den Haushalt von Peer Stein-
brück „durcheinander“! Der Arbeitsminister will die Schwankungsreserve der Ren-
tenversicherung aufstocken; dadurch wird der Beitragssatz erst 2014 sinken. Dies
sind alles keine kleinen Beträge! Aber was sind sie gegen die Lebensleistung un-
serer Rentner?

Auch eine Rentenerhöhung von 1,1 Prozent mit der Beitragserhöhung für
die Pflegeversicherung im Nacken ist kein Ausgleich für den Kaufkraftverlust der
Rentner. In den Informationen fehlt mir nach wie vor eine Aussage zu den Ein-
Euro-Arbeitsverhältnissen. Wie wurden diese bei der Bruttolohnentwicklung be-

216

http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-545210,00.html
http://www.mlpd.de/
http://www.stern.de/wirtschaft/immobilien/verbraucher/615114.html?pr=1
http://www.sueddeutsche.de/deutschland/artikel/16/163558/
http://www.welt.de/wirtschaft/article1845360/Rentenerhoehung_wird_viel_teurer_als_geplant.html
http://www.welt.de/wirtschaft/article1845360/Rentenerhoehung_wird_viel_teurer_als_geplant.html
http://www.sueddeutsche.de/deutschland/artikel/337/165864/
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/111/reden111.htm#111-GDB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/111/reden111.htm#111-GDB


rücksichtigt? Was ist mit den Aufstockungsbeträgen zum ALG II – wie wurden sie
dabei erfasst? Ich glaube, Frau Merkel wollte dem Zorn der Rentner vorbeugen.
Ist ihr das gelungen? Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Wie einfach Geld verbrannt wird, ergibt sich aus der Finanzkrise . Mit 90 Milliar-
den Euro sind die Deutschen Banken im Risiko, so die neueste Schätzung. Wenn
Herr Steinbrück die nächsten Banken so wie die IKB „rettet“, sind dies 90 Milli-
arden Euro zulasten des Steuerzahlers. Täglich kommen in neuen Hochrechnun-
gen oder Schätzungen weitere Details an die Öffentlichkeit, aber es gibt nach wie
vor keine Offenheit. Die Notenpressen laufen auf Hochdruck, in allen führenden
Industrieländern. Die Banken verleihen nach wie vor kein Geld an Banken.

Wir erfahren: Das Loch bei der Bayern-LB wird größer, es hat sich auf vier Mil-
liarden Euro verdoppelt, und sie hat Risikopapiere im Wert von 32 Milliarden. Die
IKB bekommt eine Eigenkapitalaufstockung. Die US-Notenbank kauft die Risiko-
papiere zum Nennwert, um die Banken zu stützen; sie hat den letzten Bankauf-
kauf mit einer Risikobürgschaft über 30 Milliarden Euro unterstützt und dadurch
erst ermöglicht, trotz des Schnäppchenpreises. Die US-Notenbank hat somit den
Willen, alles zu akzeptieren und mit Steuergeldern auszugleichen – Hauptsache,
die Banken oder ihre Fassaden bleiben erhalten.

Peer Steinbrück und alle anderen EU-Staaten werden dies unterstützen. In-
zwischen ist auch die „erste“ Bilanzfälschung aufgedeckt worden: Bei der betrof-
fenen Bank haben die Mitarbeiter für 2007 eine Jahresabschlussprämie erhalten,
doch jetzt ist klar, dass die Zahlen geschönt wurden. Die nun anstehende Wertbe-
richtigung gefährdet die Existenz der Bank. Dazu gab es im „Weser-Kurier“ einen
kleinen Artikel ohne Aussage über die Folgen für die Verantwortlichen. Wird Bi-
lanzfälschung in diesen Kreisen zum Kavaliersdelikt?

Die Banken in den USA reagieren mit Personalabbau, die West-LB und ande-
re ebenfalls. Von Prämienrückzahlung oder Regressansprüchen gegen die ver-
antwortlichen Vorstände ist keine Rede! Die Politiker in den Aufsichtsräten haben
nichts gesehen – es wurde nichts vorgelegt – und nichts gewusst! Stattdessen
wird gemeinsam versucht, das Risiko kleinzureden. Zugegeben wurden bisher
300 Milliarden Euro.

Wenn mensch die Bayern-LB mit einer Wertberichtigung von vier Milliarden
bei einem Risikobestand von 32 Milliarden zugrunde legt, so beträgt der mögliche
Verlust das Achtfache! Erst dann wären die Papiere zu 100 Prozent wertberich-
tigt. Wenn die anderen Banken genauso vorgegangen sind, bedeutet dies 300
Milliarden Euro mal acht gleich 2,4 Billiarden Euro Wertberichtigung bei 100 Pro-
zent weltweit. Zum Vergleich: Der Bundeshaushalt 2008 lautet über 283,2 Milliar-
den Euro! Dafür sollten die Banken ihren Risikostrukturfonds einsetzen und die-
sen entsprechend auffüllen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!
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3. Wenn nächste Woche der Bremer Haushalt verabschiedet wird, dann wird klar:
Sozial ist er nicht. Das Geld aus Berlin und von der EU war vorher normales Steu-
eraufkommen. Doch einer aus Bremen wird um die Welt ziehen: Willi Lemke wur-
de von der Uno berufen. Unser Außenminister hat ihn persönlich in New York an-
gepriesen und auf die Mitgift hingewiesen: Deutschland zahlt zusätzlich 450.000
Euro jährlich. Mit dem Geld sollen unter anderem Büros in Genf und New York be-
zahlt werden. Deutschland zahlt zusätzlich 90.000 Euro jährlich für einen Verbin-
dungsmenschen in New York. Herr Lemke will aber in Bremen residieren. Er be-
hält auch sein Bürgerschaftsmandat. Die Übergangsbezüge als Ex-Senator, die
Abgeordneten-Bezüge und die Vergütung für die neue Tätigkeit werden eine grö-
ßere „Brieftasche“ erfordern.

Wer wollte Willi loswerden? Und wie geht Herr Lemke mit dieser „alten“ An-
gelegenheit um? Ich hoffe, er macht einen „guten Job“. Der Wert einer verlässli-
chen Bildung wird ihm sicher bewusster werden! Aber Pelé wäre mir persönlich
lieber gewesen, damit ein Mensch aus einem Entwicklungsland seine Erfahrung
einbringen kann. So werden wir nie eine Welt! Darum Montagsdemo, Kopf zei-
gen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

4. Die „Georg-Elser-Initiative“, der ich angehöre, fühlt sich dem antifaschistischen
Erbe des Widerstandskämpfers Georg Elser besonders verbunden. Wir haben
im April 2007 die Veranstaltung „Gewalt auf Demonstrationen – Ursachen der
Eskalation“ durchgeführt. Aktuell haben wir einen Offenen Brief an Frau Doktor
Däubler-Gmelin als Vorsitzende des Ausschusses für Menschenrechte des Deut-
schen Bundestages geschrieben und zugestellt.

Auf den Offenen Brief vom 9. März 2008 „Protest beim Senator für Inneres
Willi Lemke gegen die Beobachtung des Menschenrechtlers Doktor Rolf Gössner
durch den Verfassungsschutz“ haben wir bisher keine Antwort erhalten. Die Be-
sorgnis über das Verhalten der Polizei auf Demonstrationen ist auch dem Offenen
Brief der Lübecker Bürger zu entnehmen.

Der Dienstherr schuldet den anständigen Polizisten eine sichtbare Kennzeich-
nung an der Uniform! Als ich Jugendlicher war, hatten die Polizisten keine Na-
mensschilder. Jetzt schaffen diese Schilder Vertrauen. Die Nichtkennzeichnung
verantwortet das politische Personal, den Einsatzbefehl ebenfalls! Gibt es da ei-
ne Wechselwirkung?

Polizeiübergriffe werden registriert von „Amnesty International“, Sektions-
kogruppe Polizei, Wahmstraße 43-45, 23552 Lübeck, Telefon 0451-707 2043, E-
Mail Info(at)Amnesty-Polizei.de.

Die Mehrheit der Polizistinnen und Polizisten leistet einen einwandfreien
Dienst. Hat das politische Personal Befürchtungen, dass bei Identifizierung der
Beamt(inn)en die Übergriffe bis zum Einsatzbefehl zurückverfolgt werden können
und die Mauer des Schweigens sich in diese Richtung öffnet? Darum Montagsde-
mo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!
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5. Vor fünf Jahren wurde die Agenda 2010 ersonnen. Herr Beck steht immer noch
dazu. Die sogenannten Reformen wurden im Lissabonner Vertrag vereinbart und
von Peter Hartz an die Besonderheiten in Deutschland angepasst. Er gab seinen
„guten Namen“ für die Hartz-Gesetze. Weil die Kassen leer waren, wurden die
Leistungen an die Erwerbslosen zusammengestrichen. Aus Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe wurde das ALG II. Dank der Neuregelung hat Bremen allein im Jahr
2005 60 Millionen Euro eingespart.

Bei Verdi ist die Entwicklung genau nachzuverfolgen: Erst werden die Un-
ternehmenssteuern gesenkt, dann die Beteiligungsverkäufe von jeglicher Steuer
befreit, und schließlich sind die Kassen leer, weil die Einnahmen verringert wur-
den. So beginnt die Umsetzung des Lissabonner Vertrags, ohne dass die Bürger
Deutschlands zugestimmt hätten!

Der Misserfolg der Agenda 2010 besteht in der gesunkenen Kaufkraft, der
Entlassungswelle der Konzerne, der leeren Kassen dank der nicht erhobenen
Steuern und der gefälschten Statistik, in der jetzt auch die geringfügigen Arbeits-
verhältnisse mitgezählt werden, um die gesunkene Zahl von Vollzeitstellen zu
überdecken. In dieser Statistik werden jetzt nur noch bestimmte Arbeitslose aus-
gewiesen und so die gestiegene Arbeitslosigkeit verschleiert. Durch immer mehr
Weglassungen wird diese Statistik zur gewünschten Aussage geformt.

Der Regelsatz für das ALG II wurde unredlich, nämlich nach Kassenlage er-
mittelt. Das Gesetz Hartz IV wurde verabschiedet, bevor der Regelsatz festge-
legt wurde. Die Rentner wurden mit der gleichen Formel von jeglicher Rentener-
höhung abgekoppelt; dazu tragen auch die Ein-Euro-Arbeitsverhältnisse bei. Mit
voll geförderten Arbeitsverhältnissen wird ein guter Beschäftigungsmarkt für älte-
re Arbeitslose vorgetäuscht, mit 100 Prozent Steuergeld!

Mit voll geförderten Arbeitsverhältnissen für jeden Langzeitarbeitslosen oh-
ne Bindung an die Gemeinnützigkeit wird die steuerfinanzierte Beschäftigung in
die Wirtschaft getragen. Dadurch wird sich der Bestand an normaler Beschäfti-
gung dynamisieren: abwärts! Außerdem werden alle Sozialversicherungssyste-
me langfristig auf Privatisierung getrimmt. Positives hat die Agenda 2010 nur für
die Konzerne bewirkt. Sie haben ja auch die Vorlagen zu den Hartz-Gesetzen
mitgestaltet.

Aber die SPD hat keine Krise, so ihr Bremer Fraktionsvorsitzender Carsten
Sieling. Er hat recht: Die SPD ist die Krise! Da wollte einer nah am Bürger sein,
es gab Einladungen aus Berlin, leere Stühle in Bremen. Nah am Bürger – wie
wäre es mit einem Praktikum auf der Montagsdemo oder der Teilnahme an der
Großdemo in Berlin am 8. November 2008 ?

Die Klimalaunen werden härter und unberechenbarer, haben die Wissen-
schaftler jetzt in Hamburg festgestellt. Die Demos werden größer, lauter und un-
berechenbarer, haben die Strategen in Lissabon festgestellt. Ihre Reaktion: Ver-
bindungsdatenspeicherung, Abhören, Abbau weiterer Grundrechte. Krisenlage-
zentren werden der Bundeswehr unterstellt. Die Bundespolizei wird umstrukturiert
und erhält eine andere Ausrüstung, ausdrücklich zum Einsatz bei Großdemos.
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Wir bieten zum Üben des friedlichen Miteinanders am 8. 11. 2008 unsere
Großdemo in Berlin. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

6. Bei der Gesundheitsreform hat jetzt sogar der Wissenschaftliche Beirat die Na-
se voll und seine Mitarbeit eingestellt. Die Bundesregierung muss erhebliche Bei-
tragssteigerungen für den Krankenversicherungsschutz verantworten! Bei der
Pflegereform gibt es wieder einige positive Brocken für die privaten Pflegekassen
und die Arbeitgeber. Demenzkranke erhalten jetzt 200 Euro monatlich aus der
Pflegeversicherung, was völlig unzureichend ist. Der Gesetzgeber will damit Ge-
richtsentscheidungen zuvorkommen.

Seit 1. April 2007 besteht für alle Menschen die Verpflichtung, eine Versiche-
rung gegen Krankheit abzuschließen. Die gesetzlichen Krankenkassen wurden
verpflichtet, ausgetretene Versicherte wieder aufzunehmen. Dieses Gesetz ist
parodox, denn es widerspricht der vielgepriesenen Eigenverantwortung des Bür-
gers. Nur konnten sich immer mehr Menschen keine Krankenversicherung mehr
leisten, und wer sich wieder eine leisten konnte, durfte nur selten in die gesetz-
liche zurück. Die Sozialämter und Argen mussten vermehrt Beiträge zu den pri-
vaten Krankenversicherungen sowie Krankheitskosten für nicht versicherte Men-
schen übernehmen, daher diese Kehrtwendung des Gesetzgebers.

Viele Neu- und Wiedermitglieder sind den Krankenkassenbeitrag schuldig ge-
blieben: Sie haben nicht bezahlt, sie haben kein Geld. Manche Forderung steht
auch als unbezahlt in den Büchern, weil die Kasse sich weigert, kulant zu ent-
scheiden. Eine Familienversicherung gibt es auf Antrag und kostenlos, wenn die
Voraussetzungen erfüllt sind. Bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen verwei-
gern manche Unternehmen die Familienversicherung, weil der Antrag nicht oder
nicht rechtzeitig gestellt wurde!

Dagegen kann mensch sich wehren. Die Bezahlung akuter Behandlungen
müssen die Kassen trotz Beitragsrückstandes übernehmen. Daher gilt es, von der
Krankenkasse eine Mitgliedsbestätigung mit diesem Sachverhalt zu verlangen
und notfalls zu erklagen. Wie dies geht? Wir gehen mit! Eine Familienversicherung
hilft auch, wenn die Arge eine vollständige Leistungssperre verhängt. Nur Eile ist
geboten. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will
die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )
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Nein zum rot-grünen
Kürzungshaushalt!

Ein lebenswertes Bremen braucht mehr Geld! Wir rufen auf zu Protesten ge-
gen den Haushaltsentwurf der bremischen Landesregierung. Nach zwölf Jahren
Großer Koalition erwarten die Beschäftigten und die sozialen Initiativen einen Po-
litikwechsel im Land Bremen. Die rot-grüne Koalitionsvereinbarung hat die Be-
kämpfung von Armut und Ausgrenzung in den Stadtteilen, die Verbesserung der
Stellung der Beschäftigten und eine zukunftsorientierte Bildungspolitik verspro-
chen. Der Entwurf für den Haushalt 2008/2009, der am 8. bis 10. April beschlos-
sen werden soll, schreibt jedoch in weiten Teilen die Haushaltspolitik der Großen
Koalition fort: Der Personalabbau im öffentlichen Dienst geht weiter, die Mittel für
Beschäftigungspolitik werden reduziert, die Kürzungspolitik im Schul- und Hoch-
schulbereich wird fortgesetzt, Zwangsumzüge und Ein-Euro-Jobs werden nicht
abgeschafft.

Armutsbekämpfung und Überwindung der sozialen Spaltung sowie aufgaben-
gerechte Personalausstattung und Bezahlung im öffentlichen Dienst gehören zu-
sammen! Die durch Agenda 2010 und Hartz IV hervorgerufene Verarmung der
Menschen ganzer Stadtteile wird durch den vorliegenden Haushalt verfestigt. So-
ziale Dienste, Ämter, Kitas, Schulen und Polizei sind unterfinanziert und überlas-
tet. Weiterhin werden die öffentlich Beschäftigten und die benachteiligten Stadt-
teile zur Haushaltskonsolidierung herangezogen. Durch die Verschiebung der Be-
soldungsanpassung werden den Beamten 20 Millionen Euro vorenthalten. Die
Kürzungen bei „Wohnen in Nachbarschaften“ werden nur scheinbar zurückge-
nommen: In Wahrheit werden andere Stadtteilmittel stattdessen gekürzt.

Diese Politik wird den Anforderungen nicht gerecht. Wir fordern vom rot-
grünen Senat einen Bruch mit der Kürzungspolitik der Großen Koalition: Keine
weiteren Personaleinsparungen im öffentlichen Dienst! Mehr Landesmittel für ar-
mutsfeste öffentliche Beschäftigung! Weg mit den Ein-Euro-Jobs! Rücknahme
der Kürzungen bei Hochschulen (HGP V) und im gesamten Bildungsbereich! An-
gleichung der Beamtenbezüge an die Gehaltserhöhung der Angestellten zum 1.
Januar 2008! Übernahme der tatsächlichen Miet- und Heizkosten der Hartz-IV-
Haushalte! Keine Zwangsumzüge! Ausreichende Finanzierung von sozialen und
kulturellen Initiativen und Einrichtungen! Entschlossene Schritte zur Bekämpfung
von Armut und Perspektivlosigkeit in den sozial benachteiligten Stadtteilen!

Bremen braucht endlich eine zukunfts- und beschäftigungsorientierte Politik!
Im Gegensatz zu den Reichen und Investoren, die sich über ein Jahrzehnt spru-
delnder Subventionen und Gewinne freuen durften, wurde an den Beschäftigten
und Arbeitslosen, Rentner(inne)n und Migrant(inn)en, sozialen und kulturellen In-
itiativen, Kindern und Jugendlichen, Schulen und Hochschulen systematisch ge-
spart. Es wird Zeit, dieses Verhältnis umzukehren – bei uns ist nichts mehr zu ho-
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len! Kommt zur Kundgebung am 9. April 2008 um 9:30 Uhr vor der Bürgerschaft !
Wir unterstützen die dort gleichzeitig stattfindenden Aktionen des Gesamtperso-
nalrats und laden ein zum Folgetreffen am 14. April um 19 Uhr im Paradox, Bern-
hardstraße 12.

Flugblatt von Wilfried Schartenberg („Die Linke“ )

Wie wollen wir leben und arbeiten?
Am 28. Februar 2008 fand eine Veranstaltung der
„Blauen Karawane“ im Speicher XI unter dem Ti-
tel „Trialog Publikum/Ein-Euro-Jobber/Politik“ statt.
Im zweiten Teil der Veranstaltung wurde das The-
ma „Realität und Vision – Wie wollen wir leben und
arbeiten?“ behandelt.

Viele wünschten sich Erwerbstätigkeit und Pri-
vatleben zu gleichen Teilen, genügend Einkom-
men, befriedigende Arbeit, die weitgehend selbst-
bestimmt ist, sinnlich, solidarisch, kreativ, mensch-
lich, würdevoll, mit ausreichend „Knete“. Jede Ar-

beit soll so gewertet werden, dass man alt werden kann ohne Angst vor Hunger
und der Bedrohung, ausgeschlossen zu sein. Dafür muss man die Steuern er-
höhen und umverteilen, öffentliche Dienstleistungen finanzieren, mehr bezahl-
te Jobs in sozialem Frieden und in Freiheit schaffen, dazu ein bedingungsloses
Grundeinkommen für alle, die es brauchen!

Gefordert wird: Kein Zwang von der Arge, kein Ärger mit Ämtern! Sinnvol-
le, gut bezahlte Arbeit! Einen Job mit Spaß möchte ich zum Leben, keine Ein-
Euro-Beschäftigung, keine Ausgrenzung! Ein selbstbestimmtes Leben, ermög-
licht durch ein bedingungsloses Grundgehalt, auch bei Behinderung, ein Minder-
leistungsausgleich, Unterstützung am Arbeitsplatz, regulär bezahlt, ein Leben oh-
ne Lügen der Medien! Wir müssen Transparenz erkämpfen, damit nicht alles ein
Selbstbetrug bleibt, Arbeit und Reichtum gerecht verteilen!

Wir wollen leben in sozialen Zusammenhängen und Nachbarschaften, selbst-
bestimmt sinnvoll arbeiten, ohne formale Hierarchie und sinnlose Tätigkeiten, mit-
einander arbeiten, voneinander lernen, unabhängig, aber gemeinsam, frei von
der Notwendigkeit zur Lohnarbeit, schuldenfrei leben! Nicht von irgendwelchen
Werkstätten wie dem „Martinshof“ abhängig sein, Kreativität und sozialpolitisches
Engagement bezahlt bekommen, ausreichend! Nicht so schnell arbeiten müssen,
damit es nicht so viel Stress gibt! Ökologisch, glücklich arbeiten in Lebensfreu-
de, arbeiten und leben in einer Gemeinschaft, die sich nicht durch Profit und aus-
grenzende Konkurrenz definiert! Eine Gesellschaft ohne Ausbeutung, ein solida-
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rischen Miteinander ohne Zwangsarbeit! Ich möchte menschenwürdig leben und
mit meinem erlernten Beruf so viel Geld verdienen, dass ich mir das ermöglichen
und vor allem am kulturellen Leben teilnehmen kann!

Aus all diesen Wünschen und Forderungen ist herauszuhören, dass die Men-
schen in einer Gesellschaft leben möchten, in der Arbeit und Reichtum gerecht
verteilt sind. Die Arbeitswelt soll nicht fremdbestimmt sein, die Natur nicht ausge-
beutet werden! Wir wollen durch die öffentlichen und privaten Medien nicht per-
manent belogen werden. Wir wünschen uns eine Welt, in der es keine Aufrüstung
und Kriege gibt, nicht durch Konkurrenz Leistungsdruck erzeugt wird und Men-
schen ausgegrenzt werden.

Für uns alle stellt sich die Frage: Wie kann ein Kapitalismus überwunden wer-
den, der zur Religion erklärt wird und durch „ökonomische Sachzwänge“ dafür
sorgt, dass 50 Millionen Menschen jährlich verhungern und imperialistische Krie-
ge um Rohstoffe geführt werden? In den Medien treten ehemalige „68er“ auf und
behaupten, es gehöre kein Widerstand gegen das Unrecht organisiert, das die-
ses kapitalistische System verursacht. Da stellt sich die Frage, ob sie vergessen
haben, dass die herrschende Klasse, die eine Minderheit darstellt, einen Klassen-
kampf von oben gegen uns führt, mit „Reformen“, die Reformlügen sind, und uns
verarmen lassen? Einige ehemalige „68er“ wie Herr Schröder lassen sich gut be-
zahlen vom Kapital, um dessen Interessen zu vertreten. Das sind die „68er“, die
ihre ursprünglichen Ziele verraten haben!

Bettina Fenzel (parteilos)

Wir praktizieren Demokratie, die
Herrschenden Zynismus und

Menschenverachtung
Endlich ist wieder Sommerzeit und die Montagsdemo in vollem Tageslicht! Die
175. fand zwischen einer Tibet-Kundgebung, Schulklassen und Stadtbesuchern
statt. Mehrere Beiträge kamen zur Rentenerhöhung und dem jahrzehntealten Be-
trug aller Regierenden seit Adenauer. Außerdem wählten wir heute unsere Dele-
gierten für die bundesweite Konferenz in Kassel am 19. April 2008, und wir gaben
unsere Zustimmung für die Kandidatur zweier Aktivisten für Koordinierungsgrup-
pe und Revisionskommission.

Die Zornesröte kommt einem immer wieder, wenn von Stromabschaltungen
und Gasabschaltungen, hervorgerufen durch die Unfähigkeit und Gleichgültigkeit
der Bagis, berichtet wird. Wenn bei der Arbeitsvermittlung jetzt schon Fragebögen
in Umlauf sind, auf denen gefragt wird, ob man Drogen nehme oder verschuldet
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sei, dann ist man geladen für den ganzen Tag! Am Ende waren wir wieder über
50 Zuhörer. So kann es weitergehen!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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176. Bremer Montagsdemo

am 07. 04. 2008

Zukunftsangst im besten Alter
Da haben wir sie wieder, die Rentenfrage! In einer
Diskussion lautete der allgemeine Tenor: „Wir wis-
sen ja gar nicht, ob wir noch einmal Rente bekom-
men.“ – „So, und damit findet ihr euch ab?“, frag-
te ich. – „Was bleibt uns denn anderes übrig?“ –
„Na zumindest, dass ihr euch wehrt und dass ihr
selber vorsorgt.“ Da hatte ich den Nagel auf den
Kopf getroffen! – „Wovon sollen wir denn vorsor-
gen?“, fragten sie mich. Wohlgemerkt, das waren
Leute um die 40! Ich fragte nur: „Wann geht ihr
denn in Rente?“ – „In 20 bis 25 Jahren“, lautete die
Antwort. – „Und dann wisst ihr heute schon, dass
ihr keine Rente mehr bekommen werdet?“ – „Ja,
wenn das so weitergeht, kriegen wir nur eine ganz
kleine Rente!“ – „Soso, wie kommt ihr denn dar-

auf?“ – „Die Löhne sind doch viel zu niedrig, aber die Preise und die Steuern zu
hoch! Wovon sollen wir da vorsorgen?“

Kommt euch das nicht bekannt vor? Das sagen wir Leute von der Montags-
demo doch jede Woche – und noch vieles mehr, was nicht in Ordnung ist! Aber
was glaubt ihr wohl, was ich zu hören bekam? – „Die Montagsdemo kann doch
sowieso nichts ausrichten und nichts ändern! Wer da hingeht, sollte lieber arbei-
ten, statt zu demonstrieren.“ – „Moment mal“, rief ich, „habt ihr euch nicht gera-
de darüber beschwert, dass die Löhne nicht ausreichen und die Preise und Steu-
ern zu hoch sind?“ – Kleinlaut gaben sie zu: „Das stimmt auch wieder.“ – „Und
wer wehrt sich denn dagegen, na?“ – „Viel zu wenige“, war die Antwort. – „Rich-
tig, und das ist der Grund, warum ihr Angst habt, dass ihr nur eine kleine Rente
bekommt, denn ihr schimpft auch noch auf diejenigen, die euch unterstützen und
sich wehren! Wir demonstrieren aber nicht nur für uns, sondern auch für euch.
Wir sind diejenigen, die mit Kritik dafür sorgen, dass auch eure Renten wieder
steigen werden! Denn zu lange haben die anderen nur zugeschaut. Wenn ihr mir
nicht glauben wollt, befasst euch doch mal mit der Geschichte: Nur der Wider-
stand hat uns zu unseren Rechten und Errungenschaften verholfen, und die Wirt-
schaft ist dabei gar nicht so schlecht gefahren! Wenn ihr aber so weitermacht mit
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eurer passiven Einstellung, dann sehe ich wirklich schwarz für eure Rente und
auch für die Demokratie! Na, hat es jetzt klick gemacht?“

Udo Riedel (parteilos)

Entrechtung: Sicherheitsdienst verweigert Begleitpersonen
Zutritt zur Bonner Arge („Erwerbslosenforum“)

So läuft das im Staat der Konzerne
Was wir schon immer geahnt haben, bestätigt und
kritisiert jetzt der Bundesrechnungshof in einem
Bericht an den Haushaltsausschuss des Bundesta-
ges: „Berater“ aus den Konzernen regieren kräftig
mit! Sie bestimmen, was in den Gesetzen zu ste-
hen hat und was nicht. Zum Mitschreiben an Ge-
setzen und Richtlinien entsenden sie eigens ihre
Lobbyisten, die sich als ihre Beauftragten in den Mi-
nisterien einnisten und dafür auch noch üppig bezahlt
werden. Die „Tageszeitung“ schrieb am 4. April 2008,
dass ein Bundesministerium die Stellungnahme zur

Einführung eines neuen EU-Kontrollsystems von einem „Mitarbeiter“ erstellen ließ,
der angeblich auf der Gehaltsliste eines Großunternehmens der zu kontrollieren-
den Branche stand.

Etwa 100 „Berater“ aus der Industrie und deren Interessenverbänden sollen
demnach von 2004 bis 2006 in den höchsten Bundesbehörden tätig gewesen
sein. Andere Quellen wie „NDR-Info“ sprechen sogar von über 300 zeitweilig dort
beschäftigten Personen. Für Einflussnahmen auf Gesetzesvorlagen und Regie-
rungsentscheidungen werden also weder Kosten noch Mühen gescheut und viel
Geld locker gemacht! Doch seit wann zahlt der Kapitalist dies aus eigener Ta-
sche? Nein, dafür greift er lieber tief in die Taschen seiner abhängig Beschäftigen
und der Bevölkerung, die dies alles mit Lohn- und Gehaltseinbußen, verlängerten
Arbeitszeiten und unverschämter Preistreiberei zu bezahlen haben. Und natürlich
mit massenhaften Entlassungen!

Dass Beraterfirmen wie McKinsey oder Roland Berger zum Beispiel an den
Hartz-Gesetzen mitgeschneidert haben und dies alles von uns Steuerzahlern be-
zahlt wurde, haben wir den Herrn Schröder, Clement und Müntefering zu verdan-
ken. Welche erlauchten Namen in der 15-köpfigen, gut sortierten und hoch dotie-
ren Hartz-Kommission auftauchten, ist schon recht spannend: Jobst Fiedler von
der Beraterfirma Roland Berger war ebenso dabei wie Peter Kraljic von McKinsey.
Die bundesdeutschen Großkonzerne waren durch Norbert Bensel von Daimler-
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Chrysler und der Deutschen Bahn AG, Eggert Voscherau von BASF sowie Heinz
Fischer von der Deutschen Bank vertreten.

Als hochrangiger „Berater“ aus dem Dunstkreis der Unternehmer war auch
Hans-Eberhard Schleyer vom „Zentralverband des deutschen Handwerks“ dabei.
Ferner fanden sich auf der Teilnehmerliste die Namen von Werner Jann von der
Universität Potsdam, Günter Schmid vom „Wissenschaftszentrum Berlin für So-
zialforschung“, Harald Schartau vom Sozialministerium Nordrhein-Westfalen und
Wilhelm Schicker vom Landesarbeitsamt Hessen. Besonders beschämend: Peter
Gasse von der IG Metall und Isolde Kunkel-Weber von Verdi waren ebenfalls mit
von der bösen Partie! Letztere übrigens als einzige weibliche Mittäterin in diesem
kriminellen Männer-Komplott.

Die Gewerkschaften, Kirchen sowie die Wohlfahrts- und Sozialverbände, die
jetzt so prächtig von den staatsfinanzierten Ein-Euro-Jobs profitieren, bleiben auf-
gefordert, mit uns gemeinsam gegen die fortgesetzte Entrechtung und Grund-
wertevernichtung zu kämpfen! Es kann gar nicht oft genug wiederholt werden,
und dafür stehen wir bekanntlich jeden Montag hier: Die verbrecherischen Hartz-
Gesetze müssen weg!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Willkür: Regierung bestimmt Existenzminimum nach Kassenlage („Die Zeit“)

Zur „Tafel“ mit dem alten „Kassler“!
1. Das reiche Deutschland stellt sich mal wie-
der selbst ein Armutszeugnis aus: Die Zahl der
„Tafeln “ steigt unaufhörlich an. Die erste „Tafel“ in
Deutschland wurde 1993 in Berlin gegründet. Ab
diesem Zeitpunkt ist ein wahrer Boom ausgebro-
chen: Bis 2004 wurden rund 400 derartige Einrich-
tungen geschaffen, die sich nach Einführung von
Hartz IV – als staatlich verordneter Armut – beina-
he verdoppelt haben. Im November 2007 erreich-
ten sie ihren bisherigen Höchststand von 750.

Mittlerweile haben die 191 deutschen Städte
mit mehr als 50.000 Einwohnern zu fast 90 Prozent eigene „Tafeln“. Bis auf zwei
sind alle 83 Großstädte „Tafel-Standorte“. Im Vergleich zur Umfrage 2005 fällt auf,
dass besonders viele dieser Einrichtungen in kleineren Städten neu aus der Taufe
gehoben wurden: Besaßen 2005 Städte mit 20 bis 50.000 Einwohnern zu rund 36
Prozent eine „Tafel“, sind es heute 50 Prozent. In den Städten mit 10 bis 20.000
Einwohnern stieg die „Tafel-Quote“ von 15 auf 22 Prozent an.
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Versorgten die „Tafeln“ im Jahr 2005 noch rund 500.000 Menschen regelmä-
ßig einmal pro Woche mit Lebensmitteln, so sind es inzwischen circa 700.000
bedürftige Personen. Das entspricht einem Zuwachs von 40 Prozent. Der tat-
sächliche Bedarf ist jedoch noch deutlich höher: Bekämen die „Tafeln“ der Nach-
frage entsprechende Mengen an Lebensmitteln gespendet, könnten sie weitere
200.000 Menschen versorgen. Zahlreiche dieser Einrichtungen müssen wegen
des großen Andrangs mangels Lebensmitteln einen Aufnahmestopp verhängen.
Die Zahl der Bedürftigen, die sich über „Tafeln“ ergänzend versorgen könnten, be-
trägt mittlerweile etwa zwei Millionen Menschen.

Schleichende Prozesse entziehen sich in der Regel der Aufmerksamkeit des
Bürgers. Aber einer Gruppe dürfte diese Entwicklung nicht entgangen sein: un-
seren Bundestagsabgeordneten. Die Politik in unserem Land hat maßgeblich zu
dieser Entwicklung beigetragen! Und ein Ende ist nicht abzusehen. Sollte der
EU-Reformvertrag ratifiziert werden, wird das Tempo dieser Entwicklung rasan-
ter werden und Bevölkerungsgruppen erreichen, die schon heute Ängste vor dem
sozialen Abstieg in sich tragen.

2. Viele Patienten haben es geahnt – nun gibt es einen wissenschaftlichen Be-
leg: Kassenpatienten müssen im Durchschnitt dreimal so lange auf einen Termin
beim Facharzt warten wie privat Versicherte. Das ermittelten Wissenschaftler der
Uni Köln, die im Frühjahr 2006 zu insgesamt 189 niedergelassen Fachärzten im
Raum Köln/Bonn/Leverkusen Kontakt aufnahmen. Die Tester gaben sich telefo-
nisch entweder als Kassen- oder Privatpatienten zu erkennen. Sie baten um Ter-
mine für verschiedene Untersuchungen wie Allergietest, Magenspiegelung oder
Magnetresonanztomographie des Knies. Egal um welche Untersuchung es sich
handelte, die Privatpatienten wurden eindeutig bevorzugt.

Nicht nur der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach mutmaßt, dass Pri-
vatpatienten neben einem früheren Termin auch eine bessere ärztliche Versor-
gung erhielten als Kassenpatienten. Schließlich verdienen die Ärzte bei der Be-
handlung eines Privatpatienten deutlich mehr als bei der Behandlung gesetzlich
Versicherter. Steigerungen sind da leider keine Grenzen gesetzt! Dies selbstver-
ständlich immer nur auf Kosten der Kassenpatienten, zum Nachteil der Schwa-
chen, der Ausgegrenzten, momentan oder dauerhaft nicht mehr Verwertbaren.
Außerdem sind die Leistungen für Kassenpatienten budgetiert, aber für Privatver-
sicherte nicht.

Schon im Wartezimmer zeigt sich, wie es läuft: Die „Privaten“ sind circa eine
Stunde drinnen, die mit der Zusatzversicherung etwa 20 bis 30 Minuten. Für die
Kassenpatienten – Kassler genannt – bleibt dann nur noch wenig Zeit für die ärzt-
liche Zuwendung: Sie dürfen dafür bereits nach fünf Minuten das Sprechzimmer
wieder verlassen. Geld regiert eben die Welt! Ich finde es ganz wichtig, darauf
hinzuweisen, dass immerhin 90 Prozent der Bevölkerung Kassenpatienten sind,
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die auf diese Weise gegenüber den nur zehn Prozent der Privatversicherten das
Nachsehen haben!

3. Letzte Woche Donnerstag hat der Europäische Gerichtshof durch ein verhee-
rendes Urteil das niedersächsische „Landesvergabegesetz“ mit einem Federstrich
zunichte gemacht. Dort war eine Auftragsvergabe daran geknüpft, dass auftrag-
nehmende Unternehmen übliche Tariflöhne zahlen. Die Bindung sei nicht ge-
rechtfertigt und verstoße gegen europäisches Recht, erklärten die Richter. Der
EuGH widerspricht damit nicht zuletzt der Rechtsauffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Dieses hatte 2006 am Beispiel des Berliner „Vergabegesetzes“
unter anderem festgestellt, dass gesetzliche Regelungen zur Tariftreue bei öffent-
lichen Aufträgen „Gemeinwohlzielen von überragender Bedeutung“ dienten. Der
Europäische Gerichtshof richtet sich damit auch gegen gesetzliche Tariftreue-
klauseln in Berlin, Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Rheinland-Pfalz, dem
Saarland und Schleswig-Holstein.

Auch die Verknüpfung von Auftragsvergabe und Frauenförderung ist in Frage
gestellt. Gerade Berlin muss jetzt schnellstens eine Bundesratsinitiative starten,
damit dieses Urteil nicht zur Liquidierung der über viele Jahre erkämpften Fort-
schritte führt, sonst werden sowohl das Streikrecht als auch soziale Rechte wie
das Arbeitsrecht für nicht so wichtig erklärt wie die EU-Bestimmungen zur Frei-
zügigkeit und zur Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit. Der Lissabonner
Vertrag und der EU-Reformvertrag sind auf dem besten Wege dazu, das Grund-
gesetz mehr und mehr auszuhöhlen. Das Bundesverfassungsgericht hat sich dem
gefälligst zu beugen!

Nach diesem Urteil darf bei öffentlichen Aufträgen nicht mehr von den Unter-
nehmen verlangt werden, das in den Tarifverträgen der Branche vereinbarte Ar-
beitsentgelt am Ort der Leistungserbringung zu zahlen. Durch die gleichzeitige
Festlegung der Verpflichtung zu europaweiten Ausschreibungen öffentlicher Auf-
träge wird die Tarifflucht von Unternehmen gefördert. In Frage gestellt ist auch
die regionale Wirtschaftsförderung – vor allem für kleine und mittlere Unterneh-
men. Es zeigt sich mal wieder eklatant, wie recht die Kritiker mit ihren Befürchtun-
gen hatten, dass ein Zusammenwachsen Europas nach dem Lissabonner Ver-
trag ausschließlich der Gewinnmaximierung der Unternehmer dienen soll, wobei
gleichzeitig jegliche Sozialstaatlichkeit an die Wand gefahren und ein Raubtierka-
pitalismus der schlimmsten Art eingeläutet wird!

Nach diesem Skandalurteil des Europäischen Gerichtshofs können die Ar-
beitnehmerrechte nur noch gerettet werden, wenn der Bundestag die Ratifizie-
rung des Vertrages von Lissabon sofort aussetzt! Sonst führt solch eine men-
schenverachtende Politik nur dazu, dass die in den letzten 150 Jahren erkämpften
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit der Keule des neoliberalen,
ach so freien Marktzugangs zerstört werden. Umso wichtiger wird jetzt der Kampf
für einen gesetzlichen Mindestlohn, von dem es sich anständig leben lässt! Viel-
leicht ist diese neoliberale Vorgabe zu umgehen, wenn in Ausschreibungen Er-
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fahrung und Fachlichkeit verlangt wird. Im europaweiten Wettbewerb hätten hei-
mische Firmen keine Chance, da sich ausländische Firmen künftig nicht mehr an
Lohn-Untergrenzen halten müssen, wenn sie im Auftrag des Staates auf Baustel-
len tätig werden.

4. Im aktuellen „Stern-online“ ist über drei Seiten verteilt zu lesen, dass Hartz IV
nichts vereinfacht und nur zu einer wahren Klageflut führt. Diese Information ist
so weit in Ordnung. Aber muss das Ganze auch noch „Abgesoffen“ heißen? Die
Assoziation liegt nahe, das Etikett betreffe eher die ALG-II-Empfänger als dieses
menschenverachtende Gesetz. Die genannten Beispiele lassen einer die Haare
zu Berge stehen! Laut Bericht ziehen Hartz-IV-Empfänger vor Gericht, weil ihnen
6,53 Euro zu wenig ausgezahlt würden. Menschenskind, als ob es um popelige
6,53 Euro ginge – es geht meist um Hunderte von Euros: wegen Nichtübernahme
der Miete oder unberechtigter Kürzungen!

Nicht wegen ein paar lumpiger Euros wird geklagt, gar weil es nur ums Prin-
zip ginge oder jemand angeblich freiwillig käme, zur Kontaktaufnahme. Nein, nie-
mand lässt sich freiwillig auf diese Verfolgungsbetreuung ein! Es geht, verdammt,
allzu oft um die materielle Existenz: ob die Miete nicht bezahlt wird und jemand
deswegen die Wohnung verliert, ob Strom oder Wasser abgestellt werden oder
ob eine Mutter über 300 Euro für die Schulbücher ihrer drei Kinder selbst zahlen
soll – bloß wovon denn? Diesem Artikel geht die Realität gewaltig verloren!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Fehlende Lehrer können nicht ein-
fach später ausgeglichen werden

1. „Stadtgrün“ kann seine Mitarbeiter be-
halten! 1,7 Millionen Euro wurden jetzt
bewilligt. Ein „unwissender“ leitender Mit-
arbeiter in der senatorischen Dienststel-
le hatte „angedacht“, die Spielplatzpflege
mit Ein-Euro-Mitarbeitern durchzuführen:
„Stadtgrün“ entlässt, und die „Bras“ über-
nimmt. Diese Pläne waren undurchführ-
bar und sind auf Gegenwehr gestoßen.
Die Nachbewilligung für „Stadtgrün“ ist der
Schritt auf den richtigen Weg!

Nun zurück zum großen Geld – ohne Haushaltslimit! Herr Ackermann hat
14 Millionen Euro verdient, so der „Weser-Kurier“ vom 2. April 2008. Die Deut-
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sche Bank will 8,4 Milliarden vor Steuern erwirtschaften, obwohl im ersten Quar-
tal 2008 weitere 2,5 Milliarden auf den Wertpapierbestand abgeschrieben wur-
den. Die Deutsche Bank sieht dieses Ergebnis-Ziel jedoch wegen des weiteren
Verfalls der US-Baukredite als stark gefährdet an. Sogar die besser besicherten
Papiere werden Ladenhüter, auch hier geht der Marktpreis nach unten.

Der 3. April 2008 ist ein teurer Tag für den Steuerzahler in Deutschland: Das
Land Nordrhein-Westfahlen nimmt der West-LB alle US-Schrottanleihen ab! 23
Milliarden werden in einer neu gegründeten Zweckgesellschaft mit Sitz in Irland
geparkt. Darauf hatte die West-LB allein im ersten Quartal Wertberichtigungen
von 1,5 Milliarden Euro vorgenommen. Die Haftung der Eigentümer wurde auf
zwei Milliarden Euro begrenzt. Das Land haftet mit drei Milliarden Euro – blei-
ben 18,5 Milliarden Euro Risikopapiere für den Bundeshaushalt. Die Aussage der
Deutschen Bank – siehe oben – hat jedoch bereits die nächste Runde eingelei-
tet. Welchen Nennwert haben die teilweise gesicherten US-Hypothekenpapiere
bei der West-LB?

Die Bayern-LB will es der West-LB nachmachen: Sie erwartet die Ausgliede-
rung von notleidenden US-Hypothekenpapieren mit Nennwert von 24 Milliarden
Euro bei einer Wertberichtigung von sechs Milliarden Euro. In der letzten Woche
hat die Bayern-LB noch Risikopapiere von 32 Milliarden Euro und eine Wertbe-
richtigung von vier Milliarden Euro zugestanden. Allein dies zeigt, wie variabel die
Milliarden genannt werden!

Eines ist inzwischen noch klarer: Nicht der Risikostrukturfonds der Banken
wird diese Krise meistern, sondern der Steuerzahler! Das Volumen dieser Risiko-
papiere ist noch nicht absehbar. Es ist eine gigantische Rettungsaktion zuguns-
ten der Reichen! Es gibt keine Planung des Bundesfinanzministers oder der Fi-
nanzminister in Bayern, Nordrhein-Westfalen oder Sachsen, wie diese Milliarden-
Verpflichtungen zu tilgen sind! So sind schon viele Haushaltslöcher gemacht wor-
den. Anschließend heißt es: Wir können das nicht, weil kein Geld da ist!

So auch jetzt in Bremen bei den Haushaltsberatungen . „Wir werden mit dem
engen Gürtel leben müssen“, sagt Matthias Güldner, Fraktionsvorsitzender der
Grünen. Die Kritik der „Linken“ kann man(n) relativ schnell abhaken: „Die wol-
len eine Viertelmilliarde neuer Schulden“, so der „Bremer Anzeiger“ vom 6. April
2008. Doch „Die Linke“ will eine weitere Dynamisierung der Armut verhindern und
hat herausgearbeitet, dass zum Beispiel fehlende Lehrer oder fehlende Kinder-
betreuung nicht einfach später wieder ausgeglichen werden können!

Es ist zu einfach, dies nur mit der Bemerkung „Wir haben kein Geld“ abzu-
schmettern. Allerdings sind zwischenzeitlich weitere Haushaltsansätze entspre-
chend der Vorstellungen der „Linken“ geändert worden, zum Beispiel bei „Stadt-
grün“. Angesichts der vorstehenden Sachverhalte ist diese Bremer Sparanstren-
gung „für die Katz“ und absolut unangemessen! Dabei fällt mir auf: Hat Bremen
seinen Anteil an der Finanzkrise schon ermittelt?

Herr Güldner hat ferner die Gehaltserhöhung für die Senatoren verteidigt.
Wenn die Senatoren ausgeklammert werden, würde dies bedeuten, dass die Se-
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natoren diese Erhöhung nicht verdient haben. Ist diese Feststellung auf die aus-
stehende Lohnerhöhung für die Polizisten übertragbar? Ein Grund mehr, am
Mittwoch um 9:30 Uhr vor der Bürgerschaft zu stehen und den Kopf zu zeigen:
Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten! Ich beuge mich
nicht der gemachten oder gewollten Haushaltslage!

2. Beim Kampf gegen Rauschgift in Bremen ist ein Farbiger ums Leben gekom-
men. Ein Innensenator hat die Angelegenheit falsch dargestellt. Eine Anwältin hat
10.000 Euro Schadenersatz für die in Afrika lebende Mutter akzeptiert. Es gibt
viele offene Fragen. Die Polizei hat nachträglich ermittelt, dass einzelne Rausch-
giftfahnder „nicht sauber“ gearbeitet haben; die Ermittlungen wurden jetzt von
Niedersachsen nach Bremen geholt. Die aktuelle Fragestellung lautet: Hatten die
jetzt verdächtigten Polizisten mit den getöteten Farbigen zu tun? Denn es sind so-
gar zwei Todesopfer zu beklagen!

Europaweit war dieses Verfahren bereits geächtet und verboten: Der Brech-
mitteleinsatz verstößt gegen das Folterverbot nach Artikel 3 der Europäischen
Menschenrechtskonvention, trotzdem wurde er unter Innensenator Röwekamp
angewendet. Offen ist auch die Frage, ob überhaupt Drogen im Besitz der getöte-
ten Menschen waren! Der geäußerte Verdacht ist auch im Hinblick auf die „unsau-
beren“ Fahnder zu prüfen. Die Toten und ihre Angehörigen haben ein Recht auf
öffentliche Reinwaschung und eine angemessene Entschädigung! Darum Mon-
tagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ ) – siehe auch „Scharf links“

Treue Wähler betrogen: Die SPD hat mit der Agenda 2010 die Ideale und
Ziele ihrer Gründungsväter verraten und verkauft (Theodor Nußbaum)

„Doktor Goebbels wundervolle Idee“: Elite-Schläger eskortieren
Propaganda-Fackel ins „kommunistische“ China („Spiegel-Online“)

Warum sollten wir
„Kröten schlucken?“

Im Mai letzten Jahres haben wir eine neue Bürgerschaft gewählt – viele in der
Hoffnung, eine andere Politik zu bekommen. Es gab einen rot-grünen Senat.
Finanzsenatorin Linnert hat zweimal zu uns gesprochen und begrenzte Hoffnun-
gen geweckt. In dieser Woche soll nun der neue Haushalt für Bremen beschlos-
sen werden, doch er setzt kaum etwas um von den Hoffnungen und Erwartun-
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gen: In vielleicht etwas verschobener und minimal abgemilderter Form ist er die
konsequente Fortsetzung der Haushaltspolitik der Großen Koalition. „Nein Dan-
ke“, kann man da nur sagen! Es gibt keinen Durchbruch zu einer anderen, sozia-
leren Politik. Zwangsumzüge und Ein-Euro-Jobs werden nicht abgeschafft, über
ein Sozialticket wird höchstens weiter geredet. Am Mittwoch, dem 9. April 2008,
macht der Gesamtpersonalrat dazu eine Aktion um 9:30 Uhr hier vor der Bürger-
schaft auf dem Marktplatz. Ich schlage vor, dass wir uns mit der „Linken“ und ei-
nem breiteren Bündnis daran beteiligen!

Die Tarifrunde im öffentlichen Dienst ist
mit einem faulen Kompromiss zu Ende gegan-
gen. Verdi-Chef Bsirske sprach davon, man
habe „Kröten schlucken“ müssen. Wer von
den Gewerkschaftsmitgliedern hat ihn denn
dazu aufgefordert? Die Kollegen haben mehr
erwartet! Die Zustimmung der Bevölkerung
zu den Forderungen der Lokführer von der
GDL war deshalb so groß, weil sie richtig ge-
kämpft haben und sich nicht verschaukeln lie-
ßen. Jetzt sind Telekom und Post dran. Kolle-
gen, nehmt das Heft in die eigene Hand, geht
in die Öffentlichkeit! Dort findet ihr Unterstüt-

zung. Die Schröder, Schäuble & Co. KG macht nur gemeinsame Sache mit den
Zumwinkels, den Piechs und von Pierers. Davon haben wir die Schnauze voll!

Am letzten Montagabend war der katholische Sozialethiker Friedhelm Hengs-
bach in Bremen. Am Mittwoch brachte der „Weser-Kurier“ ein interessantes Inter-
view mit ihm. Hengsbach ließ darin kein gutes Haar an Schröder und seiner Agen-
da 2010 mit den Hartz-Gesetzen. Er hob die Rolle der Montagsdemos hervor, die
wesentlich dazu beigetragen habe, dass die Merkel-Regierung den Schröder-Kurs
nicht fortsetzen konnte. Erst langsam dämmere den Politikern, dass es dumm für
sie gelaufen sei mit dieser Politik. Also lautet unsere Aufforderung immer wieder:
weitermachen, Menschen aufklären und zum Selberaktivwerden aufmuntern!

Jobst Roselius

Weg mit den alten Petitionen: Ausschuss empfiehlt dringend
eine Ablehnung (Bremische Bürgerschaft)

Arbeitslosenquote 21 Prozent: Montagsdemonstrantin bekommt bei Bürger-
meisterwahl in Angermünde 19 Prozent der Stimmen („Rote Fahne News“)

Sadismus: Hartz-IV-Empfänger müssen im Dunkeln sitzen,
kalt duschen und Wasser trinken („Berliner Umschau“)
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Stärkt unsere Kinder!
Seit Beginn der Montagsdemonstrationen haben wir immer gesagt: Hartz IV geht
jeden an! Die Montagsdemo ist nicht nur eine regelmäßige politische Manifesta-
tion der von der volksfeindlichen Agenda 2010 und ihrem Kernstück Hartz IV un-
mittelbar Betroffenen, sie ist nicht nur eine Arbeitslosendemonstration, sondern
hier gehört jeder hin, der seiner Wut und Empörung über diese volksfeindlichen
Gesetze mit anderen zusammen Stimme und Kraft verleihen will. Sind nicht viele
Rechnungen offen?

Die Arbeitslosen gehören hierher, ganz klar, aber
auch die Rentner, die man mit lächerlichen Almosen
abspeisen will – nach einem Leben voller Arbeit und
Entbehrungen. Die Arbeiter und Angestellten gehö-
ren hierher, denn auch ihre Arbeitsplätze sind durch
dieses System und seine Krisenhaftigkeit betroffen.
Habt ihr euch schon Gedanken gemacht, was bei der
nächsten Weltwirtschaftskrise geschehen wird? Es
werden Millionen ins Elend gestoßen, denn die so-
zialen Sicherungssysteme sind in den letzten Jahren
immer mehr zerschlagen worden!

Das gilt auch für die Jugend, vor allem für die Kinder. Schon heute haben
wir hier, in einem der reichsten Länder der Erde, eine erschreckend hohe Kin-
derarmut: 2,6 Millionen Kinder mussten im Jahr 2007 unter der Armutsgrenze
leben. Aber nur darüber zu sprechen reicht nicht: Man muss was tun! Wir von
der Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschland wollen in zwei Wochen, am
Freitag , den 18. April, eine Initiativgruppe für den Parteiaufbau der MLPD in der
Bremer Neustadt gründen. Wir laden herzlich ein, dazu um 18 Uhr in die Gast-
stätte „Sahara Lounge “, Kornstraße 88, zu kommen. Jeder kann mitmachen, der
helfen möchte, eine Gruppe der Kinderorganisation „Rotfüchse“ und des Jugend-
verbands „Rebell“ aufzubauen und gleichzeitig das Programm der MLPD in Wort
und Tat kennenzulernen.

Matthias Feilke (MLPD) – Werden bei den Marxisten-Leninisten
Kinder „indoktriniert“? Hier ein Auszug aus dem aktuellen

Spendenaufruf des Jugendverbandes „Rebell“:

Kinder sind schon früh konfrontiert mit den Belastungen für die Familie wie flexi-
ble Arbeitszeiten, Arbeitslosigkeit und Armut. Dadurch erhöhen sich die Anforde-
rungen an die Kinder. Sie müssen deshalb auch lernen, für ihre Interessen ein-
zutreten, um in dieser Welt zu bestehen und sich eine andere und neue zu er-
kämpfen! So etwas bekommt man von den staatlichen Institutionen wie der Schu-
le nicht beigebracht.
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Gleichzeitig erzeugen Medien wie „Viva“ und „Bravo“ einen Druck, wie Kinder
und Jugendliche sein sollten. Danach braucht man die neuesten Markenklamot-
ten, das beste Handy und jedes Jahr eine neue Spielkonsole. Als „cool“ gilt nur,
wer dabei mithält, was meist gleichbedeutend ist mit einem ätzenden und unsoli-
darischen Stil untereinander. Das soll den Zusammenhalt von Jugendlichen, aber
auch von Jung und Alt zerstören und somit unsere Kraft, die Welt zu verändern.

Wir, der Jugendverband „Rebell“, bauen deshalb die Kinderorganisation „Rot-
füchse“ bundesweit auf. Hier sollen Kinder lernen, selbständig zu denken, zu füh-
len und zu handeln: Gemeinsam sind wir stark! Die körperliche Arbeit und die ar-
beitenden Menschen achten! Mut, Ehrlichkeit und Hilfsbereitschaft einüben! Den
eigenen Kopf gebrauchen! Fit sein! Solidarisch streiten und selbst Verantwortung
übernehmen!

Propaganda: „Bild“ feiert „Jobwunder“ von „bald unter drei Millio-
nen Arbeitslosen“, obwohl es über sechs Millionen Bezieher von
Arbeitslosengeld I und II gibt („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Von den Versprechungen
ist nichts übrig geblieben

Die 176. Montagsdemo in Bremen fand wieder um
17:30 Uhr auf dem Marktplatz statt und lockte an die
35 Zuhörer und Redner an. In dieser Woche wol-
len die Parteien des rot-grünen Senats ihren Landes-
haushalt durchsetzen. Von den versprochenen Än-
derungen hin zu einer sozialeren Politik und für Ent-
wicklungsmöglichkeiten für die Menschen ist nichts
übrig geblieben.

Das war natürlich Thema. Für Mittwoch, den 9.
April 2008, um 9:30 Uhr haben daher der Personalrat
und viele andere, die gegen diese Senatspolitik des
Kürzens und Zu-Tode-Sparens sind, dazu aufgeru-
fen, vor der Bürgerschaft unseren Protest vorzubrin-
gen und zahlreich zu kommen.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Gutscheine für den Wuchermarkt: Thüringen betreibt
Konzentrationslager für Asylbewerber („Indymedia“)
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Sklaverei im Lithiumbergbau: Warum der Westen
so geil auf Tibet ist („Stattnetz“)

Top in Form: Merkela lässt tief blicken („Stern“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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177. Bremer Montagsdemo

am 14. 04. 2008

Na, wer ist denn hier raffgierig
und rücksichtslos ausbeuterisch?

Das habe ich gern: „Die Alten leben auf Kosten
der Jungen“, behauptet diesmal der sehr verehr-
te Altbundespräsident Roman Herzog. Toll, sage
ich, darf man so einen Mann kritisieren? Aber ja,
denn schließlich leben wir in einer Demokratie! Mit
einem hat Herr Herzog Recht: Es kommen immer
mehr alte Menschen dazu. Aber dass diese auf
Kosten der Jungen leben werden, halte ich, ehrlich
gesagt, für eine nicht zurechtfertigende Aussage.
Damit wird den Älteren unterstellt, dass sie raffgie-
rig und rücksichtslos ausbeuterisch sind. Dagegen
wehre ich mich aufs Schärfste, für die vielen Rent-
ner, die auf jeden Euro angewiesen sind!

Dies alles hat Roman Herzog natürlich nicht
behauptet, aber als Schlussfolgerung für bestimm-

te Ansichten stehen diese Aussagen außer Frage. So einen Schuh wollen wir
Rentner uns erst gar nicht anziehen! Nun ist Herr Herzog nicht irgendjemand, dar-
um wird sein Wort ein großes Gewicht in die Waagschale werfen. Schade ist nur,
dass dies Zwist zwischen Alt und Jung erzeugt, obwohl wir eigentlich eine Allianz
haben müssten! Dann gibt es noch einige Punkte, die bei solchen Aussagen ver-
gessen werden. Erstens zahlen diese älteren Menschen durch die Rentensteuer
dem Staat immer mehr zurück. Zweitens könnten wir, wenn es die Wirtschaft end-
lich begreifen würde, einen riesigen Markt bekommen, was natürlich Arbeitsplät-
ze und für die Zukunft auch die Renten sichern würde. Drittens werden die Ren-
ten künftig sowieso niedriger ausfallen, denn im Grunde bekommt jeder, der die
100 Prozent Rentensteuer erreicht, einen Rentenstopp. Bis dahin allerdings dau-
ert es noch ein Weilchen.

Wenn wir es aber weiter zulassen, dass nur geringe Löhne gezahlt werden, ist
die Altersarmut vorprogrammiert, obwohl das Bruttosozialprodukt ständig weiter
steigt. Das ist ungerecht, man müsste es besser verteilen! Was uns in Zukunft
ernsthaft Schwierigkeiten machen wird, Herr Herzog, ist der tägliche Kampf ums
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Essen! Bald wird es wirklich eine Generation geben, die sich das tägliche Brot
nicht mehr leisten kann, weil die Energiepreise und Lebenshaltungskosten zu
groß geworden sind. Das macht mir wirklich Sorgen! Eine Abhilfe in diesem Punkt
sollte auch von Ihnen, Herr Herzog, oft genug angemahnt werden, denn das ist
wichtig für uns alle! Alt und Jung werden Ihnen dankbar sein. Der Wirtschaft und
der Politik mal ins Gewissen zu reden, täte uns allen gut.

Udo Riedel (parteilos)

Wehrt euch gegen
rechtswidrige Ein-Euro-Jobs!

Diversen Internet-Foren oder Zeitungsartikeln ist immer wieder zu entneh-
men, dass Ein-Euro-Jobs nicht die Kriterien der Zusätzlichkeit und Allgemein-
nützigkeit erfüllen und somit reguläre sozialversicherungspflichtige Arbeitsplät-
ze verdrängen. Der zeitliche Umfang von maximal 15 bis 20 Wochenstunden ,
der von den Sozialgerichten als zulässig angesehen wird, wird in der Praxis der
Argen mit 30 bis 35 Wochenstunden vielfach überschritten. Auch das ist rechts-
widrig. Was ist zu tun, wenn ein ALG-II-Betroffener einen solchen rechtswidrigen
Ein-Euro-Job von der Arge zugewiesen bekommt?

Die Zuweisung ist nichts weiter als ein rechtsmittelfähiger Verwaltungsakt, ge-
gen den man Widerspruch einlegen kann. Meistens ist einer solchen Zuweisung
zu einem Ein-Euro-Job keine Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt. Das bedeutet,
dass die Widerspruchsfrist ein Jahr beträgt. Ist man mit dem Ein-Euro-Job nicht
einverstanden, kann man gegen die Zuweisung Widerspruch einlegen. Dieser hat
keine aufschiebende Wirkung, das heißt, man muss trotzdem zu der zugewiese-
nen Arbeitsstelle hingehen und dort arbeiten. Ein gutes Tipp ist es, dort ein Be-
richtsheft zu führen.

Irgendwann kommt von der Arge der Widerspruchsbescheid. Wenn er mehr
als drei Monate auf sich warten lässt, kann man Untätigkeitsklage beim Sozial-
gericht erheben. Nun hat der ALG-II-betroffene Ein-Euro-Jobber also seinen Wi-
derspruchsbescheid in der Hand. Nehmen wir an, er hat nicht recht bekommen.
Dann gilt es, innerhalb einer Frist von einem Monat beim Sozialgericht Klage zu
erheben. Beantragt wird die Feststellung, dass die Zuweisung rechtswidrig ist.

Justitias Mühlen mahlen langsam: Nach einem Jahr ist Verhandlung und der
Ein-Euro-Job längst vorbei. Nun schaut der Sozialrichter auf die Zuweisung und
sagt: „Stimmt, die Zuweisung ist rechtswidrig!“ Was hat unser ALG-II-betroffener
Ein-Euro-Jobber jetzt noch davon? Ist die Zuweisung rechtswidrig, folgt die
Rückabwicklung in Form des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruchs . Des-
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sen Höhe richtet sich nach dem ortsüblichen beziehungsweise Tariflohn . Das
heißt also: Es gibt für die geleistete Arbeit reguläres Geld!

Bedingung ist aber, dass das Sozialgericht zuerst die Zuweisung als rechts-
widrig erkennt. Das bedeutet für jeden Ein-Euro-Jobber: Die Zuweisung der Ar-
ge ist bares Geld wert. Wenn euer Ein-Euro-Job schon etwas länger zurückliegt,
solltet ihr trotzdem die Zuweisung hervorkramen und rückwirkend anfechten. Ge-
mäß § 44 SGB X kann jeder Verwaltungsakt im Sozialrecht vier Jahre rückwir-
kend per Antrag angefochten werden.

Hier noch mal die Vorgehensweise vereinfacht: 1. Zuweisung, 2. Widerspruch,
3. Widerspruchsbescheid von der Arge, 4. Klage auf Feststellung der Rechtswid-
rigkeit, 5. Rückabwicklung als öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch.

Bei verfristeten Zuweisungen: 1. Antrag auf Überprüfung der Zuweisung ge-
mäß § 44 SGB X, 2. Bescheid von der Arge, 3. Widerspruch, 4. Widerspruchsbe-
scheid von der Arge, 5. Klage auf Feststellung der Rechtswidrigkeit, 6. Rückab-
wicklung als öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch.

Eure Zuweisungen sind also bares Geld wert! Das ganze Prozedere ist nach-
zulesen in Münder: SGB II-Lehr- und Praxiskommentar, 2. Auflage 2007, § 16 ff.
Der neue SGB-II-Kommentar von Eicher/Spellbrink, 2. Auflage 2008, ist schwie-
riger zu lesen, bestätigt dies aber.

Ein ALG-II-Betroffener (parteilos)

Lügen haben kurze Beine
Letzte Woche hat uns die Bundesregierung die „Vollbeschäftigung“ versprochen.
Was ist davon zu halten?

1. Es ist schon zynisch, was Finanz- und Arbeitsminister darunter verstehen:
Für sie gibt es „Vollbeschäftigung“ bei einer Arbeitslosenquote von drei bis
vier Prozent. Sie gehen ernsthaft davon aus, dass alles in Ordnung ist, wenn
fast zwei Millionen Menschen keine Arbeit haben und aus dem Erwerbsleben
auf Dauer ausgemustert werden.

2. Mit Tricks wird die Statistik frisiert und das wirkliche Ausmaß der Arbeitslo-
sigkeit verschleiert. Zu den offiziell 3,5 Millionen Arbeitslosen gibt es 3,2 Mil-
lionen Menschen, die Arbeitslosengeld beziehen, aber in keiner Statistik auf-
tauchen. Dazu gehören Kranke, Ein-Euro-Jobber und viele ältere Kollegen
über 58, die arbeitslos geworden sind.

3. Während Vollzeitarbeitsplätze massiv abgebaut werden, boomen Leiharbeit
und Teilzeitjobs. Unterbeschäftigung und Niedriglöhne haben Hochkonjunk-
tur. Es gibt inzwischen 11,5 Millionen Menschen, die „geringfügiger Beschäf-
tigung“ nachgehen und von ihrer Arbeit nicht leben können!
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Auch dieser neue Versuch von Merkel und Beck, die Wirklichkeit schönzureden,
wird Schiffbruch erleiden. Die Halbwertzeit solcher Lügen wird immer kürzer. Es
ist ein wichtiger Fortschritt, dass viele Menschen darauf nicht mehr hereinfallen
und dieser Regierung das Vertrauen entziehen!

Harald Braun

„Gammelhirn“-Skandal: Flächendeckend bespitzeln deutsche Discounter
ihre frustrierten, mit Billigstlöhnen abgespeisten Mitarbeiter („Stern“)

Grundrechtseinschränkung: Neues Gesetz zur Online-Durchsuchung taugt
nur zur Massenüberwachung, nicht zur Terrorabwehr („Spiegel-Online“)

Milbradt zurückgetreten: Sächsischer Ministerpräsident betreibt private
Geldgeschäfte mit „seiner“ Landesbank („Spiegel-Online“)

Keine Gesetzesänderungen zulas-
ten sozialer Sicherungssysteme!

1. Am vergangenen Mittwoch haben wir vor der
Bürgerschaft an das soziale Gewissen dieses Se-
nats appelliert. Bei dieser Gelegenheit verriet mir
ein „Stadtgrün“-Mitarbeiter seine Zukunftseinschät-
zung: „Die Sache mit den Ein-Euro-Mitarbeitern für
die Spielplatzpflege kommt sowieso!“ Ich habe da-
gegen gehalten und kann nur nochmals betonen:
Wir können uns wehren!

Wie dies geht? Für den Arbeitssuchenden gilt:
eine öffentliche Entschädigung in Höhe des Tarif-
lohns beantragen; für den Personalrat von „Stadt-

grün“: die Organisationsänderung ablehnen; für den Mitarbeiter von „Stadtgrün“:
eine Kündigungsschutzklage erheben. Für alle ist öffentlicher Protest auf der Mon-
tagsdemo angebracht, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ansonsten gilt:
Wir gehen mit!

Am Freitag stand im „Weser-Kurier“: „Es ist Schluss mit der Party“. Finanzse-
natorin Karoline Linnert hat den Haushalt verteidigt. Leider steht das Sitzungspro-
tokoll noch nicht im Netz. Dieser Haushalt ist eine unwiderruflich vertane Chance!
Die sozialen Kosten sind viel zu niedrig angesetzt. Sie werden sich mit den Aus-
wirkungen der Streichungen noch erhöhen! Die „Party“ der Vergangenheit waren
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sicher das Weinfest oder auch die von Herrn Kastendieck gefundenen und ver-
bratenen sieben Millionen Euro.

Als „Partyeffekt“ verstehe ich auch das unter Mittelkürzungen leidende Stadt-
amt. Es wurde von Herrn Röwekamp total vernachlässigt. Nun lässt Herr Rö-
wekamp seinen Nachfolger im Senatorenamt durch andere CDU-Abgeordnete
zielsicher nach der Lage im Stadtamt fragen. Willi Lemke dagegen ist extra ge-
kommen, um zu sagen, dass er geht, aber es wollte keiner seine Abschiedsrede
als Senator hören. Hoffentlich legt Herr Lemke sein Mandat nieder, wie von füh-
renden Sozialdemokraten empfohlen!

Den Spiegel der Wirklichkeit hat ein ganz anderer dem Parlament vorgehal-
ten: „Sie machen hier Politik mit zwei Dritteln der Parlamentarier gegen zwei Drittel
der Bevölkerung! Wenn die Wähler mit Volksabstimmungen mitbestimmen könn-
ten, gäbe es keine Verschleuderung der Bahn.“ Jost Beilken hat seine Rede zu
Europa zwar schon am 13. Dezember 2007 gehalten, aber sie ist, mit den ent-
sprechenden Randbemerkungen, immer noch lesenswert! Sie beginnt auf Seite
775, der Schluss steht auf Seite 784. Das Dokument ist aber auch insgesamt le-
senswert: Es zeigt den Umgang unserer Volksvertreter miteinander und die Ein-
stellung zur Sache.

Nun zurück zum vergangenen Mittwoch. Der „Weser-Kurier“ schreibt am 10.
April 2008, Frau Linnert habe erklärt: „Dem Handwerk wird mit Steuergeld keine
Konkurrenz gemacht.“ Frau Linnert, da sind Sie falsch informiert! Das Blatt be-
richtet am 11. April 2008 (Seite 15 unten) über einen Ein-Euro-Mitarbeiter, der im
Finanzamt gemalert hat. Falls Sie in der „Handwerkskammer Bremen“ nachfra-
gen, berücksichtigen Sie bitte auch, ob politischer Druck auf die Handwerksbe-
triebe über die Berücksichtigung bei der Auftragsvergabe ausgeübt wird!

Die Prüfung der Ein-Euro-Jobs unterliegt in Bremen der „Bremer Arbeit
GmbH“. Deren Geschäftsführerin hat bereits im Jahr 2007 zugestanden, dass
die meisten Ein-Euro-Jobs nicht zusätzlich sind, also den Rahmenbedingungen
nicht entsprechen. Herr Lange von der „Bras“ hat über die Diskussion mit den In-
nungsvertretern über seine Aufträge und die Zusätzlichkeit gestöhnt. Darum Mon-
tagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv
gestalten!

2. Neues vom Bankenskandal : Der Internationale Währungsfonds sieht weitere
Risiken in US-Immobilien-Hypotheken. Er fordert, dass alle Geldhäuser schnell
offenlegen müssen, wer wie viele der fragwürdigen Wertpapiere besitzt! Diese
Forderung nach acht Monaten ist der Beweis für die Unehrlichkeit der Geldhäu-
ser. Es geht bei manchem Kreditinstitut um die Existenz – und um diese zu si-
chern, ist vielen Vorständen scheinbar alles recht! Dabei soll die Branche alle drei
Monate die Quartalszahlen offenlegen. Wegen Nichtbeachtung dieser Pflicht soll-
te damals die Porsche AG vom Börsenhandel ausgeschlossen werden! Wer erin-
nert heute mit gleichen Mitteln die Banken an diese Verpflichtung?
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Die IKB hat am 20. Juli 2007 in einer Pressemitteilung über das Quartalser-
gebnis berichtet und Spekulationen zu einer Beteiligung am US-Immobilienmarkt
zurückgewiesen. Kleinanleger fühlen sich getäuscht und klagen auf Schadener-
satz („Weser-Kurier“ vom 11. April 2008). Das Vergütungs- und Anreizsystem für
Banker soll in Einklang mit den langfristigen Unternehmenszielen gebracht wer-
den („Weser-Kurier“ vom 10. April 2008), so ein Vorschlag zur Selbstverpflich-
tung der Banken. Dies bedeutet im Umkehrschluss: Das Profitstreben und die
Mitnahme von Prämien haben diese Krise verursacht! Die Banker haben schlicht
gezockt!

Sachsen muss mit der Inanspruchnahme der Bürgschaft für die Sachsen-
LB rechnen. 1,2 Milliarden Euro sind im Gespräch („Weser-Kurier“ vom 14. April
2008). Pläne, wie dies zu bezahlen ist, sind mir nicht bekannt. Die Kreditanstalt
für Wiederaufbau hat einen Verwaltungsrat von 37 Mitgliedern. Er soll jetzt „nor-
malisiert“, sprich: um 50 Prozent verkleinert werden („Weser-Kurier“ vom selben
Tag). KfW-Chefin Ingrid Matthäus-Maier wird zum September gehen, aus akuten
gesundheitlichen Gründen; die Neubesetzung soll nicht mehr nach Parteibuch er-
folgen („Weser-Kurier“ vom 8. und 9. April 2008). 400.000 Euro ist der Posten
wert. Die KfW ist Mutter der IKB.

Die Weserbank wurde von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht geschlossen. Die US-Immobilien-Wertpapiere sollen nicht der Grund gewe-
sen sein, aber nach Meinung des Vorstandes der „auslösende Faktor“ („Weser-
Kurier“ vom 10. April 2008). Die HSH Nordbank ist aus der Fusion der Landesban-
ken von Kiel und Hamburg hervorgegangen. Auch diese Bank hat wegen der US-
Hypothekenkrise Geld verloren: 2007 wurde ein Gewinn vor Zinsen und Steuern
von 148 Millionen Euro ausgewiesen, im Vorjahr waren es 1,2 Milliarden. Weite-
re 180 Millionen auf US-Immobilien-Wertpapiere wurden im ersten Quartal 2008
abgeschrieben.

Weil davon ausgegangen werden kann, dass 2008 keine weiteren dieser Pa-
piere eingekauft wurden, stellt sich die Frage: Musste diese Abschreibung nicht
bereits 2007 erfolgen? Damit wäre 2008 ein Verlust entstanden! Auch hier wird
die Forderung des IWF nicht erfüllt: Es bleibt unveröffentlicht, wie viele dieser US-
Immobilien-Wertpapiere die HSH Nordbank besitzt. Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. Finanzminister Steinbrück will seine Kollegen per Sparbefehl die Haushalts-
rahmen vorgeben. Er sieht jetzt offenbar das große Loch, verursacht durch die
Rettungsaktionen für die verzockten Banken. Die Rückzahlung dieser Milliarden
durch die künftigen Überschüsse der Banken ist ein Jahrhundertplan! Was wir
jetzt mitlesen, ist der erste Ausläufer des Gejammers „Dafür haben wir kein Geld!“
Es ist wie damals bei der Einführung von ALG II mit gleichzeitiger Enteignung der
Betroffenen.

Ex-Bundespräsident Roman Herzog hat ein altes Thema neu aufgewärmt:
„Die Alten rauben den Jungen die Zukunft!“ Damit führt er eine Debatte ge-
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gen die Rentner. Aber dies sind alles nur Warnhinweise auf Befürchtungen und
Möglichkeiten, denn die aktuelle Rentenerhöhung findet er in Ordnung. Wir wer-
den uns nicht diesen gewollten Grabenkämpfen widmen! Gemeinsam ist die
Zukunft machbar! Aufhören muss die Umverteilung zulasten der Menschen mit
wenig Geld! Aufhören müssen die Gesetzesänderungen zulasten der sozialen
Sicherungssysteme!

Zum Wohle der Jugend muss die genaue Kehrtwende vollbracht werden!
Warum fordert Roman Herzog nicht diese Maßnahmen ein? Der Altbundesprä-
sident leitete den ersten Europäischen Konvent, der zwischen Dezember 1999
und Oktober 2000 die Charta der Grundrechte der Europäischen Union erarbei-
tete! Aber damals wurden in Lissabon auch die Rahmenbedingungen zum ALG
II erdacht.

Wie wenig diese Regierung für die gesetzliche Rentenversicherung übrig
hat, ergibt sich aus der Regelung, dass die Deutsche Rentenversicherung für
jeden ALG-II-Betroffenen Beiträge auf Basis von 205 Euro erhält. Strikt wird das
Privatisierungsgebot umgesetzt!

Die OECD fordert in neuer Besetzung, die Bildung in Deutschland nicht zu
vernachlässigen, so der „Weser-Kurier“ vom 10. April 2008. diesmal steht „Re-
form“ für eine positive Veränderung. Doch die Universität Bremen hat gerade zwei
weitere Studiengänge begraben, Sport und Behindertenpädagogik, und weite-
re werden folgen: Bis 2010 sollen 30 Professuren eingespart werden. Dies sind
Schandtaten an der Jugend: die Streichung von Bildung, von Ausbildungs und
Arbeitsplätzen!

Der Gesundheitsfonds wird kommen, es ist der Wunsch von Frau Merkel. Ein
weiterer Schritt, den Widerstand der Länder zu beseitigen, ist die Änderung des
Insolvenzrechts: Wenn eine Krankenkasse Konkurs anmeldet, muss bisher das
Land dafür einstehen. Dies wird geändert: Für eine Insolvenz sollen alle anderen
Krankenkassen und die Versicherten einstehen. Die Länderhaftung ist damit be-
seitigt. Warum jedoch befürchten die Länder eine Krankenkasseninsolvenz? Weil
die Beiträge künftig von der Bundesregierung festgesetzt werden („Weser-Kurier“
vom 14. April 2008).

Wie zielsicher Krankenhäuser in die Insolvenz getrieben werden, ist landes-
weit zu beobachten. Es ist nicht so, dass die Hospitäler nicht mit Geld umgehen
könnten, nein: Krankenhäuser erhalten aufgrund der Fallpauschalen einfach zu
wenig Geld. Die Vergütung ist nicht kostendeckend! Die staatlichen Krankenhäu-
ser tragen die Notfallversorgung, die privaten machen Feierabend und sind auch
nicht zur Notfallaufnahme verpflichtet. Verdi fordert, dieses Finanzierungssystem
zu ändern („Weser-Kurier“ vom 9. April 2008).

Mehr als 70 Kliniken in Niedersachsen und Bremen stehen vor weiterem Ar-
beitsplatzabbau beziehungsweise Insolvenz. Die Ersatzkassenverbände sehen
dies als einen Wettbewerb um Wirtschaftlichkeit mit Gewinnern und Verlierern! Zu
letzteren zählen in jedem Fall die Arbeitnehmer und die Kranken. Pläne wie „Wir
waschen die Patienten nur jeden zweiten Tag“ zeigen die Ausweglosigkeit bei der
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Diktatur des Geldes! Das Gewissen von Krankenschwestern und -pflegern wird
mit jedem Todesfall beschwert!

Das Arbeitslosengeld II wird entsprechend der Rentenerhöhung angepasst
und um 1,1 Prozent von 347 auf voraussichtlich 351 Euro gerundet. Das Wohn-
geld wird um 60 Prozent erhöht („Weser-Kurier“ vom 9. April 2008), der Kinderzu-
schlag wird ausgeweitet. Dies sind drei positiv klingende Meldungen, aber ALG II
sowie Wohngeld und Kinderzuschlag schließen sich gegeneinander aus.

Die Wohngelderhöhung und die erweiterten Möglichkeiten des Kinderzu-
schlags führen dazu, dass dies im Einzelfall günstiger als ALG II ist. Die Bundes-
regierung erreicht so insbesondere den Rückgang der Zahl von Kindern in der
ALG-II-Statistik. Noch in der Planung ist die Erhöhung des Kindergeldes. Es wird
voll auf das ALG II angerechnet. Bei Wohngeld und Kinderzuschlag erfolgt keine
Anrechnung. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Busenwunder: Keiner redet mehr von Rentenklau
und Mehrwertsteuererhöhung („Stern“)

Das Berater-Unwesen –
Wem gehört die Bundeswehr?

In meinem letzten Beitrag habe ich dargestellt, wel-
chen Einfluss Roland Berger und Konsorten auf Re-
gierungsbeschlüsse und Gesetzesvorlagen nehmen
und damit weitgehend die bundesdeutsche Exekuti-
ve unter ihre Kontrolle bringen. Die mittlerweile glo-
bal agierende Berater-Mafia hat nicht nur die Hartz-
Gesetze, die „Gesundheitsreform“ und andere üble
Sachen mitgeschrieben und sich in den übrigen Mi-
nisterien ebenfalls ausgetobt; sie hat vor allem ak-
tiv an der Umstrukturierung der Bundeswehr mitge-
wirkt. „Privatisierung“ heißt auch hier, „Ballast“ abzu-
werfen, um noch effektiver und flexibler zu werden.

Der Politikwissenschaftler und Journalist Thomas Leif beschreibt in seinem
Buch „Beraten und verkauft“ die mehr als dubiosen Praktiken der Firma Roland
Berger im Umgang mit dem Rüstungsministerium und der Bundeswehr. Da heißt
es unter anderem: „Seit 1998 hat das Verteidigungsministerium fast 850 Aufträ-
ge für Beratungsleistungen, Studien und Gutachten mit einem Vertragsvolumen
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von mehr als 500 Millionen Euro vergeben. Das ist mit Abstand das größte Vo-
lumen an externen Beratungsleistungen im Bundeshaushalt. Besonders innova-
tiv war die Unternehmensberatung Roland Berger bei der Preisgestaltung. Immer
wieder wurden die Vertragssummen hochgeschraubt, zum Beispiel von 4,4 auf
7,5 Millionen Euro. Bergers Team verlangte bis zu 3.500 Euro pro Tag und pro
Berater. Das ist mehr als doppelt so viel wie bei den meisten per Ausschreibung
vergebenen Aufträgen anderer Behörden. Die Bundeswehrreform war für Berger
eine Goldgrube.“

Leif schreibt weiter, dass zwecks Privatisierung der Streitkräfte im Mai 2000
die „Bundeswehr-Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb“ eigens
mit dem Ziel gegründet wurde, „die Bundeswehr bei der Privatisierung der Fahr-
zeugflotte, der Bekleidungswirtschaft und dem Verkauf von Liegenschaften zu be-
raten und auch operativ tätig zu werden.“ Im Klartext: Beraterfirmen und Konzer-
ne unterwandern und bestimmen unter dem Vorwand von „Einsparungen“ mehr
und mehr die Bundeswehr und den gesamten staatlichen Machtapparat.

Hat sich hier seit 1999 unter Rudolf Scharping bereits eine Art „paralleler
Kommandostruktur“ entwickelt? Die „Berliner Erklärung“ aus dem Jahr 2000 zwi-
schen dem Kriegsministerium und Teilen der deutschen Wirtschaft deutet darauf
hin, weil in dem Papier unter anderem von regen Wechselbeziehungen in Sa-
chen Ausbildung die Rede ist. Trotz widersprüchlicher Aussagen aus dem Jung-
Ministerium scheint die Bundeswehr längst auf dem Weg in Richtung Privatarmee
zu sein!

Im Irak und in Afghanistan wütet bereits jetzt eine konzerneigene, hoch moti-
vierte und mit modernsten Waffen ausgerüstete Söldnertruppe aus den USA. Im
Zeichen der Globalisierung ist es wohl nur eine Frage der Zeit, bis auch interna-
tional agierende Großkonzerne aus der Bundesrepublik mit eigenen Killertruppen
in Erscheinung treten. Türöffner für die Entstehung eines privaten Militärs waren
und sind die Beratergesellschaften bei der Bundeswehr. Für uns vom „Bremer
Friedensforum“ gibt es daher nur eines: Die Militarisierung der Gesellschaft stop-
pen, private Armeen verhindern und die Bundeswehr abschaffen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Auch Unternehmer
sind „Hartz-IV-Empfänger“

1. Wochenlang machten Wiesbadener Gewerkschafter spontane Besuche bei
den unterschiedlichen Einsatzorten von Ein-Euro-Jobbern. Letzte Woche haben
sich die unter öffentlichen Beschuss geratenen Akteure mit einer Pressekonfe-
renz in der hessischen Landeshauptstadt selbst zu Wort gemeldet. Sie schilder-
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ten Missstände, nannten Namen und zogen politische Schlussfolgerungen: Viel
zu oft wird gegen Vorschriften gehandelt, obwohl diese umstrittenen Arbeitsgele-
genheiten im öffentlichen Interesse liegen und zusätzlich sein sollten und außer-
dem die Chance auf eine Stelle im ersten Arbeitsmarkt erhöhen müssten.

Die Wiesbadener Caritas beschäftigte in Großküchen neben wenigen Fest-
angestellten ausschließlich Ein-Euro-Jobber bei der regulären Produktion von
Mittagessen für Schüler und Senioren. Auch in einem Pflegewohnheim der Ar-
beiterwohlfahrt werden mehrere Ein-Euro-Jobber mit dauerhaft anfallenden und
keinesfalls „zusätzlichen“ hauswirtschaftlichen Tätigkeiten beschäftigt. Hier wer-
den – wie so oft – die Zulässigkeitskriterien nicht eingehalten und sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse verdrängt. Selbstverständlich trägt
diese Praxis zur Wettbewerbsverzerrung bei, denn bei dem von der Caritas vor-
gegebenen Herstellungspreis von 2,07 Euro und Verkaufspreis von 2,50 Euro pro
Mittagessen können andere Anbieter nicht mithalten. Des Weiteren werden Ein-
Euro-Jobber für 38,5 Stunden in der Woche eingesetzt, obwohl gesetzlich höchs-
tens 30 Stunden zugelassen sind.

Sogar eine auf Biolandwirtschaft und gehobene Gastronomie spezialisierte
Domäne setzt Scharen von Ein-Euro-Jobbern ein. Als einer von ihnen sich darüber
beklagte, dass er eigentlich keine „zusätzliche“ Arbeit verrichte, wurde er massiv
unter Druck gesetzt. Hier wird reguläre, tarifvertraglich geregelte Beschäftigung
verdrängt! Ein Gewerkschafter forderte die Stadt Wiesbaden auf, diese Missstän-
de sofort abzuschaffen. In einem weiteren Fall war eine Ein-Euro-Jobberin von
Wiesbadener Sozialeinrichtungen als Reinigungskraft eingesetzt worden. Diese
Frau wurde zum Putzen sogar an andere Träger „verliehen“.

Kritik an der Praxis der Kommune Wiesbaden übte am Dienstag auch der
Stadtverordnete Jürgen Becker von der „Linken Liste“. Während die amtliche Sta-
tistik für 2006 eine Erfolgsquote von 35,6 Prozent der „Hilfebedürftigen“ verkünde,
die „in den ersten Arbeitmarkt integriert“ worden seien, sehe die Realität nüch-
terner aus: Von den knapp 6.000 „integrierten“ Personen bezögen lediglich 1.161
ein existenzsicherndes Einkommen. Der Rest sei entweder für weniger als 400
Euro pro Monat geringfügig beschäftigt oder erziele nur Einkünfte unterhalb des
Existenzminimums.

Es sind überall die gleichen verräterischen Spuren des ach so tollen „Auf-
schwungs“! Die Veränderung auf dem deutschen Arbeitsmarkt ist wahrlich er-
schreckend, wenn die schändlichen Ein-Euro-Jobs derartig zur Arbeitsplatzver-
nichtung benutzt werden „dürfen“! Ob die Unternehmer wohl in Zukunft überhaupt
noch Jobs anbieten, die nicht großflächig und überaus großzügig vom Staat sub-
ventioniert werden?

2. Die vermaledeite Leiharbeit breitet sich ebenfalls pestartig aus. Bezahlung, Ur-
laubsanspruch, Arbeitsplatzsicherheit, Weiterbildungsmöglichkeiten – in all die-
sen Fragen sind Leiharbeitskräfte schlechter gestellt als Stammbeschäftigte. Auch
ist Leiharbeit praktisch eine mitbestimmungsfreie Zone: Trotz intensiver Suche
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fand das „Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ 2006 kein einziges mittle-
res oder kleines kommerzielles Verleihunternehmen mit Betriebsrat. Damit bleibt
Leiharbeit nach wie vor eine prekäre Form von Arbeit!

Dabei gäbe es zahlreiche Möglichkeiten, um faire Lösungen für Beschäftigte
in Leiharbeit und Stammbelegschaften durchzusetzen: Es ließen sich Betriebs-
vereinbarungen abzuschließen, die den Grundsatz des „equal pay“ und „equal
treatment“ umsetzen. Von den Politikern ist zu fordern, dass prekäre, ungeschütz-
te Arbeit nicht zum Leitbild der Gesellschaft mutiert! Auch gegenüber den Leihar-
beitskräften muss der Gesetzgeber Verantwortung tragen und eine wirksame Re-
gulierung sicherstellen. Der Gleichbehandlungsgrundsatz darf nicht ständig zu-
ungunsten der Beschäftigten weiter untergraben werden!

3. Aber müssen Hartz-IV-Empfänger im Dunkeln
sitzen, kalt duschen und Wasser trinken? Eigent-
lich müsste das Bundessozialgericht in Kassel
jetzt in Bundesunsozialgericht umbenannt wer-
den, denn es segnete ab, was sich die Arbeits-
agenturen als Quälereien für die Arbeitslosen aus-
gedacht haben. Im Gesetz steht eigentlich, dass
neben der Miete auch die Nebenkosten ersetzt
werden müssen. Sie umfassen zumindest Strom,
Wasser, Heizung, Warmwasser (falls zentral), Gas
(soweit vorhanden) und meist auch noch einiges

andere. Ein Teil dieser Nebenkosten kommt nicht in die jährliche Nebenkosten-
abrechnung, sondern wird vom Mieter direkt mit dem Versorgungsunternehmen
abgerechnet, aber es bleiben doch Nebenkosten.

Strom und Warmwasser gehören nicht zu den Nebenkosten. Anders ausge-
drückt: ALG-II-Empfänger bekommen diese Kosten nicht erstattet. Entweder brin-
gen sie diese aus den 347 Euro auf, oder sie müssen eben im Dunkeln sitzen
und kalt duschen! Das grenzt bereits an leichte Formen von Folter. Jeder weiß,
dass jene 347 Euro auch so schon hinten und vorne nicht ausreichen, um einen
normalen Lebenswandel führen zu können. Der Berliner SPD-Wirtschaftssenator
Sarrazin rechnete vor, von was für einem Fraß wir leben müssen, wenn wir ar-
beitslos sind. Von seiner Veröffentlichung, die nach hinten losging, haben wir spe-
ziell erfahren: Es sind keinerlei Getränke vorgesehen! Der Arbeitslose muss Was-
ser trinken!

4. Wie schon in den letzten Jahren zeigten auch in diesem Jahr wieder 29 In-
dustrieländer mit dem Finger auf Deutschland und bemängeln erneut die frühe
Aufteilung der Grundschüler nach der vierten Klasse als einen Irrweg. Und wie
reagiert die deutsche Politik auf den Rüffel der OECD-Länder? Konservative Kul-
tusminister verbitten sich die „Einmischung in deutsche Angelegenheiten“, und
der „Deutsche Lehrerverband“ versteigt sich zu der aberwitzigen Aussage, aus-
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gerechnet die wirtschaftsliberale OECD sei „Stichwortgeber einer linksideologi-
schen Bildungspolitik“. Nach einer Berliner Studie würden leistungsstarke Schü-
ler angeblich in einer auf sechs Jahre verlängerten Grundschule „nicht optimal
gefördert“. Totaler Stuss!

In internationalen Schulvergleichen der letzten Jahre zeigt sich, dass die
Länder, in denen starke wie schwache Kinder gefördert werden, ihre Schüler so
lange wie möglich zusammen lernen lassen, wobei gleichzeitig stärker auf indivi-
duelle Bedürfnisse eingegangen wird. Auch in Deutschland erreichen die Grund-
schüler in Lesen und Mathe noch Spitzenleistungen, die in den weiterführenden
Schulen aber verloren gehen – dafür öffnet sich die soziale Schere. All das ver-
bietet ein Weiter-wie-bisher. Den Blockierern des längeren gemeinsamen Ler-
nens jedoch geht es um Besitzstandswahrung und Abschottung. Und es geht um
die Angst der Privilegierten vor den sogenannten bildungsfernen Schichten: Von
„Schmuddelkindern“ wollen sie sich ihre Gymnasien nicht vermiesen lassen. Er-
innert ihr euch noch an das Lied von Franz Joseph Degenhardt? – „Spiel nicht mit
den Schmuddelkindern, sing nicht ihre Lieder, geh doch in die Oberstadt, mach’s
wie deine Brüder!“

Heute wird mehr und mehr ausgegrenzt, denn nur die Besten sollen die Schu-
le vollständig durchlaufen und eine Ausbildung absolvieren. Trotz der Lügen über
den angeblichen Rückgang der Arbeitslosenzahl wissen Menschen, die selbstän-
dig denken können, dass wir in Deutschland nie wieder Vollbeschäftigung haben
werden. Aber die Statistiken lassen sich ja so leicht fälschen, indem bestimmte
Arbeitslose einfach nicht mehr mitgezählt werden, wenn sie krank sind, in einer
Schulung stecken oder bereits ein Jahr kein Angebot erhalten haben! Auf jeden
Fall werden später auch nicht mehr so viele gut ausgebildete junge Menschen ge-
braucht. Wozu sollte man sie dann überhaupt noch ausbilden? Mit der Verelen-
dungsdrohung, ihnen die Lebensmittel und Unterstützung wegzunehmen, wer-
den junge Menschen von den Arbeitsagenturen schließlich gefügig gemacht. Seit
Hartz IV können Menschen unter 25 Jahren problemlos unter der Brücke entsorgt
werden – Hauptsache, die Arbeitslosenzahlen gehen runter! Die davon betroffe-
nen Menschen interessieren überhaupt nicht.

5. „Hartz IV-Empfänger “, das ist eigentlich ein problematischer Begriff. Seit der
angeblichen Zusammenlegung und Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe hat das „Job-
center“ die Position des Sozialamts übernommen. Wer heute nach einem Jahr Er-
werbslosigkeit keine Arbeit findet, fällt finanziell und auch sozial abrupt sehr tief
in den ALG-II-Abgrund hinein. Als Hartz-IV-Empfänger werden heutzutage nicht
nur Menschen bezeichnet, die sich im Jobcenter der Verfolgungsbetreuung aus-
setzen müssen, sondern auch all jene, deren Einkünfte nicht ausreichen, um ih-
ren Lebensunterhalt zu bestreiten, außerdem erwerbstätige Personen, die in ei-
ner Bedarfsgemeinschaft mit einem Arbeitslosengeld-II-Empfänger leben sowie
Arbeitslosengeld-I-Empfänger, deren Bezüge nicht ausreichen, um ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten und die also zusätzlich ALG II beziehen.
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Die Rede ist von den sogenannten Aufstockern. Es lässt sich feststellen, dass
als Hartz-IV-Empfänger eigentlich all jene Personen bezeichnet werden müssen,
die in irgendeiner Form Arbeitslosengeld beziehen. Doch damit nicht genug: Hin-
zukommen müssen all jene Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft mit ei-
nem Arbeitslosengeld-II-Empfänger leben. Eigentlich müssten auch all jene Men-
schen noch mitgerechnet werden, die durch die Umstrukturierung des Arbeits-
marktes betroffen sind und nun die Reform zu spüren bekommen, wie zum Bei-
spiel die Ein-Euro-Jobber. Unzweifelhaft tragen sie dazu bei, dass reguläre Ar-
beitsplätze bedroht oder umgewandelt werden in solche, die durch Zeitarbeiter
besetzt werden.

Verbessert hat sich lediglich die finanzielle Situation der Arbeitgeber: Ihre
Risiken wurden gemindert. Derartige „Hartz-IV-Empfänger“ profitieren, denn sie
werden staatlich gefördert , wohingegen perspektivlose Erwerbslose völlig sinn-
los gefordert werden, sich auf nicht existente Arbeitsplätze zu bewerben! Dieje-
nigen Hartz-IV-Empfänger, die dem Bild des „faulen Arbeitslosen“ entsprechen,
stellen in der durchaus heterogenen Menge unterschiedlicher Leistungsbezieher,
wenn überhaupt, nur einen sehr geringen Anteil. Von der sogenannten Reform
profitieren nur die Unternehmer, aber unter staatlich verordneter Armut und ge-
sellschaftlicher Diffamierung dürfen nun vielfältig und weitläufig immer mehr Be-
troffene leiden!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Sanktion rechtswidrig: Einwurf eines Bewerbungsschreibens
unter Zeugen reicht aus („Erwerbslosenforum“)

Strafanzeige wegen Hochverrat: Merkela leugnet Rechtsanspruch auf
Demokratie und soziale Marktwirtschaft (Gert Flegelskamp)

Auf der ganzen Welt
nimmt der Hunger zu

Seit einigen Jahren werden die Lebensmittel künstlich verknappt durch Miss-
brauch großer Flächen für „Biosprit“-Gewinnnung und sogar direkte Verwendung
von Nahrungsmitteln hierfür. Hinzu kommen Preistreiberei und Spekulations-
gewinne der Monopole weltweit. Aber jetzt platzt immer mehr Menschen der Kra-
gen: In zahlreichen Ländern kam es zu Hungerrevolten, Demonstrationen und
Streiks!

In Ägypten, wo Brot um 26, Öl um 40 Prozent teurer geworden ist, streik-
ten Zehntausenden von Industriearbeitern gegen diesen Wucher und für höhere
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Löhne, und zwar trotz Verbot und massivem Polizeiterror, der zwei Tote forderte.
Das Volk läst sich nicht einschüchtern! In Kroatien gab es am letzten Samstag
mit 60.000 Teilnehmern die größte Demonstration seit Jahren, auch hier für höhe-
re Löhne. In Tunesien wurde gegen Hunger demonstriert. Im westafrikanischen
Burkina Faso begann am 9. April ein Generalstreik gegen Hunger und Elend. In
Russland werden fünf Kohlegruben seit drei Wochen bestreikt, weil der Brotpreis
von 10 auf 17 Rubel pro Laib gestiegen ist. Die heftigsten Kämpfe, die direkt den
gewaltsamen Sturz der Regierung zum Ziel haben, finden gegenwärtig auf Haiti
statt.

Wir sind also in Deutschland nicht allein,
wenn wir feststellen, dass die Herrschaft der
Monopole über die ganze Gesellschaft und
die ihnen hörige Politik durch die Regierungen
zu immer mehr Hunger und Not führt! Oskar
Lafontaine fordert die Verstaatlichung wichti-
ger Konzerne wie der Stromversorger, um die-
sem Treiben Einhalt zu gebieten. Aber was
nützt das, wenn die Organe dieses Staates
mit denen der Monopole verschmolzen und
ihnen unterworfen sind? Der Bremer SPD-
Landesvorsitzende Beckmeyer hat wortwört-
lich denselben Brief geschrieben wie Bahn-
chef Mehdorn, um die Vergabe des S-Bahn-
Netzes an die Deutsche Bahn AG zu erzwingen. Das wird sogar vom „Weser-
Kurier“ als Lobbyismus gebrandmarkt. Es ist aber kein Ausrutscher, sondern der
Normalfall!

Deswegen lautet der Schluss, dass dieses ganze System faul ist und endlich
weg muss! Die weltweiten Revolten dagegen sind ein wichtiges Signal dafür, hier
im Lande den Kampf aufzunehmen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Selbständige Streikaktion: Berliner Straßenbahnfahrer üben praktische Kritik
an gewerkschaftlicher Klassenzusammenarbeitspolitik („Rote Fahne News“)

Neuer Termin für den zweiten Sitzungstag im Berufungsverfahren gegen
einen Teilnehmer der Montagsdemo Hannover wegen „Widerstandes

gegen die Staatsgewalt“ ist Donnerstag , der 17. April 2008 ,
um 9 Uhr in Saal 2H2 des dortigen Landgerichtes .

Kommt zahlreich, unser Mitstreiter braucht Unterstützung!

Verfassungsfeinde unter sich: Schäuble hat kein
Problem mit den Nazis („Spiegel-Online“)
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Wir haben unsere
Ausstrahlung vervielfacht

Ein neuer Lautsprecher ist da! Obwohl das Wetter sich zwischen Schauer und
Nichtschauer wieder nicht entscheiden konnte, gab es eine Premiere: Eine bei
Ebay ersteigerte Lautsprecheranlage kam zum ersten Mal in Einsatz. Richtig mit
Stativ kam der Schall aus angenehmer Höhe und erreichte gut verständlich jeden
Winkel des Marktplatzes bei unserer 177. Montagsdemo in Bremen am 14. April
2008 um 17:30 Uhr. Obwohl der engere Kreis bei circa 30 Teilnehmern blieb,
erreichten wir viel mehr Menschen, die auch in einiger Entfernung zuhörten.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Spontandemo: „Linke Clownsarmee“ blockiert
Kölner Innenstadt („Spiegel-Online“)

Wirtschaftswunder: Jede vierte Familie ist arm („Spiegel-Online“)

Vattenfall fordert Schadenersatz: Der olle Beust schiebt Schwarzen Peter
für Stopp des Kohlekraftwerks Moorburg den Grünen zu („Tageszeitung“)

Lex Montagsdemo: Bayern will von „ungeeigneten Personen“ geleitete
Versammlungen und selbständige Streiks verbieten („Rote Fahne News“)

Post verkauft Arbeitszeitverlängerung als Lohnerhöhung: Am 2. Mai
beginnen die Tage der Nichtarbeit („Spiegel-Online“)

Verhör in Unterwäsche: Arge-Außendienstler lassen sich
von James-Bond-Krimis inspirieren („Junge Welt“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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178. Bremer Montagsdemo

am 21. 04. 2008

Zwei Tage des Erfolges
der Montagsdemo

Hört euch doch mal diese Zeilen an und urteilt
dann: Jeder fünfte arbeitet in Billigjobs, jedes drit-
te Kind in Bremen ist arm, die Menschen haben
zu wenig zum Leben und zu viel zum Sterben,
es gibt ein Jobwunder nur im Niedriglohnbereich,
Reichtümer für Arbeitnehmer sind nicht in Sicht,
sie sind arm trotz Arbeit. Jetzt werden höhere Ren-
ten gefordert. Na, wie klingt das? Es ist wie Was-
ser auf die Mühlen derjenigen, die das schon lan-
ge so sagen! Jetzt noch diese Zeile: Seehofer at-
tackiert Nahrungsmittel-Konzerne! Leute, ist das
nicht schön? Richtig schön wäre es, wenn man
jetzt endlich handeln würde!

Dazu gehört aber auch, dass diejenigen end-
lich alle protestieren, die betroffen sind und sein

werden. Wir möchten keine Wahlgeschenke und keine Beruhigungsmaßnahmen,
nein, wir möchten endlich, dass diese Missstände abgeschafft werden! Wir möch-
ten endlich wieder Gerechtigkeit und Zukunftsperspektiven für alle Bürger und
nicht nur für wenige. Das versteht sich von selbst! Nun noch eine Frage, die mich
schon seit längerem beschäftigt: Kann mir endlich mal jemand erklären, was mit
all dem eingesparten Geld gemacht wird? Wohin gehen die zusätzlichen Einnah-
men? Es ist doch Aufgabe der Politiker, uns Bürgern auch Rechenschaft abzu-
legen, oder? Ich als Bürger möchte endlich wissen, wo meine Steuergelder hin-
gehen! Sicher, ich erfahre bei den Haushaltsberatungen, wie unser Geld verplant
wird. Dass weniger Schulden aufgenommen werden sollen, ist mir auch recht.
Aber ist das wirklich alles?

Wieso müssen wir Bürger zwar Steuern zahlen, aber im einzelnen einer Steu-
erverprassung tatenlos zusehen, wie zum Beispiel jetzt bei den Bankenskanda-
len? Der „Bund der Steuerzahler“ deckt immer neue Ungeheuerlichkeiten auf,
aber der Bürger ist nur Zuschauer. Ich habe bis jetzt noch nicht festgestellt, dass
hier jemand wirklich zur Verantwortung gezogen wird. Warum eigentlich nicht, ob-
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wohl doch alle wissen, wo uns der Schuh drückt? Nun noch eine letzte Zeile: Im-
mer mehr Rentner müssen nebenbei arbeiten, für Hungerlohn, versteht sich. Mal
sehen, wann es mich erwischt und ich einem Jüngeren den Arbeitsplatz streitig
machen muss! Altersarmut ist ein Skandal, der uns alle treffen kann, wenn wir
uns dagegen nicht wehren! Die Montagsdemo tut das jede Woche um 17:30 Uhr
hier auf dem Marktplatz und wartet auf eure Solidarität!

Udo Riedel (parteilos)

Pfiffe gegen das „Langlebigkeitsproblem“: 800 Braunschweiger
Rentner machen mobil zur Montagsdemo („Newsclick“)

Preisabsprache: Discounter drücken mit massiver Marktmacht die
Milchpreise auf Kosten der Bauern nach unten („Spiegel-Online“)

Wenn ein Zwei-Mann-Streikposten
zur verbotenen Versammlung wird

1. In diesem Monat hat die Bürgerschaft mit
der Mehrheit von Rot-Grün den Haushalt Bre-
mens beschlossen. Im Wesentlichen bleibt al-
les beim Alten. Ganz gleich, ob irgendeine
Partei etwas ändern will: Es geht nicht, heißt
es immer wieder, die finanzielle Lage lässt das
nicht zu. Aber das ist nicht nur bei uns so,
sondern auf der ganzen Welt: Die Profite der
Weltkonzerne sprudeln zwar jeden Tag reichli-
cher, doch immer mehr Menschen haben kei-
nen Anteil daran. Der Hunger auf der Welt
nimmt zu!

Die Nahrungsmittelpreise steigen, weil die
Nachfrage steige: So sei nun mal der Markt. Was für eine verkommene, zyni-
sche Logik! Immer mehr natürliche Landbauflächen werden der Lebensmittel-
produktion entzogen, um Platz zu machen für sinnlose und schädliche Biosprit-
produktion oder anderen Raubbau. Alle Rohstoffe steigen im Preis, weil auf dem
Markt unendliche Anarchie herrscht. Den Menschen in Afrika, Asien und Süd-
amerika werden die Lebensgrundlagen entzogen, damit die Weltkonzerne noch
mehr Profit machen können!

Was aber kommt dabei heraus? Noch mehr Armut und Ausplünderung der
Arbeitenden und Arbeitslosen auf der Welt! In ihrem Wahn verspekulieren sich
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die „großen“ Banker und rufen nach dem Staat, wenn es brenzlig wird für diese
Herren, nicht zuletzt für Deutsche-Bank-Chef Ackermann mit seinen 14 Millionen
Euro Jahresgehalt. Alle diese Banker sind bestens abgesichert, wenn es ihnen
eigentlich richtig an den Kragen gehen müsste. Die Nokia-Kollegen fliegen einfach
auf die Straße – die Banker und die Finanzleute in den Ländern, wie jetzt auch
Ministerpräsident Milbradt in Sachsen, sie haben ausgesorgt. Da gibt es einen
kleinen Deal wie bei Peter Hartz, und alles ist geritzt bei Gericht oder sonstwo.

Viele Menschen haben kein Vertrauen mehr in dieses System, sie beobach-
ten und versuchen sich zu orientieren. Sie unterstützen das, was sie gut finden,
so zum Beispiel die Streiks der Lokführer. Aber sie haben noch nicht den Mut,
richtig selber einzustehen für eine neue Sache. Die Montagsdemo ist ein Ort,
wo man das Selberaktivwerden ausprobieren kann. Wir werden von vielen beob-
achtet und auch bewundert, aber das reicht nicht. Wir wollen keine Stellvertre-
ter sein, wir wollen, dass jeder seinen Beitrag bringen kann und bringt. Viele klei-
ne Beiträge geben ein großes Ganzes! Professor Friedhelm Hengsbach hat der
Montagsdemo bescheinigt, dass sie wesentlich mit dazu beigetragen hat, dass
die Merkel-Regierung den Schröder-Kurs nicht fortsetzen konnte.

Auch punktuell haben wir einiges erreicht. Aber es geht auch immer wieder
darum, nicht nachzulassen und die Kräfte einig zu halten. Am vergangenen Sonn-
abend tagte in Kassel die bundesweite Konferenz der Montagsdemos bereits zum
fünften Mal. Angereist waren 130 Delegierte und Gäste aus 56 Städten. Eine
neue Herbstdemonstration in Berlin im November ist ein Ziel, aber eben auch die
Bündelung aller Kräfte. Dazu gehört auch die Verbesserung der bundesweiten
Homepage, die im Moment einige Probleme hat: Beim Betreuerwechsel sind das
Berichtsarchiv und die Kontaktliste verlorengegangen. Dass es hier in Bremen ei-
ne Montagsdemo gibt, ist dort seit einigen Wochen leider nicht mehr zu erfahren.

Aber auch in Bremen müssen wir in den nächsten Wochen „Hausputz“ ma-
chen. Wir haben schon begonnen, über neue Formen unserer Darbietung zu spre-
chen. Der neue Lautsprecher kann dazu ein Schritt sein. Wir brauchen ein breite-
res Moderatorenteam, an einzelnen Mitstreitern hängt im Moment zu viel Arbeit.
Unsere Homepage benötigt weiteren Speicherplatz. So wenig Teilnehmer wir hier
auf dem Marktplatz sind, so viel Interesse wecken wir im Internet. In diesem Mo-
nat gibt es bisher im Tagesdurchschnitt rund 350 Besuche auf unserer Homepa-
ge, wobei gut 2.700 Dateizugriffe getätigt werden. Lasst uns daher darüber ab-
stimmen, ob wir uns mehr Speicherplatz im Internet genehmigen wollen. Finan-
ziell können wir uns das leisten. In der nächsten Zeit wollen wir auch hier und im
Seemannsheim einen Finanzbericht geben.

2. Das Leipziger „Institut für Marktforschung“ hat jetzt eine Umfrage gemacht.
Danach haben keine 48 Prozent der Befragten noch Vertrauen in die angeblich
„soziale“ Marktwirtschaft, in den östlichen Bundesländern sind es kaum 33 Pro-
zent. Das Vertrauen in das Funktionieren der „Demokratie“ ist fast genauso ge-
ring. Aber wie sieht denn auch die Lage der Menschen aus?
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Der sogenannte Niedriglohnsektor ist innerhalb von zehn Jahren von 15 auf
22 Prozent gewachsen. Von den 6,5 Millionen Menschen, die darin beschäftigt
sind, haben 75 Prozent eine Ausbildung, 68 Prozent sind Frauen, und 46 Prozent
arbeiten in Vollzeit. Immer mehr Rentner müssen arbeiten, damit sie mit ihren
Lebenshaltungskosten zurechtkommen. Damit nehmen sie Jüngeren auch wie-
der Arbeitsplätze weg. Das nutzen dann Reaktionäre wie Herr Herzog – ehemals
schwärzester Kultusminister von Baden-Württemberg, oberster Richter in Karls-
ruhe und unangenehmer Bundespräsident – aus, um sich als Aufhetzer und Spal-
ter zwischen Alt und Jung zu beweisen. Nein danke zu solchen Beiträgen!

Nach dem leider faulen Kompromiss im Tarifstreit im öffentlichen Dienst sind
jetzt die Post-Kollegen dran: Ab 2. Mai 2008 drohen sie mit unbefristeten Streiks,
wenn sich nichts bewegt bei den Kapitalisten. Wie auch sonst genießen die Post-
Kollegen die Sympathie der meisten Bürger. Von den Regierungen Schröder und
Merkel sind auch bei der Post nur Zumwinkels oder Arbeitsplatzvernichter ge-
züchtet worden. Für deren Zerstörungskurs gibt es keine Sympathie, nicht für Ab-
bau von Postämtern und spekulative Börsengänge!

SPD und CDU haben sich auf eine angeblich entschärfte Online-Durch-
suchung der Computer aller Bürger geeinigt. Mit Hochdruck wird an Über-
wachungs- und Ausforschungssoftware gearbeitet. Sandkorngroße Spionageele-
mente sind anvisiert, die jeder Mensch am Schuh oder in irgendeiner Tasche an
sich ziehen kann, um dann vollständig in der Wohnung oder sonstwo auf Aus-
kundschaftung zu gehen. Die SPD, die seinerzeit bei den Notstandsgesetzen
noch zu Teilen dagegen opponierte, ist nun endgültig zur Vorbereitung einer prä-
faschistischen Ausspähung übergelaufen. Wenn es zu spät ist, wird man wie-
der schreien! Die Bundes- und Länderinnenminister lehnen weiter ein Verbot der
NPD ab. Dem steht die Meinung der Bevölkerung gegenüber, die nach Befragung
des „ZDF-Politbarometers“ zu 74 Prozent für ein NPD-Verbot stimmen.

Aber in Sachen Faschisierung des Lebens und des ganzen Staatsapparates
geht Bayern ein Stück weiter. Noch im Sommer soll ein neues bayerisches Ver-
sammlungsrecht verabschiedet werden. Danach müssen alle Streiks 72 Stunden
vorher bei der Polizei angezeigt werden, andernfalls droht ein Bußgeld von 3.000
Euro. Ein Zwei-Mann-Streikposten ist bereits eine „Versammlung“ und kann ge-
ahndet werden. Weiter ist die vollständige Aufnahme aller Personalien des jewei-
ligen Versammlungsleiters geplant. Das geht jeden an und soll seine einschüch-
ternde Wirkung auf alle haben, die es wagen, ihre Interessen in die eigene Hand
zu nehmen! In München bildet sich gerade ein breites Bündnis gegen diese Ver-
schärfung des Streik- und versammlungsrechtes heraus. Das verdient unsere vol-
le Unterstützung!

War da doch noch etwas? Ach ja, der Herr von Pierer, Ex-Siemens-Boss und
exzellenter Berater von Schröder und Merkel! Ein ehemaliger höherer Mitarbeiter
hat kundgetan, dass von Pierer sie zu ihren Sondertaten für Siemens richtig auf-
gestachelt habe. Was? Nein, davon kann doch gar keine Rede sein! Was die Leu-
te so reden! Immerhin ließ er sich bereit, mal ein wenig mit der Staatsanwaltschaft
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zu plaudern. Ein ganz kleines Bisschen gibt man zu, und ansonsten wird es schon
klappen, wie bei Herrn Hartz. Dessen Affäre ist doch längst vergessen! Jeder
denkt bei dem Namen nur noch an die Hartz-Gesetze. Ist das schlimm?

Jobst Roselius

Versteckspiel: Nur jede fünfte der über 100 Montagsdemos ist auf der Home-
page der „Koordinierungsgruppe“ verzeichnet („Bundesweite Montagsdemo“)

Ein Festival der Intoleranz
Das „Antisexistische Bündnis“ ruft dazu auf, sich
am 30. April 2008 , einen Mittwoch , um 20 Uhr am
Kulturzentrum Schlachthof zu versammeln, um auf
dem Domshof gegen das „Christval “ zu demons-
trieren, das vom selben Tag bis zum 4. Mai in Bre-
men stattfindet. Am 3. Mai 2008 soll um 14 Uhr ei-
ne Kundgebung stattfinden.

Die Zeitzurückdreher des „Christivals“ wollen
erreichen, dass Abtreibung und Sex vor der Ehe,
Verweigerung von Sex in der Ehe, Scheidung, ho-
mosexuelle Beziehungen und Selbstbefriedigung

nicht nur als „Sünde“ gelten, sondern auch verboten werden. Die Errungenschaf-
ten der Frauenbewegung werden somit zu Grabe getragen! Das ist nicht nur frau-
enverachtend, sondern menschenverachtend! Die patriarchalischen Verhältnisse
sollen hier in Namen des „Christentums“ verherrlicht und verfestigt werden. Das
ist grundsätzlich abzulehnen!

In ihrem Buch „Jesus von Nazaret“ schreiben Dorothee Sölle und Luise
Schottroff in der Einführung: „Die wichtigsten Quellen für Jesus von Nazaret sind
die Evangelien des Neuen Testamentes. Die Menschen, deren Stimmen in den
Evangelien zu hören sind, sprechen von Jesus, weil er ihnen Kraft schenkte, ob-
wohl er schon gestorben war. Sie waren nicht Geschichte der schreibenden His-
toriker, sondern sprachen die Sprache des Glaubens. So ist es im präzisen Sin-
ne des Wortes nicht möglich, eine Biographie Jesu zu schreiben. Dennoch ergibt
das Gemälde des Glaubens in den Evangelien ein Bild, aus dem sich historische
Erkenntnisse herauslesen lassen, vor allem, wenn Jesus und seine Freundinnen
und Freunde auch nach den Tode als Angehörige einer weitgehend homogenen
Bewegung innerhalb des Judentums begriffen werden. Erst mit der grundlegen-
den Veränderung der sozialen Struktur der Jesusbewegung zu einer hierarchisch
geordneten Institution seit der Mitte des zweiten Jahrhunders nach Christus ver-
ändert sich das Jesusbild: Es nimmt dogmatische und hierariche Züge an.“
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Diese Worte zitiere ich hier, um eindringlich davor zu warnen, die Bibelzi-
tate wortwörtlich zu nehmen und danach zu handeln, da ansonsten christlicher
Fundamentalismus entsteht, wie er im „Christval“ Verbreitung finden soll. Der Se-
xismus predigt Frauen- und Menschenverachtung und ist als solcher abzuleh-
nen! Wir müssen uns auch die Frage stellen, in welchem zeitlichen gesellschaft-
lichen Hintergrund die Bibel verfasst wurde, 200 Jahre nach Christi Geburt. Die
Antwort lautet eindeutig, dass in der Bibel patriarchalische Positionen vertreten
sind. Die Jüngerinnenbewegung, die es Frauen ermöglichte, sich aus patriarcha-
lischen Rollenbildern zu befreien, wurde durch die päpstliche Kirche vernichtet,
ihre Schriften verbrannt. Wer Schriften zensiert, sie den Flammen zu Opfer fallen
lässt, verbrennt auch Menschen, wie die Ketzer- und Hexenverfolgung eindeutig
vor Augen führte.

Familienministerin Ursula von der Leyen hat über das „Christival“ die Schirm-
herrschaft übernommen und erhofft sich „neue Impulse für die Jugend“. Dafür
werden 250.000 Euro von unseren Steuergeldern zum Fenster hinausgeschmis-
sen. Das ist der Gipfel der Unverschämtheit! Alle, die gegen die alltägliche sexis-
tische Gewalt in der patriarchalisch-kapitalistischen Gesellschaft eintreten, sind
aufgerufen, am 30. April um 20 Uhr zum Schlachthof zur Demo zu kommen!

Bettina Fenzel (parteilos)

Eine unqualifizierte Anfrage
der Bremer CDU an den Senat

Mit der Drucksache 17/157 S vom 8. April 2008 stellt die Bremer CDU hinsicht-
lich der Kosten der Unterkunft für ALG-II-Betroffene unter dem Titel „Baustelle
Bagis – Effektivität, Effizienz und Qualität sicherstellen“ eine Große Anfrage an
den Bremer Senat, die die bundesweite Rechtsprechung völlig unberücksichtigt
lässt und somit der Realität entbehrt. Um den Senat zu entlasten, damit er sich
um wichtige, realitätsbezogene Anfragen kümmern kann, möchte ich die Anfrage
der CDU an dieser Stelle beantworten.

Die CDU fragt zu den Anhebungen der Mietobergrenzen:
1. Wie wird der Senat sicherstellen, dass durch die Einführung der neuen Ver-

waltungsanweisung zu § 22 SGB II, in der der Umgang mit der Anhebung der
Mietobergrenzen geregelt ist, fehlerhafte Berechnungen, wie sie in der Ver-
gangenheit durch den Rechnungshof aufgezeigt wurden, nicht erneut auftre-
ten?
Antwort: Verwaltungsanweisungen sind keine Rechtsquellen, und die Fest-
legung fixer Mietobergrenzen ist unzulässig. Die Angemessenheitsüberprü-
fung der Kosten der Unterkunft ist von der Bagis einzelfallbezogen vorzuneh-
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men. Dabei hat sich die Bagis einzelfall- und stadtteilbezogen an den übli-
chen Mieten des Wohnungsmarktes zu orientieren. Unterlässt die Bagis eine
solche Einzelfallüberprüfung, ist die Miete in voller Höhe als angemessen zu
übernehmen.

2. Plant der Senat die Erstellung eines Mietspiegel s? Wenn ja, warum, und
wie beurteilt der Senat die Auswirkungen eines solchen Mietspiegels auf die
Mietlandschaft Bremens?
Antwort: Der häufigste „Google“-Suchbegriff, mit dem auf die Homepage von
„so:leb – Sozialer Lebensbund e.V.“ zugegriffen wird, ist mit einem Anteil
von 42 Prozent der Begriff „Mietspiegel Bremen“. Das heißt also, dass sehr
viele Menschen in Bremen etwas über einen Mietspiegel in dieser Stadt in
Erfahrung bringen wollen. Daraus kann man schließen, dass die Nachfrage
nach einem Mietspiegel in Bremen sehr hoch ist, da ein solcher – wie jedes
Kind weiß – zur Orientierung am Preis-Leistungs-Verhältnis der ortsüblichen
Mieten dient.

3. Alle Leistungskürzungen wegen zuvor unangemessener Mieten waren zum
1. November 2007 rückwirkend an die neuen Mietobergrenzen anzupassen.
Wie viele Bedarfsgemeinschaften waren von diesen rückwirkenden Anpas-
sungen betroffen?
Antwort: Alle Leistungskürzungen hinsichtlich der Mieten waren und sind
rechtswidrig, da die Festlegung fixer Mietobergrenzen anhand von Verwal-
tungsanweisungen rechtswidrig ist und die Bagis bisher einzelfallbezogene
Angemessenheitsüberprüfungen der Kosten der Unterkunft unterlassen hat.

4. Wie viele Bedarfsgemeinschaften leben derzeit in Wohnungen mit Mieten,
die die neuen Mietobergrenzen überschreiten?
Antwort: Diese Frage ist rein akademisch, da die Festlegung fixer Mietober-
grenzen anhand von Verwaltungsanweisungen rechtswidrig ist und die Bagis
bisher einzelfallbezogene Angemessenheitsüberprüfungen der Kosten der
Unterkunft unterlassen hat.

5. Laut Vorlage der städtischen Deputation für Soziales, Jugend, Senioren und
Ausländerintegration vom Oktober 2007 sollen die Aufforderungen zur Sen-
kung der Unterkunftskosten stufenweise nach Überschreitungsgrad erfol-
gen. Wie weit sind Überprüfungen der Angemessenheit der Mieten nach den
neuen Mietobergrenzen fortgeschritten, und für wie viele Bedarfsgemein-
schaften werden derzeit Mieten oberhalb der Mietobergrenzen bezahlt?
Antwort: Auch diese Frage ist rein akademisch, da die Festlegung fixer Mie-
tobergrenzen anhand von Verwaltungsanweisungen rechtswidrig ist und die
Bagis bisher einzelfallbezogene Angemessenheitsüberprüfungen der Kosten
der Unterkunft unterlassen hat.

6. Wie lange dauert es im Durchschnitt, bis die Angemessenheit von Kosten der
Unterkunft überprüft wird, unter Berücksichtigung der Tatsache, dass nach
§ 22 SGB II eine Übersteigerung vom angemessenen Umfang der Aufwen-
dungen in der Regel sechs Monate nicht überschreiten soll?
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Antwort: Auch diese Frage ist rein akademisch, da die Festlegung fixer Mie-
tobergrenzen anhand von Verwaltungsanweisungen rechtswidrig ist und die
Bagis bisher einzelfallbezogene Angemessenheitsüberprüfungen der Kosten
der Unterkunft unterlassen hat.

7. Ist eine regelmäßige Innenprüfung , wie sie im Rechnungshofbericht 2007
erwähnt wurde, mittlerweile organisatorisch in der Bagis verankert? Wenn ja,
wie oft findet eine Innenprüfung statt, und zu welchen Ergebnissen ist sie bis-
her gekommen?
Antwort: Auch diese Frage ist rein akademisch, da die Festlegung fixer Mieto-
bergrenzen anhand Verwaltungsanweisungen rechtswidrig ist und die Bagis
bisher einzelfallbezogene Angemessenheitsüberprüfungen der Kosten der
Unterkunft unterlassen hat. Die Ergebnisse einer Innenprüfung können so-
mit nur falsch sein.

8. Teilt der Senat die Ansicht, dass man aufgrund der Mindereinnahmen bei der
Erstattung der Kosten der Unterkunft durch den Bund und den zu erwarten-
den Mehrkosten , die durch die Anhebung der Mietobergrenzen anfallen wer-
den, die Verwaltungseffizienz bei der Ausführung der angesprochenen Leis-
tungen begleiten muss, um unberechenbaren Kostensteigerungen rechtzei-
tig entgegenzuwirken?
Antwort: Da sich diese Frage auch auf die rechtswidrige Festlegung fixer Mie-
tobergrenzen anhand von Verwaltungsanweisungen bezieht, hätten diesbe-
zügliche Kostensteigerungen keinen Bezug zur Realität.

Es lässt sich abschließend nur wiederholen, dass diese unqualifizierte Anfrage
der CDU keinen Bezug zur Realität hat. Es verwundert doch sehr, dass die CDU
die bundesweite Rechtslage hinsichtlich der Kosten der Unterkunft für ALG-II-
Betroffene hier nicht berücksichtigt, zumal Herr Röwekamp als Jurist diese ja ken-
nen sollte. Ich empfehle der Bremer CDU, sich vor ihren Anfragen an den Senat
erst bei der Bremer Montagsdemo über die Rechtslage zu informieren. Herr Rö-
wekamp, Sie treffen uns jeden Montag um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz!

Ein ALG-II-Betroffener und schwer enttäuschter
ehemaliger Wähler der Grünen (parteilos)

„Unter Brücken sollen sie schlafen“: CDU-Fraktionsvorsitzender Röwekamp
verhöhnt Hartz-IV-Empfänger in der Haushaltsdebatte („Tageszeitung“)

Unlogisch: Bedeutet es ein „Entheben von der eigenen
Leistungsverantwortung“, wenn Geringverdiener, die lange

Rentenbeiträge gezahlt haben, höhere Altersbezüge erhalten als
die Grundsicherung für Hartz-IV-Empfänger? („Spiegel-Online“)

„Konjunktur-Vollbremsung“: Der „Aufschwung“
ist schon wieder vorbei („Spiegel-Online“)
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Machtbesessenheit treibt oft
höchst unschöne Blüten

Machtbesessen war der SPD-Politiker Uwe Beck-
meyer schon immer. Das zeigt die steile politische
Karriere des einstigen Lehrers und späteren Bremer-
havener Abgeordneten, die ihn bis zum Fraktions-
und Landesvorsitzenden seiner Partei führte. Unter
dem SPD-Bürgermeister Klaus Wedemeier bekam er
in den frühen 1990er Jahren zweimal als Senator für
Wirtschaft, Häfen, Schifffahrt und Außenhandel ei-
ne riesige Machtfülle mit erstklassigen Verbindungen
zur Handelskammer. Wedemeiers Nachfolger Hen-
ning Scherf machte ihn auch noch zum Arbeitssena-

tor. Er dürfte mithin an sämtlichen Kürzungsorgien und Sozialabbauprogrammen
jener Jahre maßgeblich mitgewirkt haben. Außerdem trieb er den konsequenten
Ausbau Bremens zur Rüstungshochburg voran, indem er die „Bremer Lagerhaus-
gesellschaft“ und die Hafenanlagen zum Hauptumschlagplatz für Kriegsgüter al-
ler Art machte. Wir vom „Bremer Friedensforum“ protestierten damals mit zahlrei-
chen Aktionen vor seinem Amtssitz, ersuchten ihn um Stellungnahmen und for-
derten von ihm den sofortigen Stopp der Rüstungsexporte über die Bremischen
Häfen – leider vergeblich!

Jetzt gibt es eine große Kungelei und üble Kumpanei der Pöstcheninha-
ber Wedemeier und Beckmeyer an allen demokratischen Kontrollinstanzen vor-
bei zugunsten der Deutschen Bahn AG. Kein Wunder, wo doch der Große SPD-
Vorsitzende Kurt Beck die Zustimmung zu weiterer Teilprivatisierung befahl und
ihm die Partei heute willig und gehorsamst gefolgt ist! Wedemeier steht bei der
Bahn als „Berater“ auf der Gehaltsliste, und Beckmeyer schaufelt als Lobbyist
und verkehrspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im Bundestag dem Mehdorn-
Konzern den dicken Bremer S-Bahn-Auftrag zu! Und dies, obwohl der Mitbewer-
ber „Osnabrücker Nordwestbahn“ zunächst den Zuschlag bekam, weil der das Be-
treiben des Nahverkehrsprojekts viel günstiger angeboten hatte. Das war selbst
dem ansonsten neoliberalen „Weser-Kurier“ zu viel.

In einem kritischen Leitartikel vom 16. April 2008 heißt es: „Die Art und Wei-
se, wie offensiv und kaltschnäuzig Uwe Beckmeyer hier vorgegangen ist, zeigt vor
allem eins: Das Gefühl für politisch ehrenwertes Verhalten ist bei ihm nicht unbe-
dingt ausgeprägt. Dass er Argumente dann noch wortwörtlich einem Schreiben
der Bahn entnimmt, darf man wohl als politisch leichtfertig und verwegen bezeich-
nen. Ehrenhaft ist das nicht.“ So ist es! Während Armut und Elend im Lande Bre-
men immer größere Ausmaße annehmen, stopfen sich Beckmeyer & Co. völlig
ungeniert und skrupellos die Taschen voll! Die vielen Hartz-IV-Betroffenen werden
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sich bedanken, denn sie können die vermutlich überhöhten S-Bahn-Fahrpreise
niemals aus dem Regelsatz bezahlen – und die anderen unterhalb des Existenz-
minimums lebenden Bevölkerungsgruppen ebenfalls nicht. Eine weitere Ausgren-
zung also, und deshalb ist unsere Forderung umso dringender: Das weiträumig
geltende Sozialticket muss endlich her! Es gibt viele gute Gründe, hier auf der
Montagsdemo die menschenverachtenden Machenschaften hochrangiger Bre-
mer Politiker öffentlich anzuprangern. So geht das nicht, Herr Beckmeyer!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Am Freitag , dem 25. April 2008 , werden voraussichtlich die Gesetze zur
Ratifizierung des Lissabonner Vertrags im Bundestag verabschiedet. Zu
dieser Gelegenheit wird „Attac “ zwischen 16 und 17 Uhr eine Infoaktion
auf dem Bahnhofsvorplatz durchführen. Unterstützer sind willkommen!

Die gut versteckten Grausam-
keiten im EU-Reformvertrag

Wir waren am Samstag in Kassel, beim bundesweiten Delegiertentreffen der
Montagsdemo. Es kamen 130 Leute aus 56 Städten. Der Erfahrungsaustausch
über die Argen war haarig, hat uns jedoch nicht demotiviert. Erfrischend war der-
jenige über die Demos und Aktionen. Am 8. November 2008 reisen wir wieder zur
Großdemo in Berlin! Wer mitfahren will, kann sich bei uns melden. Außerdem ru-
fen wir dazu auf, bei der Briefaktion von Attac zum EU-Reformvertrag mitzuma-
chen. Auf der heutigen Bremer Montagsdemo sammeln wir Unterschriften gegen
die Ratifizierung. Diese Briefe gehen per Fax an die Abgeordneten.

Europa stand für mich einmal für Viel-
falt und Weite, gute Wirtschaftsbeziehun-
gen, Toleranz und Gelassenheit, Quel-
le für viele Arbeitsplätze und eine vor-
bildliche Sozialcharta. Doch in Europa –
genauer: in Lissabon – wurden im März
2000 unionsweite Rahmenbedingungen
für „Arbeitsmarktreformen“ erdacht. Für
Deutschland hat Peter Hartz die Umset-
zung definiert („Hartz-Gesetze“). Die Um-

setzung in Länderrecht oblag den einzelnen Staaten. Holland hatte die Umset-
zung abgelehnt, aber teilweise wird sie nun nachgeholt. Vorreiter ist Großbritanni-
en. Spanien hatte damals festgestellt, dass sich die Regierungen Europas zu Er-
füllungsgehilfen haben degradieren lassen. Erstaunlich! Leider steht dieser Bei-
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trag nicht mehr im Netz, auch nicht die damalige offizielle Erklärung. Nur einen
Zeitungsartikel als Zeitzeugen habe ich noch gefunden, aus der deutschsprachi-
gen Ausgabe von „Le monde diplomatique“, der französischen Monatszeitung für
internationale Politik vom 16. Juni 2000.

Dieser Vertrag liest sich gut, die Grausamkeiten sind gut versteckt. Bereits
vor dem Vertrag von 2000 wurden von der Arbeitsgruppe in Lissabon unter ame-
rikanischer Führung und Mitwirkung von Bertelsmann „Denkanstöße“ für Europa
erarbeitet. Der Vertrag von Lissabon soll in seiner aktuellen Fassung die Verfas-
sung Europas werden. Damit der Name Bestand hat, sind die Unterzeichner zur
Unterschrift nach Lissabon und anschließend zum Feiern nach Brüssel geflogen!

Frau Merkel hat ihren langjährigen Berater von Pierer aus seinen vertragli-
chen Pflichten entlassen – ganz offiziell, keinesfalls wegen der Schwarzen Kas-
sen von Siemens. Frau Merkel ist nach Irland gereist, um den Lissabonner Ver-
trag zu verteidigen. Früher sei es so gewesen in Europa: Was die Politik zu Hause
beim eigenen Volk nicht durchbekommen habe, wurde über Europa eingeführt!
Frau Merkel hat zu Unrecht die Vergangenheitsform gewählt: Es ist heute so und
mit diesem Vertrag erst recht. Das irische Volk darf als einziges in Europa über
diesen Vertrag entscheiden. Alle anderen Regierungen haben Bammel vor dem
eigenem Volk!

So wird Politikverdrossenheit erzeugt, ein Ohnmachtsgefühl, welches schnell
in Wut umschlagen kann! Doch auch dafür wurde vorgesorgt: Die Bundespolizei
wurde reformiert und für den Einsatz auf Großdemonstrationen ausgerichtet und
ausgestattet! Europa bedeutet: Alles, was an Dienstleistungen erbracht wird, ist
möglichst zu privatisieren. Geplant ist die Privatisierung der Bahn. Die Energie-
versorgung wurde bereits privatisiert. Die Auswirkungen spüren wir täglich!

Die Krankenhäuser werden privatisiert und mit Fallpauschale und Gesund-
heitsreform zur Insolvenz getrieben. Die gesetzliche soziale Absicherung, um
die man uns weltweit beneidet, soll privatisiert werden. Krankenkassen werden
über den Gesundheitsfonds zur Insolvenz getrieben. Die Arbeitslosenversiche-
rung wurde vom Bundeshaushalt abgekoppelt. Die Beiträge müssen ausreichen,
auch für die Pensionsansprüche der Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Die
Pflegeversicherung wird gerade einer „Reform“ unterzogen.

Die Rentenversicherung hat gravierende Änderungen in der Berechnungs-
formel für Leistungsansprüche erfahren. Allein durch die Fast-Halbierung des
Rentenbeitrags für ALG-II-Betroffene muss sie erhebliche Einnahmeausfälle
verkraften. Die Leistungsreduzierungen zwingen die Gutverdienenden wunsch-
gemäß in private Zusatzversicherungen mit steigender Leistungsausweitung.
Die bestehenden privaten Zusatzversicherungen wurden bei allen „Reformen“
der sozialen Sicherungssysteme verschont: Sie leisten keinen Beitrag für die
Versorgungssubstanz!

Wir sind auch verpflichtet aufzurüsten, für eine weltweit einsetzbare Bun-
deswehr. Oberbefehlshaber der Nato ist der ehemalige Kommandeur von Guan-
tánamo. Wer möchte dem seine Kinder anvertrauen!? Wie Krieg zu verurteilen ist,
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hat beim Ostermarsch der Paderborner Theologe Eugen Drewermann auf dem
Bremer Marktplatz eindrucksvoll geschildert.

Für den Einsatz im Inneren wurde die regionale Kommandostruktur geän-
dert. Es erfolgen die Umstrukturierung des BKA, die Vorratsdatenspeicherung,
Polizei- und Gerichtsreform, die Privatisierung der Aufgaben der Gerichtsvollzie-
her, die Privatisierung der Schulen und Unis („Bologna-Prozess“), der Gefängnis-
se und sogar der „Irrenanstalten“ – eben die Privatisierung jeglicher öffentlicher
Dienstleistung.

In Europa versickern viele Fördergelder, teilweise wird absichtlich nicht nach-
gefragt. Ein Buchprüfer, der die in großem Umfang grassierende Korruption öf-
fentlich gemacht hat, verlor dafür seinen Arbeitsplatz! Für die öffentlichen Haus-
halte gilt ein Verschuldungsverbot, dadurch muss für jede größere Investition ein
Privater gefunden werden. Dieser verlangt dann die garantierte Gewinnmaximie-
rung, abgesichert durch Bürgschaften der öffentlichen Hand. Eine Wahlmöglich-
keit der Politik besteht nicht mehr!

Europa verfügt auch neue Gebietsaufteilungen, etwa die Metropolregion
Oldenburg-Bremen. Regiert wird unter gleichberechtigter Einbeziehung der Un-
ternehmer, obwohl diese kein politisches Mandat haben. Die Außengrenzen wer-
den gegenüber anliegenden Staaten mit sechs Meter hohem Maschendrahtzaun
und Maschinengewehren gesichert. Überlebende „Grenzverletzer“ werden in der
Wüste ausgesetzt.

Selbst die Mehrwertsteuererhöhung von 16 auf 19 Prozent steht im Kontext
mit Europa. Ziel ist ein unionsweit einheitlicher Mehrwertsteuersatz von 25 Pro-
zent. Diesen Vertrag hat noch Helmut Kohl unterzeichnet. Das alles ist noch längst
keine vollständige Übersicht. Europa unternimmt eine Vielzahl kleiner Schritte in
die globale Richtung. Über alle vorstehenden Themen haben wir weitere Informa-
tionen auf den Seiten der Bremer Montagsdemo.

Europa sind auch solche Sachen: Die Doppeldeckerbusse müssen abge-
schafft werden, weil sie nicht „behindertengerecht“ sind. Inzwischen dürfen in ei-
nem normalen Bus erst nach Umrüstung zwei Rollstuhlfahrer mitgenommen wer-
den. Die passen auch in einen Doppeldecker! Oder, wie der „Weser-Kurier“ am
21. April 2008 meldet: „EU erlaubt gefährliche Dioxinwerte im Fisch“, der an sich
sehr gesund ist, Dioxin hingegen krebserregend. Der neue Wert liegt 17 Mal so
hoch wie der Grenzwert für Futtermittel.

Die Arbeitsgruppe in Lissabon arbeitet auch heute mit gleicher Zusammen-
setzung an der Fortschreibung und Umsetzung ihrer Ziele ohne jede parlamenta-
rische Kontrolle! So ein Europa will ich nicht! Politiker, wacht auf – oder geht! Dar-
um Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft
positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )
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Die Protestbriefe gegen die Ratifizierung des EU-Reformvertrages wur-
den von zahlreichen Montagsdemonstranten unterzeichnet und noch
am Abend an die Bremer Bundestagsabgeordneten Bernd Neumann
(CDU), Volker Kröning (SPD), Uwe Beckmeyer (SPD) und Marielui-

se Beck (Grüne) gefaxt. Von Frau Beck erhielten wir die obige Antwort.

Kevins Ziehvater wurde von
der Bremer Arge ausgehungert

1. Immer mehr Menschen in Deutschland arbeiten in Billigjobs . 2006 war bereits
jeder fünfte Beschäftigte Geringverdiener. Von 1995 bis 2006 stieg der Niedrig-
lohnanteil um gut 43 Prozent auf sage und schreibe 6,5 Millionen Beschäftigte an.
Im Vergleich zu Dänemark, Frankreich und den Niederlanden hat Deutschland
den höchsten Anteil von Billigjobbern unter den Erwerbstätigen. Somit könnte der
Niedriglohnsektor bei uns bald größer sein als in den USA, wo etwa ein Viertel
der Arbeitnehmer Geringverdiener sind. Die sogenannte Mittelschicht wird auch
weiterhin fleißig angeknabbert, denn es haben längst nicht mehr nur gering qua-
lifizierte Menschen Billigjobs: Der Anteil der Beschäftigten mit einer abgeschlos-
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senen Ausbildung ist von 58,6 Prozent im Jahre 1995 auf 67,5 Prozent 2006 an-
gestiegen. Rund drei Viertel aller Geringverdiener verfügen jedoch über eine ab-
geschlossene Berufsaubildung oder sogar über einen akademischen Abschluss.

Die Chancen, aus dem desaströsen Billiglohn
wieder in angemessene Bezahlung aufzusteigen,
die diesen Namen auch verdient, sind hierzulan-
de besonders gering! Der Niedriglohnsektor bietet
zwar Arbeit, sichert aber immer weniger ein men-
schenwürdiges Auskommen. Das penetrant und
unerträglich laut gepriesene „Jobwunder“ hat sich
offenkundig ausgerechnet im Niedriglohnbereich
ereignet. Laut dem Bremer Professor Rudolf Hickel
hat sich diese Entwicklung mit den Hartz-Gesetzen
seit 2005 stark beschleunigt. Wenn Menschen un-

glaublich brutal in Beschäftigungsverhältnisse gezwungen werden, steckt eine ho-
he Zahl qualifizierter Leute im Niedriglohnsektor fest. Das ist eine dramatische
Fehlentwicklung!

Wir sind wie immer auf dem besten Wege, den ganzen amerikanischen
Scheiß bei uns einziehen zu lassen. So wird sich auch in deutschen Landen die
Klasse der Working Poor ganz wunderbar mit drei Adjektiven beschreiben lassen,
nämlich mit fleißig, hungrig und zahnlos. Die amerikanische Doktrin, dass har-
te Arbeit Armut heilt, gilt nicht mehr. Aber galt sie je wirklich? Armut ist wie eine
blutende Wunde: Sie lockt Raubtiere an. Der Druck, der durch Hartz IV auf Ar-
beitslose ausgeübt wird, wird von einigen Unternehmern schamlos ausgenutzt.
Sie bezahlen Dumpinglöhne und geben dann oft noch zynisch den „guten Rat“,
sich das karge Gehalt mit ALG II aufstocken zu lassen. Damit machen sich die
Unternehmer indirekt selbst zu Hartz-IV-Empfängern.

Während wir hören, lesen, erfahren müssen, dass beständig mehr Menschen
trotz Arbeit zu wenig zum Leben und gerade eben zu viel zum Sterben verdienen,
taucht gleichzeitig die scheinbar positive Botschaft in den Nachrichten auf, dass
sich die Kinderarmut im letzten Jahr minimal verringert habe. Irgendwie fühle ich
mich verarscht! Mir kann doch niemand erzählen, dass die Kinderarmut sinkt,
wenn gleichzeitig die Zahl der Niedriglohnverdiener permanent steigt, so wie eben
auch die Lebenshaltungskosten, besonders bei Energie und Lebensmitteln. Oder
habe ich das alles ganz falsch verstanden, weil nämlich im Niedriglohnbereich
ausschließlich kinderlose Menschen arbeiten? Es liegt auf der Hand, dass es sich
bei dieser Nachricht nur um eine neue Statistik-Fälschung handeln kann!

2. Nach wie vor ist jedes dritte Kind in Bremen arm. Nirgendwo in Westdeutsch-
land sind so viele Minderjährige auf Hartz IV angewiesen. Über 31 Prozent der
Kinder unter 15 Jahren – die zwischen 15 und 17 werden gar nicht erst erfasst –
sind von Sozialleistungen abhängig. Der angebliche Aufschwung macht sich eben
nicht in der Form bemerkbar, dass die Menschen von Hartz IV unabhängig wür-
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den, egal ob mit oder ohne Arbeit der Eltern. Im eigentlich reichen Deutschland
sitzen viele Kinder hungrig im Klassenzimmer. Ihr Geld reicht nicht für eine war-
me Mahlzeit. Beim Schulessen ist eine unhaltbare Situation entstanden!

Es ist einfach nicht akzeptabel, dass Kinder von Hartz-IV-Empfängern nicht
genug Geld haben, um in Ganztagsschulen das Mittagsessen zu bezahlen. Ei-
gentlich sind die Länder für Bildung zuständig. Aber beim Essen handelt es sich
ja nicht um eine Frage der Bildung, sondern um die Bestreitung des Existenzmi-
nimums. Es gibt da leider einen erheblichen Konstruktionsfehler im Sozialgesetz-
buch für Hartz-IV-Empfänger: Für das Mittagessen wird lediglich ein einziger po-
peliger Euro einkalkuliert, obwohl eine Schulspeisung im wirklichen Leben regel-
mäßig im Durchschnitt 2,50 Euro kostet!

3. Am vergangenen Freitag wurden im sogenannten Kevin -Prozess schwere Ver-
säumnisse der Bagis bekannt. Eine Mitarbeiterin der Behörde bestätigte vor dem
Bremer Landgericht, dass der Ziehvater circa zwei Monate lang keine Hartz-IV-
Leistungen bekam. Das ist ein klarer Rechtsbruch ! Die Bagis hätte die Zah-
lung nicht einstellen dürfen, weil beim Ziehvater ein Kind unter drei Jahren lebte
und beide weiterhin bedürftig im Sinne des Gesetzes waren. Eine Auseinander-
setzung zwischen der Bagis und dem Ziehvater gab es auch um die Frage, ob
er noch arbeitsfähig sei oder nicht. Die Behörde war der Ansicht, der Angeklag-
te könne nicht mehr arbeiten. Dieser sah das anders. Nach einigem Hin und Her
landete der Fall vor der Einigungsstelle, und die Zahlungen an den Ziehvater wur-
den unberechtigt eingestellt. Ein entsprechender Beschluss wurde am Freitag vor
Gericht verlesen.

Kevins Ziehvater hatte dagegen Widerspruch eingelegt, das Bremer Verwal-
tungsgericht gab ihm Recht und forderte die Bagis auf weiterzuzahlen. Nach die-
ser Entscheidung ging der Ziehvater umgehend in die Bagis und forderte sein
Geld. Doch weil die Sprechzeit in der Behörde schon vorbei war, schickte man
ihn wieder nach Hause. Die Mitarbeiterin der Bagis, die am Freitag vor Gericht
aussagte, hat dies so bestätigt. Sie verwies aber auch darauf, dass die Bagis nur
dann Geld auszahle, wenn der Gerichtsbeschluss schriftlich vorliegt. So bekam
Kevins Ziehvater erst einen Tag später das ihm zustehende Geld. Mehr als zwei
Monate waren er und das Kind offenbar völlig mittellos . Bloß scheint solch nie-
derträchtige Unterlassung Plan der Verfolgungsbetreuung zu sein, mit dem Ziel,
das Opfer oder auch den Klienten aus dem ALG-II-Bezug zu kicken, damit die
Statistik wieder jubeln darf, weil durch den „Aufschwung“ so „viele in Arbeit ver-
mittelt“ worden seien!

Die Bagis-Mitarbeiter wussten, was sie taten – und wenn sie es nicht wuss-
ten, dann bewiesen sie damit ihre Unfähigkeit oder Dummheit. Offenbar ist dies
geschehen, um den Ziehvater dazu zu bewegen, vom Sozialamt Geld zu bekom-
men, also aus dem Hartz-IV-Bezug zu verschwinden. Dadurch sorgte die Bagis
mit dafür, dass die „tickende Zeitbombe “, als die Kevins Ziehvater bereits be-
zeichnet wurde, leichter explodieren könnte. Das scheint ja nun auch geschehen

268

http://www.radiobremen.de/nachrichten/meldung.php3?id=49197
http://www.radiobremen.de/nachrichten/meldung.php3?id=49197
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/132/reden132.htm#132-TAZ
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/132/reden132.htm#132-TAZ
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/131/reden131.htm#131-HDB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/130/reden130.htm#130-GB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/130/reden130.htm#130-GB
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/132/reden132.htm#132-OL
http://www.elo-forum.org/news-diskussionen-tagespresse/10389-schwere-vorwuerfe-gegen-bremer-hartz-iv-behoerde.html


zu sein, denn ungefähr in diesem Zeitraum wurde der bedauernswerte kleine
Kevin zu Tode gequält ! Als ausführender Täter kommt vermutlich der Ziehvater
in Frage. Doch kamen viele Versäumnisse zusammen, die Kevin zum Verhängnis
wurden. Es gab Mitschuldige, wie zum Beispiel den amtierenden Bürgermeister
Jens Böhrnsen, der persönlich darum gebeten wurde, sich um das Wohl des ar-
men kleinen Jungen zu kümmern. Das scheint er ganz offensichtlich nicht getan
zu haben! Auch hätte man den Ziehvater nicht mit Kevin alleinlassen dürfen!

Da fehlen nur noch die Namen aller Beteiligten – der Bürgermeister steht
schon mal fest, die anderen fehlen noch. Ist die Würde eines jeden Menschen
heutzutage noch unantastbar? Oder bleiben jene davon ausgenommen, die für
die Gesellschaft noch nicht oder nicht mehr ökonomisch verwertbar sind? „Juch-
hu, den sind wir los“, steht in einem Aktenvermerk der Bagis. Für den Bremer
„Weser-Kurier“ scheint auch schon festzustehen, dass es „von beiden Seiten aus
etwas ruppig zugegangen“ sei. So also wird dann die niederträchtige Unterlas-
sung umgedeutet! Schließlich geht es um Kostenfaktoren wie Prekariat gleich Ab-
schaum und so weiter. Wer weiß, vielleicht bekommen die Bagis-Mitarbeiter noch
eine Prämie, weil sie vermutlich gleich zwei Menschen, äh Prekarianer, aus der
Statistik herausbefördert haben? Das Kind ist tot und der Ziehvater im Gefängnis.

4. Wenn ich mir Nachrichten anhöre, frage ich mich im Moment immer wieder, ob
ich irgendwie im falschen Film bin. Eigentlich garantiert der Artikel 13 im Grund-
gesetz das Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung . Uneigentlich werden aber
auch Ausnahmen definiert. So kann ein Richter die Durchsuchung einer Woh-
nung verfügen, um eine Straftat zu verhindern oder in einem Ermittlungsverfah-
ren Beweise zu sichern.

Die Möglichkeiten des seit zehn Jahren bestehenden „Großen Lauschangriffs“
gehen den Anti-Terror-Ermittlern jedoch nicht weit genug, und so fordern sie, dass
Privatwohnungen mit Kameras überwacht werden dürfen. Auch in den Räumen
von völlig Unbeteiligten und Unverdächtigen sollen Videokameras versteckt ange-
bracht werden dürfen, wenn die Wohnungen von „terrorverdächtigen Personen“
besucht werden! Wer soll das bitteschön sein? Da gibt es dann keine genaue De-
finition. Auf diese Weise werden doch einem totalitären Überwachungsstaat jegli-
che Türen und Pforten weit geöffnet, und er wird völlig unkontrollierbar! Mir kann
auch niemand erzählen, dass nach einem Monat die Kameras wieder ausgebaut
würden. Big brother, ick hör dir trapsen!

5. Am Samstag hörte ich, dass die Praxisgebühr nicht zu einem „Rückgang von
Arztbesuchen“ führe. Was ist das denn, dass versucht wird, kranke Menschen
vom Arztbesuch abzuhalten? Natürlich müssen sich die Kranken auch weiterhin
behandeln lassen können! Im Schnitt geht jeder Bundesbürger zehn Mal im Jahr
zum Arzt, der EU-Durchschnitt liegt bei 6,8 Arztbesuchen. Laut den Autoren der
Studie ist die Praxisgebühr „zu niedrig, um vor dem Arztbesuch abzuschrecken“.
Ich hoffe, alle wissen, dass Menschen mit einem sehr niedrigen Einkommen oder
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chronisch Kranke bei ihrer Krankenkasse eine Freistellung von weiteren Zuzah-
lungen bei Medikamenten und der Praxisgebühr beantragen können, wenn sie
zwei Prozent ihres Einkommens bereits dafür gezahlt haben! Bei chronisch Kran-
ken ist es nur ein Prozent.

6. Offenbar will das Verteidigungsministerium den Abschlussbericht zu den
Misshandlungsvorwürfen gegen deutsche KSK-Soldaten zensieren. Der Be-
richt geht den Vorwürfen des Bremers Murat Kurnaz nach, der von deutschen
Soldaten in Afghanistan misshandelt worden sein will. Der „Spiegel“ berich-
tete, das Ministerium bestehe darauf, zentrale Befunde und Zeugenaussagen
aus dem Berichtsentwurf des Untersuchungsausschusses der Öffentlichkeit zu
verschweigen.

Gestrichen werden sollen demnach etwa Vorwürfe des Alkoholmissbrauchs
gegen führende KSK-Offiziere. Auch Passagen, in denen schwere Anschuldigun-
gen gegen US-Streitkräfte erhoben werden, möchte das Ministerium tilgen. Dabei
geht es unter anderem um umstrittene Verhörmethoden der US-Kräfte. Weil nicht
sein kann, was nicht sein darf? Dieser geschönte Bericht ist doch das Papier nicht
wert, auf dem er steht! Der Bremer Murat Kurnaz hatte zwei KSK-Soldaten vorge-
worfen, ihn 2002 im US-Gefangenenlager Kandahar in Afghanistan geschlagen
zu haben. Das muss gefälligst aufgeklärt und publik gemacht werden!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Martin de Wolf lädt ein zur Lesung seines Arbeitslosen-Thrillers
„Das Odessa-Experiment “ am Freitag , dem 25. April 2008 ,

um 18:30 Uhr im Café 46, Waller Heerstraße 46.

Pech gehabt: Schweriner Oberbürgermeister wegen Behördenversagen
mit Folge eines Kindstodes abgewählt („Spiegel-Online“)

Wer sich gegen Armut und Unter-
drückung wehrt, lebt ehrenwert

Bei Sonne und Wind fand die 178. Montagsdemo in Bremen um 17:30 Uhr auf
dem Marktplatz statt. Am Ende waren es circa 40 Teilnehmer und Zuhörer. Am
Anfang standen ein kurzer Bericht von der bundesweiten Delegiertenkonferenz
der Montagsdemonstrationen in Kassel und ihre Abschlussresolution. Aufgezeigt
wurden die Zusammenhänge zwischen der Europapolitik und ihren Auswirkungen
bis in unser Leben hinein. Geworben wurde für die Ablehnung und den Kampf ge-
gen diese Politik. Wie immer gab es eine große Breite und Vielfalt der Beiträge.
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Es kamen auch jene zu Wort, die eigentlich „von der Politik“ schon abgeschrie-
ben und aus der Gesellschaft rausgefallen sind, indem sie nach langen Arbeits-
jahren in den großen Konzernen mit 50 zukunftslos der Obdachlosigkeit überlas-
sen werden.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Zehn Prozent Teuerung bei Lebensnotwendigem: Bundesweite Montagsdemo
fordert 50 Euro „Hungerzuschlag“ auf Hartz IV („Rote Fahne News“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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179. Bremer Montagsdemo

am 28. 04. 2008

Es wirkt
So lautet eine Werbung für das Produkt X. Es
wirkt aber auch das, was wir hier tun: Immer lauter
werden die Stimmen derjenigen, die unsere Ge-
sellschaftsordnung nicht mehr für gerecht halten,
denn die Schere zwischen Arm und Reich öffnet
sich immer weiter. Das und vieles andere mehr
sagen wir von der Montagsdemo nun schon seit
über drei Jahren, und nun springen plötzlich alle
auf den Zug auf: Die Gewerkschaften und sogar
die Kirchen, auch immer mehr Politiker scheinen
es zu begreifen und äußern sich lauter und lauter
in den Massenmedien zu den Schlagwörtern Kin-
derarmut, Hungerlöhne, Belastung der Bürger und
eben zu alledem, was wir Montag für Montag an-
prangern. Toll, sage ich, das müsste uns doch end-
lich mehr Anerkennung verschaffen!

Das tut es auch, sogar von Wissenschaftlern, nur sagen darf man es nicht zu
laut, sonst müsste man ja zugeben, dass die Montagsdemonstranten im Recht
sind, und wer tut das schon gern? Doch wir prangern nicht nur an, wir helfen
auch, bilden Selbsthilfegruppen, gründen Vereine, aber nicht ein Wort davon steht
in den Zeitungen, obwohl sie doch direkt vor Ort sind und sich schnell ein wah-
res Bild machen könnten. Denn hier auf dem Marktplatz wird wirklich Demokra-
tie gemacht: Jeder hat bei uns das Recht, seine Meinung zu sagen. Hier ste-
hen ganz normale Bürger, die seit Jahren auf Ungerechtigkeiten aufmerksam ma-
chen, die sich für Demokratie und Frieden einsetzen und eines Tages sogar in die
Geschichte eingehen werden!

Doch nun genug davon. Hier stehen auch Menschen, die sich immer mehr
ausgegrenzt fühlen, Arbeitslose, die sogar zwei Berufe haben, Architekten, die
wegrationalisiert worden sind, Lehrer und Ingenieure, die keinen Job mehr be-
kommen, Kaufleute, die weggemobbt worden sind, Buchhalter, Handwerker und
Rentner, neuerdings auch schon Schüler, alles Menschen, die in unserer Gesell-
schaft nicht mehr gebraucht werden. Hier stehen also auch Menschen, die stu-
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diert haben, die niemand mehr haben will. Was für eine Vergeudung von Potenzi-
al, obwohl wir doch angeblich so großen Fachkräftemangel haben!

Ihr lieben Arbeitgeber, kommt her und macht euch selbst ein Bild, hier würdet
ihr sie finden, die ihr braucht, aber auch das sage ich, nicht zu einem Hungerlohn!
Jeder verkauft sich so gut er kann: Dieses Recht muss man auch uns zubilligen.
Wenn unter euch Außenstehenden auch Menschen sind, die zu solchen Bedin-
gungen arbeiten müssen, dann ist euer Platz hier an unsere Seite: Wir kämpfen
auch dafür, dass endlich wieder faire Löhne gezahlt werden! Das gleiche gilt für
die Senioren: Wir kämpfen auch für ausreichende Renten!

Udo Riedel (parteilos)

Bloß nicht so kritisch sein
Der Hunger in der Welt steigt, „das ist ja
schrecklich!“ – die Energiepreise steigen, „das
ist ja furchtbar!“ – die Börsenkurse steigen,
„das ist ja wunderbar!“ – die Managergehälter
steigen, „warum nur bei denen?“ – kreischt die
Millionärsgattin. Die Armut steigt und mit ihr
auch das Wegsehen. Natürlich steigen auch
Unmut und Widerstand – wie zum Beispiel auf
Haiti – bei denen, die gar nicht mehr anders
können, wollen sie nicht an ihren selbstgeba-
ckenen Lehmkeksen vor Hungerschmerzen
völlig krepieren. Aber hier?

Vor einer Woche wurden die Rentner in
Braunschweig aktiv. Vielleicht geht eine neue Bewegung davon aus, vielleicht ist
es auch nur eine kleine Prise Salz in der jetzigen Suppe. Fast jede Woche fra-
gen wir uns hier und bei der Nachbesprechung: Warum kommen nicht mehr Men-
schen und werden aktiv? Unsere Werbemöglichkeiten sind zwar gering, aber die
im Tagesdurchschnitt 355 Besuche und 2.662 Dateizugriffe auf der Homepage
im April zeigen, dass viel, viel mehr Menschen Informationen und Hinweise wol-
len, als wir denken. Es steht nur leider zu vermuten, dass noch viel Wasser die
Weser runterfließen muss, ehe mehr Menschen Mut haben und eine beständige
Kraft aufbringen werden, hier zur Montagsdemo oder zu anderen Möglichkeiten
des Aktivwerdens zu kommen. Wir wollen Mut machen, Anregungen geben und
auch annehmen.

Die „Weser-Kurier-Sonntagszeitung“ feiert 25-jähriges Jubiläum: 450 gelade-
ne Gäste, vielleicht auch ein paar Leser unter den Gratulanten, feiern sich selbst
bei Sekt und Schnittchen oder auch nur bei Selters. Letzte Woche noch hatte
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es in der Druckerei gebrannt, jetzt kommen erlauchte Gäste, und es gibt eine di-
cke Zeitung – Gott sei Dank, sagen die Zeitungs-Herren. In dieser dicken Zeitung
schreiben sie dann alle, von Böhrnsen bis Neumann, von Handelskammer bis zu
Kultur und Arcelor, voller Dankbarkeit für die wohlwollende Berichterstattung und
dass es mit Bremen aufwärts geht. Man will bloß nicht so kritisch sein und nicht
so genau hinschauen, eben weggucken, verdrängen und alle Nörgler, die diese
schöne Idylle stören, ins Leere laufen lassen! Wenn die „Bremer Tageszeitungen
AG“ etwas hätten anstoßen wollen, um richtig in aller Munde zu sein, dann hätte
sie eine ganz andere Aktion aufziehen müssen. Aber das darf ja nicht sein.

Wenn man an die „überhaupt nicht vorhandene“ Gleichschaltung der Medi-
en denkt, an die geplanten Schäuble-Gesetze oder an die diversen Ausspionie-
rungen hier durch BND, MAD und „Verfassungsschutz“, bei der Bagis und bis hin
nach Afghanistan, dann muss man feststellen und fragen: Warum und vor wem
haben die Herrschenden eigentlich so viel Angst? Es ist richtig: Immer mehr Men-
schen sind unzufrieden mit ihrer persönlichen und der allgemeinen Lage der Ge-
sellschaft. Die Herrschenden haben Angst, dass diese Unzufriedenen mal ihre ei-
gene Sache in die eigene Hand nehmen. Ob Leiharbeiter, Minijobber, Redakteur
oder Lehrer: Keiner ist mehr zufrieden mit dem System. Noch wird mancher ab-
gehalten, aus Angst vor der eigenen Courage, aber die Uhr geht weiter. Ein Sys-
tem, das nur mit Spaltung, Misstrauen und sanft gesteigertem Terror nach Innen
und Außen seine „tolle Fassade“ halten kann, das wird anfällig und bietet keine
Zukunft mehr. Die Menschen beobachten genau, was abgeht, wo sie vielleicht
mitmachen werden und was sie ablehnen wollen. Dafür müssen wir offen und so-
lidarisch bereit sein. In der kämpferischen Opposition seid ihr willkommen!

Jobst Roselius

Der Lissabon-Vertrag muss weg!
Letzte Woche wurde der sogenannte EU-Verfas-
sungsvertrag von Lissabon durch den Bundestag
gepeitscht, wobei nur „Die Linke“ geschlossen dage-
gen stimmte. Auf einer von der Presse bezeichnen-
derweise nicht beachteten Veranstaltung im „Kon-
sul-Hackfeld-Haus“ erklärte die Europaabgeordnete
Sahra Wagenknecht, dass „Die Linke“ den Vertrag
rundweg ablehnt und dass sie sich bei künftigen par-
lamentarischen Abstimmungen den starken Rückhalt
der außerparlamentarischen Bewegungen wünscht.
Ich denke, dass hier die bundesweite Montagsdemo
voll auf ihrer Seite steht!
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Das „Aktionsbündnis Sozialproteste“ hat ja bekanntlich mit einer breit ange-
legten E-Mail- und Unterschriftenaktion in diesem Sinne gehandelt. Einige EU-
Abgeordnete haben auf den Protestbrief des Bündnisses geantwortet. Der Bremer
Rüstungslobbyist Volker Kröning (SPD) redete das Vertragsungetüm in dem glei-
chen monströsen Bürokratenkauderwelsch schön, in dem das verlogene Mach-
werk auch verfasst ist. Hinter dem Ganzen steckt der zynische Vorwurf: „Was wollt
ihr eigentlich? Alles wird gut! Europa ist frei, wunderschön sozial, demokratisch,
menschlich und friedlich!“ Vom Kriegführen ist da ebenso wenig die Rede wie
vom hemmungslosen Wettrüsten der Mitglieder, obwohl dies seit mehreren Jah-
ren längst geschieht und im EU-Vertrag auch festgeschrieben ist. Die Krönung
des Kröning-Briefes ist dann der oberdreiste Schlusssatz: „Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie ebenfalls einen Beitrag zu einem besseren und vorbehaltlosen Ver-
ständnis des Vertrages von Lissabon leisten würden.“

Marieluise Beck von den Grünen formulierte in ihrem inhaltlich ähnlichen Ant-
wortbrief wenigstens einige vorsichtige Kritikpunkte. Schließlich soll es ja noch
ein paar grüne Basis-Mitglieder geben, die zuweilen – wie beim hiesigen Oster-
marsch – auch auf Friedensdemos zu sehen sind! Dann verbreitet auch Beck
handfeste Lügen! Und sie widerspricht sich. Da wird ähnlich wie bei Kröning be-
hauptet, es gebe keine Militarisierung der EU, und wenige Sätze weiter heißt es,
die Fortschritte in der Rüstungszusammenarbeit seien „eher marginal“. Das ist
ein schlechter Witz, Frau Beck! Ich erinnere Sie an multi-europäische Rüstungs-
konzerne wie EADS, Atlas-Elektronik und Airbus. Sie bauen seit vielen Jahren
den Militär-Airbus A400M, den Eurofigter, basteln an der Neuentwicklung anderer
fieser Waffensysteme und sogar an Spionagesatelliten im Weltraum. Viele die-
ser Betriebe sind in Bremen ansässig! Der Passus über die „Gleichberechtigung
von zivilen und militärischen Mitteln“, die im Konfliktfall anzuwenden seien, und
der angeblich sogar an die Charta der Vereinten Nationen gebunden sein soll, ist
ebenso wie alles andere haarsträubend und verlogen!

Der europäische Kriegseinsatz hat längst begonnen. Es begann bereits mit
Jugoslawien, und sogenannte Krisenreaktionskräfte, Battle Groups und Schnel-
le Eingreiftruppen operieren längst an den nationalen Parlamenten vorbei in vie-
len Teilen der Welt. Deutschland spielt hier wie in Sachen Sozialkahlschlag die
Schlüsselrolle, und auch das EU-Parlament ist nur ein scheindemokratisches Fei-
genblatt für den allmächtigen Europäischen Ministerrat. Diese vollendeten Tatsa-
chen sollen jetzt alle Verfassungsrang erhalten. Es bleibt dabei: Der Lissabon-
Vertrag muss weg!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Allmähliches Aushungern der Unterschicht: Zur Bestandssicherung
hätte der Hartz-IV-Regelsatz zum 1. Juli 2007 auf 364 statt 347 Euro

angehoben werden müssen („Paritätischer Wohlfahrtsverband“)
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Warum Lidl so billig ist: Abmahnungen, Lohneinbehalt, Brandverletzungen,
Sicherheitsmissachtung, Betriebsratsverhinderung („Spiegel-Online“)

„Wir müssen mit Leib und Seele
dem Volke dienen“

Von dem Bundestagsabgeordneten Uwe Beckmey-
er (SPD) erhielt ich den Auftrag, der Bremer Mon-
tagsdemo seinen Brief zu überreichen. Daraus geht
hervor, dass Europa für mehr Demokratie, soziale
Gerechtigkeit und Vollbeschäftigung steht. So war
ich auf der Veranstaltung der „Marxistischen Abend-
schule“ in Kooperation mit der Partei „Die Linke“. Es
sprach Sahra Wagenknecht zum Thema „Die Zu-
kunft Europas: Champagner für die Reichen und
Wasser für den Rest?“

Sahra Wagenknecht klärte uns darüber auf,
dass die Liberalisierung der Märkte und die Militarisierung im Lissabon-Vertrag
festgeschrieben sind. Dass wir in Deutschland ein privates Geldvermögen von
4,7 Billionen Euro besitzen. Dass die Wettbewerbsfähigkeit der Firmen, die aus
anderen europäischen Ländern zu uns kommen, darauf beruht, dass sie Dum-
pinglöhne zahlen, wie der Europäische Gerichtshof feststellte. Dass erst eine
SPD-Regierung gewählt werden musste, um die Hartz-Gesetze durchzusetzen.
Die hohen Gewerkschaftsfunktionäre mit SPD-Parteibuch halfen Herrn Schröder
dabei. Auch Herr Beckmeyer von der SPD lobt diese „Reformen“ namens Agen-
da 2010.

Unter „Vollbeschäftigung“ ist wohl zu verstehen, dass wir nach den Vorstellun-
gen der Vollstrecker der Hartz-Gesetze zu flexiblen Maschinen werden. Nach der
Verwertungslogik des Kapitals müssen wir allzeit bereit sein, uns ausbeuten zu
lassen! Wir sind keine Menschen in der Logik des kapitalistischen System! Unter „
Vollbeschäftigung“ verstehen die neoliberalen Vertreter des Kapitals, dass Unter-
nehmen ihre Niedriglöhne aus Steuergeldern subventioniert bekommen. Sahra
Wagenknecht wies darauf hin, dass alle Parteien – ob SPD, Grüne, FDP oder
CDU/CSU – sagen, wir müssten uns den Sparzwängen unterordnen. So gibt es
drei neoliberale Lügen: Erstens die vom Sparzwang, zweitens dass Niedriglöh-
ne Arbeitsplätze schaffen, und drittens: „Wir müssen dem Diktat der neoliberalen
Gesetze gehorchen“.

Die Länder haben durchaus die Möglichkeit, den Kapitalverkehr zu kontrollie-
ren. Mindestlöhne gibt es in den meisten anderen kapitalistischen Ländern, ohne
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dass diese daran zugrunde gehen. Da es in Deutschland den Niedriglohnbereich
gibt, konnte sehr viel Kapital angehäuft werden, um die osteuropäischen Märk-
te zu erobern. Die Discounter wie Aldi haben ihre Marktketten im Osten eröffnet
und sorgen mit ihrem Warensortiment dafür, dass die regionalen Betriebe zerstört
und die Menschen dort arbeitslos werden. Wird bei uns ein Mindestlohn von 8,40
Euro eingeführt, wird die Armut zwar noch nicht beseitigt, aber es findet eine Be-
grenzung der Armut statt.

In Frankreich und Belgien kam es zu Generalstreiks, auch ohne großen Or-
ganisationsgrad der Gewerkschaften. Die Menschen solidarisierten sich, um ge-
meinsam ihre Forderungen durchzusetzen. Im Kapitalismus benötigen wir eine
starke außerparlamentarische Opposition, die im Parlament mit der „Linken“ zu-
sammenarbeitet, damit man sich gegenseitig unterstützt. Das Problem bei den
Gewerkschaftsführern, die ein SPD-Parteibuch in Händen halten, ist, dass sie
Schröder mithalfen, die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze durchzusetzen, statt
aktiven Widerstand dagegen zu organisieren.

Inzwischen hat sich aber das Verhältnis zu den Gewerkschaften verbessert,
und „Die Linke“ findet auch von ihnen Unterstützung. Wir müssen das System
Kapitalismus überwinden, wenn wir die Ausbeutung der Natur und des Menschen
durch den Menschen überwinden wollen, statt in der Barbarei unterzugehen. Wir
sind aufgerufen, für Gerechtigkeit und Frieden in der Welt einzutreten, für einen
demokratischen Sozialismus, der uns hilft, in Freiheit zu leben!

Die neoliberale Ideologie kommt uns daher im Gewand der Wölfe im Schafs-
pelz. Sie verwendet Begriffe aus der Arbeiter- und Frauenbewegung, um uns bes-
ser ausbeuten zu können. Sie fordert von uns Bescheidenheit und Verzicht ein!
„Wir müssen bescheiden und umsichtig sein, uns vor Überheblichkeit und Unbe-
sonnenheit in Acht nehmen und mit Leib und Seele den Volke dienen“, schreibt –
wer? Mao Tsetung im „Zweiten Schicksal Chinas“.

Die Vertreter der Regierung, die neoliberale Ziele vertreten und verwirklichen,
meinen mit „Bescheidenheit“, dass wir mit Hartz IV und Agenda 2010 zu Maschi-
nen werden, die in Armut leben. Wir sollen auf Auto, Eigenheim und schöne Woh-
nungsausstattung verzichten, sogar auf gute, gesunde Lebensmittel. Mit Verzicht
und Bescheidenheit meinen sie, dass die Mehrheit der Bevölkerung verarmen
und sich krankarbeiteten soll. Die Deutsche Bundesbank fordert im Sprachrohr
des neoliberalen Zeitgeistes, der „Bild“-Zeitung, das Rentenalter auf 68,5 Jahre
zu erhöhen. Dabei gibt es bis 2030 gar keinen „demografischen Faktor“. Die Pro-
duktivkräfte sind heute so weit entwickelt, dass sich die Wochen- und Lebensar-
beitszeit verkürzen kann, sodass kein Mensch in Armut leben muss.

Die Wölfe im Schafspelz, die ihre neoliberalen Ziele verbreiten, verlangen von
uns, dass wir uns ausbeuten lassen, bescheiden sind und verzichten! Sie selbst
verzichten keineswegs auf Luxus in Form von Villen, großen Autos, Jachten. Sie
wollen, dass wir verzichten, damit sie ihren Reichtum behalten und mehren kön-
nen! Was die Reichen von uns verlangen, ist ein ungerechter Verzicht, eine ein-
seitige Bescheidenheit! Was wir benötigen, sind Verzicht und Bescheidenheit, die
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alle Menschen in der Gesellschaft mit einschließen und die Reichen davon nicht
ausnehmen!

Die „Volksvertreter“ im Parlament lassen sich permanent die Diäten erhöhen
und beschließen Gesetze im neoliberalen Gewand, die uns verarmen lassen. Sie
selbst lassen sich mit Aufsichtsratsposten in den Konzernen gut dafür bezahlen,
dass sie die Besitzstandswahrung der Reichen betreiben und die Vermehrung
des Reichtums mit Steuerermäßigungen für Reiche. Sie dienen nicht den Volke,
obwohl dies laut Verfassung ihr Auftrag ist, sondern einer kleinen Minderheit von
Reichen! Sie nennen sich „Partei der Mitte“ und helfen, dass wir nur noch 50
Prozent Menschen mit mittleren Einkommen haben – 1984 waren es noch 64
Prozent. Dafür haben wir neun Prozent, die nicht wissen, wohin mit den Reichtum!

Was wir brauchen, sind Bescheidenheit und Verzicht für alle, in der Form,
dass der Reichtum gerecht aufgeteilt wird und kein Mensch in Armut lebt. Wir
brauchen eine ökologische, nachhaltige Wirtschaftsweise und den Ausbau des
öffentlichen Nah- und Fernverkehrs. Wir müssen auf Energieträger wie fossile
Brennstoffe, Uran und Plutonium verzichten – und auf Wind-, Sonnen- und Bio-
gasanlagen in der Landwirtschaft setzen, auf Dezentralisierung der Energien. Au-
tos dürfen nur im äußersten Notfall benutzt werden, um davon wegzukommen,
permanent mit dem Auto unterwegs zu sein. Das bedeutet für die Reichen Ver-
zicht auf Luxusautos. Werden weniger Autos produziert, stellt sich hier die Frage,
wie dies geschehen kann, ohne dass die Menschen arbeitslos werden. Wie kön-
nen sie neu ausgebildet werden, um in anderen wichtigen Bereichen der Gesell-
schaft wie Bildung und Kultur zu arbeiten?

Es geht nicht an, dass die Reichen den Wein trinken und von uns verlan-
gen, Wasser zu uns zu nehmen. Es ist gerecht, wenn alle Wasser trinken – in
der Form, dass eine ökologische, nachhaltige Wirtschaftsweise entsteht, in der
es keine Profite gibt, sondern Gebrauchsgüter hergestellt werden, um die Grund-
bedürfnisse der Menschen zu befriedigen.

Bettina Fenzel (parteilos)

Aktion gegen Armut: Der Hartz-IV-Satz für Kinder, Erwachsene und Rentner
muss um mindestens 20 Prozent angehoben werden („Sozialverband VdK“)

Rentner, auf zur Montagsdemo!
Laut Statistischem Bundesamt sind die Lebensmittelpreise in Deutschland im
März um 10,1 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat gestiegen. Nun wurde der
Milchpreis von den großen Discountern wie Aldi, Lidl und Rewe gesenkt: Den Er-
zeugern soll es noch mehr an den Kragen gehen und der Milchpreis für die Bau-
ern auf 35 Cent gedrückt werden! Dagegen gingen Tausende Bauern auf Straße.
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Die Idee kam auf, jede Woche mit Treckern auf die Autobahn zu ziehen. Selbst
Bauernpräsident Sonnleitner, bekennendes CSU-Mitglied, sagt: „Die Heuschre-
cken richten sich nun auch auf die Agrarrohstoffe!“ Doch es sind nicht nur die
„Heuschrecken“ mit ihrer Abzockerei, sondern die „ganz normalen“ Monopole, die
für den Anstieg der Armut verantwortlich sind. Milliarden Menschen auf der gan-
zen Welt leben in Armut und werden immer weiter ins Elend hineingetrieben!

Daimler machte im letzten Jahr 9,5 Milli-
arden Euro Gewinn, laut IG Metall zur Hälf-
te durch Senkung von Löhnen und Gehäl-
tern. Seit 2004 wurden 2.800 Arbeitsplätze
bei Daimler in Bremen abgebaut, und jetzt
kommt wieder die Erpressung nach altbewähr-
tem Muster: Der neue SL wird in Sindelfingen
gebaut, wenn nicht von der ausgehandelten
Lohnerhöhung ein Prozent abgezogen wird,
16 Samstagsschichten ohne jegliche Zulage
geleistet werden (das ist bald jeder Samstag)
und außerdem eine zehnprozentige Rationa-
lisierung (sprich: Personalabbau) durchgezo-
gen wird. Und das ist noch nicht alles! Ich hof-

fe, dass bald auch hier mal wieder Kollegen von Daimler „live“ von diesen Zumu-
tungen berichten. Die Montagsdemo ist nicht nur die Interessenvertretung der Ar-
beitslosen beziehungsweise der Hartz-IV-Betroffenen – sie ist auch das Forum
für alle anderen, die nicht zu den Profiteuren dieses Systems zählen: für Arbeiter
und Angestellte, für Jugendliche, denen man keine Zukunft lässt, für Rentner, die
man mit Nullrunden abspeist.

Durch die mickrige Erhöhung von 1,1 Prozent und vor allem die damit ver-
bundenen Angriffe von Roman Herzog bis zur „Bild“-Zeitung werden die Rent-
ner als raffgierig und als Schuldige an der schlechten Lage der Jüngeren dar-
gestellt. Doch nicht nur die Bauern, auch die Rentner beginnen sich zu wehren!
Letzte Woche begann eine Montagsdemo der besonderen Art in Braunschweig:
Über 2.000 Rentner demonstrierten dort – in bewusster Anlehnung an die „Ur-
Montagsdemos“ in Leipzig zuerst mit Andacht im Dom, dann lautstark auf der
Straße – für Rentenerhöhung und gegen Altersarmut. Das wollen sie jetzt jeden
Montag tun! Der designierte CDU-Chef von Bremen, Thomas Röwekamp, will si-
cher nach allen Hartz-IV-Betroffenen auch die Altersrentner gleich mit unter die
Brücken schicken. Der Zeitpunkt rückt näher, wo seinesgleichen aus ihren „Pa-
lästen“ vertrieben und dahin gebracht werden, wo Röwekamp heute die Hartz-IV-
Empfänger haben will! Die Montagsdemo ist eine gute Einrichtung, um das schon
mal einzuüben!

Wolfgang Lange (MLPD)
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Zeichnung: Holger Schwengels („Maltricks“)

1.200 Euro Mietkaution sind zu viel: Da zahlt die Bagis
lieber 4.200 Euro Hotelkosten („Weser-Kurier“)

Unter Brücken sollen Sie
schlafen, Herr Röwekamp!

„Unter Brücken sollen sie schlafen!“ – mit diesem Zwischenruf hat der CDU-Frak-
tionsvorsitzende Thomas Röwekamp in der Haushaltsdebatte am 10. April 2008
auf die Vorwürfe der sozialpolitischen Sprecherin der SPD reagiert, die CDU wol-
le mit der Absenkung der Mietobergrenzen „Tausende Menschen zum Verlassen
ihrer Wohnungen und ihres sozialen Umfeldes zwingen“. Die SPD-Rednerin Ka-
rin Galing hatte den Zwischenruf gar nicht gehört, nun tauchte der Satz im Proto-
koll ihrer Rede als Zwischenruf auf. Der SPD-Fraktionsvorsitzende Carsten Sie-
ling forderte gestern seinen CDU-Kollegen auf, sich öffentlich zu entschuldigen („
Tageszeitung“).

Herr Röwekamp, Sie brauchen sich nicht zu entschuldigen! Wir kannten Ihren
Charakter ja schon immer. Mit Ihrer Impertinenz bedienen Sie lediglich einen
Stammtisch, den es seit 20 Jahren nicht mehr gibt. Den Gefallen, unter Brücken
zu schlafen, werden Ihnen weder Geringverdiener noch ALG-II-Betroffene tun,
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und da Sie ohnehin bald von der politischen Bildfläche verschwinden, wäre eine
Entschuldigung, die ohnehin nicht aufrichtig wäre, reine Zeitverschwendung!

Ein ALG-II-Betroffener und ehemaliger Wähler der Grünen (parteilos)

Sozialdumping schlimmer als bei Lidl oder Aldi: Kirchen-Mitarbeiter
müssen Hartz IV beantragen („Spiegel-Online“)

70-Stunden-Woche, drei Euro Stundenlohn: Jobcenter zwingt junge Arbeitslo-
se in die Sklaverei auf einem rumänischen Kreuzfahrtschiff („Spiegel-Online“)

„Jobwunder“ infolge Ersatzes regu-
lär Beschäftigter durch Leiharbeiter

1. Als „erschütterndes Dokument sozialer Zerris-
senheit“ bezeichnet der „Paritätische Wohlfahrts-
verband“ die jetzt bekannt gewordenen Zahlen aus
dem dritten „Armuts- und Reichtumsbericht “.
Der Verband fordert die Bundesregierung zur un-
verzüglichen Offenlegung des Berichtes auf, um
eine sachliche Diskussion und sofortige Gegen-
maßnahmen zu ermöglichen. Die Verbandsvorsit-
zende Heidi Merk bemängelte, es könne nicht sein,
dass sich die Regierung verschweigt, während
unsere Gesellschaft „förmlich auseinanderfliegt“.

Die Erhöhung der Armutsquote um mehr als 63 Prozent sei das Resultat ei-
ner seit mehreren Jahren verfehlten Sozial- und Steuerpolitik. Merk prangerte an,
dass mit der Einführung von Hartz IV ein dramatischer Anstieg der Armut in Kauf
genommen worden sei. „Wer milliardenschwere Steuergeschenke an Spitzenver-
diener macht und es nicht wagt, größere Erbschaften und Vermögen gerecht zu
besteuern, der darf jetzt über das Ergebnis nicht staunen oder gar lamentieren“,
kritisiert die Verbandsvorsitzende. Der Verband fordere die Offenlegung aller vor-
liegenden Daten, um das Ruder noch herumreißen zu können. Merk klagte an,
dass es nicht sein könne, dass Millionen Menschen unverschuldet an den Rand
unserer Gesellschaft gedrängt werden, während der andere Teil tatenlos zusehe.

2. Nun kommt es an den Tag, dass gut ein Drittel der mittleren und größeren Be-
triebe in Deutschland in den vergangenen beiden Jahren Leiharbeiter beschäf-
tigt hat. Dabei haben in jedem vierten Entleihbetrieb Leiharbeiter ganz regulär Be-
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schäftigte ersetzt! Gut 54 Prozent der Entleihbetriebe steigerten in diesem Zeit-
raum die Zahl der Zeitarbeiter. 40 Prozent der Betriebsräte meldeten, dass die
temporären Kräfte in ihrem Betrieb im Durchschnitt länger bleiben. Mehr als ein
Viertel der Betriebsräte von Entleihbetrieben geben an, in ihrem Betrieb hätten
zwischen 2005 und 2007 Leiharbeiter regulär Beschäftigte ersetzt.

Hier wird die Funktion von Leiharbeit ganz massiv missbraucht, wenn immer
mehr Unternehmen Leiharbeiter als flexible Quasi-Stammbelegschaft einsetzen!
Die Zeitarbeit hat in Bremen binnen Jahresfrist um fast 40 Prozent zugenommen.
Während die Arbeitsagentur von einem „Jobmotor“ schwafelt, schimpfen die Ge-
werkschaften zu Recht. In meinen Augen mutet es sich geradezu verbrecherisch
an, wie hier „ganz legal“ immer mehr Menschen in die Armut getrieben werden,
weil sie für die gleiche Arbeit oft nur die Hälfte des Gehaltes von Festangestell-
ten bekommen. Den Rest kassiert die Zeitarbeitsfirma für ihre ach so aufwendige
„Vermittlung“. Staatlich geförderte Schmarotzer!

3. So ist es denn auch kein Wunder, dass Arbeit immer mehr Menschen krank
macht. Inzwischen geht in Deutschland fast jede zehnte Krankmeldung auf
psychische Beschwerden zurück. Das geht aus dem Bericht „Psychische Ge-
sundheit am Arbeitsplatz in Deutschland“ hervor, den der „Berufsverband Deut-
scher Psychologen“ am Dienstag in Berlin vorstellte. Die Tendenz sei steigend,
hieß es weiter. Vor sieben Jahren sind es noch 6,6 Prozent gewesen. Es handelte
sich dabei vorzugsweise um depressive Verstimmungen. Die Ursache wird dem
Arbeitsplatz selbst zugeordnet.

Man muss nicht Psychologie studiert haben, um zu wissen, dass häufige Job-
wechsel und prekäre Arbeitsverhältnisse psychische Belastungen sind. Für im-
mer mehr Menschen ist die Unsicherheit zum ständigen unsichtbaren Begleiter
geworden. Natürlich wirkt sich dabei die Angst vor Arbeitslosigkeit, dem rasan-
ten Absturz in staatlich verordnete Armut, besonders negativ aus! Menschen, die
permanent um ihren Arbeitsplatz fürchten müssen, geht es psychisch kaum noch
besser als den Arbeitslosen selbst.

Schlimm ist es auch, dass Arbeitslosigkeit schon bald zu einer Allgemeiner-
fahrung von jungen Leuten avancieren wird. Insgesamt hat sich in der Bevölke-
rung eine Art von Vertrauensverlust vollzogen. Um der Arbeitslosigkeit zu entge-
hen, nehmen viele Menschen Umstände in Kauf, die ihr Privatleben erschweren.
Denn jeder Umzug, jede Wochenendbeziehung kann eine kleine Lebenskrise be-
deuten. Hartz IV als Angriff auf das Urvertrauen!

4. In ihrem Gastkommentar bei „Freitag“, wohin die Diffamierung von Erwerbs-
losen führe, spricht Katja Kipping an, dass zum Geist der Agenda-Reformen ei-
ne Propaganda gehört, die Erwerbslose als Schmarotzer stigmatisiert. Um den
Boden für Sozialabbau vorzubereiten, wird eine Anti-Faulenzer-Debatte ange-
stoßen. Schon Ex-Kanzler Gerhard Schröder glänzte einst mit der Aussage, es
dürfe kein „Recht auf Faulheit“ geben. Katja Kipping spricht davon, dass sich
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SPD-Abgeordnete dieser Argumentation inzwischen etwas geschickter bedienen.
Aber Beschäftigte und Erwerbslose werden immer öfter subtil gegeneinander
ausgespielt.

Es wird versucht, den Eindruck zu erwecken, als ob die Sozialleistungsbezie-
henden schuld seien an der schlechten materiellen Situation von Geringverdie-
nenden. Dabei ist das Gegenteil der Fall: Je prekärer die Situation von Erwerbslo-
sen ist, um so eher sind die Beschäftigten zu Zugeständnissen bereit. So wird Er-
werbslosen, die schon unter Armut leiden, noch die Last aufgebürdet, unter dem
Generalverdacht des Schmarotzertums zu stehen.

So sehr ich Frau Kippings Kritik unterstütze, hatte ich Probleme mit ihrer
Begriffswahl. Sie spricht von einem „neuen Rassismus“, dem „Nützlichkeitsras-
sismus“. Mit Rassismus habe ich bisher zum Beispiel die Einteilung von Men-
schen anhand biologischer Körpermerkmale gemeint. Während ich bei „Wikipe-
dia“ nachschlug, wurde ich eines Besseren belehrt. Denn hier steht, dass Rassis-
mus Menschen als einer Gruppe zugehörig behandelt und ihnen auf Grundlage
dieser angenommenen Zugehörigkeit unveränderliche Merkmale und Charakter-
züge unterstellt. Anhand dieser Einteilung bewertet der Rassismus die Menschen
und hierarchisiert Gruppen von Menschen.

Das ist ja genau der Fall bei dem negativen Vorurteil über Erwerbslose, de-
nen eine individuelle Schuld an ihrem Schicksal unterstellt wird, ohne etwa gesell-
schaftliche Umstände zu berücksichtigen. Von wegen Faulheit, Drogensucht, Ar-
beitsunwilligkeit & Co.! Dabei ist gerade das genaue Gegenteil der Fall: Das Pro-
blem liegt eben nicht in der Alimentierung von Armen durch das allgemeine Steu-
eraufkommen, sondern darin, dass die Beschäftigten vor allem den Reichtum der
Reichen und die Managerabfindungen erarbeiten müssen! Wer die Ausgrenzung
von Erwerbslosen bedient, treibt ein Spiel mit dem Feuer.

Eine Studie des Soziologen Wilhelm Heitmeyer hat gezeigt, dass es eine
wachsende Abscheu gegenüber Menschen gibt, die als „nutzlos“ beziehungs-
weise als „Versager“ gelten. Es existiert ein erhebliches Maß an Abwertung ge-
genüber Langzeiterwerbslosen und Obdachlosen. So entsteht ein neuer Rassis-
mus – der Nützlichkeitsrassismus. Zunehmende Übergriffe auf Wohnungslose
sind die erste Folge davon. Erreicht die feindselige Einstellung gegenüber einer
Menschengruppe eine gewisse Intensität, dann wird es gefährlich. Vor allem in
Verbindung mit Abstiegsängsten entsteht eine explosive Mischung. Jede abwer-
tende Äußerung in Talkshows oder Bundestagsdebatten über Erwerbslose ver-
festigt diesen Nützlichkeitsrassismus.

5. Am 10. April 2008 reagierte der CDU-Fraktionsvorsitzende Thomas Röwekamp
in der Haushaltsdebatte der Bremischen Bürgerschaft auf die Vorwürfe der sozial-
politischen Sprecherin der SPD, die CDU wolle mit der Absenkung der Mietober-
grenzen Tausende Menschen zum Verlassen ihrer Wohnungen und ihres sozia-
len Umfeldes zwingen, mit dem unglaublichen Zwischenruf „Unter Brücken sollen
sie schlafen!“ Thomas Röwekamp erklärte nun im Nachhinein, er bedauere es,

283

http://de.wikipedia.org/wiki/Rassismus
http://www.taz.de/regional/nord/bremen/artikel/?dig=2008%2F04%2F25%2Fa0184&amp;src=UA&amp;cHash=18f133c6fe
http://www.taz.de/regional/nord/nord-aktuell/artikel/?dig=2008%2F04%2F26%2Fa0035&amp;src=UA&amp;cHash=84b96ac333
http://www.taz.de/regional/nord/nord-aktuell/artikel/?dig=2008%2F04%2F26%2Fa0035&amp;src=UA&amp;cHash=84b96ac333


wenn der Eindruck entstanden sei, er habe die Empfänger von staatlicher Unter-
stützung verunglimpft. Dieser berüchtigte super-unsoziale Bremer CDU-Politiker
machte bisher fast nur unangenehm von sich reden – es klang so überhaupt nie
christlich. Sein offenkundig herzloses Menschenbild zeigte sich auch schon beim
sogenannten Brechmitteleinsatz, bei dem ein junger Afrikaner sein Leben verlie-
ren musste.

Mit derartigem Verhalten zeigt Thomas Röwekamp sein wahres Gesicht. Was
solche Menschen wohl immer für eigene Schattenseiten, die sie an sich nicht
wahrhaben wollen, auf finanziell schwache, gesellschaftlich ausgegrenzte Mitbür-
ger projizieren müssen? Ich bin immer wieder nur empört! Dass ein Politiker so
etwas ungestraft äußern darf, macht deutlich, wie weit wir gekommen sind. Die-
ser Herr scheint Thilo Sarrazins Bruder im Geiste zu sein – nur noch ein paar
Nummern härter. Menschenverachtender geht es nimmer! Wie schnell würde an-
ders herum von einer Verunglimpfung und Beleidigung die Rede sein? Unglaub-
lich! Aber wahrscheinlich hat hier nur jemand etwas ausgesprochen, was ohnehin
viele denken! Die Herabwürdigung all jener Menschen, die am Existenzminimum
oder gar unterhalb desselben leben müssen, ist unerträglich. Sie zeugt von einem
erschreckenden Ausmaß an menschlicher Kälte und ist eines Mitglieds des Par-
laments unwürdig! Da muss ich ausnahmsweise dem SPD-Fraktionsvorsitzenden
Sieling zustimmen.

Ach Gottchen, nun tut es Röwekamp leid? Wer dies glaubt, ist selber schuld!
Er nennt es „sarkastisch“ und hält dies für eine Erklärung, gar Entschuldigung! „
Sarkasmus“ an sich bedeutet bereits „beißende Verhöhnung“! Wie also kann es
anders gemeint gewesen sein, als es rüberkam? Es ist wahrscheinlich auch nur
sarkastisch gemeint, dass es so etwas wie Hartz IV überhaupt gibt und dass tat-
sächlich immer mehr Menschen unter Brücken schlafen müssen, um überhaupt
eine Art von Dach über dem Kopf zu haben. Und es ist auch ganz sarkastisch,
wenn dank Hartz IV immer mehr junge Menschen unter 25 Jahren obdachlos wer-
den, weil ihnen mit einem Federstrich mal eben jegliche Bezüge gestrichen, bis
auf Null gekürzt wurden, die ein Mensch bloß zum Vegetieren braucht. Ich schlage
Thomas Röwekamp vor, mit viel Anlauf die Spannbreite seiner hübschen Ohren
zu nutzen und das Weite aus seiner Skrupellosigkeit zu suchen, kurz: einen Ab-
flug zu machen! Selbstverständlich ist dies nur sarkastisch gemeint und soll ihn le-
diglich als Metapher erreichen, niemals persönlich angedacht sein, gar als Krän-
kung ankommen. Ich möchte mit meinen Kindern nicht unter Brücken schlafen
müssen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Unter dem Motto „Gegen den alltäglichen Sexismus “ findet
am Mittwoch, dem 30. April 2008, um 20 Uhr eine Demonstration

gegen das unter Schirmherrschaft von Bundessupermutti Ursula von
der Leyen geplante reaktionär-fundamentalistische „Christival “ statt.
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Treffpunkt ist das Kulturzentrum Schlachthof an der Bürgerweide.
Eine weitere Kundgebung des Bündnisses „Freiheit für Vielfalt“

beginnt am Samstag , dem 3. Mai 2008, um 14 Uhr am Domshof .

Gewerkschaften, „Linke“, MLPD und andere rufen zur Demonstration für
„Gute Arbeit, gute Löhne, gute Rente “ am 1. Mai 2008 auf. Treffpunkt

ist um 10:30 Uhr am Osterdeich (Ecke Sielwall). Um 12 Uhr beginnt die
Kundgebung auf dem Domshof . Es spricht unter anderem die DGB-

Regionsvorsitzende Helga Ziegert.

Am 1. Mai fällt es auch der SPD wieder auf: Die Schere
zwischen Arm und Reich wird immer größer („Stern“)

„Politische Niederlage“: Kurt Beck lobt sich auf Mai-Kundgebung für „signifi-
kante Senkung der Arbeitslosigkeit“ – und wird ausgepfiffen („Spiegel-Online“)

Provokation: Mit Genehmigung und Schutz von Nazi-Aufmärschen sorgen
Politik, Justiz und Polizei für schwere Krawalle am 1. Mai („Spiegel-Online“)

Der Zyniker und Reaktionär
Röwekamp soll abtreten!

Pünktlich zur 179. Montagsdemo am 28. April 2008
um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz in Bremen fing
es an zu regnen. Also eilten wir unter die Rathaus-
arkaden, wo wir uns neben die anderen Schirmlo-
sen drängeln mussten. Über 30 Teilnehmer wurden
gezählt.

Dass wir uns statt unter Rathausarkaden ständig
„unter Brücken zur Nachtruhe betten“ sollen, wie der
erlauchte Fraktionsvorsitzende und geplante Boss
der Bremer CDU es sich mit einem Zwischenruf in der
Bürgerschaftssitzung so „witzig“ denkt, war ein wich-
tiges Thema. Dieser Herr Röwekamp ist als Reaktio-
när und Politiker mit menschenverachtender Denk-
weise bekannt. Hatte er doch schon den Tod eines

Afrikaners durch Ertrinken beim „Drogenspülen“ zynisch mit der Bemerkung, der
sei ja selbst schuld, kommentiert und gerechtfertigt. Solche arroganten Typen
passen zur CDU! Sie wird noch viel Freude daran haben.
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Die Lissabonner Verträge mit der vom Volk abgelehnten „EU-Verfassung“ im
versteckten Gepäck sind in Deutschland abgesegnet worden. Leider hat nur „Die
Linke“ dagegen gestimmt. Für alle aufrechten Demokraten und Aktivisten für ei-
ne andere Welt kann das nur heißen, den Kampf zu verstärken gegen einen sich
hinter immer dickeren bürokratischen Mauern mit völlig unkontrollierten Machtbe-
reichen versteckenden deutschen und europäischen Imperialismus. Immer wie-
der Nein zu solchem Europa!

Die Rentner in Braunschweig haben es vorgemacht mit der Aufnahme
des Kampfes gegen diese Regierung. Schon zeigen sich auch die Brem-
ser, die ein Aufwachen der Menschen verhindern wollen. Ein „Christival“ soll
es geben zur Vereinnahmung der perspektivlosen Jugend. Im „Himmel“ ist
noch Platz! Aber mit reaktionären Familienideen wird man außer in einer
kleinbürgerlich-wohlbetuchten Jugend keine Interessenten finden. Eine ernsthafte
Auseinandersetzung ist trotzdem geboten.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Ypsi-Püppsi im Pech: Statt rote Königin von Hessen zu werden,
war sie mal schwarze Prinzessin von Griechenland („Stern“)

SPD in Panik: Bei der nächsten Wahl fliegt jede(r) dritte
Abgeordnete aus dem Bundestag („Stern“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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180. Bremer Montagsdemo

am 05. 05. 2008

Ich bin einfach nur enttäuscht
Wovon ich rede? Na, vom 1. Mai und von den
Erfahrungen, die ich wieder mal machen musste!
Enttäuscht von unseren Gewerkschaften, die uns
Arbeitnehmer vertreten sollen. Man stelle sich nur
mal vor: Sie fordern allen Ernstes einen Mindest-
lohn von 7,50 Euro brutto! Das entspricht netto un-
gefähr 5,50 Euro. Eigentlich unverständlich, jeden-
falls für mich, denn das liegt sogar noch unter Hartz
IV, und da wundert man sich doch! Damit kein Irr-
tum aufkommt: Es ist nicht so, dass ich Hartz IV
für zu hoch halte, nein, davon kann kein Mensch
vernünftig leben und schon gar nicht am sozialen
Leben teilnehmen – und so ist es auch mit einem
Mindestlohn von 7,50 Euro! Das scheint aber un-
seren Gewerkschaften nicht klar zu sein. Es ist nur
noch traurig!

Rings um uns gibt es in der EU nur Lohnsteigerungen und Mindestlöhne in
ausreichender Höhe, bloß nicht für uns! Warum eigentlich nicht? Nun, weil es
die Wirtschaft so will, weil die Gewerkschaften es zulassen – und auch, weil wir
Menschen offenbar Klassenunterschiede haben wollen! Das ist eine Unterstel-
lung, werden Sie jetzt sagen. Na, dann hören Sie doch mal diese Worte: „Die Eli-
te bleibt unter sich“, so wurde es gestern im Fernsehen ganz öffentlich gesagt.
Oder: „Die Hartz-IV-Empfänger, das ist die Unterschicht.“ Solche Sätze sprechen
klar aus: Wir wollen Unterschiede! Nur vergessen die Damen und Herren der so-
genannten Elite, wie schnell man heute „in Hartz IV“ landen kann. Wie stand es
doch neulich in der Zeitung, wenn man es denn glauben darf: Vier Prozent Ar-
beitslosigkeit gilt als Vollbeschäftigung!

Meine Frage ist nun: Was ist mit diesen übrig gebliebenen vier Prozent, die
dann noch bleiben? Darauf will ich jetzt nicht antworten, auch nicht darüber spe-
kulieren. Nur so viel sei gesagt: Mit einem Mindestlohn auf der Höhe des jetzi-
gen Harz IV ist niemandem geholfen, schon gar nicht der Gemeinschaft der Men-
schen! Jetzt wird das Wohlergehen derjenigen aufs Spiel gesetzt, denen das nicht
bewusst ist. Die Ereignisse in Hamburg und Berlin sind dafür eine Mahnung an al-

287

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-550979,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-551088,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-551158,00.html


le! Werdet endlich wieder vernünftig und handelt gerecht, schafft Arbeitsplätze zu
fairen Löhnen! Es klingt schon fast lachhaft, was am 1. Mai gefordert wurde: ein
Mindestlohn von 7,5O Euro. Auf klar Deutsch: Wir brauchen einen Mindestlohn,
von dem man ein menschenwürdiges Leben führen kann und nicht von der Will-
kür einer Behörde abhängig ist! Das schweißt eine Gesellschaft zusammen! Das
gleiche gilt auch für die Hartz-IV-Empfänger, wenn es denn keine Arbeitsplätze
mehr gibt: Her mit dem, was ein menschenwürdiges Leben möglich macht! Alles
andere schafft nur Unruhepotential, und das kann doch niemandem recht sein,
oder?

Udo Riedel (parteilos)

Ikea zurück im Frühkapitalismus: Von den Mitarbeitern wird absolute Fle-
xibilität und körperlicher Einsatz bis zur Erschöpfung verlangt („ZDF“)

Beck’s Bart ist käuflich: Der Rest auch, siehe
Schröder, Clement, Müller („Bild“-Zeitung)

Gewerkschaftsführer gekauft: Privatisierungsfreund und Transnet-Chef Hansen
wird Personaldirektor der Deutschen Bahn AG („Spiegel-Online“)

Der 1. Mai ist gekommen,
die Bäume schlagen aus –

die Gewerkschaften leider nicht!
1. Bei Kurt Beck ist es auch endlich angekommen,
dass der Aufschwung die Arbeitnehmer nur unzu-
länglich erreicht. Obwohl er immerhin erkannt hat,
dass die Managergehälter und Unternehmensge-
winne in den letzten Jahren um jeweils rund 20
Prozent gestiegen sind, die Reallöhne jedoch um
0,4 Prozent sanken, forderte er nur ganz zahm
die Firmen dazu auf, die Arbeitnehmer am Auf-
schwung zu beteiligen. Das hat ungefähr die glei-
che Wirkung, wie wenn ich einen hungrigen Lö-
wen darum ersuchen würde, in Zukunft doch bitte
keine kleineren Tiere mehr zu reißen!

Wenn CDU und CSU vor fünf Jahren gemeinsam beschlossen haben, dass „
sozial ist, was Arbeit schafft“, darf heute noch hinzugefügt werden, dass es offen-
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bar zweitrangig ist, was finanziell dabei herauskommt. Da weder Ein-Euro-Jobs
noch unterbezahlte Tätigkeiten für drei oder fünf Euro die Stunde etwas mit „guter
Arbeit“ zu tun haben, bekräftigte der DGB-Vorsitzende Michael Sommer vor rund
800 Menschen die Forderung nach einem tariflichen Mindestlohn von 7,50 Eu-
ro pro Stunde. Umso unverständlicher ist es für mich, dass die Gewerkschaften
mit dieser Forderung nach solch einem lachhaften Mindestlohn vom zahnlosen
Tiger zum Schoßhündchen der Unternehmer mutieren! Können sie denn nicht
rechnen?

Mit 7,50 Euro die Stunde bekommen die Arbeitnehmer etwa fünf Euro netto
die Stunde, also 40 Euro am Tag, 200 Euro pro Woche und circa 880 Euro im Mo-
nat. Davon kann angesichts der explodierenden Lebensmittel- und Energieprei-
se, der hohen Mieten und Nebenkosten noch nicht mal eine Einzelperson aus-
kömmlich leben. Wie sollte davon eine ganze Familie ernährt werden können?
Wenn die Niedriglöhner in ihrer knapp bemessenen Freizeit dann auch noch zur
argen Arge laufen müssen, um das karge Gehalt aufzustocken, dann wurde bei
der Mindestlohndebatte etwas gehörig missverstanden!

Erstaunlicherweise laufen CDU und CSU immer noch Sturm gegen Mindest-
lohn. Die CSU-Generalsekretärin Christine Haderthauer wirft dem DGB vor, man
nehme dort „unter dem Deckmantel der sozialen Gerechtigkeit den Verlust von
Arbeitsplätzen in Kauf“. Weiterhin bemängelt sie, dass die Gewerkschaften „ihr
altes Klassendenken noch immer nicht überwunden“ hätten. Sie fordert ein „Mit-
einander von Arbeitgebern und Arbeitnehmern“. Auf welchem Planeten lebt die-
se Dame denn wohl?

2. Obwohl die Wirtschaft boomt, ist die Kinderarmut inzwischen beschämender-
weise auf 2,2 Millionen Hartz IV beziehende Minderjährige herangewachsen. An
diesen bedürftigen Kindern und Jugendlichen wird dann auch noch gespart: Bis
zu 13 Jahren stehen ihnen 208 Euro monatlich zu, ab 14 Jahren sind es dann 278
Euro. Natürlich stehen diese Bezüge in keinem Verhältnis zu dem, was ein Kind
tatsächlich zum Leben braucht! Diese weltfremden Sätze wurden einfach mit 60
oder 80 Prozent von jenen 347 Euro festgelegt, die ein alleinstehender und er-
wachsener Hartz-IV-Bezieher erhält. Ein Kind kann doch nicht einfach als eine Art
von „anteiligem Erwachsenen“ betrachtet werden!

Bereits die „Berechnung“ des Satzes mit 347 Euro kam auf unlautere Art zu-
stande, weil die Regierung eine abenteuerliche statistische Grundlage wählte, die
sich danach bemisst, wofür die ärmsten 20 Prozent der Ein-Personen-Haushalte
jeweils wie viel Geld ausgeben. Da in Ein-Personen-Haushalten naturgemäß kei-
ne Kinder leben können, fallen Kosten für Babywindeln oder Schuhe für schnell
wachsende Kinderfüße gar nicht erst an! Bei Hartz IV werden spezifische Aus-
gaben für Kinder systematisch ausgeblendet. So erklären sich die völlig abstru-
sen und realitätsfernen Beträge eines aufgeschlüsselten Leistungssatzes: etwa
die angesetzten 76 Cent monatlich für Spielsachen oder die 1,63 Euro für Stifte,
Malblock, Hefte und Farbkasten.
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Um die Kinderarmut einzudämmen, muss das menschenverachtende Hartz
IV abgeschafft und durch ein realitätsnahes Bezugssystem ohne permanente
Verfolgungsbetreuung ersetzt werden, denn von einer Vollbeschäftigung mit ein-
träglichen Löhnen sind wir immer weiter entfernt! Nicht ohne Grund fordert der
„Paritätische Wohlfahrtsverband“ eine mindestens zwanzigprozentige Erhöhung
des Regelsatzes. Allerdings reichen höhere Hartz-IV-Sätze alleine nicht aus. Lei-
der müssen beständig mehr Geringverdienende mit Kindern immer häufiger die
Erfahrung machen, dass am Ende des Geldes noch ganz viel Monat übrig ist!
Deswegen muss auch der bestehende Kinderzuschlag von maximal 140 Euro
dringend erhöht werden. Als oberstes Ziel kann hier nicht mal wieder nur sein,
die Statistik zu schönen, sondern es muss den Kindern mit ihren Familien wirk-
lich unter die Arme gegriffen werden!

Kinderarmut hat viele Facetten: So fehlt den armen Kindern nicht nur Geld,
sondern auch eine Teilhabe an der Gesellschaft in Form von Musik-, Sport- und
Nachhilfeunterricht und der Möglichkeit, sich ebenfalls am warmen Essen in der
Schule sattessen zu können. Bereitgestellte Sachmittel wie einheitliche Schul-
ranzen für Kinder von Hartz-IV-Empfängern wirken sich auch nur diskriminierend
und stigmatisierend aus, lassen sie ihre Ausgegrenztheit von der Gesellschaft nur
noch deutlicher spüren. Kinderarmut wird von den politisch Verantwortlichen billi-
gend in Kauf genommen, um Niedriglöhne durchzusetzen!

3. Vom 30. April bis zum 4. Mai 2008 fand in Bremen das unsägliche „Christival “
statt, als staatlich geförderter Gipfel der Intoleranz! Die evangelikale Veranstal-
tung kam wegen eines inzwischen abgesagten „Heilseminars“ für Homosexuelle
in die Kritik. Ich war entsetzt über das, was sich hier in Bremen ereignen konn-
te! Wie der Wolf im Schafspelz kommt erzreaktionärer Inhalt – als moderner, ju-
gendlicher Event verkleidet – ausgerechnet mit der Jugend Deutschlands nach
Bremen! Die Fundamentalisten sind im Kommen, frei nach dem Motto: Homose-
xualität ist eine Krankheit, und die Erde ist eine Scheibe! Außerdem ist Sex vor
der Ehe „Sünde“, und Frauen, die abtreiben, werden mit Mörderinnen gleichge-
setzt. Die Ehe wird als einzig akzeptierte Lebensform propagiert, und alternative
Lebensentwürfe werden somit diskreditiert.

Für solch einen indoktrinären Mist ist plötzlich Geld da, das sonst überall dort
gestrichen wird, wo bei jungen Menschen Kreativität und Selbstbildungsprozesse
gefördert werden sollen! Unter der Schirmherrschaft von Familienministerin Ursu-
la von der Leyen wurden 250.000 Euro vergeudet. Glücklicherweise gab es Pro-
teste von Antifa-Gruppen, der GEW und linken Basisgruppen gegen den missio-
narischen Kongress. Die Polizei ging nicht gerade zimperlich mit den größtenteils
jugendlichen Demonstranten vom „Antisexistischen Bündnis No Christival“ um:
Bei dem Versuch, einen der Eingänge zum umstrittenen Seminar „Sex ist Gottes
Idee – Abtreibung auch?“ in der Stadthalle zu besetzen, wurden sie von der Poli-
zei eingekesselt und festgenommen.
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Selbst Bürgermeister Böhrnsen nahm Bezug zum Christival und findet, es
sei „nicht akzeptabel, die Frauen zu kritisieren, die sich nach sorgfältiger Abwä-
gung gegen das Kind“ entschieden. Gleichzeitig stellte er sich vor diejenigen, „die
sich mit großem Engagement seit vielen Jahren für Frauen einsetzen, die oft mit
großer Seelennot versuchen, mit den Folgen einer ungewollten Schwangerschaft
umzugehen“.

Ich bin froh, dass die vielen jungen Menschen mit „Hundemarke“ um den Hals
jetzt nicht mehr durch Bremen frömmeln. Sie trugen bunte Schlüsselbänder, an
denen unten ihr Namensschild hing. Ich erlebte in der Straßenbahn mehrere Ju-
gendliche dieser Spezies, als sie ein Flugblatt zerrissen und laut riefen, dass Ho-
mosexuelle „in die Hölle“ kommen würden. Dass in Zeiten von Zukunftsunsicher-
heit die Religion für viele wieder einen höheren Stellenwert bekommt, kann ich ja
noch nachvollziehen. Wer dabei jedoch einfach nur auf Gott vertraut, hilft nicht ge-
gen die Ursachen sozialer Unsicherheit, sondern stabilisiert sie noch. Die Verhält-
nisse, in denen wir leben, sind weder schicksalhaft noch gottgegeben. Wenn wir
sie verändern wollen, müssen wir das selber tun! Wer möchte, kann sich selbst
ja gerne strengen Dogmen unterwerfen, soll jedoch jeglichen Missionierungs-
oder Unterwerfungsversuch gegenüber anderen unterlassen! „Religion ist heil-
bar“, stand auf den T-Shirts einiger Veranstaltungsgegner.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Verdi Bremen und andere laden ein zu einer Podiumsdiskussion über
den Ausverkauf sozialer Rechte durch EU und Lebensmittelkonzerne

am Mittwoch , dem 14. Mai 2008, um 19 Uhr im Gewerkschaftshaus
am Bahnhofsplatz 22-28. Hintergrund ist der Vormarsch der Supermarkt-

Ketten: Nur noch 30 von ihnen wickeln ein Drittel des gesamten
Handels ab. Garant des Erfolgs sind in erster Linie Dauertiefst-
preise, die ohne systematische Verletzung sozialer Rechte und
ohne Zerstörung ökologischer Ressourcen nicht möglich wären.

Joachim „Bommel“ Fischer lädt ein zur Lesung „Johann Gottfried
Seume – Denker, Dichter, Deserteur“ am Donnerstag , dem 15. Mai

2008, um 20 Uhr in der Villa Ichon , Goetheplatz 4. Anlass ist der an die-
sem Tag begangene „Internationale Tag der Kriegsdienstverweigerer“.

Die „Arbeitnehmerkammer Bremen “ lädt ein zur Diskussionsveranstaltung
„Das Ende der Geschichte? Fünf Jahre Agenda 2010 “ am Donnerstag ,

dem 22. Mai 2008, um 19:30 Uhr im Kultursaal in der Bürgerstraße 1.

Grundgesetzwidrige Mischverwaltung: Jobcenter müssen
neu organisiert werden („Spiegel-Online“)
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„Heuschrecke“ stellt Abriss-
Ultimatum für Bremer Sendesaal

Dem „Weser-Kurier“ vom 10. Mai 2008 zufolge sind die Verhandlungen um den
Erhalt des Sendesaals von Radio Bremen nun endgültig gescheitert. Danach hat
der Vermittler im Moderationsverfahren, Rechtsanwalt Hans Ganten, das Hand-
tuch geworfen. Jetzt haben die Käufer des Geländes, Heise und Klima, über ih-
ren Anwalt dem Senat die Pistole auf die Brust gesetzt: Umweltsenator Loske
soll ab 16. Mai endgültig den Abriss veranlassen! Sie hätten „die ‚Freunde des
Sendesaals‘ nicht mehr ernst nehmen“ können, erklärte Herr Heise hochmütig
gegenüber der Presse.

Diese plötzliche „Galgenfrist“ von nur knapp einer Woche ist ein unverschäm-
tes Druckmittel gegenüber allen Beteiligten! Wir sind entsetzt und empört über
die neue Zuspitzung und verurteilen die erpresserischen Methoden der ostfriesi-
schen Immobilien-Kaufleute!

Wie der „Weser-Kurier“ weiter schreibt, gibt es laut Klaus Hübotter erste An-
sätze für ein optimales Konzept, dessen nähere Einzelheiten er Ende Mai bekannt
geben will. Wir sind gespannt auf dieses neue Konzept! Wie immer sein Plan aus-
sehen mag: Wir wünschen dem Retter zahlreicher bremischer Kulturgüter auch
hier eine glückliche Hand und vollen Erfolg! Aus diesem Grunde fordern wir, dass
das Abriss-Verfahren um den Sendesaal weiterhin gestoppt bleibt und keinerlei
Maßnahmen ergriffen werden, die den Bestand dieses überaus wertvollen Kultur-
gutes gefährden könnten. Wir appellieren dringend an die Herren Loske und Hü-
botter: Bitte retten Sie den Sendesaal!

Initiative Bremer Montagsdemo

Von Dr. Klaus Hübotter gibt es jetzt eine detaillierte und korrigierende Stellungnah-
me zum „Weser-Kurier“-Artikel „Sendesaal wird zum Abriss freigegeben“ vom 10.
Mai 2008. Durch die häufig einseitige und verzerrende Berichterstattung dieser
Zeitung in Sachen Sendesaal ist die Öffentlichkeit über Sachverhalt und Hinter-
gründe falsch informiert und damit getäuscht worden. Daher waren auch die Re-
debeiträge auf der Montagsdemo sachlich nicht immer völlig richtig; diese stützten
sich nämlich größtenteils auf entsprechende Artikel des „Weser-Kurier“. Nachste-
hend in Auszügen die wichtigsten Aussagen aus dem Hübotter-Papier.

Es stimmt nicht, dass die Eigentümer des „Radio-Bremen“-Geländes für
die Abrissgenehmigung eine Frist gesetzt haben. Eigentümer des Ge-
ländes und auch des Sendesaales sind nicht die beiden Käufergesell-
schaften aus der „Steueroase Norderfriedrichskoog“, sondern ist nach
wie vor „Radio Bremen“. Grundstückskäufer sind noch lange nicht Ei-
gentümer, schon gar nicht, solange sie den Kaufpreis nicht gezahlt ha-
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ben! Der Kaufvertrag selbst ist bis heute nicht durchgeführt. Es stimmt
auch nicht, dass „Radio Bremen“ den Abrissantrag ohne Weiteres unter-
stützt. Im Gegenteil: Intendant Prof. Dr. Heinz Glässgen hat klipp und klar
erklärt, dass „Radio Bremen“ den Abriss des Sendesaals weder selbst
durchführen noch auf seinem Gelände genehmigen wird, solange die
Käufer nicht gezahlt und auf ihre Rücktrittsrechte verzichtet haben.

Es stimmt nicht, dass die Vorbehaltskäufer Heise und Klima nur noch
die Genehmigung zum Abriss des Sendesaals wünschen, um dann „Ra-
dio Bremen“ den Kaufpreis zu bezahlen. Die unqualifizierte Äußerung
von Herrn Heise gegen die „Freunde des Sendesaales“ (falls sie denn
wirklich so wie im oben genannten Artikel zitiert gefallen sein sollte) zeigt
nur eine ungewöhnlich hohe banausenhafte Gesinnung, denn der Freun-
deskreis des Sendesaals stützt sich bekanntlich bei seinem Bemühen,
den Sendesaal zu erhalten, auf praktisch alle Kulturschaffenden, insbe-
sondere Musikschaffenden Bremens, Deutschlands und darüber hinaus.
Die rein demagogische Berufung von Herrn Heise auf das Recht des Ei-
gentümers (laut „Weser-Kurier“) übersieht einen der wichtigsten Artikel
unseres Grundgesetzes: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zu-
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“ (Artikel 14, Absatz 2). Al-
lein der Spekulation dient das Eigentum nicht!

Es stimmt nicht, dass das Moderationsverfahren einfach gescheitert
ist. Leider hat es bis heute gar nicht richtig stattgefunden. Stattgefunden
hat lediglich ein Gespräch unter Teilnahme einiger Betroffener. Es waren
weder Vertreter(innen) des Senats noch die „Freunde des Sendesaals“
dabei. Wenn die Vorbehaltskäufer Heise und Klima nicht ohne Abriss le-
ben zu können glauben, dann mögen sie doch bitte zurücktreten und
den Weg für eine vernünftige Lösung freimachen! Sie haben bis heu-
te in diesen Kauf kaum nennenswerte Mittel investiert, und die, die sie
nachweislich investiert haben, können sie zurückerhalten. Jens Böhrn-
sen, der Senator für Kultur, möge doch bitte den überfälligen Denkmal-
schutz beschließen und die kulturfeindliche Abrissdiskussion beenden.
Der Bausenator hatte und hat Gründe genug, sich nicht von der ange-
drohten Untätigkeitsklage zu vorauseilendem Gehorsam für eine aus-
gesprochene Kulturbarbarei verleiten zu lassen – gegen den Willen der
großen Mehrheit der Bevölkerung und der Gemeinde aller Kulturschaf-
fenden in Bremen und weit darüber hinaus, zumal der Denkmalschutz für
den Sendesaal nicht mehr eines langwierigen Verfahrens bedarf, son-
dern nur noch eines Federstrichs.

Redaktionelle Bearbeitung: Wieland von Hodenberg

Nokia schließt die Pforten: Ohne Arbeitskampf
bleibt nur Depression („Spiegel-Online“)
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Es ist Frühjahr, wir wollen
etwas verändern

Manches hat sich etwas eingeschliffen in den
letzten Monaten – das zu verändern, wird uns
guttun. Angefangen hat es mit der neuen Laut-
sprecheranlage. Nun soll unser akustischer
Auftritt an die Reihe kommen. Nicht alles auf
einmal, wir wollen niemanden verprellen. Bei
der letzten Nachbesprechung haben wir wie-
der darüber gesprochen. So ist Anke heute
zum ersten Mal als Moderatorin am Offenen
Mikrofon dabei.

Passend dazu hat meine Diskette mit
den Notizen für heute den Betrieb verweigert.
Trotzdem konnte ich aus meinem Kopf noch

einige Punkte rekonstruieren: Laut „Infratest-Dimap“ sagen 82 Prozent der Bür-
ger, dass sich die „Situation bei der Arbeit“ massiv verschlechtert hat. 57 Prozent
wollen stärkere Gewerkschaften. Die Warnstreiks im Öffentlichen Dienst und bei
der Post haben die Kollegen so mobil gemacht, dass 40.000 neue Mitglieder bei
Verdi eingetreten sind.

Das steht im Gegensatz zur einschläfernden Politik der Gewerkschaftsspitze
in ihrer elenden SPD-Anbiederung. Heute haben wir von den aktiven Rentnern in
Braunschweig gehört. Die Funktionäre der Sozialverbände, meist auch alte SPD-
ler, bremsen schon wieder, was das Zeug hält und versuchen, aktive Rentner zu
verhindern.

Merkels und Schröders „ehrenwerter“ Monopolberater, der Herr von Pierer,
steckt jetzt vollends im Korruptionssumpf – abstreiten hilft nicht mehr. Aber der
große Deal mit der Staatsanwaltschaft wird schon eingefädelt. Die Zeche sol-
len die Siemens-Mitarbeiter bezahlen, das hat der neue Chef namens Löscher
schon gesagt. Nein, ganz anders muss die Karre laufen: Alle Siemens-Bosse,
auch die ehemaligen und alle ihre Freunde in den Aufsichtsräten und in der Poli-
tik – wie Schröder, Merkel, aber auch „unser“ Scherf, unter dem der Sanierungs-
fall „Siemens-Hochhaus“ für teures Geld zwangserworben und dem Steuerzah-
ler aufgebürdet wurde –, diese Verantwortlichen sollen die Suppe auslöffeln und
müssen zur Zahlung aus ihrem Vermögen verpflichtet werden!

Jobst Roselius

Neoliberale Umerziehung für den Niedriglohnsektor: Bagis bearbeitet An-
träge auf ALG II erst nach zweiwöchigem Zwangsseminar („Weser-Kurier“)
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Der Arge-Beschiss
Die Bagis in Bremen und die anderen Argen im Lande haben, wie zu hören ist,
angeblich ihre „Kunden“ beschubst! Sie beschubsen natürlich nicht, sondern be-
scheißen wohlwissend. Ich habe am Freitag jemanden zur Arge in Syke begleitet.
Dieser Mann hat nach einer inneren Krankheit kein Geld für April bekommen,
und wir haben das Geld eingefordert. Uns wurde ein Computerausdruck in die
Hand gedrückt, der uns bestätigen sollte – allerdings ohne Dienststempel, was
eigentlich vorgeschrieben ist –, das Geld sei überwiesen worden.

Heute morgen waren wir wieder bei der Arge, weil sich der Beschiss durch-
gesetzt hatte und das Geld eben nicht da war. Wir wurden vertröstet, indem uns
gesagt wurde, das Geld sei am 27. April 2008 angewiesen worden. Bereits am
21. April hatte der Betroffene nachgefragt, wo sein Geld bleibe und war vertrös-
tet worden. Heute morgen sagte man, es dauere eine Woche. Vom 21. bis zum
27. ist für mich, großzügig gesagt, eine Woche. Die Betroffenen werden also nicht
beschubst, sondern wissentlich beschissen! Wir sind dann zur Abteilungsleiterin
gegangen, die uns angeblich nicht weiterhelfen konnte.

Danach wandten wir uns an den stellvertretenden Leiter der Arge. Der be-
riet sich 25 Minuten lang hinter verschlossenen Türen mit der Abteilungsleiterin.
Nachdem wir wieder eintreten durften, bekamen wir „gut gemeint“ 30 Euro zu-
gesprochen, weil das Geld angeblich überwiesen worden war. Wo es aber tat-
sächlich geblieben ist, konnte angeblich niemand sagen. Ich habe dann verhan-
delt und es geschafft, 50 Euro herauszuholen. Ich weiß nicht, was ich übermor-
gen machen werde, wenn das Geld immer noch nicht da ist. Vielleicht habe ich
dann einen Baseballschläger dabei!

Roland Springborn (parteilos)

Hartz-IV-Empfänger wundern sich: Warum entschuldigt sich Thomas
Röwekamp für den Zwischenruf „Unter Brücken sollen sie schlafen“

bei seinen Parteifreunden? („Weser-Kurier“)

„Integrationseffekt nahe Null“: Mit Ein-Euro-Jobs sollen zumeist
reguläre Arbeitskräfte für Aufgaben der öffentlichen Hand

eingespart werden („Frankfurter Rundschau“)

„Unheimliche Aktualität“: „Die untergegangenen totalitären Staatssys-
teme brachten nicht die Marx’sche Vision von Sozialismus auf den
Weg, sondern etwas ganz anderes, dieser Vision Gegenläufiges“

(Oskar Negt im „Neuen Deutschland“)
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Es hilft uns kein Gott
Wenn wir in diesem Land etwas verändern wollen, müssen wir es selber tun –
gegen den Kapitalismus. Es ist nicht so, dass wir die gebratenen Tauben von
Jesus Christus bekommen. Wir müssen unsere eigenen Geschicke in die Hand
nehmen. „Es hilft uns kein Kaiser, kein Gott und kein Tribun“ – wir müssen unsere
Geschicke selber tun! Es ist ganz wichtig, dass wir in diesem Kapitalismus für
Veränderungen sorgen, für unsere Interessen kämpfen und nicht auf ein „höheres
Gremium“ wie Jesus Christus warten, sondern mit viel Mut und viel Spaß unsere
eigenen politischen Vorstellungen umsetzen!

Jürgen Karbe (DKP)

Es hilft uns kein Verband
An diesem Wochenende war ich auf der „Frühjahrs-
tagung“ der in Frankfurt ansässigen „Bundesarbeits-
gemeinschaft der Erwerbslosen- und Sozialhilfeini-
tiativen“, die dieses Jahr in Bad Hersfeld stattfand.
Zu einem zusammenfassenden Bericht bin ich noch
nicht gekommen. Jetzt nur so viel zum Thema „
Verfolgungsbetreuung der Argen“: Eine Betroffene
aus Kassel berichtete uns, dass sie von der dortigen
Arbeitsagentur über einen langen Zeitraum schika-
niert wurde, bis sie seelisch völlig zusammengebro-
chen war!

Vor einigen Wochen gab es in Braunschweig die erste große Rentnerdemo.
Vorher hatte eine Versammlung stattgefunden, auf der die Teilnehmer beschlos-
sen, dass sie regelmäßig Rentnerdemos in Form von Montagsdemos mit sehr vie-
len Menschen veranstalten wollen. Das finden wir ganz toll, und wir haben über-
legt, wie wir so etwas auch hier in Bremen hinkriegen könnten. Ich habe zu die-
sem Zweck mit dem „Sozialverband VdK“ in Oldenburg gesprochen und festge-
stellt, dass dies ein ausgesprochen schwerfälliger Apparat ist. Ich wurde von ei-
nem zum anderen verwiesen und landete schließlich bei einem jungen Presse-
referenten. Der erklärte mir, das gehe nicht so schnell: Es müsse ein Beschluss
herbeigeführt werden, es müssten Gremien zusammentreten, und der Vorstand
müsse so etwas beschließen. Erst dann könne eventuell etwas daraus werden.

Im Übrigen wurde ich darauf verwiesen, dass der „Sozialverband“ vor einigen
Jahren schon einmal hier in Bremen eine Demonstration organisiert hatte, auf der
„nur etwa 250 bis 300 Menschen“ gewesen seien. Ich kann mich daran erinnern,
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denn ich war selbst dabei: Es waren ein paar mehr! Die Stimmung war gut und
auch kämpferisch an diesem Tag. Dennoch hat der „Sozialverband“ abgewiegelt
und die Demonstration kleingeredet. Ich habe das Gefühl, dass dort erheblich ge-
bremst wird! Im übrigen behauptete der Pressesprecher allen Ernstes, von Alters-
armut seien „nur zwei Prozent aller Rentner betroffen“! Wo lebt der eigentlich?

Inzwischen habe ich im Internet Informationen über Walter Bromberger, den
Initiator der Braunschweiger Demonstrationen, herausgefunden und mich mit ihm
in Verbindung gesetzt. Am Dienstag telefonierte ich mit ihm, einem sehr energi-
schen und zielbewussten Menschen. Von ihm erfuhr ich, dass die Erstkontakte
anscheinend über kirchliche Stellen gelaufen sind und die Versammlungen eben-
falls „mit kirchlichem Segen“ stattgefunden haben. Er habe sich, wie er mir er-
klärte, ganz bewusst die Leipziger Montagsdemos in der DDR zum Vorbild ge-
nommen, die bekanntlich in der Nikolaikirche ihren Anfang nahmen. Diese Tradi-
tion möchte er mit den Braunschweiger Rentner-Montagsdemos wieder aufleben
lassen. Im Übrigen machte er mich auf eine Talksendung am Dienstag Abend im
ZDF aufmerksam, zu der er eingeladen war und auf der er seine Argumente über-
zeugend vertreten konnte. Ich werde mit ihm in Kontakt bleiben.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Wir Rentner machen mobil!
In Braunschweig wird aus aktuellem Anlass eine parteiunabhängige Rentner-
initiative gegründet. Ziel ist es, die verantwortlichen Politiker mit Nachdruck auf
die in den vergangenen Jahren verfehlte Rentenpolitik hinzuweisen. Nach dem
derzeitigen Berechnungsmodus machen sich die Rentner nicht nur erhebliche
Sorgen um sich, sondern auch um die jüngeren Generationen. Der vorprogram-
mierte soziale Absturz muss unverzüglich gestoppt werden, ebenso die galoppie-
rende Massenverarmung der Rentner! Eine unverzügliche Wende in der Sozial-
politik ist unabdingbar!

Der über zehnprozentigen Steigerung der Lebenshaltungskosten in den ver-
gangenen vier Jahren steht eine „Rentenerhöhung“ von 0,54 Prozent im Jahr
2007 gegenüber. Die angekündigte Rentenerhöhung für 2008 in Höhe von 1,1
Prozent kann nur als Versuch eines Wahlgeschenks betrachtet werden. Wir wol-
len keine Almosen! Fast zeitgleich steigen die Kosten für die Pflegeversicherung
und die Krankenkassenbeiträge. Das deckt bei weitem nicht die jährliche Inflati-
onsrate! Es gibt sehr viele Rentenempfänger(innen), die nicht einmal 600 Euro
monatlich zur Verfügung haben!

Wir laden daher herzlich ein, sich am Montag , dem 19. Mai 2008, um 17 Uhr
zu einer Andacht im Braunschweiger Dom einzufinden. Anschließend treffen wir
uns am Denkmal Heinrich des Löwen auf dem Burgplatz . Der Löwe steht seit
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vielen Jahren fest und sicher – so sicher wie auch unsere Renten und die der
kommenden Generationen sein müssen! Hier beginnt eine angemeldete und ge-
nehmigte Großdemonstration mit Umzug über den Bohlweg sowie durch Teile
der Fußgängerzone. Jede(r) Gleichgesinnte ist aufgerufen, sich der Initiative an-
zuschließen und zahlreiche Bekannte mitzubringen!

Wir haben bewusst einen Montag gewählt, da der Montag ein geschichtsträch-
tiger Tag ist und an einem solchen Tag schon eine friedliche Revolution durch Ge-
bete in der Leipziger Nikolaikirche begonnen hat. Zu einem späteren Zeitpunkt ist
eine bundesweite Großdemonstration als Sternmarsch nach Berlin vorgesehen.

Aufruf von Walter Bromberger (Braunschweig)

Lafontaine ruft auf zur Arbeitslosen- und Rentnerdemo: Abgeordnete
wollen sich ihre Bezüge um ein Sechstel erhöhen („Spiegel-Online“)

Die Sozialisierung der Finanzmarkt-
verluste muss verhindert werden!

1. Die Bremer Aufbaubank muss 1,5 Mil-
lionen Euro Wertberichtigung vornehmen:
Sie hat 2004 der IKB 15 Millionen Euro ge-
liehen. Zur Erklärung wurde veröffentlicht,
2004 seien diese Auswirkungen nicht ab-
sehbar gewesen. Oder so ähnlich. Na klar!
Aber 2004 hatte die Freie Hansestadt Bre-
men Kreditbedarf, durchgängig, oder? Au-
ßerdem sind so, wie die IKB jetzt dasteht,
1,5 Millionen Euro eine zu geringe Wert-

berichtigung, denn sie hat im ersten Quartal 2008 tiefrote Zahlen veröffentlicht
(„Weser-Kurier“ vom 30. April 2008).

Die Bremer Landesbank hat ebenfalls keinen Euro verzockt, aber einen Ab-
schreibungsbedarf von 177 Millionen Euro – als indirekte Folge der Finanzmarkt-
krise („Weser-Kurier“ vom 26. April 2008). Diese Krise weitet sich noch immer
aus. Schuld daran ist auch die Verzögerungs- und Verschleierungstaktik einiger
Banken.

Auf der Bremer Montagsdemo habe ich an die Banken appelliert, diese Fi-
nanzkrise nicht durch den Griff in die Tasche des Steuerzahlers zu lösen. Inzwi-
schen haben mehrere Landespolitiker weitere Risiken zulasten der Steuerzah-
ler umgeschichtet. „Die Linke“ hat einen Gesetzesentwurf in den Deutschen Bun-
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destag eingebracht, mit dem die Tasche des Steuerzahlers vor dem Zugriff der
„Zocker“ geschützt wird!

Die Verbraucher müssen ebenfalls geschützt werden, so der „Weser-Kurier“
vom 27. April 2008. Die Hypovereinsbank hat 143.000 Kunden mit einem Kredit-
volumen von 19,8 Milliarden Euro in eine Sanierungsabteilung ausgelagert. Die-
se Kunden haben überwiegend die Kredite einwandfrei bedient, sind aber als we-
nig gewinnträchtig eingestuft. ALG-II-Betroffene können ihre Kredite nicht einmal
vereinbarungsgemäß bedienen, weil die Argen keine Tilgung übernehmen (Aus-
nahmen wurden per Urteil erzwungen).

Die Regierung hat – entsprechend der Vereinbarung auf EU-Ebene – einen
Gesetzentwurf vorgelegt. Die CDU Bremen überschreibt dieses Vorhaben uner-
klärlicherweise als „verbraucherfreundlich“.

Wessen Kredit verkauft wird, der hat ein Sonderkündigungsrecht! Doch woher
den neuen Kredit nehmen? Es gibt keinen Schutz für ALG-II-Betroffene, keinen
Schutz vor den Tücken der deutschen Grundschuld! Eine Rate im Rückstand, und
der Hedgefonds fordert den Nennwert der Grundschuld, ohne Rücksicht auf den
tatsächlichen Darlehnsstand! Wo bleibt da der Verbraucherschutz? „Die Linke“
wird die Anfrage der Bremer CDU entsprechend kommentieren. Außerdem hat
„Die Linke“ den oben angeführten Gesetzesentwurf eingebracht.

Die Postbank ist zu kaufen. Die Deutsche Bank muss im ersten Quartal 2008
ebenfalls erneut 2,7 Milliarden Euro Sonder-Wertberichtigungen vornehmen. Die
Citigroup hat erneut eine Kapitalstärkung auf jetzt insgesamt 26 Milliarden Euro
eingeleitet – Hauptsache Bargeld! – und entlässt Tausende von Mitarbeiter(inne)n.
Zugegebene Abschreibungen wegen der Finanzmarktkrise: 35 Milliarden Dollar!
Davon (oder zusätzlich) wurden im ersten Quartal 2008 circa 10 Milliarden Euro
abgeschrieben. Bei der UBS waren es 19 Milliarden Euro! Die LBBW rutscht in
die roten Zahlen. Und dies ist alles nur Stückwerk!

Wie regieren die öffentliche Hand und unser politisches Personal? Die No-
tenbanken erhöhen das Geldangebot. Die Vorbereitung der Fusion der West-LB
ist Aufgabe des neuen Chefs, dazu müssen 1.350 von 6.150 Mitarbeiter(inne)n
weichen! „Die Linke“ hat einen Antrag eingebracht, um die Sozialisierung der
Verluste zu verhindern, und die IG Metall hat die unendliche Geschichte der
Finanzmarktkrise gut lesbar aufbereitet.

2. Die Preissteigerung für Drogerieartikel im Jahr 2006 um gut fünf Prozent
war eine abgekartete Sache. Die Hersteller Henkel, Schwarzkopf, Sara Lee und
Unilever müssen für diese Untat ein Bußgeld von 37 Millionen Euro zahlen („Test“,
Mai 2008, Seite 18). Solche Strafen verhängt die EU. Der Verbraucher kann sich
die Preise ansehen und eventuell zu einer anderen Kaufentscheidung kommen!

3. Die Arbeitslosenzahlen wurden wieder veröffentlicht, genauer: die Zahl der
registrierten Arbeitslosen. Das Wort „registriert“ wird nur bei ausführlicheren Be-
richten dazwischengeschoben. In der Statistik wird die Zahl der Arbeitslosen
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nach den Regeln dieser Statistik aufbereitet und dieses Ergebnis dann als Zahl
verkündet.

Ich habe die Arbeitslosen vor einiger Zeit auf zehn Millionen beziffert. Wir er-
hielten daraufhin mit Verzögerung eine E-Mail von Theodor Nussbaum: Zehn Mil-
lionen wären schrecklich, aber zum Glück unzutreffend. Auf seiner Homepage
stehe ab sofort die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen zu lesen. Ich habe auf die-
sen Seiten aber keinen Hinweis auf die vor dem Arbeitslosengeld II in die Ren-
te geflohenen Arbeitslosen gefunden, auch keinen Hinweis auf die Aussteiger, ob
zwangsweise oder freiwillig!

Zu den Senioren wurde eine Umfrage gestartet: 24 Prozent der 60- bis 80-
jährigen Rentner würden gerne arbeiten, so der „Weser-Kurier“ vom 26. April
2008. Dazu gehöre ich auch! Ich möchte wetten: Nicht einmal Herr Weise kennt
die Zahl der registrierten Arbeitslosen! Die dem Arbeitsamt bekannten Erwerbs-
losen und die vor den Rahmenbedingungen geflüchteten Erwerbslosen, die jetzt
Rentner, Kostgänger beim Partner oder Obdachlose sind, ergeben zumindest
zehn Millionen Erwerbslose!

4. Im Internet gibt es eine Fundgrube für alle Verwaltungsvorschriften des
Bundes. Was dort nicht aufgenommen wurde, ist erloschen! Ein Stöbern lohnt
sich. Bremen wird durch eine Anfrage der FDP zur Informationsfreiheit auf Trab
gebracht!

5. Europa tut gut, aber nicht zu den Lissabonner Bedingungen! Bettina Fenzel und
Wieland von Hodenberg haben auf der letzten Montagsdemo auf die Antworten
der angeschriebenen Politiker hingewiesen. Herr Neumann von der CDU hat als
einziger nicht geantwortet. Er steht auch mit den wenigsten Kontaktmöglichkeiten
im Netz.

Zurzeit ist „Europa-Woche“ in Bremen. Sie hat das Ziel aufzuzeigen, welche
positiven Dinge mit Geld aus Europa in Bremen geschehen. Hoffentlich wird da-
bei nicht vergessen, dass Geld aus Europa auch Steuergeld aus Bremen ist! Zwi-
schenzeitlich haben wir die Quelle für die Agenda 2010 wieder ausgegraben. Dies
ist auch für Rentner lesenswert!

In dieser Woche läuft auf „Phoenix“ der Film „Rentenangst“, eine Dokumen-
tation über die Renten, hier und anderswo. Dass Mindestlohn gegen Minirenten
ein Schritt in die richtige Richtung sei, ist nur die halbe Wahrheit, denn auch mit
7,50 Euro Stundenlohn ist keine auskömmliche Rente zu erzielen. Auch die Ände-
rungen der Rentenformel durch die Agenda 2010 müssen zurückgenommen wer-
den, denn so werden die Neu-Rentner armgerechnet! Wer den Fernsehbeitrag
verpasst hat, kann den Mitschnitt bei Gerd Witzorky, Funkhaus Halberg, 66121
Saarbrücken, Telefon 0681-602 1973, E-Mail mitschnitt(at)sr-online.de unter dem
Stichwort „Rentenangst“ erhalten.
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6. Der Bundesnachrichtendienst will in den Wohnungen filmen und abhören, dies-
mal wirklich alles! Dabei wurde gerade die Nummernschild-Registrierung in Karls-
ruhe kassiert. Sicher will der BND genauso gewissenhaft seine Arbeit verrichten
wie bisher. Die Ausforschung des Ministers und der Journalisten schafft Vertrau-
en, oder? Da werden Erinnerungen an die „Spiegel“-Affäre wach!

Überhaupt kein Vertrauen habe ich zum BND und zu den politischen Auftrag-
gebern! Die Schleierfahndung hat zu einer Festnahme geführt, diese ist zu be-
grüßen – doch die Schleierfahndung ermöglicht die grundlose Überprüfung aller
Personen in Grenznähe! Diesmal geschah es im Zug von Nürnberg nach Dres-
den. Wo ist die Grenznähe? Ich glaube auch nicht, dass der BND eigenmächtig
gehandelt hat – doch Frau Merkel konnte das Echo nicht verkraften und wurde
geschützt! Frau Zypries will aber weiterhin den „Spähangriff “ aufforsten, so der
„Weser-Kurier“ vom 20. April 2008.

7. Marieluise Beck hat die Militarisierung im Inneren als Utopie beschrieben –
die Pläne dazu werden jetzt präsentiert, nach wenigen Tagen! Die Kosten der Um-
rüstung der Bundeswehr sind mir durch die Meldung, dass der Militärtransporter
A400M verzögert an die Bundeswehr ausgeliefert wird, erneut bewusst gewor-
den. Haben Sie diese Zahl wirklich nicht im Kopf?

Herzlichen Glückwunsch zur Preisverleihung, Frau Beck! Dabei wird Integrati-
on in Europa wirklich nicht groß geschrieben. Zu Beispiel hat sich Finnland gewei-
gert, weiterhin Flüchtlinge nach Griechenland abzuschieben: Griechenland soll
garantieren, dass diese Asylbewerber ein rechtsstaatliches Verfahren erhalten.
Mitten in Europa – der Name ist griechisch – steht dies in Frage („Weser-Kurier“
vom 24. April 2008)! Liefern wir weiterhin Asylbewerber nach Griechenland aus,
Frau Beck? War diese vom UN-Flüchtlingshilfswerk festgestellte Beanstandung
bereits vor einem Jahr feststellbar?

8. Die Bahn wird teilweise privatisiert, das Scheingefecht von SPD und CDU been-
det. Als ob unser politisches Personal auch nur eine Chance nutzen würde, diese
Privatisierung der Bahn nicht durchzuführen! Die Verweigerung der Privatisie-
rung ist nur mit der Aufkündigung oder Nichteinhaltung des Lisabonner Vertrages
möglich! In diesem Vertrag, der das Grundgesetz Europas werden soll, ist die Pri-
vatisierung verpflichtend geregelt. Die Regierungen der Mitgliedsländer können
nur noch über den Zeitpunkt und die Rahmenbedingungen entscheiden. Das Volk
wird dazu nicht gebraucht und der Widerstand durch solche Spiegelfechtereien
ausgetrickst!

70 Prozent aller Entscheidungen werden „in Europa“ getroffen. Unsere Re-
gierung muss diese Vorgaben umsetzten, termin- und sachgetreu! Dem „Weser-
Kurier“ war das Abstimmungsergebnis im Deutschen Bundestag keine Detailinfor-
mation wert. „Dem Vertrag wurde mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit zuge-
stimmt“ – mehr nicht! „Die Linke“ hat gegen diesen Lissaboner Vertrag gestimmt.
Der niedersächsische Innenminister will „Die Linke“ stärker überwachen lassen,
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so der „Weser-Kurier“ vom 24. April 2008. Damit wird auch die aktuelle Überwa-
chung der „Linken“ zugegeben, in Niedersachsen und anderswo!

9. Der Mensch mit den „rotesten“ Ohren in Bremen müsste Thomas Röwekamp
sein! Nicht wegen der „Brücken für Bedürftige“, dies scheitert schon allein an den
Baukosten: Brücken sind viel teurer als Wohnungen!

Er hat auch den Brechmitteleinsatz total verdreht dargestellt. Er hat die Ermitt-
lungen allein durch die erneute Beauftragung des Sachverständigen erschwert.
Dieser war auch im Falle des vorherigen Brechmitteltoten herangezogen worden.
Auf die Nachfrage „Wie kommen Sie zu den Feststellungen in Ihrem Gutachten?“
entgegnete der Gutachter: „Ich kann es nicht erklären!“ Somit war er scheinbar
genau der richtige Mann für diese Aufgabe!

Hinzu kommen die unerklärlichen Aussagen Rövekamps zu Herrn Murat Kur-
naz. Rövekamp ist es scheinbar gewohnt, dass er nicht für seine Worte zur Ver-
antwortung gezogen wird! Seine Taten sind zu vernachlässigen, oder? Frau Lin-
nert hat in der Haushaltsdebatte die Einwände von Herrn Röwekamp nicht ver-
standen: „Dies alles wissen Sie doch, wieso fragen Sie?“ Entweder ignoriert Herr
Röwekamp sein Wissen, oder er weiß es wirklich nicht! Er sollte es wie der
Bürgermeister von Schwerin halten und einfach alle Ämter niederlegen!

Augenblicklich nutzt Herr Röwekamp seine Erinnerung, um den Bremer Senat
nach Schwachstellen zu fragen, die er selbst hätte beseitigen können, oder? Bei
Herrn Murat Kurnaz hat Röwekamp weiterhin Deckungsschutz vom Bundesvertei-
digungsministerium: Der Untersuchungsbericht soll zensiert werden! Es geht um
Alkohol für die führenden KSK-Offiziere und die Verhörmethoden der US-Kräfte:
alles geheim! Wie muss dieser Mensch, Herr Murat Kurnaz, unseren Rechtsstaat
empfinden?

10. Und warum stehe ich hier? Damit all dies noch mehr bewusst wird. Damit sich
mehr Menschen dazu entschließen, mehr zu erfahren und am Montag ihren Kopf
auf der Montagsdemo zu zeigen: Ich will die Zukunft lebenswert machen! Ich bin
es mir wert! Auch als Rentner habe ich eine Zukunft und Verantwortung für die
nachfolgende Generation! Ich möchte diese Welt meinen Kindern und Enkelkin-
dern so nicht übergeben!

Wir sind jeden Montag hier! Wir haben ein Offenes Mikrofon! Jede(r) kann, auf
antifaschistischer Grundlage, seine oder ihre Meinung frei sagen und die Reden
hinterfragen. Wir bieten auch gegenseitige Unterstützung und gehen mit zu den
Ämtern!

Wie schon zu der Wohnungssache gesagt wurde, glänzen die Sachbearbei-
ter durch Unerreichbarkeit: Am Vormittag um 9:55 Uhr zieht der ALG-II-Betroffene
eine Marke in der Bagis. Gemäß Anzeige sind 96 Menschen vorher dran! Eigent-
lich braucht er keine Marke, weil er einen (unbestätigten) Termin in der Leistungs-
abteilung hat, doch sein Sachbearbeiter hat Urlaub. Für die Vertretung fühlt sich
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niemand zuständig: „Gehen Sie zur Anmeldung! Erst danach kann Ihr Anliegen
angehört werden“, heißt es.

Wenn der Mensch nicht vorgelassen worden wäre – eine solidarische Leis-
tung der anderen Betroffenen –, hätte dies eine Wartezeit von circa 90 Minuten
bedeutet! Die Anmeldung wollte den Menschen nicht an die Leistungsabteilung
vermitteln, weil deren Sachbearbeiter nur nach Termin arbeiten. Auf seinen Ein-
wand „Ich war gerade in der Leistungsabteilung, und nur wenn Sie mich einbu-
chen, ist dort eine Bearbeitung möglich“, huschte über das Gesicht des Dame ein
Anflug von Ungläubigkeit. Warum die Leistungsabteilung nicht ohne Einbuchung
der Anmeldung tätig wird, konnte der Mensch der netten Mitarbeiterin an der An-
meldung auch nicht erklären! Die Dame hatte kein Namensschild – aus Vergess-
lichkeit? Die ausstehende Entscheidung mochte die Vertretung nicht treffen.

Wie nehmen eigentlich die Richter Kontakt mit der Bagis auf? Während meiner
Berufstätigkeit in der Personalabteilung war das Arbeitsamt schlecht zu erreichen.
Damit das Arbeitsamt bei der Besetzung offener Stellen berücksichtigt wurde, hat-
te ich eine besondere Telefonnummer und kein Problem mit der Erreichbarkeit
von Sachbearbeitern . Außerdem besaß ich ein Telefon auf dem Schreibtisch.
Wann soll aber ein wohnungsloser ALG-II-Betroffener auf Wohnungssuche sei-
nen Sachbearbeiter erreichen, ohne Telefon? Mit Gesprächsguthaben? Die Rich-
ter sollten einen Selbstversuch starten und versuchen, die Bagis unter normalen
Bedingungen zu erreichen und dabei bitte die eigene Rufnummer unterdrücken,
also von einem neutralen Telefon anrufen und nach dem nächsten Termin fragen!

Die Bagis kann sich nicht so kundenunfreundlich verhalten und gleichzeitig
die vorherige Zustimmung als Bedingung festklopfen! Außerdem gibt es auch in
Bremen ein Urteil, welches besagt, dass die Zustimmung der Bagis nicht erfor-
derlich ist. Gegen die Nichtgewährung des Deponats und gegen die zu niedrigen
Mietobergrenzen kann der Mensch sich wehren! Wie dies geht? Wir gehen mit!

Der Fortzahlungsantrag zum ALG II enthält viele unklare Fragen. Einfacher
ist es, den alten Antrag aus dem Netz zu laden. Falls dieser Link auf ein neues
Formular geändert wird, stehen auch die neuen Ausfüllhinweise zur Verfügung. –
Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Finanzmarkt-Monster in die Schranken weisen“: Köhler kritisiert Landes-
banken für das Fehlen tragfähiger Geschäftsmodelle („Spiegel-Online“)

Gesine Schwan will gegen Köhler antreten: „Allerdings fällt sie im
Frühjahr immer für ein paar Wochen aus, denn da nistet

in ihrer Frisur ein Storchenpaar“ („Spiegel-Online“)
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Agenda 2010 von Lissabonner
Verträgen abgeschrieben

1. Wer bisher glaubte, dass die Privatisierungen öffentlicher Güter und Dienst-
leistungen, die Heraufsetzung des Renteneintrittsalters, die als „Aktivierung“ be-
zeichnete Drangsalierung Arbeitssuchender sowie die Abschaffung sozialer Si-
cherungssysteme eine Erfindung der Schröder- oder Merkel-Regierungen sei, der
werfe einen Blick in die Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften über die „Umsetzung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik 2003 bis
2005“ vom 21. Januar 2004. Dort werden Empfehlungen an die einzelnen EU-
Mitgliedsstaaten zur neoliberalen Umsetzbarkeit der Wirtschaftspolitik aufgelistet,
denen die deutschen Regierungen seit Gerhard Schröder willfährig folgen.

So hatte Deutschland der Leitlinie 4 zufolge die Abgaben- und Leistungs-
systeme weiter zu reformieren, um Anreize zur Arbeitsaufnahme zu vergrößern
und den (Sozial-)Leistungsbezug stärker von der „aktiven Arbeitssuche“ abhän-
gig zu machen. Darauf wurden geringere Grenzsteuersätze am unteren Ende der
Lohnskala durch sogenannte Mini/Midi-Jobs beschlossen. Ein weiterer Vorschlag
der EU-Kommission war die Durchführung der Reform des Arbeitslosenversiche-
rungssystems. Das Ergebnis haben wir alle heute vor Augen: Hartz IV. Damit wird
deutlich, dass Peter Hartz dieser unsäglichen Arbeitsmarktreform lediglich den
Namen gab. Erdacht wurde dieses System auf Europa-Ebene, die keine demo-
kratische Legitimation besaß.

In der Leitlinie 6 dieses Dokumentes hatte Deutschland das Kündigungs-
schutzniveau zu verringern. Gemäß Leitlinie 8 sollten Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe zusammengefasst werden; so ist es durch die Abschaffung der Arbeitslosen-
hilfe geschehen. Leitlinie 9 beschreibt, dass Deutschland Gesetze über „unfai-
ren Wettbewerb“ zu lockern hat. Leitlinie 16 empfiehlt für Deutschland die Anhe-
bung des gesetzlichen Renteneintrittsalters, die Anhebung der Rentenbeitrags-
sätze und die Förderung kapitalgedeckter privater Rentenversicherungen; so ge-
schehen durch Müntefering. Dies sind nur einige Beispiele! Wer möchte, kann sich
das ganze Dokument von unserer Homepage herunterladen – und es mit dem
Bericht der Hartz-Kommission über „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“
vergleichen.

2. Es ist immer noch das alte Lied mit den rechtswidrigen Mietobergrenzen ! Der
„Weser-Kurier“ vom 30. April 2008 beschreibt in seinem Artikel „Bagis zahlt kein
Deponat für neue Wohnung“ eine dreiköpfige Familie, der die Bagis die Unter-
kunftskosten von 600 Euro Kaltmiete für eine neue Wohnung nicht anerkennt und
stattdessen lieber 4.200 Euro monatlich an Hotelkosten zahlt. Eine Stellungnahme
des Herrn Röwekamp (CDU) sei uns diesbezüglich erspart!
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Jedoch hätte ich gerne die Finanzsenatorin und Bürgermeisterin Karoline
Linnert (Bündnis 90/Grüne) dazu gehört, die im Juni vergangenen Jahres noch
meinte, dass „Villen“ für ALG-II-Betroffene nicht finanziert werden können. Viel-
leicht könnte sich auch der sozialpolitische Sprecher der Grünen und Sozialrich-
ter Horst Frehe zu einem solchen konkreten Fall äußern. Herr Frehe war während
der Koalitionsverhandlungen darauf bedacht, einen imaginären „Appartement-
Helmut“ zu verhindern.

Letztlich müssten beide Herrschaften wohl einsehen, dass die abstrakte Fest-
legung von Mietobergrenzen anhand von Verwaltungsanweisungen, die keine
Rechtsquellen darstellen, rechtswidrig ist und die Bagis die Bemessung der Un-
terkunftskosten einzelfallbezogen anhand der ortsüblichen Mieten auf dem Woh-
nungsmarkt vorzunehmen hat. Diese Rechtsfrage ist durch das Bundessozialge-
richt schon seit November 2006 geklärt, sodass die Anhänger bremischer Verwal-
tungsanweisungen diesbezüglich nicht länger auf eine seit langem fällige ober-
verwaltungsgerichtliche Entscheidung im Lande Bremen zu warten brauchen, um
endlich zu merken, dass sie rechtswidrig handeln!

Ein ALG-II-Betroffener und ehemaliger Wähler der Grünen (parteilos)

Sittenwidrig: Kik zahlt Verkäufer(inne)n nur zwei
Drittel des Tariflohns („Spiegel-Online“)

Sehr zögerlich, Herr Böhrnsen!
Bei schönem Frühlingswetter fand die 180. Montags-
demo in Bremen um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz
statt. Wir hatten uns vorgenommen, neue Elemente
in die Montagsdemo einzubauen. So wurden einige
der Redebeiträge freier gehalten, und wir versuchten,
zu bestimmten Fragestellungen kleine Interviews mit
den Anwesenden zu führen. Wir sind auch dabei, ein
neues Moderatorenteam zu bilden.

In Bremen ist das „Christival“ vorbei. Einige kriti-
sche Stellungnahmen waren angebracht zu Positio-
nen, die so gar nicht zu Bremen passen. Es ist im-
mer wieder nur merkwürdig, wie versteckt und ver-
zögert sich der Herr Bürgermeister Böhrnsen zeigt,
wenn mal ein Wort zu reaktionären Standpunkten zu
sagen wäre!
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Wieder etwa 30 Teilnehmer kamen her und hörten zu oder sagten etwas. Zu
Pfingsten findet, wie an Feiertagen üblich, keine Montagsdemo statt. Die nächste
ist also erst am 19. Mai 2008, wieder um 17:30 Uhr hier auf dem Marktplatz.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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181. Bremer Montagsdemo

am 19. 05. 2008

Die Einkommen im unteren Be-
reich müssen endlich steigen!

Ich begrüße euch heute zur 181. Montagsdemo! Wir sind eine parteiunabhängige
Organisation und stehen jeden Montag um 17:30 Uhr hier auf dem Marktplatz,
um gegen die Hartz-Gesetze, gegen Ein-Euro-Jobs und für einen Mindestlohn zu
kämpfen.

Die Schere zwischen Arm und Reich hat sich weiter geöffnet: Die Einkom-
men der Reichen steigen, die Einkommen im unteren Bereich sinken weiter. Wer
monatlich weniger als 781 Euro zur Verfügung hat, gilt als arm! Das sind 13 Pro-
zent der Bevölkerung!

Immer mehr Menschen können von dem, was sie verdienen, ihren Lebensun-
terhalt nicht mehr bestreiten und benötigen eine Aufstockung vom Amt. Wir brau-
chen einen Mindestlohn und Politiker, die endlich handeln! Wir werden hier so lan-
ge stehen und demonstrieren, bis wir unsere Ziele erreicht haben. Unser Mikro-
fon ist offen für jeden, der zu diesem Thema etwas sagen möchte!

Anke Meyer (parteilos)

Jeder Achte in Deutschland ist arm
So jedenfalls lautet die Aussage im neuen Armutsbericht. Das ist wieder eine
Bestätigung für uns Montagsdemonstranten, denn wir haben hier an dieser Stelle
schon lange darauf aufmerksam gemacht und davor gewarnt. Aber wir sind ja
nur Querulanten, die immer noch mehr wollen! Dass ich nicht lache. Nein, zum
Lachen ist es wirklich nicht, was sich da abspielt, ganz im Gegenteil: Immer weiter
geht die Schere zwischen Arm und Reich auseinander, und das wird nun immer
lauter gesagt, Gott sei Dank! Auch wenn es viele noch nicht wahrhaben wollen,
aber das liegt wohl daran, dass allzu viele solch eine Tatsache einfach verdrängen
möchten. Es nützt ihnen aber nichts, denn diese Wahrheit wird sie früher oder
später einholen, und mit der nächsten Rezession werden auch sie begreifen: Nicht
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wir sind für diese Ungerechtigkeiten verantwortlich, sondern diejenigen, die sich
nicht rechtzeitig gewehrt haben.

Ein Unternehmer muss und soll etwas verdie-
nen, schließlich trägt er ein Risiko, aber das spricht
ihn nicht davon frei, dass er auch eine soziale Ver-
antwortung trägt. Daran sollte die Regierung die-
sen Unternehmer eigentlich oft genug erinnern! Es
kann und darf aber auch nicht zugelassen werden,
dass sich immer mehr aus dieser Solidargemein-
schaft verabschieden. Ebenfalls darf es nicht sein,
dass die Regierung gegen den Willen des Volkes
regiert und dann auch noch die eigene Bevölke-
rung mit ihren Gesetzen in die Armut treibt! Hartz
IV und Agenda 2010 sind solche Gesetze, und des-
halb gehören sie auf dem Müll. Wir Bürger wollen
solche Gesetze nicht, begreift es endlich, also weg
mit Hartz IV und Agenda 2010, denn sie sind un-
ser aller Untergang, und darum stehen wir hier und protestieren! Was ist daran
nun falsch? Also Leute, wir brauchen eure volle Unterstützung! Bleibt einfach nur
stehen und zeigt den Regierenden: Ich bin nicht mit diesen Gesetzen einverstan-
den! Wenn nicht, dann müsst ihr eben die Folgen eines Tages tragen, so ist das
nun mal, aber dann sagt auch nicht, uns hat niemand gewarnt!

Udo Riedel (parteilos)

Das Armutszeugnis
Die Regierung veröffentlicht ihren Armutsbe-
richt. Nach ersten Angaben hat sich die Sche-
re zwischen Arm und Reich massiv geöffnet.
Das ist in erster Linie das Ergebnis der Politik
Schröders und der SPD, die von den Grünen
seinerzeit breit unterstützt wurde. Der Kreis
der Nutznießer und Unterstützer reicht vom
Kapital über CDU/CSU und FDP bis zu den
Grünen. Nur „Die Linke“ als parlamentarische
Oppositionspartei und die kämpferische Op-
position, zu der auch die MLPD gehört, sind
aktive Gegner dieser Politik. Es gibt keine An-
zeichen, dass die Herrschenden und Regie-

renden ihre Politik ändern wollen. Umso mehr ist es unsere Aufgabe, jeden aber
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auch jeden zum Aktivwerden aufzufordern. Es gibt kein Zurück, aber ein Vorwärts-
gehen in eine neue demokratische Gesellschaft, wo jeder gebraucht wird!

Auch wenn Professor von Arnim fast schon wieder in der Versenkung ver-
schwunden worden ist, seine Analyse ist klar: Das Volk hat nichts mehr zu sa-
gen. 82 Prozent haben laut „Stern“ die Demokratie im letzten Jahr als leere Flos-
kel und Hülse charakterisiert. Wenn jetzt nach erst einem halben Jahr SPD und
CDU gemeinsam schon wieder an der Diätenschraube drehen, bestätigt das doch
gerade diese Einschätzung Da werden Redakteure – zum Beispiel im „Weser-
Kurier“ – bemüht, Herrn von Arnim zu relativieren und die „guten alten Adenauer-
und Strauß-Zeiten“ wieder wachzurufen, um letztlich alles so zu lassen, wie es
ist – fürs Kapital, versteht sich.

Ich bin der Auffassung, die parlamentarische Demokratie ist keine Demokra-
tie vom und für das Volk: Da könnte ja jeder mitbestimmen. Wir haben hier in
Deutschland eine Diktatur des Kapitals mit pseudodemokratischen Spielchen und
Ablenkungen. Und noch mehr in Europa: Die Lissabonner Verträge und Beschlüs-
se zementieren eine Herrschaft, die mit Demokratie nichts gemein hat. Man kann
das irische Volk nur aufrufen, gegen diesen undemokratischen Grundlagenver-
trag zu stimmen. Wenn das keinen Erfolg haben sollte, steht uns ein langer Kampf
bevor.

Man muss dann vielleicht auch davon ausgehen, dass die Herrschenden ei-
nes Tages von der Methode des Betrugs zur Methode der Gewalt gegen das Volk
übergehen werden. Die Notstandsgesetze sind schon lange da, und die neuen
Einschränkungen durch die Schäuble-Gesetze werden Zug um Zug Realität. Aber
wenn wir uns alle zusammenschließen, werden sie wie 1945 wieder eine Nieder-
lage einstecken. Das Volk ist stärker!

Jobst Roselius

Der Sendesaal muss weiterleben!
Am 17. Mai 2008 meldeten „Weser-Kurier“ und „Tageszeitung Bremen“, dass eine
weitere Fristverlängerung für den Sendesaal bis zum 30. Mai eingeräumt wurde.
Bis Ende des Monats will Dr. Klaus Hübotter Einzelheiten seines Konzepts für den
Weiterbetrieb vorstellen. Hier noch einmal eine Zusammenfassung der Fakten,
die wohl letztlich zu diesem Aufschub beigetragen haben.

In einem Zehn-Punkte-Papier stellte Hübotter richtig, was der „Weser-Kurier“
in seinem Artikel „Sendesaal wird zum Abriss freigegeben“ vom 10. Mai fälschli-
cherweise geschrieben hatte: Es stimme nicht, dass die Eigentümer für die Ab-
rissgenehmigung eine Frist gesetzt hätten. Eigentümer seien nicht die beiden
Käufergesellschaften aus Norderfriedrichskoog, sondern sei nach wie vor „Radio
Bremen“. Grundstückskäufer sind noch lange nicht Eigentümer, schon gar nicht,
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solange sie nicht den Kaufpreis gezahlt haben. Der Kaufvertrag sei zwei Jahre
alt, aber bis heute nicht durchgeführt.

Allerdings habe der Senat auf Druck der „Investo-
ren“ Ende letzten Jahres das Denkmalschutzverfah-
ren für den Sendesaal ausgesetzt. Der einzige Grund
hierfür, so Hübotter, sei nicht etwa die mangelnde
Denkmalwürdigkeit gewesen, sondern die Befürch-
tung „Radio Bremens“, den Restkaufpreis nicht zu
erhalten. Dieser Grund entfiele sofort, wenn ein drit-
ter Kaufinteressent den Erwerb des Funkhausgelän-
des nicht mehr vom Abriss abhängig machen würde.
Dann könnten Heise und Klima ohne Weiteres vom
Vertrag zurücktreten. „Radio Bremen“ erhielte den-
noch sein Geld, die Gebäude würden gerettet, Bremen bliebe unblamiert, die
wertvolle Gebäudesubstanz würde angemessen neu genutzt, und Millionenwerte
blieben erhalten. Es lohne sich mehr denn je, an dieser Lösung zu arbeiten.

Der Verein „Freunde des Sendesaals“ forderte in einer Stellungnahme die ge-
genwärtigen Käufer Heise und Klima offen zum sofortigen und ersatzlosen Rück-
tritt vom ohnehin noch nicht vollzogenen Kaufvertrag auf. Der Verein schreibt: „Ihr
laut ‚Weser-Kurier‘ vom 10. Mai 2008 bekräftigtes Abrissbegehren bedeutet die
Vernichtung von öffentlich durch Gebühren finanziertem Eigentum.“ Dies trifft ab-
solut zu! Es ist sehr zu hoffen, dass es bald zu einer positiven Lösung kommt. Der
Sendesaal muss weiterleben!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Bremer Verhältnisse
Eine Bremer Posse ist die Vergabe
des S-Bahn-Netzes durch den Se-
nat. Der Streit fing an, als der neu-
gewählte SPD-Chef Uwe Beckmeyer
den Vertrag über die Auftragsverga-
be bekanntgab – glich dieser doch
genau dem Angebot der Deutschen
Bahn. Herr Beckmeyer musste sich
zu Recht als Lobbyist schelten las-
sen. Nun hat nicht die DB den Auf-
trag erhalten, sondern der regionale
Konkurrent Nordwestbahn. Nachdem

man glaubte, der Vertrag über die Nutzung des Schienennetzes außerhalb der
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Bremer Grenzen sei abgeschlossen, wird man eines anderen belehrt: Die DB-
Regio, eine Tochter der Deutschen Bahn, von der ebenfalls ein Angebot abge-
geben wurde, hat mit Erfolg gegen die Entscheidung des Vergabeausschusses
geklagt, als diese bekanntgegeben wurde, und eine neue Ausschreibung erwirkt.
Das niedersächsische Oberlandesgericht in Celle hat die Auftragsvergabe für
nichtig erklärt. Gegen diese Urteil klagt nun wiederum der Bremer Senat.

Das Oberlandesgericht in Celle kritisiert, dass bei der Auftragsvergabe nicht
das Urteil des Europäischen Gerichtshofs in Luxemburg berücksichtigt wurde,
demzufolge Aufträge der Städte und Kommunen den Wettbewerb fördern müs-
sen. Die Bedingung, der Auftrag solle nur an eine Firma gehen, die Tariftreue ga-
rantiert, schließe das aus. Genau dies hatte der Bremer Senat gefordert. Den Zu-
schlag bekam daher die Nordwestbahn, die in diesem Sinne ein besseres Kon-
zept vorgelegt hatte, denn die Löhne der Beschäftigten waren laut Angebot hö-
her. Eigentlich müsste man froh sein über diese Vergabe-Entscheidung. Leider
entsprechen aber Entscheidungsfindung und Auftragvergabe nicht dem aktuel-
len Recht, denn in der Tat ist das Urteil aus Luxemburg bindend für alle 27 EU-
Staaten. Die einzelnen Länder haben nun die Pflicht, diesen Rechtsstandard so
schnell wie möglich in Landesrecht umzuwandeln. Eine Vergabe mit Verpflichtung
zur Tariftreue ist somit nicht haltbar.

Der DGB und mehrere deutsche Politiker halten dagegen, das neue Vergabe-
recht fördere Dumpinglöhne. Diese Aussage ist aber nur die halbe Wahrheit. Ge-
fördert und beschleunigt werden diese prekären Maßnahmen von der deutschen
Regierung und den umsetzenden Bundesländern und Kommunen. Der Grund-
satz „EU-Recht geht vor Bundesrecht“ ist auch im Lissabonner Vetrag festge-
schrieben, der Ende April von der Bundesregierung unterzeichnet wurde und der
die wirtschaftlichen und politischen Ziele der erweiterten EU regelt. Und wenn
Herr Loske, der Bremer Senator für Verkehr und Europa, auch die Beschwerde-
schrift gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes Niedersachen geschrieben hat,
so weiß er doch, dass er verlieren wird. Es ist daher verlogen, wenn der Bremer
Senat die neue Vergabe kritisiert, aber nicht den Mut hat, das Luxemburger Urteil
und den Lissabonner Vertrag zu kritisieren. Wenn der Auftrag an DB-Regio geht,
bedeutet dies keinen Sieg für die Beschäftigten: Nach dem Zuschlag wird sicher-
lich ein Subunternehmen beauftragt. Leider geht es auch den Behörden nur ums
Geld, und die Einhaltung der Tariftreue durch den Arbeitgeber wird durch sie nicht
geprüft. Der Arbeiter ist nur das letzte Glied in der Firma und wird sich nicht be-
schweren, wenn man ihn ungerecht behandelt. Er ist das Opfer dieser Mogelei
und Mauschelei.

Jens Schnitker (parteilos)

Erneut 2.000 Rentner bei Montagsdemonstration in Braunschweig: Kein „
Konflikt alt gegen jung – wir sitzen alle in einem Boot!“ („Rote Fahne News“)
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Die Eltern brauchen sofort
mehr Geld für ihre Kinder!

1. Es ist viel in Bewegung gekommen, um die Kin-
derarmut zu lindern: Sozialsenatorin Rosenköter
hat Schulranzen verteilt, viele Einrichtungen bieten
für Kinder teilweise kostenlose Mahlzeiten an, die
Bremer Schulen werden ab Januar 2009 ein Schul-
essen einführen. Aber auch Kinder müssen jeden
Tag essen! Aus meiner Sicht ist dies alles nur Flick-
werk. Die Umsetzung solcher Pläne sondert die
Kinder der von ALG II und Sozialgeld Betroffenen
aus. Bei Schulessen für alle betragen die Verwal-
tungskosten bereits 30 Prozent, und bei Bedürftig-

keitsprüfung steigt dieser Verwaltungsanteil rapide.
Die Eltern brauchen sofort mehr Geld für ihre Kinder! Am einfachsten ist

es, die Anrechnung des Kindergeldes beim ALG II und Sozialgeld einzuschrän-
ken. Die vielen Einzelmaßnahmen können dann entfallen, die Ausgrenzung von
Bedürftigen wird vermieden. Es ist keine weitere Bedürftigkeitsprüfung notwen-
dig. Das ist sofort umsetzbar! Dies wäre keine neue Erfindung, denn auch beim
Bafög wird das Kindergeld nicht angerechnet. Beides wird nebeneinander ge-
währt. Wenn die gleiche Regelung für den Kinderzuschlag eingeführt wird, erfolgt
keine „Sogwirkung“ in das ALG II. Allein dieser Vorschlag zeigt, dass eine Kinder-
gelderhöhung für die Ärmsten nichts bringt. Millionäre haben übrigens auch An-
spruch auf Kindergeld für ihre Kinder!

Ein Beispiel für Langsamkeit ist der Inhalt folgender Pressemitteilung: „Am 8.
Mai 2008 kamen die Mitglieder der Kinderkommission des Deutschen Bundes-
tages erneut zu einem Gespräch mit Bundespräsident Horst Köhler zusammen.
Damit wurde der im letzten Sommer verabredete Dialog fortgesetzt. In diesem
Gedankenaustausch ging es insbesondere um die Schaffung der Bedingungen
für ein gerechtes Aufwachsen der Kinder. Beide Seiten bekräftigten, dass ein ge-
rechtes Aufwachsen Bildung, Integration und Teilhabe voraussetzt. Es dürfe nicht
sein, dass in Deutschland wie in keinem anderen Land Europas die soziale Her-
kunft der Eltern über den Bildungserfolg und damit über die Zukunftschancen der
Kinder entscheidet. Die Kinderkommission hofft, den aufgenommenen Dialog im
nächsten Jahr weiterzuführen zu können.“ Können wir dies als ernsthafte Bemü-
hung um eine Änderung ansehen? Hoffentlich hat der Imbiss geschmeckt und
das Sitzungsgeld gestimmt!

2. Horst Köhler rettet wieder einmal den Lissabonner Vertrag , diesmal durch
Verschleppen. Der Bundespräsident ist Garant für die Umsetzung der Agenda
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2010 in Deutschland! Die Verlängerung des ALG I hat er scharf verurteilt und
das politische Personal zum Rapport bestellt. Nur der Hinweis auf anhängige
Gerichtsverfahren dürfte ihn zum Einlenken bewegt haben. Ob Herr Köhler der
Kinderkommission mitgeteilt hat, dass dies alles durch den Lissabonner Vertrag
festgeklopft wird? Lesen Sie doch einfach Seite 71 in dem Dokument über die „
Umsetzung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik 2003 bis 2005“ – relativ kurz,
aber sehr erhellend!

Warum läuft die Agenda 2010 so reibungslos? Weil die wenigsten Menschen
wissen, was dort geregelt ist. Die Agenda 2010 hat Gerhard Schröder vom dama-
ligem Lissabonner Vertrag abgeschrieben. Zitat: „Alles in allem scheint Deutsch-
land die aufgezeigten politischen Herausforderungen in Angriff zu nehmen. Auf
Grundlage der im Parlament verabschiedeten Maßnahmen scheinen die Aufga-
benstellung und Empfehlungen zum Arbeitsmarkt weitgehend in Angriff genom-
men. Es wurden Maßnahmen ergriffen beziehungsweise vorgeschlagen, um das
Abgaben- und Sozialleistungssystem zu reformieren; diese beinhalten eine Ein-
schränkung des Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung und die Förderung von
Arbeitsplätzen im Niedriglohnsektor.“

Herr Schröder hatte aber ein Geldproblem: Die Kassen waren für soziale
Grausamkeiten viel zu voll! Also nahm Schröder die Anleitung (das Papier aus
Lissabon) zur Hand und brachte die Unternehmenssteuerreform auf den Weg
(so oder ähnlich). Die Kapitalgesellschaften konnten ihre gezahlten Steuern bis
zu zehn Jahren rückwirkend wiederholen! Darauf war die Kasse leer und der
Grund für die Hartz-Gesetze geschaffen. Mit den plötzlich steuerfreien Gewin-
nen aus Unternehmensverkäufen wurden die Massenentlassungen der Großun-
ternehmen ermöglicht.

Damit dieser massive Arbeitsplatzverlust nicht aus der Arbeitsmarktstatistik
ersichtlich wird, wurden dann auch geringfügige Beschäftigungen als Arbeitsplatz
mitgezählt. Diese Statistik ist jetzt ohne jegliche Aussagekraft, weil die Zahlen der
Erwerbslosen, offenen Stellen und Arbeitsverhältnisse geschönt sind. Mitgezählt
werden auch Arbeitsverhältnisse, die zu 100 Prozent aus Beitragsgeldern geför-
dert sind! Die Presse berichtet meist kritiklos über diese Zahlen. Dabei sagte Frank
Weise dem „Stern“: „Die Bundesagentur würde gerne höhere Arbeitslosenzahlen
melden“! Das war am 8. April 2005. Lesenswerte Details! Ich wette, inzwischen
weiß nicht einmal Herr Weise, wie viele Erwerbslose bei der BA und den Argen
registriert sind!

3. Dabei würden stimmende Zahlen die Mär von der nahenden Vollbeschäftigung
beenden, auch für den in Bayern beginnenden Wahlkampf. Was dem Herrn Koch
die Ausländer waren, sind dem Herrn Glos die Erwerbslosen! Der Wähler wür-
de dies alles bei eine fairen Berichterstattung durchschauen. Besonders betrof-
fen von dieser Arbeitsmarktlage sind die Jugendlichen. Die gemeinsame Presse-
mitteilung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des Bun-
desverbandes der Deutschen Industrie, des Deutschen Industrie- und Handels-
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kammertages, des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks, des Bundesver-
bandes der Freien Berufe, des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie, des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales und der Bundesagentur für Arbeit vom 19. Mai 2008
im BA-Presseinfo Nr. 23 lautet: „Fachkräftenachwuchs sichern und Zukunftschan-
cen nutzen!“

Auszug: „Unser Appell richtet sich gleichzeitig an Jugendliche: Nutzen Sie Ih-
re Chancen auf dem Ausbildungsmarkt ! Berücksichtigen Sie dabei immer das
breite Berufespektrum mit auch vom ursprünglichen Wunschberuf abweichenden
Ausbildungsangeboten. Auch hilft der Blick über den regionalen Tellerrand hin-
aus. Hierdurch eröffnen sich vielfach neue und interessante Perspektiven. Unter-
stützung bei der Ausbildungssuche erhalten Sie von den Arbeitsagenturen und
Kammern! Zudem appellieren wir an Sie, nicht durch Mehrfachzusagen an Betrie-
be Ausbildungsplätze zu blockieren. Dies ist ein Gebot der Fairness den anderen
Jugendlichen gegenüber, die noch eine Ausbildung suchen. Aber auch Arbeitge-
ber sollten sich möglichst frühzeitig entscheiden, damit Jugendliche Klarheit ha-
ben.“ So weit die Pressemeldung. Wieder geht der Schwarze Peter an die jungen
Leute!

Die „Arbeitnehmerkammer Bremen“ schreibt am 16. Mai 2008: „Trotz aller
Erfolgsmeldungen bleibt aus unserer Sicht die Situation auf dem Ausbildungs-
markt äußerst problematisch. Für realistische Prognosen hinsichtlich Ausbil-
dungsplatzangebot und -nachfrage ist es bei Weitem zu früh. Die Meldebewegun-
gen sowohl der anbietenden Unternehmen als auch der Nachfrager(innen) nach
Ausbildungsstellen sind nicht abschätzbar. Die Bildungsstatistiker des Bildungs-
ministeriums rechnen bundesweit trotz Angebotszunahme mit etwa 200.000 un-
versorgten jungen Leuten in diesem Jahr, sodass weder die Arbeitsagentur noch
die Politik so recht in den Jubel einstimmen wollen.“ Letztere Vermutung hat sich
nun erledigt.

Und weiter: „Zudem ist der Nachholbedarf nach den enormen Reduktionen
vor dem Aufschwung so groß, dass das entstandene Defizit über Jahre hinweg
kaum ausgeglichen werden kann. Bremen hat auf diesem Gebiet besonders viel
nachzuholen, denn die hiesigen Zuwächse der letzten zwei Jahre lagen deut-
lich unter dem Plus, das alle anderen westlichen Bundesländer zu verzeichnen
hatten.“

Ich erinnere an die „Nacht der Jugend“ in Bremen 2006. Die Jugendlichen
hatten die Ausbildungsstatistik zurechtgerückt: Nicht 95 Prozent der Jugendlichen
hatten einen Ausbildungsplatz gefunden, wie die Handelskammer Bremen ver-
meldete, sondern nur 44 Prozent der Jugendlichen! Dies stand auch im Inter-
net: „Schüler von fünf Schulen (Geamtschulen Mitte und West, Schulzentren Rü-
bekamp, Walle und Walliser Straße) haben in einem Forschungsprojekt erstma-
lig untersucht, welche Chancen auf einen Berufsausbildungsplatz Bremer Schul-
absolventen haben. Sie haben dazu den Verbleib von 2.796 Schüler(inne)n der
zehnten Klassen und der Abgänger ohne Schulabschluss der siebten, achten und
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neunten Klassen des Schuljahres 2002/2003 untersucht. Sie konnten dazu die
Statistiken des Senators für Bildung auswerten. Aus diesen geht hervor, dass in
den nächsten drei Jahren, also bis zum Schuljahr 2005/2006, nur 36 Prozent ei-
ne Lehrstelle erhalten, und 44 Prozent, wenn man die vollschulischen Berufs-
ausbildungen hinzurechnet. Alle diese Schüler besuchen berufsbildende Schulen
in Bremen.“ Heute führt der Link ins Nirgendwo. Die Unterlagen waren schnell
gelöscht!

4. Was haben Erwerbslose und Rentner gemeinsam? Nicht nur, dass wir im-
mer mehr werden! Es sind die Hartz-Gesetze, zuletzt Hartz IV, siehe „Umset-
zung der Grundzüge“ Seite 71, fortgeschrieben im neuen Lissabonner Vertrag.
Die Berechnungsgrundlagen für Rentenerhöhung und Erhöhung des Regelsatzes
sind gleich. Ein-Euro-Arbeitsverhältnisse vermindern diese Erhöhung, die Redu-
zierung der Ausgaben ist in beiden Fällen das Ziel. Die Zerschlagung der sozia-
len Sicherungssysteme erfolgt, weil Privatisierung das Ziel der Lissabonner Ver-
träge ist. Im Detail gibt es noch viel mehr, aber dies sollte eigentlich schon rei-
chen, um zur Bremer Montagsdemo zu gehen, den Kopf zeigen: Ich bin nicht
einverstanden!

Ich habe die Übereinstimmung der Betroffenheit zwischen Erwerbslosen und
Rentnern unvollständig angeführt, denn in Lissabon wurden darüber hinaus die
Rahmenbedingungen für ein kapitalgelenktes Europa geschaffen, mit einschnei-
denden Auswirkungen für jeden Menschen in Europa: Sicherheit für Einschrän-
kung der Freiheit. Dies betrifft die geänderte Rentenformel mit Senkung der An-
sprüche für Neurentner, die Gesundheitsreform mit Gesundheitsfonds und Fall-
bezahlung in den Krankenhäusern sowie den Bologna-Prozess für die Bildung.
Unter Einwirkung von Bertelsmann wurde dies alles im Lissabonner Vertrag fest-
geklopft! Das sollte eigentlich reichen, um zur Bremer Montagsdemo zu gehen,
den Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!

5. Dass die jetzt nach Protesten gestoppte Diätenerhöhung unverschämt ist und
auch die davor unverschämt sind, leuchtet selbst jedem Abgeordnetem ein. Da-
bei ist die Erhöhung der steuerfreien Pauschale für Aufwendungen der Abgeord-
neten in den Pressemeldungen überwiegend untergegangen. Unser politisches
Personal beklagt sich oft über das geringe Ansehen, das Politiker genießen, doch
so wird sich das nicht ändern, im Gegenteil!

Es gibt noch weitere Vorteile für Abgeordnete, darunter freiwillige wie die Park-
plätze an Flughäfen (das war gerade Thema in der Presse), das Sterbegeld (ab-
geschafft für alle anderen) oder die Extra-Rentenkasse mit Super-Bedingungen.
Auch Abgeordnete können Glaubwürdigkeit gewinnen: Einfach die Unterschiede
auflisten und anfangen, sie zu beseitigen, nicht nur im Bundestag, sondern auch
auf Landes- und erst recht auf EU-Ebene. Bitte zügig und prompt!
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6. Vor der Wahl in Bremen mussten Abgeordnete im Aufsichtsrat der Kliniken vor
der Berufung erklären, dass sie immer für die Meinung des Senats stimmen wer-
den, siehe 103. und 154. Montagsdemo. Die neue rot-grüne Regierung hat ver-
einbart, dies sei unhaltbar und werde abgeschafft. Das wurde umgesetzt: Abge-
ordnete werden nicht mehr in das Aufsichtsgremiun berufen. Ersatzweise wur-
de ein neuer Ausschuss gebildet, ohne jedoch Aufgaben und Kompetenzen da-
für zu definieren, auch kein Mitwirkungsrecht. Nicht einmal informiert wird die-
ser Ausschuss! Die jetzigen Personalentscheidungen sind ein weiterer Ausdruck
der Hilflosigkeit des politischen Personals. Es hat sich jemand gefunden, aller-
dings mit Alleinvertretungsanspruch! Wer diesen gefährden könnte, muss sofort
gehen, oder? So etwas gab es doch bereits! Wie wird dieser Neue auf Prüfun-
gen und Kontrolle seiner Arbeit reagieren? Wie der Letzte? Der Umgang mit dem
Betriebs- und Personalrat ist dilettantisch! So sieht keine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit aus, wie sie das Betriebsverfassungsgesetz vorschreibt, ähnlich wie §
1 der Straßenverkehrsordnung!

In dieses Bild der Hilflosigkeit passt auch die Meldung, dass die Kündigungs-
frist für den Fallmanager von Kevins Ziehvater verstrichen und eine Kündigung
nicht mehr möglich ist. Schon wieder so eine Zeitungsente! Frau Ingelore Rosen-
kötter, ich habe Sie noch nie mit Hut gesehen – aber Sie sollten Ihren Hut neh-
men und zurücktreten!

Aktuell fragt „Die Linke“ nach, wo eigentlich das Sozialticket bleibt: „Am 2.
Oktober 2007 wurde durch die Fraktion „Die Linke“ in der Bremischen Bürger-
schaft ein Antrag zur Einführung eines solchen Sozialtickets in den Landtag ein-
gebracht (Drucksache 17/73). Dieser Antrag sollte zu Beginn des Jahres 2008 in
den zuständigen Deputationen behandelt werden, was aber nicht erfolgt ist. Erst
auf Nachfrage der Fraktion „Die Linke“ gab es am 24. April 2008 in der staatli-
chen Deputation für Soziales, Jugend, Senioren und Ausländerintegration unter
dem Tagesordnungspunkt 6b einen mündlichen Sachstandsbericht zum Thema.
Dieser von der Verwaltung vorgetragene Bericht war aufgrund der Vielzahl unbe-
antworteter Fragen höchst lückenhaft.“

Armut ist relativ! Im Jahr 2005 lag die Armutsgefährdungsgrenze von 60 Pro-
zent des Durchschnittseinkommens bei 882 Euro. Jetzt sind 60 Prozent des mitt-
leren Einkommen 781 Euro. Somit gelten viele Arme ohne Einkommensverände-
rung plötzlich nicht mehr als arm, trotz gestiegener und steigender Preise! Dies
zeigt deutlich den Absturz der Löhne und Gehälter.

Den ausgewiesenen Rückgang der Wohnungslosigkeit von 530.000 auf
245.000 glaube auch ich nicht. In Bremen wurden die besonderen Hilfen für
Wohnungslose zurückgefahren. Wurde dabei auch die Statistik eingespart? In
der Bagis arbeiten jedenfalls über 700 Mitarbeiter(innen) an der Erhöhung der
Wohnungslosen – natürlich nur als unbeabsichtigtem Nebeneffekt! Wird, wer in
ein Not-Hotel einzieht, noch als Wohnungsloser gezählt? Zur Erinnerung: Jun-
gen Erwachsenen können bei Sanktionen auch die Kosten der Unterkunft gestri-
chen werden! Wenn sich kein Unterstützer findet, bedeutet das Obdachlosigkeit,
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„verordnet“ vom Amt! Diese Jugendlichen tauchen ab, sie entschwinden in eine
andere Umgebung! Das alles ist unschön, aber alles bewusst gemacht, alles Ge-
setz, alles änderbar! Es geht anders! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin
nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Die Reichen werden nicht mitgezählt: So bleibt mit dem Durchschnitts-
einkommen auch der Hartz-IV-Regelsatz niedrig („Tageszeitung“)

Neues Schandurteil: „Der zurzeit gültige Regelsatz von 347 Euro
übersteigt das physische Existenzminimum und enthält darüber hin-

aus einen soziokulturellen Leistungsanteil“ („Rote Fahne News“)

Die Verdienste des Michael Glos
um die Weiterentwicklung

der Zwangsarbeit
1. Wie kann es sein, dass der einst für die Betreu-
ung von Kevin zuständige Sachbearbeiter wieder
im Amt für Soziale Dienste beschäftigt wird? Ge-
gen diesen Mann wurde Anklage wegen fahrläs-
siger Tötung durch Unterlassen erhoben! Nach-
dem der zu Tode gequälte kleine Kevin im Kühl-
schrank seines Ziehvaters gefunden wurde, hat-
te sich der Sachbearbeiter über längere Zeit krank
gemeldet. Eigentlich hätte er vom Amt längst sei-
ne Kündigung erhalten sollen. Uneigentlich hatte
die Behörde die Fristen dafür jedoch verstreichen

lassen. Soll dieser Umstand nach einem spitzen Aufschrei der Empörung eben-
so unter den Tisch fallen wie die Mitschuld einiger Bagis-Mitarbeiter am Tode des
Kindes, die die Zahlungen für den Lebensunterhalt wegen formaler Versäumnis-
se einstellten, obwohl sie über die Situation von Kevin und seinen Ziehvater infor-
miert waren? Wer genau trägt hierfür die Verantwortung? Es betrifft leider genau
den Zeitraum, in dem der kleine Kevin umkam!

Warum wurden von der Bagis die Warnungen eines Arztes ignoriert, der den
Ziehvater als eine „tickende Zeitbombe“ bezeichnete und die Behörden um schnel-
le Erledigung der Geldangelegenheit bat? Was ist mit der Verantwortung von Bür-
germeister Jens Böhrnsen, der persönlich darum gebeten wurde, sich des bedau-
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ernswerten kleinen Jungen anzunehmen? Warum wird dem vorliegenden 389-
seitigen Untersuchungsbericht zum Tode Kevins nicht die Bedeutung beigemes-
sen, die ihm zusteht? Hauptangeklagt wird ein Süchtiger, ein Gewalttätiger und
vermutlich psychisch Kranker, dem unverantwortlicherweise ein Kleinkind über-
lassen wurde! Ein Kranker ist krank und kann für seine Tat – so entsetzlich sie ist –
nicht voll zur Verantwortung gezogen werden. Zunächst wird auf den vermeintli-
chen Täter geguckt, dann erst kommt der Staat. Aber die Frage sei erlaubt, was
der Staat für Rahmenbedingungen schafft, die aus einem Vater einen bis zum To-
de Misshandelnden machen können!

2. Thomas Röwekamp bittet um Entschuldigung. Der CDU-Fraktionschef rief in
einer Haushaltsdebatte der Bürgerschaft: „Unter Brücken sollen sie schlafen“ und
bezog sich dabei auf Hartz-IV-Empfänger. Dafür bekam er ordentlich Dresche,
erntete massive öffentliche Kritik und Empörung. Ach Gottchen, nun entschuldig-
te er sich sogar in einem Brief an seine Parteifreunde! Dass er diesen Fehler zu-
tiefst bedauert und sich im Nachhinein über seinen Zwischenruf ärgert, nehme
ich ihm sogar ab. Dies allerdings nur unter der Prämisse, dass er sich beim Lan-
desparteitag als neuer Landesvorsitzender zur Wahl stellen wollte, natürlich um
gewählt zu werden. Das ist dem Hardliner ja bedauerlicherweise gelungen.

Entweder beabsichtigte er einfach nur die Form zu wahren, um den Eindruck
von christlicher Wohlanständigkeit zu erwecken, oder ihm schwante, dass der Bau
von so vielen neuen Brücken als Schlafplatz für Hartz-IV-Empfänger das Land
Bremen beträchtlich teurer zu stehen käme, als die erheblich zu niedrigen Miet-
obergrenzen endlich an die Realität auf dem Wohnungsmarkt anzupassen. Die
unzähligen taufrischen Flussüberquerungen hätten womöglich das Landschafts-
bild von Bremen langfristig verschandeln können. Der Schlager „Über sieben Brü-
cken musst du gehen, sieben dunkle Jahre überstehen“ kann nun wohl doch keine
noch nie da gewesene Bedeutung erlangen. Oder hätten wir sonst singen sollen:
„Unter sieben Brücken sollst du pennen, sieben dunkle Jahre nur nicht flennen“?

Ich persönlich bin davon überzeugt, dass Thomas Röwekamp mit seinem Zwi-
schenruf genau das rausgerutscht ist, was er und viele seiner Parteigenossen in
tiefster Seele tatsächlich und eigentlich denken! Denn schon seine Verdrehungen
beim grausamen Brechmitteleinsatz mit tödlichem Ausgang sprechen Bände. Das
sollten wir nicht vergessen, auch wenn der „Weser-Kurier“ ihn bei seiner Entschul-
digungsmeldung wie einen unschuldigen, braven Schuljungen ablichtete!

3. Ich vermute, wir sollen hier alle ganz gehörig verschaukelt werden, um den ver-
meintlichen Aufschwung zu lobpreisen! Mal wieder wird behauptet, die Aussich-
ten für die Jugendlichen bei der Lehrstellensuche seien so gut wie lange schon
nicht mehr. Da ist sogar von „glänzenden Aussichten“ für Schulabgänger die Re-
de! Angeblich könne die deutsche Wirtschaft dank der guten Konjunktur in die-
sem Jahr mehr Lehrstellen anbieten, als es Bewerber gebe. Dann hätten wir ja
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zumindest bei den Azubis schon „Vollbeschäftigung“ erreicht. Wer dies glaubt,
wird mehlig, äh selig!

Ich bin bei dieser Nachricht sehr misstrauisch geworden und fragte mich, ob
das wohl wieder eine „neue“ Taktik ist. Wenn nun (massenhaft) Schüler keine
Lehrstelle bekommen, wird es dann heißen, dass gerade sie sich nicht eigne-
ten, weil sie in den naturwissenschaftlichen Fächern oder in Mathematik leider
zu schlecht seien? Auf jeden Fall soll mal wieder verschleiert werden, dass leider
seit etlichen Jahren nicht genügend Lehrstellen zur Verfügung gestellt werden.
Gerade wenn klar ist, dass es nie wieder echte Vollbeschäftigung geben wird, ist
es nur logisch, dass die Wirtschaft kein Geld in Menschen stecken will, die später
sowieso keine Arbeit finden werden! Warum also überhaupt allen Jugendlichen
zu einer Ausbildung verhelfen?

Es wird ja bedauerlicherweise alles nur noch durch den neoliberalen Filter der
Ökonomisierung betrachtet! Und jetzt sollen die Lehrstellen angeblich im Über-
maß vorhanden sein und nur die Schüler zu unqualifiziert? Aber damit nicht ge-
nug: Auch mittels offizieller Statistiken wird versucht, die Probleme der jungen
Menschen kleinzureden. Da werden einfach viele junge Erwachsene aus der Sta-
tistik der Bundesagentur für Arbeit heraus„gezaubert“, obwohl sie überhaupt gar
keine Lehrstelle gefunden haben! Zu ihnen gehören etwa die 24.000 Jugendli-
chen, die im vorigen Jahr eine sogenannte Einstiegsqualifizierung begonnen ha-
ben. Dabei handelt es sich um eine Art Praktikum, das in der Regel sechs Mona-
te dauert. Andere absolvieren angeblich „berufsvorbereitende“ Kurse, wie dieses
die Statistik verschönende Abstellgleis genannt wird. Gewerkschaftsvertreter kri-
tisieren, dass zahllose dieser Lehrstellenanwärter solch eine „Weiterbildung“ ei-
gentlich gar nicht brauchen. Uneigentlich könnten sie nämlich sofort eine Ausbil-
dung beginnen – wenn es denn genügend Lehrstellen gäbe!

Wieder andere geben die Suche irgendwann entnervt auf und machen gar
nichts oder nehmen einen ungelernten Job an. Auch sie gelten dann nicht mehr
als „unversorgte Bewerber“. Und wer außer den Gewerkschaften redet noch von
den 385.000 Altbewerbern, die jedes Jahr die sogenannte Bugwelle erhöhen? Im
Berufsbildungsbericht schätzen die Statistiker des Bildungsministeriums, dass gut
200.000 Jugendliche bei der Jagd nach Ausbildungsplätzen leer ausgehen. Auch
2007 blieben 100.000 ohne Lehrstelle. Zudem steigen auch die Anforderungen
der Unternehmen an die Schulabgänger enorm. Oh my god! Vielleicht sollte ich
Miss Sophie zu Rate ziehen, denn die kennt sich aus bei the same procedere
as every year. Mal wieder Volksverdummung für alle, bitte schön! Und jedes Jahr
eine Nummer härter!

4. Das von Michael Glos geführte Bundeswirtschaftsministerium will Hartz IV mit
einer verschärften Zwangsarbeitskomponente „weiterentwickeln“: Für arbeitsfähi-
ge Bezieher von Arbeitslosengeld II soll eine Arbeits- oder Ausbildungspflicht von
39 Wochenstunden ohne Vergütung eingeführt werden. Angeblich könnten durch
das „Workfare“ genannte Programm die öffentlichen Haushalte jährlich um rund
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25 Milliarden Euro entlastet werden. Durch dieses Modell würden sowohl Ein-
Euro-Jobs als auch öffentlich geförderte Beschäftigungsprogramme überflüssig
werden.

Unverschämterweise wird scheinbar die „Motivierung der Erwerbslosen“ als
wichtigster Hebel für die künftige Arbeitsmarktpolitik betrachtet: Wer wisse, dass
er seine Grundsicherung ohne Gegenleistung nicht mehr erhalten werde, sei auch
bereit, für einen Lohn zu arbeiten, der sogar bei Vollzeittätigkeit netto nicht über
den Hartz-IV-Regelsätzen liegt. Diese Forderung ist an Schamlosigkeit und an
Unterstützung der Raffgier so vieler Unternehmer kaum zu überbieten! Im Gegen-
teil: Derart niedrig bezahlte Tätigkeiten müssen endlich als sittenwidrig gekenn-
zeichnet und verboten werden!

Dabei scheint eine gezielte Verarmung der Bevölkerung im Fokus zu stehen.
Hier sollen einem breiten Publikum die ideologischen Wurzeln eines riesigen Sozi-
alabbauprogramms publizistisch nahegebracht und die Umverteilungsmaschine-
rie von unten nach oben unter Dampf gehalten werden! Die unvermeidliche Folge
einer solchen Arbeitsmarktpolitik ist der weitere Druck auf den Niedriglohnsektor
und der Abbau von Zuverdienstmöglichkeiten für ALG-II-Bezieher. Erschreckend
ist ein solches Menschenbild, das davon ausgeht, dass die Arbeitsverpflichtung
dazu führen soll, dass Erwerbslose schlicht keine Zeit mehr hätten, ihr Budget
durch regelmäßige Schwarzarbeit aufzubessern. Mal wieder wird so getan, als ob
die Jobs, die eine auskömmliche Entlohnung gewährleisten, massenhaft auf der
Straße lägen und wir bloß zu faul seien, um zuzugreifen!

Ich beanspruche für meine verrichtete Arbeit selbstverständlich eine finanzi-
elle Gegenleistung, von der ich so leben kann wie alle anderen auch! Herr Glos
betreibt hier gezielt populistische Stimmungsmache gegen Langzeitarbeitslose.
Dabei ist das Bürgerarbeitskonzept in Ostdeutschland, wo es bereits praktisch er-
probt wurde, längst komplett gescheitert. „Workfare“ ist ein totales Täuschungsma-
növer! Vollbeschäftigung kann nur mit regulärer Arbeit erreicht werden, aber eben
leider nicht mehr im Deutschland des 21. Jahrhunderts. Um Zwangsarbeit mit
dem Grundgesetz vereinbaren zu können, muss zuvor die Erwerbslosigkeit zum
Straftatbestand erklärt werden! Wenn es genügend Arbeitsplätze gäbe, bräuch-
ten sie keine Zwangsarbeit, um Vollbeschäftigung zu erreichen.

Würden die Hirngespinste des Herrn Glos in die Tat umgesetzt, bedeutete
dies, dass sich jeder eine Berufsausbildung schenken könnte. Schließlich müss-
ten ja alle ohne Ausbildung Bürgerarbeit machen. Des Weiteren bräuchte nie-
mand mehr einem Ingenieur Tariflohn zu bezahlen, denn man könnte ihn entlas-
sen und dann zur Bürgerarbeit wieder einstellen. Wie das funktioniert, wird ja mit
den Ein-Euro-Jobs noch immer ganz „wunderbar“ allerorten vorgeführt. Herr Glos
muss wissen, dass er damit nicht durchkommt. Doch vor der Bayernwahl will der
Löwe wohl noch kräftig brüllen!

Hurra, wir sind wieder so weit: In Deutschland wird erneut und ganz scham-
los über Zwangsarbeit diskutiert! Nur wird das heute „Workfare“ genannt. Diese
Studie stammt übrigens vom „Institut zur Zukunft der Arbeit“. Dessen Präsident
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ist nebenbei bemerkt immer noch Klaus Zumwinkel, eben jener wegen des Vor-
wurfs der Steuerhinterziehung in Millionenhöhe zurückgetretene Post-Chef.

5. Seit Anfang Mai bekannt wurde, dass der bisherige Vorsitzende der Bahnge-
werkschaft Transnet, Norbert Hansen , als Arbeitsdirektor ins Top-Management
der Deutschen Bahn wechseln will, frage ich mich, ob er möglicherweise der Gat-
tung der Wirbellosen angehört, also Lebewesen, die über kein Rückgrat verfü-
gen. Oder wie ist solch ein Wechsel der Lager erklärbar? In meinen Augen ist das
doch mit Verrat gleichzusetzen!

Hansen steht bei Gegnern des Börsengangs der Deutschen Bahn in der Kri-
tik, da er den Privatisierungskurs von Bahn-Chef Hartmut Mehdorn seit langem
unterstützt. Ob er seinen Gewerkschaftsposten nur als Sprungbrett nutzen woll-
te? Offenkundig haben nicht alle Menschen ethische Grundsätze in sich, denen
sie sich verpflichtet fühlen. Ich schließe mich Fritz Kuhn an, der es im „Tagesspie-
gel“ peinlich nannte, wie der „brave Privatisierungs-Hurra-Gewerkschafter“ Han-
sen nun mit einem Vorstandsposten belohnt wird.

6. Nach dem Armutsbericht der Bundesregierung gelten 13 Prozent der Deut-
schen als arm. Die soziale Ungerechtigkeit wächst: Inzwischen ist jeder vierte
Bundesbürger von Armut betroffen oder muss durch staatliche Leistungen davor
bewahrt werden. Die Einkünfte der Reichen seien gewachsen, während die Ein-
kommen im unteren Bereich leicht sänken und im mittleren Bereich stagnierten.
Als reich gelte, wer als Alleinlebender im Monat netto mehr als 3.418 Euro zur
Verfügung habe oder als Familie mit zwei Kindern mehr als 7.178 Euro netto im
Monat. Arm ist, wer als Alleinlebender weniger als 60 Prozent des mittleren Ein-
kommens verdient, also 781 Euro netto. Alleinlebende ALG-II-Empfänger kom-
men keineswegs auf so „viel“ Geld mit ihren Bezügen.

Komisch, im Jahresbericht anno 2003 lag die Einkommensgrenze für Einper-
sonenhaushalte noch bei 938 Euro! Was ist inzwischen geschehen? Die Grenze
hat sich um 160 Euro nach unten „verlagert“, obwohl die Preise für Energie und
Lebenshaltungskosten nach oben explodiert sind? Müssen wir denn alles nach-
rechnen, weil wir andauernd belogen werden? Für wie blöde werden wir hier ei-
gentlich gehalten? Da also das ALG II keineswegs vor Armut bewahrt, sondern
ganze Familien in sie hineinfallen lässt, ist also mindestens jeder vierte Deutsche
als arm zu bezeichnen!

Aber der Armutsbericht hat noch mehr Ungereimtheiten zu bieten. Es wird
behauptet, dass sich seit 1998 die Wohnungslosigkeit halbiert habe, und zwar
von 530.000 auf 254.000 Betroffene gesunken sei. Das halte ich angesichts der
zunehmenden Kürzungen bei Hartz IV um hundert Prozent für eine bodenlose
Frechheit, eine unverschämte Lüge, Statistikbeschönigung und Volksverblödung!
Ein kurzer Aufschrei und zisch! weg, immer noch kein einträglicher Mindestlohn!
Darum haben wir ja auch eine so hohe Kinderarmut! Erst so ein menschenver-
achtendes Unrechtsgesetz wie Hartz IV in die Welt setzen und sich dann über die

321

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-552394,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-552724,00.html
http://www.spiegel.de/media/0,4906,17914,00.pdf
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-554023,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-554168,00.html
http://www.boeckler-boxen.de/1790.htm
http://www.boeckler-boxen.de/1790.htm
http://www.faz.net/s/RubFED172A9E10F46B3A5F01B02098C0C8D/Doc~EF3387EF0B9D04DAA9183D3E1A10A226D~ATpl~Ecommon~Scontent.html
http://www.rf-news.de/rfnews/printable/News_Item.2008-05-19.1053


zunehmende Armut in diesem eigentlich reichen Deutschland brüskieren! Durch
solch einen grotesken Zynismus komme ich mir vor wie in „Absurdistan“ und
müsste über diesen Schildbürgerstreich lachen, wenn es nicht so traurig wäre!

7. Mit drastischen Folgen wird immer häufiger Langzeitarbeitslosen die Hilfe ge-
strichen. Die Zahl der von Hartz-IV-Behörden gegen Langzeitarbeitslose verhäng-
ten Sanktionen ist deutlich angestiegen. Während Erwerbslosen-Initiativen zu-
nehmende Willkür in den Jobcentern beklagen, erdreistet sich die Bundesagen-
tur für Arbeit, von einem „Ausdruck wachsender Professionalität“ zu sprechen.
Unklar bleibt in jedem Fall, was aus den betroffenen Menschen wird. Muss ein
Mann, der jahrelang als selbstständiger Lkw-Fahrer gearbeitet hat, eine Ein-Euro-
Maßnahme besuchen mit dem Ziel, die „Strukturierung des Tages“ zu erlernen?
Das ist doch nichts weiter als die bekannte Schikane der Verfolgungsbetreuung!

Eine Arge im Rhein-Sieg-Kreis hielt das für eine gute Idee und legte einem
gelernten Industriekaufmann eine entsprechende „Eingliederungsvereinbarung“
vor. Als der Betroffene sich eine Woche Bedenkzeit ausbat, lehnte die Behör-
de das ab, und noch am gleichen Tag verdonnerte sie den Arbeitslosengeld-II-
Empfänger dazu, an der Maßnahme teilzunehmen. Er legte Widerspruch ein, den
die Arge zurückwies. Sechs Wochen später verhängte die Behörde gleich zwei
Sanktionen auf einmal. Ergebnis: Der Regelsatz des Betroffenen wurde um 90
Prozent gekürzt. Der Hilfeempfänger legte erneut Widerspruch ein. Als das nichts
half, klagte er vor dem Sozialgericht – und bekam recht: Die Behörde habe die
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ignoriert und müsse die Hilfe nach-
zahlen, so das Sozialgericht Köln im Januar. Diese Geschichte ist nur ein Beispiel
von vielen. Aber leider wissen sich nicht alle so erfolgreich dagegen zu wehren!
Eigentlich müssten die Sozialgerichte schon längst aus allen Nähten platzen und
nicht mehr handlungsfähig sein!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Die „Arbeitnehmerkammer Bremen “ lädt ein zur Diskussionsveranstaltung
„Das Ende der Geschichte? Fünf Jahre Agenda 2010 “ am Donnerstag ,

dem 22. Mai 2008, um 19:30 Uhr im Kultursaal in der Bürgerstraße 1.

Im „Concordia “-Theater in der Schwachhauser Heerstraße be-
ginnt am Montag , dem 26. Mai 2008, um 20 Uhr die Urauffüh-

rung der „Flammen des Profits “, einem Theaterstück von Rudolph
Bauer in Erinnerung an die Bücherverbrennung von 1933 und zur
Vergegenwärtigung der vermeintlichen Wohltätigkeit der Märkte.

Am 31. Mai 2008 findet in Bremen-Nord eine Demonstration gegen
rechte Gewalt, Strukturen und Parteien statt, da es auch hier eine er-
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schreckend schnell wachsende Nazi-Szene gibt. Die Demo startet um
15 Uhr am Bahnhof Blumenthal und wird bis nach Lüssum verlaufen.

Mit ständiger Statistikfälschung
wird das Elend noch beschönigt

Eine Nonne, die Trompete spielt, das war der Clou bei
der 181. Montagsdemo am 19. Mai 2008 um 17:30
Uhr auf dem Marktplatz in Bremen. Die Kaffeehaus-
stühle waren wieder besetzt und allerlei Leute unter-
wegs. Da passte es gut, dass sich eine Mitstreiterin
„in Schale“ warf und immer zum Beitrag passend ihr
Blechwerk erstrahlen ließ, mal „Freude schöner Göt-
terfunken“, mal „Danke, o Herr, für diesen guten Mor-
gen“. Das lockte Neugierige an. Hauptthema war der
Armutsbericht. Mit ständiger Statistikfälschung wird
das Elend noch beschönigt. Michael Glos plant ei-
ne Verschärfung der Zwangsarbeit. Vieles kam zur
Sprache. Mit über 35 Zuhörern und Zuschauern wa-
ren wir „richtig da“.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

CDU in Lübeck glatt halbiert: Aber auch die SPD unterbietet
ihr Rekordtief noch einmal („Spiegel-Online“)

Guido völlig närrisch: Horstel soll Neuwahlen ausschreiben, wenn
er eine Gegenkandidatin bekommt („Spiegel-Online“)

Wenn Beck eine Gesine Schwan hat: Warum tritt sie dann
gegen Köhler an statt gegen Merkel? („Spiegel-Online“)

Zu billig, Frau Schwan: Angesichts der Armutsberichte darf eine
Politik-Professorin nicht über „demagogische Polemiker“ labern,

die versuchten, „Schwierigkeiten in der Gesellschaft zu
nutzen, um Protestpotenzial zu sammeln“ („Stern“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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182. Bremer Montagsdemo

am 26. 05. 2008

Nur 4.200 von 3,2 Millionen Hartz-
IV-Empfängern konnte „Miss-

brauch“ nachgewiesen werden
Ich freue mich auf die nächste Wahl in Bayern.
Nicht aus Schadenfreude, im Gegenteil! Wenn in
Bayern „Die Linke“ mit einzieht, ist das wohl endlich
ein Zeichen für die übrigen Parteien: So können wir
nicht weitermachen. Obwohl schon das Wahlde-
bakel in Schleswig-Holstein das Gleiche aussagt.
Die großen Parteien im Norden müssen schwere
Verluste hinnehmen. Warum wohl? Das müssen
sie jetzt erst mal analysieren. An sich wäre das gar
nicht nötig, denn der gesunde Menschenverstand
hat uns längst die Antwort gegeben: Wir wollen
solche Politik nicht! In Bayern wäre das dann nur
noch das i-Pünktchen: So dürfen wir nicht weiter-
machen! Was muss jetzt eigentlich noch gesche-
hen, bis ihr Politiker endlich begreift?

Am Sonnabend habe ich den Parteitag der „Linken“ auf dem Kanal „Phönix“
gesehen. Zu 80 Prozent habe ich dort die alte Arbeitnehmerpartei SPD wieder-
erkannt, jedenfalls nach den Reden, die gehalten wurden. Am Sonntag habe ich
noch die Sendung mit Anne Will gesehen. Ist doch klar, man muss sich von al-
len Seiten Informationen holen! CDU-Alt-Parteimitglied Heiner Geißler hat sich
wieder mal dementsprechend zu Worte gemeldet. Seine Meinung ist bekannt:
Hartz IV ist Armut per Gesetz. Was mich aber erstaunte, ist die pauschale Verur-
teilung von Hartz-IV-Empfängern durch eine Journalistin, die ein Buch geschrie-
ben hat. Solche Leute haben studiert und sind nicht in der Lage zu differenzierter
Betrachtung! Im Gegenteil, sie besitzen die Dreistigkeit, andere Menschen anzu-
prangern. So schafft man Vorurteile! Könnte sie sonst ihr Buch nicht verkaufen?
Das ist nämlich Wasser auf die Mühlen der Hartz-IV-Befürworter.

Auch wir von der Montagsdemo streiten nicht ab, dass es „schwarze Schafe“
gibt. Die gibt es leider überall, und sie müssen „sondiert“ werden, denn sie scha-
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den der Allgemeinheit auf beiden Seiten. Aber Menschen durch Gesetze in Armut
zu bringen und sie dann zu verurteilen, ist wohl die größte Frechheit, die man er-
leben kann. Na, die Quittung bekommt ihr jedenfalls, das ist mein Trost! Euch Poli-
tikern kann ich nur raten: Erkennt endlich die Zeichen und handelt danach! Schon
lange ist uns Bürgern klar: Euch brauchen wir nicht, wir wählen uns andere! Mei-
ne hohe Anerkennung gilt der jungen alleinerziehenden Mutter, die in gleich drei
Jobs arbeitet. Traurig ist nur, dass sie die alle braucht, um über die Runden zu
kommen. Soll das in Zukunft jetzt jede(r) tun? Das würde nämlich bedeuten, es
gibt nur noch schlecht bezahlte Arbeit – und das ist weder familienfreundlich noch
ein Grund, stolz zu sein. Auch das prangern wir schon lange an.

Udo Riedel (parteilos)

Kommunalwahldebakel: Große Koalition in Schleswig-Holstein
erleidet erdrutschartige Verluste („Rote Fahne News“)

Denkmalschutz für den Sendesaal
Am 28. Mai 2008 hat Bürgermeister Jens Böhrnsen den Denkmalschutz für den
Bremer Sendesaal wieder in Kraft treten lassen. Wir gratulieren Herrn Dr. Hübot-
ter und dem Verein „Freunde des Sendesaals“ zu diesem Erfolg! Darüber freuen
wir uns sehr, weil dieser wichtige Schritt den Verhandlungsweg für eine bestim-
mungsgerechte Weiternutzung des Saals freimachen kann. Jedenfalls scheint
nun aufgrund der neuen Ausgangssituation ein Abriss endgültig vom Tisch.

Herrn Dr. Klaus Hübotter wünschen wir viel Glück und in diesem Sinne eine
weitere erfolgreiche Tätigkeit. Wir sind überzeugt, dass er alle Beteiligten von sei-
nem sicherlich unterstützenswerten Konzept überzeugen wird. „Radio Bremen“
könnte dann weiterhin sein „Großstudio F“ unter anderem für wertvolle Musikpro-
duktionen und öffentliche Konzerte verwenden, und neue Nutzer könnten eben-
falls zum Zuge kommen. In diesem Zusammenhang appellieren wir an die bishe-
rigen Investoren Heise und Klima, nunmehr von ihrem Kaufvertrag für das „Radio-
Bremen“-Gelände bedingungslos zurückzutreten.

Initiative Bremer Montagsdemo

Hübotter macht Kaufangebot: Bremer Sendesaal
wahrscheinlich gerettet (Senatskanzlei)
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Alles gekauft
Wie kriminell wollen und sollen die Kapitalbosse eigentlich noch werden, ehe die
Bevölkerung die eigene Initiative dagegen in die Hand nimmt? Alles ist gekauft?
Ja!

Die Gerichte, die dem Herrn Hartz den Ehrenweg bahnen – das bisschen
Geld, das er zahlen muss, setzt er dann später wieder geschickt von der
Steuer ab.
Die Staatsanwaltschaft sieht bei Herrn von Pierer „keinen Anfangsverdacht“,
also Schwamm drüber – und Frau Merkel kann ihn dann auch in ihrem illust-
ren Beraterstab behalten. Sie braucht jeden, der genau weiß, wie man belügt
und betrügt und unter Druck setzt und nicht dabei erwischt werden kann.
Die Politik selbst : In Schleswig-Holstein gehen bei der Kommunalwahl keine
49 Prozent mehr hin. Die CDU erhält 38 Prozent, das sind umgerechnet 18,6
Prozent der Wahlberechtigten. Bei der SPD heißt der Wert dann 11,8 Pro-
zent. Das zeigt doch, wie sehr die Menschen diesem Kartell aus Betrug und
Heuchelei misstrauen!
Das Kapital : Der Herr Galois von EADS und Airbus, der mit seiner Politik
des Verkaufs von Werksteilen völlig gescheitert ist und damit schon Hundert-
tausende, wenn nicht Millionen auf Kosten der Werktätigen in den Sand ge-
setzt hat, will nun die Subventionen erhöht bekommen, weil sonst die Rendi-
te nicht stimmt – an erster Stelle die Rendite seiner Kapitalmehrheiten und
Vorstandskollegen.

Den Schaden, den die von Pierers und Zum-
winkels anrichten, sollen die Kollegen aus-
baden. Der Stellenabbau wegen des „Spa-
rens“ sei „unumgänglich“, sagt Siemens-Boss
Löffler.

Wenn Kapital und Politik so eng zusam-
menarbeiten, dann werden auch schon die
Schäuble-Gesetze hervorgezogen. Die Tele-
kom-Bosse hören einander gegenseitig ab.

Es ist wie im richtigen Leben: Wenn das
Essen schlecht wird, ist die Geschwindigkeit
bis zur Fäulnis nicht mehr aufzuhalten. An die-
sem System ist nichts mehr zu retten, es muss
weg!

Aber da müssen noch viele, anstatt den Blick wegzudrehen, nach vorne
schauen und aktiv werden. Jede Zeit hatte ihr Problem, dass die Menschen etwas
Neues anfangen mussten. Selber mutig werden, den Mitstreitern vertrauen und
konkrete Überlegungen treffen, wie man etwas anders macht und welche Schrit-
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te zu gehen sind und gegangen werden müssen: Da sind wir jetzt. Ich rufe jeden
auf, sich und seine Ideen einzubringen und die Kräfte zu sammeln!

Jobst Roselius

In Diepholz gibt es für uns
keine Rechtsberatung mehr

Heute ist ein besonderer Tag: Zum ersten Mal sind Vertreter aus dem Süd- und
Nordteil des Landkreises Diepholz hier. Ich hatte heute Morgen eine „Begegnung
der dritten Art“ nach Steven Spielberg. Wir haben ja schon gehört, dass es be-
sondere Schwierigkeiten mit der Sozialgerichtsbarkeit gibt. Nun bin ich nach Auf-
forderung einer Rechtsanwaltskanzlei beim Amtsgericht gewesen, weil mir nahe-
gelegt wurde, mir einen Beratungsschein zu holen. Ich habe meine Schreiben zu-
sammengesucht, bin nach Syke gefahren und habe das Amtsgericht aufgesucht.
Dann saß ich einer Diplom-Rechtspflegerin gegenüber, die mich ausgelacht hat.
Danke für das Gespräch! Ich hätte keinerlei Anspruch auf Rechtsberatung. Wie-
so? Es geht darum, einen Antrag zu stellen und dessen Ablehnung abzuwarten.
Es gibt also keine Beratungsscheine mehr im Landkreis Diepholz!

Die Diplom-Rechtspflegerin nahm Rücksprache mit ihrer Dienstvorgesetzten,
einer Richterin, die sagte, ich hätte keinen Anspruch. Das zeigte mir, dass sie von
total falschen Voraussetzungen ausging. Das störte sie aber nicht, nachdem ich
das geradegerückt hatte. Die Rechtspflegerin ging noch mal zu ihrer Dienstvor-
gesetzten und besprach sich. Sie kam mit dem gleichen Ergebnis wieder heraus,
nämlich, dass ich keinerlei Anspruch hätte. Dann kam der richtige Hammer: Es
ist wichtig, dass sie sich unterschreiben lässt, mir den negativen Bescheid gege-
ben zu haben, denn sie muss gegenüber ihrer Vorgesetzten nachweisen, was sie
in dieser Viertelstunde mit mir gemacht hat. Ich habe das unterschrieben und ei-
ne Kopie davon bekommen, was noch mal fünf Minuten dauerte, weil man quer
durchs Haus musste. Aber eine Hilfe gibt es in Deutschland erst, wenn man vom
Hochsitz gefallen ist!

Es gab einmal einen Präsidenten, der hieß Jimmy Carter und hatte einen
Kasper, einen gewissen Zbigniew Brzezinski. Der hat sich Mitte der siebziger Jah-
re mit seinen Kollegen ausgedacht, was jetzt, seit 2003 und in Folge, umgesetzt
wird. Demnach müssen in Zukunft 80 Prozent der dann arbeitslosen Weltbevölke-
rung durch „Tittytainment“, eine moderne Form von „Brot und Spielen“, bei Laune
gehalten werden. Das bitte ich auch noch einmal zu bedenken!

Roland Springborn (parteilos)
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Eine schwere Pleite
für die Regierung

Die Große Koalition ist auf dem absteigenden Ast.
Am Sonntag hat sie bei den Kommunalwahlen in
Schleswig-Holstein die Quittung für ihre volksfeindli-
che Politik bekommen. CDU und SPD haben ein De-
bakel erlebt und gemeinsam über 15 Prozent ihrer
Stimmen verloren. Einige Tage vorher mussten sie
zum ersten Mal eine beschlossene Diätenerhöhung
zurücknehmen. Um 16,4 Prozent sollten die Diäten
erhöht werden, auf 8.159 Euro im Monat. Wenn man
die Kostenpauschale von 3.782 Euro dazurechnet,
genehmigen sich die Bundestagsabgeordneten ein
Monatseinkommen, mit dem ein Hartz-IV-Empfänger
34 Monate auskommen muss!

Die Empörung über diese Unverschämtheit war
so groß, dass es Proteste und Massenaustritte hagelte. Die Regierung musste
die Reißleine ziehen, um nicht noch mehr Ansehen zu verlieren. Allerdings bleibt
die für 2008 bereits vollzogene Erhöhung von neun Prozent in Kraft, und die wei-
tere Diäten-Erhöhung wird nur aufgeschoben, bis ein „günstigerer Zeitpunkt“ ge-
kommen ist. Das ist ein Erfolg der kämpferischen Opposition, die unbedingt wei-
ter wachsen muss! Und da kann jeder mitmachen, der heute zum ersten Mal auf
die Montagsdemonstration stößt.

Ohne mit der Wimper zu zucken, wird Millionen Menschen ein Leben in Armut
zugemutet. Die Regierung besitzt auch noch die Frechheit, das wahre Ausmaß
der Armut zu verschleiern. Im neuen Armutsbericht wird die Armutsgrenze ein-
fach auf 781 Euro gesenkt, um dann beruhigt festzustellen, dass „die Armut auf
dem Niveau von 2003 bei 13 Prozent stagniert“. Geht man von der Armutsgren-
ze der „Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung“ aus –
sie liegt bei 938 Euro pro Monat – sind aber bereits 25 Prozent der Bevölkerung
in Deutschland von Armut betroffen! In der zehnjährigen Regierungszeit der SPD
hat sich die Zahl der Einkommensmillionäre verdoppelt und gleichzeitig der Hun-
ger in einem der reichsten Länder der Erde ausgebreitet.

Die 6. Bundesdelegiertenkonferenz der Montagsdemo-Bewegung hat des-
halb am 19. April 2008 beschlossen: „Wir erklären uns solidarisch mit den weltweit
stattfindenden Hungerrevolten. Auch in Deutschland gibt es massive Lohnsen-
kungen und Preissteigerungen. Auch hier greift schon der Hunger um sich. Wir
bleiben dabei: Hartz IV muss weg! Die Inflationsrate für den Bedarf eines Hartz-
IV-Betroffenen liegt bei mindestens zehn Prozent. Deshalb fordern wir einen Hun-
gerzuschlag von mindestens 50 Euro pro Monat als Soforthilfe.“ Wir sollten auch
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hier in Bremen gemeinsam beraten, welche Initiativen wir starten für die Durch-
setzung der neuen Forderung nach dem dringend notwendigen Hungerzuschlag!

Harald Braun

Irische Freunde, sagt Nein für mich!
1. Der Bagis fehlen die Mitarbeiter! Von
713 Vollzeitstellen sind nur 679 besetzt.
Es gibt somit 34 unbesetzte Stellen, und
hinzu kommt die hohe Fluktuation. Auf
den Krankenstand der Bagis-Mitarbeiter
ist der Senat nicht eingegangen: Die Ba-
gis hatte (und hat?) den höchsten Kran-
kenstand. Beides, Fluktuation und Kran-
kenstand, spiegeln die Unzufriedenheit
des Personals wider. Dies nur als Aus-

druck der Unsicherheit über den Fortbestand dieser Behörde zu sehen, ist sicher-
lich zu kurz gesprungen. Egal wie die Verwaltung künftig strukturiert ist – ohne
Personal geht es nicht! Unbefriedigend für die Bagis-Mitarbeiter(innen) sind die
unterschiedlichen Personalstrukturen, die wesentliche Schlechterbezahlung der
neuen Mitarbeiter(innen), die unklaren Weisungs- und Unterstellungsregelungen
sowie die Vertragsbefristungen!

Bei dieser Personallage wäre Klarheit angebracht! Durch Arbeitsverein-
fachung lässt sich die Belastung reduzieren. Als Externer hätte ich folgende
Vorschläge:

1. Bewerbungskosten werden jetzt überwiegend nach Aufwand abgerechnet.
Sie können nach dem Willen des Gesetzgebers aber auch pauschal mit fünf
Euro pro Bewerbung abgerechnet werden. Die Pauschale spart Verwaltungs-
zeit und ist weniger mit Streit belastet.

2. Ortsabwesenheit muss vorher vom Ansprechpartner genehmigt werden. Dies
ist aufwendig. Eine einfache schriftliche Information würde es auch tun. Es
werden nur drei Wochen Ortsabwesenheit bewilligt. Die Rückmeldung muss
persönlich erfolgen. Auch hier würde ein Anruf genügen.

3. Klare Bescheide reduzieren die Widersprüche. Inzwischen kann der Sach-
bearbeiter ausreichend Zusatztext für den Bescheid erfassen. Notfalls kön-
nen die Aufstellungen und Übersichten separat abgeschickt werden.

4. Die Bescheide werden überwiegend für sechs Monate erteilt. Die Möglichkeit,
den Bescheid für zwölf Monate zu erlassen, wird sehr selten genutzt.
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5. Die neuen Verlängerungsanträge sind viel umfangreicher und erfordern we-
sentlich mehr Verwaltungsaufwand. Bisher stehen nicht einmal die neuen
Ausfüllhinweise im Netz.

6. Von den Gerichten lernen! Obwohl bereits anderslautende Gerichtsentschei-
dungen vorliegen, wird weiter verweigert. Die Vorsitzende der Landessozi-
algerichte hat dazu sinngemäß gesagt: Jede erneute falsche Entscheidung
und Wiederholung einer bereits gerichtlich kassierten Entscheidung der Ar-
gen ist nervig!

All dies würde Verwaltungszeit sparen und die Zufriedenheit bei den Mitarbei-
ter(inne)n erhöhen. Unter der Überschrift „Baustelle Bagis – Effektivität, Effizienz
und Qualität sicherstellen“ hat der Senat eine Anfrage der CDU beantwortet. Die-
se Überschrift müsste lauten: „Die weisungsgebundenen Fehler der Bagis“!

2. Heute ist der „Tag der Ausbildung“! Die Bundesagentur und Olaf Scholz ha-
ben eine Aktion angestoßen: „Stifte sichern Zukunft“. Die Bundesagentur ruft zen-
tral alle Arbeitgeber an, um Ausbildungsplätze zu gewinnen. Eine gute Aktion!
Wunderlich nur: Hatten nicht gerade der DIHT und alle anderen arbeitgeberna-
hen Organisatoren verkündet, es gebe mehr Ausbildungsstellen als Bewerber?

Die Jugendlichen in Bremen aus ALG-II-Bedarfsgemeinschaften werden be-
reits vor der Bewerbung aussortiert: Sie erhalten Unterstützung durch die Bagis,
alle anderen durch das Arbeitsamt. Dies ist seit dem 1. Februar 2007 in Bremen
so. Für den Arbeitgeber ist somit gleich erkennbar: Da kommt einer aus einer
Bedarfsgemeinschaft! Die Warnungen der Arbeitgeberverbände stehen in der
Presseerklärung zum Ausbildungsangebot: Dort wird vor dem Einstieg in ALG II
gewarnt. Früher wurde auf die für Bewerbungen aussichtslose Adresse hingewie-
sen. Heute muss dies ergänzt werden. Allerdings kann jeder Ausbildungsplatz
gefördert werden, wenn der Jugendliche nur „dumm genug“ dafür ist. Dies muss
vorher von der Bagis bestätigt werden!

Es gibt immer noch keine verlässlichen Bestimmungen. Kein Arbeitgeber kann
einstellen und die Förderung nachträglich erhalten! Wie viele Jugendliche durch
eine andere Maßnahme versorgt werden und somit auch ohne Ausbildungsplatz
aus der Statistik entschwinden, ist aus den Zielen der Bagis ersichtlich, unter an-
derem auf Seite 9. Die Schönfärberei der Vorjahre ist in der „Nacht der Jugend“
aufgeklärt worden!

3. Der „Ausschuss für Arbeit und Soziales“ macht am 16. Juni 2008 im Bundestag
eine Anhörung zum Regelsatz für ALG II . Sie dauert von 12:30 bis 13:30 Uhr –
eine Stunde für das Leid von Millionen! Der Regelsatz ist unstrittig zu niedrig! Die
Anrechnung des Kindergeldes fällt sogar hinter die alte Regelung der Sozialhil-
fe zurück. Diese Anrechnung einzuschränken, geht auch in einer Stunde! Beim
Bafög wird das Kindergeld ebenfalls nicht angerechnet. Außerdem ist Soforthilfe
im Rahmen der Fürsorgepflicht geboten. Wir fordern 50 Euro Hungerzuschlag ab
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sofort! Die Stunde der Wahrheit für die diätenverwöhnten Abgeordneten naht –
am 16. Juni 2008 von 12:30 bis 13:30 Uhr!

Die Regelung, dass Geldgeschenke auf den Regelsatz angerechnet werden,
trifft wieder einmal die Kinder. Obwohl die Kirchen eine Ausnahmeregelung für
Konfirmations- und Kommunionsgeschenke ausgehandelt haben, versuchen Ar-
gen immer wieder, dieses Geld anzurechnen. In Kassel haben sich zwei Familien
mit Hilfe des Pastors der Brüderkirche erfolgreich dagegen gewehrt. Eine Mutter
war zusätzlich mit Sanktion belegt wurden, weil sie das Geldgeschenk nicht ge-
meldet hat. Auch diese Sanktion wurde aufgehoben. Für Geburtstags- und Weih-
nachtsgeschenke reicht die schützende Hand der Kirche nicht. Daher sind, wenn
das Geburtstagskind etwas davon haben soll, Sachgeschenke angebracht, denn
diese werden nicht angerechnet. Geld wird zu 100 Prozent abgezogen, wenn der
Betrag von 50 Euro pro Jahr überschritten wird. Im Lexikon der Bagis fehlt dieser
Punkt.

Der Bremer Senat hat eine Anfrage der Partei „Die Linke“ zur Kinderarmut
im Land Bremen beantwortet. Auch hier finden sich Stückwerksansätze und vie-
le Worte, die nicht gehalten werden. So ist der Bremer Senat für den Mindest-
lohn (Antwort zu 6.2), aber dessen Höhe steht nicht dabei. Bremen hat die ABM-
Stellen auf ein Entgelt von 1.000 Euro brutto bei 40 Stunden in der Woche re-
duziert. ABM wird zur Anleitung von Ein-Euro-Mitarbeiter(inne)n eingesetzt. Dies
ergibt einen Stundenlohn von 5,78 Euro brutto.

Der letzte Punkt der Antwort zu Frage 6.3 auf Seite 7 lautet: „Maßnahmen
zur Unterstützung von Familien und deren Kinder sind auch die Bestrebungen,
eine soziale Segregation zu minimieren. Dies geschieht unter anderem durch die
moderate Bewilligungspraxis bei den Kosten der Unterkunft, indem zum Beispiel
die Besonderheiten des Einzelfalls ebenso berücksichtigt werden wie das Mietni-
veau in einzelnen Stadtteilen, sodass ein Verbleib im Stadtteil möglich sein kann.“
Das ist schön zu lesen. Aber gerade Familien mit Kindern wurden durch die letzte
„Verwaltungsanweisung Wohnen“ ab 1. November 2007 schlechtergestellt (wo-
bei diese Verwaltungsanweisung nicht gerichtsfest ist). Traurig, aber von ähnli-
cher Qualität sind auch die anderen Antworten. Die Partei „Die Linke“ veranstal-
tet am 7. Juni 2008 im Waldau-Theater in der Waller Heerstraße 165 von 10:30
bis 17:30 Uhr eine Armutskonferenz .

Die Antwort auf eine Anfrage der FDP unter dem Titel „Wege für Langzeitar-
beitslose in den ersten Arbeitsmarkt“ zeigt, dass die Ein-Euro-Arbeitsverhältnisse
immer noch eine wesentliche Rolle spielen! Arbeitsmarktförderung findet über-
wiegend mit Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds statt. Die Träger erhalten
jetzt 277 beziehungsweise 182 Euro für die Regiekosten.

Zur Frage 12 steht: „Durch die Sondersitzung der staatlichen Deputation für
Arbeit und Gesundheit am 28. Februar 2008 konnte sichergestellt werden, dass
alle Projekte, die zum 1. März 2008 starten wollten, planmäßig die Arbeit aufneh-
men konnten. Das betraf gut die Hälfte der Vorhaben; andere planten einen Maß-
nahmebeginn zu einem späteren Zeitpunkt. Alle Projekte im Rahmen von ‚Bre-
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men integrativ‘ starten planmäßig erst zum 1. Juli 2008.“ Dies gilt für die Umstel-
lung der „Bras“ unter Wegfall der Gemeinnützigkeit für solche Arbeitsverhältnis-
se. Das hilft nur für die Zukunft! Rückwirkend bleibt das Risiko des öffentlichen
Erstattungsanspruchs der „Bras“ und damit der Freien Hansestadt Bremen er-
halten: Jeder Ein-Euro-Mitarbeiter, der produktive Arbeit geleistet hat, kann da-
für einen öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch in Höhe des Tariflohns oder
des ortsüblichen Lohns geltend machen, rückwirkend ab Oktober 2004! Wie dies
geht? Wir gehen mit!

Außer der Bundesagentur für Arbeit und der Bagis hat nunmehr auch die „Bre-
mer Arbeit GmbH“ Arbeitsstellen zu vergeben, und zwar richtige sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsstellen, nicht nur Förderangebote! Voraussetzungen sind
ein Alter über 50 Jahre und ALG-II-Bezug. Ansprechpartnerin ist Frau Mügge-
Maly (Telefon 0421/9584-89536).

Die SPD fordert eine Reduzierung der Sozialversicherungsbeiträge. Dies soll
das Kontrastprogramm zur Steuersenkungsaktion der CSU sein. Was die SPD
nicht sagt: Jede Reduzierung der Sozialversicherungsbeiträge kommt die Arbeit-
nehmer teuer zu stehen! Gerade hat die SPD die Haushaltsleistungen für die So-
zialversicherungen weiter zusammengestrichen und eine weitere Steuerfinanzie-
rung ausgeschlossen! Gerade hat die SPD die Ankündigung von Leistungskür-
zungen der Sozialversicherungsträger unwidersprochen hingenommen und auch
dem Lissabonner Vertrag zugestimmt, der unter anderem die Privatisierung der
sozialen Sicherungssysteme zum Ziel hat!

Die Zerschlagung der Rentenversicherung und die geschürte Rentenangst
wurden im Film „Rentenangst“ thematisiert. Die private Rente kam sehr schlecht
dabei weg! Aber es wird vom politischem Personal unverändert die Zerschla-
gung der Sozialversicherung betrieben, und zwar europaweit! Der Lissabonner
EU-Vertrag kann durch die Volksabstimmung in Irland am 12. Juni 2008 gestoppt
werden. Den Iren wird erklärt, dass dieser Vertrag uneingeschränkte Zustimmung
in Europa habe. Auf Anregung von Attac Österreich machen wir uns bemerkbar:
Wir sind für Europa, aber gegen diesen Vertrag! Beteiligt euch bitte an der Aktion
„Irische Freunde, sagt Nein für mich“ und gebt die Info weiter! Darum Montagsde-
mo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Mit „Verfasssungsschutz“ und Birthler-Behörde: Irgendwie muss der „Linken“
doch beizukommen sein („Spiegel-Online“)

Beschäftigungsfetischismus: Förderprogramme der Bundesregierung
bleiben erfolglos („Spiegel-Online“)
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Vom Wirtschaftswunder
zurück zu Sippenhaftung
und Dreiklassenwahlrecht

1. Gerade eben haben die Fraktionschefs wi-
derstrebend und murrend die geplante Diätener-
höhung vorerst zurücknehmen müssen, da rollt
schon die nächste Meldung der unmöglichen
Art und Absurdität auf uns zu: Ein 25-jähriges
Jüngelchen des – der CDU nahestehenden –
Studierendenverbandes RCDS, namentlich Gott-
fried Ludewig, fordert in einer E-Mail an alle CDU-
Vereinigungen, dass die Arbeitslosen und Rent-
ner bei Bundestags- und Landtagswahlen weniger
Stimmrechte haben sollen.

In seinem knappen Brief an die CDU-Verbände schrieb Ludewig, dass sich
die Parteien „mehr an den Empfängern staatlicher Leistungen“ als an den 26
Millionen Arbeitnehmern orientierten. Als Zweites behauptet er, dass „allein mit
Hartz-IV-Beziehern und Rentnern“ der „soziale Ausgleich“ nicht funktionieren kön-
ne. Drittens postuliert er, die Lösung könne ein „doppeltes Wahl- und Stimmrecht“
bei Bundes- und Landtagswahlen „für alle Leistungsträger“ in Deutschland sein.
Wie das Grundgesetz dafür genau zu ändern wäre, beschrieb Ludewig hingegen
nicht. Doch schloss er mit dem Wort „Leistungsträger“ wahrscheinlich nicht nur
Arbeitnehmer, sondern auch Selbständige und Begüterte ein.

Wie weit sollen wir denn noch rückwärts schauen? Ich dachte eigentlich,
das Dreiklassenwahlrecht wäre 1918 abgeschafft worden! Zwischen 1849 und
1918 war nur männlichen Preußen, die das 24. Lebensjahr vollendet und in einer
preußischen Gemeinde seit mindestens sechs Monaten ihren Wohnsitz hatten
und die nicht durch rechtskräftiges Urteil die bürgerlichen Rechte verloren hatten
oder öffentliche Armenunterstützung erhielten, das Wahlrecht gestattet. Arbeits-
lose schmähen, das war schon immer en vogue! Sie lassen sich als Ausgegrenz-
te so hervorragend zu Sündenböcken verunglimpfen, die ja jede Saubermann-
Aufschwungsgesellschaft braucht, um sich selbst zu rechtfertigen. Aber leider
kann sie sich dabei auch ad absurdum führen, ohne dies zu bemerken. Fataler-
weise werden nicht nur die Armen bekämpft, sondern alle Personen, die nicht
mehr ökonomisch verwertbar sind, wie zum Beispiel auch die Rentner.

Was ist die CDU eigentlich für eine „christliche“ Partei? Ein Jungmann aus
ihren Reihen fordert doppeltes Wahlrecht für Leistungsträger, ein anderer spricht
Alten künstliche Hüftgelenke ab – beide steigen auf: Da mag die Frage erlaubt
sein, ob Gegner von Rentnern in der Union bessere Chancen haben? Haben die-
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se beiden möglicherweise verdrängt, dass sie auch einmal alt sein werden? Oder
lassen sie sich von dieser Frage gar nicht tangieren, weil sie als Privatversicher-
te solch eine Operation aus der eigenen Tasche bezahlen könnten? Die Option,
dass auch sie zum Beispiel durch Krankheit oder Arbeitslosigkeit selbst von ihrer
Karriereleiter geschmissen werden könnten, ziehen sie ebenfalls gar nicht erst in
Betracht! Und nicht vergessen: wir haben Wahlkrampf! Blöderweise bekam Lu-
dewig gestern Abend bei Anne Will die Gelegenheit, seinen Blödsinn übers Fern-
sehen weiter zu verbreiten. Angeblich wollte er nur einen „Denkanstoß“ geben.

2. Der Bundesrat hat das vom Bundestag beschlossene Gesetz zur Erhöhung des
Wohngeldes für die etwa 800.000 Rentner und Niedrigverdiener gestoppt. Zur Klä-
rung einiger Streitfragen rief die Länderkammer den Vermittlungsausschuss an.
Die Länder kritisieren die Pläne für eine Erhöhung der durchschnittlichen Wohn-
hilfen um 60 Prozent auf im Schnitt 142 Euro pro Monat als zu weit gehend.

Die Länder möchten das Wohngeldgesetz für andere Zwecke nutzen: Mit
dem Aufschub wollen sie mehr Geld des Bundes für die Grundsicherung im Al-
ter durchsetzen und damit Zusagen der Regierung einfordern. Nur wenn die Eini-
gung im Vermittlungsausschuss zügig vonstatten geht, kann die Wohngelderhö-
hung wie geplant zum 1. Januar 2009 in Kraft treten. Der „Mieterbund“ kritisier-
te die Entscheidung als „unerträglich“, da der Bundesrat 800.000 Einkommens-
schwache „im Regen stehen“ lasse. Das betrifft insbesondere viele Rentnerhaus-
halte. Mal wieder wird das Geldgezerre – und wer dafür bitte nicht die Verantwor-
tung übernehmen muss – auf dem Rücken der Bedürftigsten ausgetragen!

Trotz der explodierenden Heizkosten gibt es kein wirkliches Interesse daran,
dass Menschen mit geringen Einkommen auch nur ansatzweise in den Genuss
kommen, ihre Lage auch nur ein wenig verbessern zu können. Oder ist dies die
Antwort darauf, dass wir der regierenden Kaste die erneute fulminante Diätener-
höhung nicht gönnen? Ein riesiger Kindergarten? Der Verteilungskampf wird im-
mer härter und asozialer! So wie in Zukunft nicht mehr alle in diesem reichen
Land die volle medizinische Versorgung bekommen „können“, die sie brauchen!

3. Zwischen 1999 und 2007 sind in den damals noch 13 Mitgliedsstaaten der
Eurozone 13 Millionen neuer Jobs entstanden. Laut einer Studie des Verbunds
europäischer Wirtschaftsforschungsinstitute kann hierbei leider keine Rede von
besseren Jobs sein. Allein im Jahre 2006 gab es einen größeren Zuwachs an
Arbeitsplätzen als in den vier Jahren zuvor. Inzwischen nähert sich Deutschland
mit seinem überbordenden, boomenden Niedriglohnsektor den Verhältnissen in
den Niederlanden, Großbritannien und Amerika an. Der Unterschied zwischen
niedrigem und hohem Einkommen vergrößert sich hier ganz besonders stark. In
Dänemark sind 8,5 Prozent der Beschäftigten in Niedriglohnjobs angeheuert, in
Frankreich 11,1, doch in Deutschland bereits 22,7, womit Großbritannien (21,7)
überholt ist und man sich den USA (25) nähert.
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Nicht viel anders ist das Ergebnis des Armuts- und Reichtumsberichts: Min-
destens ein Viertel der Deutschen ist arm, wenn nicht mehr. Die Kluft zwischen Ar-
men und Reichen und zwischen Lohn- und Vermögensquote wächst und wächst
ins schier Unermessliche hinein. Zwischen 2002 und 2005 gingen die realen Brut-
tolöhne um fast fünf Prozent zurück. Inzwischen müssen ein Drittel aller Beschäf-
tigten im Niedriglohnsektor arbeiten. Es ist Schluss mit dem Wirtschaftswunder –
wir strömen dem ausufernden Prekariat entgegen!

Auch beim Vergleich im Hinblick auf die Qualität der Arbeit – gemessen an
den Indikatoren Arbeitszeit und Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder ande-
ren sozialen Aufgaben, Arbeitsbedingungen und Arbeitsplatzsicherheit, Weiter-
bildung und Karrierechancen sowie kollektive Interessenvertretung – schneidet
Deutschland schlecht ab und liegt unter dem Durchschnitt, wobei Italien, Grie-
chenland, Portugal und Spanien in diesem Punkt noch schlechter dastehen, wäh-
rend Dänemark an der Spitze steht, gefolgt von Schweden, den Niederlanden und
Großbritannien.

4. Das „Aktionsbündnis Sozialproteste“ hat gemeinsam mit anderen Erwerbslo-
seninitiativen eine bundesweite Kampagne „Begleitschutz “ ins Leben gerufen:
Kein Betroffener soll Termine bei den diversen Ämtern mehr allein durchstehen
müssen. Der Begleitschutz wird in Leipzig mit aktiver Unterstützung der „Linken“
umgesetzt. Wir kennen es ja auch aus unseren Reihen, dass viele allein bei der
bloßen Vorstellung einer „Einladung“ ihres Arbeitsvermittlers zum „persönlichen
Gespräch“ Angstzustände, Schweißausbrüche und weiche Knie bekommen. Bei
manchen reicht es allein, wenn sie vorzugsweise freitags eine „Einladung“ in ih-
rem Briefkasten vorfinden.

Einer normalen Einladung müsste gar nicht entsprochen werden – aber bei
den Anschreiben der argen Argen lässt sich eher von einer Vor ladung sprechen,
denn hier wimmelt es zumeist vor Androhungen der schlimmsten Sorte für den
Fall, „wenn du nicht Folge leistest“, die eine(n) allein in heftige Existenzangst ver-
setzen können. Auch die gezielten Provokationen, Einschüchterungen und Er-
niedrigungsversuche von so vielen der sogenannten Sachbearbeiter gegenüber
ALG-II-Empfängern tragen nicht gerade zur Entspannung bei.

Das „Aktionsbündnis Sozialproteste“ vermutet zwar, dass beide Seiten von ei-
nem Begleitschutz profitieren würden. Nach meiner Erfahrung geht es jedoch sel-
ten um Kommunikationsschwierigkeiten zwischen dem Sachbearbeiter und dem
ALG-II-Empfänger. Wir haben auch bei Begleitungen zur Bagis die Erkenntnis ge-
wonnen, dass Menschen, die sich dorthin begleiten lassen, weitaus besser be-
handelt werden und eher zu ihrem verdienten Recht kommen als solche, die noch
immer allein dorthin gehen! Mir erzählte mal ein „Persönlicher Ansprechpartner“
bei der Bagis, dass die Abteilungen darum wetteiferten, welche das wenigste Geld
für ALG-II-Empfänger ausgeben würde. Wie das geht? Natürlich mit „Einsparun-
gen“: dem Nichtgewähren von zustehenden Leistungen, dem vorschnellen, oft
ungerechtfertigten Kürzen aus der Leistungsabteilung!
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Die Idee, Hilfeempfänger zu begleiten, ist unterstützungswürdig. Aber ähnlich
wie bei den „Tafeln“ wird vielerorts viel Energie in die Symptombekämpfung ge-
steckt und nichts an den Ursachen geändert. Ich persönlich finde, dass wir zwei-
gleisig fahren müssen: Zum einen sollten wir uns Linderung verschaffen, wo im-
mer es möglich ist, ohne zum anderen dabei aus dem Auge zu verlieren, dass
das menschenverachtende Hartz IV abzuschaffen ist, und zwar von uns! Das ist
ja nun auch das erklärte Ziel der Linkspartei. Wie sagte Theodor W. Adorno so
schön treffend: „Es gibt kein richtiges Leben im falschen!“

5. Aus dem zigsten, aber mit Sicherheit wieder brandneuesten Unicef-Bericht zur
Lage der Kinder geht mal wieder hervor, dass es im reichen Deutschland viel
zu viele arme Kinder gibt! Natürlich sind Kinder häufiger arm als Erwachsene,
weil sie sozusagen in Sippenhaftung mit arm sind, wenn ihre Eltern von Armut
betroffen sind. Der Bericht ermittelt laut Zeitung hohe Armutsrisiken für einzelne
Gruppen. So seien etwa 40 Prozent der Kinder von Alleinerziehenden von Armut
bedroht, 30 Prozent der Migrantenkinder sowie fast zwei Drittel der Kinder von
Hartz-IV-Empfängern.

Was ist denn mit dem dritten Drittel der Kinder von Hartz-IV-Empfängern?
Kann mir mal jemand erklären, warum die nicht unter die Armutsgrenze gefal-
len sind? Ob es sich dabei wohl um die Kinder handelt, die nicht (mehr) zur Be-
darfsgemeinschaft der Eltern zählen, weil sie mit Unterhalt, Ausbildungsgeld und
Kindergeld ihren Lebensunterhalt selbst decken können? Auf jeden Fall sind sie
durch die Anrechnung von überhängendem Kindergeld und anderem Einkommen
noch immer genauso arm dran, als wären sie in der Bedarfgemeinschaft der El-
tern verblieben!

Obwohl diese Kinder doch statistisch gar nicht erfasst werden, haben sie ge-
nauso wenig zum Leben wie Kinder, die Sozialgeld beziehen. Aber Hauptsache,
die Statistik „stimmt“! Entfernen wir doch noch ein paar mehr daraus, anstatt end-
lich zu handeln, nämlich Hartz IV durch ein auskömmliches Sozialgeld zu erset-
zen, das Kindergeld zu erhöhen und allen Kindern einen kostenlosen Zugang zur
Bildung ohne Wenn und Aber, mit allem Drum und Dran zu gewähren!

6. Letzten Samstag brachte das Bremer Fernsehmagazin „Buten un binnen“ einen
Beitrag unter dem harmlosen Titel „Mit dem Grafittimobil durch Oldenburg“. Da
war die Rede davon, dass fast jeden Tag irgendwelche Menschen Hauswände
oder Brückenpfeiler mit Grafittis zusprühen. „Im Auftrag der Maler- und Fahrrad-
werkstadt fährt ein sogenanntes Grafittimobil durch Oldenburg, um die Schmie-
rereien wieder zu entfernen. An Bord sind Arbeitslosengeld-II-Bezieher, die sich
auf diese Weise etwas dazuverdienen.“

Dieser Beitrag über das Ein-Euro-Reinigungskommando hat mich doch mehr
als empört! Die Zeitung mit den vier Großbuchstaben hätte eine solch stupi-
de Berichterstattung nicht besser hinkriegen können. Es ist unverantwortlich, für
die menschenverachtenden Ein-Euro-Jobs , die sozialversicherungspflichtige Ar-
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beitsplätze vernichten, die jahrzehntelang erkämpfte Arbeitnehmerrechte einfach
mal so in die Tonne treten, eine derart volksverdummende Werbung zu betreiben!

Wenn Ein-Euro-Jobber krank sind, erhalten sie keinen fortlaufenden Lohn,
und von einem bezahlten Urlaub können sie nur träumen! Warum erhalten nicht
anständig bezahlte Maler einen solchen Auftrag, die Farbschmierereien von den
Wänden zu entfernen? Weiß man bei „Radio Bremen“ tatsächlich nicht, dass die
Trägergesellschaften, die Ein-Euro-Jobber „einstellen“, je Proband 500 Euro be-
kommen, wovon die Ein-Euro-Jobber lächerliche 120 bis 180 Euro mehr zu ihrem
kargen ALG II empfangen?

Der filmische Rest ist auch frisch aus dem Märchenbuch! Nur für die Kame-
ra gab es pädagogische Betreuung, einen anwesenden Malermeister. Außer viel-
leicht am ersten Tag ist diese Praxis keineswegs üblich! An solchen Projekten ver-
dienen nur bestimmte Organisationen. Ach, und der brave, geläuterte Ex-Knacki
war natürlich auch herzig-allerliebst, wie er beteuerte, dass er ja lieber hier ar-
beite als zu Hause rumzusitzen! Dass die Bezahlung schlecht ist, kümmerte ihn
scheinbar gar nicht – Hauptsache in Arbeit, war seine Devise!

Und man müsse natürlich das restliche ALG II mitbedenken, das er von der
Bagis erhalte, so erzählte er brav: Er komme damit auf einen Stundenlohn von
etwa sieben Euro! Sieht er denn nicht, dass er sich damit kaum über Wasser hal-
ten kann, den Klauen der Bagis mit ihrer Verfolgungsbetreuung aber noch immer
nicht entronnen ist? Wie viel bekam er für diesen Fake, oder musste er sich zu-
vor einer Gehirnwäsche unterziehen? Schade, früher hat sich dieses Fernseh-
team einmal politisch engagiert und sich vor einem solchen „Aufschwungsbericht“
entsprechend informiert, ehe so etwas in die Bremer Wohnzimmer ausgestrahlt
wurde!

Dies habe ich brühwarm an die Redakteure gemailt und ihnen den ernst ge-
meinten Rat gegeben, mal zu unserer Montagsdemo zu kommen. Hier können sie
erfahren, wie es im wirklichen Hartz-IV-Leben zugeht, auch bei Ein-Euro-Jobbern!
Ob sie das wohl machen werden?

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Liebe Frau Graf, vielen Dank für Ihre Mail. Ich bin mir allerdings nicht sicher, ob Sie
überhaupt an einer Antwort interessiert sind. Wenn Sie unsere Redaktion schon
in den ersten Sätzen mit der „Bild“-Zeitung vergleichen, den Beitrag als „stupide“
und „volksverdummend“ und schlecht recherchiert abqualifizieren – dann haben
Sie sich ja Ihr Urteil gebildet. Aber weil wir höfliche Menschen sind, antworten wir
gerne, sogar denen, die uns unhöfliche Mails schicken.

Dass wir niemanden für irgendwelche Aussagen bezahlen, müsste ich eigent-
lich nicht betonen. Da Ihnen aber unsere Arbeitsmethoden so vollkommen fremd
zu sein scheinen, fangen wir ganz von vorne an: Das war kein Fake, das war
nicht bezahlt, das war nicht ausgesucht und gecastet, das war ein ganz norma-
ler Hartz-IV-Empfänger. Es mag sein, dass seine Einstellung sich nicht mit Ihrer
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deckt und nicht mit der Mehrheit der Hartz-IV-Empfänger. Aber es ist sein gutes
Recht, diese Meinung zu haben und zu vertreten. Was Sie dazu berechtigt, den
jungen Mann deshalb abzuqualifizieren, ist mir nicht klar. Sie werden es hoffent-
lich wissen.

Und vielleicht ist Ihnen bei all Ihrer Empörung entgangen, dass sich dieser
Beitrag vor allem um das Entfernen von Graffitis drehte und nicht um Hartz-IV-
Empfänger. Über das Arbeitslosengeld II und die Folgen haben wir schon zigmal
berichtet, das werden wir auch weiter tun. Und auch dann wird gelten: Wir kau-
en den Zuschauern nicht vor, was sie zu denken haben (ich vermute, das verste-
hen Sie unter „politischem Engagement“). Die können sich nämlich eine eigene
Meinung bilden. Wir können das auch, deshalb kommen wir auch nicht zu Ihren
Montagsdemos. Aber vielen Dank für die Einladung. Schöne Grüße.

Zuschrift von Silke Hellwig, Abteilungsleiterin Fernsehen aktuell
(„Radio Bremen“) – siehe auch „Die Linke“, Kommentar von Gerolf D. Brett-
schneider sowie Artikel in der „Tageszeitung“: „Radio Bremen ganz privat“

Sehr geehrtes „Buten-un-binnen“-Team, als Moderatorin und Mitgestalterin der
Bremer Montagsdemo kann ich alles, was Frau Graf geschrieben hat, bestätigen.
Ich bin selber Hartz-IV-Empfängerin und habe sechs Monate für die „Bras“ in einer
Holzwerkstatt als Verwaltungsangestellte (mit Ausbildung und Berufserfahrung)
gearbeitet. Die dort beschäftigten Ein-Euro-Jobber nehmen den ortsansässigen
Tischlern die Aufträge weg, und denen droht permanent Arbeitslosigkeit. Eine
normale Tischlerei mit sozialversicherungspflichtigen Angestellten ist und kann
niemals konkurrenzfähig sein, wenn Holzwerkstätten mit Ein-Euro-Jobbern ihre
Produkte zu Dumpingpreisen anbieten!

Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und Urlaubsgeld gibt es für Ein-Euro-Jobber
nicht. Durch die Subventionierung der Ein-Euro-Jobber vernichtet der Staat alle
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse, und die Träger verdienen sich
eine „goldene Nase“ mit jedem Teilnehmer, der nur für ein Taschengeld arbeitet
und dessen Berufserfahrung und qualifiziertes Wissen ausgebeutet werden. Ich
lade Sie daher herzlich zu einer unserer nächsten Montagsdemos auf dem Bre-
mer Marktplatz um 17:30 Uhr ein. Dort haben Sie die Möglichkeit, sich ein Bild
vom realen Leben der Hartz-IV-Empfänger zu machen. Mit freundlichen Grüßen.

Anke Meyer (parteilos)

Seit Kohl wird die Statistik gefälscht: Außer den 3.413.921 Menschen,
die offiziell Arbeit suchen, werden 1,5 Millionen nicht mitgezählt, und
625.000 melden sich schon gar nicht mehr („Süddeutsche Zeitung“)

Am 31. Mai 2008 findet in Bremen-Nord eine Demonstration gegen
rechte Gewalt, Strukturen und Parteien statt, da es auch hier eine er-
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schreckend schnell wachsende Nazi-Szene gibt. Die Demo startet um
15 Uhr am Bahnhof Blumenthal und wird bis nach Lüssum verlaufen.

Armut lässt sich nicht wegsingen
Das große Chorfest mit Köhler-Besuch war ein voller
Erfolg – zumindest für die Veranstalter und die Me-
dien. Wohlgemerkt: Ich will das „Schönwetter-Event“
hier keineswegs miesreden, und die Begeisterung
der Gäste erst recht nicht. Aber die sozialen Proble-
me in der Stadt lassen sich nun mal nicht einfach
„wegsingen“! 100.000 Menschen müssen laut Sta-
tistischem Landesamt von den Hartz-IV-Regelsätzen
leben, und 22.000 Kinder sind von entsprechender
Armut betroffen. Immer noch droht vielen Familien
der Zwangsumzug, und Tausende sind prekär be-

schäftigt oder leben von Ein-Euro-Jobs. Sofern mensch dies überhaupt „leben“
nennen kann!

Im rot-grünen Koalitionsvertrag vom vorigen Jahr heißt es: „Ziel unserer Po-
litik ist es, soziale Ausgrenzung zu verhindern und abzubauen. Der soziale Zu-
sammenhalt in unseren Städten ist Grundlage und Bedingung für eine hohe Le-
bensqualität. Besondere Hilfe des Staates benötigen alle diejenigen, die auf Hil-
fe angewiesen sind. Dazu zählen unter anderem Kinder, alte Menschen, kranke
Menschen, arbeitslose Menschen und behinderte Menschen. Die zunehmende
Armut in vielen unserer Stadtteile bedroht das soziale Gefüge. Hier werden wir
alle Möglichkeiten nutzen, um dieser Entwicklung entgegenzutreten.“

Schöne Worte, doch was ist seither geschehen? Nichts! Besonders schlecht
ergeht es den meisten Asylsuchenden, denen nach der zumeist erfolglosen An-
tragstellung die todsichere Abschiebung droht. Heute berichtet die „Tageszeitung
Bremen“ vom haarsträubenden Fall der türkischen Kurdin Yesmin T., die trotz
schwerer Erkrankung infolge der Misshandlungen durch ihren Mann und dem töd-
lichen Unfall eines ihrer Kinder abgeschoben werden soll! Und dies, obwohl selbst
Innensenator Lemke hier interveniert hatte. Also, wenn sich schon der Innense-
nator oder wie im Fall der Bagis die Sozialsenatorin nicht mehr gegen die eigene
Behörde durchsetzen kann – wo leben wir denn dann?

Es gibt noch zahlreiche andere Skandale in der Stadt, zum Beispiel das
Krankenhausdesaster, Röwekamps Brechmittel- und Brückenschlafskandal oder
der unsägliche „Fall Kevin“. Auch dies lässt sich nicht einfach „wegsingen“! Doch
schon die alten Römer glaubten: „Gebt dem Volk Brot und Spiele, und es wird
sich ruhig verhalten.“ Das klappt aber nicht immer, und auf Dauer klappt es schon
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gar nicht. Daher sind wir heute wieder auf dem Marktplatz und rufen den Verant-
wortlichen zu: Liebe Leute, mit uns nicht!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Horst Köhler begrüßt Bremer Montagsdemonstranten: „Auch
hier wird gekämpft, ist nicht alles rosig. Deshalb müssen wir
weiterarbeiten, und deshalb ist es gut, dass wir zur Kenntnis

nehmen, was Sie sagen und was Sie beschwert!“ („Wikipedia“)

Die Proteste haben gewirkt
Es lag an den Protesten gerade auch der Mon-
tagsdemos, dass die Vertreter der Abzocker-
Parteien kalte Füße bekamen und die Diäten-
Erhöhung fallenließen – allerdings nur die „Er-
höhung der Erhöhung“, denn es bleibt bei der
schon zuvor beschlossenen Diätenerhöhung
von neun Prozent ab Januar auf dann 7.668
Euro. So belegt auch der „Armutsbericht“
trotz aller Verzerrungen, dass die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter auseinan-
dergeht. Die „Armen“ werden immer zahlrei-
cher: Tatsächlich geht es um 40 Prozent der
Bevölkerung, wenn richtig gerechnet wird!

Was dagegen tun? Viele Beratungsstellen
empfehlen, vor dem Sozialgericht zu klagen. Damit haben viele von uns auch
schon Erfahrungen gemacht. Das kann im Einzelfall auch richtig sein, aber das
Allheilmittel sind die Klagen ganz sicher nicht! Nur jeder fünfte Hartz-IV-betroffene
Kläger siegt – sonst ist es jeder dritte. Und die Gerichte werden immer dreister:
Letzten Monat wies das Bundessozialgericht die Klage eines chronisch kranken
Hartz-IV-Betroffenen ab, die Zuzahlung zu Medikamenten von seinen 347 Euro
nicht bezahlen zu können – mit der Begründung, der Regelsatz von 347 Euro
übersteige das physische Existenzminimum und enthalte darüber hinaus einen
soziokulturellen Leistungsanteil! Ist damit vielleicht die Teilnahme am kostenlosen
Gottesdienst gemeint?

Gerichtspräsident Masuch mit seinem Monatsgehalt von über 10.000 Euro
erließ die Richtlinie an alle Sozialgerichte, dass die Armutsgrenze von 936 Euro,
wie sie von der OECD beziffert worden ist, kein Beweggrund für die Gerichte sein
darf. Was also dann tun? Das Entscheidende ist der Druck von unten: Hartz IV
muss weg! Die Montagsdemos müssen größer werden! Auch die Braunschweiger
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Rentnerdemo, die jetzt einmal im Monat montags stattfindet, geht in die richtige
Richtung, denn die entscheidende Bewegung findet in den Betrieben und auf
der Straße statt. Parlamente und Gerichte können das – wenn überhaupt – nur
ergänzen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Milchboykott: Bauern prophezeien Versorgungskollaps („Stern“)

Wir haben Hunger!
Am vergangenen Sonnabend haben Hans-Dieter Binder, Frank Kleinschmidt
und ich als gewählte Bremer Vertreter an der ersten Sitzung der bundesweiten
Montagsdemo-Koordinierungsgruppe in diesem Jahr teilgenommen.

Dabei haben wir erfahren, dass im nordrhein-westfälischen Hagen alle Fahrten
zur Arge anstandslos bezahlt werden: Die Hagener können ein sogenanntes
Mobilitäts-Ticket bekommen. Das entspricht dem Sozialticket, welches die Bre-
mer schon seit Langem fordern, das aber bis heute immer noch abgelehnt wird.
Ich bin der Meinung, auch dafür sollten wir uns weiterhin einsetzen! Außerdem
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möchten wir erreichen, dass die Stromkosten zu den „Kosten der Unterkunft“ ge-
zählt und von den Argen vollständig übernommen werden, genauso wie die Heiz-
und Wasserkosten!

Die bundesweite Montagsdemo hat beschlossen, dass wir stärkere Kontak-
te mit ähnlichen Organisationen, wie wir es sind, im europäischen Ausland pfle-
gen wollen. Der 7. Juli 2008 wird bundesweit zu einem Mottotag : Wir werden
mit Kochlöffeln und Töpfen ganz viel Krach machen, um verstärkt für einen
Hungerzuschlag von mindestens 50 Euro zum ALG II zu demonstrieren. Ich hof-
fe, ihr erscheint zahlreich und mit Kochgeschirr „bewaffnet“!

Anke Meyer (parteilos)

Bizarr hohe Popularität: Horstel wird Bundestugendwart („Stern“)

Den Menschen ist das Vertrauen
in „die Politik“ verloren gegangen

Bei kräftiger Sommerbrise fand die 182. Montagsde-
mo in Bremen statt. Über 50 Teilnehmer und Zuhörer
verfolgten die vielfältigen Wortmeldungen an unse-
rem Offenen Mikrofon. Darunter waren immer wieder
notwendige und wichtige Beiträge über den üblichen
Ärger mit Hartz IV und die kaputtmachenden Verhält-
nissen bei der Bagis und den Argen. Aber auch die
Tagespolitik wurde erwähnt.

So kamen in mehreren Beiträgen die Rücknah-
me der geplanten Diätenerhöhung nach starkem öf-
fentlichem Druck – nicht zuletzt der Montagsdemos –
zur Sprache, aber auch die großen Stimmeneinbrü-
che für CDU und SPD bei den Kommunalwahlen in
Schleswig-Holstein. Das zeigt, wie sehr Engagement

und Vertrauen in die Politik und das System bei den Menschen verloren gegan-
gen sind. Viele hoffen noch, dass so etwas wie eine Wende zu einer sozialeren
Politik möglich sein wird. Der Weg der Montagsdemos, alles offensiv anzugehen,
gibt uns jedenfalls mehr Vertrauen!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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183. Bremer Montagsdemo

am 02. 06. 2008

Der Hundt droht mit Klage
Der Wahlkampf ist voll im Gange, die Parteien
überbieten sich mit Wahlkampfgeschenken. Ei-
gentlich nur gut für uns Bürger, aber wie wir ja
schon lange wissen, wird nicht viel dabei heraus-
kommen. Die Konkurrenz aus der Wirtschaft droht
bereits mit einer Klage, nicht wahr, Herr Hundt?
Doch Sie haben mit ihrer Klageandrohung nicht
nur der Wirtschaft, sondern auch der Politik kei-
nen guten Gefallen getan!

Werden nun tatsächlich Ihre Forderungen, die
Lohnnebenkosten zu senken, von der Politik so-
fort erfüllt, so ist das mal wieder ein Beweis da-
für, dass hier die sogenannte Lobby das Sagen in
unserem Lande haben will. Sie mögen vielleicht
etwas von Unternehmensführung verstehen, aber

was Demokratie bedeutet, da brauchen Sie wohl noch Nachhilfeunterricht! In ei-
ner Demokratie bestimmen die Vertreter der Masse des Volkes, nicht aber irgend-
welche Wirtschaftsvertreter. Sie haben selbstverständlich ebenfalls das Recht, et-
was zu kritisieren, mehr aber nicht!

Da Ihre Androhung einer Klage nun der Wirtschaft und der Politik schwer ge-
schadet hat, sollten Sie sich mal überlegen, ob Sie sich noch auf den Boden der
Demokratie bewegen, wenn Sie die Regierung und die Bevölkerung derart unter
Druck setzen. Ich als Bürger fühle mich nur wieder mal bestätigt in meiner An-
nahme, wie weit sich die Wirtschaft aus der Solidargemeinschaft verabschiedet
hat. Die Wirtschaft muss zwar konkurrenzfähig sein, doch Sie haben wohl leider
vergessen, dass wir Bürger immer noch nichts vom Aufschwung merken. Wir ha-
ben auch heute immer noch ein Lohnminus gegenüber den anderen Ländern der
Europäischen Union zu verzeichnen.

Nun kommen Sie daher und fordern schon wieder Lohnnebenkostensenkung,
was natürlich weitere Abstriche für uns Bürger bedeutet. Das ist wirklich der Gip-
fel! Schaffen Sie erst einmal ausreichend fair bezahlte Arbeitsplätze, denn Men-
schen, die kein Geld mehr haben, können auch nicht kaufen, und das schadet
wiederum der Wirtschaft. Sollten Sie das nicht wissen, muss ich wohl meine Aus-
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sage von der Wirtschaftkompetenz zurücknehmen. Das tue ich hiermit! Sie ha-
ben mit Ihrer Klageandrohung uns kritischen Bürgern nur einen großen Gefallen
getan! Sie wissen schon warum, und die Politiker hoffentlich auch.

Udo Riedel (parteilos)

Volksfeindliche Politik: Die Mehrheit der Deutschen hat den Glauben an das
Märchen von der „sozialen Marktwirtschaft“ verloren („Spiegel-Online“)

Nicht nur die Arge in Minden hat
eine „Antragvermeidungsstelle“

Ein Mitarbeiter der Arge in Minden hat in der Sendung „Report Mainz“ vom 26.
Mai 2008 Insiderwissen ausgeplaudert: 42 Prozent der Anträge sollen vermieden
werden. Dafür hat die Arge eigens eine Abteilung eingerichtet, die „Antragvermei-
dungsstelle“! Und wie geht sie vor?

Die Arge verschleppt Anträge oder versieht sie mit verspätetem Eingangs-
stempel. Termine zur Vorstellung beim Amt werden mit Absicht so gelegt,
dass die Bezieher von ALG II Probleme bekommen, ihn wahrzunehmen. So-
mit können sie „begründet“ sanktioniert werden. Es herrscht ein bewusstes
Verschweigen von Ansprüchen, und es werden absichtlich Fehlinformatio-
nen gegeben.

So ist es doch kein Wunder, dass die allermeisten Niedriglöhner, Empfän-
ger von Transferleistungen und Ein-Euro-Jobber – eingeschüchtert durch Existen-
zängste und den Repressionsapparat der Arbeitsämter – noch in Lethargie ver-
harren und sich ihrem Schicksal fügen, den Rest ihres Lebens in staatlich verord-
neter Armut zu leben! Wer dem psychosozialen Druck nicht mehr gewachsen ist,
neigt derweil zu Krankheitsbildern, die von Depressionen mit begleitenden Sui-
zidgedanken über Angstpsychosen bis hin zu spontanen Aggressionsausbrüchen
reichen.

Ich finde es erschreckend und furchtbar, wie die einzelnen Sachbearbeiter mit
den hilfebedürftigen sogenannten Kunden umgehen und sie behandeln! Das dür-
fen wir nicht mehr hinnehmen, wir müssen uns dagegen wehren! Wir lassen uns
das nicht mehr gefallen und werden so lange hier auf dem Marktplatz demons-
trieren, bis die Politiker endlich handeln!

Anke Meyer (parteilos)

Links wirkt: SPD und Union haben 8,6 Millionen
Wähler seit 2005 verloren („Spiegel-Online“)
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„Bauernaufstand“ erfolgreich
wie der Lokführerstreik

Dank des „Wettbewerbs“ erfolgen Ruinierung
und Vernichtung bäuerlicher Existenzen. Die
europäische Landwirtschaftspolitik ist nur auf
die Förderung der großen landwirtschaftlich-
industriellen Konzerne ausgerichtet. In den
fünfziger Jahren haben die reaktionären Po-
litiker und Bauernvertreter ein großes Geheul
angestimmt – „Untergang des Abendlandes“
und solcherlei Schmarrn –, als in den damals
sozialistischen Ostblock-Ländern die Kollek-
tivierung der Landwirtschaft propagiert und
umgesetzt wurde.

Bei dieser Kollektivierung stand der Bauer
als Mensch im Mittelpunkt. Durch die Schaffung geeigneter Produktionseinrich-
tungen konnte ein geregelter Arbeitstag erreicht und gleichzeitig die Belieferung
der Bevölkerung mit preisgünstigen Nahrungsmitteln erhöht werden. Die weitsich-
tigen Bauern haben diese verbessernde Fortentwicklung voll mitgetragen. Das
Vertrauen der Bauern ging in der DDR erst verloren, als von den losgelösten Büro-
kraten die LPGs festgelegt wurden, die ihre eigenen Wasserköpfe und eine SED-
bezogene Vetternwirtschaft erzeugten.

Die Herren heute in den Ministerien und beim Kapital sind verwundert, dass
die Bauern so hart reagieren. Ja, diese „satten Herren“ verstehen nicht, was bei
den Bauern vorgeht! Die Polizei versuchte, eine Trecker-Blockade vor der Molkerei
bei Rehburg-Lokkum aufzulösen. Die Bauern werden noch einiges lernen müssen
im Kampf! Dazu gehört auch, sich mit den Arbeitern, den Kollegen in den Betrie-
ben zu verbinden. Als Bauern alleine sind sie trotz kraftvoller Trecker zu schwach –
sie brauchen die Unterstützung aller Werktätigen, also auch der Montagsdemo-
Bewegung und der Kollegen in den Gewerkschaften. Lasst uns überall, wo wir
einwirken können, diese neue wichtige Verbindung ziehen im Kampf gegen die
volksfeindliche Politik aus Brüssel und Berlin!

Derweil werden die Stasimethoden bei der Telekom immer breiter offensicht-
lich. Auch vor Einblick in die Bankdaten wird nicht haltgemacht. Schäuble übt sich
in Schadensbegrenzung. Die FDP fordert richtigerweise die Rücknahme der gan-
zen Vorratsdatenspeicherung, in erster Linie für ihre Klientel. Wir fordern sie aber
für die Freiheit und ungestörte Organisierung der Menschen, damit sie ihren akti-
ven Widerstand entwickeln und erhöhen können!

Jobst Roselius
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Symbolischer Protest –
aber reale Repression

Dies ist ein Bericht von der Demo gegen Nazigewalt in Bremen-Nord am 31. Mai
2008 zwischen 15 und 20 Uhr. Auf dem Weg nach Blumenthal wurden die zahl-
reicher werdenden Demonstrant(inn)en beim Umsteigen in Vegesack bereits von
Bereitschaftspolizei in Empfang genommen. Diese quetschte sich dann auch zu
allem Überfluss in die Waggons. Auf lauten Protest gegen diese repressive Zug-
begleitung folgten zumindest ein paar Rufe „Bullen raus, Bullen raus!“ An der De-
mo nahmen circa 500 bis 600 Leute teil. Das Spektrum entsprach der Ankün-
digung, also denen, die dazu aufgerufen hatten: autonome Antifa, „Nordbremer
Bürger gegen den Krieg“, „Solid.org“, linke Parteien, VVN und andere. Wie bei
der sichtbaren Wohnbevölkerung gab es auch bei den Demonstrant(inn)en fast
nur Jugendliche bis 20 Jahren und ältere, vor allem Rentner(innen), mit Ausnah-
me der türkischen Zuschauer.

Anlass waren die zahlreichen Angriffe und Aktivitäten von organisierten Nazis
und ihren Mitläufern in der Region Bremen-Nord: ein Zeichen des Protests und
der Aufklärung, eine Aufforderung zur Gegenwehr und eine Kritik an der schwei-
genden Zustimmung, die solche Naziumtriebe erst möglich machen. Gibt es eine
rechte Kleinstadtkultur in Bremen-Nord? Sehr gut waren die beiden persönlichen
Berichte an der Gedenkstätte des KZ-Außenlagers Blumenthal, die Erlebnisse
als Gefangener des Nationalsozialismus und aus der Jugend schilderten. Ande-
re Beiträge wie die der „Initiative Ladenschluss“ klärten über die rechtsradikalen
Strukturen in Bremen auf – am Beispiel der Brüder Ostendorf: Gemischtwaren-
Versand, Band und „Deutsche-Stimme“-Redakteur gehen so seit Jahren Hand in
Hand. Weitere kurze Beiträge gab es von „Linksjugend“, Linkspartei, Jusos und
„Solid.org“.

„Ausbaufähig“ an der Demo war im Vergleich zu früheren Antifa-Demos in
Bremen, etwa in Tenever 1999, die Art des Gegenübertretens: Auf der langen
Route durch Wohngebiete und Einkaufspassagen es gab fast nur Musik und ledig-
lich zwei Durchsagen, welche Inhalte die Demo verfolge. Es wurden keine Flyer
mit entsprechender Information verteilt. Aus dem Block der „schwarzen Kapuzen“
wurde Fensterzuschauern mit Fotoapparat der „Stinkefinger“ gezeigt. Die Staats-
gewalt tat ein Übriges mit ihrem Spalier um die Transparente herum. Parolen wie
„Wir kriegen euch alle“ oder „Stein für Stein geben wir euch die Straße zurück“
boten reiche Abwechslung zu dem Dauerbrenner „Alerta antifascista“.

Ärgerlich war, dass die Festnahme eines Demonstranten nach beendeter De-
monstration am Bahnsteig durch Unaufmerksamkeit nicht verhindert wurde, wenn-
gleich dies noch während der Demonstration durch Abwehr der „Bullenschläge“
auf den „schwarzen Block“ gelang. Anlass war unter anderem ein Knaller. Die-
se zu werfen, kann durchaus den Zweck haben, das „Bullenspalier“ auf Distanz
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zu bringen, und Verhüllung der Gesichter ist als Selbstschutz kein Problem. Eine
andere Frage ist, ob mit einer anderen Art der Demonstration, speziell mit mehr
Kontakt und Aufforderung an die Blumenthaler, noch mehr erreicht werden könn-
te – mit dem Ziel, dass sie den Nazis kein Umfeld bieten sollen. Dies ist sicher
eine Frage des Aufwands.

Nach dieser Festnahme durch den „Greiftrupp“ hielt die Repression im An-
schluss an die Auflösung der Demo an: Im dunkelblauen Kampfanzug wurden
die zugreisenden Demonstrant(inn)en bis zum Hauptbahnhof verfolgt, mit sechs
bis acht Mann an jedem Waggoneinstieg. Das sollte der Erfahrung vom 1. Mai
2008 in Hamburg gegenübergestellt werden: Dort hatten auf dem Weg zu ihrem
Aufmarsch 60 Nazis, überwiegend vermummt, eine Regionalbahn aus Pinneberg
in ihre Gewalt gebracht, die Lautsprecheranlage an sich gerissen, die Fahrgäs-
te mit rassistischen Drohungen und Auschwitzanspielungen terrorisiert und am
Aus- oder Einsteigen an Zwischenhaltestellen gehindert: eine geschlossene Ge-
sellschaft mit Geiseln als Drohung an die ausgebeutete Bevölkerung.

Die „bezahlten Schläger“ und ihre „Wannen“ ließen sich im Vergleich zu Blu-
menthal erst dann im Hamburger Hauptbahnhof blicken, als diese 60 Nazis bereits
weg waren. Von An- bis Abreise gewalttätig gegen Passanten, Reisende, und Ge-
gendemonstrant(inn)en wurde 800 Nazis der Weg freigeprügelt durch Hamburg-
Barmbek, gegen Sitzblockaden von 10.000 Menschen. Dies gehört zum Allge-
meinwissen in der Bevölkerung. Ein türkischer Radfahrer meinte in Blumenthal:
„Als die Rechten letztes Jahr hier gelaufen sind, gab es aber kein solches Spa-
lier!“ Um des Spaliers willen wurde auch die Dorfjugend weggeschubst. So weit
dieser Bericht, bis zum nächsten Mal – gegen die breit gestreute Hetzrede vom
„kriminellen Ausländer“!

Zuschrift von B. Krause

Neues deutsch-amerikanisches Abkommen : Mitgliedschaft in einer
Gewerkschaft wird „Tätermerkmal für Terroristen“ (GDP)

Schlechter Tag für die Demokratie
1. Ich war am Samstag in Blumenthal, zusammen mit circa 500 bis 600 Bür-
ger(inne)n ohne Uniform und circa 800 Bürger(inne)n in Uniform. Erstere haben
gegen Nazigewalt demonstriert. Wie dies im Einzelnen aussah, hat B. Krause
treffend beschrieben.

Ich empfand es als beklemmend, dass die Bürger(innen) in Uniform in voller
Kampfausrüstung erschienen sind und zur Unterstützung vier Wasserwerfer und
einen Schützenpanzer mitgebracht hatten. Diese Bürger(innen) in Uniform gin-
gen auf Tuchfühlung neben dem „schwarzen Block“, zeitweise beidseitig in Drei-
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erreihen! Außerdem gab es vor, hinter und neben dem Demozug noch jede Men-
ge Uniformstoff. Wie gesagt, bei diesem Wetter in voller Kampfausrüstung! Nur
den Helm hatten sie abgesetzt.

Die Polizei hat sehr intensiv gefilmt, ich habe
über zehn verschiedene Kameraleute gezählt. Da-
bei war es eine friedliche Demo. Ich bezweifle, dass
die Polizei überhaupt filmen durfte. Bei diesem Film-
aufwand kann ich überhaupt nicht mehr verstehen,
dass bei „aus dem Ruder gelaufenen“ Demos teil-
weise kein Filmmaterial zur Erkennung der beteilig-
ten Polizisten verfügbar sein soll! Die Gruppenfüh-
rer traten sehr harsch auf. Es war eine bedrohliche
Stimmung durch die übermäßige Präsenz der Poli-
zei. Es wurde zwischendurch ein „Zugriff“ erwogen,
und es gab sehr viel „Säbelrasseln“.

Alle Nebenstraßen waren abgeriegelt. Teilnehmer konnten die Demo nicht
seitwärts verlassen, nicht einmal zum Klo. Die ortsfremden Polizist(inn)en kamen
aus Schleswig-Holstein und Hamburg, erstere hatten Tränengas dabei, sichtbar
auf dem Rücken. Die Polizisten, die ich angesprochen habe, waren nicht zur Kritik
bereit: „Das ist unsere Aufgabe“, hieß es. Warum ein Jugendlicher, der die Demo
mit dem Fahrrad überholt hat, nicht in die Seitenstraße durfte, wo 100 Meter weiter
sein Kumpel wartete, das war einfach unerklärlich, der Ton dazu hanebüchen!
Der Kumpel durfte durch die Absperrung zur Demo, und beide sind von dannen
gezogen.

Der „schwarze Block“ bestand aus netten, überwiegend jungen Leuten! Sie
mochten nur nicht gefilmt werden. Ich kann inzwischen diese Abneigung bes-
ser verstehen. Um die Polizei auf Distanz zu halten, sind zwischen dem „schwar-
zen Block“ und den parallel laufenden Polizist(inn)en ältere Bürger(innen) gegan-
gen. Die Polizist(inn)en mochten diese nicht anrempeln, und dadurch ergab sich
ein Abstand zum „schwarzen Block“. Die Demo wurde am letzten Halt aufgelöst.
Die meisten sind zum nahe gelegenen Bahnhof gegangen. Dort warteten Bür-
ger(innen) in Uniform, die Ankommenden wurden gefilmt.

Auf dem Bremer Hauptbahnhof haben die Bürger(innen) in Uniform sofort
nach dem Aussteigen den Helm aufgesetzt und das Visier runtergeklappt. Die
Treppe war sehr voll. Es wurde reichlich gefilmt. Die Kameras waren teilweise auf
Stöcken montiert. Aus für mich nicht ersichtlichen Gründen liefen Polizeitrupps
durch den Bahnhof. Auf dem Vorplatz standen weitere Bürger(innen) in voller
Kampfausrüstung mit aufgesetztem Helm. Außerdem kamen dort gerade acht
Mannschaftswagen mit voller Besetzung an. Die Polizei jagte bestimmte Demo-
Teilnehmer. Warum?

Es war eine friedliche Demo – nur die Polizei war augenscheinlich auf Kra-
wall gebürstet. Sie hat bei dieser Demo viel Sympathie verloren! Die Lehrer ha-
ben in Staatsbürgerkunde mühevoll die politische Aktion eingeworben. Soll die
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uniformierte Staatsmacht dies im Keim ersticken? Für die Nazis war der 31. Mai
2008 ein erfreulicher Tag! Die Bürger in Blumenthal vermissten die ortsnahe Be-
teiligung: „Ihr fahrt wieder ab, und wir sind mit den Nazis allein!“ Die Sicherheit
durch ortsnahe Ansprechpartner hat Gröpelingen vorgemacht.

Die Polizei braucht dringend Namensschilder, damit nicht einige wenige
„schwarzen Schafe“ die gesamte Polizei in Verruf bringen! Die „Georg-Elser-
Initiative Bremen“ hat dies am 22. März 2008 in einem Offenen Brief an die
Bundestagsabgeordnete Herta Däubler-Gmelin gefordert. Dabei wurden die Er-
kenntnisse aus der Veranstaltung „Gewalt auf Demonstrationen – Ursachen der
Eskalation“ eingefordert.

Am Sonntag habe ich „Deutschlandfunk“ gehört. Der Historiker Götz Aly durf-
te die „Weitsichtigkeit“ und das „Geschick“ Adolf Hitlers loben: „Vollbeschäftigung
ohne Inflation“! Der Volksgerichtshof habe die überwiegenden Todesurteile erst
nach der Schlacht um Stalingrad gefällt. Hitler habe es verstanden, „den Druck
richtig zu dosieren“. So oder ähnlich! Ich habe ausgestellt. Es reichte mir. Es war
die Sendung „Essay und Diskurs, Sebastian Haffner und die Historisierung des
Nationalsozialismus“. Dieser kurze „Hörgenuss“ hat mir nochmals verdeutlicht,
wie wichtig die Bekämpfung der Nazis auf allen Ebenen ist! Darum Montagsde-
mo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Die Bürgerschaft tagt ab Dienstag. Die Tagesordnung ist prall gefüllt. Am Diens-
tag nach der Mittagspause steht die Gehaltserhöhung für die Bremer Senato-
ren auf der Tagesordnung. Herr Kleen hat bereits für die Mittwochausgabe des
„Weser-Kuriers“ erklärt, dass die Senatoren auf nichts verzichten wollen und si-
cherheitshalber darauf hingewiesen, dass für den Verzicht eine Gesetzesände-
rung notwendig wäre. Doch Bremer Senatoren waren schon öfter Vermutungen
ausgesetzt. Letztens wurde vermutet, dass die zugereisten Amtsträger nicht auf
die ihnen zustehende Umzugsvergütung verzichten würden. Kaum wurden diese
selber gefragt, war schon der Verzicht klar! Hoffentlich geht es diesmal auch so.

Ich bin sicher, auch Senatoren können der Personalabteilung mitteilen: Ich
möchte diese Gehaltserhöhung nicht! Die Personalabteilung wird sich hüten, die-
sen Wunsch nicht zu erfüllen. Senatoren in Bremen dürfen dies frei entscheiden –
wenn es sein muss, auch uneinheitlich! Rentner, ALG-II-, Grundsicherungs- und
Sozialhilfe-Betroffene erhalten 1,1 Prozent Erhöhung. Das macht bei einem Re-
gelsatz von 347 Euro eine Erhöhung um vier Euro aus! Senatoren erhalten bisher
10.250 Euro, der Erhöhungsbetrag zum 1. November 2008 beträgt 300 Euro, al-
les monatlich! Von den besonderen Vorteilen der Ruhegehälter für Senatoren will
ich hier gar nicht reden.

Das Extragesetz, welches Herrn Kleen zufolge nötig sei, erinnert mich an die
Raucherzone im Parlament. In allen öffentlichen Gebäuden wurde durch die Bre-
mische Bürgerschaft das Rauchen verboten, aber sich selbst haben diese Poli-
tiker eine Raucherzone im Bürgerschaftsgebäude geschaffen! Eine Abschaffung
wurde verweigert, weil gerade getroffene gesetzliche Regelungen so schnell nicht
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zu revidieren seien – so oder ähnlich lautete die fadenscheinige Begründung. Die-
se Raucherzone wurde dennoch umgehend wieder abgeschafft. Was bleibt, ist
der schale Nachgeschmack über das Verhalten unserer Volksvertreter!

Die Freie Hansestadt Bremen soll bei einer Neuausrichtung der ALG-II-Be-
treuung keine Steuerungsbefugnis einbüßen. Nun wird endlich einmal diese von
Bremen ungenutzte Möglichkeit zum Thema. Meine Meinung zum Grundproblem:
ALG-I- und -II-Betroffene aus einer Hand vermitteln! Nur dadurch wird Arbeitslo-
sigkeit zweiter Klasse abgeschafft. Und die Abschaffung von Hartz IV wird aus
dem Stand möglich! Außerdem stehen weitere ALG-II-Themen auf der Tagesord-
nung. Die Anfragen wurden vom Senat teilweise ausweichend und hart an der
Grenze zur Unwahrheit beantwortet, denn auch das Weglassen ist eine Form der
Unwahrheit. Links wirkt! Auch wenn diese Anfragen teils von den anderen Frak-
tionen gestellt wurden.

Am Samstag beginnt „Die Linke“ eine Armutskonferenz. Hartz IV ist Armut
per Gesetz! Ich habe keinen Hunger erfahren, bin aber auch vor dem ALG II in die
Rente geflohen. Die bundesweite Montagsdemo fordert einen Hungerzuschlag
von 50 Euro ab sofort. Hunger schlägt sich in der Figur nieder, aber erst mittelfris-
tig! Ich kenne durchaus füllige Menschen, die Hunger leiden – mitten in Bremen.
Es reicht eine notwendige unaufschiebbare Geldausgabe, um dies zu erleiden.
Armut bekämpfen heißt auch die Unwägbarkeiten des Lebens für ALG-II-, Alters-
sicherungs und Sozialhilfe-Betroffene abzufedern. Wenn nicht einmal die Mahl-
zeiten gesichert sind, zerbricht der Mensch!

Üble Nachrede macht auch sehr arm. Olaf Scholz hat sich über die Zahlen der
Arbeitslosenstatistik gefreut. Eine grundlegende Reform und ein harter Weg hät-
ten dies erwirkt, so oder ähnlich. Nein, Herr Scholz! Dies wurde erreicht durch ei-
ne rücksichtslose Bilanzfälschung! Die Bestimmungen für die Arbeitslosenstatistik
wurden immer schamloser geändert. Nun weiß nicht einmal Herr Weise, wie viele
erwerbslose Menschen bei der Bundesagentur für Arbeit und den Argen gemel-
det sind! Wetten?

Jobbörsen werden von immer mehr Anbietern betrieben. Die Addition dieser
Stellenangeboten führt zwangsläufig zu einem falschen, nämlich überhöhten Er-
gebnis. Eine Stelle, die in verschieden Jobbörsen steht, bleibt trotzdem nur eine
Stelle! Die Zahl der Arbeitsplätze wurde dadurch wesentlich erhöht, dass jede Tä-
tigkeit als Arbeitsplatz gezählt wird. Vor 2005 wurden nur richtige Arbeitsstellen
erfasst! Statistiken sollen den Politikern helfen, Entscheidungen zu treffen. Die-
se Arbeitsmarktstatistik ist zur Begründung von Lügen verkommen, die eine Äch-
tung der Erwerbslosen durch die Gesellschaft bewirken. Schließlich hat der Mi-
nister gesagt, und jeder kann es in der Statistik nachlesen: Es gibt keinen Grund
für deine Erwerbslosigkeit! Diese böswillige Unterstellung hat teure Folgen für die
Gesellschaft. Krankheit ist für viele der letzte Fluchtweg, denn sie wird von der
Gesellschaft als Hinderungsgrund akzeptiert.

Bremen überlegt, ob der Grundstücksverkauf ohne Ausschreibung richtig war,
so der „Weser-Kurier“ vom 28. Mai 2008. Es wurde an Zechbau verkauft. Eigent-
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lich nur ein Wassergrundstück in der Verlängerung des Teerhofes, auf der an-
deren Straßenseite. Dieses „Grundstück“ soll massiv bebaut werden. Nun wur-
de festgestellt, dass die Bürgermeister-Smidt-Brücke davor starke Schwingungen
hat. Sie soll jetzt saniert werden. Ich kann mich noch an die letzte, erfolgreich be-
endete Sanierung dieser Brücke erinnern. Welche Auswirkungen haben solche
Schwingungen eigentlich auf das geplante Bauwerk zwischen den Brückentei-
len? Ist dies eine für Bremen typische Form der vorbereitenden Sanierung? Die
Zeit wird es klären. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. Die Bundesregierung will eine Selbstverpflichtung gegen Überwachung . Die
Telekom wird am Gespräch teilnehmen. Die Telekom hat beim Börsengang um-
strittene Bewertungen für das Immobilienvermögen vorgenommen. Rund um den
Börsengang wurden Meldungen verkündet, die einerseits unschön für die neue
Aktie waren, die aber andererseits die Telekom nicht dementieren mochte. Es hat
„jemand“ versucht, diese Quelle zu finden. Die Abhöraktion war sehr aufwendig
und umfassend und wurde unterstützt durch weitere Aktivitäten. Die Geschäfts-
leitung soll Auftraggeber gewesen sein, aber sie bestreitet dies. Jetzt tritt die Bun-
desregierung auf den Plan und will eine Selbstverpflichtung, die am eigentlichen
Thema vorbeigeht.

Doch wenn die Geschäftsleitung der Telekom nicht den Auftrag erteilt hat und
nicht einmal davon wusste, wer war dann der Auftraggeber? Hat Herr Sommer
sich überhaupt nicht über diese Nachrichten geärgert? Es wäre doch normal zu
überlegen: Wieso wissen die das? Diese Erklärung fehlt mir! Heute beschäfti-
gen sich die Gerichte mit der Nachrichtenlage. Damals muss irgendjemand die-
se Rechnungen gegengezeichnet haben und damit zur Regulierung freigegeben
haben. Wer hatte ein Motiv? Wer war damals Eigentümer der Telekom? Die KfW
hatte die restlichen Telekom-Aktien als Treuhänder erworben und an die Börse
gebracht. Wirtschaftlich hat die Talfahrt der Telekomaktie die bisherigen Käufer
getroffen. Aber die Bundesregierung wird von dem laufenden Verfahren eingeholt.

Die Bundesregierung wusste wie die Telekom um die besonderen Möglich-
keiten der neuen Telefonanlagen. Aufgrund eines „Vorsorgegesetzes“ mussten
und müssen alle neuen Telefonanlagen mit durchwahlfähigen Nebenstellen eine
Abhörvorrichtung haben. In jedem Betrieb mit einer neuen Telefonanlage kann
somit abgehört werden. Die Abhörmöglichkeit ist bei Lieferung eingeschaltet und
kann intern, aber auch von außen – ohne Mitwirkung des Betriebes – genutzt wer-
den. Ich habe damals für meinen Arbeitgeber eine solche Telefonanlage bei der
Telekom angefragt und bin über die Position Abhörvorrichtung gestolpert. Auch
in den zwei Wettbewerbsangeboten war diese Position enthalten. Ich wollte kei-
ne Abhöreinrichtung und dieses Geld einsparen, doch es ging nicht. Der Gesetz-
geber hat verfügt, und der Kunde muss es bezahlen. Alles „zur Sicherheit“! Wes-
sen Sicherheit? Die Technik ist inzwischen weiterentwickelt. Herr Schäuble wird
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schon wissen, warum er diese Ablenkung versucht! Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Linke“ bei 15, SPD bei 20 Prozent: Inzwischen werden
schon die Nachrufe geschrieben („Spiegel-Online“)

Antikommunistische Hetze: Gesine Schwan ist
selber eine Demagogin („Spiegel-Online“)

Das leere Geschwätz der SPD-
Führung vom Mindestlohn

1. Mich verwundert es überhaupt nicht, dass die
Deutschen keine hohen Erwartungen an die Zu-
kunft haben. Nur neun Prozent können sich vor-
stellen, dass es ihren Kindern einmal besser ge-
hen wird als ihnen. Das ergab eine repräsentative
„Infratest-Dimap“-Umfrage im Auftrag der „Stutt-
garter Zeitung“. 62 Prozent befürchten hingegen,
ihren Kindern werde es einmal schlechter gehen.

Die Deutschen bezweifeln, dass es bei ih-
nen persönlich aufwärtsgeht, und scheinen der
wachsenden Wirtschaft, den angeblich sinken-

den Arbeitslosenzahlen und der boomenden Beschäftigung im Niedriglohnsek-
tor nicht zuzutrauen, dass sich die Glücksversprechungen des vermeintlichen
Aufschwungs bewahrheiten könnten! 78 Prozent gaben an, die Politik müsse die
Steuern senken, damit sich Leistung wieder lohne. Würden Erwerbslose zu die-
ser Thematik befragt, rutschten die Zahlen sicher noch viel tiefer in den Keller!

2. Durch statistische Schönrechnerei sind die Arbeitslosenzahlen so niedrig
wie seit 15 Jahren nicht mehr. Bei der Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg
dürften deswegen die Sektkorken knallen. Für die Langzeitarbeitslosen gibt es
weiterhin nur eine Erfrischung aus dem Wasserhahn, denn sie haben wahrlich
nicht den mindesten Anlass, irgendetwas zu feiern – schließlich ist ihr Anteil seit
Jahren erschreckend hoch! Das passt natürlich gar nicht zu dem propagierten
Hurrageschrei.

So kreißte Bundeswirtschaftsminister Michael Glos und gebar eine unheilvoll
schwachsinnige Idee: Schwer vermittelbare Langzeitarbeitslose sollen 39 Stun-
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den Bürgerarbeit in der Woche leisten und dafür keinen Cent mehr sehen. Dabei
gab es in den neuen Bundesländern bereits Modellversuche, die schlicht daran
scheiterten, dass es all diese benötigten Arbeitsgelegenheiten nicht gibt. Die Teil-
nehmer werden mit Sicherheit nicht auf den ersten Arbeitsmarkt zurückgeführt:
ALG-II-Bezieher sollen also mit einer Arbeitspflicht energisch zur Jobsuche im
Hungerlohnbereich drangsaliert werden!

So geraten die Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirats des Finanzmi-
nisteriums in gefährliche Nähe zu längst überwunden geglaubten Theorien. Wenn
derartige Vorschläge ausgerechnet in einem von der SPD geführten Ministerium
formuliert werden, dann wird es immer offenkundiger, welchen Interessen Teile
der SPD-Führung inzwischen eigentlich dienen. Die Forderung nach einem ge-
setzlichen Mindestlohn entpuppt sich lediglich als leeres Geschwätz! Forderun-
gen nach einem Arbeitszwang bedeuten nichts anderes, als Unternehmen billi-
ges „Futter“ zur beliebigen Verwertung zuzuführen!

Niemand sollte dazu gezwungen werden, eine Arbeit anzunehmen, von der
er nicht nur nicht auskömmlich leben kann, sondern trotzdem noch das karge Ent-
gelt zusätzlich mit ALG II aufstocken müsste! Die eigentlichen Abzocker wären
so die Arbeitgeber, die dann – gesetzlich gefördert – indirekt die staatlichen So-
zialsysteme hemmungslos ausbeuten „dürften“. Es ist an der Zeit, steuerpolitisch
umzuschwenken und endlich auch mal diejenigen Gruppen zur Kasse zu bitten,
die sich in den letzten Jahren – auf Kosten der Arbeitnehmer und zulasten der
Allgemeinheit – ihre Kassen kräftig gefüllt haben!

3. Dieser fulminante Wirtschaftsminister fordert nun auch noch eine grundlegende
Überarbeitung des Armutsberichtes , den er für „voreingenommen“ hält. Glos be-
hauptet indes, Bundesarbeitsminister Scholz interpretiere Daten falsch und stelle
Armut und Reichtum in Deutschland an zahlreichen Stellen „tendenziös“ dar. Bei
der Darstellung von Reichtum schüre der Bericht sogar eine „Neiddebatte“.

Klar, Arbeitslose und Hungerlöhner sollen gefälligst ohne jegliche Missgunst
hinnehmen, dass Manager, höhere Angestellte und Politiker einfach ein Zigfaches
ihres eigenen mickrigen Gehaltes beziehen, obwohl es dafür nicht die mindeste
Rechtfertigung gibt! Aus dieser wohlmeinenden Großherzigkeit können sie dann
ihre Lebenshaltungskosten begleichen und sich auch noch im Urlaub erholen.

Glos hielt dem Arbeitsminister vor, den Bericht in wesentlichen Teilen auf der
Grundlage veralteter Daten aufgebaut zu haben. Die positiven Veränderungen
auf dem Arbeitsmarkt seit 2005 würden überhaupt nicht wiedergegeben. Er meint
dabei vermutlich nicht, dass seit Jahrzehnten Politiker die Arbeitslosigkeit mit be-
achtlichem Einfallsreichtum und immer neuen Förderprogrammen kleinrechnen.
Bisher hat sich noch jede Regierung die ihr entsprechenden Tricks ausgedacht,
an der Schraube zu drehen, um die Statistik aufzubessern.

4. Auch wenn dies nicht in Herrn Glos’ Weltbild passt, ist die soziale Spaltung
der Gesellschaft in Bremen und Bremerhaven besonders drastisch. Bei den Aus-
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gaben für öffentliche soziale und kulturelle Einrichtungen ist Bremen zum bun-
desweiten Schlusslicht avanciert. Armut und soziale Ausgrenzung sind leider kei-
ne Randphänomene mehr, sondern gehören zum traurigen Alltag einer bestän-
dig wachsenden Gruppe von Menschen. Nach dem aktuellen Armutsbericht der
„Arbeitnehmerkammer Bremen“ gewinnen die sozialen und ökonomischen Kon-
traste zwischen verschiedenen Wohngebieten immer härtere Konturen. In eini-
gen Stadtteilen spitzen sich soziale Probleme und wachsende Konfliktpotenziale
unterschiedlichster Art zu.

Im langfristigen Vergleich von Daten der Einkommensteuerstatistik ergibt sich
gesamtstädtisch in Bremen eine zwischen 1986 und 2001 wachsende Polarisie-
rung der Einkommen. Auf Ortsteilebene reichte die Spanne der durchschnittlichen
Jahreseinkünfte je Steuerpflichtigen zwischen 21.420 Euro im Ortsteil Steffens-
weg bis zum fünffachen Betrag, nämlich 101.750 Euro, in Horn (pro Jahr). Der
Anteil der erwerbsfähigen ALG-II-Empfänger zwischen 15 und 65 Jahren liegt in
einer Spanne zwischen 1,9 Prozent in Borgfeld und 35,6 Prozent in Tenever.

2007 lebten 30,2 Prozent der Kinder unter 15 Jahren in einer sogenannten
Bedarfsgemeinschaft mit Hartz IV. In der Neuen Vahr Nord, in Gröpelingen, Kat-
tenturm und Tenever war mehr als jedes zweite Kind betroffen (47,7 bis 60,0 Pro-
zent), im Ortsteil Borgfeld nur rund jedes fünfzigste (zwei Prozent). 2005 galten
in der Stadt Bremen 13,5 Prozent aller Personen als überschuldet. Die Spann-
weite der Werte reichte von 4,5 Prozent in Horn-Lehe bis 25,1 Prozent in Gröpe-
lingen. Daraus folgend ist es nicht verwunderlich, dass zwischen den Stadtteilen
der Stadt Bremen große Unterschiede in der Lebenserwartung bestehen.

Eine sozial verantwortliche Landesregierung muss sich auf Bundesebene für
eine Sozial- und Arbeitsgesetzgebung einsetzen, die mit der neoliberalen Poli-
tik der letzten Jahre und Jahrzehnte Schluss macht und die Grundrechte der ab-
hängig Beschäftigten, der sozial Schwächeren und geringer Bezahlten sichert:
die Abschaffung der Hartz-Gesetze, eine angemessene Erhöhung der Regelsät-
ze für die unterschiedlichen Hilfen zum Lebensunterhalt, solange diese Gesetze
nicht abgeschafft sind, die Einführung von gesetzlichen Mindestlöhnen und eine
angemessene Rentenerhöhung!

Auf der Ebene der Landespolitik sind die Kernpunkte: eine aktive Beschäfti-
gungspolitik, das heißt die Schaffung von existenzsichernder Erwerbsarbeit durch
öffentlich geförderte, getragene und finanzierte Beschäftigung und eine bedarfs-
gerechte Sozialpolitik, das heißt die Gewährleistung sozialer Hilfen und Unter-
stützungsleistungen im tatsächlich notwendigen Umfang und nicht nach Maßga-
be haushaltspolitischer Sparvorgaben.

5. Wurden mit dem neuen Präventionsprojekt „Tipp Tapp – gesund ins Leben“
nach dem Fall Kevin wirklich die richtigen Lehren gezogen? Wer in den finanz-
schwachen Stadteilen Bremens wohnt und Nachwuchs bekommt, dem wird in Zu-
kunft mit einem Flugblatt aus dem Gesundheitsamt ein Hausbesuch angekündigt.
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Wer keine Beratung möchte, muss absagen, weil ansonsten Besuch vor der Tür
stehen wird. Seit April erhielten 100 Familien eine solche Visite.

In zwölf Bremer Stadtteilen sind die Kinderkrankenschwestern der Stadtteil-
teams des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes unterwegs und suchen junge
Familien zu Hause auf. Durch die „aufsuchende Beratung “ soll die Kompetenz
der (werdenden) Eltern bestärkt werden. Bei ihren insgesamt drei Besuchen –
kurz nach der Geburt, nach sechs sowie nach zwölf Monaten – sollen die Kran-
kenschwestern zu allen Fragen beraten, die rund ums Neugeborene anfallen: von
der Körperpflege über die Ernährung bis zur Gestaltung des Wohnumfelds.

Durch den „ganzheitlichen Blick“ des besuchenden Personals solle „Tipp und
Tapp“ nicht nur zur Prävention, sondern auch als Frühwarnsystem dienen. Der
leitende Kinderarzt beim Gesundheitsamt berichtete, dass die besuchten Fami-
lien häufig kein Deutsch sprächen und meist „bildungsfern“ seien. Eben wegen
dieser diskriminierenden Aussagen würde ich einen solch stigmatisierenden Be-
such verweigern. Denn meine Kinder und ich sind zwar finanziell arm, verfügen
aber über eine hohe soziale Kompetenz!

Dieser Teil des Bremer Maßnahmenpakets zur Kindeswohlsicherung lässt lei-
der völlig außer Acht, dass auch reiche Eltern ihre Kinder schlagen, vernachläs-
sigen oder misshandeln können. Sie vermögen es meist nur besser, dies zu ver-
tuschen oder sich Hilfe zu kaufen! Wohlstand ist kein Garant dafür, dass es den
Kindern gut geht. Nur wenn alle Eltern besucht würden, könnte ich dieser Neue-
rung uneingeschränkt zustimmen!

6. Als ich gestern „Tagesschau“ sah, staunte ich nicht schlecht über den Versuch
der FDP, im politischen Zeitgeschehen mit vereinfachenden Veränderungen zur
Besteuerung zugunsten der Besserverdienenden mitreden zu wollen. Es soll „al-
les auf einen Bierdeckel“ passen! Die Partei durfte halt schon zehn Jahre nicht
mehr mitregieren, das kratzt am Ego. So verwundert ein absolut unzureichendes
Bürgergeld in „Höhe“ von 648 Euro auch nicht mehr. Diese Wolkenkuckuckshei-
mer sollten mal realistische Selbstversuche machen, damit sie mitreden können!
Solch ein mickriges Bürgergeld liegt noch weit unter Hartz IV.

Aber wer ist denn schon Herr Westerwelle? Die FDP unternimmt nicht den
ersten eklatanten Versuch, das übrig gebliebene Skelett des früheren Sozialstaa-
tes auf ein „physisches Existenzminimum“ zusammenzustreichen. Mit einem der-
art niedrigen Bürgereinkommen werden die Menschen eben gezwungen, sich
irgendeine Tätigkeit zu suchen. Damit sie über die Runden kommen, werden sie
ohne Versicherungsschutz und ohne Arbeitnehmerechte arbeiten sollen. Im Fal-
le der Krankheit bekämen sie ja dann immerhin noch das Bürgergeld, was weder
zum Leben noch zum Sterben reichte. Die schändlichen Ein-Euro-Jobs sind ihre
Vorläufer. Tolle Aussichten!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)
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Die Strategie von Lissabon,
oder: Hartz IV in Frankreich

1. „Hartz IV macht in Frankreich Schule“,
lautet eine Schlagzeile des „Weser-Kurier“
vom 31. Mai 2008. Damit wird deutlich, dass
Agenda 2010 und Hartz IV kein deutsches
Phänomen sind, sondern zur europaweiten
Umsetzung der Strategie von Lissabon ge-
hören, die ebenso von anderen europäischen
Staaten getragen wird, wie das Beispiel des
„Weser-Kurier“ nun aus Frankreich zeigt.

In seiner Ausgabe der Publikation „Sand
im Getriebe“ vom 29. Juli 2003 hat Attac
die deutsche Agenda 2010 und die Strategie
von Lissabon bereits detailliert miteinander
verglichen. Dort wird tabellarisch die Über-
einstimmung der Empfehlungen der EU an

Deutschland in den Grundzügen der Wirtschaftspolitik mit Zitaten aus der Regie-
rungserklärung Gerhard Schröders vom 14. März 2003 festgestellt. Die Schluss-
folgerungen, die Attac im Jahre 2003 – also vor der Einführung von Hartz IV im
Jahre 2005 – daraus zog, erscheinen uns heute wie düstere Prophezeiungen, die
sich bewahrheiteten:

„Der von der deutschen Regierung durchgeführte Angriff auf den
Sozialstaat ist eingebettet in eine europaweite Kampagne, die sich an-
schickt, die Gesellschaftssysteme unseres Kontinents nachhaltig zu ver-
ändern. Die EU ist dabei einer der Hauptantriebsmotoren, mit denen
sich die angestrebten Veränderungen auch immer leichter in Deutsch-
land durchsetzen lassen. Die Schuldigen dafür allein in Brüssel zu su-
chen, wäre aber bestimmt zu einfach. Gerade die deutsche Regierung,
die die wirtschaftlich stärkste Volkswirtschaft in Europa vertritt, ist einer
der Hauptantriebsmotoren dieser Politik.“

„Für Kapital und Neoliberale hat sich der Umweg über Brüssel in den
letzten Jahren immer mehr ausgezahlt.“

„Die Bereitschaft, die neoliberalen Reformvorhaben als alternativlos
anzusehen, hat sich in einem seit vielen Jahren andauernden Prozess
in den Strukturen von staatlichen Bürokratien, Wissenschafts- und Medi-
enzusammenhängen und nicht zuletzt den Köpfen vieler Menschen fest-
gesetzt. Um diesen Prozess umzukehren, wird es eines langen Atems
und großer Kraftanstrengungen bedürfen. Wichtig ist dabei vor allem,
den an unterschiedlichen Orten, zu unterschiedlichen Zeiten und von un-
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terschiedlichen Menschen geleisteten Protest in eine kontinuierliche Be-
wegung zu integrieren und auf ein gemeinsames Ziel auszurichten. Das
Kippen der Agenda von Lissabon ist dafür ein ideales Ziel. Über sie lässt
sich der Widerstand verknüpfen. Wie ein roter Faden durchzieht sie al-
le wichtigen Politiken der EU der letzten Jahre.“ (Attac: „Sand im Getrie-
be“, Nummer 24 vom 29. Juli 2003)

Abbau des Sozialstaates, Privatisierung öffentlichen Eigentums, Privatisierung
der Rentensysteme, Verfolgung, Sanktionierung und Drangsalierung Erwerbslo-
ser in einem Europa, das den Kapitalinteressen Weniger huldigt und die Interes-
sen der Allgemeinheit und die Bürgerrechte der Mehrheit der Menschen missach-
tet: Dies ist ein Europa, das wir nicht wollen. Darum Kopf zeigen: Montagsdemo!

2. Fernsehen bildet ja manchmal, und so war am Sonntag in einer Wissen-
schaftssendung der ARD zu erfahren, dass wegen des weltweiten Bevölkerungs-
wachstums bis zum Jahre 2050 zusätzliche Agrarflächen von der Größe Brasi-
liens zur Deckung des weltweiten Nahrungsmittelbedarfes benötigt werden. Be-
völkerungswachstum – ein globales Problem?

Hierzulande haben wir Geburtenrückgang und somit eine sinkende Bevölke-
rung. Das klingt, berücksichtigt man die globalen Probleme, doch erfreulich. Je-
doch wird uns von der Politik vorgegaukelt, dass unser Bevölkerungsrückgang ein
Problem wäre, weil uns zu wenig künftige Einzahler in das Sozialleistungssystem
geboren werden. Aber wie sollten bei einem Bevölkerungszuwachs und steigen-
der Rationalisierung und damit verbundener höherer Arbeitslosigkeit mehr Men-
schen in ein Sozialleistungssystem einzahlen?

Steigende Rationalisierung bedeutet höhere Produktivität der Volkswirtschaft,
aber weniger Arbeitsplätze. Ich denke, es ist Zeit für einen Paradigmenwechsel.
Es wird dringend notwendig, die Sozialleistungssysteme an die Produktivität der
Volkswirtschaft zu ketten und nicht mehr an die Anzahl der einzahlenden Indivi-
duen, die, ob nun Bevölkerungszuwachs oder Bevölkerungsrückgang, zu wenig
sein werden, um ein Sozialleistungssystem aufrecht erhalten zu können.

Als ich zu Beginn der achtziger Jahre die Schule verließ, herrschte Lehrstel-
lenmangel. Ich gehöre jedoch einem geburtenstarken Jahrgang an. Es ist heute
perfide zu sehen, dass bei den gegenwärtigen geburtenschwachen Jahrgängen
zu wenig Ausbildungsplätze vorhanden sind. Wenn wir an dem gesellschaftlichen
Paradigma „Einkommen durch Arbeit“ festhalten wollen, so ist es eine Verpflich-
tung der Gesellschaft, den Menschen ein Einkommen durch Arbeit zu ermögli-
chen. Zu tun gibt es genug: Im Gesundheitswesen, auf dem Bildungssektor und
in der Infrastruktur könnten wir erstklassige Bedingungen herstellen, die uns als
Wirtschaftsstandort zum Vorteil gereichen würden.

3. An „Radio Bremen“, betrifft: Ihre Mail an Frau Graf. Sehr geehrte Frau Hellwig,
es gibt sicherlich keine zwei Ansichten darüber, welche Meinung ein Hartz-IV-
Betroffener zu seiner Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschädigung ge-
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mäß § 16 Absatz 3 Satz 2 SGB II (sogenannter Ein-Euro-Job ) vertreten soll. Dies
bleibt selbstverständlich ihm überlassen.

Dennoch sind im vorliegenden Fall des Beitrages aus dem Magazin „Buten un
binnen“ erhebliche Zweifel gerechtfertigt, ob der Einsatz des Hartz-IV-Betroffenen
zur Beseitigung von Graffiti die notwendigen Kriterien der Allgemeinnützigkeit und
Zusätzlichkeit erfüllt, die in der ständigen Rechtsprechung der Sozialgerichte an-
erkannte Zeitgrenze von 15 bis 20 Wochenstunden gemäß § 16 Absatz 3 Satz 2
SGB II einhält und somit zulässig ist.

Solche Arbeitsgelegenheiten dürfen keine sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsplätze verdrängen. So drängt sich dem Betrachter des Beitrages eben die
Frage auf, ob der darin gezeigte Hartz IV-Betroffene diese Tätigkeit nicht als re-
gulär Beschäftigter in einem regulären sozialversicherungspflichtigen Arbeitsver-
hältnis ausüben könnte und somit seine Arbeitslosigkeit beendet sein könnte. Ich
möchte Sie dazu anregen, dieser Frage in einem anderen Beitrag nachzugehen.
Herzliche Grüße.

Frank Kleinschmidt (parteilos, „so:leb – Sozialer Lebensbund“)

Bremischer Qualitätsjournalismus
Warum „Radio Bremen“ kein Kamerateam zur

Montagsdemo schickt, sondern den Anstaltsjustiziar

Nun habe ich zum ersten Mal, seit ich
die Homepage der Bremer Montagsde-
mo betreue, einen „Drohbrief“ erhalten –
ich schreibe das in Gänsefüßchen, weil
er mir natürlich nicht anonym über die
Türschwelle geschoben wurde, weil er
im Ton durchaus höflich gehalten ist,
weil er lediglich juristische Maßnahmen
ankündigt und sogar mit „schönen Grü-
ßen“ endigt. Aber in der Sache ist Ab-
senderin Silke Hellwig von „Radio Bre-
men“ knallhart: Sie will mir, dem mittello-
sen Hartz-IV-Betroffenen ohne Rechts-
schutzversicherung, den Justiziar ihrer
Anstalt „an den Hals hetzen“, wenn nicht

umgehend – und diese Forderung erfordert nun wirklich eine gebührende Kunst-
pause – wenn nicht umgehend der von ihr verfasste Antwortbrief an die Montags-
demonstrantin Elisabeth Graf von unserer Homepage entfernt wird!
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Aber lassen wir Frau Hellwig selbst zu Wort kommen: „Hallo Herr Brettschnei-
der, vielen Dank für Ihre Mail. Auch wenn ich heute nicht anders antworten wür-
de – es ist ein gravierender Unterschied, ob ich einer Zuschauerin, also einer Pri-
vatperson, die sich bei uns beschwert, antworte – oder ob ich eine offizielle Stel-
lungnahme abgebe, die veröffentlicht werden soll. Es kann nicht sein, dass Sie
etwas online stellen, ohne das vorher anzukündigen. Deshalb fordere ich Sie auf,
den Brief umgehend von der Homepage zu entfernen. Ich wüsste nicht, dass ich
Ihnen erlaubt hätte, unsere Antwort an Elisabeth Graf zu veröffentlichen. Sollten
Sie meiner Aufforderung kein Gehör schenken, wird sich unser Justiziar mit Ihnen
in Verbindung setzen müssen. Schöne Grüße, Silke Hellwig.“

Ja, sapperlot! Da opfert eine erfolgsverwöhnte junge Fernsehjournalistin, die
schon für die „Zeit“ und die „Frankfurter Allgemeine“ geschrieben hat, ein geschla-
genes Viertelstündchen ihrer gebührenfinanzierten Arbeitszeit, um ein schmissi-
ges Textlein aus ihrer talentierten Feder fließen zu lassen, das mindestens einen
halben „Buten-un-binnen“-Beitrag gefüllt hätte – und dann will sie ihn nicht mal
veröffentlicht sehen? Ja, was hat es denn mit diesem Brief auf sich?

Ganz einfach: Er liest sich unbedacht und durch und durch verzickt. Dabei
ist Silke Hellwig als „Abteilungsleiterin Fernsehen aktuell“ eine öffentliche Person.
Die Montagsdemo wiederum ist eine öffentliche Veranstaltung, zu der Frau Hell-
wigs „Buten-un-binnen“-Team von der regelmäßig auf dem Marktplatz auftreten-
den Rednerin Elisabeth Graf ausdrücklich und unter Verweis auf diese Homepa-
ge eingeladen wurde. Den erhaltenen Antwortbrief hat Frau Graf, die über ihren
Posteingang selbstverständlich freies Verfügungsrecht hat, mir als Webmaster
der Montagsdemo zur Veröffentlichung überlassen. Nun reuen Frau Hellwig, auch
wenn sie das nicht zugeben mag, ihre ungewollt aufschlussreichen Äußerungen.

Kurz zu den Fakten: Am 24. Mai 2008 brachte das Bremer Fernsehmaga-
zin „Buten un binnen“ einen Beitrag über das Oldenburger „Grafittimobil“, das
mit Arbeitslosengeld-II-Beziehern umherfährt, die sich „etwas dazuverdienen“ sol-
len, indem sie Schmierereien von Hauswänden oder Brückenpfeilern entfernen.
Elisabeth Graf empörte sich darüber, dass diese Arbeit nicht von regulär sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten ausgeführt wird – und man dem Fernsehpu-
blikum stattdessen einen „geläuterten Ex-Knacki“ präsentiert, der beteuert, viel
lieber beim „Grafittimobil“ zu arbeiten „als zu Hause rumzusitzen“. Frau Graf ver-
band ihre Kritik mit der Aufforderung, zu unserer Montagsdemo zu kommen, denn
hier können die Redakteure erfahren, wie es im wirklichen Hartz-IV-Leben zu-
geht – auch bei Ein-Euro-Jobbern.

Und was antwortet die „Chefin vom Dienst“? „Wir bilden uns unsere eigene
Meinung, deshalb kommen wir auch nicht zu Ihren Montagsdemos“ – kann man
Voreingenommenheit arroganter zum Ausdruck bringen? „Vielleicht ist Ihnen bei
all Ihrer Empörung entgangen, dass sich dieser Beitrag vor allem um das Entfer-
nen von Graffitis drehte und nicht um Hartz-IV-Empfänger“ – kann man klarer sa-
gen, dass man nicht gewillt ist, den Zuschauer mit den nötigen Informationen zur
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Vielschichtigkeit eines Problems zu versorgen, damit dieser sich tatsächlich eine
Meinung bilden kann, statt nur seine Vorurteile zu pflegen?

Es liegt doch auf der Hand, dass mit Ein-Euro-Putzern Maler arbeitslos ge-
macht werden – und man könnte ja auch mal jugendliche „Straftäter“ interview-
en, was sie dazu getrieben hat, ihre ehemalige Schule zu verwüsten oder ihren
Stadtteil mit Graffitis zu verschandeln, „statt eine Ausbildung zu machen“. Auch
ist der junge „Ex-Knacki“ natürlich ganz zufrieden mit der ihm zugewiesenen Ar-
beit, wenn er für sie zusätzlich zu Unterkunft und Verpflegung sogar einen ganzen
Euro pro Stunde bekommt – statt nur zwölf Cent wie in der Oslebshauser Knast-
werkstatt. Den Kollateralschaden derartiger Berichterstattung haben die übrigen
Hartz-IV-Empfänger, deren „buten un binnen“ informierte Gesprächspartner sich
nun – wenn es herauskommt, dass man schon mal einen Ein-Euro-Job gemacht
hat – vielleicht unwillkürlich fragen, ob man etwa ein Ex-Knacki sei.

„Wir kauen den Zuschauern nicht vor, was sie zu denken haben – ich vermu-
te, das verstehen Sie unter ‚politischem Engagement‘“, lautet ein weiterer Satz
aus dem Brief, den die Besucher unserer Homepage jetzt doch lieber nicht mehr
lesen sollen. Was Frau Hellwig – die sich aufgrund der Artikel aus ihrer Zeit beim
„Weser-Kurier“ der unkritischen „Hofberichterstattung“ zeihen lassen muss – ih-
rerseits unter „politischem Engagement“ versteht, hat sie vor einiger Zeit auf ei-
ner Diskussionsveranstaltung durchblicken lassen. Ganz unangebracht oder so-
gar „unhöflich“ findet sie es demnach, einfach auf die Barrikaden zu steigen, wenn
durch den eigenen Vorgarten eine Stadtautobahn betoniert wird. Vorbildlich sind
dagegen jene Bürger, die dort „Stiefmütterchen im Dreieck“ pflanzen, wenn dem
Land das Geld fehlt – wobei die Frage, wie es dazu kommen konnte, vermutlich
den Rahmen ihrer Reportagen sprengen würde.

Ja, zu solch fleißigen Null-Euro-Gärtnern wird Silke Hellwig sofort mit ihrem
„Buten-un-binnen“-Team anrauschen und ihre Techniker die zarten Pflänzchen
dramatisch ausleuchten lassen! Und wenn die Sendezeit reicht, darf der Ge-
schäftsführer der „Botanika“ dazu noch ein paar zungenbrecherische Fachtermi-
ni zur Artenvielfalt in hanseatischen Innenstädten einflechten. So schließe denn
auch ich diese kleine Glosse mit einer „Drohung“: nämlich, alle fürderhin eintref-
fenden „Drohbriefe“ von „Radio Bremen“ ebenfalls „umgehend“ auf dieser Home-
page zu veröffentlichen.

Gerolf D. Brettschneider (parteilos) –
siehe auch „Die Linke“ sowie „Tageszeitung“

„Abschaffung“ und „Beibehaltung“ verwechselt: Ypsi-Püppsi verpatzt
Gesetz über Studiengebühren („Spiegel-Online“)
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Der „Wettergott“ bellt, er beißt nicht
Pünktlich zur Montagsdemozeit, also um 17:30 Uhr,
grollte der „Wettergott“ – er bellte nur, biss aber
nicht. Trotzdem wollten wir uns dem leichten Tröp-
feln nicht aussetzen und gingen wieder unter die
Rathaus-Arkaden. Nachdem auch die meisten Kaf-
feetrinker vom Marktplatz geflohen waren, konnten
wir nur die Schirmträger und uns selbst mit unseren
Redebeiträgen aufmuntern. So waren wir dann etwa
25 Teilnehmer.

Im Mittelpunkt der Beiträge standen Bremer The-
men. Angesprochen wurde die Bürgerschaftssitzung
in dieser Woche, wo Hartz IV gleich in mehreren An-
fragen auf der Tagesordnung steht, so zum Beispiel
beim Thema der Sanktionen nach SGB II, um die

Vorgaben der Bundesagentur zu erfüllen. Es gab einen Bericht von der Antifa-
Demo der „Roten Dichter“ in Blumenthal, wo die Polizei den „Schwarzen Block“
auf dem Kieker hatte und zuschlug, als sie gar keinen Anlass dazu mehr hat-
ten. Weiter ging es zu den Abhörvorrichtungen in Telefonanlagen, die mittlerweile
für alle Unternehmen gesetzlich vorgeschrieben sind. Hartz IV soll jetzt in Frank-
reich eine Neuauflage erleben. Alles leitet sich aus den Lissabonner Verträgen
und Strategien her.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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184. Bremer Montagsdemo

am 09. 06. 2008

Solidarisch – mit der
Fußball-Nationalmannschaft?

Da haben wir es wieder: Tausende stehen auf dem
Domshof und jubeln der Millionärsliga zu! Nicht
dass ich ihnen den Spaß nicht gönne, nein, den
sollen sie ruhig haben, außerdem tut er zum Teil
auch der Wirtschaft gut. Was mich aber immer wie-
der erstaunt, ist die Tatsache, dass die Menschen
da zusammenhalten, um vielleicht auch mal sa-
gen können: „Wir sind Europameister!“ Wie steht
es denn sonst mit der Solidarität? Mal sehen, ob
sie auch zu Tausenden auf die Straße gehen, um
die Gaspreiserhöhung um 40 Prozent zu verhin-
dern! Bei anderen Schweinereien wie Kinderar-
mut, Lohndumping oder Altersarmut haben sie das
bis jetzt noch nicht getan haben, dabei gehen die-
se 40 Prozent mächtig ins Geld! Was ist eigent-

lich mit unserer Gesellschaft los? Es reden alle immer davon, dass unser Sozi-
alsystem immer teurer wird, weil wir durch Passivität dazu beitrügen. Das glei-
che gilt für unser Lohn- und Rentensystem, den Bildungsmangel, die Kinder- und
Altersarmut.

Einen Trost haben wir jedenfalls: Wir zeigen uns mit der Nationalmannschaft
solidarisch! Das weiß auch unsere Regierung, und so kann sie fröhlich weiterma-
chen wie bisher, nämlich den Bürger kräftig zur Kasse bitten. Wir sind dann zum
Dank so frei und enthalten uns der Wahlstimme, was natürlich das Falscheste
überhaupt ist, weil wir durch Nichtteilnahme diejenigen stärken, die wir gar nicht
haben wollen. Viel besser wäre es, alle abzuwählen, die uns das Leben schwer-
machen – so ist es doch in einer Demokratie vorgesehen! Gründe dafür liefern
sie uns genug, die lieben Politiker von heute. Wie sagte doch Herr Steinbrück:
„Wir dürfen unseren Kindern keine Schulden hinterlassen!“ Eigentlich ein guter
Gedanke, aber wenn ich an die zunehmende Altersarmut denke, haben wir hier
ein viel größeres Problem.
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Was die Kinder betrifft, sah ich wieder einmal ein trauriges Beispiel: Drei Jun-
gen machten den Aufnahmetest der Realschule. Als einer von ihnen leider durch-
fiel und dem Reporter antwortete, er wolle nicht auf der Hauptschule bleiben, weil
er sonst später keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz bekäme, sprach dieser aus,
was in unserer Gesellschaft nicht mehr stimmt. Und wir machen uns Sorgen, dass
wir unseren Kindern zu viel Schulden hinterlassen! Kein Wunder, wenn man ih-
nen heute schon die Chancen nimmt, gutes Geld zu verdienen. Der Junge tat mir
entsetzlich leid, wie die vielen anderen auch, die „nur auf die Hauptschule“ ge-
hen. Vielleicht sollte auch die Wirtschaft hier mal ein wenig umdenken und ihre
Ansprüche nicht ganz so hoch schrauben, schon gar nicht bei dieser schlechten
Chancengleichheit und Bezahlung! Aber das ist wohl typisch für unsere Gesell-
schaft: kurzfristiges Denken und Spaßhaben!

Udo Riedel (parteilos)

Alle Räder stehen still: 5.000 Kolleg(inn)en des Bremer Mercedes-Werks
treten in zweistündigen Warnstreik („Die Linke“)

Medienleute mit einer zynischen,
arroganten und frechen Weltsicht

„Bubigate“ – um unsere Homepage ist es zu
einem kleinen medialen Geplänkel gekom-
men: Unsere Mitstreiterin Elisabeth hatte eine
Kritik zu einem typischen, tendenziösen Bei-
trag in „Buten un binnen“ geschrieben. Diese
Kritik wurde natürlich abgebürstet und beant-
wortet mit einer Erklärung der weiteren Nicht-
beachtung der Montagsdemo. „Vielen Dank“,
könnte man sagen, „solche Bekundungen ge-
hören auf unsere Homepage!“ – und so ge-
schah es auch.

Das nun wieder gefiel der leitenden Mitar-
beiterin von „Radio Bremen“ gar nicht: Sie for-

derte die Entfernung ihrer Antwort von der Website, weil es ein Unterschied sei,
ob man einem einzelnen Zuschauer oder einer Institution beziehungsweise Or-
ganisation antworte. Für den Fall, dass der Webmaster nicht folgsam sei, droh-
te sie mit dem Hausjustiziar. Diese Aussage zeigt, wie oberflächlich und arrogant
einzelne Zuschauer behandelt werden, während man sich Organisationen gegen-
über vorsichtiger verhält. Anstatt nun vielleicht etwas selbstkritischer die Sache zu
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überdenken, bleibt die Dame bei ihrer arroganten „Drohung“. Noch ist nichts wei-
ter passiert – allerdings haben „Die Linke“ und die „Tageszeitung Bremen“ über
den Affront berichtet.

Aber ich möchte in euer aller Namen Elisabeth und Gerolf den Rücken stär-
ken und weise alle solche Drohungen gegen die Montagsdemos – wo auch im-
mer und durch wen auch immer – entschieden zurück! Wer nicht bereit ist, sich
der Montagsdemo kritisch und selbstkritisch zu stellen und eine sachliche, auf Ar-
gumenten beruhende Auseinandersetzung zu führen, verliert seinen Anspruch,
von uns und vielen anderen Menschen und Institutionen ernstgenommen zu wer-
den. Wir bieten den Journalisten von „Buten un binnen“ nach wie vor eine sach-
liche Klärung an und laden sie hierher zu einer Diskussion ein, hierher auf den
Marktplatz!

Zurück zur tendenziösen Berichterstattung und Kommentierung. Wir spre-
chen auch von einer „neuen Gleichschaltung“ der Medien, weil uns der Unter-
schied zur gleichgeschalteten Presse während der faschistischen Diktatur be-
wusst ist. Es ändert aber nichts daran, dass aufklärerische Arbeit nicht oder kaum
getan wird, auch wenn die sogenannten „Spielräume“ einer kritischen journa-
listischen Arbeit äußerst eng geworden sind – besser: gemacht werden durch
steuernde Lagezentren der herrschenden Regierungen oder die Macht bestimm-
ter Kapitalgruppen.

Ich will den Journalisten ihre ehedem lauteren Absichten und Vorstellungen
nicht absprechen, aber ihr Denken hat sich verändert: Wie bei manch anderem
Intellektuellen haben sich Egoismus und Zynismus dazugesellt. Mit einer zyni-
schen, arroganten und frechen Weltsicht meinen diese Menschen dann, die op-
portunistische Karriereleiter hinaufzukommen. Der Absturz ist vorprogrammiert!
Hochmut kommt vor dem Fall. Die große Mehrheit der Menschen verabscheut
solches Denken und Gebaren.

Jobst Roselius

„Radio Bremen“ ganz privat: Nachrichtenchefin will uns verklagen, weil
wir einen Brief von ihr ins Netz gestellt haben, in dem steht, warum
der Sender nicht über die Montagsdemos berichtet („Tageszeitung“)
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„Es scheint da wirklich
etwas im Argen zu liegen!“

Auf meinen kritischen Leserbrief an die Bremer „Buten-und-binnen“-Redaktion
habe ich bisher keine Antwort bekommen, wohl aber auf mein Lob der SWR-Sen-
dung „Report Mainz“, über die ich letzte Woche sprach. Ich habe mich im Namen
der Bremer Montagsdemo über den Beitrag lobend geäußert und bedankt, weil
die Redaktion den Mut hatte, Insiderwissen über die Machenschaften und Vorge-
hensweisen der Argen oder „Jobcenter“ zu senden und die Öffentlichkeit darüber
zu informieren, wie die Betroffenen ausgetrickst werden und wie daher ihr reales
Leben aussieht.

Hier die Antwort: „Sehr geehrte Frau Meyer, haben Sie vielen Dank für Ihre
Mail zu unserem Beitrag ‚Willkürliche Schikanen – wie Behörden Hartz-IV-Emp-
fänger um ihre Ansprüche bringen‘, den wir am 26. Mai 2008 in unserem ARD-
Politikmagazin ‚Report Mainz‘ gesendet haben. Die zahlreichen Mails wie Ihre und
die Reaktionen zeigen uns, dass wir mit unserem Bericht ins Schwarze getroffen
haben.

Ziel unserer Recherche war aufzudecken, welche Konsequenzen sich offen-
bar in mehr als Einzelfällen aus den Sparvorgaben des Bundesarbeitsministeri-
um ergeben. Sicher wäre allen – dem Bundeshaushalt, dem Steuerzahler und
vor allem den Erwerbslosen selbst – am meisten damit gedient, Leistungen durch
Vermittlung in Arbeitsstellen zu sparen. Allerdings dürfen, so ist unsere Auffas-
sung, das konjunkturelle Umfeld beziehungsweise die Schwierigkeiten in diesem
Bereich nicht zu den von Insidern, Betroffenen und Beratungsstellen beschriebe-
nen sehr zweifelhaften Praktiken führen.

Wie Sie sich vorstellen können, haben wir im Vorfeld in weiteren Orten re-
cherchiert und mit viel mehr Betroffenen geredet als nun im Beitrag abgebildet.
Und seit Ausstrahlung des Beitrages erreichten uns neben Ihrer bereits jetzt Dut-
zende Mails mit weiteren Fallbeschreibungen. Es scheint da also wirklich etwas
im Argen zu liegen!

Wir hoffen darauf, dass unser Bericht auch von den politisch Verantwortlichen
auf kommunaler, aber auch auf Bundesebene gesehen wurde. Ob sich etwas an
den Methoden ändert, werden wir beobachten. Wir bleiben für Sie und alle Be-
troffenen am Thema dran! Ihnen weiter alles Gute, bleiben Sie ‚Report Mainz‘ ge-
wogen! Mit freundlichen Grüßen an alle in der Bremer Montagsdemo Engagier-
ten, Beate Klein, Redaktion ‚Report Mainz‘.“

Anke Meyer (parteilos)
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Bremen will mit drei Millionen Eu-
ro Steuergeldern bloß Ein-Euro-

Jobs statt regulärer Arbeit fördern
Die SPD hat einen Aktionsplan gegen
Kinderarmut vorgelegt. Geplant wird un-
ter anderem eine nationale „Kinderkon-
ferenz“. Im „Weser-Kurier“-Artikel vom 8.
Juni 2008 bekräftigt die CDU: Das höhe-
re Kindergeld kommt ab 2009! Im nächs-
ten Jahr sponsert auch die Kirche den
Schulstart. Dies sind alles löbliche Ab-
sichten, doch warum hat sich die Lage der
Schulkinder so nachhaltig verschlechtert?

Weil die Regelsätze mit der Einführung von Hartz IV verringert wurden: Für
Schulkinder von sieben bis 13 Jahren von 250 auf jetzt 208 Euro, für Schulkinder
von 14 bis 17 Jahren von 312 auf jetzt 278 Euro! Außerdem wird bei Hartz IV das
Kindergeld voll angerechnet. Auch dies war bei den vorherigen Regelungen an-
ders, siehe Flugblatt „Hartz IV: vorsätzliche Kürzungen bei Schulkindern“. Noch
aussagefähiger ist die Broschüre „Hartz IV: ‚Fördern‘ durch Kürzen“.

Zusammenfassend mein Appell an unser politisches Personal: Die vielen
Aktionen sind überflüssig! Zahlt auskömmliche Regelsätze! Beseitigt die An-
rechnung des Kindergeldes! Gebt den Betroffenen Rechtssicherheit! Jede „
Sonderbehandlung“ grenzt aus und ist eine Versuchung für den Rotstift! Hunger
fördert die Aggressivität, so ein neues Forschungsergebnis. Altbekannte For-
schungen belegen nachdrücklich: Hunger behindert auch die Lernfähigkeit. Die-
se Entwicklung ist von der SPD mithilfe der Grünen bewusst und absichtlich ein-
geleitet worden und wird nun von der CDU mithilfe der SPD verschärft. Diese
SPD wird entweder mit der restlichen Macht sich dagegen wenden oder daran
zerbrechen! Der jetzige Weg der Volksverdummung, des Tarnens und Täuschens
ist eine Sackgasse: Am Ende des Weges steht die Fünf-Prozent-Grenze!

Die Senator(inn)en in Bremen wollen immer noch nicht auf die Lohnerhö-
hung ab 1. November 2008 verzichten, sagte der Bürgermeister. Ist dies wirklich
die Meinung jeder Senatorin, jedes Senators von Bremen? Vergangene Woche
habe ich aufgezeigt, dass dies jede Senatorin, jeder Senator selber entscheiden
und regeln kann. Wir kommen im November darauf zurück, und rechtzeitig zur
nächsten Wahl! Die Ruheständler(innen), die vorher als Arbeiter(innen) im öffent-
lichen Dienst Bremens tätig waren, standen bereits zu ihren aktiven Zeiten am
unteren Ende der Lohn- und Gehaltsskala in Bremen. Die Rentner(innen) erhal-
ten bereits ab 2007 kein Weihnachtsgeld mehr! Die Versorgungsbezüge werden
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außerdem nur noch um ein Prozent jährlich erhöht, weil das Ruhelohngesetz am
30. Januar 2007 geändert würde. Das ist gültig für Arbeiter(innen), nicht für ehe-
malige Senator(inn)en! Der Präsident des Rechnungshofes bleibt ein Jahr länger
im Amt, das Gesetz wurde geändert. Warum hat der Präsident keinen Nachfolger
eingearbeitet? Wieder ist ein Arbeitsplatz mit gehobenem Einkommen blockiert!

Bremen hat kein Geld – aber 1,6 Millionen Euro für das „Schaufenster Boots-
bau“. Wie beim Vorgänger-Projekt „Gläserne Werft“ „stimmen“ die Besucherzah-
len augenscheinlich nicht, so der „Weser-Kurier“ vom 6. Juni 2008. In der Presse-
mitteilung des Senators Ralf Nagel steht: „Für die Umsetzung des Bauvorhabens
‚Schaufenster Bootsbau‘ werden Mittel in Höhe von 1,666 Millionen Euro aus
dem EU-Ziel-2-Programm 2000 bis 2006 bereitgestellt. Zur Finanzierung des als
Träger arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen vorgesehenen Betreibers werden im
Rahmen des Programms ‚Bremen produktiv und integrativ‘ knapp 1,5 Millionen
Euro bis zum Jahr 2010 bereitstehen“, somit insgesamt über drei Millionen Euro
für ein Nachfolgeprojekt mit gleichen Ansätzen wie die „Gläserne Werft“, die insol-
vente „Bootswerft Vegesack“. Die Expertise für die „Gläserne Werft“ ist sehens-
wert – und wurde nicht im Geringsten eingehalten! Dabei ist EU-Geld auch Steu-
ergeld aus Deutschland. Mit dem „Schaufenster Vegesack“ wird aber ein großer
Beschäftigungsträger für Ein-Euro-Arbeitsverhältnisse wiederbelebt. Dies ist die
falsche Weichenstellung! Wir möchten reguläre sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung und keine Ein-Euro-Jobs ! Vor der Wahl wurde diese Umsteuerung
versprochen. Außerdem ist es so einfach: Die Aufwendungen für drei Ein-Euro-
Jobs ergeben ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis!

Die Finanzkrise wird uns noch lange Zeit beschäftigen. Die Fachleute ge-
hen davon aus, dass die Geldinstitute die Abschreibung scheibchenweise hinaus-
schieben. Im „Weser-Kurier“ vom 5. Juni 2008 steht, dass die Sachsen-LB ins-
gesamt 17 Milliarden Euro flüssige Mittel gebraucht hat. Das Institut ist zwar ver-
kauft, aber Sachsen hängt mit der Bürgschaft von 2,75 Milliarden Euro weiterhin
im aktuellen Risiko!

Ich habe mehrfach die Verunglimpfung der Jugendlichen angeprangert. Die
Aussage lautet: „Jeder Jugendliche erhält einen Ausbildungsplatz “, aber wei-
ter unten steht: „der ausbildungsfähig ist“! Nun hat die „Deutsche Presseagen-
tur“ einen Bericht dazu vorliegen: Jeder zweite Hauptschüler hat auch 13 Mo-
nate nach Schulende keine berufliche Ausbildung gefunden! Dieser Bericht soll
während der Kultusministerkonferenz vorgestellt werden, so der „Weser-Kurier“
vom 9. Juni 2008. Wieso erfolgen diese Erfolgsmeldungen von IHK, Arbeitgebern
und Bundesagentur? Es wird die heile Welt vorgegaukelt! Im Referentenentwurf
zur Änderung ab 1. Januar 2009 ist vorgesehen, dass ein Rechtsanspruch auf
einen Hauptschulabschluss besteht, mit der Einschränkung, „wenn zu erwarten
ist, dass das Ziel erreicht wird“. Wieder eine schlechte Regelung! Die Hauptschu-
len sollen geschlossen werden, um die Ausbildungschancen zu erhöhen, doch
hier wird die Hauptschule als erstrebenswertes Ziel angeführt.
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Dieses Ziel sollte wie folgt dargestellt werden: „Der Jugendliche erhält jegli-
che Unterstützung bis zum erfolgreichen Abschluss einer beruflichen Ausbildung
als Rechtsanspruch!“ Die Bescheinigung für teilweises Erreichen eines Berufszie-
les finde ich gut, alles andere ist Vergeudung von Ressourcen. Wir haben nur die
Köpfe und keine Bodenschätze! Doch der nächste Ausbildungs-GAU ist bereits
eingeleitet: Durch die Verkürzung der Abizeit werden zwei Abiturientenjahrgän-
ge gleichzeitig als Nachfrager für Studien- und Ausbildungsplätze aus der Schu-
le entlassen. Dies ist seit langem bekannt, doch die Vorbereitung zur Abfederung
sind mehr als dürftig! Diese jungen Menschen werden richtig verschaukelt: Jetzt
der Stress für das schnellere Abitur und anschließend der Zeitverlust in der „War-
teschleife“. Darüber hinaus wird das schnellere Abitur auch zu schlechteren Ab-
schlusszensuren führen. Diese bleiben dem Menschen erhalten – das Wissen um
die Rahmenbedingungen geht verloren.

Zurück zum Referentenentwurf des Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les, Stand 26. Mai 2008. Er beginnt mit einer Lüge: „Die Situation auf dem Ar-
beitsmarkt hat sich in den letzten Jahren bis heute deutlich verbessert“. Dies wur-
de erreicht durch eine rücksichtslose Bilanzfälschung: Die Bestimmungen für die
Arbeitslosenstatistik wurden immer schamloser geändert. Nun weiß nicht ein-
mal mehr Herr Weise Bescheid. Gelogen wird auch, wenn es um die Bindung des
Gaspreises an den Ölpreis geht. Dies ist eine deutsche Besonderheit aus dem
Jahr 1965. In keinem anderen Land besteht solch eine Preiskopplung. Zum Bei-
spiel hat am 7. September 2005 die ARD darüber berichtet. Die Politik sagt: Wir
waren es nicht! Aber das politische Personal hatte genug Zeit, um die Weichen
anders zu stellen. Wir werden sehen, die nächste Wahl kommt bestimmt!

Es ist hilfreich, auch solche Berichte mit einem größeren Zeitabstand im
Netz zu finden. Dies soll aber bald vorbei sein: Die Recherchen und Ver-
öffentlichungen von Monitor, Panorama und zahlreichen anderen Berichterstat-
tungen sind nachhaltig recherchiert, passen allerdings vielen Leuten nicht. Ge-
treu den Vorgaben des Lissabonner Vertrages wird privaten Anbietern ein Vorteil
verschafft: Die Sendungen und Meldungen der öffentlich-rechtlichen Sender sol-
len nur noch sieben Tage im Netz stehen, danach werden sie in kostenpflichtige
Archive überführt. Bertelsmann ist höchst interessiert. Dies wäre eine Gebüh-
renverschwendung sondergleichen! Es geht auch die Glaubwürdigkeit unseres
politischen Personals weiter verloren. Der Speicherplatz ist der geringste Kosten-
faktor einer Präsentation im Netz. Diesen Preisverfall haben bestimmt auch die
Politiker registriert! Das politische Personal wird sich wieder hinter den Rahmen-
bedingungen der Europäischen Union verstecken. Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Lissabonner Vertrag gekippt: Iren sagen Nein zum
neoliberalen Privatisierungskurs („Spiegel-Online“)
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Offener Brief an die Parteien
der Bremischen Bürgerschaft

Die Wiedereinführung der Fünf-Prozent-Hürde für die Stadtverordnetenversamm-
lung in Bremerhaven ist ein undemokratischer Akt. 70.000 Bürgerinnen und Bür-
ger haben 2006 in einem Volksbegehren ein Wahlrecht durchgesetzt, das mehr
Gestaltungsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene durch die Beteiligung von Bür-
gerbündnissen und kleineren, demokratischen Parteien ermöglicht. Die etablier-
ten Parteien fürchten um ihre Macht und wollen das erfolgreiche Volksbegehren
rückgängig machen. Damit wird wieder einmal deutlich, was diese Politiker vom
Willen der Bürger halten – gar nichts!

Besonders beschämend ist das Verhalten der Grünen: Vor zwei Jahren haben
sie sich noch aktiv für das Volksbegehren eingesetzt – heute als Regierungspar-
tei opfern sie aus machtpolitischen Gründen dieses demokratische Recht. Und
die Argumentation der SPD ist fadenscheinig: Sie begründet den Abbau demo-
kratischer Rechte mit der „Angleichung des Wahlrechts in Bremen und Bremer-
haven“. Wenn die SPD eine Angleichung will, warum setzt sie sich dann nicht für
die Abschaffung der Fünf-Prozent-Hürde hier in Bremen ein? Genau das wäre
nämlich im Sinne der Bürger!

Die Nazi-Parteien müssen nicht mittels Fünf-Prozent-Hürde, sondern durch
ein gesetzliches Verbot aus den Parlamenten entfernt werden. Wir fordern den
Bremer Senat auf, das Votum des Volksbegehrens nicht auszuhebeln und die
Wiedereinführung der Fünf-Prozent-Hürde zu unterlassen!

Initiative Bremer Montagsdemo

Schlechter Tag für die Demokratie: NPD zieht flächendeckend
in sächsische Kreistage ein („Spiegel-Online“)

Würdige und unwürdige Arme
1. Die Stadt Braunschweig macht mit einer bundesweit einmaligen Aktion Auf-
sehen gegen die fehlenden Bildungschancen von armen Kindern. Vertreter von
Diakonie, Kirche und Stadt sowie Bundes- und Kommunalpolitiker wollen symbo-
lisch leere Schulranzen an Bundesarbeitsminister Olaf Scholz verschicken: Per
E-Mail sollen sie virtuell an das Ministerium gesandt werden. Die Diakonie be-
gründet das Vorhaben mit dem Umstand, dass Eltern, die Sozialhilfe oder Hartz
IV bekämen, kein Geld hätten, um ihre Kinder mit der nötigen Ausstattung zum
Schuljahresbeginn versorgen zu können.
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Bis 2005 gab es im Bundessozialhilfegesetz
einmalige Leistungen für Schulmaterialien . Die-
se müssen unbedingt wieder eingeführt werden,
da mit der Pauschalierung im Arbeitslosen- und
Sozialhilferecht faktisch die Leistungen gesenkt
worden sind – vor allem für Familien mit Kin-
dern. Seit der Einführung des menschenverach-
tenden Hartz IV beschert jedes Jahr immer wie-
der die gleiche Quälerei und Diskriminierung für
Schulkinder und ihre Eltern! Andererseits hörte
ich, dass in derselben Stadt gerade der soge-

nannte Schulkostenfonds ganz groß aufgestellt wurde, aus dem bedürftige Kin-
der – also Schüler mit Hartz IV sowie Aufstocker- und Asylanten-, aber keine
Bafögempfänger-Kinder – mit Schulsachen bis zu 100 Euro Materialwert versorgt
werden sollen.

Initiator der Veranstaltung ist Friedrich Knapp, Boss der Bekleidungskette New
Yorker, die zusammen auch gleich 600.000 Euro spendiert haben. Vor versam-
melter Klasse sollen die betroffenen Kinder namentlich aufgerufen werden und
die Tüten mit dem Schulmaterial einzeln in die Hand gedrückt bekommen. Nicht
nur die Eltern, sondern auch ihre Kinder, die irgendetwas vergünstigt bekommen,
werden vorgeführt, wo es nur möglich ist! Ich fürchte, hier wird eine „Generati-
on Hoffnungslos“ herangezüchtet. Über die Kurzsichtigkeit unserer Politiker lässt
sich oft nur staunen!

Mich wird es jedenfalls nicht wundern, wenn die Probleme, die anzugehen
uns heute zu teuer erscheint, uns in spätestens zehn Jahren teuer zu stehen kom-
men. Was könnte sich bei der negativen Sonderbehandlung aus einem Teil unse-
rer Jugend entwickeln? Vielleicht kommt hier eine Großgruppe von schlecht qua-
lifizierten, schlecht ernährten, krankheitsanfälligen, depressiven, eventuell krimi-
nellen, ja sogar lebensmüden Jugendlichen auf uns zu! Hier scheint künstlich ei-
ne „No-Future-Generation“ herangezüchtet zu werden! Was wird man mit ihnen
machen? Sollen sie dann etwa in Erziehungslager gesteckt werden? Auf jeden
Fall sind diese Kinder die zusätzlichen Arbeitslosen von morgen. Na bravo!

2. Letzte Woche Donnerstag zeigte die ARD in „Panorama“ einen Beitrag mit
dem Thema „Spitzelei oder notwendige Kontrolle? Staat observiert Hartz-IV-
Empfänger“. Immer wieder kontrollieren Mitarbeiter der argen Argen Wohnungen
von Hartz-IV-Empfängern, um unterstellte Fälle von Leistungsmissbrauch aufzu-
decken. Dabei gehen sie nicht eben zimperlich mit den Empfängern der Transfer-
leistungen um. Oft wird mit drakonischen Strafen gedroht oder ein minderjähriges
Kind eingeschüchtert, um sich Zutritt zur Wohnung zu verschaffen.

Mit solch überfallartigen Durchsuchungen sollen anonyme Hinweise und an-
gebliche Verstöße überprüft werden, die von offensichtlich übereifrigen Nachbarn
oder Bekannten gemeldet wurden. Als ob es kein Grundrecht auf Unverletzlich-
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keit der Wohnung gäbe, werden hier Kleiderschränke durchwühlt, alle Winkel in-
spiziert und ohne jede Rücksicht auf die Intimsphäre durchleuchtet. Wenn die
Kontrolleure nicht eingelassen werden, dann kürzen sie allzu oft die Bezüge oder
stellen die Leistungen ganz ein. Das schürt Existenzangst und vernichtet sogar
die Existenzgrundlage, wenn jemand dann gar kein Geld mehr bekommt, keine
Miete und Lebenshaltungskosten mehr bezahlen kann.

Eine interviewte Sachbearbeiterin war ja auch dreist, als sie einerseits ein-
lenkte und zugab, sie hätte durchaus auch anrufen können, andererseits partout
darauf beharrte, ein Hausbesuch sei der „einfachste Weg“ gewesen, um die Un-
terstellungen zu überprüfen. Wie kann das möglich sein? Hat sie etwa kein Tele-
fon? Muss sie zum Telefonieren erst in die nächste Großstadt fahren, weshalb ein
Hausbesuch dann tatsächlich näher ist, ja quasi auf dem Weg liegt? Oder hat die
Dame viele Telefonnummern gar nicht und muss sie erst anderweitig erspitzeln?
Wie war das noch mit dem Subsidiaritätsprinzip?

Auch an die Redaktion von „Panorama“ habe ich einen Leserbrief geschrie-
ben: „Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte mich bei Ihnen für diese wun-
derbare Sendung bedanken. Arbeitslos – vogelfrei, genauso wird die Verfolgungs-
betreuung oft gehandhabt! Diese Berichterstattung war ein Genuss, weil sie ein-
mal nicht dem gewohnten Mainstream, der Hetze über die faulen, betrügerischen
Arbeitslosen entsprach! Sonst bemühe ich mich darum, Hetzsendungen, die der
Volksverdummung im ‚Blöd‘-Zeitungsjargon allzu sehr gleichen, gar nicht erst an-
zusehen. Ihre Sendung ist davon selbstverständlich ausgenommen.

Danke für diese Fairness - das sind wir Erwerbslosen leider nicht gewohnt,
weder von der Berichterstattung der Medien noch von den Behörden. Uns wird
beständig nur Betrug und Schmarotzertum unterstellt! Wenn das mal keine Pro-
jektion ist? Entgegen der geschönten Arbeitslosenstatistik hat der sogenannte
Aufschwung nur bei den prekären Jobs im Niedriglohnsektor stattgefunden. Da-
bei bereichern sich viele Unternehmer an den staatlichen Subventionen, wenn
sie Ein-Euro-Jobber ‚einstellen‘, von der Gesellschaft Ausgegrenzte zu Hunger-
löhnen schuften lassen, die diese sich dann mit ALG II aufstocken lassen müs-
sen, um eben so über die Runden zu kommen.

In diesem Lande stinkt etwas ganz gewaltig! Ihre anderen Beiträge haben mir
auch sehr gefallen, doch der besprochene ging mir am meisten unter die Haut, tat
mir gut. Erwerbslose „sind“ leider nur Menschen zweiter Klasse beziehungsweise
werden als Sündenböcke der Gesellschaft mehr als nur stiefmütterlich behandelt.
Ein anerkennender Gruß!“

3. Weil das Bundesverfassungsgericht im Dezember 2007 geurteilt hat, dass eine
gemeinsame Verwaltung durch Bund und Kommune nicht zulässig sei, muss sich
die Hartz-IV-Verwaltung in ganz Deutschland umstrukturieren. So stand am letz-
ten Mittwoch im „Weser-Kurier“, dass die Bagis bis 2010 aufgelöst sein muss und
niemand derzeit weiß, wie es weitergehen wird. Sozialstaatsrat Joachim Schus-
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ter würde am liebsten die Verfassung ändern, sieht dafür aber bundesweit wenig
Chancen.

Bisher ist die Stadt für Miete, Heizung, Schuldnerberatung et cetera zustän-
dig, für Arbeitslosengeld II und Hilfen zur Eingliederung in den Beruf jedoch die
Bundesagentur für Arbeit. Neben Staatsrat Schuster erwartet auch Peter Prill
aus der Sozialbehörde Probleme, wenn bei Eingliederungsvereinbarungen die Ar-
beitsverwaltung eventuell großen Wert auf Bewerbungstraining und einen Gabel-
staplerschein legt, der städtische Sachbearbeiter hingegen dem Besuch bei der
Drogenberatung oder beim Zahnarzt mehr Bedeutung beimessen würde.

Oh, bei dieser Beschreibung bekomme ich keine Schwierigkeiten, sondern
dank der Herren Schuster und Prill erhalte ich hier gerade die Lösung meines
Zahnbehandlungsproblems auf dem Tablett gereicht! Bereits seit einigen Jahren
kann ich es mir nicht leisten, meine Schneidezähne überkronen zu lassen, obwohl
dies dringend nötig wäre. Seit ein entzündeter Nerv gezogen wurde, hat sich
mein Zahn grau verfärbt. Die weiße Füllung aus dem Zahn daneben fällt alle paar
Monate heraus und hält zunehmend nur für immer kürzer werdende Zeitspannen.
Ich darf gar nicht freundlich lächeln und meine Zähne zeigen! Das macht sich bei
einem Bewerbungsgespräch natürlich überhaupt nicht gut.

Herr Schuster und Herr Prill, mein Dank gehört Ihnen, weil ich mir nun zur
Beseitigung eines Vermittlungshemmnisses meine Zähne auf Kosten der Bagis
machen lassen darf! Selbstverständlich kann ich dies nicht mehr aufschieben, weil
ich ja lächelfähig sein muss, sobald das nächste Bewerbungsgespräch vor der
Tür steht. Auf Schusters Rappen werde ich nun geschwind zur Bagis eilen, um mir
von meiner Zahnärztin einen neuen Hut auf den alten Zahn zu zaubern lassen.
Wunderbar, was die Bagis alles möglich machen kann! Deren Mitarbeiter werde
ich bald nur noch mit einem strahlend weißen Gebiss anlächeln, ganz besonders
natürlich die Herren Schuster und Prill. Darauf freue ich mich jetzt schon!

4. Vergangenen Samstag lud die Bremer Linkspartei im Waldau-Theater zur Ar-
mutskonferenz ein. „Armut Macht Reichtum“ war im Theatersaal an der Wand zu
lesen und sollte doppeldeutig verstanden werden können. Die drei Wörter lagen
praktisch wie auf einer Glaswand über einer großen Ein-Euro-Münze und mach-
ten klar, dass diese Problematik mit der Einführung des Euro eng verknüpft ist.
Schätzungsweise 170 Personen aus Wissenschaft und Politik, aber auch von Ge-
werkschaften, Sozialeinrichtungen oder Betroffenenverbänden sowie engagierte
ALG-II-Empfänger lauschten dem brillanten Vortrag von Prof. Dr. Christoph But-
terwegge, der selbst viele Jahre in Bremen lebte, eigene Erfahrungen mit jahre-
langer Arbeitslosigkeit machen musste und nun einen Lehrstuhl an der Universi-
tät Köln innehat. Er weiß selbst, dass sein Karriereverlauf die Ausnahme in einer
Erwerbslosenbiografie bildet und vermag wahrscheinlich deswegen sein Wissen
mit der Empathie zu verbinden, die so vielen Berichten und Vorträgen über Armut
schlicht fehlt.
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Darüber, wo Armut anfängt, wird sich hierzulande eifrig gestritten. Oft wird
in Deutschland von einer „Armut auf hohem Niveau“ gesprochen, weil die Armut
in Bremen ein ganz anderes Gesicht hat als in den Gettos und Slums der Dritt-
weltländer. Der Professor erläuterte, dass es absolute, extreme Armut sehr wohl
auch in Deutschland gibt, zum Beispiel bei den vielen Straßenkindern und Ob-
dachlosen. Er meinte, dass es schlimmer sei, ausgegrenzt zu sein und im Ge-
gensatz zu der Mehrheit der Klassenkameraden nicht an der Glitzerwelt des Kon-
sums teilnehmen zu können als so wie alle anderen auch abends hungrig zu Bett
gehen zu müssen. Die Entsolidarisierung der Gesellschaft ist anders als die Ar-
mut in der sogenannten dritten Welt, wo sich die Betroffenen zur Wehr setzen
und zum Beispiel Gewerkschaften gründen. Schlimm ist die Art, wie Armut in
Deutschland ideologisch entsorgt wird. Da beschönigte Altbundeskanzler Helmut
Schmidt letztens die „Höhe“ des ALG II damit, es wäre ja mehr als das Gehalt,
das die Facharbeiter in seiner Jugend bekommen hätten. Bilden wirklich nur die
Migranten Parallelgesellschaften, oder sind es nicht ebenso die Reichen, die sich
hinter Mauern verschanzen, in bewachten Vierteln? Wie steht es mit den Armen-
Kaufhäusern und den Suppenküchen für die Armen, die heute vornehm „Tafeln“
genannt werden?

Es scheint würdige und unwürdige Arme zu geben, soll heißen: schuldige
und unschuldige Arme, wobei dann auf jeden Fall Kinder zu den würdigen Armen
zahlen. Es wird auch so getan, als ob Bildung eine Art von Wunderwaffe gegen
die Armut sei. Die Gesellschaft belügt sich selbst, wenn Bildung gleichzeitig kom-
merzialisiert, zur Ware gemacht wird, die leider nicht mehr jedem zur Verfügung
steht. Außerdem ist es ja nicht so, dass ausreichende Bildung alle in Arbeit bräch-
te, weil leider kaum jemand wahrhaben möchte, dass es in Deutschland keine
Vollbeschäftigung mehr geben wird. Jeder jongliert mit anderen Zahlen, aber es
ist bei Hinzurechnung der Dunkelziffer schon davon auszugehen, dass mit den
Asylbewerberkindern etwa vier von 11,4 Millionen Kindern in Deutschland wirk-
lich arm und ausgegrenzt sind. Außer in Amerika und Deutschland gibt es nir-
gendwo so viele Multimillionäre! Die Aushöhlung des normalen, also bisherigen
Arbeitsverhältnisses führt zu Massenarbeitslosigkeit und Prekariat – dazu, dass
Menschen frühmorgens Zeitungen austragen, nachmittags einen so genannten
McJob ausüben und abends Pizza ausfahren müssen, um mit ihren Familien ge-
rade eben mal finanziell über die Runden zu kommen. Der Veränderung der Fa-
milienstrukturen und Lebensformen, den vielen Alleinerziehenden, die meist mit
einer Armut der Mütter gleichzusetzen sind, passt sich der Sozialstaat nicht an.
Dieser wird in die falsche Richtung reformiert: Hartz IV schafft nach dem neolibe-
ralen Konzept bewusst Gewinner und Verlierer. Wir fragen uns bei der Montags-
demo schon sehr lange, wo eigentlich der gesellschaftliche Aufschrei bleibt!

Nach dem Mittagessen teilten wir uns in neun verschiedene Arbeitsgruppen
auf, zu den Themen Armut und jeweils Arbeit, Arbeitslosigkeit, Sozialraum, Bil-
dung, Flüchtlinge, Alter, Gesundheit, Reichtum und Frauen. Die Zeit war leider
zu kurz, um zu befriedigenden Ergebnissen kommen zu können. Beim Endtref-
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fen wurden die Ergebnisse und Forderungen präsentiert, dass etwa Leiharbei-
ter nach vier Monaten den gleichen Lohn wie Festangestellte bekommen müs-
sen, dass Hartz IV ein unsoziales Grundprinzip beim Fördern und Fordern be-
günstigt und Städte in Arm und Reich spaltet, dass es eine Gesamtschule für al-
le Kinder bis zur zehnten Klasse geben muss, dass die Widerrufsverfahren von
60.000 Asylbewerbern gestoppt werden, dass die Renten weiterhin das Alter si-
chern, dass Arme nicht acht Jahre früher als Wohlhabende sterben müssen, dass
ein Grundeinkommen von mindestens 975 Euro pro Mensch eingeführt wird und
dass Frauen endlich gleichberechtigt ebensoviel Gehalt wie Männer bekommen.
Es wurden diverse Arbeitsgruppen gebildet, die sich noch weiter treffen wollen.
In der Wirklichkeit streitet sich die Koalition um den „besten“ Weg, Familien mit
Kindern besserzustellen. Sowohl von einem erhöhten Kindergeld oder -freibetrag
hätten die betroffenen armen Familien mit ihren armen Kindern leider gar nichts,
da ihnen das Kindergeld zu hundert Prozent vom Arbeitslosengeld abgezogen
wird und sie ohne Arbeit nichts mit einem erhöhten Kinderfreibetrag anfangen
können!

Am Samstagabend sah ich mir in „Buten un binnen“ einen Beitrag über die Ar-
mutskonferenz an und war darüber enttäuscht, wie das Thema angegangen wur-
de. Glücklicherweise war Professor Butterwegge eingeladen worden, der die we-
nig empathischen Statements des Redakteurs klug und einfühlsam differenziert
zu beantworten wusste. Auf die Frage, ob die Gelder bei den Kindern nicht an-
kämen, weil sie zum Beispiel „versoffen“ oder in einen teuren Fernseher investiert
würden, antwortete Christoph Butterwegge, dass mensch sich in die armen Men-
schen hineinversetzen müsste. Wer nur noch merkt, dass er nicht mehr gebraucht
und anerkannt wird, der resigniert allzu oft und will sich lieber betäuben, mit Alko-
hol, Fernsehen oder technischem Schnickschnack. Dies geschieht jedoch immer
nur in Reaktion auf die aussichtslos erscheinende Situation! Er wies aber noch
darauf hin, dass es auch sehr viele Eltern gibt, die alles für ihre Kinder ausgeben,
damit denen möglichst nicht ihre Ausgegrenztheit anzumerken ist; sie bekämen
deshalb das bunteste Handy, wie alle anderen. Toll fand ich auch das Beispiel des
Professors, was denn geschähe, wenn sich herausstellte, dass ein bestimmter
Unternehmer Subventionen veruntreut hätte: Dann käme auch niemand auf die
Idee, dass Unternehmer keine Subventionen mehr bekommen sollten! Aber bei
den wenigen schwarzen Schafen unter den ALG-II-Empfängern wird genau dies
praktiziert. „Der Staat sollte vorzüglich nur für die Ärmeren sorgen, die Reichen
sorgen leider nur zu sehr für sich selbst“, schrieb Johann Gottfried Seume (1763
bis 1810)!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) –
siehe auch „Die Linke“ sowie „Tageszeitung“
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Die Bauern hatten Erfolg
mit ihrem Milchlieferboykott

Die Europameisterschaft hat begonnen, zur
Montagsdemo-Stunde spielt Frankreich ge-
gen Rumänien. Ich freue mich, dass trotz
Fußball so viele hier sind! Die bisherigen Be-
gegnungen waren alle sehr friedlich: Es gab
schöne Spiele, Begeisterung, Freundschaft,
Völkerverständigung. Doch das passt natür-
lich nicht in den Plan der Herrschenden! In Po-
len erschien in der Zeitung „Super-Express“
eine widerliche Hetze: In Fotomontage wur-
den Ballacks und Löws abgeschlagene Köpfe
gezeigt. Sofort begann wüste Gegenhetze in
„Bild“. Gehören nicht beide Zeitungen – die
polnische und die deutsche – demselben Ver-

lag, nämlich Springer? Wurde da von langer Hand die Volksverhetzung geplant
und inszeniert?

Die Bauern hatten Erfolg mit ihrem Milchlieferboykott. Auch das gelang nur,
weil sich der Gedanke grenzübergreifender Solidarität durchsetzte: Aldi und Lidl
hatten schon getönt, sie würden ihre Milch aus Holland und Dänemark beziehen,
aber die dortigen Bauern solidarisierten sich mit den deutschen. Das Besondere
ist, dass die Bauern bewusst gegen die Supermonopole wie Aldi und Lidl kämp-
fen, nicht gegen die Verbraucher. Haben wir nicht alle denselben Gegner? Ge-
nauso schlimm sind die Energiekonzerne: Für Herbst wurde eine Gaspreiserhö-
hung von über 40 Prozent angekündigt!

Die Nahrungs- und Agrarkonzerne haben den gesamten Weltmarkt unter sich
aufgeteilt und sind Hauptverursacher des wachsenden Hungers. Letzte Woche
war Welternähungsgipfel in Rom. 826 Millionen Menschen leiden Hunger oder
sind chronisch unterernährt, hunderten Millionen droht der unmittelbare Tod durch
Hunger. Aber im letzten Vierteljahr stiegen weltweit die Lebensmittelpreise um 53
Prozent. Den höheren Milchpreis schlagen diese Konzerne auch gleich im Laden
drauf. Kein Wunder, dass die Aldi-Brüder die Reichsten in Deutschland sind!

Jetzt treibt die Herrschenden zu Recht die Angst vor Hungerrevolten um, denn
weltweit findet das System der Monopolherrschaft immer weniger Zustimmung.
Was bringen die heutigen Großkapitalisten, die Oberheuschrecken, denn noch
an gesellschaftlichem Nutzen? Ein Gottlieb Daimler, der vor 150 Jahren das Auto
erfunden hat, war noch produktiv, er brachte der Gesellschaft etwas. Aber heute?
Das sind nur noch Parasiten, die sich am Tod und Elend der Massen bereichern
und mit ihrem Reichtum nicht mal mehr wissen wohin! Die Erkenntnis, dass dieses
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System wegmuss, reift daher immer rascher. Trotz der Arbeit auf ihren Höfen
machten sich letzte Woche 7.000 Bauern auf den zum Teil sehr weiten Weg nach
Berlin, wo sie zu lautstarkem Protest zusammenkamen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Die Stufen oberflächlicher oder
kritischer Journalisten-Tätigkeit

Zwischen Touristen und der Außenübertragung eines
EM-Spiels mussten wir uns einrichten, zur 184. Mon-
tagsdemo um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz in Bre-
men, zum Glück bei gutem Wetter. So kamen, erst
zögerlich, dann doch 36 Leute zusammen, die uns
zuhörten oder gar etwas sagten.

Ein Thema war die von SPD und CDU verabre-
dete Wiedereinführung der Fünf-Prozent-Hürde bei
Wahlen auf kommunaler Ebene in Bremerhaven. Die
Grünen – vor zwei Jahren noch aktive Verfechter ei-
ner Wahlrechtsreform – tragen die Sache mit, um des
reinen Machterhaltes willen. Dazu beschlossen wir
einen Offenen Brief, den wir breit verschickt haben.

Die für den Herbst geplanten Gaspreiserhöhun-
gen und verschiedene Fernsehbeiträge waren weitere Themen. In den Politik-
Sendungen werden Fakten aufgedeckt im Zusammenhang mit den Argen und der
ungebrochen üblen Politik mit Hartz IV gegen die Menschen – wie Betroffene um
ihre Ansprüche gebracht werden oder wie man mit Spitzeldiensten den angebli-
chen Leistungsmissbrauch aufdeckt. Das war sehr interessant und unterscheidet
die verschiedenen Stufen kritischer oder oberflächlicher Journalisten-Tätigkeit.
Und wer es nachlesen will: Der sogenannte Referenten-Entwurf zum SGB II be-
ginnt mit einer Lüge!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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185. Bremer Montagsdemo

am 16. 06. 2008

Was EU-Politiker unter
Demokratie verstehen

Also, kurz gesagt ist es dies: „Liebe Bevölkerung,
ihr wählt uns, und das mit größtmöglicher Wahlbe-
teiligung, schließlich sollen ja alle sehen, dass wir
zu Recht gewählt worden sind! Wir Politiker ma-
chen ohnehin, was wir wollen. Euch, das Volk, zu
fragen, hat sowieso keinen Sinn!“ Sie glauben, ich
hätte hier übertrieben? Dann bringe ich jetzt den
Gegenbeweis!

Die Bevölkerung von Irland hat mit Nein ge-
stimmt, und was sagen die Politiker dazu? „Das
könnt ihr doch nicht machen, das geht aber
nicht!“ – „Na gut“, sagt ein Politiker, „ist doch halb
so schlimm, die Iren können ja vorübergehend
austreten, schließlich haben wir eine Klausel da-
für, und wenn die irische Bevölkerung es sich mal

wieder anders überlegt hat, können sie ja wieder beitreten! Ihr solltet aber auch
wissen: Der ganze Wahlkampf hat 130 Millionen gekostet, die sind natürlich für
die Katz.“

Na toll, sage ich, das ist wohl, was die EU-Gegner noch brauchen! Ich bin nicht
unbedingt gegen Europa, nein, ich bin nur für ein Europa, das für uns Menschen
das Bestmögliche herausholt und nicht nur für die sogenannten Reichen! Demo-
kratie heißt doch wohl: Das Volk entscheidet, und ihr Politiker habt das zu respek-
tieren, nichts anderes! Hätten andere Länder die Möglichkeit gehabt, über diesen
Vertrag abzustimmen, wäre mit Sicherheit auch ein Nein dabei herausgekommen.

Fragt euch doch mal, ihr Politiker, warum diese Verträge abgelehnt worden
sind, und ändert sie zum Wohle aller! Wir Menschen wollen keine Hungerlöhne,
kein übermäßiges Privatisieren, keine Privatisierung der Krankenkassen, keine
Abhängigkeiten von privaten Versicherungen und keine Rentenarmut. Das alles
will auch die irische Bevölkerung nicht. Danke, Irland! Euch Politikern sage ich
nur: Macht keine Politik gegen den Willen der Menschen!
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Das führt dann nur zu noch mehr Politikverdrossenheit. Für mich jedenfalls
steht fest: Solche Politiker wie euch, die den demokratischen Willen der Menschen
nicht achten, wähle ich bestimmt nicht wieder! Auf meine Stimme könnt ihr wahr-
scheinlich verzichten, aber andere Parteien werden sich freuen, und dass ich mit
meiner Meinung nicht alleine stehe, zeigt wohl der Wählerschwund der Parteien,
die einst unsere Demokratie repräsentiert haben!

Udo Riedel (parteilos)

Frühschoppen mit Bürgermeister
Ich war gestern in der Martin-Luther-Gemeinde in Findorff: Unser Bürgermeister
Jens Böhrnsen hielt die Predigt. Ich habe aufmerksam zugehört, weil ich sehr
neugierig war auf das, was er sagte, doch der Inhalt seiner Predigt war recht
allgemein gehalten. Er sagte sinngemäß, dass wir in einem hoch industrialisierten
Land leben, in dem es vielen Menschen sehr gut geht. Noch nie sei es so vielen
Menschen so gut gegangen wie heute. Leider lebten in deren Schatten sehr viele
arme Menschen und besonders viele arme Kinder, denen es zu helfen gelte. Wir
müssten alles tun, den Armen ein menschenwürdiges Leben zu bieten!

Nach dem Gottesdienst fand ein Frühschoppen statt, bei dem ich die Gele-
genheit nutzte, mit Herrn Böhrnsen ein Gespräch zu führen. Ich bestätigte ihm,
dass ich das, was er gesagt hat, ganz gut finde – aber ich will nicht immer nur Re-
den und gute Absichtserklärungen hören, sondern endlich mal Taten sehen und
spüren! Als Hartz-IV-Empfänger hat man kein menschenwürdiges Leben: Ich per-
sönlich fühle mich von der Gesellschaft ausgegrenzt und diskriminiert!

Ich habe dem Bürgermeister erzählt, wie schwierig es in meinem Alter ist,
trotz guter Ausbildung und Berufserfahrung Arbeit zu finden, und berichtete von
den Erfahrungen aus meinen Vorstellungsgesprächen. Herr Böhrnsen ist sich der
Problematik bezüglich der Arbeitslosigkeit Älterer bewusst und der Meinung, dass
aufgrund der immer älter werdenden Gesellschaft, der längeren Arbeitszeit und
eines Renteneintrittsalters von bis zu 67 Jahren die Wirtschaft nicht darauf ver-
zichten kann, ältere Leute einzustellen. Die Wirtschaft müsse „umdenken“ und
solle „die Berufserfahrung Älterer schätzen lernen“.

Herr Böhrnsen hat mir versprochen, seinen Versprechungen Taten folgen zu
lassen; das gehe aber natürlich nicht „von heute auf morgen“. Dem Einfordern
dieser Taten möchten wir Nachdruck verleihen, deshalb stehen wir hier auf dem
Marktplatz so lange, bis Hartz IV weg ist und wir menschenwürdig leben können!

Anke Meyer (parteilos)
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„Schaffet Recht den Armen“
Die evangelische Kirche kann es also doch: In der gut gefüllten Bremer Sankt-
Stephani-Kirche fand am 8. Juni 2008 ein Gottesdienst unter dem Motto „Schaf-
fet Recht den Armen“ (Psalm 82,3) unter der Leitung von Pastor Friedrich Scher-
rer statt. Im Anschluss gab es noch ein Zusammensein bei schönstem Frühsom-
merwetter auf dem baumbestandenen Platz vor der Kirche. Eigens für das Fest
mit Straßenmusikanten, einer Tanzgruppe und einer Karatevorführung von Kin-
dern aus Bremen-Nord waren lange Holztische und Bänke aufgestellt, an denen
sich auch zahlreiche Menschen aus der Nachbarschaft eingefunden hatten. So-
gar ein von Obdachlosigkeit Betroffener konnte seine Schwellenangst überwin-
den und sich dazugesellen. Zur „Mahl-Zeit“ um 12:30 Uhr gab es für alle ein kos-
tenloses Essen. Die Veranstaltung bildete den Abschluss der Ausstellung „Kunst
trotz(t) Armut“ in der Sankt-Stephani-Gemeinde.

Im Vorfeld hatte es mehrere Gespräche der Initiative „Bremer Bürgerinnen und
Bürger gegen Obdachlosigkeit“ mit Pastor Scherrer gegeben, die schließlich zur
aktiven Teilnahme der Gruppe am Gottesdienst führten. Pastor Scherrer redete
in seiner Kurzpredigt ungewohnten Klartext, was in der Kirche selten genug ge-
schieht, und kritisierte scharf die neoliberale Politik der Konzerne und Regierun-
gen in der EU. Nicht die Armen, wie es jetzt tagtäglich geschehe, sondern das ra-
sant um sich greifende Elend seien zu bekämpfen. Er forderte eine Umkehr und
die Wiederherstellung von sozialer Gerechtigkeit. Neben dem Obdachlosenhel-
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ferkreis Sankt Stephani konnte sich dann auch unsere Initiative vor der Kanzel mit
dem folgendem Selbstdarstellungstext vorstellen.

In unserem Flugblatt heißt es: „Arbeitsplatzverlust, Wohnungsverlust, und
raus bist du!“ Wir gehen davon aus, dass kaum jemand davor gefeit ist, in den so-
zialen Abstieg zu geraten. Eben noch fest angestellt in guter Position, kann man
morgen schon arbeitslos und von Hartz IV betroffen sein. Daran sollte man den-
ken, wenn man Obdachlose sieht. Die Profitgier der Großkonzerne, verbunden
mit einer Politik, die den großen Firmen in die Hände spielt, zwingt immer mehr
Menschen in die Arbeitslosigkeit. Die Hartz-Gesetze verschärfen die Situation der
Betroffenen.

Ein Drittel aller Kinder in Bremen lebt von Sozialhilfe, was ein großer Skan-
dal ist! Jugendliche Hartz-IV-Anspruchsberechtigte werden aufgrund einer ver-
schärften Gesetzeslage gezwungen, bis zum 25. Lebensjahr bei ihren Eltern zu
wohnen. Tun sie es nicht, weil dies oft zu unerträglichen Spannungen führt, dann
verlieren sie jeglichen Anspruch. Der Weg in die Obdachlosigkeit ist vorgezeich-
net! Anstatt den ohnehin schon von der Gesellschaft ausgegrenzten Menschen
zu helfen, verhängt die Politik Repressionen gegen sie. Von Mitmenschlichkeit,
Toleranz und Verständnis keine Spur!

Der Gesundheitszustand vieler Obdachloser ist auch aufgrund ihrer schlech-
ten Ernährungssituation oft katastrophal. Es gibt kaum eine medizinische Versor-
gung für die Betroffenen. Sie können sich in der Regel keinen Arztbesuch leisten,
weil ihnen das Geld für die Praxisgebühr und die nötigen Medikamente fehlt und
sie sich auch nicht krankenversichern können. Kaum ein Arzt findet sich bereit,
erkrankte Obdachlose zu behandeln, weil der Mediziner gänzlich auf sein Hono-
rar verzichten müsste. Dies gilt auch für eine oft bitter notwendige Zahnbehand-
lung! Eine psychosoziale Betreuung findet ebenfalls kaum statt.

Hier ist der Senat gefordert: Solange es noch kein bedingungsloses Grund-
einkommen für alle gibt, muss ein für die Obdachlosen kostenloses gesundheits-
politisches Sofortprogramm her, das die medizinische Grundversorgung der Be-
troffenen dauerhaft regelt und sicherstellt! Mit unseren Aktionen fordern wir unter
anderem menschlichen Umgang mit Obdachlosen, ein menschenwürdiges Gr-
undeinkommen, das durch kostenfreie Gesundheitsvorsorge, Bildung und Kultur
ergänzt ist, sowie die Rücknahme der Änderung des Ortsgesetzes.

Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdachlosigkeit
(Bild: bei der „Gräfin-Emma-Aktion“ am 19. Oktober 2007)

Köhler macht teure Vorschläge: „Alle sollen eine anständige
Grundabsicherung haben“ („Bild“-Zeitung)
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Stolperstein Irland auf dem Weg der
EU zur größten Diktatur der Welt

1. Danke an Irland! Danke für das Nein! Eigent-
lich will jeder in Europa das vereinte Europa, aber
nicht zu diesen Bedingungen. Es ist unfair, auf
den Willen der Europäer zu setzen und gleichzeitig
die Demokratie auszusperren! Es ist undemokra-
tisch, die Mitbestimmung der Völker auszuschlie-
ßen! Dieser Vertrag würde nirgendwo eine Zustim-
mung erfahren. Das wissen und befürchten die Re-
gierungen der einzelnen Länder. Warum ist dies
so?

Nicht, weil die Bürger sich nicht interessierten,
denn insbesondere die Verpflichtung zu Um- und Aufrüstung stört jeden Bürger
in Europa! Deren Ziel ist es, dass die Bundeswehr jederzeit an jedem Ort der
Welt Kampfeinsätze durchführen kann, und zwar unter dem Oberkommando von
General Bantz Craddock, vormals Oberbefehlshaber von Guantánamo. Einsatz-
bereit an jedem Ort der Welt bedeutet auch: in Paris oder London – natürlich
nur, wenn ein Hilferuf bei der EU eingegangen ist. Militäreinsatz im Innern sei in
Deutschland ausgeschlossen, sagt das politische Personal, doch ist der Bundes-
grenzschutz kein Militär? Der neue Name Bundespolizei ändert nichts an der mi-
litärischen Ausrichtung. Die neue Aufgabe dieser Truppe ist unter anderem der
Einsatz auf Großdemonstrationen. Auch dies ist Militäreinsatz! Die EU befürchtet
Konflikte um Energie, Wasser und anderes, daher hat die EU das Recht, ihre In-
teressen überall militärisch durchzusetzen, in den Vertrag aufgenommen – ohne
Vetorecht der Mitgliederstaaten.

Aus dem vorherigem Lissabonner Vertrag hat der damalige Bundeskanzler
Schröder die Agenda 2010 abgeschrieben. In diesem Vertragswerk stehen die
Aufkündigung des sozialen Friedens und die europaweite Reduzierung der sozia-
len Absicherung. In Deutschland sind es die Hartz-Gesetze. Dieser Prozess wird
durch das Privatisierungsgebot verschärft. Europa bedeutet bis jetzt: 70 Prozent
aller Entscheidungen werden in Europa getroffen. In den einzelnen Ländern kann
nur noch das Wie bestimmt werden: die Umsetzung, die Durchführung. Die Vor-
ratsdatenspeicherung, gegen die viele Bürger vor dem Bundesverfassungsgericht
klagen, gehört dazu: beschlossen in Europa, „nur umgesetzt“ in Deutschland.

Bremen plant eine „Umweltzone“ und stößt dabei auf die Besonderheiten der
Bebauung. Bremen kann aber überhaupt nicht auf solch eine Zone verzichten,
weil der EU-Beschluss gilt! Bremen baut das Klinikum Mitte mit eigener Finan-
zierung. Nach dem neuen Lissabonner Vertrag wäre dies nicht mehr möglich,
denn das Verschuldungsverbot verlangt die Finanzierung über einen privaten In-
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vestor! Die Schulden werden dadurch nicht weniger, sondern mehr, denn der In-
vestor verlangt Gewinngarantien und will selbst auch daran verdienen. Daher hat
Frau Linnert gesagt: „So nicht!“ und selbst finanziert. Wenn dieser Vertrag Gültig-
keit erlangt, muss das politische Personal den Profitvorstellungen des Investors
entsprechen – oder das Bauvorhaben nicht durchführen.

Die Fallpauschalen im Krankenhaus und die damit verbundene Unterfinan-
zierung sollen die Krankenhäuser in die Insolvenz treiben: ein Angebot weit unter
Wert für jeden Investor. Das Klinikum Mitte (ent)lässt über 700 Mitarbeiter(innen)
(gehen). Neueinstellungen erfolgen über eine andere Gesellschaft, zu Stunden-
löhnen zwischen fünf und sieben Euro, somit unter dem Mindestlohn. – Ich esse
keinen Fisch mehr, weil die EU die zulässige Schadstoffmenge drastisch erhöht
hat, ohne besondere Kennzeichnungspflicht. – Das deutsche Verfassungsgericht
wird durch diesen Vertrag entmachtet: Es verliert die Möglichkeit, in Europas mit-
zugestalten. – Fremdsprachenkenntnisse werden nach EU-Norm gemessen und
vermittelt.

Der Freien Hansestadt Bremen wurden vor einiger Zeit alle Förderanträge ab-
gelehnt: Europa hatte die Gebiete neu geordnet, Bremen war zur „Metropolregion
Oldenburg-Bremen“ geworden. Die Förderanträge wurden angepasst, aber Bre-
men hatte diese Entwicklung verschlafen. Wir haben uns über einen Vorschlag
aufgeregt, der sinngemäß besagte: Wer Arbeitsplätze bietet, hat das doppelte
Stimmrecht. Einfach unvorstellbar! Doch die EU hat bestimmt, dass in der Regie-
rung der Metropolregion (Deutschland wurde somit neu gestaltet) Vertreter der
Wirtschaft mit vollem Stimmrecht vertreten sind: gleichberechtigt mit dem politi-
schem Personal!

Der Bremer Senator für Europaangelegenheiten hat über die Zusammenar-
beit mit Europa 35 Seiten verfasst. Eingangs stehen die schon zitierten 70 Pro-
zent aller Entscheidungen, die in Europa gefällt werden – die wenigsten davon al-
lerdings im Europäischen Parlament. Am Schluss beklagt es sich indirekt, dass
die Informationsrunden in seinem Hause von den anderen Senatoren nicht ent-
sprechend beschickt werden. Dabei wäre dies sehr wichtig, weil Europa sich auch
nicht nach den Ressortgrenzen in Bremen richtet.

Die Private Krankenversicherung hat das Recht, einen Basis-Tarif und Zusatz-
absicherungen anzubieten. Die Gesetzliche Krankenversicherung darf das nicht:
Sie muss privaten Versicherern diese Verdienstmöglichkeit überlassen. Sie darf
nur vermitteln. Nun möchte die PKV in den Kreis der GKV aufgenommen werden
und den Basistarif für alle anbieten. Dies hört sich wertneutral an – aber unter
dem Privatisierungsgebot der EU betrachtet, bedeutet dies eine weitere Aushöh-
lung der Gesetzlichen Krankenversicherung.

Privatisiert wird auch die Bahn, entsprechend den Vorgaben des Lissabon-
ner Vertrages. Ich habe viel an Europa auszusetzen! Die Politiker haben Europa
als Umgehungsstraße benutzt. Die Eurokraten geben die dadurch erreichte Ent-
scheidungsmacht nicht zurück! Dieser Vertrag wäre die Grundlage für die größ-
te Diktatur der Welt, wenn ein Mensch diese Vollmachten tatsächlich einfordert!
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Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten!

2. Junge Menschen wissen manchmal nicht um ihre Neigungen und Fähigkeiten
in Verbindung mit den Ausbildungsberufen. Hier hilft die Ausbildungsberatung der
Bundesagentur für Arbeit. Bei der Suche nach einer Ausbildungsstelle trennen
sich die Wege. Wer eine solche sucht und aus einem Elternhaus kommt, das
auf ALG II angewiesen ist, wird von der Bagis betreut. Diese(r) Jugendliche hat
schlechte Karten auf dem Ausbildungsmarkt : Er ist ein Bewerber zweiter Klasse,
weil er über die Bagis vermittelt wird. Seine Klassenkamerad(inn)en bekommen
ihre Bewerbungsvorschläge über die Bundesagentur für Arbeit.

Kaum ein Arbeitgeber gibt seine Ausbildungsangebote an die Bagis. Jeder
Erwerbslose, der von der Bagis betreut wird, ist ein Bewerber zweiter Klasse! Für
den Arbeitgeber ist die Betreuung über die Formulare ersichtlich. Die Erpress-
barkeit des Bewerbers wird offenkundig! Das Verfassungsgerichtsurteil bietet die
Chance, diese Arbeitslosigkeit zweiter Klasse zu beenden. Wenn die Vermittlung
im Vordergrund steht, ist die gemeinsame Betreuung aller Erwerbslosen durch
die Bundesagentur für Arbeit geboten, damit die Arbeitslosigkeit zweiter Klasse
in allen Punkten beseitigt wird!

Damit ist für die Kosten der Unterkunft auch die Bundesagentur zuständig.
Jetzt erstattet der Bund den Gemeinden einen Teil der Kosten der Unterkunft. Die-
se Erstattung geht auch andersrum. Vieles weitere könnte bei einer Neuordnung
vernünftiger und einfacher geregelt werden. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen:
Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Ein Dank den „irischen Freunden“
In einer Volksabstimmung haben 54 Prozent der iri-
schen Bevölkerung den neuen EU-Vertrag abge-
lehnt. Dafür auch von dieser Stelle herzlicher Bei-
fall! Das „Neue Deutschland“ vom 14./15. Juni 2008
erfreut sich an dem „besonderen Nationalcharakter“
der Iren: „Sie wollen nicht für fremde Herren in de-
ren Kriege ziehen. Sie verlangen, dass die Kirche in
ihrem Dorf bleibt und keine Kriege auf fremden Kon-
tinenten führt. Sie machen frauenfeindliche Witze
gegen Angela Merkel. Mann, sind die rückständig!
Mann, sind die sympathisch!“
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Obwohl der Vertrag jetzt eigentlich mausetot sein müsste, wollen das Groß-
kapital und seine politischen Vasallen nicht aufgeben und erheben erwartungs-
gemäß ihr großes Geschrei. Die Grünen Trittin und Steenblock (wer kennt den ei-
gentlich?) fallen mit massiver Demokratieschelte über die Iren her und wollen das
Land mit einer Art „Isolationshaft“ bestraft sehen. Der CDU-Europaabgeordnete
Elmar Brok, den auch keiner kennt, will gar das Referendum völlig ignorieren.
Ähnlich äußerten sich auch Luxemburgs Ministerpräsident Juncker, der deutsche
Außenminister Steinmeier und Kanzlerin Angela Merkel im trauten „Tête-à-Tête“
mit Frankreichs Super-Playboy Sarkozy.

In launigem Ton gibt jetzt das „Neue Deutschland“ den guten Rat, „dass die
Gallier, die Germanen, die Wikinger, die Römer, die Hellenen und all die anderen,
denen das Herz noch nicht in die Hose gerutscht ist, dem keltischen Beispiel fol-
gen“. Im Klartext: Volksabstimmungen auch in allen anderen EU-Staaten! Solan-
ge der undemokratische, antisoziale und kriegerische „Verfassungs“-Vertrag der
Großkonzerne nicht vom Tisch ist, müssen wir weiter für ein demokratisches und
friedliches Europa ohne Armut kämpfen! Da kann unsere Forderung nur lauten:
Lasst die Völker endlich selbst entscheiden!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Die bürgerliche Gesetzgebung
schützt das Recht der Kapitalisten

Ein Glückwunsch an die Iren, die mit 53 Pro-
zent den EU-Vertrag abgelehnt haben! Ich
bin ein Freund der Einigung und Zusammen-
arbeit der Völker – aber auf gleichberechtig-
ter Stufe. Nachdem Franzosen und Niederlän-
der die sogenannte EU-Verfassung abgelehnt
hatten, machten die Herrschenden so lange
rum, bis alle Parlamentarier zum undemokra-
tischen Beschluss umgebogen waren. Nur mit
Irland ging das nicht, weil die irische Verfas-
sung davor stand. Am liebsten würden sie Ir-
land jetzt ausschließen oder so etwas. Dann
faseln sie vom Europa der zwei Geschwindig-

keiten. Zu alledem sagen wir Nein! Dieser EU-Vertrag ist eine Konstruktion, um
die aggressiven und imperialistischen Ziele des europäischen und vor allem des
deutschen Großkapitals durchzusetzen.
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Das Ausschalten der Entscheidung durch die Bevölkerung der einzelnen Län-
der ist der bewusste undemokratische Versuch des Kapitals, mittels der mit ihm
verquickten Regierungen und Parlamente seine Interessen durchzusetzen. Ich
spreche der Berliner Bundesregierung wie dem untergeordneten Bremer Senat
das Recht ab, im Namen der Menschen der betreffenden Gebiete Entscheidun-
gen über die Art und Weise, wie diese Menschen zusammen leben und arbei-
ten wollen, zu sprechen oder zu entscheiden! Wir lehnen diesen sogenannten
Grundlagenvertrag ab und fordern eine demokratische Willensbildung und Ent-
scheidung sowie das Entfernen aller aggressiven Ziele und Organisationsstruktu-
ren, die in diesem Grundlagenvertrag und den sogenannten Lissabonner Ideen,
Verträgen oder Beschlüssen enthalten sind! Wir wollen ein menschenwürdiges,
freies, dem Zusammenleben der Menschen und ausdrücklich nicht den Interes-
sen des Großkapitals dienendes Europa, besser noch eine ganze Welt! Hoch le-
be die internationale Solidarität! –

Schon seit längerer Zeit ist eine Mitstreiterin von uns dem Mobbing ausge-
setzt. Ich will und kann hier nicht auf Details eingehen, möchte aber jeder und je-
dem Mut machen, sich denen zu öffnen, die beraten und stärken können. Also
kommt her! Entweder können wir zu einer anderen Zeit in Ruhe sprechen und ge-
eignete Maßnahmen und den Schutz der Person und auch der Arbeitsplätze or-
ganisieren – oder wir sprechen hier, und jede(r) kann sich stärken. Wir wollen den
Einzelnen stärken und uns solidarisch verbinden. Darum, wie Hans-Dieter immer
so schön sagt: „Kopf zeigen, Montagsdemo!“ –

Nach unserem Geplänkel, wie ich es letzte Woche nannte, mit der leitenden
Mitarbeiterin von „Buten un binnen “ läuft immer noch eine leise Auseinanderset-
zung über die Zusammenhänge mit dem Urheberrecht. Dieses ist grundsätzlich
ein hohes Gut, gerade wenn, wie in der heutigen Medienwelt üblich, mit dem geis-
tigen Eigentum von Künstlern und Denkern Schindluder getrieben wird. Seinen
Sinn verfehlt das Urheberrecht aber in politischen Auseinandersetzungen, wo es
um die Durchsetzung der eigenen politischem Macht geht. Darum „Tageszeitung“
und Jura-Professor hin oder her, es ist die bürgerliche Gesetzgebung, die überall
das Recht der Kapitalisten und aller ihrer Helfershelfer schützt. Die Durchsetzung
von Rechten Einzelner oder ganzer Schichten oder der Massen ist die absolute
Ausnahme. Ich habe kein Vertrauen in die bürgerliche Gesetzgebung und Justiz!
Zu allen Zeiten war die Durchsetzung von fortschrittlichem Recht eine Machtfrage
und ein Kampf. In unserem Anliegen, die Hartz-Gesetze zu Fall zu bringen und
nicht nachzulassen, sind wir gefordert, darauf sollten wir uns konzentrieren. Die
andere Seite wird ja schon nervös, wenn das Telefon klingelt.

Jobst Roselius

Absturz aus den Charts: Ein „Wikipedia“-Artikel, der in den letzten zwei
Jahren immer unter den ersten Suchergebnissen zum Stichwort „Montags-

demo“ aufgeführt wurde, fehlt neuerdings in der Trefferliste („Google“)
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„Bubigate“: Drohung spricht Bände
Schade, dass erst durch diesen Streit
mal wieder über die Montagsdemo
geschrieben wird! Nicht nur „Radio
Bremen“ berichtet gar nicht über die
Montagsdemo, auch der „Weser-Ku-
rier“ nimmt diese nicht wahr. Und dar-
über hinaus ist ihr Protest gegenüber
der Sendung berechtigt: Die soge-
nannten Ein-Euro-Jobs sind diskrimi-
nierend und machen die Leute kaputt.
Dass die Montagsdemo weiter gegen
die Meinung von „Radio Bremen“ an-

stinkt, zeigt Rückgrat. Sie ist das Sprachrohr der Unter-die-Räder-Gekommenen.
Die Drohung mit einer gerichtlichen Klage gegen die Demo spricht Bände und ist
nur Hohn.

Leserbrief von Jens Schnitker (parteilos) zum Artikel
„‚Radio Bremen‘ ganz privat“ in der „Tageszeitung“

„Manchmal wundert man sich wirklich, wie manche Medien ihrer Informations-
pflicht nachkommen – oder eben auch nicht“ (Zuschrift von Ulrun Stuhrmann)

Der Prozess gegen die nicht ins
„Erscheinungsbild“ Passenden

Am 5. Juni 2008 hatten wir einen weiteren Prozess-Termin wegen des Polizei-
Einsatzes vom 5. Februar letzten Jahres. Es ging um die Berufung unseres Mit-
streiters Lutz B. gegen das Urteil des Amtsgerichtes über 600 Euro Geldstrafe
vor dem Landgericht Hannover. Wir konnten unser Anliegen zur ungehinderten
Durchführung des Offenen Mikrofons berechtigt darlegen, während die aufgeru-
fenen Polizisten als Zeugen doch sehr stark unter ihren Erinnerungslücken litten.

Angesichts ihrer Argumentationsnot in der Sache versuchten sie, teilnehmen-
de Passanten vom „harten Kern“ der Montagsdemonstranten abzuspalten. Auf
Befragen erklärten sie, Teilnehmer an der Montagsdemo seien an „verhärmtem
Ausdruck“ und „Kleidung, die nicht so ins öffentliche Erscheinungsbild passt“, zu
erkennen. Das rief unseren berechtigten Protest hervor.
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Die ausführliche Befragung der Zeugen führte zu einer Vertagung der Ver-
handlung. Nach fünf Stunden erst wurde sie unterbrochen und auf Mittwoch, den
11. Juni 2008, um 9 Uhr am Landgericht, Volgersweg 65, Raum 2H2, neu fest-
gesetzt. Circa 20 Besucher waren gekommen, um den Angeklagten zu unterstüt-
zen, davon allein vier von der Magdeburger Montagsdemo! Herzlichen Dank da-
für, denn der Prozess ist nicht allein Sache der Montagsdemo in Hannover: Wer
einen von uns angreift, greift alle an!

Zuschrift von Kurt Kleffel (Montagsdemo Hannover)

Warum eine Grundsicherung
nur für Kinder, Herr Maas?

1. Wer mit offenen Augen durch die Welt geht, dem muss seit einigen Jahren die
wachsende Obdachlosigkeit in der Stadt auffallen. Im Winter hocken auf Hei-
zungsschächten oder Kartons in Decken gehüllte Obdachlose in Hauseingängen.
Im Sommer sitzen oder stehen bettelnde Menschen in der Innenstadt, unter den
Arkaden. Oft halten sie eine Flasche Alkohol in der Hand. Bis sie wieder aus der
Stadt entfernt werden, wie lästige Insekten, um den Touristen das Stadtbild von
Bremen als heile Welt zu präsentieren.

Rose Gerdts-Schiffler wies letzte Woche im
„Weser-Kurier“ in einem einfühlsamen Artikel dar-
auf hin, wie die Gesundheitsgesetzgebung die me-
dizinische Versorgung von wohnungslosen Frau-
en und Männern erschwert. Sie schrieb, nur weni-
ge Menschen wüssten, dass Alkohol oft eine Folge
des Lebens auf der Straße ist, ebenso wie die Tat-
sache, dass die Betroffenen medizinisch kaum ver-
sorgt werden. Für viele ist der Alkohol eine Art von
Medizin, die sie sich überall kaufen können. Damit
müssen sie keine Stimmen mehr hören, keine mar-

ternde Depression oder die Erinnerung an traumatische Erlebnisse durchleben.
Denn die meisten der wohnungslosen Menschen kommen gar nicht oder erst

viel zu spät in Kontakt mit einem Arzt, weil sie die Praxisgebühren und Zuzah-
lungen für Medikamente nicht aufbringen können. Seit ein paar Jahren bieten
der Bremer Arzt Georg Kückelmann und seine Kollegen eine medizinische Not-
versorgung im Jakobustreff an. Hier wird Patienten mit unbehandelten Verletzun-
gen, chronischen Erkrankungen der Haut oder der Atemwege, Kreislaufproble-
men oder psychiatrischen Erkrankungen die Praxisgebühr erlassen. Die Zuzah-
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lungen für Medikamenten werden durch Spenden finanziert. In anderen Städten
müssen Obdachlose auch das Geld für die Praxisgebühr aufbringen.

Georg Kückelmann kritisiert, dass es bei einem Umsatz von 400 Milliarden
Euro im Gesundheitswesen jährlich ein Skandal sei, wenn gleichzeitig derart be-
dürftigen Menschen solch hohe Hürden auferlegt werden! Außerdem bezahlen
viele Krankenkassen die häusliche Pflege in Einrichtungen der „Wohnungshilfe“
nicht, wenn der Patient schon vor seinem Krankenhausaufhalt dort untergebracht
gewesen und nicht allein zur Pflege dort aufgenommen sei. Dank des menschen-
verachtenden Hartz IV ist auch die Zahl derjenigen Menschen erheblich gestie-
gen, die zwar noch ein Dach über dem Kopf haben, jedoch für eine regelmäßige
medizinische Versorgung zu arm sind.

Auch hier wird mal wieder nachgewiesen, dass Hartz IV eben keine Grund-
sicherung gewährleistet – denn mit 13,11 Euro kommt mensch bei einer chro-
nischen Krankheit nicht weit. Leider wissen auch nur die wenigsten, dass chro-
nisch Kranke „nur“ 41 Euro aufbringen und in jedem Quartal ihren Arzt aufsuchen
müssen, um eine Befreiung von weiteren Kosten für ein Jahr erwirken zu können.
Doch sicherlich kann kein Wohnungsloser so viel Geld auf einmal aufbringen und
zusätzlich nachweisen, dass er in den letzten vier Quartalen beim Arzt war. So ist
es nicht verwunderlich, aber sehr beschämend, dass Obdachlose eine deutlich
geringere Lebenserwartung haben als die durchschnittliche Bevölkerung!

Das „sozialverträgliche Frühableben“ scheint politisch erwünscht zu sein,
denn schon Arme mit Dach über dem Kopf sterben im Schnitt acht Jahre eher als
Normalverdiener. Wie groß die Diskrepanz zu Obdachlosen ist, will ich lieber gar
nicht wissen! Durch restriktiv angewandte Sanktionen wird Hartz-IV-Beziehern
immer öfter die Transferleistung auf Null gekürzt, was Obdachlosigkeit zur Folge
haben muss! Aber Hauptsache, die Arbeitslosenzahlen lassen sich mittels sol-
cher Methoden weiter beschönigen!

2. Der „Spiegel“ veröffentlichte vergangene Woche, dass drei Millionen New Yor-
ker nicht genug Geld fürs Essen haben. Das sind immerhin 40 Prozent aller Ein-
wohner. Vor allem die Preisexplosion bei den Lebensmitteln hat dazu beigetra-
gen, dass die Zahl der Betroffenen seit 2003 um 52 Prozent gestiegen sei. Be-
sonders die Einwanderer aus Lateinamerika und Bewohner des armen Stadtteils
Bronx haben zunehmende Schwierigkeiten, ihre Lebensmittel zu finanzieren. Et-
wa jeweils die Hälfte von ihnen leidet unter akuter Geldnot. In den Jahren von
2003 bis 2007 haben sich die Preise für Nahrung in New York demnach verdop-
pelt, während sie etwa in den fünf vorangegangenen Jahren nur um sieben Pro-
zent gestiegen seien. Zu den Kosten für Lebensmittel kämen noch die stark ge-
stiegenen Benzinpreise und die hohen Mieten, heißt es in der Studie.

Die New York Food Bank betreibt seit 25 Jahren in Zusammenarbeit mit der
Stadtverwaltung Suppenküchen und Programme für Armenspeisungen. An die-
sem erschreckenden Beispiel zeigt sich, dass der Umbau Deutschlands zu einer
Art von Klein-Amerika bald als „erfolgreich abgeschlossen“ zu bezeichnen ist! Die
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konsequent gesteuerte Verarmung der Bevölkerung wird auch bei uns sicher in
nicht allzu ferner Zeit das hohe Niveau der USA erreichen. Wer noch über Kapital
verfügt, sollte schleunigst zum Beispiel bei der Deutschen Bank in die entspre-
chenden Fonds einsteigen, die mit den hohen Lebensmittel- und Rohstoffpreisen
wahnwitzig hohe Rendite erzielen. Wer das vermag, hat ausgesorgt und darf vol-
ler Verachtung auf die Armen herabblicken!

3. Experten aus Wissenschaft, Gewerkschaften und Erwerbslosenbewegung
diskutierten auf Einladung der „Linken“ am 13. Juni 2008 über die verfassungs-
rechtlichen Probleme der Arbeitsmarktreform im Bundestag. Als Referentinnen
und Referenten waren Prof. Dr. Helga Spindler (Universität Essen-Duisburg), Dr.
Sabine Berghahn (Otto-Suhr-Institut für Politikwissenschaft, Freie Universität Ber-
lin), Udo Geiger (Richter am Sozialgericht Berlin) und Volker Mundt (Rechtsan-
walt, Berlin) geladen. Anders als die Öffentlichkeit sieht die herrschende Rechts-
auffassung trotz bekannter Armutsgrenzen die Höhe der Regelleistung für Er-
wachsene offenbar als verfassungsgemäß an.

Allerdings erscheinen erstens die unzureichende Gewährung von Sonder-
bedarfen und zweitens die Kürzungen von Leistungen infolge von Sanktionen
als verfassungsrechtlich bedenklich. Von einer Sicherung des Existenzminimums
kann dann wohl auch aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht die Rede sein! Auch
die momentane Höhe des Regelsatzes für Kinder und Jugendliche scheint ver-
fassungsrechtlich sehr bedenklich und nicht nachvollziehbar. Eigentlich gehört
das gesamte Sanktionsprogramm von Hartz IV zwingend auf den Prüfstand, weil
auch die stufenweise Absenkung der Leistungen bei geringstem Fehlverhalten bis
hin zur Arbeitserzwingung und totaler Streichung der Transferbezüge dem Men-
schenwürdegrundsatz und dem Sozialstaatsgebot völlig widersprechen!

Der angeblich vorhandene Sparzwang und die von der Politik inszenierten
Missbrauchsdebatten öffnen hingegen der Willkür und dem Sanktionsmissbrauch
von Seiten der Ämter Tür und Tor! Dies wird durch die hohe Zahl der Anfechtun-
gen rechtswidriger Sanktionierungen belegt, deren Erfolgsquote bis zu 40 Prozent
beträgt. Auch wird die grundgesetzlich geschützte Vertragsautonomie durch die
sanktionsbewehrte Erzwingung von Eingliederungsvereinbarungen ausgehebelt.
Die Ein-Euro-Jobs werden besonders zur Überprüfung der Arbeitsbereitschaft
herangezogen, statt die im SGB II verlangte Integration in den Arbeitsmarkt und
die Überwindung des Leistungsbezuges voranzutreiben, getreu der völlig über-
holten Idee, dass Vollbeschäftigung möglich sei. Im Rahmen der Bedarfsgemein-
schaft sind die Anrechnung von Einkommen und Vermögen und die Gewährung
von Leistungen in vielen Einzelkonstellationen verfassungsrechtlich höchst be-
denklich bis verfassungswidrig.

Martin Behrsing vom „Erwerbslosenforum“, der an der Diskussion teilgenom-
men hat, meinte, dass sich eine erfolgreiche Verfassungsbeschwerde unter den
gegebenen Umständen derzeit nicht realisieren lässt. Bisher ist die Rechtspre-
chung dem gesetzgeberischen Willen gefolgt und hat einer Einsparung von Mit-
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teln Vorrang vor den individuellen Bedarfen von Hartz-IV-Beziehern gegeben. Das
Bundesverfassungsgericht stellte 2006 allen Ernstes den Regelsatz als verfas-
sungskonform, transparent und nachvollziehbar dar! Seiner Meinung nach wer-
den Veränderungen bei Hartz IV nur gesellschaftlich zu erreichen sein, indem
Hartz IV von allen Beteiligten als ein Stück des neoliberalen Umbaus begriffen
wird, der sich in der Erwerbsarbeit deutlich abzeichnet.

4. 40 Prozent der Hauptschüler konnten 30 Monate nach Schulende noch immer
keinen Ausbildungsplatz finden. Ihre Zukunft ist nach wie vor nur erschreckend.
Wenn auf der einen Seite Hauptschüler sehr schlechte Berufschancen haben und
andererseits immer mehr junge Menschen diesen Schulabschluss schaffen, dann
bleibt die berechtigte Frage im Raum stehen, warum sie sich für einen Abschluss
anstrengen sollen, der sie nicht weiterbringt. Da hakt doch das System! Nach wie
vor investiert Deutschland zu wenig Geld in Bildung. Jahr für Jahr verlassen sogar
80.000 junge Menschen die Schule ohne Abschluss, das sind fast acht Prozent
eines Jahrgangs. Die anderen drehen „Warteschleifen“ oder machen Zusatzkur-
se, weil ja leider auch viel zu wenig Lehrstellen angeboten werden.

Schüler mit Migrationshintergrund sind in allen Stufen des Sozialsystems be-
nachteiligt, Jungen stärker als Mädchen. Es wird darüber geklagt, dass Deutsch-
land zu wenig Studenten hat. Trotz vieler Reformen und Reförmchen zeichnet der
Bildungsbericht 2008 von Bund und Ländern erneut ein düsteres Bild über den
Zustand von Schulen und Hochschulen in Deutschland. Allerdings sank der An-
teil der Bildungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt von 6,9 Prozent im Jahr 1995
auf 6,2 Prozent 2006 und liegt damit weiter unter dem OECD-Durchschnitt. Es
gibt nicht nur zu geringe Bildungsausgaben zu beklagen, nein, sie werden auch
noch an der falschen Stelle getätigt.

Wenn ich mir ansehe, dass allein an der Bremer Uni mehrere Studiengänge
geschlossen wurden, nun aber durch die Hintertür Millionen in die private Jacobs-
University gesteckt werden „müssen“, dann erkenne ich, dass die Elite offenbar
unter sich bleiben will! Beim „grandiose“ Studiengebührenurteil des Hessischen
Staatsgerichtshofs gelingt es der Mehrheit der Richter, offenbar mittels Wortver-
drehungen und juristischer Haarspalterei den eindeutigen Wortlaut des Artikels
59 in sein Gegenteil zu modifizieren: Da verwandelt sich die Unentgeltlichkeit des
Studiums gar in die Zulässigkeit des Bezahlstudiums für alle. Ein klassischer Fall
von Oberschichten-Justiz!

Noch und nöcher wird beklagt, dass in Deutschland ein Schulabschluss von
der sozialen Zugehörigkeit der Eltern abhängt. Die GEW tritt für ein gemeinsa-
mes Lernen aller Kinder und Jugendlichen bis zur zehnten Klasse ein. Das von
der Bremer SPD favorisierte Zwei-Säulen-Modell wird diesem Anspruch nicht ge-
recht und läuft darauf hinaus, dass die zweite Säule neben dem Gymnasium mit-
telfristig zur Restschule verkommt. Darum müssen alle Kinder einen kostenfreien
Zugang zum Kindergarten haben, und die frühe Bildung in Kitas und Grundschu-
len muss gestärkt werden. Die Rahmenbedingungen schreien geradezu nach ei-
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ner grundlegenden Veränderung, damit die Zusammenarbeit zwischen den Päd-
agogen aller Bildungsinstitutionen miteinander verzahnt wird!

5. Im Moment vergeht kaum eine Woche, ohne dass eine neue Studie über die
erschreckende Armut von Kindern erstellt wird. Während es sonst immer um die
Armut von Kindern unter 15 Jahren geht, ist am vergangenen Wochenende von
der „Arbeitsgemeinschaft der Kinder- und Jugendhilfe“ eine Untersuchung über
die Armut von Jugendlichen zwischen 16 und 24 Jahren veröffentlicht worden.
Demnach lebt inzwischen jeder Vierte dieser Altersstufe entweder in materieller
Not oder ist davon bedroht. Bundesweit handelt es sich dabei um 2,4 Millionen
Jugendliche. Verdi prangert an, dass sich die Zahl der verarmten Kinder seit 1980
fast verzehnfacht habe!

2,64 Euro täglich für Essen und Trinken können nicht genügen. Als Ausweg
schlug der saarländische SPD-Chef Heiko Maas vor, jedem Kind eine Grund-
sicherung von 400 Euro zu gewähren. Und den Erwachsenen? Die SPD lädt für
heute in Berlin zu einer Konferenz zum Thema Kinderarmut ein. Natürlich geht
es dabei nicht nur um materielle Armut, sondern vor allem auch um Bildungsar-
mut und schlechtere gesundheitliche Entwicklung. Es gibt auch eine Armut auch
unter Jugendlichen mit Ausbildungsvertrag: Bei einigen Berufen liegt die tarifliche
Ausbildungsvergütung unter dem Hartz-IV-Satz!

In welchem Tiefschlaf mögen sich die SPD und die Gewerkschaften befunden
haben, als das menschenverachtende Hartz IV vor fünf Jahren von Schröder und
Konsorten aus dem Lissabonner Vertrag abgeschrieben wurde? Wieso verlangt
die Gewerkschaft Verdi erst jetzt mehr Geld für Transfergeld-Empfänger? Wieso
begreifen sie erst nach fünf Jahren, was Kritiker von Anfang an vorausgesagt
haben? Wie viele Armutsberichte und -konferenzen sind eigentlich noch nötig,
bevor endlich gehandelt wird und die Erkenntnisse umgesetzt werden – auch
wenn sie Geld kosten?

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) –
siehe auch „Die Linke“ sowie „Tageszeitung“

Die Toten lässt die Bagis von
der Gerichtsmedizin verscharren

Es gab ein Gewitter vor- und Regen hinterher, wir aber hatten Glück und blieben
trocken, auch wenn einige vielleicht zu Hause geblieben waren. In der Zeit vor
dem Fußballspiel blieben einige mehr stehen und informierten sich, sodass zur
185. Montagsdemo in Bremen am 16. Juni 2008 um 17:30 Uhr wieder um die 40
Teilnehmer zu zählen waren.
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Im Mittelpunkt der Beiträge stand die Entschei-
dung der Iren, mit Mehrheit den EU-Vertrag abzu-
lehnen. Dazu wurde mehrmals unter Beifall gratu-
liert. Die undemokratischen und in erster Linie den
Kapital- und Militärinteressen dienenden „Lissabon-
ner Verträge“ müssen vom Tisch! Zu fordern sind
Volksabstimmungen überall und Zurückweisung der
bürokratisch-reaktionären Gesetzgebung und Struk-
turen! Wir müssen für jeden nachvollziehbar die Po-
litikzusammenhänge zwischen EU und Hartz IV her-
stellen und die Einheit mit allen fortschrittlichen Wi-
derstandskräften in den anderen Ländern suchen!

Bürgermeister Böhrnsen predigt in einer Kirche,
aber was folgt aus seinen Allgemeinplätzen? Ange-

sprochen wird die Ausgrenzung von Hauptschülern und immer wieder die Kinder-
und Jugendarmut. Immer problematischer ist die Situation der Obdachlosen. Al-
le diese Probleme sind der Politik der Monopolparteien doch völlig egal, das wird
täglich immer wieder bestätigt! Aber auch andernorts sieht es nicht besser aus:
In den USA des George W. Bush haben viele New Yorker immer weniger Geld,
um sich vernünftig ernähren zu können. Bei uns leiden viele am Mobbing, das be-
wusst von Vorgesetzten unter die Kollegen getragen wird. Alle, die bedrückt sind,
sollen herkommen, damit wir zusammen beraten können!

Wie pervers die Bagis für den Bremer Haushalt „spart“, zeigt sich daran, dass
Todesmeldungen von alleinstehenden Hartz-IV-Betroffenen von Amts wegen ver-
schleppt werden. Innerhalb einer Frist müsste das Sozialamt für eine Beerdigung
sorgen und aufkommen; ist diese aber durch Verschleppung verstrichen, wird
kostengünstig gerichtsmedizinisch entsorgt und anonym verscharrt. Diese Ver-
fahren sind aus dem Faschismus bekannt! Es zeigt sich, wie gut der Apparat be-
reits „neu“ ausgerichtet wird. Mitarbeiter, wehrt euch gegen solche unmenschli-
che Anordnungen, Verfügungen und Verhältnisse!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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186. Bremer Montagsdemo

am 23. 06. 2008

Gedicht von der Demokratie
Demokratie hin, Demokratie her – an sie zu glau-
ben, fällt mir im Moment sehr schwer! Was da so
alles von Europa wird berichtet, hat bis jetzt nur
ganz wenigen geholfen, und darum wird fleißig mit
dem Unrecht weitergemacht, bis dass die Schwar-
te kracht!

Da wird der Wille des Volkes einfach nicht mehr
akzeptiert: egal! Und über ein Nein ist man sogar
pikiert. Dann wird weiter so getan, als wär alles,
was sie sagen, recht, und ein Nein, das wäre na-
türlich für Europa schlecht!

Sehr schlecht würden die fahren, die nun sol-
che Gesetze haben verbockt und weiter nur so tun,
als wurde hier in einem großen Spiel gezockt. Dass
die Menschen auf der Strecke bleiben, das haben

sie längst vergessen, sie sind einfach nur noch von ihrer eigenen Macht besessen!
Auf die Meinung des Volkes, da wollen sie ja nicht hören, und zum Trost von

uns allen werden sie sich dabei selbst zerstören. Denn eines Tages geht dann
niemand mehr hin zu ihrer Wahl, und niemand wird ihnen trotz brillanter Reden je
wieder glauben, denen, die uns der Demokratie einst wollten berauben.

Udo Riedel (parteilos)

Sozialgefasel, Abstiegsängste
und reaktionäre Ideen

„Rechtsextremismus nimmt in der Mitte zu“, so stand es im „Weser-Kurier“. Ein
Polit-Institut, ich glaube aus Leipzig, hatte eine Umfrage ausgewertet und dabei
die Ergebnisse in den neuen Ländern mit der ganzen Bundesrepublik gleichge-
setzt. Das ist schon wegen der Erfahrungen der Menschen nicht richtig, also ei-
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ne tendenziöse Meldung. Mittelschichten waren und sind wegen der Angst vor
persönlichem Abstieg und materiellem Verlusten offener für reaktionäre Ideen bis
hin zu der, wieder einen „starken Führer“ zu brauchen. Um solche „Gefühle“ und
unterschwelligen Ängste ausnutzen zu können, wird die NPD vom Kapital warm-
und in der Hinterhand gehalten.

Das Kapital lebt nur nach egoistischen, unsolidarischen und undemokrati-
schen Grundsätzen. Es lebt von Ausbeutung, Unterdrückung und Krieg. Solan-
ge seine Interessen nicht massiv bedroht werden, wendet das Kapital die Metho-
de des Betrugs an und faselt etwa von der „sozialen Marktwirtschaft“. Wenn es
sich bedroht fühlt, geht es zur Methode der Gewalt über. Sie reicht vom Putsch
über die Militärdiktatur bis zum offenen Faschismus. Trotzdem ist eine Massen-
basis zur Unterstützung erforderlich, und an der mangelt es in Deutschland zum
Glück noch. Darum meinen Regierung und Kapital, dass ein Verbot aller faschis-
tischen Organisationen „nicht möglich“ sei. Fürs Kapital ist die NPD unverzicht-
bar: als Unterdrücker aller arbeitenden Menschen.

Lassen wir uns durch solche tendenzi-
ösen „Analysen“ nicht bange machen. Unend-
lich viele Menschen suchen nach einer Alter-
native zu diesem System, in Deutschland, in
Europa und in der Welt. Nur gemeinsam kom-
men wir voran! Wenn die Regierenden mei-
nen, die Iren wären nur nicht genügend ge-
bauchpinselt und gekauft worden, dann ver-
stehen sie nicht des Volkes Meinung. Es ist ih-
re Angst vor den Massen, die sie dazu bringt,
nur ihre beifälligen Parlamente zustimmen zu
lassen. Wir treten beharrlich für demokrati-
sche Rechte ein und lassen uns weder von re-

aktionären Reden noch von reaktionären Staatsorganen einschüchtern!
Am letzten Sonntag haben über 5.000 Menschen in München gegen die Ver-

schärfung des Versammlungsrechtes in Bayern und gerade der streikenden Kol-
legen vor den Toren demonstriert. Herzlichen Glückwunsch und unsere volle Un-
terstützung nach München! Zur Wiedereinführung der Fünf-Prozent-Hürde in der
Stadtverordnetenversammlung in Bremerhaven haben wir einen Offenen Brief ge-
schrieben und an Senat, Bürgerschaft, Parteien und Medien versandt. Einzig bei
der FDP und der Aktion „Mehr Demokratie“ ist das auf positive Resonanz gesto-
ßen. Verstärken wir unsere Zusammenarbeit hier und überall, dann werden wir
weitere Ziele erreichen!

Jobst Roselius

Zweidrittel-Mehrheit für „Linken“-Landrätin: SPD scheitert auf Rügen
quasi an der Fünfprozent-Sperrklausel („Spiegel-Online“)

394

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-561361,00.html
http://www.spiegel.de/spam/0,1518,druck-561574,00.html


Die Mitwirkungsrechte der Bürger
müssen ernst genommen werden

Sehr geehrte Damen und Herren, als zuständige Referentin bin ich gebeten wor-
den, Ihnen zu antworten. Mit Interesse hat die FDP-Fraktion in der Bremischen
Bürgerschaft den Offenen Brief der Initiative Bremer Montagsdemo zur Fünf-
Prozent-Hürde in Bremerhaven zur Kenntnis genommen. Auch wir sind der Auf-
fassung, dass die Wiedereinführung dieser Sperrklausel das Votum der Wählerin-
nen und Wähler unserer Stadt für mehr Bürgerbeteiligung und damit auch mehr
Transparenz ignoriert.

Wir werden uns im weiteren parlamentarischen Verfahren intensiv dafür ein-
setzen, dass die Mitwirkungsrechte der Bürgerinnen und Bürger wieder ernst ge-
nommen werden, und gegen die Fünf-Prozent-Klausel stimmen. Derzeit wird in
der Fraktion darüber nachgedacht, bei Wiedereinführung der Sperrklausel diese
verfassungsrechtlich durch den Staatsgerichtshof überprüfen zu lassen. Zu Ihrer
Information übersende ich Ihnen das Redemanuskript von Herrn Dr. Möllenstädt,
MdBB, zur Plenardebatte in der vergangenen Woche. Mit freundlichen Grüßen,
Sabine Gohlke.

Antwort der FDP-Fraktion in der Bremischen Bürgerschaft
zum Offenen Brief der Montagsdemo

Über den Bremer Tellerrand
Am Montag, dem 23. Juni 2008, stellte
Murat Kurnaz sein Buch über die Haft
und Folter in Guantánamo vor. Der
Saal der Bibliothek war überfüllt. Herr
Kurnaz begann eine Lesereise durch
ganz Deutschland in Bremen, da er
hier geboren wurde. Sein Buch wurde
in mehrere Sprachen übersetzt, auf
Deutsch erschien es bereits im April
2007. Auch unternahm er schon viele
Lesereisen und sprach vor brechend
vollen Sälen in New York und London.

Ende Mai 2008 redete er im amerikanischen Kongress, wo sich einige Politiker im
Namen der USA bei ihm entschuldigten.
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Seit seiner Freilassung aus dem Folterknast, in dem er fünf Jahre unschul-
dig inhaftiert war, setzt er sich für die Rechte der Gefangenen ein. Er wird tatkräf-
tig von „Amnesty International“ unterstützt. Herr Kurnaz hat schon vor deutschen
Gerichten geklagt, bisher jedoch ohne Erfolg. Bisher ist ihm keine Wiedergutma-
chung widerfahren; nicht einen einzigen Cent bekam er. Noch hat sich keiner der
verantwortlichen Politiker bei ihm entschuldigt. Das hat Herrn Kurnaz aber nicht
eingeschüchtert: Er macht energisch weiter und hält das Unrecht lebendig, das
ihm und allen anderen noch widerfährt.

Letztendlich will er weitermachen, bis ihm Recht gesprochen wird. Ob ihm das
gelingen wird, ist fraglich, denn es gilt, das System der Folterknäste, das System
Guantánamo zu knacken. Das scheint aussichtslos, weil hinter dieser Tragödie
die USA und deren weltweite Verbündete stehen. Die USA haben nun vor, 20
Häftlinge zu entlassen, zumal das oberste amerikanische Gericht, der Supreme
Court, der Meinung ist, der rechtlose Zustand der Häftlinge sei keinen Tag länger
zu dulden: Sie hätten das Recht auf einen fairen Prozess mit einem von ihnen
gewählten Anwalt.

Bisher werden nur Militärtribunale abgehalten. „Amnesty International“ meint
dazu, Deutschland habe die Pflicht, diese Gefangenen aufzunehmen. Hier garan-
tiere man ihnen einen rechtsstaatlichen Prozess, während sie in ihren Heimatlän-
dern wie China zum Tode verurteilt würden. Warum sollte Bremen also nicht min-
destens einen von ihnen aufnehmen? Nicht nur, weil es eine Schuld zu beglei-
chen gilt, sondern vor allem aus humanitären Gründen!

Jens Schnitker (parteilos)

Lissabon-konforme Justiz: Will eine Lehramts-Referendarin Kopftuch tra-
gen, darf sie später nur an Privatschulen unterrichten („Spiegel-Online“)

Der Lissabonner Vertrag verpflich-
tet zur Förderung der Atomkraft

Wir sagen erleichtert: “Thank you very, very much, Ireland!”
Wir alle wundern uns, dass die Mineralölpreise ungebremst steigen und stei-

gen. Das Kartellamt hat ein paarmal den Anlauf unternommen, den Verdacht von
Preisabsprachen ins Gespräch zu bringen und wurde regierungsseitig schnell
wieder mundtot gemacht. Das hat seinen schlechten Grund: Es ist Absicht, dass
die Ölpreise explodieren! Im Lissabonner Vertrag gibt es einen zu erfüllenden Pa-
ragraphen, der besagt, es sollten „die notwendigen Bedingungen für das zügige
Wachstum der Atomindustrie geschaffen“ und „die Investitionen für die Entwick-
lung von Atomenergie gefördert“ werden.
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Dieser Passus ist in letzter Minute in einem bindenden Protokoll ohne Debat-
te dem Vertrag hinzugefügt worden! Was soll uns das sagen? Was bedeutet es
für die Europäer? Es bedeutet den Bau neuer Kernkraftwerke! Nach Schätzung
selbsternannter Experten handelt es sich dabei zur Zeit um circa 22 Atommeiler
europaweit! Diese Zahl ist jederzeit veränderbar und nach oben offen.

Wie uns zur Genüge vorgeführt wird, setzt sich
unsere Kanzlerin akribisch für den Schutz des Klimas
und den Erhalt der Umwelt ein. Nach ihrer Meinung
ist dieses hehre Ziel nur und endgültig erreichbar,
indem „saubere“ Energie produziert wird. Aus ih-
rer Sicht ist das die Atomenergie! So schließt sich
schnell und erschreckend der Kreis.

Mit ihrer Unterschrift unter den Lissabonner Ver-
trag verpflichten sich alle Mitgliedsstaaten, diese Vor-
gabe zu erfüllen – und das so schnell wie möglich!
Als das französische und niederländische Volk sehr
bewusst gegen die Unterschrift unter den Lissabon-

ner Vertrag stimmte, wurde ihnen einfach das Stimmrecht entzogen, und die Re-
gierungen votierten „im Namen des Volkes“. Die anderen „demokratischen“ Re-
gierungen einschließlich Deutschland hatten diesem Vertrag bereits ohne Hem-
mungen ihre Zustimmung gegeben, die ihm ihre Bürgerinnen und Bürger verwei-
gert hätten.

Da fragt frau sich, in welchem europäischen Land herrscht noch eine Demo-
kratie? Dieses Machwerk Lissabon-Agenda ist eine Erfindung der Bertelsmann-
Stiftung. Es wurde unter ihrer Federführung ausgearbeitet und erhielt hier den
harmlosen Namen „Agenda 2010“, der uns inzwischen in Angst und Schrecken
versetzt, denn eine ihrer „Erfindungen“ nennt sich in Deutschland „Hartz IV“.

Wo sind bei dem Debakel um die Atomenergie eigentlich die Grünen? Ver-
schlafen sie ihren Einsatz? Kennen sie den Lissabonner Vertrag etwa gar nicht?
Oder sind sie in der Zeit stehen geblieben, als sie sich dafür stark machten, dass
ein Liter Kraftstoff fünf D-Mark kosten müsste? Vielleicht erleben sie es bald tat-
sächlich. Oder schauen sie dem Bau neuer Kernkraftwerke zu? Für deren Ver-
hinderung gingen sie einst auf die Barrikaden und wurden festgenommen. Haben
sie alle Ideale verraten?

Gudrun Binder (parteilos)

Ersatzbegeisterung: Das Jubelhupen und Fahnenschwenken
gilt nicht der Bundeskanzlerin („Spiegel-Online“)

Brot und Spiele: Im Schatten des Fußball-Thrillers Deutschland-Türkei be-
schließt das Bundeskabinett die Einkommens-Zentraldatei Elena („Heise“)
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Beck’s beste Rede seit Langem: „Ich klebe
nicht an meinem Stuhl“ („Stern“)

Der Lissabonner Vertrag verpflich-
tet auch zum Verkauf der Häfen

1. Nochmals Dank den Iren! Liebe Freun-
de in Irland, jetzt zeigt Europa sein wah-
res Gesicht: Es kommt Druck aus allen
Rohren auf die so undankbaren Iren! Es
gibt sogar Politiker, die sich ein Europa
ohne Irland vorstellen können und den-
noch an ihre Wiederwahl glauben. Der er-
höhte Druck wird aber nicht nur auf Irland
ausgeübt, sondern auch auf alle anderen
Staaten, die noch nicht zugestimmt ha-

ben. Auch dieser Lissabonner Vertrag wird so zum Reformvertrag. Reformen
sind eigentlich etwas Gutes, aber die Reformen der Lissabon-Strategie haben
vielen Leuten Nachteile gebracht.

Die Empfehlungen aus Lissabon sind lesenswert. Wer die Empfehlungen für
alle Staaten liest, kann erahnen, welche Veränderungen Europas diese Strategie
bereits bewirkt hat und was den einzelnen Völkern noch bevorsteht. Schon jetzt
werden 70 Prozent aller Entscheidungen „in Europa“ getroffen! Wie weit diese
Regelungen greifen, geht zum Beispiel aus der neuen Vereinbarung zur Umstel-
lung von Glühbirnen auf Energiesparleuten hervor.

Der Bürgermeister der Freien Hansestadt sagt: „Wer die Häfen verkauft, ver-
kauft Bremen!“ Früher hat er gesagt: „Die Häfen werden nicht verkauft.“ Der Lissa-
bonner Vertrag verpflichtet aber zur Privatisierung aller Bereiche und damit letzt-
endlich auch zum Verkauf der Häfen der Freien Hansestadt. Bremen hat schon
alles vorbereitet: Es gibt über 250 Gesellschaften, die mit öffentlichen Aufgaben
betreut sind, vorzugsweise in der Rechtsform einer GmbH und überwiegend im
Eigentum der Freien Hansestadt.

Die Föderalismusreform ist eigentlich eine rein deutsche Angelegenheit, aber
auch hier wirken die Rahmenbedingungen der EU. Die Verschuldungsgrenze ist
so niedrig „angedacht“, dass Bremen keine größere Investition ohne privaten In-
vestor mehr tätigen kann. Jeder Investor wird aber die Bürgschaft der Freien
Hansestadt einfordern. Damit werden Gewinne privatisiert, und Verluste zahlt der
Steuerzahler. Dies hat Frau Linnert beim Klinikbau vermieden!

Die öffentliche Hand führt die kaufmännische Buchführung ein. Damit soll der
Haushalt übersichtlicher werden. Kaufleute haben in der Vergangenheit Maschi-
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nen und Immobilien gelaest, um in der Bilanz den Ausweis von Krediten oder Ver-
bindlichkeiten niedrig zu halten. Die Firmen haben dadurch die Kreditmöglichkeit
erhöht. Inzwischen müssen in der Bilanz alle Verpflichtungen stehen; die Verbind-
lichkeit aus Laesing-Verträgen entsprechend der Laufzeit gehört dazu, ebenfalls
jede übernommene Bürgschaft. Damit wird der Umgehungseffekt aufgehoben.
Was soll somit das Versteckspiel der öffentlichen Haushalte? Zur Übernahme der
kaufmännischen Buchführung gehört auch der wahre und vollständige Ausweis
der vertraglichen Verpflichtungen!

Nun zurück zu Irland. Irland könnte in die Landesverfassung Sonderegelun-
gen aufnehmen, um den Lissabonner Vertrag punktuell auszuhebeln oder abzu-
mildern, so ein Politiker. Dazu ist anzumerken, dass das deutsche Verfassungs-
gericht mit diesem Lissabonner Vertrag entmachtet wird, der langfristig die Ver-
fassung aller EU-Staaten werden soll und damit alle Landesverfassungen außer
Kraft setzt beziehungsweise auf den regionalen Restregelungswert von derzeit
30 Prozent reduziert. Daher gilt: Europa ist ein schöne Sache, aber nicht zu die-
sen Bedingungen!

Wozu regionale Regierungen fähig sind, steht im Museum in Celle: das „
Celler Loch“. 1978 ließ Niedersachsens Regierungschef Ernst Albrecht den Ver-
fassungsschutz in die Mauer der JVA Celle ein Loch sprengen. Die Polizei wusste
natürlich von nichts. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

2. Die Armut an Finanzmitteln ist relativ. Nachdem die Armutsberichte durchge-
wunken wurden und die Politik Besserung gelobt hat, kommt nun Herr Profes-
sor Meinhard Miegel mit der Verkündung „Älteren und Familien geht es am bes-
ten“ und dem Kommentar „Neue Herausforderung“ im „Weser-Kurier“ vom 20. Ju-
ni 2008. Professor Meinhard Miegel hat sich nicht verrechnet: Die Ansätze sind in
der Studie so gewählt, dass dieses Ergebnis vorhersehbar war.

Ein Beispiel: Zwei Erwachsene haben je 1.000 Euro Nettoeinkommen zur Ver-
fügung. Dies ergibt auch ein durchschnittliches Nettoeinkommen von 1.000 Eu-
ro. Leben diese beiden Erwachsenen aber in einem Haushalt, beträgt das Durch-
schnittseinkommen 1.333 Euro (zwei Drittel von 2.000 Euro) pro Kopf. Die Erklä-
rung steht in der Einkommensstudie des Bonner „Instituts für Wirtschaft und Ge-
sellschaft“ auf Seite 15.

Die aktuelle Lage geht dort bei einem Vergleich über 20 Jahre unter. Die
Anmerkung dazu lautet: „Die real verfügbaren Haushaltseinkommen stiegen in
Deutschland zwischen 1986 und 2006 um 19 Prozent. Allerdings hat sich der An-
stieg deutlich verlangsamt.“ Das Zahlenmaterial bezieht sich auf die Jahre 1986,
1996 und 2006. Die aktuelle Lage wird entscheidend durch die Agenda 2010 be-
einflusst: Hartz IV hat die rapiden Arbeitsplatzverluste, die rasante Reduzierung
der Löhne- und Gehälter eingeleitet.

„Sozialpolitik darf sich nicht in der Frage der Sozialtransfers als staatlicher
Unterstützungsleistungen für Menschen in prekären Verhältnissen allein erschöp-
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fen, schon gar nicht an der Frage aufreiben, ab welcher Höhe die Stütze denn
erst gerecht ist oder nicht.“ Miegels Studie fügt sich nahtlos ein in die Erkenntnis,
dass reine Geldzahlungen nur Verhältnisse zementieren, nicht verändern kön-
nen. „Wenn Migranten zwar genug Geld zum Überleben bekommen, nicht aber
die Chance wirklicher Teilhabe am Wohlstand, dann zeigt sich da das Versagen
unserer Integrations- und Bildungspolitik.“ So weit, so gut! Doch bis solch eine
wirkliche Teilhabe realisiert ist, müssen diese Transferleistungen erhöht werden,
sodass die Teilhabe am Gemeinschaftsleben möglich ist.

Der Armutsbericht 2007 der „Arbeitnehmerkammer“ ist wesentlich aussage-
fähiger über die aktuellen Verhältnisse. Die Einsparungen durch die Umstellung
auf ALG II betrugen für die Freie Hansestadt Bremen 60 Millionen Euro allein im
Jahr 2005. Die Veränderung der Einkommensentwicklung zulasten der Arbeitneh-
mer mit unterdurchschnittlichem Einkommen wird die soziale Spaltung weiter vor-
antreiben. Mit der Einführung von ALG II wurden nicht nur die Sonderbedarfe für
Kinder gestrichen, sondern auch die Regelsätze für Schulkinder reduziert.

Zurück zu der Studie. Professor Meinhard Miegel hat bei den Älteren die
durchgängigen Arbeitsverhältnisse hervorgehoben. Die Nutzung der eigenen Im-
mobilie und die sonstigen Einnahmen haben das Ergebnis beeinflusst, sicher auch
die bereits länger andauernde Rentenbezugszeit. 2005 wurde mit der Agenda
2010 nochmals massiv die Rentenformel zum Nachteil der Neurentner verändert,
außerdem die Rechenformel für Rentenerhöhungen, auch durch die Einrechnung
der Ein-Euro-Arbeitsverhältnisse bei der Bruttolohn- und Gehaltsentwicklung.

Dies „freut“ Herrn Professor Miegel und sein Institut sicherlich. In dem Film „
Rentenangst“, der im öffentlich-rechtlichem Fernsehen gezeigt wurde, ist die Rolle
dieses Instituts und der anderen Akteure gut herausgearbeitet. Auf Seite 71 der
Studie des IWG steht der Appell zur privaten Altersvorsorge – entsprechend dem
Anliegen der Hauptsponsoren dieses Instituts, oder?

Sie wollen es wissen? Den Armutsbericht der „Arbeitnehmerkammer Bre-
men“ lesen! Das Jahr 2007 ist bereits von den ersten Auswirkungen der Agen-
da 2010 geprägt. Daher fordern wir die Wiederherstellung des sozialen Friedens
durch die Rücknahme der Hartz-Gesetze! Bei der versprochenen Vollbeschäfti-
gung ist dies eh nur noch Beiwerk – aber die Wirklichkeit und die Statistik haben
sich hier auseinanderentwickelt. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht
einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. „Preisexplosion im Großhandel“, meldet der „Weser-Kurier“ vom 11. Juni 2008.
„Höchste Preissteigerung seit 26 Jahren, Verbraucher wohl nur zum Teil betrof-
fen“. Die Daten stammen vom Statistischen Bundesamt, der Artikel ist von AFP. Er
endet mit dem Satz: „Dennoch werden auf mittlere Sicht vermutlich auch die End-
verbraucher von den hohen Großhandelspreisen betroffen sein.“ Dieser Mensch
war sicher länger nicht mehr einkaufen!

Jeder Geringverdiener sollte zur Beratungsstelle gehen und sich erkundigen,
ob ein Antrag auf ergänzendes ALG II (bei Bruttoeinkommen unter 1.200 Euro)
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oder Wohngeld und Kinderzuschlag Aussicht auf Erfolg hat. Wer sich diese Be-
ratung von einer Behörde holt, sollte dies schriftlich tun oder bestätigen lassen.
Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Verdi verharmlost Ausrichtung
einer Kommandeurstagung

Die Internetseite von Verdi am Beginn des Jahres machte einen Skandal of-
fenbar: Die Dienstleistungsgewerkschaft hatte eine Kommandeurstagung der
Bundeswehr ausgerichtet! Dies veranlasste Bettina Fenzel und mich zu einem
offenen Brief an Frank Bsirske, der erst jetzt beantwortet wurde, mit einem
Schreiben, das alles herunterspielt und verharmlost.

Wir erinnerten in unserem Brief an eine völlig
andere Gewerkschaftshaltung in den 1980er Jahren
und schrieben: „Es gab Zeiten, da hat der DGB, dem
ja auch Ihre Gewerkschaft angehört, maßgeblich den
alljährlichen Antikriegstag am 1. September mitge-
staltet. Und es gab Zeiten, da hat die Partei ‚Die Grü-
nen‘, der Sie als Mitglied angehören, in der Friedens-
bewegung eine bedeutende Rolle gespielt. Zu Zei-
ten von Petra Kelly gehörten wesentliche Teile der
Grünen sogar zu den treibenden und fortschrittlichen
Kräften innerhalb der bundesdeutschen Friedensbe-

wegung. Auch die IG Metall betrieb mit ihren Vorschlägen und Vorstößen in Rich-
tung Rüstungskonversion damals aktive Friedenspolitik, zumindest hier in Bre-
men. Warum unterstützt Verdi heute den Kriegskurs der Bundesregierung und ei-
ne imperialistische Bundeswehr, die Kriege um Rohstoffe führt und damit eine un-
ökologische und global-kapitalistische Wirtschaftsweise aufrecht erhält? Wir ap-
pellieren an Sie, dafür zu sorgen, dass zukünftig die ‚Fachgruppe Bundeswehr‘
bei Verdi keine Kommandeurstagungen mehr ausrichtet! Außerdem wünschen
wir uns, dass Verdi sich klar von den militärischen Zielen der Bundeswehrführung
distanziert.“

Wir schlugen Frank Bsirske vor, dass er sich für die Einberufung einer großen
Friedenskonferenz aller Einzelgewerkschaften unter dem gemeinsamen Dach des
DGB stark macht. Verdi antwortete, dass die Tagung keine Konferenz der Streit-
kräfte, sondern eine gewerkschaftspolitische Fachtagung mit Offizieren der Bun-
deswehr gewesen sei, auf der keine militärischen Beschlüsse gefasst worden sei-
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en. Da dem Brief keine Abschlusserklärung beilag, ist natürlich nichts nachprüf-
bar! Es sei im weitesten Sinne nur um gesellschaftliche und gewerkschaftliche
Fragen gegangen, auch was die Interessen der Soldat(inn)en und Zivilangestell-
ten angeht. Dann wurden wir belehrt, dass die Kommandeurstagung „kein offi-
zielles Gremium der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft, sondern eine Ver-
anstaltungsreihe der Bundesfachgruppe Bundeswehr“ sei. Das hatten wir auch
gar nicht behauptet! Ansonsten gab es nur allgemeine Absichtserklärungen, aber
nichts Konkretes. Für mich bleibt es dabei: Dass Kommandeurstagungen bei Ver-
di stattfinden dürfen, ist ein Skandal!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Arme Kinder haben immer
arme Mütter

1. In Deutschland sind im Moment 43 Prozent der
Arbeitslosen als arm zu bezeichnen; es trifft also
fast jeden zweiten. In dieser Situation ist es nicht
nur schwierig, finanziell über die Runden zu kom-
men – auch die körperliche und psychische Ge-
sundheit leidet. Die Erwerbsarbeit soll ja nicht nur
zu auskömmlichem Leben und Teilhabe an der Ge-
sellschaft führen, sondern außerdem das befrie-
digende Gefühl vermitteln, ein kleines, aber wich-
tiges Rädchen im Getriebe der Gemeinschaft zu
sein. Zudem strukturiert Arbeit den Tag, ermög-

licht Kontakt zu Kollegen und ist ein wichtiger Teil der eigenen Identität. Mit dem
Verlust des Arbeitsplatzes kann daher auch ein wichtiger Quell für die emotionale
Gesundheit und das Wohlbefinden verloren gehen.

Arbeitslosigkeit und eine Verschlechterung der Gesundheit können sich ge-
genseitig verstärken, denn wer krank ist, verliert schneller seine Arbeit, und wer
arbeitslos ist, kann schneller krank werden! Laut der Studie des „Robert-Koch-
Instituts“ geht es mit der Gesundheit deutlich bergab, wenn die Arbeitslosigkeit
länger als ein Jahr dauert. 5,6 Prozent der befragten erwerbstätigen Männer lei-
den an chronischer Bronchitis, wohingegen dieser Anteil bei Männern, die bis
zu einem Jahr arbeitslos sind, bereits 9,2 Prozent beträgt. Bei den Langzeitar-
beitslosen leiden bereits 17 Prozent an der Atemwegserkrankung, die vor allem
durch das Rauchen verursacht wird. Also etwa jeder sechste Langzeitarbeitslose
ist an dieser andauernden Entzündung der Bronchialschleimhaut erkrankt, die oft
schwere Folgeerkrankungen nach sich zieht.
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Ähnlich verhält es sich bei Arthrose. 11,3 Prozent der erwerbstätigen Männer
leiden an dieser Gelenkkrankheit. Unter den Kurzzeitarbeitslosen sind 16 und bei
denen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, 21 Prozent an Arthrose erkrankt. Je-
der fünfte Langzeitarbeitslose hat schmerzende Gelenke und dadurch Probleme
bei der Bewegung. Nun verwundert es auch nicht mehr, wenn etwa jeder zehn-
te männliche Arbeitnehmer unter Depressionen leidet, aber bereits jeder Fünfte,
der seit weniger als einem Jahr arbeitslos ist. Bei den Langzeitarbeitslosen sind
schon 25,3 Prozent depressiv. Von den Frauen, die länger als zwölf Monate ar-
beitslos sind, leiden 38,8 Prozent an Depressionen, mehr als jede dritte. Wer arm
ist, ist also häufiger krank. Auch die Ernährung leidet durch das viel zu geringe
zur Verfügung stehende Budget. Gerade ältere Menschen, die an Diabetes lei-
den, müssen mehr Geld in die richtige Ernährung investieren – wenn das nicht
funktioniert, leidet die angeschlagene Gesundheit immer weiter.

2. Letzte Woche diskutierten über einhundert Teilnehmer(innen) der Fachtagung
„Programmierte Frauenarmut “ in der Bremischen Bürgerschaft, warum Kinder
in unserer Gesellschaft offensichtlich für ihre Mütter ein Armutsrisiko sind. Die
von der Gleichstellungsbeauftragten organisierte Tagung wollte der Frage nach-
gehen, weshalb Frauen noch immer häufiger arm sind, als es ihrem Bevölke-
rungsanteil entspricht. Die Sozialwissenschaftlerin Barbara Thiessen vom „Deut-
schen Jugendinstitut“ in München brachte es auf den Punkt: Sie schilderte, dass
alleinerziehende Mütter oft in einer so prekären Lage sind, dass nur eine Kleinig-
keit genügt, um „alles zusammenbrechen“ zu lassen. Nach einer Untersuchung
der Bundesregierung waren im Jahr 2004 14,4 Prozent der Frauen arm, aber nur
12,6 Prozent der Männer.

Mütter seien besonders häufig dem Risiko ausgesetzt, von Hartz IV leben zu
müssen. Margareta Steinrücke von der „Arbeitnehmerkammer Bremen“ sieht die
Gründe hierfür in der Langzeitarbeitskultur, die von Arbeitnehmern erwartet, 40
Stunden und noch darüber hinaus zu arbeiten. Die lange Wochenarbeitszeit lässt
sich nur schwer mit dem Aufziehen von Kindern vereinbaren. Auch wird es Frau-
en schwer gemacht, nach einer Auszeit für die Kinder wieder in ihren Beruf ein-
zusteigen. Leider befinden sich die typischen Frauenberufe automatisch im Nied-
riglohnbereich. Wegen des Zusammenhanges von Elternschaft und Ausschluss
vom Arbeitsmarkt fordern die Tagungsteilnehmer(innen) die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohns, eine generelle Arbeitszeitverkürzung sowie den Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz. Außerdem solle das Ehegattensplitting ab-
geschafft werden.

3. Die Chancen für Langzeiterwerbslose, wieder auf dem ersten Arbeitsmarkt
Fuß zu fassen, stehen so miserabel wie nie zuvor. Nach einer am Mittwoch ver-
gangener Woche von der Bundesagentur für Arbeit in Berlin vorgestellten Studie
konnten im ersten Halbjahr 2007 nur mickrige drei bis vier Prozent der in diesem
Zeitraum auf Arbeitslosengeld II angewiesenen Menschen in einen sozialversi-
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cherungspflichtigen Job vermittelt werden. BA-Chef Frank-Jürgen Weise sprach
lapidar von einer „schlechten Nachricht“ und verlangte nichtssagend, dass alle ih-
re „Arbeit besser“ machen.

Weil in den ersten sechs Monaten des vergangenen Jahres nur 3,4 Prozent
der erwerbsfähigen Hilfsbedürftigen den Sprung in ein geregeltes Arbeitsverhält-
nis schafften, müsste die vorgelegte Broschüre mit dem hochtrabenden Titel „
Übergänge aus Grundsicherung in Beschäftigung“ eigentlich den weitaus zutref-
fenderen Namen „Ausschluss vom Arbeitsmarkt“ erhalten. Dieser Personenkreis
umfasst nach den Angaben der Bundesagentur gegenwärtig 5,13 Millionen Be-
troffene, wovon aber nur knapp die Hälfte in der Arbeitslosenstatistik auftaucht.
Die aus der Statistik Herausgeschönten setzen sich aus vorübergehend Arbeits-
unfähigen, sogenannten Aufstockern, Alleinerziehenden sowie Teilnehmern von
angeblichen Fördermaßnahmen zusammen.

Von den „echten“ erwerblosen ALG-II-Empfängern, die jederzeit vermittelbar
seien, konnten durchschnittlich nur vier Prozent einen festen Job ergattern. Nach
den Erhebungen der Bundesarbeitsagentur haben Langzeiterwerbslose in den
Berliner Bezirken Spandau und Neukölln sowie in Essen dazu die schlechtesten
Chancen. Wen kann es verwundern, dass die größten „Eingliederungserfolge“ in
Regionen mit „guter Arbeitsmarktlage“ – wie Oldenburg mit 7,7 Prozent – erzielt
wurden? Die ermittelten Diskrepanzen werden für Diskussionsstoff sorgen, denn
die Untersuchung liefert erstmals auch Aufschluss über die Vermittlungsleistun-
gen der unterschiedlichen Betreuungskonstrukte.

Die meisten der mir bekannten Leute, die wieder einen Arbeitsplatz haben,
sind daran durch Eigeninitiative gekommen – das wird aber als Erfolg des Job-
centers gezählt und entsprechend statistisch verwertet. Die meisten Medien und
die Politikerriege verkaufen dem eigenen Volk die menschenverachtende Hartz-
IV-Gesetzgebung unbeirrt als Erfolgsstory. Warum schreibt niemand, dass selbst
in der „Vermittlungshochburg“ Oldenburg, wo 7,7 Prozent der Erwerbslosen ver-
mittelt wurden, dieser Erfolg aber einer (wenigstens) zahlenmäßig immens sat-
ten Mehrheit von 92,3 Prozent Erwerbsloser leider vorenthalten blieb? Nein, kein
Wort ist davon irgendwo zu lesen!

Deswegen darf bedauerlicherweise niemand erwarten, das Scheitern der
neoliberalen Reformen auf ganzer Linie führe nun zu einem Umdenken. Hartz IV
hat sich gerade für die Langzeitarbeitslosen als Rohrkrepierer erwiesen. Nichts-
destotrotz wird in subtiler Unternehmerromantik von einem neuen Heilsverspre-
chen geträumt: der Umwandlung von Hartz IV in „Workfare“, also eine Verschär-
fung der Zwangsarbeit. Welcher Arbeitgeber wird wohl noch bezahlte Arbeitskräf-
te einstellen, wenn Workfare Realität wird? Niemand erklärte bisher, wo dann ei-
gentlich die Kaufkraft herkommen soll, um die Wirtschaft „anzukurbeln“!

4. Der „Weser-Kurier“ titelte am vergangenen Samstag: „Kinderärzte schlagen
Alarm“. Sven Börchers beschreibt darin, dass Fehlernährung, Bewegungsmangel,
fehlendes Selbstwertgefühl und Folgekrankheiten wie Kopf- und Bauchschmer-
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zen oder auch psychosomatische und psychische Erkrankungen keine Seltenheit
mehr in den Praxen der Kinder- und Jugendärzte seien. Depressionen und Selbst-
mordgedanken würden vor allem bei Kindern aus armen Familien vorherrschen.
Nicht nur bei der Bildung entscheidet die Herkunft über die Zukunftsaussichten,
weil Kinder mit finanziell schwächerem Hintergrund von vornherein benachteiligt
seien und nicht nur Entwicklungsdefizite aufwiesen, sondern auch häufiger die
Schule abbrächen.

Leider vergeht in der Tat kaum eine Woche, in der keine Horrormeldungen
über Vernachlässigungen oder Misshandlungen von Kleinkindern und Säuglin-
gen gemeldet würden. Berichte über liebevolle Eltern, die trotz finanzieller Armut
und gesellschaftlicher Ausgrenzung ihr letztes Hemd für ihre Kinder ausziehen
und sich in der Schule für sie einsetzen, lassen sich nun mal nicht so medienwirk-
sam ausschlachten und bedienen nicht das Sündenbockprinzip! Fakt bleibt je-
doch bedauerlicherweise, dass immer mehr Kinder und Jugendliche von den ge-
nannten Auffälligkeiten betroffen sind. Wenn derart junge Menschen verhaltens-
auffällig werden, ist Handlungsbedarf angezeigt!

Die Kinder- und Jugendärzte sähen die Ursache in sogenannten Bindungs-
und Interaktionsstörungen, weil viele Kinder keine verlässliche Bindung zu einer
Vertrauensperson wie Vater oder Mutter aufgebaut hätten. Solche frühen Störun-
gen kommen allerdings auch in den „besten Familien“ vor! Der Präsident des „Be-
rufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte“ sieht im deutschen Gesundheitssys-
tem einen Grund dafür, dass Kinder aus sozialen Randgruppen unterversorgt sei-
en. Er meint, dass die Zukunftsaufgabe der Ärzte nicht mehr nur darin bestehe,
Krankheiten zu kurieren, sondern ihnen präventiv vorzubeugen. Doch ist es in
meinen Augen nicht Aufgabe der Ärzte, sondern der Politiker, den hohlen, aufge-
blähten Worthülsen endlich Taten folgen zu lassen, also menschenwürdige Le-
bensbedingungen für die ganze Familie zu schaffen. Arme Kinder haben immer
arme Mütter!

Wozu hat denn Deutschland 1989 die Kinderkonvention der Vereinten Nati-
onen ratifiziert? Im Artikel 27 ist doch ganz wunderbar festgelegt, wie die Sorge
für die Angemessenheit der Lebensbedingungen für Kinder geregelt ist und wie
diese umgesetzt werden soll. Wir brauchen keine neuen Gesetze für die Rech-
te von Kindern – die haben wir schon lange, in Hülle und Fülle! Wir benötigen
vielmehr endlich die Umsetzung der Zusagen und all der hehren Ziele, die seit
Ewigkeiten versprochen sind! Selbstverständlich brauchen wir einem Mindest-
lohn, dessen Höhe auch den Namen verdient, der also nicht unter zehn Euro net-
to liegen darf. Bisher wird das Kindeswohl diesem nicht vorhandenen Mindest-
lohn geopfert!

5. Berlins Finanzsenator Thilo Sarrazin hält offenbar einen noch geringeren
Mindestlohn für akzeptabel, als ihn die rot-rote Koalition in Berlin fordert: Mit der
Arroganz der Satten behauptet er, dass er „jederzeit für fünf Euro arbeiten gehen“
würde, weil das „40 Euro am Tag“ seien. Weiß er nicht, dass dies lediglich ein
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Bruttolohn ist und dass sich gewöhnliche Arbeitnehmer nicht durch irgendwelche
Posten in Aufsichtsräten ihr Einkommen, sagen wir mal, „aufrunden“ lassen kön-
nen – in astronomische Höhen selbstverständlich?

Der Finanzsenator hat sich mit seinen provokanten Äußerungen in diesem
Jahr schon mehrfach in den Mittelpunkt inszeniert. Mit seinem völlig wirklichkeits-
fremden Speiseplan für Hartz-IV-Empfänger erntete er nicht nur berechtigte Em-
pörung, sondern diskreditierte auch sich selbst. Wie sonst kann sich jemand ge-
trauen, mit der Behauptung an die Öffentlichkeit zu gehen, dass mensch sich von
den im Hartz-IV-Regelsatz für Lebensmittel vorgesehenen 4,25 Euro pro Tag aus-
gewogen ernähren könne?

Es liegt nahe, dass er selbst weder regelmäßig einkaufen geht noch Erfah-
rung mit Haushaltsführung hat! Auch mit Äußerungen zum Thema Schwarzarbeit
sorgte der Senator schon für Unmut. Es wäre nur zu schön, wenn sich diese ge-
zielt gestreuten Worte einmal überprüfen ließen und er wirklich mal von solch ei-
nem Mickerlohn vegetieren müsste. Keine Woche würde er das durchhalten!

6. Im Gespräch mit der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ spricht Bundeskanz-
lerin Angela Merkel über die Zukunft des Lissabon-Vertrags sowie den „Wunsch
der Menschen nach Sicherheit in der Freiheit“. Darüber hinaus lehnt sie eine Ver-
längerung der Altersteilzeit klar ab: Die Union halte sich an die Koalitionsverein-
barung mit der SPD, in der festgelegt wurde, dass die vom Staat geförderte Früh-
verrentung Ende 2009 ausläuft. Während sie das übliche Gefasel von den angeb-
lichen Wohltaten des Lissabonner Vertrages zum Besten gibt und dass sie nichts
von einem „Europa der zwei Geschwindigkeiten“ hält, geht sie mit Arroganz dar-
über hinweg, dass die Iren gewählt haben und zu einem Ergebnis gekommen
sind! Zwischen Aufschwungsgeblubber äußert sie sich zu diesem und jenem, oh-
ne dabei einen tatsächlich mit Inhalt gefüllten Standpunkt zu vertreten.

Bemerkenswert fand ich hingegen ihre Aussage, dass allen Arbeitslosengeld-
II-Empfängern Heizkosten und Strom bezahlt werde, wir also nicht von den Preis-
steigerungen betroffen seien! Darüber hinaus könne der Staat angeblich nicht
eingreifen, weil unser Sozialsystem auf der „individuellen Bedürftigkeit“ basiere.
Frau Merkel ist nicht die Erste, die Lügen über uns Hartz-IV-Bezieher verbreitet!
Erinnern sich noch alle an Herrn Clement und seine Aussage, dass wir angeb-
lich das Kindergeld zusätzlich zum ALG II für unsere Kinder bekämen? Es könnte
vielleicht eine Überlegung wert sein, einen Überprüfungsantrag nach § 44 zu stel-
len und dabei auf die Aussage der Bundeskanzlerin zu verweisen! Gilt ihr Wort
nichts? Oder ging es mal wieder nur darum, den deutschen Michel mit dieser pri-
mitiven Lügerei noch weiter zu verdummen, um ihn weiter bei der Stange halten
zu können und gegen uns einzunehmen?

7. Sogar im „Weser-Kurier am Sonntag“ wird in vielen Leserbriefen nicht nur ein
Einverständnis mit dem Nein der Iren zum Lissabonner Vertrag deutlich, son-
dern auch Freude und Erleichterung. Wir können den Iren dankbar sein, dass sie
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den EU-Reformvertrag zu Fall gebracht und somit Chancen für wirkliche demo-
kratische Veränderungen in der Europäischen Union eröffnet haben. Allerdings
sind die Iren auch das einzige Volk, das überhaupt abstimmen durfte! Leider ha-
ben die Medien bei ihren unerträglichen Belobigungen des EU-Vertrages immer
wieder versäumt, zum Beispiel die verpflichtende Militarisierung, die weitere Pri-
vatisierung von Krankenhäusern oder den Ausbau der zerstörerischen Atomkraft
zu beschreiben.

Alle Bürger Europas hätten zu den einzelnen Punkten dieses Vertrages be-
fragt werden müssen, damit die Politiker, die doch Volksvertreter sein sollen, auch
wissen, was das Volk möchte! Stattdessen wird nun laut das Nein der Iren beklagt
und hin und her überlegt, mit welchen Tricksereien nicht doch noch die menschen-
verachtende, neoliberale Intention des Lissabonner Vertrages irgendwie durchge-
peitscht werden könnte: Wie lassen sich die Iren dazu bringen, ihre Wahl zu revi-
dieren? Wie lässt sich diese Wahl außen vor lassen, um ungehindert an den ge-
planten Schweinereien weiterarbeiten zu können? Was ist denn das für ein De-
mokratieverständnis: „Bitte, ihr dürft so lange und so oft wählen, bis ihr zur ‚richti-
gen‘ Entscheidung gekommen seid“? Hier wird mehr als deutlich, in welche Rich-
tung der Lissabonner Vertrag geht: Sie wissen schon, warum sie uns nicht ge-
fragt haben!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Trefferliste zensiert: Der „Wikipedia“-Artikel zum Stichwort „Montagsdemo“
bleibt weiterhin vom angestammten Spitzenplatz verschwunden („Google“)

Die Presse lobt den Lissabon-
Vertrag, über den das Volk nicht

abstimmen darf, als demokratisch
Es gab einen Austritt von Radioaktivität in dem ehemaligen Salzbergwerk Asse
im östlichen Niedersachsen. Zwischen 1967 und 1978 hat man dort rund 126.000
Blechfässer mit schwach- und mittelradioaktivem Atommüll eingelagert. Nun wur-
den die zulässigen Grenzwerte teilweise um das Neunfache überschritten. Es
droht das Einstürzen der Stollen, Fässer wurden beschädigt. Das ungelöste Pro-
blem der Endlagerung zeigt, dass alle Atomanlagen auf Kosten der Betreiber still-
gelegt werden müssen!

Einer der Hauptatompolitiker in Europa ist Nicolas Sarkozy. Weil ihm das
irische Nein nicht gefällt, will er, wie letzte Woche die Mehrheit der EU-Gipfel-
teilnehmer, eine zweite Abstimmung. Soll so lange gewählt werden, bis das Er-
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gebnis „passt“? DIe Rolle der Presse, auch des „Weser-Kuriers“, ist es, wie mit
tibetanischen Gebetsmühlen zu verkünden, der Vertrag von Lissabon stehe für
mehr Demokratie und mehr Effizienz. Über den eigentlichen Inhalt dieses EU-
Vertrages ist nichts zu lesen. Dabei geht es darin um eine europäische Armee als
schnelle, weltweit einsetzbare Eingreiftruppen und um das vereinfachte und be-
schleunigte Privatisieren sämtlicher öffentlichen Bereiche, etwa der Krankenhäu-
ser oder der Energieversorgung.

In Sachen Milchboykott der Bauern ermit-
telt jetzt das Kartellamt. Es geht aber nicht
den Discountern wie Aldi an den Kragen, die
immer schön gleichzeitig die Verkaufspreise
hochtreiben, nein: Die Behörde ermittelt ge-
gen die Bauern, die mit ihrem Lieferboykott
ein unerlaubtes Kartell gebildet hätten! Dabei
kommen von den zehn Cent, die bei Aldi die
Milch inzwischen mehr kostet, nur zwei Cent
bei den Bauern an. Was darf man noch alles
in Deutschland nicht? Streikrecht gibt es nur
in Tariffragen, nur nach Ablauf der Friedens-
frist und nur, wenn Gewerkschaften den Streik
führen. Gar kein Streikrecht gibt es für politi-

sche Fragen, für Solidaritäts- und schon gar nicht für Generalstreiks!
Das sollen die 26 anderen europäischen Länder bei sich auch so machen.

Straßenblockaden? Streng verboten! Demos mit Lautsprechereinsatz? Nur wenn
angemeldet und von der örtlichen Behörde geduldet! Deshalb müssen wir uns
angewöhnen, um unser Recht, um unsere sozialen und politischen Belange zu
kämpfen und dabei auch Grenzen zu überschreiten. Wir müssen uns die Freiheit
nehmen, über dieses System, diese Ordnung hinaus zu denken! Wenn wir Millio-
nen sind, wer will uns dann aufhalten?

Wolfgang Lange (MLPD)

Die Öffentlichkeit wird
bewusst nicht aufgeklärt

Noch bevor die 186. Montagsdemo in Bremen am 23. Juni 2008 um 17:30 Uhr
auf dem Marktplatz losging, blieb eine sechste Schulklasse aus Bad Oeynhau-
sen vor unserem Transparent stehen und verstand gleich, worum es ging. Einige
Mädchen zückten ihre Portemonnaies und steckten ihr Kupfer bereitwillig in unse-
re Spendendose. Dann zogen sie weiter. Später kam noch ein schwarzer Frosch-
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mann des Weges, der uns auch unterstützen wollte. Unser Flugblatt wurde aus-
nahmslos gut angenommen, und auch die Teilnahme mit nahen und entfernteren
Zuhörern und Lesern unserer aufgehängten Texttafeln war mit 40 doch ganz gut.

In den Redebeiträgen war das Nein der Iren zum
sogenannten EU-Vertrag immer wieder aufgegriffe-
nes Hauptthema. Über das, was in diesem Grundla-
genvertrag steht, wird die Öffentlichkeit bewusst nicht
aufgeklärt. Immer nur „effizienter“ und „demokrati-
scher“ ohne jeden Beleg, das reicht nicht! Wir wol-
len uns jedenfalls viel stärker informieren und gege-
benenfalls auch Passagen aus dem EU-Vertrag auf
dem Marktplatz vortragen und erörtern. Da gibt es
Sachen wie die Verpflichtung zu militärischen Aktio-
nen und zur Hochrüstung oder die Verpflichtung zum
Bau neuer Atomkraftwerke für die Energiemonopole,
die gar nicht bekannt sind und daher öffentlich ge-
macht werden müssen.

Der Herr Sarrazin, bekannt als Berliner Finanzsenator, hat nach seinen „Es-
senssparvorschlägen“ nun neue Ideen: fünf Euro Stundenlohn als Mindestlohn!
Vielleicht schreibt er ja schon sonst was ab, bei Faschisten und Folterknechten,
wie es in seiner Denkungsart weitergeht. Das Kartellamt, das meistens über al-
les wegsieht und nur die Kapitalinteressen im Auge hat, greift jetzt die Bauern an,
statt die Lebensmittelkonzerne zu prüfen. Die Ost-Politinstitute fertigen zuguns-
ten der Reaktionäre und Ausländerfeinde tendenziöse Analysen an und tun so,
als würde „Rechts“ zulegen. Es sieht genau anders aus, und das können die Re-
aktionäre nicht leiden!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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187. Bremer Montagsdemo

am 30. 06. 2008

Jeder Zweite hat ein
unsicheres Arbeitsverhältnis

Eine neue Umfrage der Gewerkschaften ergibt: Nur 47 Prozent der Beschäftigten
haben einen unbefristeten Vertrag, sind keine Leiharbeiter und verdienen monat-
lich mindestens 2.000 Euro brutto. Zudem ist jeder Dritte mit seinen Arbeitsbe-
dingungen extrem unzufrieden. Jeder zweite Arbeitnehmer ist nach Darstellung
des Deutschen Gewerkschaftsbundes unter unsicheren Bedingungen beschäf-
tigt. „Dies bezeichnet man als ‚prekäre Beschäftigung‘ und ist längst kein Rand-
phänomen mehr“, sagte DGB-Chef Michael Sommer am Donnerstag in Berlin.

53 Prozent der Arbeitnehmer sind ständig von Arbeitslosigkeit bedroht und
können jederzeit zum Hartz-IV-Empfänger werden! Was das bedeutet, ist den
meisten Menschen sicher bekannt. Und für diejenigen, die das nicht wissen, ste-
hen wir als parteiunabhängige Organisation jeden Montag um 17:30 Uhr hier auf
dem Marktplatz, um gegen die Hartz-Gesetze und die prekären Beschäftigungs-
verhältnisse sowie für einen Mindestlohn zu kämpfen und die Unwissenden über
deren Bedeutung zu informieren. Wir wollen und werden mit der Montagsdemo
so lange Druck auf die Herrschenden ausüben, bis Hartz IV endlich gekippt ist
und die ganz offensichtlich korrupten politischen Strukturen beseitigt werden!

Anke Meyer (parteilos)

Das laute Nein zur Demokratie
aus Schmiere und Schleim

Weil sich die SPD gar nicht erklären kann, warum sie in der Wählergunst so abge-
stürzt ist, beauftragte man die parteinahe „Friedrich-Ebert-Stiftung“ mit einer Ana-
lyse, und diese gab, weil man auch nicht wusste, wie so etwas auszuwerten sei,
den Auftrag an ein Politikbefragungsinstitut weiter. Und was wurde nun herausge-
funden? Jeder dritte Bundesbürger glaube nicht mehr daran, dass die Demokra-
tie Probleme lösen kann; in Ostdeutschland sind es sogar über 50 Prozent. Jeder
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zweite könne sich vorstellen, bei der Bundestagswahl im nächsten Jahr nicht ab-
zustimmen. 57 Prozent der Deutschen verlangten eine Pause bei den sogenann-
ten Reformen oder gar deren Rücknahme (gemeint sind Agenda 2010 und die
Hartz-Gesetze).

Solche Ergebnisse habe man nicht er-
wartet, geben die Analysten an. Sie fürchten,
dass sich ein Drittel des Volkes „von der De-
mokratie verabschiedet“ habe. Vier von zehn
Deutschen zweifeln daran, dass die Demo-
kratie noch funktioniere. Dies deute darauf
hin, dass die Menschen befürchten, jetzt oder
demnächst gewaltig abzurutschen, und dafür
das System verantwortlich machen. Es wird
auch genau die Aufgabe der sogenannten
Volksparteien benannt, nämlich Loyalität und
Vertrauen in dieses System zu organisieren.
Wenn sie sich hierbei schwertun oder gar ver-

sagen, wachse die „Gefahr für die Demokratie“.
Aktuelle Zahlen sind immer gut zu hören, aber für wie dumm schätzen die

Analysten, Parteibonzen und kapitalistischen Versteckspieler denn die Menschen
ein? Die „bürgerlich-parlamentarische Demokratie“ ist die verschleierte und ver-
nebelte Diktatur des Kapitals. Wenn die Leute zu diesem Betrugstheater Nein sa-
gen, heißt es gleich, sie erteilten der Demokratie eine Absage. Das hätte das un-
demokratische und betrügerische kapitalistische System gerne, dass die Men-
schen wieder nach einem starken braunen „Führer“ rufen! Nein, die allermeisten
Menschen haben klare Einschätzungen davon, wer im Faschismus die Nutznie-
ßer waren, nämlich immer wieder und überall das Kapital. Darum sagen so viele
Nein zum kapitalistischen System.

Dieses Nein reicht mittlerweile weit in die sogenannten Mittelschichten hinein,
und der Widerstand wächst. Ich kenne kaum noch einen Ort oder eine Situation,
wo man eine Zustimmung zur Regierungspolitik oder zur EU-Politik hört. Ich neh-
me an, dass die Ablehnungsquote noch viel höher liegt. Aber eines schafft das
alte und verkommene System mit seinem gewaltigen Medien- und Vernebelungs-
apparat noch: die Menschen vom Selberaktivwerden abzuhalten. Wenn Letzte-
res auch noch kontinuierlich geschieht wie bei der Montagsdemo, dann sind dies
Feinde der „Demokratie“ – gemeint ist natürlich die Demokratie aus Schmiere und
Schleim, aus Lobby und Beziehungen, die sich selber mästet auf Kosten anderer.

Wir liegen genau richtig, wenn wir überall und tagtäglich den Finger in die
Wunde legen und sagen: Weg mit Hartz IV, das Volk sind wir! Weg mit der ge-
planten undemokratischen Fünf-Prozent-Hürde bei der Wahl zur Stadtverordne-
tenversammlung in Bremerhaven! Nicht nur keine Sperrklausel für die städtischen
Beiräte, nein: Weg mit der Fünf-Prozent-Hürde bei Wahlen zu Bürgerschaft, Bun-
destag und Europa-Parlament! Rücknahme der Entscheidungen von Bundestag
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und Bundesrat zum EU-Grundlagenvertrag und Abstimmung durch einen Volks-
entscheid! Solange all das nicht durchgesetzt ist und nicht ganz andere Ziele ge-
setzt werden, wird man von uns hören und mit uns zu rechnen haben. Wenn wir
unsere Aufgabe der Aufklärung und Einbeziehung neuer Kräfte gut machen, wer-
den unsere Möglichkeiten noch viel größer!

Am 7. Juli 2008 kämpfen wir wie alle Montagsdemos in Deutschland für einen
Hungerzuschlag von 50 Euro monatlich auf den Regelsatz . Wir wollen mit viel
Krach auf uns aufmerksam machen. Bringt also Freunde und Nachbarn mit und
dazu Kochtöpfe mit Deckel, Rührlöffel und was sonst noch Lärm macht ! Wir
wollen mal sehen, ob Bürgermeister Böhrnsen und Bürgerschaftspräsident We-
ber dazu schweigen! Herr Weber lässt sich ja viel lieber fotografieren, als dass er
mal an seinem Schreibtisch sitzt.

Jobst Roselius

Rekord-Inflation: Wer weniger als 900 Euro netto im Monat zur Ver-
fügung hat, gibt 111 Prozent für Konsum aus („Spiegel-Online“)

„Boom gefährdet Jobs bei Arbeitsagentur“: Die Politiker
fallen auf ihre eigenen Lügen rein („WAZ“)

Ir(r)e: Horstel sagt (vorerst) Nein zum Lissabonner Vertrag („Spiegel-Online“)

Damit keine Anti-Atom-Protestwelle
aufkommt, steigt der Energiepreis

in ungeahnte Höhen
1. Europa bestimmt unser Leben, Tag für Tag: 70 Prozent aller Entscheidungen
werden in Brüssel getroffen. So wirkte Europa in der letzten Woche:

Europa hat die Ein-Euro- und Ein-Personen-Gesellschaft vorgegeben („We-
ser-Kurier“ vom 27. Juni 2008), und zwar haftungsbeschränkt! Die GmbH-
Gesetze wurden mehrfach geändert, um die Gläubiger zu schützen: von ei-
ner Person auf zwei Personen für die Gründung, und das Mindestkapital wur-
de auf 25.000 Euro erhöht. Der Bundestag wird die Vorgaben aus Europa
umsetzen. Für Erwerbslose ist dies die Möglichkeit, beim Schritt in die Selb-
ständigkeit nicht alles zu riskieren und letztendlich hoch verschuldet in die
Erwerbslosigkeit zurückzufallen. Wie dies geht? Wir gehen mit!
Ein Verbraucherschutzgesetz sollte es werden, aber die Vorgabe aus Eu-
ropa war zu erfüllen („Weser-Kurier“ vom 26. Juni 2008). Transparenzregeln
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für Investoren wurden beraten und vorgeschlagen: Mehr Offenheit und Wahr-
heit wurden eingefordert. Von einer Strafverschärfung steht dort nichts. An-
gesichts der aktuellen Finanzkrise ist das unverständlich. Hier gehört die pri-
vate Haftung des Vorstandsmitglieds her!
Der Verkauf von Hypothekendarlehn wurde letzte Woche politisch bestä-
tigt. Die Regelungen für den Häuslebauer und -käufer lauten: Bei Vertrags-
abschluss kann der Kreditnehmer erfahren, ob dieses Darlehn verkäuflich ist
oder die Bank auf die Verkaufsmöglichkeit verzichtet. (Laut „Stiftung Waren-
test“ kostet der zugesagte Verzicht einen Aufpreis; hierauf sind die Politiker
nicht eingegangen.) Gekündigt werden darf der Kredit nur, wenn der Kredit-
nehmer mit zwei aufeinanderfolgenden Raten in Verzug ist und der Rückstand
mehr als 2,5 Prozent der ursprünglichen Darlehnssumme ausmacht. Der Ver-
kauf von Hypotheken ist somit weiterhin jederzeit möglich, wenn die Bank
nicht darauf verzichtet hat. Die Sparkassen hatten in ihren Geschäftsemp-
fehlungen die Kreditverkäufe ausgeschlossen und trotzdem Hypothekendar-
lehn verkauft. Bei den Zahlungsrückständen wird die Bank das Darlehn kün-
digen und eine Vorfälligkeitsentschädigung berechnen („Weser-Kurier“ vom
26. Juni 2008). Darauf und auf die fehlende Tilgungsmöglichkeit von ALG-II-
Betroffenen sind die Politiker nicht eingegangen.
Das Schornsteinfeger-Monopol fällt. Gleichzeitig erhält der Schornsteinfe-
ger mehr Aufgaben („Weser-Kurier“ vom 28. Juni 2008), außerdem werden
Prüfungszeiträume verkürzt. Somit wird die Monopolstellung für dieses Ge-
werk ausgebaut . Lediglich den Kopf kann der Hausbesitzer alle sieben Jahre
neu wählen. Verteidigt wird die Aufgabenerweiterung durch den Wirtschafts-
minister Michael Glos. Der Schornsteinfeger nimmt hoheitliche Aufgaben
wahr. Dies wird ausgebaut. Somit werden weitere hoheitliche Aufgaben an
private Schornsteinfeger übertragen.
Die EU-Eingreiftruppe , ein Gedanke des französischen Präsidenten Sarko-
zy, sollte ab 1. Juli 2008 verwirklicht werden. Dank der Iren ist dies nicht mög-
lich („Weser-Kurier“ vom 30. Juni 2008)!
Die „Agentur für Rüstung“ ist tätig. Beraten werden alle EU-Länder, um die
Umrüstung aufeinander abzustimmen. Der erste Militär-AirbusA400M wur-
de vorgestellt: eine Entwicklung, um EU-Truppen mit eigenem Flugzeug an
jeden Ort der Welt zu bringen („Weser-Kurier“ vom 27. Juni 2008).
Frau Merkel hat der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ Antworten gegeben.
Elisabeth hat bereits letzte Woche darüber berichtet. Gudrun hat den „unab-
gestimmten“, aber verbindlichen Anhang des Lissabonner Vertrags themati-
siert: Alle Völker der EU verpflichten sich damit, die Atomenergie zu fördern.
Die Antwort von Frau Merkel erscheint so in einem völlig anderem Licht! Im
Radio habe ich von Plänen der britischen Regierung gehört, die Atomkraft
vorrangig auszubauen. Im „Weser-Kurier“ stand, Italien baue seine Atomkraft
aus. Und damit keine Protestwelle „Atomkraft, nein danke“ aufkommt, steigt
der Energiepreis in ungeahnte Höhen. Ich hoffe, dass dieser Protest trotz-

413

http://de.wikipedia.org/wiki/Hoheitliche_Aufgabe
http://de.wikipedia.org/wiki/A400M
http://www.bundeskanzlerin.de/Content/DE/Interview/2008/06/2008-06-20-interview-merkel-faz,layoutVariant=Druckansicht.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-542933,00.html


dem aufflammt! Nur auf die Grünen sollten wir dabei nicht warten („Weser-
Kurier“ vom 24. Juni 2008).
Frau Helga Trüpel ist grüne EU-Abgeordnete. Sie findet, Europa müsse „ge-
meinsam vorangehen“. Ein Kern-Europa , ein „Europa der zwei Geschwin-
digkeiten“, das will Frau Trüpel nicht. So weit, so gut („Weser-Kurier“ vom
24. Juni 2008). Doch muss Irland „selbst entscheiden, ob es zur EU gehö-
ren will“? Frau Trüpel, so geht es nicht: Irland gehört zur EU! Wer Irland aus-
schließen will, darf nicht wiedergewählt werden! Dazu kommt noch die Zu-
stimmung zur Forderung „Atomkraft, ja bitte“. Frau Trüpel, Sie und Ihre Par-
tei sind damit in der Sackgasse!
Mit Russland wird über die Energiesicherheit für Deutschland verhandelt,
durch die EU („Weser-Kurier“ vom 28. Juni 2008)!
Der Autobahnbau geht voran („Weser-Kurier“ vom 27. Juni 2008), mit priva-
ten Investoren. Bezahlt wird mit den Einnahmen der künftigen Maut. 370 Auto-
bahnkilometer werden vorgezogen. Ich bin auf das Kleingedruckte gespannt.
Auch damit wird die EU-Vorgabe der Privatisierung umgesetzt. Bremen macht
mit („Weser-Kurier“ vom 28. Juni 2008): Für den Wesertunnel Seehausen
wird der Zuschuss von sechs auf 16 Millionen Euro erhöht. Der Dortmund-
Ems-Kanal („Weser-Kurier“ vom 27. Juni 2008) wird mit Spendengeldern aus-
gebaut. Ob diese Spender jetzt eine Vertragsänderung einfordern?
Handy-Gespräche sollen billiger werden („Weser-Kurier“ vom 27. Juni 2008).
Die Mobilfunkanbieter sollen ihre Preise senken, fordert die EU. Das würden
deutsche Politiker auch gern machen, aber die Kompetenzen wurden an Eu-
ropa abgegeben.
Die italienische Bank Uni-Credit streicht 9.000 Arbeitsstellen , davon 2.500 in
Deutschland (siehe auch Punkt 2). Neue Arbeitsstellen werden in Osteuropa
geschaffen. Dort werden 1.300 neue Filialen eröffnet („Weser-Kurier“ vom
27. Juni 2008).
MAN hat seine Mitarbeiter(innen) in Braunschweig erfreut: Dort wird die
Logistik angesiedelt. Die Busfertigung wird wie geplant nach Polen verlagert .
Die Handelskrankenkasse hat sich auf die von der EU definierte „Metro-
polregion “ Oldenburg-Bremen ausgerichtet und ist dort größte Ersatzkasse
(„Weser-Kurier“ vom 28. Juni 2008). Außerdem sieht die HKK sich bestens
für den Gesundheitsfonds gewappnet.
Wir sind weiterhin Nettozahler der EU („Weser-Kurier“ vom 28. Juni 2008):
Im Jahr 2007 zahlt Deutschland 7,4 Milliarden Euro mehr in den EU-Haushalt,
als es von der EU erhält. 2006 waren dies 1,1 Milliarden Euro weniger. Da-
bei ist Bremen so stolz auf die von der EU eingeworbenen Finanzmittel! Es
handelt sich letztlich um deutsche Steuergelder.
80 Millionen Euro EU-Gelder gibt es für Uni-Campus und Überseepark
(„Weser-Kurier“ vom 26. Juni 2008). Überseepark ist ein neuer Name für die
Überseestadt. Viel von diesem Geld wird für die Promenade und den Boule-
vard am Wasser vor den neuen Wohnhäusern ausgegeben. Hoffentlich for-
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dert die Freie Hansestadt Bremen die Erschließungskosten einschließlich
dieser Maßnahmen ein. Europageld hat schon die Schlachte verschönert,
ohne Kosten für die Anlieger! Wohnungen für Erwerbslose werden hier si-
cher nicht geschaffen. Es wird nicht zwischen neuen und umgesiedelten Ar-
beitsstellen unterschieden. Aber auch bei „bis zu 900 Arbeitsplätzen“ ist der
Aufwand unangemessen. Bestimmt würde die Uni bei einer Wahlmöglichkeit
diesen Campus-Park für 886.000 Euro gegen etwas anderes tauschen! Sind
die Folgekosten des Campus-Parks im Haushalt der Stadtgemeinde oder der
Uni enthalten oder wie bei anderen Projekten „unbedacht“?

Ohne Irland gibt es kein vereintes Europa! Wir bedanken uns bei den Iren. Wir
wollen Europa, die Iren auch („Weser-Kurier“ vom 25. Juni 2008) – aber nicht zu
diesen Bedingungen! Der Vertrag ist gescheitert, nicht Europa! Bei einem neuen
Anlauf müssen die Politiker den Mut zu Offenlegung und Diskussion bereits im
Vorfeld haben, nur so lässt sich Europa gestalten! Ein Europa gegen den Willen
der Völker wird scheitern!

2. Die Demokratie verliere an Rückhalt, meldet der
„Weser-Kurier“ am 29. Juni 2008. Die „Friedrich-
Ebert-Stiftung“ hat eine Umfrage gemacht: Jeder
Dritte zweifelt, jeder Zweite will nicht mehr wählen
gehen! Frank Karl von der FES hat dazu folgen-
de Anmerkung für Arbeitslose und Hartz-IV-Emp-
fänger: „Aus persönlichem Misserfolg wird Staats-
ferne“. Ist es „persönlicher Misserfolg“, wenn eine
Großbank 9.000 Mitarbeiter(innen) entlässt? Nein!
Tausende verlieren so täglich die Möglichkeit, durch
eigene Leistung den Lebensunterhalt zu sichern.

Die Arbeitsmarktstatistiken spiegeln dieses Leid nicht wider, weil das politi-
sche Personal die Rahmenbedingungen für die Zähler „Arbeitsplatz“ und „Arbeits-
lose“ so entscheidend geändert hat, dass diese Statistik nicht aussagefähig ist!
Wetten, dass nicht einmal Herr Weise die Zahl der registrierten Erwerbslosen
kennt? Wundert sich das politische Personal wirklich? Ich glaube, auch bei einer
Wahlbeteiligung von zehn Prozent würden alle Gewählten das Mandat antreten!
Tagtäglich wird politisch getrickst und verschleiert. Die Menschen durchschauen
dies, haben aber leider resigniert.

3. Der zweite Staatsrat bei Finanzsenatorin Karoline Linnert wurde zusätzlich be-
rufen. Frau Linnert hatte Personalkostensenkung versprochen, wo es den Bür-
ger nicht belastet: Die Leitungsebenen sollten ausgedünnt werden. Herausge-
kommen ist eine Verstärkung der Leitungsebene im Finanzressort. Manche Zu-
stimmung ist sicherlich auch erfolgt, weil der Neue kurz vor dem Renteneintritt
mit 65 Jahren stand. Dies wurde nun beseitigt. Das Gesetz wurde geändert, und
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dieser Mensch darf und will weiterhin arbeiten! Ein gut bezahlter Arbeitsplatz ist
blockiert.

4. 1.000 deutsche Soldaten sollen zusätzlich nach Afghanistan („Weser-Ku-
rier“ vom 25. Juni 2008), und zwar für den Kampfeinsatz. Diese vom US-Ober-
befehlshaber gelobte Aufstockung wurde von Deutschland angeboten, der Ein-
satzbereich als Kampftruppe auch! Die Bundeswehr wird nunmehr in allen Berei-
chen Angriffziel der Taliban! Viele Aufbauprojekte waren bereits durch die Aufklä-
rungsflüge gefährdet. Nunmehr wird jede Bewegung der Bundeswehr nur noch
unter Kriegsbedingungen möglich sein. Aufbauhilfe ist so nur sehr eingeschränkt
möglich!

5. Ein leitender Mitarbeiter der Gewoba mit circa 200.000 Euro Einkommen aus
der Tätigkeit als Vorstandschef hat sich bei einer weiteren Gesellschaft einge-
bracht, die nun Aufträge von der Gewoba erhalten soll. Dieser Mitarbeiter sieht
sich im Recht und glaubt nichts Ehrenrühriges zu tun. Er sollte ins Focke-Museum
gehen und die Grundsätze eines ehrenwerten Kaufmanns zu Bremen lesen! An-
schließend fällt Herrn Volker Riedel der Rücktritt leicht.

6. Die Kosten der Unterkunft werden in Bremen durch die „Verwaltungsanwei-
sung Wohnen“ geregelt. Diese basiert auf dem „Gewos“-Bericht und ist somit
nicht gerichtsfest. Ein Wohnungswechsel ist schwierig, aber bei entsprechenden
Gründen kann ein Nein der Bagis mit gerichtlicher Hilfe überwunden werden. Bei
einer Entscheidung ging es um den Stichtag 1. November 2007 – ab diesem Tag
wurden höhere Kosten der Unterkunft übernommen. Das Verwaltungsgericht sah
keine Veränderung als Grund für diese Stichtagsregelung und hat eine höhere
Miete auch für die Zeit davor zugesprochen. Die Angemessenheit der Mietober-
grenzen als solches musste nicht geprüft werden, weil die geforderte Miete un-
terhalb der Höchstgrenze lag.

Um die Angemessenheit der Heizkosten geht es in einer anderen Ent-
scheidung. Der tatsächliche Abschlag für Heizkosten ist angemessen und zu er-
statten, solange keine Anzeichen für ein unwirtschaftliches Verhalten vorliegen.

Den Berlinern wünsche ich viel Erfolg! Wie der „Gewos“-Bericht zum Woh-
nungsmarkt in Bremen zu werten ist, haben wir letztes Jahr diskutiert und auf ei-
nem Flugblatt erläutert. Damit ist klar, warum die „Verwaltungsanweisung Woh-
nen“ nicht gerichtsfest ist. Die Erhebung für Berlin wird wohl die gleiche Qualität
haben. Wir haben uns gewehrt!

7. Jetzt kommen Kinder- und Wohngelderhöhung und Kinderzuschlag für mehr
Kinder. Alles für die Armen? Aber nicht für Bezieher von ALG II, Sozialgeld und
Grundsicherung! Diese erhalten zwar das Kindergeld , doch wird es zu 100 Pro-
zent wieder angerechnet. Wohngeld und Kinderzuschlag können diese nicht be-
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antragen, weil ALG II, Sozialgeld und Grundsicherung einerseits und Wohngeld
oder Kinderzuschlag andererseits sich jeweils ausschließen.

Elisabeth hat bereits darauf hingewiesen, dass somit die Zahl der ALG-II-
Aufstocker reduziert werden soll. Beim Kinderzuschlag wird es jetzt möglich, auf
viel Geld zu verzichten. Die Behörden beachten hoffentlich, dass sie darauf hin-
weisen müssen – konkret und nicht nur mit einem vagen „es könnte sein“. Wir
fordern daher für die Menschen, die auf ALG II, Sozialgeld oder Grundsicherung
angewiesen sind, einen sofortigen Hungerzuschlag von 50 Euro monatlich! Dar-
um Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft
positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Das Volk wurde sowieso nie gefragt
Das haben sie sich selbst zuzuschreiben, die „Volks-
parteien“, die beständig gegen das Volk regieren,
jetzt bekommen sie es schwarz auf weiß: Nach einer
Studie der „Friedrich-Ebert-Stiftung“ glaubt jeder drit-
te Mensch nicht mehr an demokratische Problemlö-
sungen. In Ostdeutschland ist es mit 57 Prozent so-
gar die Bevölkerungsmehrheit. Es ist leider zu be-
fürchten, dass die SPD-Führung auch jetzt keinen
Grund zur Umkehr sieht!

Bei den Erklärungsversuchen für den rasant
um sich greifenden „Demokratie-Frust“ können sich

die Forscher allerdings neoliberale Interpretationen nicht verkneifen. Von einem
„Gefühl der zunehmenden sozialen Ungerechtigkeit“ ist die Rede und davon,
dass fast sechzig Prozent dies so empfinden. Die Forscher erklären weiter, unter
den „Demokratiefernen“ – das klingt wie das sattsam berüchtigte Unwort „Bil-
dungsferne“ – seien Arbeitslose und Hartz-IV-Empfänger sogar „überrepräsen-
tiert“. Das ist doch kein Wunder: Die gigantischen Betrügereien reichen ja weit
bis in die Schröder-Ära zurück, und das Volk wurde sowieso nie gefragt!

Die Euro-Einführung, die großzügig der Merkel-Regierung überlassene
Mehrwertsteuererhöhung, der aufgezwungene EU-Verfassungsvertrag, das gan-
ze Verarmungs- und Versklavungsprogramm mit Hartz IV, die sogenannte Ge-
sundheitsreform, Schäubles „Ermächtigungsgesetze“ und die Einsätze der Bun-
deswehr im Ausland wie im Innern: Von all dem hat die Mehrheit der Bevölkerung
die Nase mehr als voll! Das ist zwar alles nicht ganz neu, aber es wird alles noch
viel schlimmer kommen. Gerade deshalb stehen wir hier und versuchen, den Ver-
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stummten und Resignierten eine Stimme zu geben. Die Montagsdemo ist dafür
genau der richtige Ort!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Arge Saarbrücken verweigert
Fahrkarte zum Jobantritt

Schon seit einiger Zeit bin ich begeisterter Besucher eurer Seite und lese mit In-
teresse alle eure Beiträge, zumal ich auch Empfänger von ALG II bin und ständig
mit Willkür und Schikanen zu kämpfen habe. Das Problem ist, dass sich hier bei
uns im Saarland kein Anwalt findet, der bereit dazu ist, sich mit einem Einzelfall
wie mir zu beschäftigen und auf die Thematik umgehend einzugehen. Es wird im
Vorfeld schon alles abgewiegelt und gar nicht erst versucht, Entscheidungen der
Arge in Frage zu stellen und Fehler darin zu finden. Es scheint so, als ob die Arge
heimliche Absprachen mit den hier ansässigen Anwälten getroffen hat, und auch
sonst ist alles ziemlich fragwürdig.

Wenn einmal im Internet ein Mietspiegel auftaucht, der die Situation im Saar-
land wiedergibt, ist er genauso schnell wieder verschwunden, wie er auf einer
Seite veröffentlicht wurde. Das beste Beispiel hierfür ist der Mietspiegel der Zeit-
schrift „Focus“, den ich vor circa einem Jahr gefunden hatte. Darin aufgeführt war
auch das Saarland. Als ich vor etwa 14 Tagen noch einmal auf der Seite nach-
sehen wollte, um mich schlau zu machen, damit ich mich auch darauf berufen
kann, war das Saarland nicht mehr in diesem „bundesdeutschen Mietenspiegel“
vertreten!

Ich schaue schon seit Monaten in der regionalen Presse bei den Mietanzei-
gen, ob Wohnungen zu dem von der Arge vorgegebenem Mietpreis und in dieser
Größe überhaupt zu bekommen sind. Es ist zu dem vorgegebenen Preis absolut
nichts zu kriegen, von der Größe ganz zu schweigen! Ab und zu findet sich mal
eine in etwa hinkommende Wohnung, doch die liegt dann circa 20 Kilometer von
meiner jetzigen entfernt.

Hier bei uns gibt es kaum Ein-Zimmer-Wohnungen mit Küche und Bad, meist
sind es zwei Zimmer, wobei der Mietpreis bei ein, zwei und drei Zimmern fast
identisch ist. Auch auf „Immowelt“ beläuft sich die Durchschnittsmiete auf 5,69
Euro pro Quadratmeter. Auf „Studenten-WG“ wurde sie sogar sorgfältiger aufge-
schlüsselt: 7,84 Euro pro Quadratmeter bei einem Zimmer mit Küche und Bad,
5,59 Euro bei zwei und 5,01 Euro bei drei Zimmern. Erschwerend kommt noch
hinzu, dass Hartz-IV-Empfänger ungeliebte Mieter sind. Was kann ich denn tun?

Was gerichtliche Entscheidungen und Urteile des saarländischen Sozialge-
richts betrifft, werden hier nur sehr wenige getroffen, weil das Amt solche anschei-
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nend zu umgehen versucht. Warum, liegt wohl klar auf der Hand! Nun aber zu
meinem eigentlichen Problem: Nach einem mündlich nicht genehmigten Umzug
in eine Wohnung, den ich trotzdem vollzog, da ich hierdurch etwa 50 Euro Er-
sparnis hatte und diese auch zehn Quadratmeter (60 statt 70) kleiner war, wur-
den mir die bereits gekürzten Kosten der Unterkunft noch einmal gekürzt. Da-
nach bekam ich von den 450 Euro (300 Euro Kaltmiete, 150 Euro Nebenkosten
einschließlich Haushaltsstrom) nur noch 340 Euro anerkannt, was zum Ergebnis
hatte, dass mir nur noch 237 Euro zum Leben verblieben.

Von diesen 237 Euro muss ich mich und meinen Hund ernähren, Versicherun-
gen bezahlen und den sonstigen Lebensunterhalt bestreiten. Die Folgen bislang:
Das Auto musste ich abschaffen, Kleidung kann ich mir schon lange nicht mehr
kaufen, meine Welt besteht nur noch aus einem einzigen Scherbenhaufen. Ange-
mahnt werden, schnorren, andere Leute anpumpen steht auf der Tagesordnung!
Meine private Insolvenz, in der ich mich befinde, ist zum Scheitern verurteilt, da
ich immer wieder neue Schulden machen muss, um mir und meinem Hund das
Überleben zu sichern.

Nun hatte ich kurzfristig eine auf 14 Tage befristete Arbeitsstelle bekommen,
bei der ich aber nicht übernommen wurde. Die Sache ist recht umfangreich und
kompliziert. Weil ich den Arbeitslohn nicht erhielt, habe ich dies auch nicht gemel-
det, zumal ich Auslagen hatte, die durch das ausstehende Geld erst einmal aus-
geglichen werden sollten. Das Ende vom Lied: Nach einem Datenabgleich des
Amtes erfolgte ohne Erbarmen eine Rückforderung in Höhe von circa 194 Euro
von der Regionaldirektion Hessen. Ich versuchte, durch Überprüfungsantrag und
Widerspruch etwaigen Ungereimtheiten und Fehlentscheidungen entgegenzuwir-
ken. Das Resultat: Der Widerspruch wurde als unbegründet zurückgewiesen.

Es sieht ganz danach aus, als wolle die Arge meine Leistungen in naher Zu-
kunft noch weiter kürzen (dann besorge ich mir allerdings einen Strick), sodass
ein Überleben für mich und meinen Hund gar nicht mehr möglich ist. Diesbezüg-
lich wollte ich einen Anwalt aufsuchen, weil mir die Sache allmählich einfach über
den Kopf wächst, doch dieser wurde mir von der Rechtspflegerin auf dem Amtsge-
richt Völklingen mit dem Hinweis verwehrt, dass es sich weiterhin um dieselbe Sa-
che handelt, für die ich bereits einen erhalten habe. Mit offenem Mund und hilflos
wie noch nie zuvor in meinem Leben habe ich diese sogenannte Rechtspflegerin
dann sitzen lassen müssen.

Ein weiteres Problem: Ein Freund von mir (einer der wenigen, die sich noch
mit mir abgeben) hat in seiner Firma für mich nachgefragt. Ich hätte vielleicht die
Möglichkeit, Mitte dieser Woche dort anzufangen. Für diese Arbeit bräuchte ich
aber erstens Arbeitskleidung und zweitens Geld, um überhaupt hinzukommen,
also hab ich heute bei der Arge angefragt. Ich bekam die Auskunft, dafür wäre „nix
vorgesehen“, was so viel heißt wie: „Schicksal! Dann schau eben, wie du das auf
die Reihe kriegst, oder bleib zu Hause.“ Einmal mehr blieb mir die Spucke weg.
Ich wusste es zwar besser, doch ein Einreden auf die Sachbearbeiterin endete
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mit den Worten: „Melden Sie sich am Donnerstag noch mal, dann hab ich mich
schlau gemacht.“ Aber Donnerstag ist es bereits zu spät!

Meine Zuschrift könnt ihr gerne auf eure Homepage setzen. Gerade das, was
hier im Saarland zurzeit abgeht, gehört auch mal veröffentlicht. Ich könnte bald
ein Buch darüber schreiben! Es sind aber nicht bloß Anwälte, die nur sehr zöger-
lich und ungern etwas gegen die Arge und ihre Fehlentscheidungen unternehmen
beziehungsweise nicht entsprechend tätig werden, nein: Auch die hier ansässi-
gen Beratungsstellen , etwa von der Diakonie, wagen es nicht, sich gemeinsam
mit Betroffenen gegen diese Willkür und Schikanen zur Wehr zu setzen. Sie hin-
terfragen Entscheidungen nicht in dem Maße wie andernorts. Der Einzelfall wird
eh von keinem berücksichtigt, sondern lediglich der „Normalfall“.

Wieso gibt es denn so wenige Entscheidungen und Urteile vom saarländi-
schen Sozialgericht? Weil die Leute hier niemanden finden, der ihnen bei dieser
Sache beratend zur Seite steht! Die wenigen Fälle, die es gibt, denke ich, sind sol-
che, bei denen sich Leute selbst vertreten und schlau gemacht haben. Hoffentlich
bekomme ich eine kluge Antwort bis spätestens morgen, da ich sonst mit mei-
ner einzigen noch verbliebenen Hose zur Arbeit gehen muss, wenn ich mangels
finanzieller Möglichkeiten dort überhaupt hinkomme. Bitte helft mir, sonst gibt es
ein Opfer mehr, das die Arge auf dem Gewissen und zu verantworten hat!

Zuschrift von Ralph (Saarbrücken)

„Demokratie-Defizit“: Wer amtlich schikaniert wird und kein Geld
zum Leben hat, weiß nicht, warum er diesen oder jenen

„Volksvertreter“ wählen sollte („Spiegel-Online“)

Ausbeutung im Namen des Herrn: Diakonie und Wohlfahrtsverbände
„warnen“ vor Abbau von Ein-Euro-Jobs („Evangelischer Pressedienst“)

Die Zahl der Hilfsbedürftigen
im Umfeld der Jobcenter ist im
„Aufschwung“ nicht gesunken

1. Letzte Woche Mittwoch entschied das Bundessozialgericht in Kassel, dass Kin-
der von Hartz-IV-Beziehern keinen Anspruch auf mehr Geld für ein Schulessen
haben. Allerdings könnten möglicherweise behinderte Kinder ergänzende Leis-
tungen vom Sozialamt bekommen. Damit zeigen die Richter des Sozialgerichtes
erneut, dass sie den lachhaften Armutssatz beim Arbeitslosengeld II erstaunli-
cherweise als ausreichend empfinden.
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Geklagt hatten die Eltern eines heute elfjährigen Jungen, der wegen eines
Hörschadens eine verzögerte Sprachentwicklung aufweist. Deshalb besuchte er
eine Schule für Sprachbehinderte im Landkreis Göppingen. 2,05 Euro musste er
dort täglich für ein Mittagessen zahlen. Das dortige Jobcenter lehnte den Antrag
der Eltern ab, dies als Mehrbedarf zu übernehmen.

Das Bundessozialgericht urteilte, dass es zur Kostenübernahme fürs Schu-
lessen beim Arbeitslosengeld II keine Rechtsgrundlage gibt. Allerdings gebe es
verschiedene Vorschriften im Sozialhilferecht, wonach möglicherweise die Sozi-
alhilfe das Schulessen für behinderte Kinder übernehmen müsse. Dies hätte das
Jobcenter auch erkennen und den Antrag an das Sozialamt weiterleiten müssen,
betonte das Bundessozialgericht.

Alle Kinder gehen in die Kantine, außer Thomas und Line, die brauchen nix
zu speisen! Ich finde, dass mit diesem Urteil nichtbehinderte Kinder benachteiligt
werden. Dieses skandalöse Urteil schlittert voll an der Realität von ausgegrenzten
Hartz-IV-Kindern vorbei!

2. Letzte Woche hörte ich im „Nordwestradio“ von
einer Schülerin im Landkreis Leer, die wohl ih-
ren Realschulabschluss nicht wird machen kön-
nen. Weil sie im kommenden Schuljahr das 18. Le-
bensjahr vollendet, ist sie dann nicht mehr schul-
pflichtig, und infolgedessen will die dortige Arge
ihr keine Busfahrkarte mehr im Wert von 51 Euro
bezahlen. Die über 20 Kilometer pro Strecke kann
sie schlecht mit dem Fahrrad zurücklegen. Ihre El-
tern beziehen beide ALG II und können ihre Toch-
ter deshalb nicht finanziell unterstützen.

Das ist beileibe kein Einzelfall: Immer mehr Schülern wird nach der zehn-
ten Klasse das Fahrgeld für den Schulweg verweigert. Weil Bund und Länder
sich darum streiten, wer nun für die Kosten aufkommen muss, bleibt ihr Schul-
abschluss gefährdet. Wer arm ist, der soll gefälligst arm bleiben! Ich hörte auch,
dass eine private Stiftung gegründet wurde, die sich dieser Fälle annehmen soll,
wo der Staat sich seiner Pflicht entzieht. Ich habe mir in den Tagen darauf die
Finger wund gegoogelt, alle möglichen Begriffe eingegeben und bin doch nie auf
eine gedruckte Version dieses Sachverhaltes gestoßen. Merkwürdig eigentlich!

Uneigentlich passt so eine Nachricht natürlich auch nicht zum Bild der „bil-
dungsfernen“ Unterschicht, die dumpfbackig und Kartoffelchips kauend vor dem
Flachbildschirm dahindämmert. In der üblichen Realitätsferne schwafelt Bundes-
arbeitsminister Olaf Scholz vollmundig davon, dass Hochschulen und Universitä-
ten künftig auch Nicht-Abiturienten offenstehen sollen und dass jedes Talent ge-
fördert werden müsse. Er will auch für mehr und bessere Bildungsabschlüsse sor-
gen. Wie soll das allerdings klappen, wenn sich Bund und Land jetzt schon nicht
darüber einig werden können, wer die Busfahrkarte bezahlen muss? Wie sollen
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dann bloß die restlichen bürokratischen Hürden überwunden werden können? Die
hehren Ziele dürfen sicherlich nichts kosten – offenbar noch nicht einmal 51 Euro
für eine Busfahrkarte monatlich.

3. Was nicht sein darf, das kann auch nicht sein, und so änderte Wirtschaftsmi-
nister Glos kurzerhand wichtige Passagen des Armuts- und Reichtumsberichts
an den „störenden“ Stellen um. Der ursprüngliche Bericht, der unter Federfüh-
rung von Arbeitsminister Olaf Scholz entstanden war, erklärte ihm zu wenig die
„Errungenschaften des Sozialstaates“ und zeichnete ihm insgesamt ein zu düs-
teres Bild von der sozialen Realität. Wie verbreitet die Armut in Deutschland ist,
das scheint eine Definitionsfrage zu sein oder eben auch eine Machtfrage. Die
Bundesregierung bemüht sich nach Kräften darum, die soziale Lage in Deutsch-
land noch irgendwie aufzuhübschen.

Noch perfider wirkt diese Strategie, wenn die Regierung ihre Aufschwungsbe-
hauptungen gar nicht erst mit Zahlen untermauert. Eine falsche Statistik lässt sich
meist noch entlarven, doch ohne jeden Anhaltspunkt wird es schwierig. So wird im
Armutsbericht mehrfach triumphierend herausgestrichen, dass inzwischen 40,1
Millionen Menschen in Deutschland erwerbstätig seien. Auch ganz viele Arbeits-
lose, Migranten und Frauen fänden nun zu neuen Jobs. Und natürlich sei dies,
wie könnte es anders sein, direkt auf die Hartz-IV-Reformen zurückzuführen!

Dieses Ergebnis berauscht offenbar derart, dass die seltsame Kehrseite die-
ses Rekords komplett übergangen wird: Im Januar 2008 erhielten immer noch
5,135 Millionen erwerbsfähige Hilfsbedürftige Arbeitslosengeld II. Hinzu kamen
1,12 Millionen, die Arbeitslosengeld I bezogen. Weitere 538.000 Personen waren
arbeitslos, ohne eine staatliche Unterstützung zu empfangen. Das macht knapp
sieben Millionen Menschen, die sich irgendwie im Umfeld der Arbeitsagenturen
aufhalten. Der Clou: Im Februar 2005 waren es etwa genauso viele! Damals be-
trug die Arbeitslosigkeit jedoch offiziell 14,1 Prozent.

Inzwischen ist sie auf märchenhafte 7,8 Prozent im Mai gesunken. Die Be-
schäftigungszunahme der vergangenen zweieinhalb Jahre resultiert im Wesentli-
chen aus Arbeitsstellen von schlechter Qualität: Ein-Euro-Jobs, Minijobs, Leihar-
beit und Teilzeitarbeit. Eine IMK-Studie zeigt, dass sich die an die Arbeitnehmer
ausgezahlte Summe der realen Löhne und Gehälter seit dem Jahr 2005 kaum er-
höht hat. Das Fazit des IMK ist, dass der Zuwachs an Wirtschaftsleistung in die-
sem Aufschwung bisher allein den Beziehern von Gewinneinkommen und Ver-
mögen zugute gekommen ist.

Bei den Vermögenden handelt es sich um eine relativ kleine Gruppe in der
Bevölkerung: Zwei Drittel der erwachsenen Bevölkerung hat kein oder nur gerin-
ges Vermögen, während das reichste Zehntel knapp 60 Prozent besitzt. Logisch,
Statistiken und Papier sind halt sehr geduldig! Klar ist nur, dass Arbeitslosigkeit in
die Armut führt. Aber wer als arbeitslos zählt und wer als arm, das bleibt eine Fra-
ge der Macht. So werden Opfer ganz schnell zu Heulsusen gemacht: Wie können
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wir bloß die fulminanten Wohltaten der Großen Koalition bei der Euphemisierung
der Statistik verkennen?

4. Seit vielen Jahren sind die Löhne in Deutschland nicht bloß nicht gestiegen,
sondern preisbereinigt sogar gesunken! Die drei Prozent, die wir durchschnitt-
lich mehr in der Tasche haben, werden durch die explodierenden Preise zunich-
te gemacht. Die täglichen Ausgaben sind besonders teuer geworden, und für die
meisten Menschen sind Preissteigerungen bei der Fahrt zur Arbeit, für Heizung
und Lebensmittel besonders bitter. Ich weiß nicht, durch welche Rechentricks die
Statistiken derart manipuliert werden können, dass nur von einer dreiprozentigen
Preissteigerung die Rede ist. Im Mai 2008 mussten für Benzin und Diesel gut
zwölf Prozent mehr bezahlt werden als ein Jahr zuvor, für Heizöl sogar fast 60
Prozent. Der hohe Ölpreis ist sicherlich als Spekulation in Richtung eines Aus-
baus der Atomkraft zu betrachten!

Dann bekommen wir mit, dass die Arbeitnehmer(innen) in Frankreich ab 1.
Juli 2008 einen Mindestlohn von 8,71 Euro erhalten. Oskar Lafontaine erklärte
zu der Entscheidung der französischen Regierung, dass der Exportweltmeister
Deutschland sich denselben Mindestlohn wie Frankreich leisten kann und muss.
Der Vorsitzende der Fraktion „Die Linke“ forderte zugleich Gewerkschaften und
Sozialdemokraten auf, ihre Mindestlohnforderung von 7,50 Euro anzuheben: „Die
steigenden Energie- und Nahrungsmittelpreise machen eine Korrektur der bishe-
rigen Forderung dringend notwendig.“

Oskar Lafontaine bemängelte, dass es bei immer mehr Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern auf Unverständnis stößt, wenn Gewerkschaften und SPD
einen Mindestlohn fordern, der noch um 1,21 Euro unter dem liegt, was selbst
der konservative Staatspräsident Nicolas Sarkozy in Frankreich den Beschäftig-
ten zugesteht. Aber auch er erfüllt mir meine berechtigten Forderungen für ein
auskömmliches Leben mit zehn Euro netto nicht! Schließlich wollen wir nicht le-
ben, um zu arbeiten, sondern arbeiten, um zu leben!

5. Auch die Kommunen kommen die Preissteigerungen bei Heizöl, Strom und Gas
teuer zu stehen. Letzte Woche berichtete die Zeitung mit den vier Großbuchsta-
ben, dass die Ausgaben für die rund 3,7 Millionen Bedarfsgemeinschaften in die-
sem Jahr um eine Milliarde Euro steigen würden. Nach Angaben des „Deutschen
Städte- und Gemeindebunds“ betragen die Energiekosten der „Stützeempfänger“,
die von den Kommunen übernommen werden, 2008 voraussichtlich 2,46 Milliar-
den Euro. Das seien 567 Millionen Euro oder 30 Prozent mehr als im Vorjahr.

Angesichts des Kostensprungs forderte der Städtebund die Bedarfsempfän-
ger zum Energiesparen auf. Nach seinen Angaben übernehmen die Kommu-
nen 70 Prozent der Energiekosten von Bedarfsempfängern. Den Rest teilen sich
Bund und Länder. Als ob wir etwas für die unglaublich steigenden Preise können!
Nicht gegen uns muss vorgegangen werden, sondern gegen die Strom- und Gas-
konzerne! Die meisten ALG-II-Bezieher heizen im Winter sowieso nur sehr spär-
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lich, kommen kaum über 15 Grad Raumtemperatur hinaus. Wie sollen Hartz-IV-
Empfänger denn noch mehr Energie sparen, wenn nicht mal das Geld vorhanden
ist, um Energiesparlampen zu kaufen?

6. Als Hilfe für Einkommensschwache wird der Kinderzuschlag neu geregelt.
Künftig sollen deutlich mehr Familien von ihm Gebrauch machen können, um vor
einem „Abgleiten in Hartz IV“ bewahrt werden zu können. Bestimmt soll der Zu-
schlag auch vor einem Abgleiten in die Arbeitslosenstatistik bewahren, die auf
diese Weise munter geschönt wird, weil diese Familien nicht zu Aufstockern wer-
den müssen! Der Bundestag hat ein Gesetz verabschiedet, dass die Leistung von
bis zu 140 Euro künftig bei niedrigeren Einkommen als bisher ausgezahlt wird.
Dieser magere Zuschlag soll Eltern helfen, die zwar ihren eigenen Lebensunter-
halt bestreiten können, nicht aber den ihrer Kinder. Künftig sollen Alleinerziehen-
de ab einem Einkommen von 600 und Paare ab einem Einkommen von 900 Euro
pro Monat von der Leistung profitieren.

Nach dem bisherigen Berechnungsverfahren mussten viele Anträge auf Kin-
derzuschlag abgelehnt werden, weil die betreffenden Familien knapp über der
Einkommensgrenze lagen. Im Jahr 2005 wurden so zum Beispiel nur zehn Pro-
zent der Anträge positiv beschieden. Nach Angaben der Bundesregierung erhal-
ten nun 150.000 Kinder zusätzlich den Zuschlag. Dass sich die Große Koalition
nicht schämt, diesen Tropfen auf den heißen Stein so groß rauszubringen! 140
Euro pro Kind sind ein trauriger Witz. Was ist mit dem großen „Rest“ von über zwei
Millionen armen Kindern, die natürlich komplett leer ausgehen werden? Statt mit
komplizierten Einzelfallberechnungen herumzugeizen, sollten niedrige Einkom-
men gar nicht versteuert, das Kindergeld und die Regelsätze für Kinder erhöht
werden!

7. Nach der neuesten DGB-Studie ist nur jeder achte Arbeitnehmer mit seinem Job
zufrieden. Ein Drittel der Beschäftigten bewertet seinen Job sogar als schlecht.
Dennoch soll sich die Arbeitsqualität in Deutschland leicht verbessert haben. Wie
schon beim sagenumwobenen „Aufschwung“ haben davon aber leider nicht alle
etwas mitbekommen. Natürlich ist hier die Rede von den prekär Beschäftigten,
die maximal 2.000 Euro brutto verdienen und sich mit Zeitverträgen und befriste-
ten Vollzeitstellen herumquälen müssen. In dieser Gruppe bewerten 41 Prozent,
also fast die Hälfte, ihre Arbeit als schlecht und lediglich neun Prozent als gut.
Bemängelt werden fehlende Aufstiegsperspektiven, geringe berufliche Zukunfts-
sicherheit und natürlich ein viel zu geringes Einkommen.

Erschreckenderweise stecken inzwischen 53 Prozent der Beschäftigten in ei-
nem prekären Arbeitsverhältnis fest, das ist mehr als jeder Zweite! Die Auswir-
kungen auf das abgehängte Prekariat reichen in alle gesellschaftlichen Bereiche
hinein. Wer setzt schon Kinder in die Welt, wenn der Arbeitsvertrag in ein paar Mo-
naten ausläuft? Wer kann es sich erlauben, größere Anschaffungen zu machen,
wenn nicht klar ist, wie lange noch regelmäßig Geld kommt? Wer schafft von nicht
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vorhandenem Geld Rücklagen fürs Alter? Mit der Freifahrkarte von Hartz IV di-
rekt in die Altersarmut hinein: Daran ändert auch ein lachhafter Mindestlohn von
7,50 Euro brutto, wie ihn der DGB vorschlägt, nicht das Mindeste!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

SPD nutzt Umfrage nach den Ur-
sachen für ihr Akzeptanzdesaster
zum Beschimpfen der Menschen

Es ist schönes Wetter, noch sind Kindergruppen un-
terwegs, die interessiert die Kundgebung beobach-
ten, ehe sie weitergeführt werden. Wie immer an sol-
chen Tagen gibt es auch weiter entfernt viele Zuhö-
rer. Da macht es dann nichts, wenn Ignoranten wie
CDU-Ex-Senator Kastendiek kein Flugblatt nehmen
und an uns vorbeigehen, als wären wir Luft. Der en-
gere Kreis ist heute klein, nur etwa 23 Leute, aber die-
jenigen, die nur kurz teilnehmen wollen, bringen die
Zahl schnell auf 40 bis 50 bei unserer 187. Montags-
demo in Bremen um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz.

Eingeleitet wurde mit den Zahlen der prekären
Arbeitsverhältnisse. Selbst der DGB kommt um die
53 Prozent, die höchst unsicher leben müssen, nicht

herum, aber er macht nichts, auf Geheiß von SPD und Monopolkapital. Dass die
SPD ein Gutachten in Auftrag gegeben hat, um die Ursachen für ihr Akzeptanzde-
saster aufzuklären, macht keinen Sinn, wenn man die Ergebnisse zur Beschimp-
fung der Menschen benutzt und weiter mit Schmiere und Schleim versucht, sich
persönlich und bei der Machterhaltung Vorteile zu ergaunern.

Immer wieder angesprochen wurde der EU-Vertrag: Die Regierenden haben
doch so viel Angst vor den Menschen, dass sie nur ihre gekauften Parlamentarier
für sich abstimmen lassen. Die Menschen, die eine andere Welt wollen, fordern
eine Abstimmung durch das Volk!

Dann die „Föderalismus-Reform“: Was wird da schon reformiert? Bremen wird
weiter im Schwitzkasten gehalten, und man kann zuschauen, wie die Daumen-
schrauben den immer genervteren Bremern angezogen werden. So ein Probier-
und Testfeld zu erhalten, ist der eigentliche Sinn der sogenannten Selbständig-
keit Bremens. Berlin macht auch mal Bremen etwas nach, jetzt das Spiel mit der
Mietobergrenze. Wir raten den Berlinern: Besucht kollektiv die Politiker in ihren
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Ausschüssen! Mit direkter Konfrontation kann man schon etwas aufmischen. Der
Bremer Senat meint, das Sozialticket aussitzen zu können. Jeder Betroffene soll-
te alle Fahrten zur Bagis oder zu Vorstellungsgesprächen haarklein einfordern,
denn die Arge muss zahlen, so schreibt es das Gesetz vor. Da wird sich in Kürze
das Sozialticket für den bremischen Haushalt lohnen.

Am kommenden Montag , dem 7. Juli 2008 , geht es um die lautstarke Forde-
rung nach einem sofortigen Hungerzuschlag von 50 Euro . Die Inflation schlägt
mit über vier Prozent neue Rekorde, die Politiker mästen sich mit Diätenerhöhun-
gen, die Monopole fahren satte Supergewinne ein. Schluss damit: Wir fordern
mehr!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

„Vollbeschäftigung im Herbst“: Spritpreis-Explosion bringt
50.000 deutsche Unternehmen ins Wanken („Stern“)

Zivilcourage: Ein-Euro-Jobber macht Schluss
mit Hitler-Verkitschung („Tageszeitung“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz

426

http://www.bundesweite-montagsdemo.com
http://www.stern.de/wirtschaft/unternehmen/maerkte/:Benzinkosten-Spritpreis-Jobs/626251.html?pr=1
http://www.taz.de/1/leben/koepfe/artikel/1/eigentlich-bin-ich-eine-arme-sau/?type=98


188. Bremer Montagsdemo

am 07. 07. 2008

Schon wieder schwanger – Bremen
schiebt neunfache Mutter ab

Es gibt einen neuerlichen Abschiebeskandal im Lan-
de Bremen, der alles Bisherige in den Schatten stellt
und über den bis jetzt nur die „Tageszeitung Bremen“
am 9. Juli 2008 berichtete. Da musste ich voller Ent-
setzen und Empörung lesen, dass die Bremerha-
vener Ausländerbehörde mit voller Rückendeckung
des Bremer Innensenators beabsichtigt, in Kürze ei-
ne schwer erkrankte und hochschwangere Frau mit
ihren neun Kindern in die Türkei abzuschieben!

Und dies, obwohl sie schon lange in der Bundes-
republik lebt und nach eigenen Angaben das Land,

in das sie abgeschoben werden soll, seit 20 Jahren nicht mehr gesehen hat. Au-
ßerdem spricht sie nur arabisch und ist der türkischen Sprache nicht mächtig.
Von ihrem Mann, der ebenfalls abgeschoben werden soll, will sie sich nach Anga-
ben ihres Anwalts scheiden lassen. Das Gesundheitsamt habe ihr einen schlech-
ten psychischen Zustand attestiert, schreibt die „Tageszeitung“ weiter, und ei-
ne Gefahr für Leib und Leben sei „nicht mehr auszuschließen.“ Danach ist die
Frau also hochgradig suizidgefährdet, und allein dies wäre schon ein gravieren-
des Abschiebehindernis!

Mit unglaublicher Menschenverachtung teilt das Ausländeramt nun mit, dass
es sie dennoch abschieben will – trotz aller ärztlichen Bedenken seitens des Ge-
sundheitsamtes. Damit sie sich nicht selbst gefährde – so die Ausländerbehörde –
solle sie „für den Flug beruhigende Medikamente bekommen und gegebenenfalls
an Händen und Füßen gefesselt werden.“ Das verschlägt einem nun vollends die
Sprache, obwohl mensch aus der brutalen hessischen Abschiebepraxis ja schon
einiges gewohnt ist. Mit dem abgrundtief zynischen Satz „eine Schwangere kann
ja auch in den Urlaub fliegen“, setzt der Sprecher des Innensenators noch in
übelster Weise eins drauf! Der ganze Vorgang ist – ich muss es noch einmal sa-
gen – an Menschenverachtung und Böswilligkeit kaum zu überbieten, und er ist
darüber hinaus auch zutiefst frauenfeindlich!
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Der Anwalt der Frau, Hans-Eberhard Schultz, hat nun beim Bremer Verwal-
tungsgericht einen Eilantrag auf Aussetzung der Abschiebung gestellt. Er hofft,
dass die Kammer seinem Eilantrag zustimmt und die Abschiebung so lange aus-
setzt, bis das Kind auf der Welt ist, und die Ausländerbehörde mit dem Vollzug
so lange wartet, bis das Verwaltungsgericht entschieden hat. Das löst jedoch die
generellen Probleme nicht, die es seit der faktischen Abschaffung des Asylrechts
im Jahre 1994 gibt, die dann später durch die Abschottungspolitik der Bundesre-
publik und der EU ständig zugenommen haben und sich im Falle des Inkrafttre-
tens des Lissabonner Verfassungsvertrags weiter verschärfen werden.

Da liegt übrigens unser neuer Bremer Innensenator (wie heißt der eigentlich?)
ganz auf der Linie der kürzlich stattgefundenen Innenministerkonferenz, die sich
genau daran orientiert! Daher noch einmal: Dieser Vertrag muss weg, und die
Chancen hierfür stehen seit der Verweigerungshaltung Irlands und Polens auch
gar nicht mal so schlecht! Zunächst aber steht in dem aktuellen Fall die Forderung
nach einem sofortigen Abschiebestopp und einem dauerhaften Aufenthaltsrecht
für die Frau mit ihren Kindern ganz dringend auf der Tagesordnung! Handeln Sie
jetzt, und handeln Sie in diesem Sinne, Herr Innensenator!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Abschiebung vorläufig gestoppt: Kinder wären in der Türkei mehr
oder weniger auf sich allein gestellt („Tageszeitung“)

Baden verboten: Französische Putzkolonne spült
360 Kilogramm Uran ins Abwasser („Stern“)

Atomkraft? Nein, danke!
1. Europa bestimmt unser Leben, Tag
für Tag: 70 Prozent aller Entscheidun-
gen werden in Brüssel getroffen. Herr
Dr. Reinhard Loske hat dies festgestellt.
Er ist Senator für Umwelt, Bau, Verkehr
und – Europa. Diese Zuordnung dürfte
somit der Bedeutung Europas nicht ent-
sprechen. Es wird Zeit für Bremen, die
Zeit nicht zu verschlafen!

Ob die Kassen Bremens gefüllt oder
leer sind, entscheidet sich ebenfalls in Brüssel, nicht nur durch die Mittel aus
dem „Europäischen Sozialfonds“. Die EU-Vorgaben bestimmen auch den Länder-
finanzausgleich oder die Verschuldensgrenzen, siehe vorherige Montagsdemos.
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Eine Änderung der Rahmenbedingungen, damit Steuervermeidung internationa-
ler Konzerne erschwert oder unmöglich wird, kann weder Bremen noch Deutsch-
land erwirken. Aber Europa hat scheinbar keine Ambitionen dazu!

Das „Netzwerk Steuergerechtigkeit“ schreibt in einem Appell „Für mehr Steu-
ertransparenz transnationaler Konzerne“: „Das grundsätzliche Problem ist die
Steuervermeidung durch Konzerne. Steuerflucht und Steuervermeidung sind
Phänomene, die weltweit immer mehr um sich greifen. Durch missbräuchliche
Nutzung von Steuerlücken und Schlupflöchern im in- und ausländischen Steuer-
recht gelingt es insbesondere transnationalen Konzernen, ihre Gewinne von ei-
nem Land in ein anderes zu verschieben, vielfach in oder über Steueroasen. Die
Absicht dabei ist, der heimischen Steuer auf den Konzerngewinn ganz oder in
Teilen zu entgehen.

Selbst wenn sie dabei nicht zu illegalen Mitteln greifen, handeln sie damit
doch gegen den erklärten Willen von Regierungen, denn Steuervermeidung heißt
nichts anderes, als dass die von diesen geschaffenen Steuergesetze umgangen
werden. Die Summe der von diesen Unternehmen vermiedenen Steuern beläuft
sich Schätzungen zufolge weltweit auf Hunderte Milliarden Euro. Nach einer vor
Kurzem in Großbritannien bekannt gewordenen Untersuchung zahlen heimische
Unternehmen – wenn überhaupt – allenfalls 75 Prozent des von ihnen zu erwar-
tenden Steueraufkommens. In Deutschland dürften es anderen Untersuchungen
zufolge sogar nur etwa 60 Prozent sein.“

Hinsichtlich weiterer „Unterlassungen“ zur Vermeidung leerer Kassen siehe
vorherige Bremer Montagsdemos. Die Zahl der Millionäre hat weltweit um sechs
Prozent auf 10,1 Millionen zugenommen („Weser-Kurier“ vom 25. Juni 2008). Aber
eine Unterstützung der Menschen mit geringem Einkommen können wir uns nicht
leisten? Wir fordern 50 Euro Zuschlag monatlich als Soforthilfe für jeden Men-
schen mit geringem Einkommen auf ALG-II-Niveau, denn leere Kassen entste-
hen auch durch unterlassene Einnahmen!

2. Wie schnell Geld „gefunden“ wird, habe ich auf den vorherigen Bremer Mon-
tagsdemos beim Thema Hypothekenkrise angeführt. Diese Krise ist noch lange
nicht ausgestanden („Weser-Kurier“ vom 5. Juli 2008), doch die Banken wollen
das Problem aussitzen und verbergen die Fakten! Die US-Investbank Goldmann-
Sachs, die selbst betrofffen ist, hat nun 52 große europäische Banken unter die
Lupe genommen und die Kursprognosen für 50 davon nach unten berichtigt. Da-
bei geht es um die Kurse von 2008 bis 2010. Den Bedarf an frischem Kapital die-
ser Banken schätzt der Goldmann-Sachs Analyst auf 60 bis 90 Milliarden Euro!

Dabei fällt mir auf: Es fehlen die Meldungen und Informationen rund um die
ermittelten Steuervermeider! Wird der Datenkauf jetzt ohne Öffentlichkeit ausge-
wertet oder niedergeschlagen? Kann sich dann auch Herr Zumwinkel eine Steu-
ernachzahlung ersparen?

Auch Österreich hat eine Bank, die sich in der Karibik verspekuliert hat, die
Bawag („Weser-Kurier“ vom 5. Juli 2008). Die Angeklagten wurden für schuldig
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befunden, nicht nur Milliardensummen veruntreut, sondern die Verluste durch Bi-
lanzfälschung vertuscht zu haben, und zwar mit folgendem Ablauf: Der Vorstand
Elsner hat Verluste von 1,72 Milliarden Euro zu verantworten, sein Nachfolger
Zwettler 1,63 Milliarden Euro. Der ÖGB-Chef Verzetnitsch als späterer Aufsichts-
ratschef hat die Streikkasse der Gewerkschaft eingesetzt, um den Zusammen-
bruch der Bank zu verhindern! Das Gericht hat Gefängnisstrafen verhängt, die
auch angetreten werden müssen. Außerdem haben neun Verurteilte zusammen
über 75 Millionen Euro Schadenersatz zu zahlen.

Diese Vorgehensweise wäre auch für die deutschen Spekulanten in Aufsichts-
räten und Vorständen empfehlenswert! Die bekannten betroffenen Banken waren
überwiegend im öffentlichem Besitz und wurden mit viel Steuergeld aufgefangen.
Die Milliardensummen sind auf den vorherigen Bremer Montagsdemos nachzu-
lesen. Die IKB hat sich, gemessen am Eigenkapital, am nachhaltigsten verspe-
kuliert. Die Grünen, FDP und „Die Linke“ können und wollten gemeinsam einen
Untersuchungsausschuss für die Vorgänge in und um die IKB beantragen, doch
die FDP wackelt. Die Banken sind dagegen: Sie mögen diese Fragen nicht – und
spenden an fast alle großen Parteien erhebliche Summen.

Von den Freidemokraten hat die Regierung nunmehr einen moderaten Frage-
bogen erhalten. Sie hat großes Interesse an der Abwehr dieses Untersuchungs-
ausschusses, denn die Steuergelder in Milliardenhöhe wurden ohne Zustimmung
und Mitwirkung des Parlaments in die Banken gepumpt. Diese Regierung hat kein
Interesse an der Aufklärung der Vorgänge! Das Finanzministerium und die Bun-
desbank haben ihren Aufsichtsbeamten die Genehmigung zur Aussage vor dem
Dresdner Sachsen-LB-Untersuchungsausschuss verweigert.

Außerdem waren viele bekannte Namen in den Aufsichtsräten und Vorstän-
den der betroffenen Banken anzutreffen – versorgte Politiker(innen)? Die Folgen
sind ein hoher Verschleierungsbedarf und geleerte Kassen. Allerdings wird mit
den Kassenständen der öffentlichen Hand ebenfalls getrickst. Die Risiken wurden
in irische Tochtergesellschaften ausgelagert. Die Steuergelder sollen aus künfti-
gen Gewinnen zurückgezahlt werden, siehe vorherige Bremer Montagsdemos.

Ich wünschte mir, genauso prompt stünden die Mittel für den Hungerzuschlag
parat! Die Preise für Lebensmittel und Energie steigen immer rasanter. Es gibt
keinen Zweifel mehr: Die Preissteigerungen treffen unvermindert die Verbraucher.
Krampfhaft verteidigt die Regierung die Schätzung für eine Steigerung des Brut-
tosozialprodukts im Jahr 2008. Institute, die „zur Stange halten“, können sicher mit
dem Auftrag für das nächste Gutachten rechnen! Begründen muss keiner diese
Einschätzungen. Sie schreiben einfach: „Wir erwarten erst für 2009 einen Rück-
gang des Bruttosozialprodukts“. So einfach, so folgenreich!

3. In Bremen gibt sich das politische Personal viel Mühe, interessierte Bürger für
die Sitzungstermine und Inhalte zu begeistern, doch das Protokoll für die 22. Sit-
zung am 3. 6. 2008 liegt immer noch nicht vor. Inzwischen sind weitere fünf Sit-

430

http://www.handelsblatt.com/politik/_b=2007295,_p=6,_t=ftprint,doc_page=0;printpage
http://linksfraktion.de/pressemitteilung.php?artikel=1279059586
http://www.bremische-buergerschaft.de/index.php?area=1&amp;np=8,48,79,0,0,0,0,0


zungstage gewesen. Herr Weber, wie kommt dies? So wird die Politikverdrossen-
heit von der Bürgerschaft gefördert!

Was Grüne und SPD bisher getan oder unterlassen haben, um das Sozial-
ticket zu verwirklichen, steht in der Mitteilung des Senats vom 24. Juni 2008. Die
Bagis will sich demnach nicht an den Kosten beteiligen. Dies könnt ihr ändern! Es
ist euch sicherlich aufgefallen, dass die alte Lüge „Fahrtkosten unter sechs Euro
können nicht erstattet werden“ mittlerweile auf den „Einladungen“ fehlt.

Wer zum Beispiel in Huchting wohnt und zur Bagis in der Neuenlander Stra-
ße „gebeten“ wird, benötigt zweimal 2,10 Euro an Fahrtkosten. Dies mündlich
beim Absender der Einladung beantragen. Der Antrag wird schriftlich festgehal-
ten, hiervon eine Kopie mitnehmen. Das Geld wird überwiesen. Es geht auch
mit einer Kurzstrecke. Wenn der Sachbearbeiter meint, die Strecke hätte mensch
auch laufen können, soll er die Fahrtkostenerstattung schriftlich ablehnen. Dann
ist ein Widerspruch möglich. In den meisten Fällen gibt es eine Diskussion. Ein-
fach ansprechen, und es läuft.

Wer möchte, kann die Fahrtkosten rückwirkend ab 1. Januar 2005 bezie-
hungsweise dem Beginn des ALG-II-Bezugs einfordern, § 44 SGB X macht dies
möglich: „Hiermit stelle ich einen Antrag auf Überprüfung der Fahrtkostenerstat-
tung ab 1. Januar 2005 für alle Einladungen sowie die Einreichung von Unterla-
gen und für Nachfragen. Ich habe öffentliche Verkehrsmittel benutzt. Ich bitte um
Überweisung.“ Unterschrift und Datum nicht vergessen und gegen Stempel bei
der Bagis abgeben. Wie dies geht? Wir gehen mit!

In der Antwort des Senats fehlt mir der Hinweis auf die soziale Spaltung der
Stadt: Transferempfänger werden in die Randbezirke gedrückt, und mangels Fahr-
geld verbleiben sie dort! Ist es Absicht, bloß nicht zu viele Transferempfänger in
die Innenstadt zu lassen? Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

4. Die Regierung kann im Grundgesetz nachlesen, dass Verstaatlichungen von
Energieunternehmen geboten sind. Damit wäre der Preisschraube Einhalt zu ge-
bieten. Die Energiereserven des Bundes ließen sich preisdämpfend einsetzen.
Das Bundeskartellamt könnte mit Verfügungen und Sonderprüfungen agieren.
Ein ähnliches Vorgehen wäre europaweit möglich, aber nichts davon geschieht!

Nun soll der Verbraucher die Atomkraft wieder akzeptieren: als Preisdämp-
fer und Klimaretter. Nein, dies wird nicht funktionieren! Das Klimacamp im August
wird dies entlarven. Als Einstieg wird gefordert, dass die „sicheren“ Atomkraftwer-
ke in Deutschland länger laufen sollen. Doch auch „sichere“ Atomkraftwerke wer-
den von Menschen bedient. Bisher war der Mensch Ursache für die meisten Stör-
fälle in Atomanlagen.

Auch die „Entsorgung“ erfolgt reichlich sorglos: Fässer mit „leicht“ radioaktiven
Abfällen werden nicht gestapelt, sondern per Radlader in eine Kuhle gekippt, und
dann kommt Beton drüber. Das Bild im „Weser-Kurier“ vom 5. Juni 2008 hat mich
sehr beunruhigt, der Bericht am 2. Juli 2008 über die Missstände im Endlager
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Asse auch. Endlagerung ist wohl ein Geschäft! Geldverdienen und nicht Sorgfalt
steht scheinbar im Vordergrund.

Das Verhalten von Vattenfall besteht darin, einfach nur einen „Bauern“ zu
opfern und so zu tun, als sei alles wieder in Ordnung. Bis zurück zur Katastrophe
von Tschernobyl reicht meine Gänsehaut! Und was heißt eigentlich „zurück“? Die
Auswirkungen dieses „auslegungsüberschreitenden Störfalls“ sind auch nach 20
Jahren sehr akut, und viele Menschen leiden jetzt unter den Auswirkungen!

Auch die nächsten Generationen werden unter den Folgen von „Tschernobyl“
leiden. Den neuen Betonmantel über den Reste des Atomkraftwerkes zahlt die
Europäische Union, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Planung und Durch-
führung liegen ebenfalls bei der EU! Wie kann angesichts dieses Sachverhalts
von „billiger“ und „sicherer“ Atomkraft die Rede sein? Der Satz „Atomkraft? Nein,
danke!“ ist so gültig wie nie zuvor!

Preissteigerungen sind durch Anhebung der Löhne- und Gehälter auszuglei-
chen. Ebenfalls wird die Anhebung der Transferleistungen eingefordert. Einfach
nur Kopf zeigen! Wenn die Marktplätze voll sind wird, diese Forderung erfüllt, oder
die Preise sinken aus ebenso schleierhaften Gründen, wie sie gestiegen sind!
Preissteigerungen sind rücknehmbar, Verstrahlung nicht. Darum Montagsdemo,
Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Am 17. Juli 2008 gibt es um 20 Uhr eine Veranstaltung im Kommunikations-
zentrum Paradox , Bernhardstraße 12, zu den für August geplanten Klima- und
Antirassismus-Camps . Es wird ein Überblick über Inhalte, Ziele und geplante
Aktionen gegeben. Anknüpfend an den Mobilisierungserfolg des G8-Gipfels in
Heiligendamm im Jahr 2007 soll eine Diskussion über die Perspektiven linker
Zusammenarbeit geführt werden. Veranstalter ist das „Klimaplenum Bremen“.

Wir haben Hunger, Hunger, Hunger
Die Menschen der Welt haben Hunger. Hunger nach Brot, nach Wohnung und
Gesundheit, Hunger nach Arbeit und Möglichkeiten der freien Entfaltung ihrer Ide-
en und Kräfte – nicht, wie Reaktionäre denken, nach Faulheit und Müßiggang.
Nein, dieses Denken ist den Reaktionären selbst gemein, die sich mit Waffen und
Mauern, mit Foltermilizen und dergleichen umgeben, um sicher ihren veralteten
Gedanken frönen zu können, dass die Menschen, wenn man sie nicht antreibt,
faul und nichtsnutzig seien.

Diese Leute, die anderen Wasser predigen und für sich selbst Wein und Deli-
katessen kalt gestellt haben, die für sich die sichersten Bedingungen haben „müs-
sen“, deren Hauptsorge nicht die gesellschaftliche Fortentwicklung aller ist, son-
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dern ihre Versicherung durch Machtmissbrauch, Erpressung und Kauffähigkeit ei-
ner opportunistischen Politikerkaste, diese Leute und alle ihre beifällig hofieren-
den Quacksalber kennen nur eins: Hunger nach noch höheren Profiten und klitze-
kleinen Anteilen daran für ihre Speichellecker. Sie reden von den „nicht veränder-
baren Gesetzen der Globalisierung“ und nennen das dann Wettbewerb. Ihr Wett-
bewerb funktioniert nicht!

Es sollen immer andere die Zeche zahlen.
Das wollen wir nicht länger tun! Ihre Globa-
lisierung der Ausbeutung und Ausplünderung
und Entrechtung funktioniert nur so lange, bis
wir, die Betroffenen, immer mehr Stöcke in ih-
re Speichen stecken: durch Kampf der Kon-
zernbelegschaften in enger Verbindung von
Arbeitslosen und Arbeitenden, von Jung und
Alt, Frauen und Männern. Wir wollen einen
ganz anderen Wettbewerb: einen Wettbewerb
für die Veränderung der Welt, an der jede und
jeder praktisch und mutmachend Anteil haben
kann!

Was letztes Jahr in Heiligendamm beim sogenannten G8-Gipfel passierte,
an Geldvergeudung und Repression mit einem Ergebnis gleich Null, das wieder-
holt sich jetzt in Japan. Aber dank der von den fortschrittlichen Menschen immer
breiter und offener entwickelten Informationswelt können sie ihre Hinhaltepolitik –
„Nein, noch nicht, wir haben noch nicht alles gesichert, das geht an unsere Sub-
stanz“ und wie ihr Geschwätz auch immer lautet – nicht so fortsetzen. Immer lau-
ter wird die Kritik!

Unsere Aufgabe ist es, die Kämpfe und die Kämpfenden gegen dieses Sys-
tem miteinander zu verbinden und die Kämpfe zu vereinheitlichen. Heute haben
wir die 188. Montagsdemo. Wir haben eine neue Öffentlichkeit in der Stadt ge-
schaffen. Das Offene Mikrofon, unsere Beschlüsse nach Aussprache und Bera-
tung, unsere demokratischen Wahlen von Delegierten und Kandidaten nach einer
Vorstellung: Das sind Markzeichen einer neuen Demokratie, einer richtigen De-
mokratie ohne Gemauschel, Strippenzieherei und Verbiegung der Persönlichkeit.

Da gibt es Politiker, wie sie uns jetzt wieder aufgetischt werden sollen, wenn
Herr Kröning keine Lust mehr hat, für „so eine SPD“ weiter die Kohlen aus dem
Feuer zu holen – also wie ein Herr Weber, bekannt als „Ich muss auf jedes noch
so unbedarfte Foto drauf“ und „In-die-Scheiße-Treter“ (man denke nur an sei-
ne Hofiererei von Schröder bei seiner „Wilhelm-Kaisen-Bürgerstiftung“ oder der
„Rehabilitierung“ von Frau Röpke), oder gar Herr Lemke, dem „ewigen Werder-
Manager“, in dessen Ämtern es nicht mehr so gut mit dem Management lief, und
bei der Uno kommt wohl zu wenig Kohle rein. Heuchelei, Schmalz und Filz: Ach,
davon haben wir die Schnauze voll!
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Ob CDU oder SPD: Bei den bürgerlichen Parteien sind diejenigen, die immer
noch auf Selbstläuterung hoffen, gnadenlos verloren, verraten und verkauft. Und
wenn jetzt das Stadtamt auf Geheiß des Herrn Weber und des Bürgerschafts-
vorstandes uns nach 187 Malen Montagsdemo noch einmal wissen lässt, dass
der obere Vorplatz vor dem Bürgerschaftseingang nicht benutzt werden darf und
auch die seitliche Treppe nicht, dann zeugt das von der Armseligkeit ihrer politi-
schen Kultur. Wir werden es machen, wie wir es brauchen und auch auf der Trep-
pe stehen!

Jobst Roselius

Nachwahl-Posse: Nachfolger der Schill-Partei zieht in
die Bremische Bürgerschaft ein („Financial Times“)

Sexualisierung: Wie sich jedes Interesse an
relevanten Themen unterdrücken lässt („Stern“)

Der Hartz-IV-Speiseplan führt
zu Mangel- und Unterernährung

Wir sind eine parteiunabhängige Organisation, die jeden Montag um 17:30 Uhr
hier auf dem Marktplatz steht, um gegen die Hartz-Gesetze und für einen Mindest-
lohn zu kämpfen! Wir wollen heute unter dem Motto „Tag des Hungerzuschlags“
demonstrieren. Darum haben wir unser Kochgeschirr mitgebracht: Damit werden
wir ganz viel Krach machen, um besonders die Politiker hier in der Bürgerschaft
und die Bremer auf unser Anliegen aufmerksam und sensibel zu machen!

„Bei Finanzministern und Senatoren genießen die Landsleute, die nicht
arbeiten, kein Kapital und keinen Job besitzen, wenig Achtung und sind
deshalb für den Staat zur fiskalischen Belastung und zum reinen Kos-
tenfaktor, den es zu minimieren gilt, geworden. Das herausragendste
Exemplar dieser ‚nichtsnutzigen Gattung‘ ist in Deutschland der Hartz-
IV-Empfänger. Der Finanzsenator der Berliner Koalition, der Sozialde-
mokrat Thilo Sarrazin, hat dementsprechend die Konsequenz gezogen
und diesen miserablen Stadtbürgern einen Speiseplan erstellt, der zei-
gen soll, wie man als Arbeitsloser von 4,25 Euro am Tag leben kann –
das ist der Regelsatz für die Ernährung. Sogar ‚schon für 3,76 Euro am
Tag gibt es drei volle Mahlzeiten‘, meint der Senator, der 10.000 Euro
Monatsgehalt bezieht. Davon kann er jeden Tag mühelos beim Italiener
essen und abends einen halben Liter Rotwein trinken. Das ist auch nicht
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zu beanstanden. Aber seine Tagesrationen für Arbeitslose sind eine bei-
spiellose Frechheit.

Die Sarrazin’sche Tagesportion Nr. 1 (Frühstück: 2 Brötchen, 25 g
Marmelade, 20 g Butter, 1 Scheibe Käse, 1 Apfel; Mittag: 100 g Hack,
125 g Spaghetti, 200 g Tomatensoße; Abendessen: 130 g Leberkäse,
200 g Kartoffelsalat) hat, großzügig berechnet nach dem klassischen
GU-Klevers-Kalorienkompass, 1.710 Kalorien, 1.357 kcal hat das von
Sarrazin empfohlene Tagesmenü Nr. 2 und 1.594 kcal die Nr. 3. Mit die-
ser vom Finanzsenator als ausreichend befundenen Kalorienmenge von
durchschnittlich 1550 kcal täglich leiden selbst die untätigsten Arbeits-
losen nach vier Wochen an Unterernährung! Nach den Referenzwer-
ten der ‚Deutschen Gesellschaft für Ernährung‘ beträgt die notwendige
Energiezufuhr für Männer zwischen 25 und 50 Jahren bei ausschließlich
sitzender Tätigkeit schon 2400 kcal; läuft der betreffende Mensch noch
herum, zum Beispiel zur Jobagentur, braucht er leicht über 3.000 kcal.

Im Übrigen verschweigt der Senator souverän, dass Kinder nur für
2,28 Euro etwas zum Essen bekommen dürfen. Das ‚Deutsche For-
schungsinstitut für Kinderernährung‘ hat aber ausgerechnet, dass für
einen Jugendlichen 4,70 Euro das Minimum sind. Die Fehler, Irrefüh-
rungen und defizitären Argumente des Senators schreien zum Himmel
und werfen ein schlechtes Licht auf die Berliner Finanzverwaltung. Man
darf auch fragen, ob ein Berliner Regierungsmitglied mit ‚Geiz-ist-geil‘-
Parolen arme Leute folgenlos verhöhnen darf. Nach Angaben des Deut-
schen Landkreistages sind 7,4 Millionen Menschen von Hartz IV betrof-
fen. Wenn Massenarmut in Wut und Aggression umschlägt, tragen auch
politische Provokateure wie Sarrazin dafür die Verantwortung.“

So deutlich beweist CDU-Politiker Heiner Geißler, von 1982 bis 1985 Bundesmi-
nister für Jugend, Familie und Gesundheit, dass Hartz IV nicht zum Leben reicht.
Frau Gilljen Theisohn von der „Solidarischen Hilfe“ sagte am 1. Juli 2008 in „Buten
un binnen“, sie kenne niemanden, der mit dem Regelsatz von bisher 347 Euro
seinen Lebensunterhalt bestreiten kann. Bei einer Inflation von drei Prozent sei es
nicht möglich, mit vier Euro mehr ab 1. Juli seine Situation zu verbessern. Ohne
einen Zuverdienst von 100 Euro im Monat könne man kaum das Nötigste bestrei-
ten. Der Speiseplan von Herrn Sarrazin sei nicht durchführbar. Um menschen-
würdig leben zu können, wäre ein Bedarf von 460 Euro im Monat notwendig.

Ich meine: Man kann doch nicht jeden Tag nur Spaghetti mit Tomatensoße
oder Bratwurst, Kartoffelbrei und Sauerkraut essen! Das möchte kein Mensch.
Da Herr Sarrazin in seinem Speiseplan kein gesundes Obst und Gemüse vor-
sieht, wird dies über kurz oder lang zu einer Mangel- und Fehlernährung führen.
Das wiederum führt zu ernährungsbedingten Krankheiten, die das Gesundheits-
system belasten und somit alle Beitragszahler. Wie sollen die Kinder gesund auf-
wachsen und „stark werden“ mit einem Speiseplan à la Sarrazin? Deshalb for-
dern wir heute einen sofortigen Hungerzuschlag von mindestens 50 Euro für je-
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den Hartz-IV-Betroffenen! Dafür machen wir mit unserem Kochgeschirr ganz viel
Krach!

Anke Meyer (parteilos)

Warum Kinder fördern, die später
eh keinen Arbeitsplatz bekommen?

1. Zum wievielten Male kommt dieses Thema nun
kurz vor der Sommerpause wieder auf den Tisch?
Angeblich soll Bremen „schon“ in diesem Herbst
das dringend benötigte Sozialticket einführen –
darauf hatten sich bereits vor über einem Jahr SPD
und Grüne in ihrem Koalitionspapier verständigt –,
sofern es bei diesem Anlauf nun endlich klappt,
versteht sich, und eine Lösung gefunden wird, die
die öffentlichen Kassen möglichst nicht belastet.

Deswegen prüfen die Verkehrsbetriebe der-
zeit eine Umschichtung in der Preisgestaltung.

Verkehrs-Staatsrat Wolfgang Golasowski fürchtet, dass ganz ohne Zuschuss aus
öffentlichen Kassen ein Ticket für 15 Euro monatlich kaum zu bezahlen sei. Die
Bagis will die Tickets nicht austeilen, deswegen muss wohl ein eigener Betrieb si-
cherstellen, dass wirklich nur Bedürftige diese vergünstigten Fahrkarten erwerben
können. Bisher scheint nur „Die Linke“ tatsächlich an einer baldigen Umsetzung
Interesse zu haben. Hoffentlich sind bis zum Herbst alle Bedenken vom Tisch und
ist die Bereitschaft erwacht, den Worten Taten folgen zu lassen!

2. Ein Grund mehr für die bundesweite Einführung von Sozialtickets ist, dass
durch Haussanierungen und den Zuzug wohlhabender Mieter in den Großstädten
finanziell Schwache an den Rand der Metropolen gedrängt werden. In der Bun-
deshauptstadt liegen die Gegensätze derart nah nebeneinander, dass zum Bei-
spiel neben einem frisch sanierten Haus ein anderes steht, an dem die Fassade
abblättert. Weil nach der Wende fast 80 Prozent der maroden Altbauten saniert
wurden, liegen die Durchschnittspreise bei Neuvermietungen mit bis zu 7,77 Euro
pro Quadratmeter weit über dem Berliner Mittel von 5,96 Euro. Die Alteingeses-
senen können die Mieten nicht mehr aufbringen und werden weggedrängt, raus-
geschubst oder seit Hartz IV eben auch zu Zwangsumzügen genötigt!

Aber auch Städte wie Hamburg oder Düsseldorf, die eine erfolgreiche indus-
trielle Umstrukturierung hinter sich haben, sind für Aufwertungsprozesse prädes-
tiniert. Verstärkt wird dies noch durch die strengen und oft unrealistischen Höchst-
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mieten der Hartz-IV-Gesetze. Wer sie überschreitet, muss in billigere Lagen um-
ziehen. Durch diese Art von gesetzlich verordneter Schaffung von Brennpunk-
ten werden die politischen Bemühungen der vergangenen 15 Jahre, Städte sozi-
al besser zu durchmischen, in ihr Gegenteil verkehrt. So ein Zwangsumzug stellt
für finanziell schwach gestellte Mensche oft ein besonderes Drama dar, weil er ih-
nen ihre Netzwerke zur Armutsbewältigung nimmt. Dabei kann es sich um schein-
bar banale, aber essentielle Arrangements handeln wie das Wissen, wer auf die
Kinder aufpasst oder wer einem mal Geld leiht.

3. Für Hartz IV-Empfänger werden täglich neue Schikanen erfunden, die den ar-
gen Argen beim „Sparen“ helfen und die Transferempfänger möglichst butterweich
und gefügig in die Knie zwingen sollen. Die Arge Bochum hat eine besonders
perfide Variante erfunden: Dort werden Zuschüsse zu Heizkosten willkürlich mit
dem Hinweis gekürzt, dass „nur zwei Drittel der Wohnung“ beheizt werden müss-
ten! Dadurch müssen die Betroffenen von ihrem Regelsatz von 351 Euro monat-
lich auch noch einen Teil der Heizkosten bestreiten.

Offenbar geht es bei Hartz IV tatsächlich darum, eine möglichst hohe Zahl von
Arbeitslosen in Obdachlosigkeit und in Hunger zu bringen. Denn nur dahin kann
es kommen, eskalieren, wenn die Miete nicht mehr bezahlt werden kann oder mit
den Nebenkosten so in Rückstand gekommen wurde und zu allem Überfluss auch
noch die „Tafel“ überfüllt ist. Auch in Bremen machte Thomas Röwekamp in dieser
Hinsicht von sich reden, als er Hartz-IV-Empfänger in aller Menschenverachtung
„unter Brücken schlafen“ lassen wollte. Durch solche Drohszenarien sollen dann
diejenigen, die noch Arbeit haben, in Angst und Schrecken versetzt werden, damit
sie auch weiterhin klaglos jede Verschlechterung über sich ergehen lassen.

Eigentlich sollten den ALG-II-Empfängern die tatsächlichen Heizkosten in an-
gemessener Höhe übernommen werden. Uneigentlich werden in der Praxis im-
mer wieder neue Vorwände gefunden, um dies eben gerade nicht zu tun. Oft
werden einfach willkürliche Grenzen gesetzt, um keine Nachzahlungen leisten
zu müssen. Wer also das Pech hat, eine bezahlbare Mietwohnung nur in einem
schlecht isolierten Gebäude mit schlecht schließenden Fenstern gefunden zu ha-
ben, muss einen Teil seiner Regelleistung von 351 Euro auch noch für die Heiz-
kosten ausgeben. Oder sollte ein ALG-II-Empfänger von seinem Zuwenig auch
noch etwas ansparen, um Isolation oder gar neue Fenster einbauen zu lassen?

Selbstverständlich lässt sich gegen diese Widrigkeiten Einspruch einlegen,
aber der wird in allen Fällen pauschal zurückgewiesen. Dann bleibt zwangsläufig
nur noch der Weg zum Gericht. Klug wäre es, sich vorher bei den Montagsde-
mos Unterstützung und Verstärkung zu holen. Die zuständigen Gerichte haben
in der ersten Instanz diese Praktiken regelmäßig zurückgewiesen, aber die Arge
Bochum geht immer in die nächste, was bekanntermaßen lange dauert. Auf die-
se Weise werden die Kosten der Gerichtsverfahren die im Einzelfall eingesparten
Beträge weit übersteigen. Kein Wunder also, wenn Hartz IV heute die Kosten der
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Arbeitslosenhilfe übersteigt, obwohl die betroffenen Leidtragenden vergleichswei-
se weniger im Portemonnaie haben als je zuvor!

4. Letzte Woche wurde in der Bürgerschaft über die Kürzungen debattiert, die
in Bremen ungefähr 1.200 Hartz-IV-Familien monatlich hinnehmen müssen, weil
ein Mitglied „Vereinbarungen“ mit der Bagis nicht nachgekommen ist. Inga Nitz
warf als Abgeordnete der Linksfraktion ein, dass es solche Fälle eigentlich gar
nicht geben darf, weil Hartz IV das Existenzminimum darstellt. Sie forderte den
Verzicht auf Kürzungen, zumal sie oft zu Unrecht verhängt werden. So führt fast
jeder dritte Widerspruch zum Erfolg.

Karin Garling von den Spezialdemokraten forderte, wer zumutbare Arbeit ab-
lehne oder Termine versäume, müsse auch Strafen hinnehmen. Weiß die Da-
me, wovon sie spricht? Plädiert sie für Sippenhaftung, oder wie stellt sie sich vor,
dass mit Kürzungen bei „Verfehlungen“ einzelner Familienmitglieder umgegangen
wird? Soll dann darauf geachtet werden, dass der „Sanktionierte“ seinen Teller
nicht oder nur um 30 Prozent weniger auffüllen darf? Welche Mutter bringt das
übers Herz?

Einzelpersonen ohne Familie werden damit in die Obdachlosigkeit geschasst.
Wenigstens auf dem geduldigen Papier scheint inzwischen bei allen Parteien an-
gekommen zu sein, dass die Behörden nicht so viele Fehler machen dürften und
das Personal geschulter sein müsste. Ich halte diesen Umstand für absichtlich
herbeigeführt, weil ein gesellschaftliches Problem – dass es eben keine Arbeit
mehr für alle gibt – individuell jedem Einzelnen schuldhaft angelastet werden soll.

Was bitte kann jemand dafür, wenn seine Arbeitsstelle nach Osteuropa aus-
gelagert wird? Befremdlich finde ich die Bemerkung des grünen Richters Horst
Frehe, dass schon die erste Armenverordnung Bremens von 1658 ein „Arbeitsge-
bot“ enthalte und man nicht glauben dürfe, dass „Manna vom Himmel“ falle und
man es nur verteilen müsse. Glaubt er möglicherweise daran, dass Arbeitsplätze
und Vollzeitbeschäftigung vom Himmel fallen?

5. In der Diskussion um eine Kindergelderhöhung hat Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück seine Bedenken gegen eine Entlastung von Familien bekräftigt und
damit vielen Eltern indirekt unterstellt, sie würden das Geld für Genussmittel aus-
geben. Er äußerte, dass eine Erhöhung um acht oder zehn Euro den „Gegenwert
von zwei Schachteln Zigaretten oder zwei großen Pils“ hätten. So fürchte er, das
Geld komme bei den Kindern in vielen Fällen nicht an. Er halte es für besser, das
Geld in „Schulessen und Sprachkompetenz“ zu investieren. Steinbrück war be-
reits früher kritisiert worden, weil sein Sprecher gemutmaßt haben soll, manche
Eltern würden ein höheres Kindergeld für „DVDs und Zigaretten“ statt für ihre Kin-
der verwenden.

Damit blies er in das gleiche Horn wie im vergangenen Jahr der Grüne Oswald
Metzger, inzwischen CDU-Mitglied, der in einem Interview ALG-II-Empfängern
menschenverachtend unterstellte, sie sähen „ihren Lebenssinn nur darin, Kohle-
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hydrate und Alkohol in sich hineinzustopfen, vor dem Fernseher zu sitzen und das
gleiche den eigenen Kindern angedeihen zu lassen“. Doch wo Peer Steinbrück
Recht hat, hat er Recht: Eine Erhöhung des Kindergeldes käme tatsächlich nicht
bei den armen Kindern an! Aber nicht, weil die Eltern es versaufen oder verrau-
chen würden, sondern weil das Kindergeld schlicht bis auf den letzten Cent beim
ALG II angerechnet und aufgefressen wird! Ich finde es auch vernünftig, Geld in
Betreuung, Schulessen und Sprachkompetenz zu stecken. Aber dies bitte nicht
stattdessen, sondern zusätzlich!

6. In der „Professor-Hess-Kinderklinik“ soll eine ganze Station eingespart werden.
Dies wird dazu führen, dass kranke Kinder auf Wartelisten kommen. Wenn sie
dann aufgenommen werden, liegen sie in Zimmern mit mehr Betten als bisher,
sodass ihre Eltern aus Platzgründen nicht mehr bei ihnen übernachten können.
Kleine Patienten sollen wegen Personalmangels in ihren Betten angeschnallt lie-
gen müssen! Hiermit sollen offenbar längst überholte Praktiken wieder eingeführt
und die neoliberale Ökonomisierung über Menschlichkeit und Mitgefühl gestellt
werden!

Natürlich ist es realitätsfern, davon auszugehen, es könne kräftig Pflegeper-
sonal eingespart werden, ohne dass dann die Patientenzahlen und damit die Er-
löse zurückgingen. Erfahrungsgemäß würden die geplanten Einsparungen die fi-
nanziell ärmsten Kinder am härtesten treffen. Der von politischer Seite immer wie-
der geforderte Kinderschutz scheint in der Tat nur ein Lippenbekenntnis zu sein!
Überhaupt: Gibt es eine „bessere“ Möglichkeit, Kindern den totalen Horror vor
Ärzten und Krankenhäusern zu verschaffen? Für mich kommt die Umsetzung sol-
cher Pläne einer Kindesmisshandlung und -vernachlässigung gleich. Kranke Kin-
der müssen besonders darunter leiden, wenn die Krankenhäuser für den Lissa-
bonner Vertrag kaputtgespart werden sollen!

7. Die Deutschen betrachten arme Mitbürger eher als eine „Störung der öffentli-
chen Ordnung“ denn als Hilfsbedürftige. Das hat einen historischen Hintergrund,
wenn mensch an die damalige Armenpolizei denkt. Arme hatten in Deutschland
bis zur Verfassungsgebenden Versammlung der Weimarer Republik 1918 kein
Wahlrecht, waren – und sind – also Menschen zweiter Klasse: Inzwischen be-
ginnt es, dass sich Arme wieder an ihren schlechten Zähnen erkennen lassen.

Dank der Hartz-Gesetze, die nicht nur die Arbeitslosen betreffen, werden im-
mer mehr Menschen einer Verelendung ausgesetzt, die voll in die sogenannte
Gesundheitsreform hineingreift. Schon wegen der Praxisgebühr und der Zuzah-
lungen zu Medikamenten gehen viele nicht mehr oder nur im Notfall zum Arzt.
Auch die Symptomtoleranz ist häufig größer, das heißt, in den unteren sozialen
Schichten ignoriert man Anzeichen von Krankheiten eher als in den Mittel- und
Oberschichten, wo sehr schnell ein Spezialist aufgesucht wird.

Ich habe mir heute bei meiner Krankenkasse für meine Kinder und mich ei-
ne „Befreiung von Zuzahlungen“ für das restliche Jahr geholt. Dafür musste ich
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mit Quittungen aus der Apotheke oder für Praxisgebühr belegen, dass ich be-
reits über zwei Prozent meines ALG II (circa 84 Euro) für derartige Zuzahlungen
ausgegeben habe. Ich werde das überzahlte Geld auf mein Konto überwiesen
bekommen.

Obwohl das menschenverachtende Hartz IV erst Anfang 2005 in die Wege
geleitet wurde, dauerte es keine acht Monate, bis der damalige Arbeits- und Wirt-
schaftsminister Clement mit einer „Dokumentation“ sogenannter Missbrauchsfälle
an die Öffentlichkeit getreten ist. Dies geschah also bereits zu einem Zeitpunkt,
als noch nicht einmal die Arbeitsgemeinschaften zwischen den Agenturen für Ar-
beit und den Kommunen gebildet worden waren und zudem der schwierige Inte-
grationsprozess zwischen den Agenturen und den Sozialämtern noch nicht an-
satzweise geleistet worden war.

8. Die evangelische Landeskirche Hannover hat eine eigene Initiative gegen Kin-
derarmut gestartet und wird unter dem Motto „Allen Kindern eine Chance“ lo-
kale Projekte zur Armutsbekämpfung mit insgesamt einer Million Euro unterstüt-
zen. Die niedersächsische Landesbischöfin Margot Käßmann findet es bedrü-
ckend und unhaltbar, dass Kinder mit hungrigen Mägen auf der Schulbank sitzen
oder ohne Ranzen und Schultüte zur Einschulung kommen müssen. Die evange-
lische Landeskirche Hannover will mehr als 100 Initiativen unterstützen, die Kin-
dern aus finanziell schwachen Familien helfen. Dazu gehören beispielsweise die
Vergabe von Taschen zur Einschulung sowie die Organisation von Mittagessen
oder Hausaufgabenhilfe.

Toll, dann werden die Kinder von Hartz-IV-Empfängern also schon von wei-
tem an ihren genormten Schulranzen zu erkennen und noch besser zu diskrimi-
nieren sein! Ansonsten übernimmt hier die Kirche Aufgaben des Staates, dem
Frau Käßmann Versagen vorwirft. Dabei ist es viel schlimmer: Es ist Berechnung!
Die Landesbischöfin fordert die Wiedereinführung der Lernmittelfreiheit. Ja, die
Kinderarmut ist politisch gewollt: Warum sollte „die Gesellschaft“ Geld in die Aus-
bildung von Kindern mit schwachen Schulleistungen stecken, wenn sie später eh
keinen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz bekommen werden?

Wenn es keine Vollzeitbeschäftigung gibt, werden natürlich nur die Allerbesten
genommen. Der Rest kann gucken, wo er bleibt! Das wachsende Heer der Über-
flüssigen braucht doch wohl keine Ausbildung? Solange wir keinen auskömm-
lichen Mindestlohn haben, wird es immer Kinderarmut geben. Schließlich dür-
fen Transferempfänger keine ausreichenden Bezüge erhalten, weil sie dann mehr
Geld bekämen, als viele Hungerlöhner mit nach Hause nehmen können. Der
Abstand muss ja gewahrt werden: So menschenverachtend läuft es!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Hartz-IV-Empfänger bekommen im Juli kein Geld: Und für die geplatz-
ten Lastschriften müssen sie auch noch Gebühren zahlen („Die Zeit“)
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„Die Übernahme des Differenz-
betrages aus der Regelleistung
ist in der Regel nicht möglich“

Die Wohnungsmieten werden im Hartz-IV-Sprach-
gebrauch als „Kosten der Unterkunft “ bezeichnet.
Auf der 187. Montagsdemo habe ich daran erinnert,
dass die „Verwaltungsanweisung Wohnen“ der Frei-
en Hansestadt Bremen nicht gerichtsfest ist, so-
wohl von den genannten Mietobergrenzen als auch
vom Geltungsdatum her nicht. Der „Deutsche Ver-
ein für öffentliche und private Fürsorge“, der Zu-
sammenschluss öffentlicher und freier Träger so-
zialer Arbeit, hat nun „Erste Empfehlungen zu den
Leistungen für Unterkunft und Heizung im SGB II
(§ 22 SGB II)“ erstellt.

Das Beste vorweg: „Aufgrund des Bedarfsdeckungsprinzips ist die Übernah-
me des Differenzbetrages aus der Regelleistung in der Regel nicht möglich.“ Dies
steht auf Seite 19 oben. Das ist ein weiterer Grund, einen eventuellen Eigenan-
teil zu den Kosten der Unterkunft mit einem Antrag zu § 44 SGB X überprüfen zu
lassen und den Differenzbetrag einzufordern.

Auf Seite 18 unten stehen die Lösungsvorschläge für einen eventuellen Ei-
genanteil: „Mit den Leistungsberechtigten sollte in einem Beratungsgespräch ge-
klärt werden, inwieweit die verbleibenden ungedeckten Unterkunftskosten durch
Schonvermögen oder nicht anrechenbares Einkommen (zum Beispiel zweckbe-
stimmter Zuschuss Dritter, befristeter Zuschlag, Freibetrag bei Erwerbstätigkeit)
finanziert werden können. Dabei ist sicherzustellen, dass der Lebensunterhalt der
Leistungsberechtigten nicht gefährdet wird.“

Anzumerken ist, dass nur der zweckbestimmte Zuschuss für diese Mietdiffe-
renz Bestand haben wird, denn Schonvermögen ist unantastbar. Die Verwendung
des Freibetrages bei Erwerbstätigkeit widerspricht dem Zweck des Freibetrages.
Der Zuschlag nach ALG-I-Bezug gemäß § 24 SGB II soll den Einkommensverlust
abmindern und ist somit auch zweckgebunden. Übrig bleibt der zweckbestimmte
Zuschuss Dritter. Dieser Dritte wäre die Arge, in Bremen die Bagis!

Übrig bleibt der Abzug der Mietdifferenz nach dem Abzug des Freibetrags und
vor der Anrechnung als Einkommen. Dazu müsste die Verordnung über Arbeitslo-
sengeld geändert werden. Der Zuschuss der Arge ist bereits jetzt umsetzbar und
somit einforderbar, ohne Rechtsänderung! Ansonsten hat der „Deutsche Verein“
unsere Meinung zum Ablauf der Ermittlung der „angemessenen“ Kosten der Un-
terkunft voll bestätigt: Er hat kein neues Recht geschaffen, sondern das SGB II
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und die dazu ergangenen Urteile, insbesondere des Bundessozialgerichts, in ei-
ne Anleitung umgesetzt und die Härtefälle umfassender herausgearbeitet.

Nur auf Seite 18 steht Wunschdenken: „Bei dieser Aufforderung zur Senkung
der Kosten und der Mitteilung der maßgebenden, individuellen Angemessenheit
handelt es sich lediglich um ein Informationsschreiben und nicht um einen Verwal-
tungsakt.“ Natürlich ist dieses Aufforderungsschreiben ein Verwaltungsakt: Der
Empfänger wird dadurch beschwert, er macht sich Sorgen! Einstweiliger Rechts-
schutz vor Ablauf der Frist ist somit geboten, und die Kosten der Wohnungssuche
sind zu erstatten.

Insgesamt ist dies eine sehr lesenswerte Empfehlung! Es wird offensichtlich,
dass der „Gewos“-Bericht und die „Verwaltungsanweisung Wohnen“ der Freien
Hansestadt Bremen geltendes Recht unberücksichtigt lassen, daher sind weder
die Aussagen des Berichts noch die Verwaltungsanweisung gerichtsfest. Alle An-
merkungen und Anregungen auf den vorherigen Montagsdemos sind einzufor-
dern – und darüber hinaus! Wie dies geht? Wir gehen mit!

Falls ihr es einfach selbst regeln wollt, beantragt es bitte schriftlich. Eine Ab-
lehnung ebenfalls schriftlich verlangen, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
legen und notfalls Klage erheben. Es geht auch gleich mit Widerspruch, wenn der
letzte Bescheid noch keine vier Wochen alt ist, wenn in einem zweiten Schrei-
ben ein Antrag auf Überprüfung nach § 44 SGB X gestellt wird. Aber kommt ein-
fach vorbei, wir gehen mit! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Übernachtung im Luftschutzbunker auf Holzpritsche ohne Frühstück:
Bagis vermittelt die allerletzten Drecksjobs („Weser-Kurier“)

Sommerfest der Montagsdemo
An alle Verbände, Vereine, Initiativen, Parteien, Jugendgruppen, Gewerkschaf-
ten und natürlich Bürgerinnen und Bürger in Bremen, die mit den Hartz-Gesetzen
nicht einverstanden sind! Liebe Kolleginnen und Kollegen, Freunde und Mitstrei-
ter! Wir, die Initiative Bremer Montagsdemo, wollen am Samstag , dem 6. Septem-
ber 2008 , unser diesjähriges Sommerfest wieder in den Neustadtswallanlagen
am Südbad durchführen, in der Zeit von 15 bis 21 Uhr . Dazu laden wir Sie herz-
lich ein!

Seit dem 16. August 2004, also seit vier Jahren, findet Woche für Woche die
Montagsdemo in Bremen auf dem Marktplatz statt, jeden Montag um 17:30 Uhr
am Roland. Am 29. September 2008 ist die 200. Bremer Montagsdemo ! Wir ha-
ben uns niemals mit den Hartz-Gesetzen, insbesondere Hartz IV, abgefunden.
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Wir waren und sind der Ansicht, dass damit ein Verarmungsprogramm gegen die
Bevölkerung zugunsten der großen Konzerne durchgeführt wird. Wir werden den
Kampf dagegen weiterführen, bis Hartz IV vom Tisch ist! Die Bremer Montags-
demo ist die größte regelmäßige politische Veranstaltung in der Hansestadt. Das
wollen wir mit Ihnen feiern!

Alle, die mit uns der Meinung sind, dass Hartz IV weg muss, sind deswegen herz-
lich eingeladen, nicht nur als passive Besucher zu unserem Sommerfest zu kom-
men, sondern es aktiv mitzugestalten! Allen Initiativen, Vereinen und Parteien,
die mit den Hartz-Gesetzen nicht einverstanden sind, wollen wir darüber hinaus
die Möglichkeit geben, sich bei diesem Sommerfest zu präsentieren, mit maxi-
mal einem Tapeziertisch für Infomaterial: Was unternimmt Ihre Organisation ge-
gen Hartz IV? Was sind Ihre Vorschläge?

Bitte teilen Sie uns bis zum 11. August 2008 mit, ob Sie am Sommerfest
teilnehmen, und was Sie dabei übernehmen wollen und können – zum Beispiel
einen Essensstand durchführen, kulturelle Darbietungen oder Aktivitäten für Kin-
der und Jugendliche anbieten, Preise für Tombola stiften beziehungsweise ein-
werben, beim Auf- oder Abbau mitmachen, einen Pavillon oder Biertischgarnitu-
ren zur Verfügung stellen –, und ob Sie von der Möglichkeit eines Infostandes Ge-
brauch machen wollen.
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Mitteilungen bitte an: Initiative(at)Bremer-Montagsdemo.de. Darüber hinaus
freuen wir uns natürlich immer über Ihre Teilnahme an den Montagsdemos und
Ihre Beiträge am Offenen Mikrofon! Herzliche Grüße!

Initiative Bremer Montagsdemo

Städtebund fordert „Zentrum für Arbeit“: Dort wird dann das Denkmal
der freigesetzten „Helden der Arbeit“ aufgestellt („PR-Inside“)

Kochgeschirr und Topfdeckel –
ein Hungerzuschlag von

50 Euro muss her!
Heute war mal wieder alles dabei. Leider versagte
wegen eines Fehlers die Technik: Der Lautsprecher
für das Offene Mikrofon fiel aus, und auch das Mega-
fon gab nach langer Ruhezeit keinen Ton mehr her.
Schließlich trieb uns kurz vor Ende noch ein ordentli-
cher Gewitterschauer unter die Rathausarkaden. Al-
so musste bei unserer 188. Montagsdemo in Bremen
am 7. Juli 2008 um 17:30 Uhr die menschliche Stim-
me ran.

Wir unterstützten uns gegenseitig beim Vortra-
gen der Redebeiträge und machten mit unseren Tril-
lerpfeifen und gezielt mitgebrachten Kochgeschirren,
Topfdeckeln, Bratpfannen und Rührhölzern ordent-
lich Krach für den Hungerzuschlag. Das war gut und

lockte wegen der besonderen Situation gleich einige Leute an. Es gab viele Ge-
spräche. Mit einer Französin, die völlig begeistert war, wurden die Adressen aus-
getauscht. So kommen wir weiter in Europa! Letztlich waren wir wieder über 35
Teilnehmer und Diskutanten auf dem Marktplatz.

Der Hungerzuschlag, der heute einheitlich in Deutschland bei den Montags-
demos das Thema war, gab den Takt vor. Einige Zahlen, persönliche Lebensbe-
schreibungen und die Darstellung der „Speisepläne“ des perversen SPD-Senators
Sarrazin in Berlin machten den Anfang. Leute wie Sarrazin wollen mit Verelen-
dung und Gewöhnung an ungesunde Ernährung, die Mangelerscheinungen trotz
Fettleibigkeit bewirkt, die „Hartz-IV-Nicht-Elite“ zum Aussterben bringen! Da war
die Forderung nach Ende der finanziellen Repression seitens der Staatsorgane
gegen die Kinder und Jugendlichen und die Wiederherstellung des Status vor
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Verhängung der Hartz-Gesetze, wie das „Erwerbslosen-Forum Deutschland“ es
fordert, genau die richtige Antwort. Die einstimmige Zustimmung bei unserer Ab-
stimmung war dann auch das Ergebnis.

Immer wieder ging es auch um Europa und den G8-Gipfel in Japan. Die Po-
litik der Imperialisten, ob sie nun Bush, Sarkozy, Merkel oder Steinmeier heißen,
gegen das Volk geht mit heuchlerischen Reden weiter; nur glauben die Menschen
das immer weniger. Die Herrschenden haben Angst vor „Hungerrevolten, die gan-
ze Staaten wegreißen können“, wie sie selber befürchten, und wollen sich noch
mehr hinter Mauern und Foltermilizen verstecken. Es wird ihnen nicht gelingen,
ihre Uhr läuft ab!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Merkel befremdet: Piesepampel hält Grundsatzrede
am Brandenburger Tor („Bild“-Zeitung)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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189. Bremer Montagsdemo

am 14. 07. 2008

DGB als Helfer für die Bayernwahl
Wer hätte das je gedacht! Hören Sie mal diese
Schlagzeile: „DGB für die Wiedereinführung der
alten Pendlerpauschale“. Und was fordert doch
der Herr Huber von der CSU? Die alte Regelung
muss wieder her! Genau das verlangt jetzt auch
der DGB. Ja, es ist manchmal sehr komisch in der
Politik! Oder ist es vielleicht doch ganz anders, als
man denkt?

Wann setzen sich die Gewerkschaften wieder
mal für vernünftige Löhne für alle ein? Warum ha-
ben sie nichts gesagt, als die Löhne immer mehr
fielen? Es ist doch ihre Aufgabe, das zu verhin-
dern! Was nützt uns eine Rückkehr zur alten Pend-
lerpauschale, wenn die Löhne nicht mehr angeho-
ben werden? Das wäre dann wie ein Wassertrop-

fen auf den heißen Stein. Es würde weiter bedeuten: „Wir von der Gewerkschaft
fordern das ja auch, her mit der alten Pendlerpauschale, aber leider macht ‚die
Politik‘ nicht mit!“

Bei Lohnforderungen sieht das ganz anders aus, diese Fragen können näm-
lich die Tarifparteien ohne ‚die Politik‘ lösen. Das ist auch besser so. Also, ihr lie-
ben Gewerkschaften, konzentriert euch mehr auf den Mindestlohn, da habt ihr
wesentlich größere Unterstützung, auch von euren Mitgliedern! Der Mindestlohn
hilft, die Probleme besser in den Griff zu bekommen, als nur in das Horn der ande-
ren zu blasen! Für die Wiedereinsetzung der alten Pendlerpauschale wird schon
der Wähler sorgen, sonst bräuchte man ja nicht so ein Wahlkampfthema in die
Waagschale zu werfen, nicht wahr, Herr Huber?

Wäre da nicht der Herr Steinbrück von der anderen Seite (SPD), benötigte
man auch nicht solch ein Argument wie die Pendlerpauschale – die ich im Üb-
rigen, so wie sie jetzt ist, für eine unfaire Sache halte, denn auf der einen Sei-
te wird von den Menschen immer mehr Flexibilität verlangt, und auf der anderen
wird der Arbeitnehmer genau dafür immer mehr bestraft. Nein danke, kümmert
ihr Gewerkschaften euch lieber um faire Löhne! Von denen kann man nicht nur
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die höheren Fahrtkosten tragen, sondern sie sind auch ein gutes Mittel gegen
Altersarmut.

Udo Riedel (parteilos)

Schluss mit dem Gefasel von „Aufschwung“ und „Vollbeschäftigung“:
Deutsche Wirtschaft schrumpft um 0,5 Prozent („Spiegel-Online“)

Keine Entlassungen und Lohnkür-
zungen wegen Managementfehlern!

Wir sind eine parteiunabhängige Organisation, die jeden Montag um 17:30 Uhr
hier auf dem Marktplatz steht, um gegen die Hartz-Gesetze und für einen Min-
destlohn zu kämpfen! Wie wir bereits in der letzen Woche erfahren haben, will
Siemens weltweit rund 17.000 Mitarbeiter entlassen und beabsichtigt, im Rah-
men seines drastischen Sparprogramms neben umfangreichen Stellenstreichun-
gen in Deutschland auch Gehaltskürzungen für rund 390 Vertriebsmitarbeiter
durchzusetzen.

Die Vertriebsmitarbeiter der sogenannten European-Sales-Abteilung der
Healthcare-Sparte in Erlangen sollen in die Gehaltsgruppe der Niederlassungs-
mitarbeiter „Regionale Dienste“ eingruppiert werden. Für sie gilt nicht der Metall-
Flächentarifvertrag, sondern ein Ergänzungstarifvertrag, der etwa zehn Prozent
schlechter dotiert ist. Der Betriebsrat und stellvertretende Vertrauenskörperleiter
der IG Metall, Heinrich Urban, weist diese Pläne als „eine Unverschämtheit“ zu-
rück. Überhaupt falle doch auf, so Urban, dass die Mitarbeiter für das bisherige
Missmanagement bezahlen müssen. „Das Sparprogramm soll rund 1,2 Milliar-
den Euro bringen“, so der Betriebsrat, „fast so viel, wie die Aufklärung der Kor-
ruptionsaffäre bislang gekostet hat.“

Ich halte die Pläne des Managements, die Mitarbeiter in eine schlechtere Ge-
haltsgruppe einzustufen, für fatal. Nicht nur, weil die womöglich langjährige gute
Arbeit der Arbeitnehmer nicht mehr honoriert wird, sondern auch, weil es erhebli-
che Einschränkungen des Lebensstandards für die Betroffenen bedeutet, beson-
ders für alleinverdienende Familienväter. In Zeiten von immer weiter steigenden
Lebenshaltungs- und Energiekosten darf es keine Gehaltskürzungen geben, nur
weil das Management schwere Fehler macht!

Des Weiteren befürchte ich, dass die Idee der willkürlichen Gehaltskürzun-
gen bei anderen Unternehmen Schule macht und diese das Vorgehen überneh-
men – mit der Folge, das gesamte Lohn- und Gehaltsgefüge weiter nach unten zu
drücken. Ich hoffe, die betroffen Mitarbeiter von Siemens wehren sich gegen ihre
Gehaltskürzungen, in welcher Form auch immer! Und wir werden so lange hier
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auf dem Marktplatz demonstrieren, bis Hartz IV weg ist und es einen Mindestlohn
für alle gibt. Gute Arbeit muss honoriert und leistungsgerecht bezahlt werden!

Anke Meyer (parteilos)

Das war’s: Ein Vierteljahrhundert nach Reagonomics und Thatcherism
ist die neoliberale Idee gescheitert („Financial Times“)

Auch Sie da beim Kaffee, warten
Sie nicht auf neue Bankencrashs!

Schöne Ferien, schönen Urlaub möchte man
den allermeisten wünschen! Ob Bahn, Flug-
zeug, Auto oder Zuhause – kein Urlaub, keine
freie Zeit war für die Familien und Einzelper-
sonen so teuer wie in diesem Jahr. Natürlich
gibt es Leute, die sich fast alles leisten kön-
nen und dafür um die halbe Welt jetten – aber
für die große Masse der Menschen wird das
Leben mit all seinen Kosten zur großen, über-
großen Belastung.

Vergangene Woche haben wir in ganz
Deutschland auf den Montagsdemos einen
sofortigen Hungerzuschlag von 50 Euro für

jeden Hartz-IV-Betroffenen gefordert. Angeblich machen auch Frau Merkel die
Energiepreise Sorgen. Wenn sie aber in „Blöd“ auch noch Blödsinn sagt, dass
nämlich „alle Heizkosten und Stromrechnungen bei jedem ALG-II-Bezieher voll
ersetzt“ würden, dann stimmt das einfach nicht. Die arroganten „Blöd“- und ande-
ren Zeitungen plappern das einfach nach. So bleibt das Falsche einfach stehen,
und das soll es ja auch.

Weiter bei den Preisen: Im Juni betrug die Steigerung bei den Großhandels-
preisen schon 8,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Das wird weitergehen. Nach
den jetzt mitgeteilten Preissteigerungen bei Strom und Gas soll es im Spätherbst
weitere „Anpassungen“ geben. 800.000 Stromsperrungen hat es im letzten Jahr
bereits gegeben. Die Mahnungen, die die Konzerne losgelassen haben, sind der
blanke Hohn, wenn man nichts mehr zum Leben hat. Das wissen SWB, Vattenfall
oder EON auch, und darum heucheln sie Korrektheit. Die Konzerne freuen sich:
Solange man sie lässt, werden sie bis 2010 rund 11 Milliarden Dollar oder Euro
Extraprofite einfahren.
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Da haben Frau Merkel und ihre Freunde in Japan beim jährlichen G8-Gipfel
wieder in einem japanischen „Strandkorb“ zusammen gesessen, nichts ist raus-
gekommen, und man hat nur beschlossen, alles zu lassen, wie es ist. Dann wird
eben der sogenannte Wettbewerb die Gewinne schon schaukeln! Mal ehrlich: Bei
keinem kapitalistischen Wettbewerb hat je ein Verbraucher eine wirkliche Verbilli-
gung erfahren. Für die Massen haben sich die Lebenshaltungskosten nur immer
mehr verschlimmert!

„Dann muss ich eben weniger essen“, sagte bei der letzten Montagsdemo in
Duisburg eine 80-jährige Frau hoffnungslos. Nein, müssen wir sagen! Die Men-
schen, die dieses Land nach einem Krieg, den die deutschen Imperialisten und
Kapitalisten entfesselt haben, mit ihrer Hand- und Kopfarbeit wieder aufgebaut
und bis in diese Stunde weiterentwickelt haben, sie werden es nicht hinnehmen,
dass das losgelöste Kapital, geführt von Managern, die ihre persönlichen Interes-
sen und die ihrer Aktionäre über alles stellen, das Erreichte wieder kaputt machen!

Bei Opel in Bochum und Daimler in Bremen oder sonstwo werden Leiharbei-
ter gekündigt. Wer dagegen klagt, braucht Rückhalt. Bei Opel bildet sich neue So-
lidarität, während anderswo noch eine Mentalität des Zauderns herrscht, „solange
wir nicht betroffen sind“. Man hört: „Die hatten ja noch viel Schlimmeres vor“. So-
lange da bei den Vertrauensleuten und Betriebsräten immer noch SPD-konforme
Verzichts- und Versagerpolitik betrieben wird, kann sich schwer etwas entwickeln.
Helfen wir auch da mit, dass die Kollegen ihre eigene Rechnung aufmachen!

In den Betrieben oder hier bei der Montagsdemo ist der Ort, wo wir uns dar-
über austauschen und auch Kampfmaßnahmen zur gegenseitigen Unterstützung
beraten können. Auch Sie da beim Kaffee, warten Sie nicht auf neue Bankencras-
hs und Entlassungswellen wie bei Siemens! Nutzen wir die freie Zeit und den Ur-
laub auch zum Nachdenken! Da muss doch was anders werden, nicht wahr?

Jobst Roselius

Wir fordern einen Hungerzuschlag
von 50 Euro zum Regelsatz!

Vergangene Woche war in ganz Deutschland Aktionstag der Montagsdemos für
einen Hungerzuschlag, wie im April von der Bundesdelegiertenversammlung be-
schlossen. Wir fordern 50 Euro als Sofortmaßnahme – und ansonsten muss Hartz
IV endlich weg, ohne Wenn und Aber, denn mit den Hartz-Gesetzen erfolgte der
bisher umfassendste Angriff auf die Lebenslage breiter Teile der Bevölkerung!

Heute beziehen 7,4 Millionen Menschen ALG II. Diese Zahl, das Doppelte der
offiziellen Arbeitslosenzahl, ist auch deshalb so hoch, weil über sieben Millionen
Menschen inzwischen für Niedrig- und Hungerlöhne arbeiten. 4,5 Millionen davon
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verdienen so wenig, dass sie zusätzlich ALG II beziehen können. Das machen
laut DGB aber nur 1,3 Millionen!

Über die Hälfte dieser Jobs ist Leiharbeit. Großkonzerne wie Daimler gründen
mittlerweile eigene Leiharbeitsfirmen. Sie entlassen Stammpersonal und stellen
die Leute als Leiharbeiter wieder ein – aber nur noch für den halben Lohn! So
erklärt sich auch die immer mal wieder vermeldete „händeringende“ Suche nach
Fachkräften.

Eben das war und ist der Sinn der Hartz-Gesetze: massivste Lohnsenkung
durch Leih- und Zwangsarbeit wie Ein-Euro-Jobs. Echte Vollbeschäftigung ist nie
das Ziel gewesen – das ist alles nur Lüge! So geht es lustig weiter. Jetzt sollen
schon Ein-Euro-Jobber an Leihfirmen vermittelt werden und die Konkurrenz um
die Arbeitsplätze verschärfen!

Hinzu kommt die massive Preissteigerungswelle: Offiziell liegt die Inflation bei
3,4 Prozent, doch in Wirklichkeit ist sie viel höher. Die Güter des täglichen Bedarfs
(Lebensmittel, Energie, Sprit, Fahrtkosten) verteuern sich weitaus mehr – nur ein
paar andere, langlebige Güter wie Computer werden dafür billiger. Hartz IV stieg
aber nur um lächerliche vier Euro, also gerade mal 1,1 Prozent!

Hinzu kommt auch noch die demütigen-
de Behandlung durch die Ämter, die Bespit-
zelung und die generelle Unterverdachtstel-
lung als „Schwarzarbeiter“, „Sozialschmarot-
zer“ oder „Arbeitsverweigerer“.

Wenn wir jetzt einen Hungerzuschlag von
50 Euro verlangen, geht es nicht darum, Hartz
IV „erträglicher“ zu machen, sondern um ei-
ne Sofortmaßnahme. Viele Familien leben am
oder unter dem Existenzminimum. Hunger ist
auch in Deutschland kein unbekanntes Wort
mehr! Mit der Forderung nach einem Hunger-
zuschlag reihen wir uns ganz bewusst ein in
die Hungerrevolten auf der ganzen Welt.

Ich fordere alle Betroffenen auf, alle Frauen, Männer, Kinder und Jugendli-
chen, hier am Offenen Mikrofon zu berichten, was es heißt, von Hartz IV leben zu
müssen – und natürlich auch die Kolleginnen und Kollegen aus den Betrieben, zu
berichten, wie sie im Betrieb über Lohnnachschlag diskutieren und was dort un-
ternommen wird!

Wolfgang Lange (MLPD)

„Radio Bremen“ lehnt Hübotter-Kaufangebot ab: Sendesaal soll
nicht unter Denkmalschutz gestellt werden („Weser-Kurier“)
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Die Bremer Anti-Asyl-Politik ist
verbrecherisch, Herr Mäurer!

Am 9. Juli 2008 wurde durch die „Tageszeitung Bre-
men“ bekannt, dass die Ausländerbehörde in Bre-
merhaven mit voller Rückendeckung von Innense-
nator Ulrich Mäurer eine hochschwangere Frau mit
neun Kindern in die Türkei abschieben will. In ein
Land, dass sie kaum gesehen hat und dessen Spra-
che sie nicht spricht! Dieser ungeheuerliche Vorgang
veranlasste mich am Mittwoch letzter Woche spontan
zu einem Beitrag für die Montagsdemo, der jetzt auf
unserer Homepage nachzulesen ist. Ich fasse noch
einmal kurz zusammen: Hayat C. – so heißt sie – soll-

te abgeschoben werden, obwohl ihr die Ärzte des Gesundheitsamtes und ihr be-
handelnder Gynäkologe einen extrem schlechten Gesundheitszustand und eine
Risikoschwangerschaft attestiert hatten. Aufgrund ihres Zustandes sei von einer
Abschiebung dringend abzuraten, so die Ärzte, da eine Gefahr für Leib und Le-
ben „nicht auszuschließen“ sei. Im Klartext: Es bestand akute Suizidgefahr!

Die Behörde wollte sie dennoch, mit Beruhigungsmitteln vollgestopft und
an Händen und Füßen gefesselt, abschieben. So viel verbrecherisches Denken
und Handeln verschlägt einem nun vollends die Sprache! Ihr Anwalt Hans-Eber-
hard Schultz hatte beim Verwaltungsgericht Bremen sofort einen Eilantrag auf
Aussetzung der Abschiebung eingereicht, der zwei Tage später überraschend
schnell positiv beschieden wurde. Das Gericht stoppte die geplante Abschiebung
(„Tageszeitung Bremen“ vom 12./13. Juli 2008) und begründete dies unter an-
derem mit der Lebensgefahr für die Schwangere und ihr ungeborenes Kind. Au-
ßerdem seien in der Türkei „keine hinreichenden Vorkehrungen für die Unterbrin-
gung der Kinder getroffen worden“. Verwandtschaftliche Hilfe sei ebenfalls nicht in
Sicht. Die Kammer erteilte die Auflage, in den ersten zwei Monaten nach der Ge-
burt „von der Abschiebung abzusehen“. Über eine „Duldungsverlängerung“ müs-
se das Amt anschließend entscheiden.

Das kann es doch nicht sein: Da gibt es zwar eine Atempause, aber nach
zwei Monaten ist der zutiefst menschenverachtende Skandal wieder da! Aktuell
zu fordern ist ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht für Hayat und ihre dann zehn Kin-
der, damit sie hier eine Zukunft hat und ohne Angst vor Abschiebung gesichert le-
ben kann. Darüber hinaus ist ein generelles Abschiebeverbot zu fordern! Es kann
nicht sein, dass in solchen Fällen immer erst Gerichte bemüht werden müssen,
um die schlimmsten Auswüchse einer verbrecherischen Anti-Asyl-Politik abzu-
bremsen. Ulrich Mäurer und Konsorten sowie die Vertreter solch inhumaner Äm-
ter müssen richtig ausgebremst werden, und im Wiederholungsfall sollen diese
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Herrschaften gefälligst ihren Hut nehmen! Letztlich lassen sich die Probleme je-
doch nur politisch lösen – durch die volle Wiederherstellung des uneingeschränk-
ten Asylrechts! Die menschenverachtenden „Ausländergesetze“ müssen weg!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
siehe auch „Die Linke“

Mord und Totschlag: Wohin es führen kann, wenn man
Menschen in die Verzweiflung treibt („Bild“-Zeitung)

Ein Innensenator, der Fakten
einfach ausblendet

1. Bremen hat einen kuriosen Staatsrat verloren
und dafür einen kuriosen Senator mehr bekommen:
Innensenator Ulrich Mäurer. Herrn Mäurer ist das
Talent gegeben, bestehende wichtige Fakten ein-
fach auszublenden, wenn er sich mit einem Thema
befasst.

Aus seiner Zeit als Staatsrat erinnern wir uns
noch, wie er die grobe Fahrlässigkeit unseres Bür-
germeisters Böhrnsen im Falle des kleinen Kevin
einfach wegdokumentiert hat. Auf Herrn Böhrnsens
gravierendes Fehlverhalten, das unter anderen –
nicht zu verstehenden – Nachlässigkeiten zum To-

de des kleinen Jungen führte, ging er in seinem Untersuchungsbericht nicht ein,
und damit ist für ihn Herrn Böhrnsens Schuld nicht existent. Und schon ist er
Innensenator!

Nun interessiert er sich für die Sicherheit der Freien Hansestadt. Es wurde
eine schriftliche Befragung der Polizei bei 21.000 Bremerinnen und Bremern vor-
genommen, in der sie sich zu ihrem Sicherheitsgefühl, der Zufriedenheit mit der
Arbeit der Polizei und der Lebensqualität äußern sollten. Über 7.200 Bürgerinnen
und Bürger beantworteten diese Fragen. Dabei kam heraus, dass sich in Huchting
und Blumenthal nur 46 Prozent aller Anwohner sicher fühlen. In Schwachhausen
und Peterswerder waren es zumindest 95 Prozent.

Herr Mordhorst, unser Polizeipräsident, war unverständlicherweise sehr zu-
frieden damit, dass sich im Durchschnitt 74 Prozent der Bremerinnen und Bre-
mer in ihrer Wohngegend sicher fühlen. 26 Prozent der Bewohnerinnen und Be-
wohner sind für ihn uninteressant und nebensächlich! Auch für Herrn Mäurer er-
gibt sich ein vorzeigbares Ergebnis. Erstaunlich, wenn man bedenkt, dass in der
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bundesweiten Statistik bei der Aufklärungsquote von Verbrechen Bremen immer
noch an letzter Stelle steht.

Das kommt wahrscheinlich daher, dass die Polizei immer „in unserer Nähe“
ist, wie zum Beispiel am Bremer Flughafen, wo bis Büroschluss anscheinend rich-
tig was los ist. Wir haben vier große Polizeireviere, an die sich die Bürgerinnen
und Bürger rund um die Uhr wenden können. Aber um dahin bei dringendem Be-
darf zu gelangen, hat frau einen meist langen und umständlichen Anfahrtsweg.

Alle anderen „kleineren Polizeireviere vor Ort“ schließen um 20 Uhr. Wenn
frau bedenkt, dass diese Polizeireviere wochentags von 8 bis 20 Uhr, samstags
von 8 bis 16 Uhr geöffnet und sonntags geschlossen sind, dann kann frau das
fehlende Sicherheitsempfinden verstehen! Diese „Ladenöffnungszeiten“ haben
wir noch dem umtriebigen Herrn Röwekamp mit seiner alle Seiten benachteili-
genden „Polizeireform“ zu verdanken. Wir sind ja zur Zeit der Umsetzung dieser
missglückten sogenannten Reform auf die berechtigten Bedenken der Polizisten
eingegangen.

Wir bitten also alle, die eine Straftat planen, diese bis kurz vor 20 Uhr beendet
zu haben, damit die Chance besteht, die Täter baldmöglichst zu fassen! Das ge-
fühlte Unsicherheitsempfinden der Bürgerinnen und Bürger sowie die Unzufrie-
denheit der Polizei aber beunruhigen weder Herrn Mordhorst noch Herrn Mäurer.

Herr Mäurer wird sich jetzt intensiv um die Vertreibung der Dealer im Oster-
torviertel kümmern. Diese Ankündigung macht sich gut in den Medien und geht
vor allem am Sinn der Umfrage total vorbei. Sie nimmt die Belange der Bewohne-
rinnen und Bewohner in Blumenthal und Huchting und anderswo in keiner Weise
ernst. Bei der nächsten Umfrage werden wohl noch weniger Befragte mitmachen.

2. Die BSAG „rechnet“ endlich, nachdem das Sozialticket schon vor einem hal-
ben Jahr eingeführt werden sollte. Was rechnet die BSAG denn jetzt immer noch,
wenn es um das Sozialticket geht? Will sie nicht freiwillig die in den ALG-II-
Bezügen vorgesehenen lächerlichen circa 15 Euro monatlich kassieren? Worin
bestehen die angeblichen zusätzlichen Kosten, die auf sie zukommen, wenn die
Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfänger für dieses Geld endlich das überfälli-
ge Sozialticket kaufen können?

Dieser Betrag von 15 Euro könnte monatlich von 80.000 Bezieherinnen und
Beziehern der menschenunwürdigen, unter der Armutsgrenze liegenden staatli-
chen Regelsätze an die BSAG gezahlt werden. Rechnen wir mal: 80.000 mal 15
Euro gleich 1.200.000 Euro monatlich, somit 1,2 Millionen Euro mal 12 gleich 14,4
Millionen Euro pro Jahr zusätzliche Einnahmen für die BSAG. Wo also liegt das
Problem für die Zurverfügungstellung des Sozialtickets? Am Papier? Am Druck?
BSAG – gar nix ist ok!

Gudrun Binder (parteilos)
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Unstrittig ist, dass der Regelsatz
nicht unterschritten werden darf

1. „Aufgrund des Bedarfsdeckungsprinzips ist die
Übernahme des Differenzbetrages aus der Regel-
leistung in der Regel nicht möglich.“ Diese Fest-
stellung des „Deutschen Vereins für öffentliche und
private Fürsorge“ zu Hartz IV und den Kosten der
Unterkunft ist klar! Er hat positive Empfehlungen
für die Betroffenen ja nur herausgegeben, um wei-
tere Ansprüche zu verhindern. Vor diesem Hinter-
grund gewinnt seine Empfehlung umso mehr an
Gewicht. Die Kürzungen der Kosten der Unterkunft
sind so zu beseitigen! Das sollten alle auch umset-
zen. Wie dies geht? Wir gehen mit!

Die Kürzungen des Regelsatzes sind unannehmbar, so auch der „Deutsche
Verein“. Damit sind alle unvorhersehbaren Aufwendungen – ob defekte Brille oder
Kühlschrank – von den Argen als Darlehn zu übernehmen, um die Unterdeckung
aufzufangen! In der Kommentarliteratur zum ALG II steht, dass auch eine einma-
lige Unterdeckung von 20 Prozent unzumutbar ist, weil der Regelsatz die garan-
tierte Untergrenze ist. Wenn wir einmal zurückblicken: Im Jahre 2005 wurden im
einstweiligem Rechtschutz 20 Prozent der zugesprochenen Zahlung gekürzt, als
Sicherheitsabschlag für das Hauptverfahren. Dieser Abschlag hat sich über zehn
Prozent auf jetzt Null reduziert! Es ist inzwischen unstrittig, dass der Regelsatz
nicht unterschritten werden darf!

Die Obergrenze für die Darlehnsrückzahlung beträgt zehn Prozent des Re-
gelsatzes. Bestimmte Darlehnsgründe schließen eine Tilgung während das ALG-
II-Bezugs aus, zum Beispiel für eine Mietsicherheit („Deponat“). Die zehn Prozent
sind auch die Obergrenze, wenn mehrere Darlehn bestehen: insgesamt zehn
Prozent für alles! Wer hierfür Tilgungen zahlt oder einen höheren Betrag zurück-
zahlt, kann dies beanstanden und Antrag auf Aussetzung beziehungsweise Re-
duzierung der Tilgungsleistung stellen. Es sind auch die Verpflichtungen gegen-
über Dritten zu berücksichtigen. Wer über ein Jahr zur Rückzahlung benötigt,
kann einen Antrag auf Niederschlagung der Forderung („Ausbuchung“) des Dar-
lehns stellen.

Die Tatsache, dass die Bagis, die Bremer Arge, Forderungen über Hannover
einfordert, ist unerheblich: Der Antrag auf Darlehn beziehungsweise Rückzahlung
mit zehn Prozent geht an die Bagis, eine Kopie nach Hannover. Wenn bereits für
anderes abgezahlt wird, kündigt mensch an, die Rückzahlung nach Regulierung
des jetzigen Darlehns zu beginnen. Widersprüche gegen die Rückforderungen
haben aufschiebende Wirkung.
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Wir fordern einen Hungerzuschlag von 50 Euro. Wir haben auf die Kürzun-
gen bei Schulkindern durch Hartz IV hingewiesen und die prompte Anhebung ge-
fordert. Wir haben Klagen gegen die Regelsatzhöhe eingereicht. Die ersten Ver-
fahren haben das Bundessozialgericht erreicht. Nun sagt Angela Merkel in der
„Tagesschau“ am 13. Juli 2008, Heizkosten würden den ALG-II-Betroffenen in
der tatsächlichen Höhe und Stromkosten über den im Regelsatz enthaltenen An-
teil hinaus erstattet. Davor hat sie das Gleiche etwas pauschaler der „Frankfurter
Allgemeinen“ erzählt.

„FAZ“: „Aus der SPD kommt auch die Forderung, Unternehmen sollten Sozi-
altarife beim Strom einführen. Eine gute Idee?“ – Merkel: „Allen Empfängern von
Arbeitslosengeld II werden Heizkosten und Strom bezahlt, sie sind damit nicht
von den Preissteigerungen betroffen. Darüber hinaus kann der Staat aber nicht
eingreifen, denn unser Sozialsystem basiert auf der individuellen Bedürftigkeit.
Generelle Subventionen des Strom- oder Gastarifs kann es nicht geben, weil sie
nicht finanzierbar und zudem mit Mitnahmeeffekten verbunden wären“.

Die Kommunen haben höhere Gebühren angekündigt („Weser-Kurier“ vom
13. Juli 2008) und dabei darauf hingewiesen, dass sie 70 Prozent der für 3,6 Mil-
lionen Hartz-IV-Empfänger mit Familien entstehenden Heiz- und Energiekosten
übernehmen müssen. 30 Prozent erstattet der Bund. Das ist alles etwas ungenau,
aber auch Richter haben festgestellt, dass Strom zu den Kosten der Unterkunft
gehört. Für Energie sind 20,74 Euro plus anteilige Steigerungsbeträge im Regel-
satz enthalten. Alles, was darüber hinausgeht, ist zu erstatten, siehe vorherige
Montagsdemos!

Wie sieht dies alles im Alltag aus? Der Monat geht zu Ende, und es ist kein
Cent mehr verfügbar! Was tun? Die Bedarfsgemeinschaft gemeinsam hungern
lassen? Dies ist eine schlechte Lösung! Die Sofortlösung sieht so aus: Die Bagis
aufsuchen und, falls zusätzliche Ausgaben angefallen sind, hierfür ein Darlehn
beantragen und/oder einen Vorschuss wegen Mittellosigkeit einfordern. Dieser
wird bei der nächsten Zahlung einbehalten, nach dem 20. bei der übernächsten
Zahlung. Letztendlich die Bagis nicht ohne Geld verlassen! Wie dies geht? Wir
gehen mit!

2. Unser politisches Personal in Bremen hat gemeinsam für eine Erhöhung des
Regelsatzes gestimmt. Berlin soll’s richten! Senatorin Ingelore Rosenkötter ist in
Bremen zuständig für die Anleitung und Dienstaufsicht über die Bagis. Sie kann
die Bagis anweisen, alle Zahlungsminderungen einzustellen und anschließend zu
überprüfen! Die Menschen haben jetzt Hunger. Frau Rosenkötter kann die Heiz-
kostenpauschale aufheben und den Betroffenen die Übernahme der angemesse-
nen Heizkosten zusagen. Gerichtsfest ist diese Pauschale sowieso nicht! So kön-
nen den Betroffenen ihre Sorgen verringert werden. Frau Rosenkötter kann die
Bagis anweisen, die nicht im Regelsatz enthaltenen Energiekosten zu erstatten.
So haben die Betroffenen etwas mehr Geld zur Verfügung, und die Freie Han-
sestadt Bremen spart die Gerichtskosten. Frau Rosenkötter, Sie sind verantwort-
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lich – auch wenn Sie die Regelsatzhöhe nicht positiv verändern können! Wie dies
alles geht? Wir gehen mit!

Der Regelsatz von jetzt 351 Euro wird nur Alleinstehenden gezahlt, Bedarfs-
gemeinschaften erhalten pro Erwachsenen 316 Euro. Begründung? Beim bürger-
lichen Unterhaltsrecht wird entsprechende Ersparnis bei den Mieten unterstellt.
Mieten sind jedoch im Regelsatz nicht enthalten. Auch gegen diese Ungerechtig-
keit laufen Klagen, doch dies dauert länger. Daher Antrag auf je 351 Euro stellen!
Zu Beginn der Hartz-IV-Reform haben die Argen dem Haushaltsvorstand den vol-
len und dem Partner den verminderten Regelsatz zugestanden. Dies soll „irrtüm-
lich“ passiert sein. Also Antrag auf Überprüfung stellen und für jeden den vollen
Regelsatz von jetzt 351 Euro einfordern. Wie dies geht? Wir gehen mit!

Für Schulkinder den Regelsatz einfordern, der vor Einführung von ALG II Gül-
tigkeit hatte. Auch dies dauert länger. Für die Zwischenzeit Vorschuss und/oder
Darlehn beantragen, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Wie dies geht? Wir
gehen mit! Wer kein ALG II erhält und arbeitet, kann bei Geldmangel ebenso ver-
fahren. Wer kein ALG II erhält und Rentner ist, kann bei Geldmangel so verfahren
und zum Amt für Grundsicherung gehen. Wer Sozialhilfe erhält, geht zum Sozial-
amt. Unterstützung gibt es hier, jeden Montag! Wir gehen mit! Darum Montagsde-
mo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

3. Herr Ackermann von der Deutschen Bank hat bereits vor einiger Zeit verkün-
det: „Die Hypothekenkrise ist ausgestanden, es ist vorbei!“ Wenige haben Herrn
Ackermann geglaubt. In den USA ist jetzt der Immobilienkreditgeber Indymac zu-
sammengebrochen, aus den altbekannten Gründen. Die Bank wird durch die
staatliche Einlagenversicherung aufgefangen, das kostet circa vier bis acht Milli-
arden Dollar („Weser-Kurier“ vom 13. Juli 2008). Unklar bleibt in dem Artikel, ob
diese Bank die Risiken offengelegt hatte, und wenn ja, warum erst jetzt der Zu-
sammenbruch erfolgte. Ich gehe davon aus, dass hier die Bilanz diese Risiken
nicht zeigte. Verlierer sind wieder die Arbeitnehmer(innen): 7.200 Stellen hatte
die Bank, die Hälfte wurde vor dem Zusammenbruch zur Sanierung gekündigt.
Es werden weitere Bankpleiten erwartet, trotz des Stützungsprogramms für über-
schuldete Hausbesitzer. –

Der Umgang der EU mit Asylbewerber(innen) wurde mehrfach gerügt. Das
Abschießen von Flüchtlingen mit Ziel EU am Maschendrahtzaun wurde aufs Deut-
lichste gerügt! Jetzt hat die EU Verträge mit den Anliegerstaaten des Mittel-
meers geschlossen: Die Flüchtlinge werden bereits in diesen Staaten eingefan-
gen und abgeschoben. Die EU muss nicht mehr selber schießen! Das Problem
der Asylbewerber entsteht dadurch überhaupt nicht oder vermindert sich gravie-
rend. Die neuen Partner erhalten Geld für die Verhinderung der Flüchtlingsströme
auf das Gebiet der EU. Was mit den Menschen passiert, ist der EU egal! Diese
Praxis funktioniert auch an der EU-Außengrenze auf dem Balkan. Schade, Völ-
kerverständigung sieht anders aus. Ich schäme mich, ein Europäer zu sein! Eu-
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ropa kann anders mit den Menschen umgehen! Darum Montagsdemo, Kopf zei-
gen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten! –

Die Bundesregierung lügt! In der Antwort (Drucksache 16/9810) zur Großen
Anfrage der Linksfraktion zu „Ursachen und Folgen der Armut bei Kindern und
Jugendlichen“ heißt es auf Seite 3, „dass mit dem SGB II nunmehr auch die Kin-
der aus Familienhaushalten statistisch erfasst werden, die vorher Leistungen der
Arbeitslosenhilfe bezogen haben. Deren Einkommensniveau war stets mit dem
von Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaften vergleichbar.“ Na klar: vergleichbar, aber
bis zu 1.000 Euro monatlich niedriger! Und weiter: „Die Arbeitsmarktreform hat
die Bedürftigkeit dieser Familien und Kinder lediglich sichtbar gemacht und nicht
neu geschaffen.“ Richtig ist: Die Regelsätze für Schulkinder wurden reduziert und
die Sonderbedarfe gestrichen, siehe vorherige Bremer Montagsdemos!

Es gibt auch Statistiken über die „Lohnentwicklung“ von der Arbeitslosenhil-
fe zum ALG II. Die Vorgaben für diese Statistik verhindern ein schlechtes Ergeb-
nis! Die Lüge fängt mit der Statistikplanung an. Das Weitere habe ich mir erspart.
Dass die Kinder nicht genug zum Leben haben, ist inzwischen unstrittig, selbst
Politiker müssen dies eingestehen! Die Zahl der Kinder in Familien mit ALG II wird
sich stark verringern, weil das Kindergeld, der Kinderzuschlag und das Wohngeld
Familien besserstellen können als der ALG-II-Bezug. Dies solltet ihr in jedem Ein-
zelfall nachrechnen lassen, vergesst aber die GEZ-Gebühr und die Sonderanträ-
ge nicht! Darüber reden wir zeitnah. Kommt einfach vorbei! Darum Montagsde-
mo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Ich wurde auf die Feststellung „Die Bundesregierung lügt!“ angesprochen:
Dies sei meine „Lieblingsaussage“. Darüber habe ich noch gar nicht nachgedacht.
Aber es stimmt: Erst werden die Statistiken so bearbeitet, dass die Aussagen
positiv für diese Politik sind, und dann werden die Statistiken genutzt, um diese
Politik zu begründen. Dies gilt für die Arbeitsmarktstatistik ebenso wie für den
Armutsbericht, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Bei der OECD-Studie „
Benefits and Wages 2007“ kommt der Erwerbslose ohne Anspruch auf ALG gar
nicht vor, weil die Rahmenbedingungen so gewählt wurden, dass dieser soziale
Absturz sich nicht in der Studie nachlesen lässt.

Nicht alle nehmen die Nebenwirkungen schweigend hin, etwa der Land-
kreistag am 31. Juli 2007: „Die Arbeitslosigkeit erscheine als alleiniger Indika-
tor für die sozialen Problemlagen nicht geeignet und verneble den Blick auf die
Gesamtsituation. ‚Wenn die Arbeitslosenquote die Entwicklung bei Hartz IV nicht
wiedergibt, sollten wir mehr auf die Zahl der Hilfeempfänger, deren Bedarfe und
deren Struktur achten‘, schlug Duppré vor. Die Betrachtung der falschen Indika-
toren verstelle den Blick auf die zugrunde liegenden sozialen Problemlagen und
daran zu orientierende Lösungsansätze. ‚Es wird endlich Zeit, dass wir uns den
vielschichtigen Problem offen stellen und uns eingestehen, dass die Zahl der Per-
sonen wächst, die auf staatliche Hilfe angewiesen sind.‘“

Zur 154. Bremer Montagsdemo erschien Finanzsenatorin Karoline Linnert
auf dem Marktplatz, obwohl sie „den ganzen Tag nur ein Würstchen gegessen“
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hatte, und kündigte eine Bremer Initiative zur Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze
an. Seither ist viel Wasser die Weser runtergeflossen, aber wenig von dem guten
Vorsatz übrig geblieben!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Papier ist geduldig: Um einen mitternächtlichen Bierdeckelkompromiss
zu retten, soll das Grundgesetz geändert werden („Spiegel-Online“)

Der Öffentlichkeit wird ein falsches
Bild über Hartz IV vorgegaukelt

1. Eigentlich sollte Bildung keine Frage der Her-
kunft sein. Uneigentlich ist sie dies jedoch in
Deutschland so sehr wie in keinem anderen eu-
ropäischen Industriestaat: Hier wird es gerade
Kindern aus finanziell schwachen Familien unge-
mein erschwert, einen höheren Schulabschluss
zu erwerben!

Als ob es nicht schon völlig ausreichte, dass
Kinder von ALG-II-Empfängern durch die viel zu
niedrigen Regelsätze von solchem „Luxus“ wie
Musik- und Nachhilfeunterricht oder Sportvereinen

ausgeschlossen sind und dass Lernmaterialien oder Ausflüge mit der Schule aus
dem Regelsatz bestritten werden müssen, obwohl dort keine besonderen Leis-
tungen für einen Schulbesuch vorgesehen sind – nein, die Sozialbehörden set-
zen unerträglicherweise noch eins drauf, was ausgerechnet die Chancen der Kin-
der von Hartz-IV-Empfängern auf einen höheren Bildungsabschluss noch weiter
herunterschraubt!

Diesen Widrigkeiten zum Trotz haben es die Jobcenter der Arbeitsagentu-
ren gerade auf die jungen Haupt- und Realschulabgänger abgesehen, deren El-
tern ALG II beziehen. Das Ziel ist, die Jugendlichen möglichst schnell eine „Ein-
gliederungsvereinbarung“ unterschreiben zu lassen, die sie dazu verpflichtet, ei-
ne Arbeitsstelle ausfindig zu machen, regelmäßig die argen Argen aufzusuchen
und sich voll der Verfolgungsbetreuung zu unterwerfen. Bei Verstößen drohen
den Eltern Kürzungen der Bezüge. Dabei scheint es die Behörden nicht weiter zu
interessieren, dass diese Vorgaben den Bildungsabsichten der Schüler oft total
widersprechen.

Da in Deutschland 15-Jährige als „erwerbsfähig“ gelten, ist eine Eingliede-
rungsvereinbarung prinzipiell in Ordnung. Theoretisch ist sie eine Abmachung
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zwischen Arge und ALG-II-Empfänger, die den Arbeitssuchenden verpflichtet,
Schritte zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu unternehmen. Das kann ein Be-
werbungstraining wie auch eine Umschulung beinhalten, aber auch zur Aufnah-
me von schlecht bezahlten Jobs verpflichten. Wenn dies jedoch vermehrt Schü-
ler oder Alleinerziehende trifft, die eine weitergehende Schule besuchen wollen,
so ist dies nicht mehr akzeptabel.

Wenn von Seiten der argen Argen sinnlose „Eingliederungsvereinbarungen“
vorgeschlagen werden, so muss dies nach dem Experten für Sozialrecht vom „So-
zialverband Deutschland“, Thomas Eberl, nicht automatisch zum Schulabbruch
führen. Gegen derartige Bescheide lässt sich mithilfe der Sozialverbände und Ar-
beitslosenberatungsstellen Widerspruch einlegen. Leider werden das trotzdem
zu viele nicht wissen und sich nicht wehren! Wird hier der Versuch gestartet, eine
Art von indischem Kastensystem einzuführen, so wie „Schuster, bleib bei deinen
Leisten“ oder „einmal ALG-II-Bezieher, immer ALG-II-Bezieher“ – und soll dies
dann in Sippenhaftung an die nächste Generation zwangsweise weitergegeben
werden? Wie gehabt: Wozu Geld für die Ausbildung von Kindern ausgeben, die
später eh keinen Job gekommen werden?

2. Die folgende Meldung kann gar nicht oft genug wiederholt werden: Minister-
präsident Günther Beckstein fordert „mehr Hartz IV für arme Kinder“. Das wusste
„Blöd“ letzte Woche dienstags zu berichten. Nach Angaben des Blattes soll der
CSU-Politiker dies nach einem Gespräch mit den Spitzen der freien Wohlfahrts-
pflege in München geäußert haben. So schön es auch klingen mag, Kenner der
bayerischen Sozialpolitik werden es kaum glauben können. Aber wir dürfen nicht
vergessen, dass in Bayern Wahlkampf ist, und dann ticken die Kuckucksuhren
eben ein bisschen anders, wenn der Verlust der absoluten Mehrheit droht! Was
das für Folgen für den Ministerpräsidenten hätte, darüber wollen wir lieber nicht
spekulieren.

Die bei Hartz IV vorgesehenen Pauschalen für Kinder müssten neu berech-
net und spezielle Anlässe wie Einschulungen dabei berücksichtigt werden. Zu-
dem tritt er auch für ein kostenloses Schul-Mittagessen für Kinder aus armen Fa-
milien ein. Gleichzeitig kündigte er mehr Geld für Förderschulen an. Will Günther
Beckstein vor der Wahl mit dieser Aussage der SPD deren zur Linkspartei abwan-
dernde Wählerschaft abspenstig machen und im Anschluss daran sagen, dass
man Politiker nicht an ihren Wahlaussagen messen dürfe? In einem in Franken
häufig gehörten Witz wird danach gefragt, warum Veranstaltungen der CSU so
oft in Bierzelten stattfinden. Die Antwort lautet: Weil sie nur betrunken zu ertragen
sind. Das wird dann vermutlich nicht so weit von der Wahrheit entfernt sein.

3. Die gute Nachricht zuerst: Hurra, die Deutschen sind nur mittelarm! In Deutsch-
land liegt das Armutsrisiko unter dem Durchschnittswert der Europäischen Uni-
on. Etwa jeder achte Einwohner gilt hierzulande als armutsgefährdet. In der ge-
samten EU betrifft das ansonsten jeden sechsten Bürger, wie in der letzten Wo-
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che die vom Statistischen Bundesamt vorgestellten Zahlen aus dem Jahr 2005
„belegen“. Als von Armut bedroht gelten Menschen, die 60 Prozent oder weniger
des mittleren Einkommens im jeweiligen Land zur Verfügung haben.

Dabei wird nicht der Mittelwert aller Einkommen herangezogen, sondern der
deutlich niedriger liegende „Median“, der die gesamte Bevölkerung in zwei exakt
gleich große Gruppen teilt. Nach einer europaweit einheitlichen Definition werden
zudem die familiäre Situation der Menschen und „Einspareffekte“ beim Zusam-
menleben zum Beispiel von Familien berücksichtigt. Besonders gefährdet sind
EU-weit Arbeitslose, auch Deutschland ist keine Ausnahme. Die Frage aber bleibt
bestehen: mittelarm im Verhältnis zu wem?

Im Verhältnis zu den hochentwickelten Industriestaaten der Alt-EU schnei-
det Deutschland ziemlich mies ab. Auch fällt in Deutschland die Schwelle der Ar-
mutsgefährdung ungewöhnlich niedrig aus: 60 Prozent des „Medians“ liegen in
Deutschland bei 9.370 Euro, wohingegen dieser Wert in Dänemark 13.598 Eu-
ro und in Irland 11.808 Euro für Alleinlebende beträgt. Wenn diese Zahlen auf
Deutschland übertragen würden, fiele die Zahl der Armutsgefährdeten noch weit
höher aus. Ich muss schon sagen, dass es um die Kunst der Statistik-Beschö-
nigung in unserem Ländle gut bestellt ist! Aber ganz so blöd, wie die Regierung
glauben machen will, ist die Bevölkerung nun doch nicht.

4. Nun die schlechte Nachricht: Schützt Karriere womöglich nicht vor Armut?
Arm trotz Arbeit ? Letzte Woche zeigte die „37-Grad“-Sendung „Schuften – und
doch kein Geld“ den Alltag von Menschen im Niedriglohnbereich, wie sie trotz
allem versuchen, ihre Würde und ihre positive Lebenseinstellung zu bewahren.
Es wurde auch darüber berichtet, was die Betroffenen alles auf sich nehmen und
wie sie unermüdlich neu versuchen, einen besseren Job zu finden. Ziel dieses
täglichen Kampfes ist es, ohne staatliche Hilfe einen Platz in der Gesellschaft für
sich und die eigene Familien finden zu können.

Innerhalb von zehn Jahren hat sich Melanie Specht vom Azubi bis zur Fili-
alleiterin einer Friseurkette hochgearbeitet. Obwohl sie in wenigen Monaten die
Meisterprüfung ablegen wird und für mehrere Gesellen und Azubis die Verantwor-
tung trägt, arbeitet sie für einen Hungerlohn von 5,50 Euro die Stunde. Deswe-
gen muss die 27-Jährige regelmäßig zur Arge gehen, um sich den kargen Lohn
aufstocken zu lassen. Gerne würde sie Mutter werden, aber mit dem jetzigen Ver-
dienst geht das nicht, weil sie ihrem Kind auch „etwas bieten“ möchte.

Weitere Protagonisten werden gezeigt, wie den Fahrradverkäufer mit 20-jäh-
riger Berufserfahrung, dem die Arbeit zwar Spaß macht, den aber das knappe
Geld belastet. Da ist die alleinerziehende Arzthelferin, die 13 Jahre in verschie-
denen Arztpraxen gearbeitet hat und nun mit ihren beiden Kindern kaum über die
Runden kommt. Sie kritisiert, dass in vielen Praxen nicht nach Tariflohn gezahlt
wird.

Ich finde es beschämend für dieses reiche Land, wenn Melanie Specht sagt:
„Es ist schon bitter, wenn man trotz Vollzeitarbeit beim Jobcenter noch die Hand
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aufhalten muss!“ 2,5 Millionen Menschen sind arm trotz Arbeit. Früher waren Men-
schen, die zu Niedriglöhnen arbeiteten, meist gering oder gar nicht qualifiziert,
doch das hat sich geändert. Drei Viertel der im Niedriglohnsektor Arbeitenden
haben eine Berufsausbildung, manche sogar einen Hochschulabschluss. 22 Pro-
zent der Berufstätigen in Deutschland arbeiten inzwischen für Niedriglöhne, fast
so viele wie in den USA.

Während der Niedriglohnsektor schnell wächst, verringert sich auf der ande-
ren Seite die Mittelschicht. Ein Mindestlohn, in vielen Nachbarländern selbstver-
ständlich, ist in Deutschland mehr als überfällig! Er führt nicht zu vermehrter Ar-
beitslosigkeit, wie immer wieder von den Arbeitgebern behauptet wird, die ver-
mutlich Einbußen bei ihrer Profitmaximierung fürchten, wenn sie nicht mehr durch
Steuergelder subventioniert werden, denn ohne Aufstockung durch die Arbeits-
agentur reichen diese niedrigen Löhne zum Leben nicht aus!

5. In Bremen haben gerade die Sommerferien begonnen. Wohin fahren Men-
schen, die Hartz IV bekommen? In der Regel begeben sie sich nach Balkonien,
sofern sie denn einen Balkon haben. Die große Mehrheit muss zu Hause bleiben,
weil der Regelsatz es nicht zulässt, dass sie sich einen Urlaub ansparen können.
Manche besuchen Verwandte in der Nähe oder haben das Glück, dass diese ih-
re Kinder mit in den Urlaub nehmen können. Andere machen mit ihren Kindern
Ausflüge an nahe gelegene Seen und veranstalten ein Picknick. Ich selbst ha-
be mich früher oft mit einer Freundin am „Café Sand“ getroffen. Wir saßen direkt
am Wasser, waren Selbstversorger, unterhielten uns, waren unter Leuten. Unse-
re Kinder planschten zufrieden im Wasser, bekamen manchmal noch ein kleines
Eis spendiert.

Da Erwerbslose ja angeblich nichts tun, steht ihnen auch kein Urlaub zu, um
sich mal erholen zu können, von der Verfolgungsbetreuung zum Beispiel. Grund-
sätzlich haben sie nur das Anrecht auf eine sogenannte Ortsabwesenheit von 21
Tagen im Jahr. Deren Bewilligung ist vom Ermessen des Sachbearbeiters abhän-
gig, der das sehr willkürlich handhaben kann. Wenn ALG-II-Empfänger verreisen
möchten, müssen sie sich Fragen gefallen lassen – wie, wohin und wie lange sie
in Urlaub fahren wollen, welche Kosten entstehen und wer sie übernimmt. Selbst
die Konten werden mit dem Mittel der Verfolgungsbetreuung eingesehen, um zu
erfahren, wo die Gelder herkommen. Wenn etwa von Verwandten Bares für einen
Urlaub spendiert wurde, dann rechnet die Behörde dieses Geld als Einkommen
an. So bleibt fast nichts mehr übrig. Die Leute müssen das Geld erst verbrauchen.

Es ist in meinen Augen ein Verbrechen, dass den Ärmsten der Armen jede Er-
holungsmöglichkeit verwehrt werden soll, wohingegen die größten Steuersünder
ungeschoren in die Schlupflöcher in der Schweiz entschwinden dürfen und den
Staat um Milliarden prellen. Aber ererbtes Geld ist ja irgendwie reiner! Natürlich er-
halten Erwerbslose kein Urlaubsgeld: Auch dies soll aus dem völlig unzureichen-
den ALG II angespart werden. Was sollen die Kinder von Hartz-IV-Empfängern
bloß erzählen, wenn der Lehrer nach den Ferien nach einem schönen Feriener-
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lebnis fragt und einen Aufsatz darüber schreiben lässt? Oft beteiligen sich die Kin-
der aus finanziell ärmeren Familien an solchen Gesprächen nicht. Vielleicht ver-
drängen sie die unbefriedigende Situation. Und wenn Kinder aus ärmeren Fami-
lien auf Freizeiten mitfahren und sich keine Pommes leisten können, behaupten
sie lieber, dass die Butterbrote ihrer Mutter ohnehin besser schmecken.

6. Monatelang hat ein Bediensteter des Hochtaunuskreises eine Hartz-IV-Empfän-
gerin bespitzelt – jetzt soll der Fall parlamentarisch untersucht werden. Die SPD-
Kreistagsfraktion fordert den zuständigen Sozialdezernenten auf, im Ausschuss
für Jugend und Soziales über den Vorfall zu berichten. In Fernsehbeiträgen und
in der „Frankfurter Rundschau“ wurde über den Fall der jungen Mutter aus Ober-
ursel berichtet, die im „Verdacht“ stand, als ALG-II-Bezieherin mit einem Mann
zusammenzuleben und von ihm finanziert zu werden. Um diesen „Verdacht“ er-
härten zu können, überwachte ein Ermittler des Amts die 25-Jährige drei Mo-
nate lang – auch in seiner Freizeit. Natürlich hat der „soziale“ Ermittlungsdienst
hier seine Kompetenzen überschritten: „Wenn da jemand monatelang vor der Tür
steht, kann das den Leumund der ganzen Familie in Verruf bringen.“

Die Grenzen bei der Ausforschung von Leistungsempfängern sind doch nicht
beliebig bis hin zum Stalking ausdehnbar! Mir stellt sich nach solchen Meldun-
gen immer wieder die Frage, was das für Menschen sein müssen, die sogar noch
in ihrer Freizeit ALG-II-Empfänger bespitzeln: „deutsche Seelen“ mit Blockwart-
mentalität? Wie groß muss der Hass auf uns Transferempfänger sein, die An-
nahme, dass wir nur betrügen und faul und arbeitsunwillig schmarotzend abkas-
sieren? Ob sich solch ein „Undercover-Agent“ der argen Argen, ein verhinder-
ter James Bond, als Gutmensch fühlen darf, der mit dazu beiträgt, die Staatsver-
schuldung einzudämmen? Hoffentlich bekommt die verantwortliche Arge ordent-
lich eins drauf! Ihre Betrugsfantasien müssen sie nicht immer von sich auf andere
projizieren!

7. Bereits am 20. Juni 2008 verkündete unsere Bundeskanzlerin in einem In-
terview mit der „Frankfurter Allgemeinen“, dass allen Empfängern von Arbeits-
losengeld-II-Beziehern „Heizkosten und Strom bezahlt“ würden, sodass wir nicht
von den Preissteigerungen betroffen seien. Darüber hinaus behauptete sie, der
Staat könne nicht eingreifen, weil unser Sozialsystem angeblich auf der „indivi-
duellen Bedürftigkeit“ basiere. Generelle Subventionen des Strom- oder Gastarifs
könne es nicht geben, weil sie „nicht finanzierbar“ und zudem „mit Mitnahmeef-
fekten verbunden“ seien.

In ihrem neuerlichen Statement im Zeitungsinterview „Atomausstieg nicht ins
Grundgesetz“ bei der Gazette mit den vier Großbuchstaben ließ sie am vergan-
genen Sonntag Ähnliches ab: Sie behauptete, wir hätten im Arbeitslosengeld
II eine sogenannte Erstattung der Kosten der Unterkunft, wonach alle Heizkos-
ten und Stromrechnungen voll ersetzt würden. Martin Behrsing, Sprecher des
„Erwerbslosenforums Deutschland“, stellt hierzu fest, dass die Bundeskanzlerin
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Hartz-IV-Bezieher für ihre Atompolitik instrumentalisiert und ihnen das Recht auf
einen Sozialtarif für Strom abspricht: „Wir wissen nicht, ob es ihre völlige Unkennt-
nis über die Zusammensetzung des Hartz-IV-Satzes ist, oder ob sie bewusst ein
falsches Bild vorgaukelt, um deutlich zu machen, dass Atomstrom für Hartz-IV-
Bezieher notwendig ist.“

Im Regelsatz für einen alleinstehenden Hartz-IV-Bezieher ist lediglich ein mo-
natlicher Betrag von 21,87 Euro vorgesehen. Anders als es Angela Merkel dar-
stellt, gehören die Stromkosten nicht zu den Kosten der Unterkunft, sondern müs-
sen aus dem Regelsatz von derzeit 351 Euro selbst getragen werden. Für die
Zukunft wäre es hilfreich, wenn die Bundeskanzlerin bei der Beantwortung der-
artiger Fragen das „Erwerbslosenforum“ oder andere Fachkundige vorher zu Ra-
te zieht! So hat sie leider den Eindruck erzeugt, dass ALG-II-Bezieher sich keine
Sorgen vor Energiepreissteigerungen machen müssten. Doch schon jetzt haben
viele das Problem, dass sie die steigenden Stromkosten nicht mehr zahlen kön-
nen. Das „Erwerbslosenforum“ merkt auch an, dass die Heizkosten nur „im an-
gemessenen Umfang“ übernommen werden. Sehr viele Kommunen setzen aller-
dings ihre Kriterien für „Angemessenheit“ völlig willkürlich.

Wie wäre es, wenn wir die Kanzlerin beim Wort nähmen und uns als hoch-
erfreut darüber zeigen, dass nun endlich der Strom nicht mehr aus dem Regel-
satz bezahlt werden muss? Wenn sich dann die argen Argen weigern, die Kosten
wegen „fehlender“ Rechtsgrundlage zu übernehmen, haben wir immerhin einen
Ablehnungsbescheid in der Hand, mit dem Klage eingereicht werden kann. Dann
müsste doch sogar das Gericht feststellen, dass die Kanzlerin gelogen hat, denn
ein Falschinformiertsein kann sie sich in ihrer Position nicht leisten, schon gar
nicht über mehrere Wochen hinweg. Als ob Frau Merkel keine Berater zur Sei-
te stehen hätte, deren Rat sie einholen könnte – wenn sie denn wollte! Aber es
macht sich natürlich besser, nach außen hin den Eindruck zu erwecken, dass
Hartz-IV-Empfänger bestens versorgt seien und sogar im Gegensatz zu Gering-
verdienern sämtliche Kostenexplosionen der Energiekonzerne von der Sozialbe-
hörde bezahlt bekämen. Das kann den Sozialneid doch ganz wunderbar schüren!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Phallussymbol: Piesepampel besteigt Goldelse („Spiegel-Online“)

Fordern statt Fördern: Hartz-IV-Schülern werden von einem 400-Euro-
Ferienjob 240 Euro abgezogen („Spiegel-Online“)

Menschen zweiter Klasse: Wer auf Sozialhilfe angewiesen ist,
hat das Recht auf neue Kleidung verwirkt („Berliner Umschau“)

Übergriffe auf Machtlose: Psycho-Strategien gegen
die tägliche Demütigung („Reader’s Edition“)
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Wissentlich falsche Bescheide
schonen den Staatssäckel

Bei gutem Sommerwetter trafen wir uns zur 189.
Montagsdemo in Bremen um 17:30 Uhr auf dem
Marktplatz. Unsere Leine mit Texten und Karikaturen
flatterte im Wind und fand Beachtung. Heute konn-
te wir zwei Mikrofone zum Einsatz bringen, und es
entstand fast so etwas wie eine Diskussion, weil ei-
nige auf ihre Vorredner antworteten, was sehr leben-
dig ist. Bis an die 60 Zuhörer und Zuschauer gab es.

Ein Kollege aus Schleswig-Holstein fand unser
Engagement gut und wünschte uns weiter Erfolg.
Themen waren die Bremer Asylpolitik und die Hal-
tung des neuen Innensenators Mäurer zu verschie-
denen Fragen und Problemen in Bremen, etwa der
„Sicherheit der Bevölkerung“ oder der Situation bei

der Polizei. Neuauflage und Weitermachen bei der reaktionären Asylpolitik gehö-
ren mit dazu.

Über ein Sozialticket wird beim Senat nur weiter nachgedacht, doch Den-
ken allein bringt noch keine Geldausgabe. Das ist auch die Devise bei der Ba-
gis: Falsche, wissentlich falsche Bescheide schonen den Staatssäckel der ach so
armen Hansestadt und belasten die Betroffenen. Das ist der arrogante Umgang
des veranlassenden Bremer Senats mit Rosenkötter, Mäurer, Böhrnsen. Für sol-
che Leistungen haben sie weder ihren Urlaub noch ihre Bezahlung verdient!

Deutlich wurde wieder, welches Bild inzwischen von den ALG-II-Betroffenen
gezeichnet wird, gefördert vom Kapital, den höheren staatstragenden Beamten
und Politikern und der ganzen schleimleckenden „Medienwelt“. Das ist „Volksver-
hetzung“ von oben, die bewusste Faschisierung des Medienapparats auf ach so
freiwilliger Grundlage!

Hungerzuschlag, Teuerungszuschlag und die sogenannte Altersteilzeit waren
weitere Themen. Kollegen, macht euch frei von der Bindung an kapitalhörige Ver-
trauensleute und Betriebsräte! Wer Konsequenzen aus der selber aufgestellten
Rechnung zieht, muss seine Kollegen gewinnen und selbständige Aktionen vor-
bereiten. Die Kollegen sind bereit für solche Gedanken!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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190. Bremer Montagsdemo

am 21. 07. 2008

Der Arbeitsplatzabbau geht weiter
Ich lese hier nur einmal kurz diese Schlagzei-
len vor: „Bosch schränkt Produktion ein“, „Ford
will Produktion verlagern“, „Scheffler will mehr von
Conti“, „500 Lastkraftfahrer in Bayern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen streiken gegen zu
hohe Spritpreise“. Das alles steht auf einer ein-
zigen Seite des „Weser-Kuriers“! Was aber fehlt,
ist die Nachricht, wie viele Menschen nun in Ar-
mut getrieben werden. Um Gottes Willen, lieber
nichts davon erzählen, es ist ja Wahlkampf in Bay-
ern! Wie schon gesagt, kommt da die Forderung
der CSU gerade richtig: Die alte Pendlerpauscha-
le muss wieder her!

Doch was für ein Wahlgeschenk machen wir
dem Wähler 2009? Also heißt es nun nachdenken.

Wie wäre es denn mit Informationen, wie es für uns Bürger weitergehen soll, mit
der Steuerreform für den Mittelstand oder auch der Entlastung aller Bürger? Nee,
geht nicht, der Steinbrück macht nicht mit: „Dafür haben wir kein Geld.“ Wenn das
so ist, werden wir in Zukunft noch weniger haben, denn ohne gegenzusteuern wird
es für uns alle noch teurer werden. Der Einzelhandel klagt schon jetzt über den
Umsatzrückgang. Und wann erfahre ich als Bürger und Steuerzahler endlich mal
was von der Regierung, was sie denn gegen die hohen Spritpreise unternehmen
will?

Wann wollen sie denn endlich handeln? Müssen erst immer mehr Menschen
verarmen und sich Sorgen machen und vor Kummer und Ängsten krank werden?
Ihr von der Regierung seid doch von uns gewählt worden, von euch erwarte ich
als Bürger Lösungen, und zwar so schnell wie möglich! Seht ihr denn nicht die
Gefahr, die da lauert? Dann macht es doch einmal wie Harun ar-Raschid, geht
unter das Volk und erkennt, warum die Wählergunst immer mehr schwindet! Ach,
was sage ich da: Ihr braucht doch eigentlich nur der Montagsdemo zuzuhören,
denn wir sagen euch ja schon lange, was nicht mehr stimmt!

Hier noch einmal kurz zum Mitschreiben: Wir alle haben nicht mehr ausrei-
chend Geld, um von diesen Hungerlöhnen ein menschenwürdiges Leben zu füh-
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ren, und es kommen von Tag zu Tag immer mehr Menschen hinzu, die hungern
und krank werden. Es werden immer mehr Menschen, die unzufrieden mit der
Regierung sind! Na, dann macht man weiter so, ich sehe schon, wie andere sich
die Hände reiben!

Udo Riedel (parteilos)

Herr Rische und die weggepickten
Rosinen bei der Rente

1. Die Rentner sind mit der „Rentenerhö-
hung “ logischerweise nicht zufrieden. Da-
her wird versucht, dieses Thema positiv
darzustellen, etwa im „Weser-Kurier“ vom
9. Juli 2008: „Altersarmut – für Ältere noch
kein Thema“. Herbert Rische, Präsident
der Deutschen Rentenversicherung, for-
dert den Gesetzgeber und die Tarifpartei-
en zum „rechtzeitigen Gegensteuern“ auf.
Die Weichen für die Armut sind gestellt –

ohne Änderung werden die künftigen Renten selten armutsfest sein. Daher der
Wunsch von Herrn Rische: Gegensteuern!

Bei der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe wurde als „großer
Vorteil“ für die ehemaligen Sozialhilfeempfänger die Zahlung von Rentenversiche-
rungsbeiträgen während des ALG-II-Bezugs herausgestellt. Die Schlechterstel-
lung der Arbeitslosenhilfe-Betroffenen wurde nicht erwähnt. Bereits 2005 waren
die Auswirkungen dieser Rentenversicherungsbeiträge armutsfördernd! Trotzdem
wurden die Beitragszahlungen für ALG-II-Betroffene ab 1. Januar 2006 halbiert.
Dadurch und durch weitere Maßnahmen wurde die Rentenkasse geleert oder je-
denfalls geringer gefüllt, siehe vorherige Bremer Montagsdemos: Zwölf Monate
ALG II erhöhen die Monatsrente um 2,17 Euro!

Herr Rische fordert deshalb für ALG-II-Empfänger wieder höhere Renten-
versicherungsbeiträge einzuzahlen. Auch der Niedriglohnsektor schafft keine ar-
mutsfesten Renten. Wenn diese Entwicklung so weitergehe, könne man die bei-
tragsbezogene Rente auf den Müll werfen, so Herr Rische – und er hat Recht. Er
muss ja auch mit ansehen, dass die Deutsche Rentenversicherung für die zusätz-
liche Altersabsicherung wirbt und doch nicht einen Vertrag selbst anbieten darf.
Dieser Profit ist den privaten Versicherungsunternehmen garantiert.

Herr Rische weiß aber sicherlich auch, dass die gesetzliche Rente ein Aus-
laufmodell ist: Die Lissabonner Strategie verlangt die Privatisierung auch der so-
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zialen Sicherungssysteme. Herr Rische ist zumindest der Steigbügelhalter für die
Totengräber der gesetzlichen Rentenversicherung! Beachtenswert ist der Appell
vom 9. Juli 2008 schon. Nur die Thematik des Lissabonner Vertrags hätte Herr
Rische anpacken müssen. Doch darf er die Regierung überhaupt kritisch fragen?
In Bremen erhält so ein fragender Funktionsträger wahrscheinlich keine Vertrags-
verlängerung, zum Beispiel bei „Radio Bremen“.

Die Benachteiligung der Arbeitslosenhilfe-Bezieher wird noch heute be-
stritten. Damals wurde dargelegt: „Die Bundesregierung will im Rahmen ih-
res 30-Milliarden-Sparpaketes angeblich vor allem Leistungen für Langzeitar-
beitslose kürzen. Laut ‚Spiegel‘ will Arbeitsminister Riester über sieben Mil-
liarden DM bei Beiträgen zur Sozialversicherung sparen, die der Bund für
Arbeitslosenhilfe-Empfänger bezahlt.“ Dies war nur durch den sozialen Abstieg
der Arbeitslosenhilfe-Empfänger zu erreichen: bis zu 1.000 Euro monatlich weni-
ger in der Tasche und noch geringere Beiträge zur Rentenversicherung!

Herr Rische als Präsident der Deutschen Rentenversicherung hat die Anpas-
sung der Renten an die Lohnentwicklung verteidigt, so der „Weser-Kurier“ am 12.
Juli 2008: Die Renten wären um 30 Prozent niedriger, wenn die Inflationsrate zu-
grunde gelegt würde. Herr Rische hat aber nicht gesagt, wie hoch die Renten
ohne die Gesetzesänderungen der Regierungen wären. Diese Änderungen wa-
ren und sind für den Neurenter rentenmindernd: Die neue Rente fällt einfach nied-
riger aus! „Rosinenpickerei geht nicht“, gibt Herr Rische den Rentnern zu beden-
ken. Zu den Aktionen der Bundesregierung steht hier nichts.

Auch nichts zur Veränderung der Rentenanpassungsformel für die Ermittlung
der Rentenerhöhungen. Auch diese Formel wurde durch Hartz IV geändert, zum
Nachteil aller Rentner. Die Abgeordneten haben die Formel zur Erhöhung ihrer
Bezüge zum gleichen Termin geändert, aber so, dass die Inflation die Steigerun-
gen bestimmt, losgelöst von der Rentenerhöhung, siehe vorherige Bremer Mon-
tagsdemos. Die Abgeordneten wussten, dass Hartz IV erhebliche Kürzungen bei
Löhnen und Gehältern verursachen wird.

Gerhard Schröder hat auf dem Weltwirtschaftsgipfel ausgerufen: „Wir haben
es geschafft, eine europaweite Niedriglohnzone einzurichten!“ Fakt ist: Noch nie
wurden Lohn- und Gehaltskürzungen so schnell und mit so geringer Gegenwehr
umgesetzt! Es gab Streichungen beim Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Pausenkür-
zungen oder Zulagen entfielen, und für weniger Geld wird länger gearbeitet! Die
Belegschaften schotten sich ab, neue Mitarbeiter erhalten grundsätzlich weniger.

„Die Ausweitung der Familienleistungen wirkt“, meldet der „Weser-Kurier“ am
19. Juli 2008. In diesem Artikel wird dargestellt, dass die Bundesregierung Beiträ-
ge für die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten an die Deutsche Renten-
versicherung zahlt. Es werden die positiven Auswirkungen aufgezeigt. Herr Thie-
de, Leiter des Bereichs „Entwicklungsfragen Altersvorsorge“ bei der Deutschen
Rentenversicherung gibt die Auskünfte. Diese Zahlungen und Regelungen sind
seit Langem gesetzlich geregelt.
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Neu ist der Streit mit der Bundesagentur für Arbeit. Die Bundesregierung hat
versucht, die Zahlungen für die Kindererziehungszeiten auf die Bundesagentur
für Arbeit zu verlagern. Diese hat sich in der Pressemitteilung vom 4. Juli 2008
dagegen verwehrt: Allein für 2009 seien 290 Millionen Euro zu zahlen. Hoffentlich
wird nicht wieder die Sozialkasse geplündert! Zur Erinnerung: Die Bundesagen-
tur für Arbeit wurde vom Bundeshaushalt abgekoppelt. Alle möglichen Zuwendun-
gen hieraus wurden aufgehoben, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Dies
steht nicht in dem Beitrag. Es steht auch nichts vom Lissabonner Vertrag, nichts
von der vereinbarten Abschmelzung der gesetzlichen Rentenversicherung in den
Ausführungen von Herr Thiede.

Wie wirken sich die dauernden Rechtsänderungen bei der Rentenberech-
nung aus? Nagativ! Hierzu ein kleines Erlebnis, es ist circa 15 Jahre her. Damals
erzählte eine Kollegin: „Ich habe mich bei der LVA erkundigt. Ich möchte eigent-
lich aufhören, aber meine Rente ist zu niedrig. Wenn ich noch fünf Jahre arbei-
te, erhalte ich circa 50 DM monatlich mehr Rente!“ Nach etwas über fünf Jahren
ging die Kollegin in Rente. Sie war enttäuscht, ihr Rentenzahlbetrag war gesun-
ken: „Vor fünf Jahren wäre meine Rente höher gewesen!“ Wir haben den Mitar-
beiter bei der LVA angerufen und befragt. Er bedauerte, aber diese Änderungen
waren damals nicht vorhersehbar. So viel, Herr Rische, zur „Rosinenpickerei“!

2. Letzten Montag habe ich die Finanzkrise angesprochen. Jobst wandte sich
an die Touristen auf dem Marktplatz: „Auch Sie da beim Kaffee, warten Sie nicht
auf neue Bankencrashs und Entlassungswellen wie bei Siemens! Nutzen wir die
freie Zeit und den Urlaub auch zum Nachdenken! Da muss doch was anders
werden, nicht wahr?“ Da musste leider keiner lange warten: Noch während wir
auf dem Marktplatz waren, kamen diese Nachrichten. Es sind zwei weitere US-
Immobilienbanken notleidend geworden! Außerdem hat die Citigroup die Citibank
Deutschland für 4,9 Milliarden Euro verkauft. Insgesamt will die Citigroup Anteile
und notleidende Wertpapiere für 400 Milliarden Dollar verkaufen! Alle drei Ban-
ken verkünden darüber hinaus einen massiven Personalabbau. Inzwischen leug-
net auch kein „Wirtschaftsweiser“ mehr die negativen Auswirkungen auf Deutsch-
land. Nur die Planzahlen werden nicht verändert, daher kann der Finanzminister
den Haushaltsplan unverändert lassen. Ignoriert wird, dass jetzt auch die Erzeu-
gerpreise „unerwartet stark“ gestiegen sind! –

Für eine Rückbesinnung der besonderen Art steht Carsten Sieling („Weser-
Report“ vom 16. Juli 2008). Er gehört der Bremischen Bürgerschaft seit 1995
an, für die SPD! Nun stellt er für den jetzigen Senat fest: „Nach Jahren des
Stillstands ...“ Herr Sieling, Sie haben doch ebenfalls den sozialen Kahlschlag zu
vertreten! Sie haben doch den Verkauf der Stadtwerke Bremen bis zum letzten
Zipfel mitgestaltet! –

Bremerhaven hat im Haushalt getrickst? Wurden die Verpflichtungen, insbe-
sondere die Schuldbeitritte, richtig ausgewiesen? Karoline Linnert lässt dies nicht
durchgehen: Bremerhaven wird den Haushalt und die Projekte neu überarbeiten
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müssen. Der Haushalt wird berücksichtigen müssen, dass auch in Bremerhaven
die Sozialtransfers nochmals ansteigen werden – ganz anders als die Arbeits-
marktstatistik uns weismachen will. Erwerbslose und Menschen mit geringem Ein-
kommen dürfen nicht schlechter gestellt werden als im Rest der Republik! Lei-
der gehen die Bremer Politiker mit den Bremerhavenern nicht fair um: Die star-
ken Häfen liegen auf dem Stadtgebiet von Bremerhaven. Die Verträge sind nicht
mehr zeitgemäß! Oder? Bremen möchte eine Neugestaltung mit der Bundesre-
gierung und den anderen Ländern! Wieso legt Bremen nicht auch die Verträge
mit Bremerhaven auf den Prüfstand? Wieso leitet Bremen Zahlungseingänge für
Bremerhaven mit einer mehrmonatigen Verzögerung weiter? So ist es geschehen
mit dem Bundesanteil für die Kosten der Unterkunft für ALG-II-Betroffene. –

Die EU kostet aufgrund der Beitritte mehr Geld – so war vor Ablehnung des
Lissabonner Vertrags zu lesen, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Jetzt wird
Europa weniger kosten: nur noch 22,6 Milliarden Euro soll Berlin für 2009 über-
weisen. Dies ist eine Milliarde weniger als für 2008 („Weser-Kurier“ vom 18. Ju-
li 2008). Ja, es ist so eine Sache mit den Meldungen! Die Algerier haben eine
prall gefüllte Staatskasse. Dort herrscht Kriegszustand. Das Land gehört zu den
neuen Partnern der EU im Mittelmeerraum. Frau Merkel möchte Algerien Fregat-
ten und allerhand andere Militärgüter verkaufen. Dazu gehören auch Grenzsiche-
rungsanlagen! Schließlich will die EU nicht mehr selber die Flüchtlinge vom Zaun
schießen. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will
die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Neues aus dem Ferienland
Mitten in diese ach so „verdienten“ Ferien
platzte der zufällige Fund zweier verwahrlos-
ter kleiner Mädchen in Gröpelingen. Die Öf-
fentlichkeit ist nach dem Schicksal des klei-
nen Kevin sehr empfindlich und wach. Die
Sozialverwaltung nimmt sofort notgedrungen
Stellung und schiebt auf das Familiengericht
ab. Dieses kontert natürlich. Aber die zustän-
dige Sozialsenatorin und ihr Staatsrat tau-
chen ab. Sie sind vielleicht schon in Urlaub,
wie der Herr Bürgermeister Böhrnsen. Auch
Tage später ist nichts zu hören von der Frau
Rosenkötter. Das missfällt inzwischen sogar
dem ach so treuen SPD-Blatt „Weser-Kurier“.
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Aber reicht es denn, solch ein „Sich-nicht-stellen“ oder Abtauchen nur auf die
Personen zu beziehen? Der Rücktritt von Senatorin Karin Röpke im schwersten
Fall von Amtsversagen wie beim Tod des kleinen Kevin war unausweichlich und
konsequent. Der Versuch von Bürgerschaftspräsident Weber, Frau Röpke als Bür-
gerschaftsdirektorin wieder zu installieren, scheiterte kläglich und war von ausge-
sprochener Arroganz. Zu groß war der Protest in der Öffentlichkeit. Die Fähigkeit
oder Unfähigkeit dieser Personen, ihre Verantwortung auch konsequent zu tra-
gen, ist das eine. Das andere ist die Politik mit der Denkweise und dem Geist, die
dahinter stecken. Zwar wird in Bayern, in Bremen oder in Nordrhein-Westfalen im
Wesentlichen die gleiche Politik gemacht, aber hier in Bremen ist es die konkrete
SPD-Politik, die dahinter steht.

Es sind ja nicht allein die beiden kleinen Mädchen oder der getötete Kevin,
es geht um die ganze verlogene und pervertierte Sozialpolitik der SPD. Ausge-
hend vom Basta-Schröder vollzog die ganze SPD in ihren höheren Parteigliede-
rungen den opportunistischen Umschwung auf die „Lissabonner Politik“, wie Kohl
sie schon mit aus der Taufe gehoben hatte. Schröders „Fitmachen für den Wett-
bewerb auf dem Weltmarkt“ war einmal mehr die sozialdemokratische Unterord-
nung unter die Interessen und das Diktat des Monopolkapitals. Die Aufgabe der
SPD war und ist es, mit opportunistischem Spagat die Widersprüche zwischen
den Interessen und Forderungen der großen Mehrheit der Bevölkerung und den
Ansprüchen des Monopolkapitals zu versöhnen und zu verkleistern. Die jetzige
SPD-Führung tut sich schwer, diese Aufgabe zu erfüllen. Ihre Sympathiewerte
sinken in den Keller, es gibt bald weniger als 20 Prozent Zustimmung. Aber es
heißt eben durchhalten bei der Politik gegen die Massen, „sonst würde man un-
glaubwürdig beim Wähler“.

Die Einsparpolitik und die Anleitung und Amtsführung der sogenannten So-
zialdemokraten ist es, die täglich über die Ämter, die Bagis oder andere Stellen
auf die Gefühle, Kräfte und Fähigkeiten der Menschen, der gegenwärtigen und
zukünftigen Betroffenen, eindrischt. Darum ist es so wichtig, sich mit dem Geist
und dem Opportunismus der SPD auseinanderzusetzen und Schlussfolgerungen
für die persönliche Entscheidung zu ziehen, also die eigene Rechnung aufzuma-
chen, sich aktiv an gemeinsamen Aktionen wie der Montagsdemo zu beteiligen
und darüber nachzudenken, welche Aufgabe die bürgerlichen Parteien und ihr
Parlament haben: Was für Lebenslügen sind die „soziale Marktwirtschaft“ und die
„parlamentarische Demokratie“? „Nur dem Gewissen verantwortlich“ heißt in den
allermeisten Fällen, nur die Interessen des Kapitals zu achten und durchzusetzen.

Wir werden weiter aufklären und die Verlogenheit und Pervertierung dieses
bürgerlichen Systems aufzeigen und anprangern! Sichtbar wird solche Pervertie-
rung etwa beim Wandel der Hilfe zur Strafe: Im Jahr 2007 kürzten die Arbeitsagen-
turen mehr als 100.000 ALG-II-Betroffenen die Leistung, das sind 3,5 Prozent der
Bezieher, und zwar im Schnitt um 138 Euro. Proteste gegen dieses System blei-
ben da nicht aus: Über 250.000 Unterschriften wurden bereits gegen die „Gesund-
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heitskarte“ geleistet, einem weiteren Baustein des Projekts „Gläserner Mensch“
des Monopolkapitals. Siemens-Kollegen blockierten eine Hauptverkehrsstraße
in München. Allein dort sind 1.020 Entlassungen geplant, bei über 17.550 im
Gesamtkonzern. Unterstützung kam von Delegationen anderer Betriebe.

Solidarität siegt: Die Kündigung von vier bei Opel Bochum eingesetzten Leih-
arbeitern wurde zurückgenommen. Wo die Solidarität richtig organisiert wurde,
haben 80 Prozent der Kollegen für die Wiedereinstellung und für die Bezahlung
nach Opel-Lohngruppe unterschrieben. Etwa jeder zweite Opel-Kollege spende-
te für den „Solidaritätskreis“. Während der Gütegerichtsverhandlung erklärte der
Personalverleiher Adecco seine Rücknahme. Es bestehen weiterhin die Forde-
rungen, alle gekündigten Leiharbeiter wieder einzustellen, gleichen Lohn für glei-
che Arbeit zu zahlen und keine Beschäftigung unterhalb von 13,79 Euro, der nied-
rigsten Lohngruppe bei Opel, vorzunehmen.

95 Prozent der Befragten sehen nach dem „ZDF-Politbarometer“ in gestiege-
nen Energiepreisen das größte Problem des Landes, es sei noch brisanter als
das der Massenarbeitslosigkeit. 41 Prozent erwarten, dass es ihnen in einem Jahr
massiv schlechter gehen werde. Altbundeskanzler Schmidt warnt derweil bei der
Rekrutenvereidigung vor dem Reichstag vor obrigkeitsstaatlichem Denken.

Jobst Roselius

Gesundschrumpfung: SPD hat erstmals noch weniger
Mitglieder als die CDU („Spiegel-Online“)

Keine neuen Kohlekraftwerke!
Anfang dieses Monats war ich auf Kurzbesuch in
meiner Heimatstadt Mannheim und nahm dort auch
an der Montagsdemo teil. Ich soll euch alle herz-
lich grüßen! In Mannheim hat der Stadtrat beschlos-
sen, ein neues Kohlekraftwerk bauen zu lassen,
obwohl dies nicht erforderlich ist: Der überflüssige
Strom soll exportiert werden. Trotz „modernster Fil-
tertechnik“ wird die Luft mit hochgiftigem Quecksil-
ber, mit Stick- und Schwefeloxiden sowie Chlorgas
verpestet.

Da sich Strom auf dem Weltmarkt verteuert,
verdoppelt sich der Gewinn je Aktie mit dem Bau des Blocks 9, doch Arbeitsplätze
werden hierdurch nicht geschaffen. Über 80 Prozent der Billigkohle stammt aus
Südafrika, Russland und Kolumbien. Die Bergarbeiter werden dort ausgebeutet
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und die Bewohner der Abbaugebiete vertrieben! Schon heute arbeiten bei der
Erzeugung erneuerbarer Energien 250.000 Menschen, das sind doppelt so viele
wie in Kohle- und Atomkraftwerken zusammen. Auch in Industriebetrieben sind
100 Prozent erneuerbare Energien möglich.

In Mannheim werden Unterschriften für ein Volksbegehren gesammelt. Hof-
fen wir für die „Initiative Klima und Energie Mannheim“, dass sie genügend Unter-
stützung findet, um den Bau des Kohlekraftwerks zu verhindern! In Mannheim un-
terstützte ich Anfang der achtziger Jahre eine Gruppe, die sich dafür aussprach,
dass die Stadt zum Belastungsgebiet erklärt wird, um zu verhindern, dass Luft
und Natur durch weiteren Zuzug von Industrien und Gewerbebetrieben noch stär-
ker verschmutzt wird. Leider konnten wir unser Ziel nicht erreichen, sonst stün-
de in Mannheim heute nicht der Bau des Kohlekraftwerks Block 9 zur politischen
Debatte.

Aus Profitgier veranlassen die Betreiberkonzerne von Kernkraftwerken Politi-
ker wie Herrn Eppler von der SPD, der ursprünglich für den Schutz der Natur und
für Ökostrom aus erneuerbaren Energiequellen stand, jetzt für die Verlängerung
der Laufzeit von Kernkraftwerken zu plädieren. Ohne Atomindustrie gäbe es auch
keine Atomwaffen. Darum geht es hier auch um die Militarisierung der Kernkraft,
die einhergeht mit Vernichtung von sozialen und demokratischen Grundrechten.
Dem können wir nicht zustimmen!

Für Menschen, die wie ich nicht mehr als die Grundsicherung erhalten, ist es
auch nicht möglich, einen Urlaub zu finanzieren. Ohne die Hilfe von Freundinnen
und Freunden in Anspruch zu nehmen, hätte ich nicht für eine Woche auf Kurzur-
laub in Mannheim und Umgebung sein können. Bei ihnen möchte ich mich dafür
bedanken!

Bettina Fenzel (parteilos)

Die SWB muss endlich
die Zählerhoheit verlieren!

Die Energie wird teurer, der Zugriff auf die Geldbörse immer dreister! Bundes-
weit und insbesondere in Bremen ist die Privatisierung der Stadtwerke eine
Erfolgsgeschichte – für die jeweiligen Eigentümer! Europaweit wird die Verpflich-
tung zu Privatisierung eingehalten – sie steht im Lissabonner Vertrag. Bei „Attac“
sind die Folgen nachzulesen; das Beispiel der Eisenbahnprivatisierung ist auf jeg-
liche Dienstleistung übertragbar.

Die Grünen sind gegen Atomkraft! Unstrittig? Warum haben die Grünen dem
Lissabonner Vertrag trotz der Verpflichtung zur Förderung der Atomenergie zu-
gestimmt? Die Grünen stehen zu den sozialen Verpflichtungen? Trotzdem haben
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die Grünen Hartz IV ermöglicht! Hartz IV kann zurückgenommen werden. Ver-
strahlung nicht!

Nun zurück zur SWB. Allein der Name ist Täu-
schung: Es sind nicht mehr die Stadtwerke Bremen.
Es geht nicht um kundenfreundliche Geschäftsge-
staltung, sondern um möglichst hohen Profit! Da-
zu gehört auch die Koppelung des Gaspreises an
den Ölpreis. Diese Regelung gilt nur in Deutsch-
land, siehe vorherige Bremer Montagsdemo. Es ist
eine freiwillige Verpflichtung, die kein Energieunter-
nehmen einhalten muss!

Auch insofern sollte dieser Preiserhöhung der
SWB widersprochen werden. Das sollte jeder ma-

chen! Informationen dazu gibt es am Dienstag , dem 26. August 2008 ab 18
Uhr im „Konsul-Hackfeld-Haus “, Birkenstraße 34. Die „Verbraucherzentrale“ hat
auch in der Vergangenheit die Sache der Energieverbraucher unterstützt. Wer vor
dem 26. August 2008 die Jahresabrechnung erhält, sollte nicht auf diesen Infor-
mationstag warten. Auch in der aktuellen Rechnung sind Preiserhöhungen ent-
halten, gegen die sich ein Widerspruch lohnt.

Die „Bremer Bürgerinitiative gegen Gaspreiserhöhung“ ist in der „Sportklau-
se“, Hamburger Straße 32, anzutreffen, und zwar jeden ersten und dritten Diens-
tag im Monat von 16 bis 18 Uhr, Telefon 5963 486. Die SWB kann einfach durch
Erfüllung der Forderung der „Verbraucherzentrale“ nachweisen, ob diese Preis-
erhöhung berechtigt ist oder nicht. Solange die Fakten nicht vollständig auf dem
Tisch liegen, ist Widerspruch angesagt.

Ergänzend geht es mir heute aber um den Umgang mit dem Kunden, dem
Endverbraucher. Mit Großkunden geht die SWB sicherlich pfleglicher um! Die
SWB und andere Energielieferanten rechnen normalerweise nach dem Zähler-
stand ab. Doch wie in jedem Geschäft schleichen sich Fehler ein, und die Zahl
wird falsch übertragen. Es ist aber auch möglich, dass der Zählerstand von der
SWB geschätzt wurde. Dies führt regelmäßig zu völlig überhöhten Forderungen.
Daher sollte, wer eine ungewöhnlich hohe Rechnung erhält, den Zählerstand ver-
gleichen. Sollte der Verbrauch geschätzt sein, den aktuellen Stand ablesen und
mit der Zählernummer der SWB miteilen: „Ich bitte um Korrektur der Rechnung
und der geforderten Abschlagszahlungen.“ Mensch ist ja höflich!

Wer feststellt, dass der Zählerstand in dieser Rechnung mit der Wirklichkeit
übereinstimmt, sollte prüfen, ob die Leitungen angezapft wurden: Möglichst alle
Verbraucher ausschalten und sehen, ob der Zähler trotzdem läuft. Wenn bestimm-
te Verbraucher nicht ausgeschaltet werden können, bewusst auf den Verbrauch
achten. Natürlich auch den Preis ansehen. Fehler sind überall möglich! Es kann
auch sein, dass die Rechnung so hoch ausfällt, weil die Vorauszahlungen oder
Abschläge nicht richtig berücksichtigt wurden. Daher deren Summe überprüfen.
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Wer Widerspruch eingelegt und eine vorherige Rechnung gekürzt hat, dem
kürzt die SWB die geleisteten Vorauszahlungen um diesen Betrag – auch ab dem
Jahr 2004 durchgängig! Natürlich ist dies unzulässig. Einfach bei der Korrektur
der Rechnung richtigstellen und nur den selbst ermittelten Betrag zahlen.

Die SWB hat im Jahr 2007 über zehntausend Mal in Bremen die Energielie-
ferung unterbrochen, also den Strom, das Gas, das Wasser abgestellt! In diesem
Zusammenhang bekommen die Sonderkosten und „ergänzenden Bedingungen“
besonderes Gewicht. Bei dieser Preiserhöhung sind diese Positionen ebenfalls
genannt. Welche Preise galten vorher? Verspricht sich die SWB von der Einbe-
ziehung in der Preisinformation die Haltbarkeit dieser besonderen Preise? Sehen
wir uns diese Preise im Detail an.

Die SWB fordert für einen nochmaligen Ausdruck einer Rechnung 7,90 Euro.
Das muss mensch sacken lassen! 7,90 Euro für einen EDV-Ausdruck, auch wenn
diese Rechnungskopie im „Kundencenter“ abgeholt wird. Die SWB fordert für die
Erläuterung der Vorauszahlungen oder geleisteten Abschläge 44,63 Euro. Daher
unbedingt die Zahlungsdaten notieren und bei einer Unstimmigkeit die selbst er-
mittelte Summe der SWB mitteilen und auch nur den Restbetrag bezahlen. Falls
die Energiekosten durch die Arge (Bagis) überwiesen werden, so kann von ihr ei-
ne Aufstellung der geleisteten Zahlungen angefordert werden.

Die SWB fordert für „durch den Kunden verursachte Wegekosten“ 37,14 Eu-
ro, für Wegekosten im Rahmen eines Kassierwegs oder Sperrversuchs 40,56 Eu-
ro. Was ist das? Das ist der Preis für einen roten Zettel im Briefkasten! Auf die-
sem steht ein Forderungsbetrag (der nicht unbedingt mit der Wirklichkeit über-
einstimmt) und die Androhung der Verbrauchsunterbrechung. Per Post wäre die-
se Zustellung wesentlich günstiger! Die SWB fordert für die Verbrauchsunterbre-
chung 85,76 Euro und für den Zählerausbau nochmals 47,46 Euro.

Nicht in dieser Preisliste stehen die weiteren Rahmenbedingungen. Für den
Zählereinbau verlangt die SWB die Bescheinigung eines von ihr zugelassenen
Elektrobetriebs. Dieser muss die Zählertafel untersuchen und bescheinigen, dass
der Zählereinbau möglich ist. So wird sowieso notwendiger Reparaturaufwand
von der SWB auf den Endverbraucher verlagert. Die Zählertafeln sind in den sel-
tensten Fällen erneuert oder auch nur repariert worden. Die SWB hat die Herr-
schaft über den Zähler. Dies ändert auch ein Wechsel des Energieanbieters nicht.

Für den Zählereinbau verlangt die SWB nochmals 47,46 Euro. Außerdem
spielt die Zeit eine Rolle: Die SWB lässt sich für den Zählereinbau gerne zwei bis
drei Wochen Zeit, gerechnet ab Vorlage der Bescheinigung des Installationsbe-
triebes und nach bestätigtem Zahlungseingang. Die von der SWB ermittelte Sum-
me ist nicht verhandelbar. Die SWB ist nicht zur Rechnungslegung bereit. Für die
abweichende Rechnungslegung verlangt die SWB 14,88 Euro.

Jegliche Nachfrage oder Bitte um Erläuterung führt zu verlängerter Energie-
sperre. Wer eine überraschend hohe Energierechnung erhält, bekommt von der
SWB kein Teilzahlungsangebot. Entsprechende Bitten werden abgelehnt bezie-
hungsweise der Monatsbetrag so hoch angesetzt, dass dieser nicht bezahlbar ist.
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Für ALG-II-Betroffene ist es ratsam, eine Nachzahlung oder einen Rückstand von
der Bagis zu holen. Die Bagis verlangt im Einzelfall die Ablehnung der Ratenzah-
lung durch die SWB, allerdings kann dies nicht schriftlich verlangt werden.

Warum verlangt die Bagis dies im Einzelfall? Es verzögert, es zermürbt. Es
kommen nicht alle wieder, um erneut diesen Antrag zu stellen. Die Bagis verein-
bart auch gerne mit der SWB Ratenzahlung für den Betroffenen an die SWB. Al-
lerdings werden dabei die erlaubten zehn Prozent des Regelsatzes für Darlehns-
raten meistens überschritten. Daher das Darlehn von der Bagis und Rückzahlung
an die Bagis beziehungsweise die Übernahme der Energiekosten beantragen.
Dabei ist zu bedenken, dass auch die neuen Vorauszahlungen oder Abschläge
höher sind. Wie dies geht? Wir gehen mit!

Wer mit der Höhe seiner Vorauszahlungen nicht einverstanden ist, kann die-
se von der SWB ändern lassen. Wer eine Reduzierung möchte, liest dazu seinen
Zähler ab oder nennt den Grund. Es ist aber auch möglich, die SWB mit Nen-
nung des Grundes über den erbetenen (mensch ist höflich!) Abschlagsbetrag zu
informieren. Aber bei einer Reduzierung darauf achten, dass die SWB dies be-
stätigt beziehungsweise keinen Widerspruch erhebt oder eine Mahnung schickt.
Zusätzlich ist anzumerken: Eine Zwischenabrechnung ist nicht erforderlich.

Die SWB erlebt täglich mindestens den Umzug eines Kunden. Was passiert
beim Umzug eines SWB Kunden innerhalb des Liefergebiets? Aus Sicht der SWB
eine Vertragsbeendigung und ein neuer Liefervertrag. Was ist, wenn dem alten
Vertrag widersprochen wurde oder gegen die Rechnungen Widerspruch einge-
legt wurde? Die SWB schreibt in dem neuen Vertrag neue Preise fest. Mit der
Unterschrift werden diese akzeptiert. Möglich ist eine Unterschrift unter Hinweis
auf die vorherigen Widersprüche. Aus Sicht des widersprechenden Kunden ist es
einfach: nur ein Wechsel der Lieferanschrift, allerdings mit Abrechnung der bis-
herigen Lieferanschrift. Alle Vertragsbedingungen bleiben erhalten oder unverän-
dert strittig!

Dies wird von der SWB genauso zähneknirschend behandelt wie ein Wider-
spruch. Wie all dies geht? Kommt vorbei! Wir besprechen vorher die aktuellen
Rahmenbedingungen. Wir gehen mit! Bei einem kurzfristigem Umzug kann even-
tuell die Kündigungsfrist nicht eingehalten werden. Die SWB fordert möglicher-
weise noch die Zahlungen für Energielieferungen nach dem Auszug, obwohl die
Annahme der Energieliefung unter der bisherigen Anschrift unmöglich ist, wie bei-
de Seiten wissen.

Dies ist bereits mit dem Urteil zur Milchlieferung entschieden: Der Milchhänd-
ler stellte weiterhin jeden Tag eine Flasche Milch vor die Tür, obwohl er wusste,
der Kunde wohnt hier nicht mehr! Die Klage auf Zahlung hat er schon damals ver-
loren. Wenn beim Umzug von einer Änderung der Lieferanschrift ausgegangen
wird, stellt sich die Frage der Kündigungsfrist gar nicht erst.

Die SWB hat keine wirklichen Wettbewerber. Spätestens über Liefermonopo-
le und Kapitalbeteiligungen kommt alles in den gleichen Säckel! Ein Cent weniger
und dafür kein Widerspruch, das ist der Traum eines jeden Unternehmers. Da-
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her schaue der Mensch genau hin, zu welchem Unternehmer er wechselt. Wahr-
scheinlich ist der grundsätzliche Widerspruch und die Zahlungskürzung wirksa-
mer, aber auch mit Restrisiko behaftet!

Die SWB wird ihre Handlungsweise ändern, wenn alle Widerspruch erheben
und die Zahlungen kürzen. Die SWB will zu viel erhaltene Beträge nicht zurück-
zahlen. Wer Widerspruch erhoben und den ungekürzten Betrag reguliert hat, er-
hält den überzahlten Betrag nur mittels Klage zurück. Dies kostet Zeit, Nerven
und eventuell auch Geld. Es ist wesentlich einfacher, nur den gekürzten Betrag
zu überweisen. Nur so wird die SWB die Kalkulation offenlegen. Die vorgenom-
men Rechnungskürzungen werden von der SWB zulasten der Vorauszahlungen
verbucht. Werden diese Rechnungskürzungen auch durch entsprechende Wert-
berichtigungen ertragsmindernd berücksichtigt?

Ach ja, die SWB ist ein großer Sponsor! Ein Teil der aus den Energieabstel-
lungen erzielten Erlöse fließen in Bremer Veranstaltungen, und auf den Plakaten
steht dann SWB als Sponsor. Erstrebenswerter wären vernünftige Preise und ein
fairer Umgang mit dem Kunden! Außerdem muss die SWB die Zählerhoheit ver-
lieren! Hier ist die Politik gefordert.

„Wer sich mit der SWB anlegt, riskiert die Liefersperre. Die stellen einfach
den Strom, das Gas, das Wasser ab!“ Denkste! Wenn der Mensch gegen die
Preiserhöhungen Widerspruch eingelegt hat, ist er durch die Bundesnetzagentur
vor einer Liefersperre geschützt. Die SWB darf nicht einmal damit drohen. Bei
einer eventuellen Mahnung oder Drohung daher die SWB auf den Widerspruch
hinweisen und die Verbraucherzentrale einschalten. Die Kosten nicht akzeptieren
und nicht bezahlen! Wie dies geht? Wir gehen mit! Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Antikommunismus: Der beliebteste Vorwand, nicht
gegen Hartz IV zu demonstrieren („Erwerbslosenforum“)

Sand ins Kriegsgetriebe werfen!
Der 1. September 2008 steht zwar schon als Antikriegstag des „Friedensforums“
im Terminkalender der Montagsdemo, aber hier sei es noch einmal wiederholt:
Das „Bremer Friedensforum“ ruft zu einer Kundgebung an diesem Tag um 17
Uhr auf dem Marktplatz auf, und wir von der Montagsdemo wollen uns daran
beteiligen. Unter anderem soll ein Deserteursdenkmal enthüllt und anschließend
per Demo-Zug zur nahe gelegenen Altmannshöhe transportiert werden, wo es
vor dem Eingang der Gefallenen-Gedenkstätte seinen endgültigen Platz finden
soll.
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Wir wollen aus gutem Grund an der Kundge-
bung teilnehmen, weil sich hier die Gelegenheit bie-
tet, die Aufrüstungs- und Kriegspolitik der EU und
insbesondere den antisozialen und militaristischen
Charakter des Lissabon-Vertrages erneut zu thema-
tisieren und anzuprangern. Kanzlerin Angela Mer-
kel und vor allem Frankreichs Regierungschef Nico-
las Sarkozy lassen nichts unversucht, das eigentlich
längst gescheiterte Vertrags-Machwerk doch noch zu
„retten“ – letzterer mit besonderer Dreistigkeit und
Druckausübung gegenüber der irischen Regierung.
Doch wir stehen weiterhin fest auf der Seite der irischen Bevölkerung! Der Ver-
trag muss gestoppt werden, weil er neben seinem kriegerischen Charakter be-
sonders auch den Sozialkahlschlag forciert, die Löhne senken will und die Atom-
kraft über alles stellt – also per se undemokratisch ist. Als Erwerbslosen- und So-
zialprotestnetzwerk sind wir davor und wollen als Teil dieses Netzwerks am An-
tikriegstag gemeinsam mit dem „Friedensforum“ den EU-Feldherren schwungvoll
die Rote Karte zeigen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Zoff um Klimacamp 2008: Grüne machen Grünen Stress („Tageszeitung“)

Nur noch gebrauchte Unterwäsche
für Arbeitslose und Sozialhilfe-

Empfänger?
1. Das Sozialgericht in Schleswig hat entschieden,
dass Empfänger von Transferleistungen keinen
Anspruch auf fabrikneue Kleidung haben. Wenn
die staatlichen Zuschüsse nicht ausreichen, muss
auch auf Flohmärkten, in Secondhandläden und
im Internet nach gebrauchter Kleidung gesucht
werden. Im zugrunde liegenden Fall wollte eine
46-jährige Frau zwei Spezial-Büstenhalter bezahlt
bekommen. Sie leidet unter Fettleibigkeit und woll-
te sich für rund 170 Euro sogenannte Entlastungs-
büstenhalter kaufen. Auch ich kaufe in Second-
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handläden ein, aber beileibe keine Unterwäsche! Gerade, wenn es um so etwas
Spezielles wie einen Entlastungs-BH geht, finde ich das Urteil skandalös!

Selbst wenn die Betroffene genau solch einen BH auf dem Flohmarkt finden
sollte: Wo sollte sie ihn anprobieren können? Dann ist er bestimmt auch total aus-
geleiert. Nee, also ich finde es unerhört! Unterwäsche ist doch sehr persönlich, ja
intim. Ich würde daher eher von Diskriminierung als von einem Urteil sprechen!
Ich frage mich, was nun als nächstes kommen wird. Zum Beispiel: Sozialhilfe-
Empfänger ohne Anspruch auf frisches Essen oder eigene Wohnung? ALG-II-
Bezieher ohne Anspruch auf Behandlung durch Humanmediziner – sie können
sich auch vom Tierarzt behandeln lassen? Brauchen wir demnächst auch kein
Essensgeld mehr, weil die Tafeln ja genug anbieten und sich notfalls auch Con-
tainer oder Mülleimer durchwühlen lassen?

2. Als Folge der Kostenexplosion kann von einem richtigen Energieschock ge-
sprochen werden! Je geringer das Einkommen, desto größer ist die Belastung
durch Strom- und Heizkosten, denn sie fressen einen immer größeren Teil des
Nettoeinkommens auf. Daher war die Behauptung unserer Bundeskanzlerin bei
ihrem Sommerinterview, Beziehern von Arbeitslosengeld II würden im Rahmen
der Erstattung der Unterkunftskosten alle Heizkosten und Stromrechnungen voll
ersetzt werden, eine glatte Lüge. Regierungssprecher Thomas Steg stellte dann
klar, Strom und Warmwasser müssten aus dem ALG-II-Regelsatz von 351 Euro
monatlich beglichen werden. Bei den Aussagen der Kanzlerin habe sich „in der In-
terpretation eine gewisse Unschärfe eingeschlichen“. Künftig werde hinreichend
differenziert.

Fakt ist jedoch, dass gerade Studenten, Hartz-IV-Bezieher, Rentner, alleiner-
ziehende Mütter oder kinderreiche Familien von den explodierenden Energieprei-
sen besonders hart betroffen sind! Das Dilemma daran ist, dass Geringverdiener
kaum eine Möglichkeit haben, auf andere Dinge zu verzichten, um die Energie-
kosten zu decken, denn sie verkneifen sich notgedrungen schon längst schicke
Kleidung und teure Freizeitbeschäftigungen wie Kino oder Konzerte! Da müssen
dann andere Lösungen gefunden werden, wie nur alle zwei Tage zu duschen und
sich ansonsten nur mit dem Lappen am Waschbecken zu säubern oder im Winter
nur einen Raum in der Wohnung zu beheizen und auch drinnen immer Wollpull-
over und dicke Socken zu tragen.

Der Verzicht auf das eigene Auto ist ja schon längst eingeübt. Wieder ande-
re überlegen, ob sie den Kühlschrank abschaffen und mehrfach täglich den Gang
vom vierten Stock in den Keller auf sich nehmen wollen, denn für den Erwerb
eines modernen, stromsparenden Gerätes ist ebenfalls kein Geld übrig. Tüftlern
bietet sich die Gelegenheit, das Regenwasser für Toilettenspülung, Wasch- und
Spülmaschine zu nutzen. Ich brauche wohl kaum zu erwähnen, dass die Haus-
haltsmaschinen immer erst bei vollständiger Füllung eingeschaltet werden. Sol-
len wir jetzt mit den Hühnern ins Bett gehen, wenn es zu dunkel wird zum Lesen,
und morgens in aller Frühe wieder aufstehen, um das Tageslicht voll auszunut-
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zen? Das wird nur im Winter problematisch, wenn es bereits um 16 Uhr dunkelt.
Ja, so langsam frage ich mich wirklich, in welchem Jahr wir heute leben: 2008
oder 1945? Wenn es nur gälte, eine kurze Durststrecke zu überbrücken, ginge
das ja noch. Doch wenn dieser Mangel an „Luxus“ heute zum Dauerzustand wer-
den soll für die immer größer werdende Gruppe gesellschaftlich ausgegrenzter
Menschen, dann ist das einfach inakzeptabel!

3. Auch im Bremer Sozialressort wird überlegt, welche Konsequenzen die Ankün-
digung des Energieversorgers SWB haben soll, den Preis für Erdgas um rund
20 Prozent zu erhöhen. Am Wochenende meldete die „Tageszeitung“, dass die
Heizkostenpauschale für ALG-II-Empfänger(innen) zu Beginn der Heizperiode
angehoben wird. Über die Höhe wird noch gesprochen. Die Heizkostenpauscha-
le war zuletzt Ende 2005 angehoben worden – von einem Euro auf 1,10 Eu-
ro pro Quadratmeter. Diese Anhebung verursache Mehrkosten von einer halben
bis einer Million Euro, hieß es seinerzeit. Der „Mieterbund“ hatte schon damals
Sätze von 1,30 Euro pro Quadratmeter verlangt, Beratungsstellen und Sozialex-
pert(inn)en 1,40 Euro.

Aber ganz egal, wie das Sozialressort entscheiden wird, die tatsächlichen
Heizkosten müssen von der Bagis übernommen werden! Es kann allerdings sein,
dass dies dort nicht sofort eingesehen wird und erst vor Gericht erstritten wer-
den muss. Schließlich sollen ja zu unseren Lasten sechs Prozent eingespart wer-
den! Es ist ein Skandal, wenn in diesem eigentlich so reichen Land Menschen im
Winter frieren, aus Angst, die nächste Rechnung nicht bezahlen zu können, weil
sie eben nicht wissen, was ihnen zusteht. Eigentlich müsste der Grundbedarf für
Strom und Gas kostenlos zur Verfügung gestellt werden, so wie in Belgien!

4. Nicht nur in Bremen kommen die Kinder von Hartz-IV-Empfängern in den Som-
merferien aus finanziellen Gründen selten weiter als bis an die „Costa Werdersee“.
Wenn sie dann auf die eigentlich sinnvolle Idee kommen, sich einen Ferienjob zu
besorgen, dürfen sie von 400 Euro nur 160 behalten. Das gilt jedoch nicht nur für
die Kinder von Hartz-IV-Empfängern: Wer in einer sogenannten Bedarfsgemein-
schaft lebt, muss einen großen Teil des verdienten Geldes an Vater Staat abge-
ben. Es dürfen lediglich 100 Euro monatlich behalten werden; wer mehr verdient,
muss 80 Prozent dieses Geldes abgeben.

Angenommen, ein Jugendlicher füllt für 400 Euro die Regale eines Super-
marktes auf, dann darf er die ersten 100 Euro behalten. Von den verbleibenden
300 Euro muss er 80 Prozent abgeben. So bleiben ihm nur 160 Euro. Das ist ein
absolut falsches Signal an die Jugendlichen, dass sich nämlich Arbeit für sie nicht
lohnt! Als ob es nicht schon völlig ausreichen würde, dass ein Kind von Hartz-IV-
Eltern das ganze Jahr darben und dabei zusehen muss, wie die anderen Gleich-
altrigen die „richtigen“ Klamotten tragen, ein trendy Handy besitzen, nebenbei für
den Führerschein sparen und dafür auch Geldgeschenke bekommen – sie wer-
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den auch noch bestraft, wenn sie sich auf ehrliche Weise etwas dazuverdienen
möchten!

Für Jugendliche ist es sehr wichtig, beim Status ihrer „Peergroup“ mithalten
zu können. Es ist längst überfällig, dass die Gesetze so verändert werden, dass
Kinder nicht für die Arbeitslosigkeit ihrer Eltern mitbestraft werden: Sowohl das
Kindergeld als auch andere Geld- und Sachgeschenke, die den Wert von 50 Eu-
ro jährlich überschreiten, dürfen ebensowenig automatisch als Einkommen ange-
rechnet werden wie Ferienjobverdienste über 100 Euro!

5. Jeden Sonntag wird im Gemeindesaal der Heilig-Geist-Kirche in der August-
Bebel-Allee 276 der Mittagstisch für arme Kinder mit ihren Eltern gedeckt. Mit
seinem Projekt „Mahlzeit“ will der Hotelier Marc Cantauw etwas gegen das Elend
vor der eigenen Haustür unternehmen. Für ihn sind die Kinder die Leidtragenden,
die absolut nichts für die Verhältnisse in den Familien können, in die sie hineinge-
boren wurden. Er erzählt, dass er im letzten Jahr – kurz vor Weihnachten – hörte,
dass sich arme Kinder eine warme Mahlzeit wünschten. Vier Wochen nach die-
ser Reportage ist aus dem „Müsste“ ein „Muss“ geworden.

Zur ersten „Mahlzeit“ im Januar kamen gerade mal zwei Kinder, mittlerweile
sind es sonntags bis zu 40 Kinder mit ihren Familien. Cantauw und 16 ehrenamt-
liche Helfer füllen die Teller mit „gutbürgerlichen“ Gerichten wie Gulasch, Roula-
den, Zander und Lachs. Schweinefleisch gibt es nicht, allein schon wegen der
muslimischen Gäste. Die Beilagen, vor allem Gemüse, Kartoffeln und Nudeln, sei-
en bei den Kindern besonders beliebt, erzählt Cantauw, der selbst jeden Sonn-
tag mit seiner Familie zur „Mahlzeit“ kommt. Zubereitet werden die sonntäglichen
Köstlichkeiten in der Hotelküche; viele Zutaten werden mittlerweile von den Liefe-
ranten des Hotels gespendet.

Doch als eine „Armenspeisung“ versteht der Hoteldirektor den Mittagstisch
nicht: „Bei uns muss niemand seinen Hartz-IV-Bescheid vorlegen. Es ist eine Ein-
ladung zum Essen, zu dem alle herzlich willkommen sind“, betont er. Warum das
Projekt letztendlich ein so toller Erfolg ist und ein so großes mediales Interesse
hervorruft, kann sich der engagierte Hoteldirektor dennoch kaum erklären. Neben
der Verköstigung gehören zur „Mahlzeit“ noch weitere Projektbausteine. So gibt
es im Gemeindesaal eine Börse für Kleider und Spielsachen. Es werden auch
Ausflüge mit den Kindern gemacht, etwa ins Bremer „Universum“ oder an die
Nordsee.

Erstaunlich, dass der Hotelier nicht das Aufsehen seines Projektes versteht!
Er agiert wider den Zeitgeist, ist von der Kinderarmut berührt und tut etwas da-
gegen. Auch wenn es nur ein Tropfen auf den heißen Stein ist – und gleichzei-
tig beschämend, dass solche Aktivitäten in diesem reichen Land nötig sind: Hut
ab! Meinen Respekt hat er. Nachdem ich diesen Bericht ins „Erwerbslosenforum“
setzte, war ich von der folgenden kontroversen Diskussion überrascht. Ob der Ho-
telier sein Engagement von der Steuer absetzen kann, interessiert mich nicht. Es
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stünde ihm zu. Wenn sich jeder auf seine Weise ein wenig beteiligt, sieht es auf
der Welt im Kleinen schon etwas rosiger aus! Und das ist doch etwas.

6. Behördenstrukturen wie in den Arbeitsagenturen der Bundesrepublik fördern
täglich psychische Gewaltdelikte, begangen durch Sachbearbeiter an den Er-
werbslosen. Schon 1971 stellte der berühmte Psychologe Phillip Zimbardo in sei-
nem legendär gewordenen Gefängnis-Experiment fest, dass sich völlig normale
Menschen zu sadistischen Handlungen hinreißen lassen, wenn ihnen zu experi-
mentellen Zwecken die Rolle eines Gefängniswärters zugeordnet wird. Dabei ent-
menschlichten die Protagonisten ihr Gegenüber; sie sprachen ihnen ihre Privat-
sphäre und jede Möglichkeit zur Individualisierung durch Entkleidung und die Be-
raubung um hygienische Möglichkeiten ab, was psychologisch die Funktion hat,
Übergriffe auf die Machtlosen vor sich selbst zu rechtfertigen („Es sind ja keine
Menschen wie du und ich“). Zimbardo bewies mit diesem Experiment unter an-
derem, dass Personen, die eine legitimierende Ideologie und strukturelle Unter-
stützung erfahren, sich quasi zwangsläufig und strukturell bedingt zu Tätern ent-
wickeln. Etwas abgeschwächt herrschen in den Arbeitsagenturen analoge Bedin-
gungen wie beim „Stanford-Prison-Experiment“, wovon viele, die dort vorgespro-
chen haben, zu berichten wissen.

Zumeist handelt es sich hierbei um irgendwie beschämende, demütigende
und sozial übergriffige Handlungen oder die ungerechtfertigte Ablehnung von An-
trägen. Macht und psychologische Gewalt sind nämlich vor allem dort wahrschein-
lich, wo die Klientel über wenig Einflussmöglichkeiten auf ihre Belange verfügt
und in existentiellen Dingen stark vom Wohlwollen der Sachbearbeiter abhängig
ist. Die Sachbearbeiter der Agenturen müssen auch Überwachungs- und Kontroll-
funktionen wahrzunehmen und haben Bestrafungsmacht. Auch hochgezüchtete
Vorurteile verführen das meist psychologisch völlig ungeschulte Personal noch
zusätzlich zur Aufrechterhaltung von Dehumanisierung und zu sadistisch moti-
vierten psychologischen Gewaltdelikten. Diese Dynamik kann durch das Verhal-
ten der Klienten verstärkt werden, wenn diese in ihrer Verzweiflung tatsächlich
gelegentlich unangemessen oder aggressiv reagieren. Natürlich zeigen nicht al-
le Sachbearbeiter der argen Argen eine Bereitschaft zu psychologischer Gewalt
auf, doch sind es eindeutig zu viele!

Immerhin ist es möglich, sich ganz bewusst gegen diese Mechanismen zur
Wehr zu setzen. Zur Aufhebung der Entmenschlichung sollte es gleich zu An-
fang des Gespräches dem Sachbearbeiter erschwert werden, die eigene Person
nur mit dem Aktenzeichen gleichzusetzen. Darum ist es wichtig, den eigenen Na-
men zu nennen und scheinbar intime, im Grunde aber nichtssagende Aussagen
über sich persönlich – wie das Alter der Kinder – zu machen. Dabei sollte im-
mer der Blickkontakt gewahrt werden. Es lassen sich auch die Besonderheiten
der Büroeinrichtung oder der Arbeitsumstände widerspiegeln, also dass die Blu-
men schön sind oder der heutige Andrang sehr groß. Auch wenn solche Bemer-
kungen zumeist unbeantwortet bleiben, sind sie dazu geeignet, eine Beziehung
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aufzubauen, einen Kontakt herzustellen, wodurch übergriffiges Verhalten unwahr-
scheinlicher wird. Sachbearbeiter mit hoher Entscheidungsgewalt zeigen häufig
unbewusst vielfältige verinnerlichte Mechanismen der sozialen Ächtung, zum Bei-
spiel das Unterlassen von Begrüßung und Blickkontakt oder das Nichtreagieren
auf Fragen. Dann wird es wichtig, direkt anzusprechen, dass mensch jetzt die
Frage beantwortet haben möchte. Damit wird eine klare Grenze gegen die Igno-
ranz gezogen. Wenn Klienten zu ihren Besuchen bei den Arbeitsagenturen be-
gleitende Zeugen mitnehmen, können die Sachbearbeiter nicht mehr in sadisti-
sches Verhalten zurückfallen, weil sie sich dafür unbeobachtet fühlen müssen.

Gut ist es auch, wenn bei den angesprochenen Themen Sachkenntnis ge-
zeigt wird, um notfalls an entsprechenden Stellen des Gespräches auf Paragrafen
und dort definierte Konsequenzen etwa für Nötigung, Beleidigung oder willkürli-
che Amtsausübung verweisen zu können. Je höher die Einfühlung in das Opfer
ist, desto schwieriger sind diese Arten von Gewalt auszuführen, oder sie werden
sogar verunmöglicht. Darum ist es wichtig, die eigenen Gefühle zum Ausdruck zu
bringen, zum Beispiel dass mich die Ankündigung des Entzugs der Leistung rich-
tig bedroht. Ich kann auch Fragen stellen, die eine Einfühlung in meine Situation
erzwingen: Wie würde er oder sie sich denn in meiner Situation fühlen? Natürlich
ist es auch möglich, sich mit anderen Betroffenen über die Medien zu wehren, so-
fern sie einem die notwendige Aufmerksamkeit schenken. Im Prinzip werden hier
Bestandteile der personenzentrierten Gesprächsführung angewendet, die gern in
Gesprächstherapien benutzt wird, um das Vertrauen des Klienten zu gewinnen.
So wie dabei das Misstrauen des Klienten gelindert werden soll, geht es hier wohl
auch darum, so etwas wie den Hauch einer Beziehung aufzubauen, damit sich
der Sachbearbeiter vielleicht hoffentlich auch mal mit der Person vor ihm beschäf-
tigt und nicht nur mit dem Aktenzeichen. Eben dafür ist es zwingend notwendig,
sein Gegenüber zu spiegeln.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Getragene Kleidung kann am Bremer Neptunbrunnen gereinigt werden:
Dieser wird regelmäßig mit Waschpulver eingeschäumt („Bremen for you“)

„Manna fällt nicht vom Himmel“: Grünen-„Sozialexperte“ rechtfertigt
„Arbeitsgebot“ mit Verweis auf den Dreißigjährigen Krieg („Stattnetz“)

Menschenversuch: Erwerbslose Zwangsarbeiter im Risiko-Einsatz
gegen hochallergenes Ambrosia-Unkraut („Die Welt“)

Missbrauch: Jeder zweite Ein-Euro-Job erfüllt
die Fördervoraussetzungen nicht („Die Welt“)
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Niemals allein zur Bagis gehen!
Willkürliche Schikanen, unberechtigte Sank-
tionen, verschleppte Anträge und Quoten-
druck der Sachbearbeiter in den Argen ge-
hören zum bitteren Hartz-IV-Alltag, der dem
Sozialdarwinismus alle Ehre macht. Auf Kos-
ten der Arbeitslosengeld-II-Betroffenen wird
systematisch und widerrechtlich Geld ein-
gespart. Hinzu kommen tägliche psychische
Gewaltdelikte durch Sachbearbeiter, die sich
teilweise geradezu als „Krieg gegen das
Wohlbefinden“ des Kunden präsentieren. In
dem Artikel „Hartz IV: Psychostrategien ge-
gen die tägliche Demütigung “ aus „Reader’s
Edition“ vom 18. Juli 2008 werden wertvol-
le Ratschläge gegeben, der Behördenwillkür

wirksam entgegenzutreten. Vor allem ist es ratsam, nicht allein zur Bagis (Arge)
zu gehen! Meist reicht die bloße Anwesenheit eines Beistandes, damit Aggres-
sionen gar nicht erst hochkommen oder das Gespräch in die falsche Richtung
läuft.

Es passiert nur allzu häufig: Mensch wird zur Bagis eingeladen, und der Fall-
manager schiebt dem Betroffenen eine Eingliederungsvereinbarung über den
Schreibtisch, mit der Aufforderung, sofort zu unterschreiben, sonst drohe Sankti-
on. Dabei werden die Betroffenen in den allerwenigsten Fällen darüber informiert,
was es mit der Eingliederungsvereinbarung auf sich hat und um welches Rechts-
verhältnis es sich dabei handelt. Die Eingliederungsvereinbarung wird in der So-
zialrechtsprechung als Vertrag gesehen. In Artikel 2 des Grundgesetzes ist für je-
de(n) die Handlungsfreiheit und somit die Vertragsfreiheit garantiert. Das heißt,
niemand kann zur Unterschrift gezwungen werden. Die Kommentarliteratur be-
schreibt, dass die Eingliederungsvereinbarung eine „faire“ Ausgestaltung von In-
halt und vorangehenden Verhandlungen voraussetzt und nach ihrer Eigenlogik
nur bei freiwilligem Abschluss sinnvoll wirken kann. Als Vertrag erfordert die Ein-
gliederungsvereinbarung die im Rechtssinne freiwillige Abgabe übereinstimmen-
der Willenserklärungen (Münder: SGB II Lehr- und Praxiskommentar, 2. Auflage
2007, § 15).

Der Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 22. No-
vember 2007 (Aktenzeichen L 13 AS 4160/06 ER-B) geht darüber hinaus deut-
lich auf die inhaltlichen Erfordernisse einer Eingliederungsvereinbarung ein: Die
Leistungen, die der Hilfebedürftige vom Träger erhalten soll, sind verbindlich und
konkret zu bezeichnen. Es soll ein konkreter und individueller Bezug zum Ziel der
Eingliederung in Arbeit hergestellt werden. Die Rechtsprechung in Bremen geht in
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dem Beschluss des Verwaltungsgerichts Bremen vom 15. Juli 2008 (Aktenzeichen
S3 V 1965/08) leider nicht so detailliert auf die verfassungsrechtlichen Grundsät-
ze und die inhaltlichen Erfordernisse einer Eingliederungsvereinbarung ein wie
das Landessozialgerichts Baden-Württemberg. Dabei wäre es meines Erachtens
jedoch wichtig für die Betroffenen, unter anderem auch mit Hilfe der Rechtspre-
chung zu verstehen, dass – unter freier und freiwilliger Mitwirkung der Betrof-
fenen – ein solcher Vertrag als Ausweg aus der Arbeitslosigkeit wirksamer ist
als sinnlose, standardisierte Textbausteine, die unter Sanktionsandrohung unter-
schrieben werden. Auch hier gilt: Nicht allein zur Bagis gehen!

Frank Kleinschmidt (parteilos, „so:leb – Sozialer Lebensbund“)

Also, Karo: Wann war denn die letzte „fetzige
Debatte“ in der Bürgerschaft? („Tageszeitung“)

Minus 22 Prozent: Dax-Konzernen droht
massiver Gewinneinbruch („Spiegel-Online“)

Die Einheit zwischen Leiharbei-
tern und Stammbelegschaft wächst

Schon oft haben wir auf der Montagsdemo über die
Leiharbeit als moderne Sklaverei berichtet. Mit den
Hartz-Gesetzen wurde es für die Monopole erst mög-
lich, die Leiharbeit massiv auszubauen. Hunderttau-
sende Kollegen wurden inzwischen zu Billiglöhnen
eingestellt. In den Fabriken stehen an demselben Ar-
beitsplatz Leiharbeiter mit zehn Euro weniger Stun-
denlohn neben den festangestellten Arbeitern. Wenn
Arbeitsplätze abgebaut werden, sind die Leiharbeiter
die Ersten, die auf die Straße geworfen werden.

In den letzen Wochen und Monaten gab es
wichtige Schritte zum Aufbau des Zusammenhalts
zwischen Leiharbeitern und Stammbelegschaft. Bei
Opel in Bochum hatten Leiharbeiter die Erhöhung

ihres Stundenlohns von 7,20 Euro gefordert und wurden darauf fristlos gekün-
digt. Kämpferische Kollegen aus der Stammbelegschaft ergriffen die Initiative
und organisierten unter den Opel-Kollegen die Solidarität. Unterschriften wurden
im Werk gesammelt, Transparente auf der Brücke über die Autobahn gehängt
und eine Protestkundgebung für die Wiedereinstellung der Leiharbeiter vor dem
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Werkstor organisiert. Am Offenen Mikrofon kamen viele Kollegen zu Wort: „Wir
dürfen uns nicht spalten lassen, die Leiharbeiter brauchen die gleichen Löhne
und die gleichen Rechte wie alle Kollegen!“ Die Geschäftsleitung von Opel muss-
te inzwischen nachgeben und die ersten vier Kündigungen zurücknehmen.

Auch bei Daimler in Hamburg-Harburg sprachen sich Kollegen gegen die
Kündigung von Leiharbeitern aus. Ein Kollege hatte zur Information einen Aus-
hang verfasst und erhielt sofort eine Abmahnung. Diese Disziplinierung ist eine
Unverschämtheit! Dem Kollegen gehört unsere Solidarität! Wir werden ein Pro-
testschreiben an den Konzernvorstand von Daimler schicken, in dem auch die
Montagsdemo Bremen die Rücknahme der Kündigungen der Leiharbeiter und die
Rücknahme der Abmahnung des Kollegen fordert.

Harald Braun

An die Geschäftsleitung von Mercedes-Benz Hamburg! An den Solidaritätskreis
Daimler-Harburg! Heute wurde bei der Montagsdemonstration in Bremen über
einen skandalösen Vorgang bei Mercedes-Benz im Hamburg-Harburg berichtet.
Kollegen der Stammbelegschaft hatten sich gegen die Entlassung von 30 Leihar-
beitern solidarisch gezeigt. Dies ist ein wichtiger Fortschritt für den Zusammen-
halt der Belegschaften und gegen die Spaltung und Lohndrückerei, wie sie von
den Chefetagen betrieben wird.

Die Konzernspitze reagierte auf den Kampf gegen die Entlassung der Leih-
arbeiter mit Unterdrückung. Ein Kollege, der die anderen durch einen Aushang
informieren wollte, wurde sofort mit einer Abmahnung wegen „Störung des Be-
triebsfriedens“ diszipliniert. Mit dieser Unterdrückungsmaßnahme soll die Beleg-
schaft eingeschüchtert und die Solidarität mundtot gemacht werden.

Für uns endet die Demokratie nicht am Werkstor. Weg mit der Abmahnung ge-
gen Jan Jäger! Keine Entlassung der Leiharbeiter bei Mercedes-Benz! Wir werden
unsere Möglichkeiten nutzen, um den undemokratischen Vorfall in der Öffentlich-
keit bekannt zu machen und die Solidarität unter der Belegschaft bei Mercedes-
Benz in Bremen zu unterstützen. Mit freundlichen Grüßen!

Initiative Bremer Montagsdemo

Abschwungserwartung: Unternehmen streichen mehr Stellen
als sie schaffen („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Argumentative „Unschärfe“: Wie können 60 Jahre alte Atomkraftwerke
„die sichersten der Welt“ sein? („Spiegel-Online“)

Change? What change?: Piesepampel fordert deutsche
Truppen für Afghanistan („Spiegel-Online“)
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Wehren wir uns gegen die vielen
kleinen Provokationen von Behör-

den, Konzernen und Gerichten!
Fast nur Regen an diesem Tag, und dann noch un-
sere Lautsprecheranlage, Transparente und Schilder
unerreichbar im Lagerraum eingeschlossen: Das wa-
ren keine guten Voraussetzungen für einen kleinen
runden Geburtstag der Montagsdemo in Bremen.
Aber wir lassen uns ja nicht unterkriegen! So traten
die Stimmgewaltigsten an und brachten ihre Beiträ-
ge vor oder lasen die Texte anderer vor. Ein schöner
Kreis wurde gebildet, und Beachtung fanden wir oh-
nehin. So hatte die 190. Montagsdemo in Bremen am
21. Juli 2008 um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz einen
fast normalen Rahmen mit über 30 Teilnehmern und
Zuhörern.

Themen waren das Versagen der heuchlerischen
sozialdemokratischen „Sozialpolitik“ und die vielen kleinen bewussten Provo-
kationen der Gerichte und Behörden gegen Transfergeld-Bezieher, etwa dass
Sozialhilfe-Empfängerinnen kein neuer BH zustehe und sich diese auch mit ei-
nem gebrauchten zufrieden geben müssten. Bei einer sogenannten Güteverhand-
lung vor dem Arbeitsgericht nahm die Leihfirma Adecco ihre Kündigung gegen
vier Leiharbeiter bei Opel Bochum zurück. Belegschaft und Solidaritätskreis ha-
ben viel Druck gemacht. Was dort schon geklappt hat, steht andernorts noch be-
vor. Wir beauftragten einen Kollegen, für die Leiharbeiter und Kollegen bei Daim-
ler in Hamburg-Harburg eine Grußadresse zu schreiben.

Es wurde auch wieder Mut gemacht, sich zu wehren, sei es gegen die maß-
losen Gaspreiserhöhungen der gierigen Energiekonzerne (Anleitung und Unter-
stützung gibt es bei den Verbraucherzentralen) oder gegen die Bescheide der Ba-
gis. Immer wieder wird betont: Nie allein dort erscheinen, immer Zeugen dabei
haben, und wenn es möglich und nötig ist, in die Öffentlichkeit gehen! Kommt zur
Montagsdemo und zeigt, dass ihr nicht einverstanden seid!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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191. Bremer Montagsdemo

am 28. 07. 2008

Herr Loske und das Sommerloch
Selbst während der Sommerpause
fallen wegweisende Entscheidungen!
In Bremen versuchen Monopole, Ein-
fluss auf die Politik auszuüben. Sieht
man genauer hin, tun sie das sogar
erfolgreich, über Jahre hinweg. Die
Politik, die eigentlich verpflichtet wä-
re, solchem Spiel ein Ende zu be-
reiten, sieht von außen zu. Indes-
sen steigt die Unzufriedenheit vieler
Bremer wegen dieser Gleichgültigkeit
ganz enorm.

Nun hat das Vergabeverfahren für das S-Bahn-Netz ein Ende gefunden. Die
Entscheidung fällte das Landesgericht in Celle: Den Zuschlag bekam die Nord-
westbahn. Im Sommer hatte der Vergabeausschuss in Bremen die Entscheidung
getroffen, der Nordwestbahn den 500 Millionen Euro schweren Auftrag zu geben.
Dagegen klagte die DB-Regio erfolgreich. Doch kurz vor der Bekanntgabe zog die
DB-Regio die Klage zurück. Die Nordwestbahn wurde vom Bremer Senat wegen
des günstigeren Angebotes hofiert. Herr Loske, Senator für Verkehr, aber auch
seine Partei, die Grünen, bezeichnen das Ergebnis als das Beste überhaupt. So
weit, so gut – doch die Geschichte hat ein Nachspiel.

Der Monopolist Deutsche Bahn gab nun bekannt, den Kündigungsschutz für
das Ausbesserungswerk in Bremen lockern zu wollen: Es sollen bis 2010 um die
300 Arbeiter entlassen werden. Dies teilte die Bahn zeitgleich mit der Aufgabe der
Klage vor dem Celler Landesgericht mit. Beides, sagt die Bahn, habe aber nichts
miteinander zu tun. Damit holt die Bahn den großen Colt aus der Tasche und zielt
scharf auf die Politik. Die nun bestätigte Wahl für das Angebot des kleineren Kon-
kurrenten, einer Tochter des französischen Konzerns Veolia, erfolgte gemäß der
Vorgabe der „Tariftreue“. Das heißt in Geld ausgedrückt: Die Kollegen bekommen
200 Euro weniger.

Wenn die Nordwestbahn also von „Tariftreue“ spricht, bedeutet das nicht etwa
bessere Konditionen für die Kollegen: Gemeint ist die „Treue“ zum Haustarif. In
Deutschland haben immer weniger Manteltarifverträge Gültigkeit, die autonome
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Tariflandschaft gleicht einem Flickenteppich. Die Bahn hat ihren Arbeitern wohl
einen alternativen Arbeitsplatz angeboten. Der liegt aber in Süddeutschland. Also
müssen die Kollegen, die hierbleiben wollen, die Kröte schlucken und für 200
Euro weniger im Monat arbeiten. Das ganze Geschäft wird im Sommerloch unter
dem Motto von Senator Loske abgewickelt, endlich sei klar, dass Bremen „ab
2010 ein leistungsfähiges S-Bahn-Netz“ habe. Es folgt ein weiterer Abbau von
Arbeitsplätzen zugunsten des Lohndumpings auf der Schiene, und Pate war Herr
Loske.

Die Deutsche Bahn zieht aus dem Verlust der S-Bahn-Strecke die Konse-
quenz, ihren Betrieb zu „deregulieren“, also weiter zu privatisieren. Sie hat schon
mehrere Streckenausschreibungen verloren, und diese wird nicht die letzte ge-
wesen sein. Zu befürchten ist, dass hier in Deutschland, wenn weiterhin der Pri-
vatisierungswahn grassiert, künftig Zustände wie in England herrschen. Dort ist
die Bahn total privatisiert worden. Dies führte zu schweren Unfällen auf der Stre-
cke, mit vielen Toten und erheblichem Sachschaden. Außerdem war der Service
unter der Gürtellinie. Der Staat hat sich daher dazu entschlossen, die Privatisie-
rung zurückzunehmen und kauft Stück für Stück Anteile am Bahnverkehr zurück.

Jens Schnitker (parteilos)

Schröder und Sarrazin bitte auch – und Münte: SPD will
Clement (vielleicht) ausschließen („Spiegel-Online“)

Die BAG-SHI ist pleite!
Was sich schon seit längerer Zeit abgezeichnet hatte,
ist nun eingetreten: Die BAG-SHI ist pleite! Der Ver-
ein hatte stets – gemessen an den immensen Auf-
gaben als Frankfurter Dachorganisation der bun-
desdeutschen Erwerbsloseninitiativen – trotz eini-
ger Fördertöpfe relativ geringe Finanzmittel zur Ver-
fügung. Es gab natürlich auch kein Eigenkapital, und
daher konnten für Krisenzeiten kaum Rücklagen ge-
bildet werden.

Für neue Projekte wurden zum Beispiel stets Mit-
tel beim Bundesministerium beantragt und meistens

auch bewilligt. Der größte Batzen kam also ausgerechnet aus dem Haushalt der
Bundesregierung und bewirkte bei der BAG-SHI ein schleichendes politisches An-
passungsverhalten. Hieß es beispielsweise während der Schröder-Ära noch, dass
die Hartz-Gesetze wieder abgeschafft werden müssen, stand später unter ande-
rem nur noch die „Milderung der schlimmsten Auswüchse“ auf der Tagesordnung.
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Die „Bundesarbeitsgemeinschaft der Sozialhilfe- und Erwerbsloseninitiativen
e.V.“ wurde 1991 von Betroffenen, unabhängigen Initiativen, Beratungsstellen und
Selbsthilfegruppen gegründet. Arbeitsschwerpunkte waren Rechtsdurchsetzung,
Vernetzung, Öffentlichkeitsarbeit und politisch motivierte Selbstorganisierung. Die
Mitglieder und Aktiven bildeten lokale Selbsthilfeinitiativen, leisteten Aufklärungs-
arbeit, engagierten sich mit Rat und Tat für Sozialleistungsbeziehende und ga-
ben entsprechende Leitfäden heraus. So heißt es in der Selbstdarstellung des
Vereins.

Wie sich jetzt herausstellt, ging die BAG-SHI jahrelang sehr leichtsinnig und
leichtfertig mit den Finanzen um. Es waren Belege nicht mehr auffindbar, oder
es wurden nicht unerhebliche Beträge innerhalb des Vereins dorthin verschoben,
wo Löcher zu stopfen waren. Dann wurden auch Mittel für Projekte beantragt, die
Vereinsangaben zufolge aus Zeitgründen oder Personalmangel nie stattfanden.
Schließlich stand die BAG-SHI beim Bund mit einem Fehlbetrag von 43.000 Euro
inklusive Zinsen in der Kreide.

Alles in allem hat der gemeinnützige Verein – das muss hier unbedingt gesagt
werden – in den 17 Jahren seines Bestehens sehr gute politische Arbeit geleistet,
und eine Betrugsabsicht darf den Vorstandsmitgliedern, die allesamt über große
sozialpolitische und menschliche Kompetenz verfügen, auf gar keinen Fall vorge-
worfen werden. Für die vielen in der BAG-SHI organisierten Initiativen ist die In-
solvenz allerdings eine Katastrophe! Die „Junge Welt“ schrieb am 24. Juli 2008: „
Die Schwachen und Ausgegrenzten dieser Gesellschaft verlieren so ein wichtiges
Instrument im Kampf um ihre Rechte. Und das nicht etwa durch staatliche Re-
pression, sondern durch individuelles und kollektives Versagen einiger Akteure.“

Wenn auch nicht direkte Repression im Spiel war, so dürfte die BAG-SHI-
Insolvenz der CDU in Nordrhein-Westfalen jetzt mehr als gelegen kommen, um
sämtlichen unabhängigen Initiativen zur Beratung von Arbeitslosen in diesem
Bundesland ab Oktober den Geldhahn zuzudrehen. Diese zutiefst unchristliche,
schäbige und politisch wahnsinnige Handlungsweise wird völlig unabsehbare Fol-
gen für die Betroffenen und die gesamte Gesellschaft haben! Andererseits wer-
den für neue Awacs-Einsätze und Truppenverstärkungen in Afghanistan Milliar-
densummen ausgegeben! Hiergegen ist breitester Widerstand angesagt, und den
wird es ohne jeden Zweifel geben!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Hertie ist pleite: Kaufhauskette von Heuschrecke
„massiv geschröpft“ („Financial Times“)

Planlos in die Turbulenzen: Mit Fehlinformationen und Stimmungsmache
versucht die Lufthansa über die bürgerlichen Medien, die Bevölke-

rung gegen die Streikenden aufzubringen („Rote Fahne News“)
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Das Riesengeschäft mit den Lebensmittelabfällen: Die „Tafeln“ sind Teil des
Vernichtungskonzepts der Sozialstrukturen („Frankfurter Allgemeine)

Wir brauchen einen Zuschlag
zur Lebenshaltung um 50 Euro!

Die 191. Montagsdemo begrüßt alle Bremer,
Urlauber und Feierabend-Sehnsüchtigen auf
dem Marktplatz! Wir freuen uns, dass Sie
hier sind, denn viele Menschen sind jetzt fort.
Frau Merkel war erst bei Wagners „Parsifal“ in
Bayreuth, dann ist sie ab in den Urlaub. Sie
will mal ausschlafen und nachdenken. Das
wäre ihr auch anzuraten. Hoffentlich – aber
wahrscheinlich nicht – zieht sie die richtigen
Schlüsse aus ihrer Politik gegen die Men-
schen im Land.

Die Preise steigen weiter und weiter. Die
Montagsdemo fordert einen Zuschlag für die

Lebenshaltung um 50 Euro. Unter Kollegen in den Betrieben wird beraten, was
man gegen die Preistreiberei tun kann. Gerade wenn es so heiß ist, die Klima-
oder Lüftungsanlagen nicht funktionieren und auch die Versorgung mit kaltem
Wasser nicht organisiert wird, nimmt der Unmut zu. Viele Kollegen diskutieren da
einen Teuerungszuschlag.

Das Warten auf die Tarifrunde bei der IG Metall ab Herbst und im nächs-
ten Jahr löst die Inflationsprobleme jetzt nicht. Hinweise auf die „Friedenspflicht“,
wie selbsternannte Berater den Kollegen warnend entgegenhalten, sind doch der
falsche Schluss aus dem Krieg, den die Unternehmer mit ihrer jeweils sofortigen
Erhöhung aller Preise gegen uns ziehen!

Wir werden hartnäckig für unsere Ziele beim Hungerzuschlag und beim Teue-
rungszuschlag kämpfen müssen, denn gerade jetzt, wenn in manchem Betrieb
aufgrund vom Urlaub anderer Kollegen zusätzlich eine angespannte Situation
herrscht, sind viele Kollegen auch aufgeschlossen, sich über die eigene Lage Ge-
danken zu machen.

Bei einem Münchner Gericht wurde heute der erste Siemens-Schmiergeldfall
entschieden: Ein „mittleres Schaf“ aus der Konzernspitze ließ man laufen, bei
zwei Jahren Haft auf Bewährung und rund 108.000 Euro Geldstrafe. Das Urteil
war so sanft, weil der ehemalige Siemens-Direktor ein umfassendes Geständnis
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abgelegt und vier Koffer mit Betriebsunterlagen bei der Verhaftung übergeben,
also „mitgearbeitet“ hatte.

Der „Chefberater“ von Frau Merkel, unser „ehrenwerter Herr von Pierer“, und
der Herr Kleinfeld, mittlerweile in die USA abgesetzt, hüllen sich in Schweigen.
Der Siemens-Aufsichtsrat will die Herren auf Schadensersatz verklagen. Wenn
das mal gut geht! Vielleicht ist Herr von Pierer dann schon sonstwohin getürmt,
und man findet nur noch leere Schubladen vor? Aber vielleicht können ja die
„CSU-Connections“ à la Strauß noch helfen.

Die Kollegen sollen die Zeche zahlen: erst die Leiharbeiter, deren Zahl sich
im Jahr 2007 um 90.000 erhöht hat, dann die Stamm-Kollegen, die sich neuen Er-
pressungen gegenübersehen. Bei Opel in Bochum musste jetzt der Leih-Konzern
Adecco den ersten Rückzieher machen, weil die Kollegen dagegen geklagt hat-
ten – unterstützt von einer Welle der Solidarität. Auch bei Daimler in Hamburg-
Harburg sollen Leiharbeiter rausfliegen. Ein Kollege, der das öffentlich machte,
wurde abgemahnt wegen „Störung des Betriebsfriedens“. Letzte Wochen haben
wir schon davon gehört. Heute schlage ich vor, dass wir auf einer Liste des Soli-
daritätskreises unterschreiben und sie dann nach Hamburg schicken!

Jobst Roselius

Lieber Thilo: Mit dicken Pullis und bei 15 Grad Raumtemperatur
haben wir schon die letzten Winter durchzittert („Focus“)

Gregor Gysi befürchtet Kältetote
1. Der DGB schlägt wegen der stark gestiegenen
Energiekosten Alarm und befürchtet, nun stehe
der erste Winter seit Langem bevor, in dem Zehn-
tausende Deutsche frieren müssen. Wieso über-
haupt nur Zehntausende? Da muss – wie in der
Nachkriegszeit – wohl eher von den Millionen Ar-
men gesprochen werden, die in diesem eigent-
lich so reichen Deutschland davon erheblich be-
troffen sind! Von Rechts wegen müssten Hartz-IV-
Bezieher die tatsächlichen Heizkosten von der Be-
hörde bezahlt bekommen. Doch halten sich viele

der argen Argen nicht daran, und etliche Betroffene kennen ihr Recht nicht!
Gregor Gysi befürchtet sogar Kältetote. Bei den in Wirklichkeit steigenden Ob-

dachlosenzahlen und der beängstigenden Zunahme finanziell schwacher Men-
schen und ihrer Familien ist dies leider zu erwarten! Sommer forderte die Große
Koalition zu schnellem Handeln auf und bekundete, dass Frieren ebenso schlimm
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sei wie Hungern. Er meinte, dies könne keine Regierung hinnehmen. Vernünftige
Sozialtarife für den häuslichen Bedarf an Strom und Heizung seien längst überfäl-
lig geworden. Schon jetzt zeige sich, dass ein Großteil der in staatlich verordneter
Armut gehaltenen Bürger ihre Energiekosten nicht mehr bezahlen kann, denn in
unserem reichen Land wird über einer Million Bundesbürgern pro Jahr zeitweilig
Strom und Gas wegen Zahlungsrückständen gesperrt.

Der Wiederanschluss an die Energien ist dazu auch noch mit erheblichen
Mehrkosten verbunden, die von den schmalen Haushaltskassen gar nicht mehr
getragen werden können. Die Versorger müssten gerade wegen ihrer unersätt-
lichen Profitmaximierung dazu verpflichtet werden, eine festgelegte Menge an
Strom und Gas zu einem niedrigeren Preis an jeden Haushalt abzugeben. Selbst
die SPD erinnert sich mal wieder daran, dass sie sich ja „Sozialdemokraten“ nen-
nen, und das Vorstandsmitglied Hermann Scheer kündigte an, eine Initiative sei-
ner Partei wolle erreichen, dass Bundestagsfraktion und Bundespartei ab Sep-
tember einen Gesetzentwurf für Sozialtarife bei Strom und Heizung ausarbeiten.

Wie wenig die meisten Politiker von ihrer Bevölkerung wissen, sich gar um
deren Wohlergehen kümmern, das bewies ausgerechnet Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel, als sie mehrfach behauptete, Transferleistungengsbezieher seien von
der Energiekostenexplosion nicht betroffen, da alle entstehenden Kosten für sie
von der Behörde übernommen würden. Wie ich die Einsatzfreude unserer Bun-
desregierung kenne, wird es statt der dringend benötigten Sozialtarife in Zukunft
sicher nicht nur „Tafeln“ geben, sondern auch „Wärmestuben“. Die Räume wer-
den dort durch die ausgestrahlte Körperwärme von selbst und ganz kostenneu-
tral beheizt. Na, dann „Gute Nacht, armes Deutschland!“

2. Das „Erwerbslosenforum Deutschland“ reagierte mit scharfer Kritik auf eine Er-
klärung des arbeits- und sozialpolitischen Sprechers der CDU-Landtagsfraktion
Nordrhein-Westfalen, Norbert Post. Dieser hatte die Streichung der Mittel für die
Arbeitslosenzentren damit begründet, es könne nicht Aufgabe eines Bundeslan-
des sein, Arbeitslosenzentren zu fördern, die Bescheiden der staatlichen Argen
widersprächen. Martin Behrsing, der Sprecher des Forums, warf Post vor, dass er
mit der CDU in Nordrhein-Westfalen eine „lex specialis“ für Erwerbslose schaffen
wolle. Er sagte, dass dann ebenso gut in Zukunft auf die Gehälter der Richter an
den Sozialgerichten verzichten werden könne, da auch diese immer öfter gegen
staatliche Argen entscheiden.

Hier zeige die CDU ihr wahres Gesicht, dass nämlich nicht die Bekämpfung
von Arbeitslosigkeit Priorität habe, sondern die Bekämpfung der Arbeitslosen und
deren faktische Ausgrenzung! Das „Erwerbslosenforum“ wies darauf hin, dass
immer noch drei Viertel aller Bescheide bei Hartz IV falsch sind. Ebenso mach-
ten die zahlreichen erfolgreichen Widersprüche und gerichtlichen Auseinander-
setzungen deutlich, dass die staatlichen Argen keineswegs im Sinne der Betrof-
fenen arbeiten. Das „Erwerbslosenforum“ wird sein Informationsangebot auswei-
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ten und so aufbereiten, dass Betroffene in der Lage sind, sich zur Wehr zu setzen
und notfalls eine gerichtliche Auseinandersetzung selbst durchzuführen.

Viele Menschen sind durch die Arbeitslosigkeit und den perfiden Hartz-IV-
Wahnsinn der Behörden psychisch kaputt gemacht worden. Es ist wahrlich sehr
christlich, wenn die CDU diesen Druck, der oft mit nackter Existenzangst gepaart
ist, nun auch noch verstärken will! Mit legalen Mitteln kann wohl nicht gefordert
werden, dass quasi per blinder Auslieferung an die Verfolgungsbetreuung aus Er-
werbslosen rechtlose Parias gemacht werden, die sich gegen erlittenes, bewusst
herbeigeführtes Unrecht (um fünf Prozent Kosten einzusparen) nicht mehr zur
Wehr setzen dürfen! Dies alles nur, um den Profit der grenzenlos raffgierigen Un-
ternehmer durch immer mehr Niedriglöhner und faktische Zwangsarbeiter ins Un-
ermessliche zu steigern? Das ist schon wieder ein Bruch des Grundgesetzes, ei-
ne Menschenrechtsverletzung! Ich kann mir die anvisierte „unabhängige“ Bera-
tung für Erwerbslose in den Argen selbst leibhaftig vorstellen! Da laufen mir kalte
Schauer den Rücken herunter.

3. Wegen der steigenden Lebensmittelkosten sinkt die Spendenbereitschaft, und
so geht den „Tafeln“ das Essen aus! Die wachsende Armut in Deutschland bringt
diese Einrichtungen zunehmend in Bedrängnis, denn während die Zahl der Hilfs-
bedürftigen zunimmt, stagniert die Menge der gespendeten Waren. Dabei wer-
den immer mehr Menschen durch die Verteuerung der Lebensmittel zu den „Ta-
feln“ getrieben.

Da auch der Einzelhandel wegen des Kostendrucks inzwischen schärfer kal-
kulieren muss, wird es vor allem in ländlichen Regionen und strukturschwachen
Gebieten zunehmend schwieriger, Spenden für die „Tafeln“ zu organisieren. Es
liegt also nicht an weniger Hilfsbereitschaft, wenn nicht genügend gespendet wird,
sondern weil wegen der explodierenden Energie- und Rohstoffpreise zunehmend
schärfer gerechnet werden muss. Da auch längere Strecken abgefahren werden
müssen, um die gleiche Menge wie vorher zu bekommen, werden zunehmend
Kühlfahrzeuge gebraucht.

Der „Hauptverband des deutschen Einzelhandels“ sieht zwei Gründe für den
Rückgang der Lebensmittelspenden: Zum einem habe die Einführung der elek-
tronischen Warenwirtschaft dazu geführt, dass genauer geplant wird und weniger
übrig bleibt. Zum anderen seien die Händler durch die zurückliegenden Gammel-
fleischskandale möglicherweise verunsichert und trauten sich nicht mehr, Lebens-
mittel mit fast abgelaufenem Mindesthaltbarkeitsdatum an die „Tafeln“ zu geben.

Wenn Erwerbslose ein menschenwürdiges Existenzgeld erhielten, müsste es
so etwas wie die „Tafeln“ gar nicht geben! Wir wollen uns nicht immer weiter aus-
grenzen lassen, in Sozialkaufhäusern einkaufen, unser Gemüse von den „Tafeln“
oder die Klamotten aus der Kleiderkammer holen müssen. Wir wollen so wie alle
anderen auch für den täglichen Mindestbedarf sorgen können!

493

http://linkszeitung.de/index.php?option=com_content&amp;task=view&amp;id=169346&amp;Itemid=61
http://de.wikipedia.org/wiki/Verfolgungsbetreuung
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/kurzlehrgang/kurzlehrgang.htm#KLG-Parias
http://newsticker.welt.de/index.php?channel=ver&amp;module=dpa&amp;id=18397734
http://www.faz.net/s/RubEC1ACFE1EE274C81BCD3621EF555C83C/Doc~EC9A831D27B264CF8A6B85F43071974B7~ATpl~Ecommon~Scontent~Afor~Eprint.html
http://www.elo-forum.net/index2.php?option=com_content&amp;task=view&amp;id=572&amp;pop=1&amp;page=0&amp;Itemid=274
http://www.elo-forum.net/index2.php?option=com_content&amp;task=view&amp;id=572&amp;pop=1&amp;page=0&amp;Itemid=274


4. Diese Platte scheint auf ewig einen „Sprung“ zu haben: Es gebe „kein Recht
auf ein Leben mit Sozialgeldern“. Im Moment will die britische Regierung den
„Sozialstaat“ umkrempeln und droht den Opfern, also den Arbeitslosen, mit „
eskalierenden Sanktionen “! Nicht nur in Deutschland wird über „Aktivierungsstra-
tegien für Erwerbslose“ nachgedacht, nein, auch in Großbritannien wird das ge-
sellschaftliche Problem, dass es keine Vollbeschäftigung mehr gibt, den Erwerbs-
losen als deren Einzelschicksal aufgebürdet und vorgeworfen.

Wachsende Arbeitslosenzahlen sind der Grund für eine „Aktivierungsstrate-
gie für Arbeitslose“, wonach Langzeitarbeitslose oder Sozialhilfeempfänger nach
zwei Jahren ohne Arbeit nur noch Geld erhalten sollen, wenn sie dafür „sozia-
le Dienste“, also Zwangsarbeit leisten. Nach Minister James Purnell soll der
Sozialstaat damit tiefgreifend verändert werden. Was daran noch sozial ist, müss-
te zwingend neu definiert werden! So sollen etwa Personen, die aufgrund von Ar-
beitsunfähigkeit soziale Leistungen erhalten, ab 2013 noch einmal medizinisch
untersucht werden, um diejenigen herauszufischen, die nur zeitweise arbeitsun-
fähig seien. Nur noch Schwerbehinderte müssen dann nicht mehr nach Arbeit
suchen.

Ahnungslose wollen Drogenabhängige dazu verpflichten, an einer Drogenent-
wöhnungstherapie teilzunehmen, obwohl sich solch ein Verzicht nie erzwingen
lässt und bei gesellschaftsfähigen Alkoholikern immer munter toleriert wird, weil
Alkohol nicht als Droge gilt. Wer sein Drogenproblem nicht meldet, kann, wenn
es später entdeckt wird, wegen Betrugs bestraft werden oder muss das erhalte-
ne Geld zurückzahlen. Was soll es denn bewirken, wenn immer nur der Druck
auf die Arbeitslosen erhöht wird und zum Beispiel Alleinerziehende mit Kindern
über sieben Jahren zur Arbeit verpflichtet werden? Waohh, echt ein tolles Kon-
zept – als ob dadurch auch nur ein einziger Arbeitsplatz entstünde! Durch Druck
auf Erwerbslose entsteht nur eine zunehmende Gruppe von verarmten und exis-
tenzbedrohten Menschen, ob mit oder ohne Arbeit.

5. Auch gut einen Monat vor Beginn des neuen Ausbildungsjahres ist die Situati-
on auf dem Lehrstellenmarkt angespannt! Nach den Statistiken der Arbeitsäm-
ter sank die Zahl der offenen Stellen von 155.000 im vergangenen auf 146.000 im
laufenden Jahr. Das sind 9.000 weniger! Die stellvertretende DGB-Vorsitzende In-
grid Sehrbock spricht von Hunderttausenden von Jugendlichen aus den vergan-
genen Jahren, die weiterhin auf einen Ausbildungsplatz warten.

Nele Hirsch, die bildungspolitische Sprecherin der Linkspartei, meint, dass
einige Tausend freie Ausbildungsplätze nicht über die immer noch bestehende
Ausbildungslücke hinwegtäuschen können. Selbst die SPD verwies auf bis zu
80.000 Schulabgänger ohne Abschluss, denen sie künftig den Rechtsanspruch
auf einen kostenlos nachzuholenden Hauptschulabschluss zugestehen möchte.
Schade, die SPD hat noch immer nicht begriffen, dass die Hauptschule abge-
schafft werden muss!
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6. Auch der Kriminologe Christian Pfeiffer forderte in der letzten Woche die Ab-
schaffung der Hauptschulen. Er hält den Ausbau von Ganztagsschulen zur Ein-
dämmung von Jugendgewalt für dringend notwendig. Je sinnvoller die Nachmit-
tage von Schülern genutzt werden, desto besser gelinge die Integration von Mi-
granten und sozialen Randgruppen. Der Kriminologe berichtete von einer neuen
Studie des „Kriminologischen Forschungsinstitutes Niedersachsen“, die gezeigt
habe, dass die Hauptschule sich zu einem „eigenständigen Verstärkungsfaktor“
der Jugendgewalt entwickelt habe.

Dort ballten sich „hoch belastete“ Jugendliche immer stärker, und dies führe
zu negativen „Ansteckungseffekten“. Damit Jugendliche ihre Nachmittage nicht
sinnlos mit Computerspielen verplemperten, müsse es Alternativen geben, sagte
Pfeiffer. Er plädierte für „Ganztagsschulen für alle“, die „Lust auf Leben wecken
durch Sport, Musik, Theater und soziales Lernen“. Ferner sei die Zivilgesellschaft
gefordert, mit Engagement von der Hausaufgabenhilfe bis zur Leseförderung Ju-
gendliche zu unterstützen.

7. Immer mehr junge Leute verzichten auf ein Studium . Zwar gab es im vergan-
genen Jahr mehr Schulabgänger mit Abitur oder Fachhochschulreife, doch ge-
genüber dem gleichen Jahr sank die Zahl der Studienanfänger um fünf Prozent.
Dieser Verzicht geschieht sicherlich nicht immer ganz freiwillig.

Als Gründe dafür gelten die erheblich ausgeweiteten Zulassungsbeschrän-
kungen an den Hochschulen, die vermaledeiten Studiengebühren, die Unklarheit,
wie das Studium finanziert werden kann, sowie ein bürokratischer Wirrwarr bei
der Studieneinschreibung seit Inkrafttreten des neuen Studentenauswahlrechtes
der Hochschulen.

Wenn dann in einer betrieblichen Ausbildung ganze 28 Prozent mehr Abitu-
rienten registriert werden, lässt sich unschwer vorstellen, wie die Anforderungen
an die begehrten Lehrstellen ansteigen und die Jugendlichen mit einem niederen
Schulabschluss immer schlechtere Chancen bekommen, sich dort erfolgreich be-
werben zu können.

8. Vom Richter des Mendener Amtsgerichtes wurde ein angeklagte Hilfsarbeiter
vom Vorwurf des Sozialbetrugs freigesprochen. Der Familienvater verdient im Mo-
nat 800 bis 900 Euro netto und bekommt noch 1.000 Euro aufstockendes ALG II
von der Arge bezahlt. Bisher hat er immer alles offen dargelegt. Weil seine 17-
jährige Tochter den Führerschein machen will, hat sie sich in den Ferien etwas
dazuverdient.

Was der Hilfsarbeiter nicht wusste, war, dass er der argen Arge diesen
Hinzuverdienst seiner Tochter hätte mitteilen müssen, um es dann wieder abge-
zogen zu bekommen. Der Richter glaubte den Beteuerungen des Angeklagten,
dass er es angegeben hätte, wenn ihm dies bekannt gewesen wäre, und sagte,
„dass wir uns durch diesen Paragrafendschungel bei der Arge ein Volk von Vor-
bestraften heranzüchten“.
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Die besondere Schweinerei liegt in meinen Augen darin, dass die Tochter sich
selbst Geld verdienen wollte, um den Führerschein zu machen. Wie bitter ist das
denn, und was wird sich wohl bei ihr einprägen? Dass sie doppelt ausgegrenzt
ist und nun auch noch das sauer verdiente Geld wieder abgeben muss! Mal wie-
der werden Kinder von Hartz-IV-Beziehern bestraft, müssen leer ausgehen. Das
scheint staatlich so gewollt zu sein. Die Freunde bekommen den Führerschein
von ihren Eltern bezahlt, müssen meist nichts dafür tun. Das ist so hundsgemein!
Ansonsten ist es ein ungewöhnlich gerechtes Urteil.

9. China wird Adidas zu teuer! Was gestern noch ein Niedriglohnland war, scheint
nun für die armen Produzenten nicht mehr genügend Erträge zu erzielen, weil die
von der Regierung festgelegten Löhne allmählich zu hoch werden. Der Konzern-
chef sagte der „Wirtschaftswoche“ in einem Interview, dass derzeit in China 50
Prozent der Schuhe gefertigt werden, dieser Anteil jedoch zurückgehen werde.
Die Sportschuhproduktion will aus dem „Reich der Mitte“ möglicherweise nach
Laos, Vietnam, Kambodscha oder Indien umziehen. Auch in europäische Schwel-
lenländer, in die GUS-Staaten und Osteuropa, wird Produktion zurückkommen.
Es sei nicht zu glauben, aber ein in Deutschland produzierter Sportschuh würde
im Laden 500 Euro kosten!

Mir persönlich ist es auch völlig unverständlich, dass Adidas-Schuhe für vie-
le – vorwiegend junge – Menschen ein Prestigeobjekt sind und sie sich damit zum
unbezahlten Werbeträger machen. Oder soll die vielgereiste Bundeskanzlerin die
Unternehmensleitung von Adidas beschwören, auch in Deutschland eine Produk-
tion aufzubauen? Subventionen gäbe es ganz bestimmt. Außerdem wartet hier
eine Armee von Tagelöhnern, die sonst niemals einen Adidas-Schuh aus der Nä-
he sehen könnten! Lohnkosten kämen auch nicht auf den Konzern zu, weil diese
bereits von den argen Argen übernommen würden, auf Kosten der Steuerzahler.
Für Adidas wie ein schlecht bezahlter Chinese arbeiten zu dürfen, muss dann als
Lohn wohl reichen! Schließlich ist Adidas einer der größten Sponsoren der Olym-
pischen Spiele in der Hauptstadt Peking im August. Na, das ist doch auch was!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Lieber Gregor: Wann ruft „Die Linke“ auf zur Montagsdemo –
und zur Großdemo am 8. 11. in Berlin? („Rote Fahne News“)

Zwei Drittel der Hartz-IV-Empfänger fehlen in der Arbeitslosenstatistik:
Seit Ende 2005 sind durchgehend mehr als sieben Millionen

Menschen von staatlicher Hilfe abhängig („Junge Welt“)

Schluss mit Karriere auf Parteiticket: Clement betrieb stets nur Lobbyismus
unter dem Deckmantel innerparteilicher Wahrheitsfindung („Tageszeitung“)
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Auch wenn der Anlass traurig ist: Münte hat wieder Zeit für die Politik („Bild“)

Über den Tisch gezogen: Verdi-Spitze stimmt Abschluss zu, der
nicht einmal die Hälfte der Forderungen erfüllt („Spiegel-Online“)

Bsirske muss weg: Wie kann sich ein Gewerkschaftschef, wenn die Kollegen
9,8 Prozent mehr Lohn fordern, rechtzeitig vor Streikbeginn per Lufthansa
gratis erster Klasse zu den Hula-Girls nach Hawaii ausfliegen lassen, um

dann vom Palmenstrand eine SMS zu schicken: „4,2 Prozent sind eigentlich
auch genug, die schmieren doch bloß Brötchen und Flügelklappen“? („Bild“)

Der Kampf für eine Belegschaft in
den Betrieben muss zunehmen!

Es war knallig heiß auf dem Marktplatz. Zum Glück
warfen aber die alten Gemäuer des Schütting – der
Handelskammer – so viel Schatten, dass sich die
191. Montagsdemo in Bremen am 28. Juli 2008 um
17:30 Uhr darin versammeln konnte. Wegen der Hit-
ze war die Stadt nicht so besucht, und auch von un-
seren Mitstreitern waren einige in Urlaub oder auf
schweißtreibender Arbeit. Trotzdem fanden sich 23
Teilnehmer und Zuhörer ein.

Es gab wieder einen bunten Strauß von Rede-
beiträgen, besonders zu den Preissteigerungen. Er-
hoben wurden Forderungen nach einem Hungerzu-
schlag für die ALG-II-Betroffenen, nach einem Teue-
rungszuschlag für die Arbeitenden und dass der

Kampf für eine Belegschaft bei den Kämpfen in den Betrieben zunimmt. Die-
se Einheit ist im Vorfeld einer kommenden Überproduktionskrise von besonde-
rer Bedeutung. 23 Kolleginnen und Kollegen gaben ihre Unterschrift für die For-
derungen nach Rücknahme der Kündigungen von Leiharbeitern bei Daimler in
Hamburg-Harburg und nach Rücknahme einer Abmahnung, weil ein Kollege die-
se Kündigungen öffentlich gemacht hatte.

Ein Kollege warb erneut für den Widerspruch gegen die Gaspreiserhöhun-
gen und erklärte, wie das über die Verbraucherzentralen in die Wege geleitet wer-
den kann. Auch wenn Frau Merkel behauptet, dass die Heizkosten der ALG-II-
Betroffenen von den Argen übernommen würden, ist das in Bremen nicht so. Die
„vielgeliebte“ Bagis weigert sich einfach, und nicht jede(r) hat den langen Atem,
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den Kampf dagegen bis zum Ende durchzustehen. Alles in allem war es auch
diesmal ein lebendiger Nachmittag.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Ypsi-Püppsi nimmt Rache: Fast-Königin von Hessen lässt Ex-König von
Nordrhein-Westfalen beinahe ermeucheln („Süddeutsche Zeitung“)

Was für ein Mann: Piesepampel stemmt 32-Kilo-Hantel
ohne zu schwitzen („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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192. Bremer Montagsdemo

am 04. 08. 2008

Es gibt doch noch
Zeichen und Wunder

Heute möchte ich gleich von drei positiven Ereig-
nissen berichten! Es ist wieder einmal der Ham-
burger Reeder Peter Krämer, der von sich aus
tätig wird. Hier nun die Schlagzeile: „Schulen
für 800.000 afrikanische Kinder“. Herr Krämer
hat ein Unicef-Bildungsprojekt ins Leben geru-
fen und selbst Millionen gespendet. Na, wenn
das kein Vorbild ist! Solche Leute, die auch han-
deln, braucht das Land – und nicht welche, die
nur reden. Ich muss sagen, der Mann ist Spitze!
Auch wenn er selbst steinreich ist, lautet seine
Kernaussage: Wir brauchen einen Ausgleich zwi-
schen Arm und Reich. Danke, Herr Krämer!

Auch so etwas sollte man natürlich nicht un-
erwähnt lassen: Endlich hat sich die Bremer „Ar-

beitnehmerkammer“ laut geäußert und vor Altersarmut gewarnt. Grund sind die
schlechten Löhne und die zunehmenden Billig- und Ein-Euro-Jobs. Na, dann war-
ten wir mal ab, was in Zukunft geschieht! Vielleicht bekommen wir jetzt auch noch
von dieser Seite mal richtige Unterstützung? Das wird höchste Zeit, denn wir von
der Montagsdemo warnen ja schon sehr lange davor, dass die Billigjobs reguläre
Arbeitsplätze vernichten!

Endlich scheinen auch immer mehr betroffene Herrschaften wach zu werden!
Diesmal sogar die Rentner, die jetzt neue Parteien gründen wollen. Das lässt uns
unparteiische Montagsdemonstranten doch hoffen, dass nun vielleicht auch in der
Masse der Bevölkerung ein Umdenken stattfindet, die Probleme immer sichtbarer
werden und dann auch eine Änderung eintritt. Wir von der Montagsdemo freuen
uns jedenfalls auf euch! Wir zählen auf eure Unterstützung! Darum jeden Montag
um 17:30 Uhr hier auf dem Marktplatz deutlich sagen: Ich bin nicht einverstanden!

Udo Riedel (parteilos)
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„Tobias probierte die Schutzweste“
„Das ist ganz gut und interessant“, meinte der 16-jährige Realschüler Tobias Kai-
ser, als er eine Soldaten-Schutzweste anprobierte. Gestern Morgen informierte
das „Zentrum für Nachwuchsgewinnung“ der Wehrdienstberatung Oldenburg die
Abschlussklassen der Twistringer Haupt- und Realschule über berufliche Chan-
cen in der Bundeswehr.

Oberstabsfeldwebel Karl Albers, Leutnant zur See Holger Flick, Oberfeldwe-
bel Bianca Philipp und weitere Soldaten waren gestern mit Informationsbus und
Sanitätseinheit zum Twistringer Schulzentrum gereist. Schulleiter Theoder Engel-
mann: „Dies gehört für uns zum festen Bereich der Berufsorientierung. Auch heu-
te können sich die zehnten Haupt- und Realschulklassen sowie die neunten Re-
alschulklassen informieren.“

Die Bundeswehr lege sehr viel Wert auf Pünktlichkeit und Verlässlichkeit. Karl
Albers sagte für die Bundeswehr, da werde nicht mehr jeder genommen. Die Bun-
deswehr betreibe heute Bestenauslese und erwarte mindestens die Mittlere Rei-
fe im Dreier-Zensuren-Bereich.

„Syker Kreiszeitung“ vom 21. Juni 2008

Sind wir schon wieder so weit? Mir als Kriegsdienstverweigerer ist nicht wohl
beim Lesen Ihres Artikels. Ist es so, dass wieder Kinder aus der Schule heraus
zur Bundeswehr dürfen oder müssen, weil es nicht genug Lehrstellen gibt und
die Bundeswehr sich noch die besten Schüler und Schülerinnen heraussuchen
kann? Sicher ist es attraktiv, sich von einer Oberfeldwebelin einkleiden zu lassen!

Schulleiter Engelmann möchte ich fragen, ob er auch die Möglichkeit der
Kriegsdienstverweigerung in den Klassen hat darstellen lassen und ob die Schü-
ler wissen, was sie im Kongo oder in Afghanistan verteidigen. Traurig nur, dass
auch hier viele wieder das Geld locken wird. Diese Form der Berufsberatung hat
für mich in der Schule nichts zu suchen! Dieser Weg wird als „Fluchtmöglichkeit“
gesehen, von zu Hause wegziehen zu können, weil jeder sonst gegebenenfalls
bis zum Alter von 25 Jahren bei den Eltern wohnen muss. Diese Art von Weiter-
bildung hat nur sehr eingeschränkt etwas mit Bildung zu tun!

Leserbrief von Roland Springborn (Neumitglied der „Linken“)

Beschäftigungsträger verstoßen gegen Gemeinnützigkeitsgebot:
Ein-Euro-Jobber als Billig-Hausmeister einsetzen, für die Begleitung

alter Menschen zum Arzt abrechnen und dafür noch 500 Euro
Regiekostenpauschale abzocken („Berliner Morgenpost“)
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Kofferträger find ich gut,
das hat Zukunft!

1. Nach dem vernichtenden Urteil des Bundes-
rechnungshofs, wonach Erwerbslose nur völlig un-
zureichend betreut werden und es einen massiven
Missbrauch von Ein-Euro-Jobs gibt, fordert das
„Erwerbslosenforum Deutschland“ sofortige Kon-
sequenzen. In acht von zehn Fällen waren die Ar-
beiten nicht zusätzlich, und dazu blieben für drei
von vier Ein-Euro-Jobbern die Arbeitsgelegenhei-
ten weitgehend wirkungslos. Es könne nicht sein,
dass jährlich eine Milliarde Euro Steuergelder für
sinnlose Arbeitsgelegenheiten verschwendet wer-

den, während in den Job-Centern zu wenig Personal beschäftigt ist, das dazu
auch viel zu häufig unqualifiziert sei.

Deswegen müssen Hartz-IV-Bezieher im Durchschnitt neun Wochen auf ein
qualifiziertes Erstgespräch bei einer Vermittlungskraft warten. Oft werden Einglie-
derungsvereinbarungen geschlossen, die das Papier nicht wert sind, auf dem sie
stehen. Sie vermitteln mitnichten auf den Arbeitsmarkt, sondern werden gerne als
Instrument der Verfolgungsbetreuung benutzt, als Druckmittel oder Sanktion bis
hin zum totalen Leistungsentzug missbraucht.

Statt diese eklatanten Missstände zu beseitigen, wird offenbar lieber eine Milli-
arde Euro für völlig sinnlose Ein-Euro-Jobs verschwendet, um etwa 500.000 Men-
schen aus der Arbeitslosenstatistik verschwinden zu lassen, bevor sich die Bun-
desregierung eingestehen würde, dass Hartz IV ein Rohrkrepierer ist! In krassem
Gegensatz zu dem bislang erfolgten Gequassel von „Aufschwung“ und „Erholung
des Arbeitsmarktes“ gibt es weiterhin sieben Millionen Hartz-IV-Bezieher. Darauf
bleibt die Große Koalition noch immer eine ernstzunehmende Antwort schuldig!

2. Die Berliner Vermittlungsagentur „Joblife“ verschickt im Auftrag von Erwerbs-
losen Bewerbungen. Diese wimmeln jedoch nur so vor haarsträubenden Fehlern,
ihnen sind keine Anlagen beigeheftet, und sie werden an wahllose Adressen ver-
schickt. Diese Erfahrung machte auch Walter G., der als Fahrer Arbeit suchte und
sich an die Privatagentur wandte, die im Gegenzug fünf Euro pro Anschreiben
dafür verlangte. Er wurde unverzüglich eingeladen, doch beim Gespräch stellte
sich heraus, dass die Stelle, auf die er sich beworben hatte, leider schon verge-
ben war.

In den massenhaft versandten fehlerhaften und unvollständigen Bewerbungen
befanden sich Sätze wie: „Es würde mich sehr freuen, wenn Sie mir die Gelgen-
heit geben würden das ich mich Ihnen näaher vorstellen kann.“ „Joblife“ stellte
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ihm für solch einen ihn in Misskredit stellenden Mist volle 170 Euro in Rechnung,
wogegen der damalige Hartz-IV-Bezieher zunächst erfolglos protestierte.

Hilfesuchend wandte er sich schließlich an die Initiative „Erwerbslosenfo-
rum Deutschland“. Der war die Agentur schon lange bekannt: „Mit Arbeitslosen
und Arbeitsagenturen ist leicht Geld zu verdienen“, sagt Forumssprecher Mar-
tin Behrsing. „Man nehme einen Text, vor dem es jedem Deutschlehrer und Per-
sonalmanager nur so grauen würde, verzichte auf weitere Anlagen wie Lebens-
lauf, Bild und Zeugnisse, setze die Adressen aus einer Datenbank in den Se-
rienbrief ein, und schon ist in wenigen Minuten eine beachtliche Summe Geld
zusammengekommen.“

Die Firma „Joblife“ zockt sogar doppelt ab: Die Mitarbeiter dort sind häufig
Jugendliche und junge Erwachsene, die über Bildungsmaßnahmen oder über-
betriebliche Ausbildungen unbezahlte Praktika absolvieren. Ebenso wie die du-
biosen Stellenanzeigen finden sich in der Jobbörse der Agentur für Arbeit re-
gelmäßig Praktika-Angebote für Bürokräfte. Die Praktikanten, die keine oder
nur eine geringe Vorbildung mitbringen, können natürlich keine professionellen
Bewerbungsunterlagen anfertigen. Die Anschreiben werden über Textbausteine
zusammengesetzt.

Selbstverständlich weist der Inhaber jegliche Vorwürfe zurück, und sein Na-
me ist wahrscheinlich Hase. Die Bundesagentur will der Sache nachgehen. Die-
ser Wahnsinn hat doch Methode! So werden Steuergelder verschwendet und win-
digen Unternehmern das Portemonnaie gefüllt, die offenbar genau die Abzocke
im Kopf haben, die fälschlicherweise immer nur uns ALG-II-Beziehern unterstellt
wird! Darum sind die Maßnahmen zur angeblichen Arbeitsbeschaffung so teuer!

3. Vom „Stern“ wird Arbeitsminister Olaf Scholz lapidar danach gefragt, ob unse-
re Gesellschaft gerecht sei, was er natürlich mit „Nein“ beantworten muss und es
sogar tut. Er stimmt der Frage zu, ob auch mehr in der Tasche haben sollte, wer
arbeitet, als jemand, der nicht arbeitet. Erstaunlicherweise lässt der Arbeitsminis-
ter sich nicht auf die wie üblich hetzerisch gefärbte Aussage der Redakteure ein,
dass es sich für viele Hartz-IV-Bezieher finanziell nicht mehr lohnen würde, einen
schlecht bezahlten Job anzunehmen und sie lieber „vor der Glotze abhängen“.
Nein, er hasst sogar solch zynische Betrachtungen. Er findet, dass „die Neolibera-
len und die Linksaußen“ gleichermaßen so tun, als würden die Menschen, wenn
es um Arbeit geht, immer nur aufs Geld schauen. Seiner Meinung nach gingen
sie jedoch arbeiten, weil sie das für selbstverständlich halten.

Daran sollte sich dringend etwas ändern! Denn wer erst auf dem Totenbett
merkt, dass er sein ganzes Leben für andere gearbeitet hat, nur um auf nied-
rigem Niveau irgendwie vegetieren zu können, wird zwar von der sogenannten
Elite hoch gelobt, aber eben nur solange er deren Wohlstand mehrt. Scholz be-
mängelt, dass Millionen Menschen in diesem Land viel zu wenig verdienen und
trotzdem jeden Tag zur Arbeit gehen, ihr Leben lang. Für den Arbeitsminister sind
das die wahren Helden unserer Zeit. Das klingt verdächtig nach Endsiegparo-
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len, nach „ora et labora“! Das sind keine Helden, sondern Dummköpfe: Egal wie
viel gearbeitet wird, die Leute werden immer weniger in der Tasche haben, dank
der Inflation. Es wird eigentlich immer unglaublicher! Warum bitte soll es selbst-
verständlich sein, für andere zu arbeiten, wenn man dafür kein oder nicht ausrei-
chend Geld erhält?

Seinen eigenen Job als Arbeitsminister hält er hingegen nicht für überflüs-
sig, obwohl doch die Unternehmen die Arbeitsplätze schaffen und nicht er. Es sei
wohl wahr, dass Politiker die Rahmenbedingungen festlegen, meint er. Natürlich
bestreitet kaum einer, dass die „vielen neuen Arbeitsplätze“ ein Ergebnis der Poli-
tik seiner Regierung sind. Nachdem der Arbeitsmarkt seine Angebote radikal de-
zimiert und unglaublich verschlechtert hat, haben wir heute viel weniger Vollzeit-
jobs als noch vor zehn Jahren, dafür aber erheblich mehr Hungerlöhner, dreimal
so viele Leiharbeiter! Selbst der „Stern“ erkennt, dass das Mantra der Arbeitslo-
senzahlminimierung nicht so recht funktioniert. Scholz jongliert ein wenig mit den
geschönten Zahlen, die er mit Fakten und Erfolgen verwechselt. Er versteigt sich
sogar zu der anmaßenden Lüge, dass die Schröder-Regierung „den Sozialstaat
gerettet“ habe. Durch welche Brille guckt dieser Mensch bloß? Er sollte dringend
den Optiker seines Vertrauens wechseln!

4. Letzte Woche brachte das Fernsehmagazin „Kontraste“ einen sehenswerten
Beitrag über das Thema Hartz IV und Bildung. Gute Schulen nutzen heute alle
Möglichkeiten, um den Bildungshorizont der Kinder zu erweitern: Ausflüge, Ex-
kursionen, besondere Lernmittel. Für Familien, die auf Hartz IV angewiesen sind,
ist das oft ein Problem, denn die dafür anfallenden Kosten kann der Regelsatz
kaum abdecken. Chancengleichheit sieht anders aus!

Es wurde ein Vater mit drei kleinen Töchtern im Grundschulalter gezeigt, die
entgegen dem Vorurteil gegenüber Hartz-IV-Beziehern gut in der Schule sind.
Der Vater ist gerade arbeitslos geworden und kann nun die ganzen Extras, die
seine Töchter für die Schule brauchen, nicht mehr finanzieren. Dafür „durften“ die
Mädchen als einzige aus der Schule nicht an den Exkursionen teilnehmen und
wurden separat unterrichtet.

Furchtbar, wie ein selbstgerechter, ahnungsloser und arroganter Nachbar den
Vater mit Vorwürfen überschüttet, dass er, bevor er selbst Geld vom Staat an-
nähme, sich erst mal anderswo einschränken würde. Er muss den ganzen Mist
der Gazette mit den vier Großbuchstaben samt Druckerschwärze tief in sich auf-
gesogen haben und es dann „mit schwarzer Seele“ vollkommen unhinterfragt
runterbeten beziehungsweise auskotzen. An Dummdreistigkeit war das kaum zu
überbieten!

Die kleine Lisa-Marie war so bezeichnend wie anrührend, als sie sagt, sie
wisse nicht, warum manche Kinder nicht mit ihr spielen dürften. Diese konn-
ten es ihr auf ihre Nachfragen hin auch nicht beantworten. Dieses Kindergesicht
sprach Bände! So entstehen blaue Flecken an der Kinderseele, wird Ausgren-
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zung von Grund auf, ganz früh gelernt und fräst sich ein, in ein entsprechendes
Selbstwertgefühl.

5. Laut „Handelskammer“ ist die Zahl der Lehrstellen in Hamburg deutlich ge-
stiegen. Grund für unbesetzte Ausbildungsplätze sei anscheinend maßgeblich die
„mangelnde Ausbildungsreife“ vieler Bewerber. Die „Tageszeitung“ berichtet vom
„Azubi der Zukunft“ namens Christoph Gellendin. Er trägt Anzug, kann sich elo-
quent artikulieren und hat bereits ein paar Semester auf Lehramt studiert. Dann
brach er ab, um sich einem Beruf zu widmen, der „vielfältig ist und mit Globalisie-
rung zu tun hat“. Er wird jetzt Teehändler. Er verfügt über das gewisse Etwas, das
laut der Hälfte der Hamburger Unternehmer sonst fehlt, nämlich Qualität. Den üb-
lichen Bewerbern mangele es an Disziplin und Belastbarkeit, an Umgangsformen
und Sozialkompetenz, aber auch an Rechenfertigkeit, Ausdrucksvermögen und
Interesse. Dagegen haben normale 16jährige mit Mittlerer Reife natürlich keine
Chance, weil sie noch nicht so ausgereift sein können!

Der Hauptgeschäftsführer der „Handelskammer“ ist dennoch zufrieden, weil
750 mehr Jugendliche als im Vorjahr eine Lehrstelle bekommen haben. Dem ent-
gegen stehen allerdings immer noch 6.400 Arbeitslose unter 25 Jahren. Schuld an
der Misere seien hauptsächlich die Schulen, sagt Schmidt-Trenz: „Gerade in ei-
ner Metropole wie Hamburg“ gebe es „soziale Verwerfungen“ und dadurch Hand-
lungsbedarf zur Berufsvorbereitung „im Klassenzimmer“, abseits der „Strukturde-
batten“. An der Ausbildung selbst liege es jedenfalls nicht. Der Migrantenanteil
der Azubis von 2008 liegt bei 22,3 Prozent, was zeige, „dass es auch bei Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund kluge Köpfe gibt“, sagt Schmidt-Trenz. Die tägli-
che Teamarbeit und die Berufsschule fördere das besonders: „Besser kann Inte-
gration nicht gelingen.“

Der Vorzeige-Teehandelsausbilder Peter Andreas von Kruse hat trotzdem sei-
ne Probleme mit den Schulabgängern. Realschüler und Abiturienten seien häufig
„zu kindlich“. Er wünsche sich außerdem solide Fremdsprachenkenntnisse. Gut
also, dass es noch Studienabbrecher wie Gellendin gibt! Leute wie er würden
auch auf die noch ausstehenden 300 Lehrstellen passen, hauptsächlich in Büro-
kommunikation, Fachinformatik, Gastronomie und großem Außenhandel. Können
sich jetzt nur noch Studienabbrecher erfolgversprechend um eine Lehrstelle be-
werben, weil der Rest noch „zu kindlich“ ist?

6. In mehreren Regionen Brandenburgs werden arbeitslose Angehörige der Frei-
willigen Feuerwehren als Ein-Euro-Jobber im Brandschutz eingesetzt, statt sie
zu anständigen Bedingungen einzustellen! Damit begonnen hat der Landkreis
Uckermark. Klar, dass diese ausbeuterische Initiative von der dortigen Regie-
rung begrüßt wird. Inzwischen gebe es Nachahmer. Dazu gehörten Potsdam-
Mittelmark, Prignitz, Spree-Neiße und Teltow-Fläming. Dahme-Spreewald habe
zwei vergleichbare Maßnahmen durchgeführt, die inzwischen abgeschlossen sei-
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en. Das Angebot in den genannten Kreisen umfasse gegenwärtig insgesamt 67
Ein-Euro-Jobs.

Auf Deutsch heißt das dann: Die Freiwillige Feuerwehr der Kommune oder
des Ortes bekommt 500 Euro, weil sie einen Ein-Euro-Jobber beschäftigt. Ob
mensch für die paar Euro mehr wohl das eigene Löschwasser mitbringen muss?
Oder muss immer ein Liter Sprit zur Arbeitsbeschaffung mitgeführt werden? Hof-
fentlich brennt es bei keinem! Ob bei den Arbeitsmitteln genauso gespart wird?
Also Gießkanne statt Wasserschlauch, Baseballkappe statt Helm? Wer regulär
bei der freiwilligen Feuerwehr arbeitet, wird „angepiept“, wenn mal irgendwo ein
Einsatz ist und fährt dann los. Als Ein-Euro-Jobber würde er dann wohl den gan-
zen Tag bei der Feuerwehr rumsitzen und darauf warten, dass etwas passiert,
und bekommt dafür seinen Euro? Wie wahnsinnig gesellschaftseingliedernd!

7. In Soest müssen Hartz-IV-Empfänger Reisenden das Gepäck hinterhertragen:
94 Stufen rauf und wieder runter mit einem schweren Koffer in der Hand – und
das bei den hochsommerlichen Temperaturen der letzten Tage. Da kommen die
acht Ein-Euro-Jobber ganz schön ins Schwitzen! Im Rahmen von Umbauarbei-
ten wurde am Soester Hauptbahnhof Ende Juli eine Behelfsbrücke installiert, die
Bahnreisende nutzen müssen, um zu den Gleisen zu kommen. Voraussichtlich
bis Ende 2008 sollen die Ein-Euro-Jobber im Schichtwechsel von jeweils 7:30 bis
19:30 Uhr und samstags von 9 bis 14 Uhr Reisenden ihre Dienste anbieten. An
ihren leuchtend roten Jacken sind sie schon von Weitem zu erkennen.

Für ihre Arbeit bekommen sie zusätzlich zum ALG II 180 Euro im Monat. Das
ist ein Stundenlohn von 1,50 Euro, außerdem ureigenste Aufgabe der Bahn, also
wahnsinnig zusätzlich! Wie üblich bekommen die Kofferträger keine Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall oder wenn sie Urlaub haben. Es gibt keinen Betriebsrat oder
sonstige Arbeitnehmerrechte. Würde jemand auf die Idee kommen, einen Kof-
ferträgerservice zu eröffnen und Leute einzustellen, wäre längst das Ordnungs-
amt in Erscheinung getreten, hätte fehlende Aufenthalts- und Sanitärräume und
einen unzureichenden Regenschutz bemängelt. Angeblich werden die Erwerbs-
losen gefragt, ob sie diese Tätigkeit aufnehmen wollen und erhalten keine Kür-
zung der Bezüge, wenn sie ablehnen. Ammenmärchen! Das widerspräche dem
Prinzip der Verfolgungsbetreuung. Kofferträger find ich gut, das hat Zukunft!

8. Sind finanziell Schwache zukünftig von Krebstherapien ausgeschlossen?
Nach einer Meldung der „Deutschen Krankenhausgesellschaft“ können wegwei-
sende Krebstherapien künftig nicht mehr von der Krankenkasse übernommen
werden, wenn ihr Nutzen in einem ungünstigen Verhältnis zum Preis stehe. Bis-
lang übernahmen die Kassen das, was den Patienten hilft. Bei der ab 2009 an-
stehenden Kosten-Nutzen-Analyse geht es aber in erster Linie um den objektiven
Nutzen von Wirkstoffen. Steht also ein Krebsmedikament zur Verfügung, das eine
ähnliche Wirkung hat wie ein anderes, aber teureres, das keinen signifikant hö-
heren Nutzen bringt, wird die Kasse künftig nur noch einen Höchstbetrag erstat-
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ten. Alles, was darüber liegt, muss von den Patienten selbst übernommen wer-
den. Wenn mensch es sich denn leisten kann!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Faule Kompromise ablehnen!
Vor der Hessen-Wahl witterte die SPD Mor-
genluft und hoffte, aus dem Tief herauszu-
kommen. Nachdem Andrea Ypsilanti aber
nicht genügend Stimmen gewonnen hatte und
nicht die neue Regierung stellen konnte, weil
ein Teil der ehemaligen SPD-Wähler größe-
res Vertrauen in die Wahl der Linkspartei ge-
setzt hatte, wurde das alles dem „ehrenwerten
Herrn Clement“ in die Schuhe geschoben.
Jetzt hatte die Landesschiedskommission von
Nordrhein-Westfalen wegen seiner Äußerun-
gen zur Wählbarkeit von Frau Ypsilanti auf
Forderung mancher SPD-Ortsvereine seinen

Parteiausschluss entschieden. Über dieses Sommerwochenende ging nun das
große Rumoren los, vom erzreaktionären „Seeheimer Kreis“ bis zu den jüngeren
Karrieristen. Da wird von „Unterdrückung der Meinungsfreiheit“ und „dem Erbe
Willy Brandts nicht würdig“ gefaselt, dass es verlogener nicht klingen kann. Die
SPD ist in die Krise ihres Selbstverständnisses geraten. Die SPD, die bei den
meisten Menschen für Filz, Missmanagement, Nichtworthalten und Scheinheilig-
keit steht, ist am Nerv getroffen. Die der SPD vom Kapital verordnete Funktion ist
nun mal, den Menschen Hoffnung auf morgen einzuträufeln und heute gleichzei-
tig einen Teil der Drecksarbeit für das Kapital in der Regierungsarbeit zu machen.

Das ist bei der CDU nicht anders. Beide sogenannten Volksparteien sind kei-
ne Parteien für das Wohl des Volkes, sondern Parteien, um das Volk zu betrü-
gen und ruhig zu halten. Versprechungen und kleinste Brosamen hier – Pöst-
chenschieberei, Selbstbeweihräucherung und Verquickung der Kapitalinteressen
mit der Regierungspolitik dort. Da die Mitgliederzahlen beider Parteien eine ra-
sante Talfahrt angenommen haben und die Zustimmung der SPD in der Bevölke-
rung immer mehr gegen die 15 Prozent oder weniger geht, steht die grundsätzli-
che Funktion der SPD auf dem Spiel. Uns kann das politische Schicksal des Lob-
byisten und Strippenziehers Clement egal sein, sofern er nicht „wiederauferstan-
den wird“ – seine wirtschaftliche Pensionslage sieht so millionenfach anders aus
als die von vielen von uns. Und das kann uns nicht egal sein. Die Montagsdemo-
Bewegung kann stolz darauf sein, diese ganze Bagage von Schröder, Fischer,
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Clement, Müntefering, dem Edelreaktionär Schily und wie sie alle heißen, mit ab-
serviert zu haben, und so wird es auch allen nachfolgenden Kapitalvasallen aus
diesen Parteien ergehen! In 14 Tagen haben wir vier Jahre Kampf gegen die
Hartz-Gesetze und die Agenda 2010 hinter uns, und wir bleiben dabei: Wir geben
nicht nach, bis nicht alle Gesetze und Verordnungen gegen die Arbeitslosen und
Arbeitenden ohne Wenn und Aber zurückgenommen sind!

Das Bodenpersonal der Lufthansa hatte mit über 90 Prozent für Streik ge-
stimmt und ihn auch begonnen. Zuerst hatte die Lufthansa den Streik als lächer-
lich abqualifizieren wollen, dann wurde es plötzlich ernst: 178 abgesagte Flüge
an mehreren Tagen, das geht ins Geld und vergrault Kunden. Und plötzlich, über
Nacht, kam eine Einigung. Die Kollegen hatten gerade damit begonnen, ihre Kraft
zu fühlen, da war Schluss. Es ist peinlich und bezeichnend, wenn nun herausge-
kommt, dass gerade jetzt der Verdi-Chef Bsirske auf Kosten der Lufthansa in die
Südsee gejettet war. Bsirske, der sich dem Parteienproporz gemäß zu den Grü-
nen zählt, ist genauso verfilzt und verschmiert wie früher Steinkühler oder ande-
re Gewerkschaftsobere, die mal wortradikal rumtönen und sonst nur vor dem Ka-
pital buckeln. Damit das Verhandlungsergebnis angenommen wird, müssen bis
zum 12. August mindestens 25 Prozent der Verdi-Mitglieder dafür stimmen. Ei-
ne Ablehnung dieses faulen Kompromisses ist notwendig! Die Kollegen des Ka-
binenpersonals von der unabhängigen Gewerkschaft Ufo haben diesen Kompro-
miss schon mal abgelehnt. Wenn das „unabhängig“ bei Ufo auch heißt, unabhän-
gig von den Kapitalinteressen zu sein, wollen wir ihren Kampf gerne unterstützen!
Bsirske aber hat nichts mehr verdient, als dass er so schnell wie möglich ohne
goldene Ketten und Brücken abtritt!

Jobst Roselius

Willkommen im Team!
1. „Der Haushaltsansatz für soziale Aufgaben der Stadt Bremerhaven ist um cir-
ca vier Millionen Euro zu niedrig“, meldet der „Weser-Kurier“ am 2. August 2008.
„Im Grunde wusste jeder, dass die Werte im Haushalt zu niedrig angesetzt wur-
den“, so die Meinung eines Experten, der von einer „gezielten Realitätsferne“ der
Haushaltsansätze spricht. Sollte so die Eishalle durchgewunken werden? Anzu-
merken ist aus meiner Sicht, dass auch eine Erhöhung des Ansatzes für Soziales
die Lücke nicht schließen wird, denn diese ist noch größer . Hinzu kommen die
anderen Luftblasen. Die Reserve von circa zehn10 Millionen Euro wurde bereits
fast vollständig verbraucht.
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Der Haushaltsansatz in Bremen ist ebenfalls zu
niedrig. Die Berichte über die verwahrlosten Kinder
haben dies klar gemacht. Die Personaldecke und
der Arbeitsablauf im Sozialamt sind immer noch
nicht stimmig. Nun ist die Verhängung einer Haus-
haltssperre geboten – im Land Bremen, nicht nur
für Bremerhaven! Die Freie Hansestadt muss daher
sicherstellen, dass die Menschen nicht benachtei-
ligt werden, nur weil sie im Land Bremen leben! Ge-
nau diese Verletzung von Grundrechten wird aber
für auf Sozialtransfers Angewiesene im Land Bre-

men praktiziert. „Willkommen im Team“ heißt die Begrüßungsmappe für neue Mit-
arbeiter(innen) der Bagis.

Frank hat gesagt, Kältetote werde es nicht geben, und dies begründet. Das
klappt aber nur, wenn die Betroffenen ihre Ansprüche geltend machen. Die Ba-
gis, das Sozialamt und das Amt für Grundsicherung berücksichtigen die Notwen-
digkeiten des Lebens in ihren Bescheiden nicht. Es ist durchaus möglich, dass
die Leistungen vollständig gestrichen werden, zum Teil ohne Bescheid! Nach der
Rechtslage gibt es keine Kältetote, und niemand muss frieren. Doch nach der
Rechtslage muss jede(r) für sich selber die Ansprüche geltend machen. Nach der
Praxis der zuständigen Ämter werden viele Menschen in Bremen frieren: Wer die
Heizkostenpauschalen einhalten will, friert!

Nachzulesen sind die Details zu den Pauschalen in der „Verwaltungsanwei-
sung Wohnung“; die Seite „Soziales Bremen“ hält allerdings nur eine abgema-
gerte Fassung bereit. Diese Pauschalen sind nicht einmal durch geltendes Recht
gedeckt! Die Freie Hansestadt Bremen begeht Rechtsbeugung, die Ämter setzen
dies um! Daher nicht allein zu den Ämtern gehen! Es kommt immer wieder zu
mündlichen Antragsablehnungen. Sind dies Missverständnisse wie alle anderen
Fehler auch? Den Antrag zu stellen, bewahrt vor der größten Not! Wie dies geht?
Wir gehen mit! Unterfünfundzwanzigjährigen Erwerbslosen kann die Bagis oder
Arge sogar alle Leistungen zu 100 Prozent kürzen, auch die Kosten der Unter-
kunft, Miete und Heizung! Dieser Mensch wird somit in die Obdachlosigkeit ge-
trieben! Unverständlich? Dass der Gesetzgeber so etwas vorsieht! Aber auch Ju-
gendliche können sich wehren! Wie dies geht? Wir gehen mit!

Wenn alle Erwerbslosen und Menschen mit geringem Einkommen das Exis-
tenzminimum erhielten, wäre der Haushaltsansatz um einiges zu niedrig. Liegt es
an dieser Tatsache, dass Leistungen vorenthalten werden? Aber Frank hat Recht:
Wenn die Ämter den Ermessensspielraum zugunsten der Betroffenen auslegen
und diese unterstützen, gibt es keine Kältetoten in Deutschland! Und die Zufrie-
denheit der MitarbeiterInnen steigt. Ein negatives Gegenbeispiel steht auf der
131. Bremer Montagsdemo: Das verleugnete Druckmittel der illegalen Zahlungs-
einstellung.
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Damit bin ich wieder bei den Kindern und weiter beim Haushalt. Die Regelsät-
ze für Schulkinder sind bei der Einführung des ALG II gesenkt wurden. Außerdem
ist die Möglichkeit, zusätzliche Bedarfe zu beantragen, gestrichen worden. Eltern
erhalten heute wesentlich weniger Geld für ihre Kinder als noch zu Sozialhilfe-
zeiten! Davon redet kein Politiker. „Es wird am Essen gespart“, so der Familien-
helfer Schönborn („Bremer Anzeiger“ vom 30. Juli 2007). Die bessere Lösung ist
das Einfordern der notwendigen Gelder! Bei „Tacheles“ steht ein Musterantrag für
Schulkosten. Unstrittig ist, dass der Regelsatz nicht unterschritten werden darf!
Näheres über die gekürzten Regelsätze für Schulkinder steht unter den bisheri-
gen Bremer Montagsdemos und auf der Seite „Kinderarmut durch Hartz IV“. Dort
können auch Sie Unterzeichnen! Ansonsten: Wie dies geht? Wir gehen mit! Seid
es euch und euren Kindern wert!

2. Roland hat gesagt, wir werden vorsätzlich belogen. Mit der Arbeitsmarktstatis-
tik sind die Politiker einen Schritt weiter: Darin wird die Zahl der Erwerbslosen
verschleiert . Nicht einmal Herr Weise weiß, wie viele Erwerbslose bei den Agen-
turen für Arbeit und den Argen gemeldet sind. Wetten? Aussagefähiger ist die
Zahl der Leistungsempfänger, auch in der Arbeitsmarktstatistik, wobei hier noch
die gesperrten und die ohne Leistungsberechtigung hinzuzurechnen sind, siehe
vorherige Bremer Montagsdemos, insbesondere die 113. und die folgenden zu
den Änderungen der Rahmenbedingungen für die Statistik.

Auf der Seite „Soziales Bremen“ stehen Zahlenreihen des SGB II (somit ohne
Arbeitslose gemäß SGB III). Diese Zahlenreihen wurden seit Juli 2007 nicht mehr
weitergeführt. Ein Grund ist dort nicht vermerkt! Die Zahlen von Juni 2007 lauten:
40.067 Bedarfsgemeinschaften, 76.529 Leistungsempfänger nach SGB II, somit
ohne Arbeitslose gemäß SGB III.

Aktuell geht die für das SGB II zuständige Bagis von circa 50.000 „Kunden“
aus, so die Anzeige vom 27. Juli 2008. Hinzu kommen die ALG-I-Betroffenen und
auch noch weitere! Herr Stern, Geschäftsführer der Bundesagentur für Arbeit,
sagt im „Weser-Kurier“ vom 1. August 2008, dass die Arbeitslosenzahl im Juli
leicht gestiegen ist, und zwar in der Stadt Bremen auf 27.000. Das entspricht einer
Quote 10,2 Prozent, so der „Bremer Anzeiger“ vom 3. August 2008. Herr Götz
von Eigen, Geschäftsführer der Regionaldirektion Niedersachsen Bremen (und
somit Vorgesetzter von Herrn Stern) sagt, es seien 36.822 Menschen in Bremen
arbeitslos gemeldet, eine Quote von 11,4 Prozent. Beide Meldungen entsprechen
der Statistik über den Arbeitsmarkt!

Doch hinzu kommen die nicht in der Statistik erfassten Erwerbslosen, sie-
he oben. Außerdem ist die Qualität der Statistik sehr fragwürdig. In der Arbeits-
agentur-Broschüre „Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Deutschland Juli 2008“ ste-
hen ab Seite 31 die Rahmenbedingungen dieser Auswertungen und die Unzu-
länglichkeiten der Statistik selbst. Auf Seite 34 steht unter „Definition der Arbeits-
losigkeit“, welche Erwerbslosen durch die Strukturen der Statistik fallen. Aller-
dings ist die neue Regelung für Überachtundfünfzigjährige hier noch nicht aufge-
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führt. Erwerbslose, denen die Arge oder die Bundesagentur für Arbeit in einem
Jahr kein detailliertes Arbeitsangebot unterbreiten konnte, gelten nicht mehr als
Erwerbslose im Sinne dieser Statistik!

3. Die gesetzliche Rentenversicherung findet immer weniger Akzeptanz, so der
„Weser-Kurier“. Das ist kein Wunder, siehe 190. Bremer Montagsdemo über Herrn
Rische und die weggepickten Rosinen bei der Rente. Die gesetzliche Renten-
versicherung ist ein Auslaufmodell, von der Regierung so gewollt und gesteuert!
Herr Steffen von der „Arbeitnehmerkammer Bremen“ hat erarbeitet, warum das
Gegensteuern der Politik notwendig und wie es möglich ist. Sein Gutachten heißt
„Rente und Altersarmut – Handlungsfelder zur Vermeidung finanzieller Armut im
Alter“. Eigentlich sollte jede(r) Politiker(in) in Europa davon eine Ausfertigung er-
halten, denn Rentensicherung ist ein EU-Problem!

4. „Das Sozialamt zahlt sogar die Raten weiter“, schreibt der „Weser-Kurier“ vom
24. Juli 2008, „nicht einmal die eigene Wohnung muss verkauft werden!“ Im Text
geht es dann um ALG II. Dieses wird aber von der Bagis oder Arge gezahlt,
nicht vom Sozialamt! So geht es weiter. Es wurde einfach mal schöngeschrieben!
Warum nur? Die Wirklichkeit sieht anders aus! Es fallen Worte wie „Angemes-
senheit“, „80 Quadratmeter Wohnungsgröße“, „Grundstücksgröße“, „Tilgung wird
meist nicht übernommen“ – aber die Probleme, die durch diese harmlosen Worte
entstehen, fehlen ganz, zum Beispiel ob eine Reparatur notwendig ist. Wie sieht
es mit der Wirtschaftlichkeit aus? Sind die Kosten angemessen? Erfolgt eine Fi-
nanzierung über die Lebensversicherung?

So komme ich wieder zu den Freibeträgen für Vermögen. Diese sind viel zu
niedrig festgelegt. Die Regelungen wurden aus der Arbeitslosenhilfe unverändert
übernommen, aber inzwischen vom Bundessozialgericht kassiert, sie müssen al-
so neu „erfunden“ werden! Damit sind auch diese Regelungen des SGB II an-
greifbar. Vorsorge ist zusätzlich möglich. Durch eine Vertragsänderung bei der Le-
bensversicherung wird diese zum Vermögen zur Alterssicherung. Weitere Argu-
mente sind die damalige steuerliche Förderung, zum Beispiel bei Entgeltumwand-
lung. Die Wohnungsgröße richtet sich nach der damaligen höchsten Bewohner-
zahl, siehe auch vorherige Bremer Montagsdemos, zum Beispiel die 131. (Punkt
7) oder 124. (Punkt 2). Wie dies geht? Wir gehen mit!

4. Zum Thema „Arbeitsplätze und Sicherheit der Ersparnisse“ erfahren wir aus
dem „Weser-Kurier“ vom 29. Juli 2008, der Hypothekenschwindel habe bisher
60.000 Arbeitsplätze vernichtet, und 400 Milliarden Dollar wurden abgeschrieben.
Dies ist eigentlich nur ein Zwischenbericht, weil die Banken ihre Risiken noch im-
mer nicht offengelegt haben. Die Wertberichtigung oder Abschreibung kann je
nach Einschätzung vorgenommen werden. Da stecken noch erhebliche Risiken
drin! Stabilisiert wurde der Markt weltweit durch die öffentliche Hand, also mit
Steuermitteln. In Deutschland wurden Risiken der IKB und anderer Landesban-
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ken ebenfalls auf den Steuerzahler übertragen und in Risikogesellschaften mit
Sitz in Irland ausgelagert, damit bloß keiner dahinterkommt, siehe vorherige Re-
debeiträge. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Jahrhundertkrise“ droht: Deutsche Wirtschaft schrumpft im zweiten
Quartal 2008 sogar um ein ganzes Prozent („Spiegel-Online“)

„Ausländer nicht erwünscht“: Oldenburger Disko-Türsteher und
Gerichtspförtner verweigern „Negern“ den Zutritt („Spiegel-Online“)

Den Kältetod vermeiden
Einige Schlagzeilen der vergangenen Woche thematisierten die gestiegenen
Energiepreise und ob das Heizen für Einkommensgruppen wie Geringverdie-
ner, Rentner, Arbeitslosengeld-II- oder Sozialgeld-Bezieher im kommenden Win-
ter überhaupt noch erschwinglich sein wird. Ein Artikel des „Weser-Kurier“ vom
28. Juli 2008 gibt sogar eine „Warnung vor Kältetoten“ aus. Doch schauen wir uns
einmal die Rechtslage hinsichtlich dieser Problematik an.

Bezieher des Arbeitslosengeldes II be-
kommen von der Kommune Miete und Hei-
zung bezahlt; Strom und Warmwasser müs-
sen aus dem monatlichen Regelsatz von 351
Euro finanziert werden. Die ständige Recht-
sprechung bestätigt dies. So heißt es in dem
Beschluss des Verwaltungsgerichts Bremen
vom 26. April 2006 (Aktenzeichen S3 V
755/06) und des Oberverwaltungsgerichts
Bremen vom 19. Juni 2006 (Aktenzeichen S1
B 182/06): „Heizkosten sind von der Bagis in
voller Höhe zu übernehmen, es sei denn, die
Bagis (Bremer Arge) kann unwirtschaftliches
Heizen der Betroffenen nachweisen.“

Das heißt, die Verwaltungspraxis der Ba-
gis, Heizkostenpauschalen festzulegen, ist unzulässig. Wenn also die Bagis die
Heizkosten nicht in voller Höhe übernimmt: Widerspruch einlegen und, wenn
nötig, beim Verwaltungsgericht einstweiligen Rechtsschutz beantragen. Dies gilt
ebenso für Nachzahlungsforderungen aus der Jahresrechnung. Ab Januar 2009
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ist auch in Bremen das Sozialgericht zuständig. Den Kältetod zu erleiden, ist al-
so gar nicht nötig. Die Gesundheit braucht sich auch niemand zu ruinieren: Hei-
zen Sie normal wirtschaftlich! Für Geringverdiener empfiehlt es sich, ergänzen-
des ALG II zu beantragen. Die Bagis hat dann ebenso die Heizkosten in voller
Höhe zu tragen.

Kommen wir zu den Warmwasserkosten : Diese müssen nun wirklich aus
der Regelleistung bezahlt werden. Wenn die tatsächlichen Warmwasserkosten
nicht ermittelbar sind, dann sind 18 Prozent der Heizkosten aus der Regelleis-
tung zulässig (Eicher/Spellbrink: SGB-II-Kommentar, zweite Auflage 2008). Auch
Stromkosten sind aus der Regelleistung zu bezahlen.

Ich hielte die Forderung nach Übernahme der vollen Strom- und Warmwasser-
kosten für Bezieher des Arbeitslosengeldes II für illusorisch. Diese Beträge wer-
den wohl immer aus den Regelleistungen bezahlt werden müssen, allein schon,
um die Betroffenen zu einem sparsamen Verbrauchsverhalten zu motivieren.
Sparsam haushalten müssen andere Einkommensgruppen ja auch. Der richti-
ge Ansatz ist jedoch die Fragestellung, ob die Regelleistung von 351 Euro dafür
ausreicht.

Sinnvoller als Sozialtarife für Betroffene einzuführen, wäre deshalb eine An-
hebung der Regelsätze , vor allem wegen des Datenschutzes: Um an diesen So-
zialtarif heranzukommen, müsste mensch sich sonst als Transferleistungsbezie-
her(in) oder Geringverdiener(in) gegenüber dem Stromversorger „outen“. Poli-
tisch sind natürlich Mindestlöhne einzufordern, die die gestiegenen Preise auf-
fangen, dann wären keine Sozialtarife mehr nötig. Wenn – wie der DGB fordert –
Sozialtarife aus gestiegenen Gewinnen der Energieversorger finanziert werden
sollen, warum halten diese Unternehmen die Preise dann nicht für alle aus ihren
Gewinnen in bezahlbarem Rahmen?

Meines Erachtens birgt die Diskussion um Sozialtarife die Gefahr in sich,
die Privatisierung und Kapitalisierung der öffentlichen Dienstleistungen aufrecht
zu erhalten oder weiter voranzutreiben und Einkommensgruppen gegeneinander
auszuspielen. Besser wäre es, Energieversorger in die öffentliche Hand zurück-
zuführen und die Preise für alle bezahlbar zu halten – beziehungsweise Regel-
leistung und Mindestlöhne entsprechend anzupassen. Dann wären „Warnungen
vor Kältetoten“ reichlich überzogen und – wenn überhaupt – eher in der Antarktis
anzusiedeln.

Frank Kleinschmidt (parteilos, „so:leb – Sozialer Lebensbund“) –
siehe auch „Die Linke“

Einschüchternde Einzelgespräche: Kaiser’s kündigt streikender Kassiererin
unter dem Vorwand, sie hätte zwei Pfandbons unterschlagen („Indymedia“)

512

http://www.sozialer-lebensbund.de/urteile/2006_12_29_sg_fm_s_58_as_518_05.pdf
http://www.sozialer-lebensbund.de/urteile/2006_12_29_sg_fm_s_58_as_518_05.pdf
http://www.spiegel.de/reise/aktuell/0,1518,druck-570028,00.html
http://www.Sozialer-Lebensbund.de
http://www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/zurueck/kopf-zeigen-neues-von-der-montagsdemo/artikel/192-bremer-montagsdemo-den-kaeltetod-vermeiden/
http://de.indymedia.org/2008/07/222088.shtml


Unsere Zukunft: atomwaffenfrei!
Das „Bremer Friedensforum“ und die „Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte
Kriegsgegner(innen)“ rufen uns auf, an der Mahnwache am Mittwoch , dem 6.
August 2008 um 12 Uhr auf dem Bremer Marktplatz teilzunehmen. Bitte bringt
Blumen mit, damit das Peace-Zeichen ausgelegt werden kann!

Sprechen werden Dr. med. Knut Bortfeld aus
Worpswede, der den Verein „Internationale Ärzte für
die Verhütung des Atomkrieges – Ärzte mit sozia-
ler Verantwortung“ vertritt, sowie Wieland von Ho-
denberg vom „Bremer Friedensforum“: Wie konnte
es zum Atombombenabwurf am 6. und 9. August
1945 über Hiroshima und Nagasaki kommen? Was
für Schlussfolgerungen können wir daraus ziehen?

Um 20 Uhr beginnt eine Lesung des Künst-
lers Joachim „Bommel“ Fischer in der Villa Ichon
aus dem Buch „Es begann in Hiroshima“ von Brigit-

te Drescher und Detlef Garbe: Wie und warum wurden die Atombomben abge-
worfen? „Kriegsentscheidend waren sie nicht“, erläutert der Friedensaktivist, „die
USA benutzten die Bomben, um sie zu testen und Macht zu demonstrieren.“

In der „Arte“-Sendung „Das Zeitalter der Bombe“, einem „Hiroshima-Doku-
Drama“ von 1995, wurde das am Sonntagabend ganz anders dargestellt: Die USA
hätten keine andere Möglichkeit gehabt, als die Bombe abzuwerfen. Dafür muss-
ten Argumente herhalten wie „in 20 Jahren hätten die Russen die Atombombe
gebaut, und den Japanern würde es unter Stalin viel schlechter gehen.“ Hier wird
die Geschichte im Sinne der herrschenden Klasse verfälscht dargestellt und die
Mehrheit der Bevölkerung manipuliert!

Es gibt keine Rechtfertigung für den Bau und Abwurf von Atombomben. Al-
le Atomwaffen gehören verschrottet! Das gleiche gilt für Kernkraftwerke. Da die
Olympischen Spiele in China gerade jetzt anfangen, stellt sich die Frage: Soll
das Gedenken an den Atombombenabwurf in Hiroshima und Nagasaki in Verges-
senheit geraten und aus dem kollektiven Gedächtnis der Menschheit ausgelöscht
werden?

Atomwaffeneinsatz zerstört im Vergleich zu früheren Kriegen nicht nur Men-
schenleben und Natur, sondern über Jahrhunderte und Jahrtausende müssen
Pflanzen, Tiere und Menschen unter der radioaktiven Strahlung leiden. Es kommt
zu Missbildungen, Atomwaffeneinsatz zerstört das Leben! Darum ist es umso
wichtiger, für eine Welt zu kämpfen, in der es keine Atomwaffen und Kernkraft-
werke gibt!

In Deutschland lagern 20 Atombomben in Büchel in der Eifel. Sie haben
die 150-fache Sprengkraft der Hiroshima-Bomben. Für den 30. August 2008 ruft
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das Aktionsbündnis „Unsere Zukunft: atomwaffenfrei!“ zu einer Demonstration im
Landkreis Cochem-Zell in Rheinland-Pfalz auf.

Bettina Fenzel (parteilos)

Kassiererin droht Zwangsumzug: Kaiser’s weigert sich, die zur Arbeitslosen-
geldberechnung nötigen Unterlagen ans Jobcenter zu schicken („Labournet“)

Uranwaffen ächten!
Urangeschosse bestehen zum großen Teil aus abge-
reichertem Uran 238 und sind die fiesen „kleinen Ver-
wandten“ der Atombombe. Sie sind billig herzustel-
len, und ihr Einsatz liegt knapp unterhalb der Nuklear-
kriegsschwelle. Wo sie eingesetzt werden, verstrah-
len sie weit größere Landstriche als damals die Bom-
ben von Hiroshima und Nagasaki. Beabsichtigt ist
eine mechanische, panzerbrechende Wirkung durch
Druck- und Hitzewellen. Beim Aufprall wird die Bewe-
gungsenergie in Hitze umgewandelt, und das Uran
verbrennt.

Das Verbrennungsprodukt Uranoxid besteht aus unsichtbaren Teilchen, die
sich in der Umwelt als hochgiftiger Staub verteilen. Die Angriffsziele – zum Beispiel
Panzer – werden mitsamt ihrem Innenraum verbrannt. Dem Göttinger Chemie-
Professor Rolf Bertram zufolge ist abgereichertes Uran – ein Abfallprodukt aus
Atomreaktoren – viel gefährlicher als bisher angenommen. Beim Aufprall auf das
Ziel verwandelt sich das Metall zu 75 Prozent in Feinstaub. Dabei steigt laut Bert-
ram die Radioaktivität um den Faktor eine bis zehn Million(en) an.

Die chronische Uranvergiftung, der Soldaten wie Bevölkerung ausgesetzt
sind, führt zu Aids-ähnlichen Immundefekten oder zu schwersten Krebserkran-
kungen, insbesondere zu Leukämie wie in der Nähe von Atomanlagen. Beim
Hautkontakt mit abgereichertem Uran kommt es zu schlecht heilenden Wunden
mit schmerzlosen Geschwüren, denn die schmerzempfindlichen und schmerzlei-
tenden Sinnes- und Nervenzellen im Knochenmark werden durch die Strahlung
zerstört. Schließlich verursacht das abgereicherte Uran ähnlich den Hiroshima-
Folgen schwerste genetische Schäden, die unter anderem zu einer extremen Häu-
fung von Fehl- oder Totgeburten und Geburten lebensunfähiger Kinder führen.

In Bosnien und im Kosovo hat die Nato in den 1990er Jahren insgesamt weit
mehr als 40.000 Uran-Projektile verschossen. Eine Studie von Dr. med. Guzi-
na vom Klinischen Zentrum Sarajewo berichtet von einem rapiden Anstieg aller
Krebsarten um zum Teil mehr als 100 Prozent. Am meisten betroffen waren durch
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das Eindringen der radioaktiven Stoffe in die Nahrungskette die Verdauungsorga-
ne. All dies sind die schrecklichen Folgen von mehr als 10.000 Urangeschossen,
die von der Nato mit deutscher „Tornado“-Unterstützung auf die serbische Bevöl-
kerung rund um Sarajewo abgefeuert wurden.

Der Münchener Journalist Christoph Hörstel berichtete am 8. Oktober 2007
in der renommierten Züricher Wochenzeitung „Zeit-Fragen“ von einem beispiel-
losen Geheimhaltungsskandal: Danach wurde bei einem Irak-Einsatz im März
2003 nach Aussagen eines krebskranken Unteroffiziers ein ganzer Infanteriezug
der Bundeswehr verstrahlt. Die Hälfte der Soldaten starb nach kurzer Zeit, und
inzwischen dürften alle dem Krebstod zum Opfer gefallen sein! Der Trupp hatte
mit Wissen und Duldung der damaligen Bundesregierung an der Seite von US-
Einheiten an Uranwaffeneinsätzen teilgenommen. Zur Täuschung der Öffentlich-
keit wurden die Soldaten für den Irak-Einsatz vorübergehend bei der Bundeswehr
ausgemustert und an die US-Streitkräfte „ausgeliehen“.

Schon im ersten Golfkrieg 1991 setzten die USA – und 2006 die israelischen
Militärs im Libanonkrieg – massenhaft Urangeschosse ein. In Afghanistan, so
Hörstel, seien nach Schätzungen der Uni Zürich die Hälfte aller US-Bomben Uran-
bomben – was das Pentagon bestreitet. Den Kabuler Krankenhäusern wurde un-
ter Androhung schwerster Strafen verboten, über Opferzahlen und Verletzungs-
schwere namentlich bei Frauen und Kindern zu berichten. Für sie ist die „Inten-
sivstation“ schon ganz real!

Die Bundeswehr leistet den USA „Schützenhilfe“ durch „Tornado“-Aufklärung.
In diesem Jahr werden wahrscheinlich auch deutsche Awacs-Flugzeuge in ganz
Afghanistan eingesetzt, wenn wir das nicht verhindern! Zu fordern ist ein strenges
Verbot der Herstellung und Lagerung sowie des Exports von Uranmunition. Es
wird höchste Zeit für eine internationale Ächtung dieser Waffen! Zu fordern ist
weiterhin der sofortige Rückzug der Bundeswehr!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)
spricht bei der Mahnwache anlässlich des Hiroshima -Gedenktages
am Mittwoch , dem 6. August 2008 , um 12 Uhr auf dem Marktplatz

(siehe auch „Die Linke“)

Politik in konkretem Eigennutz
Beim Sommertheater um Wolfgang Clement geht es in Wirklichkeit um den gan-
zen Kurs der SPD, denn er selbst war Hauptbetreiber der Agenda 2010 und der
Hartz-Gesetze, er selbst beschimpfte die Arbeitslosen als Schmarotzer. Er tat das
nicht nur, weil er eben von dieser Politik überzeugt ist, sondern er handelt in kon-
kretem Eigennutz!
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Als RWE-Aufsichtsrat sorgt er sich um die Energiepolitik, denn RWE will Atom-
kraft und Strompreise in höchsten Höhen. Weswegen warnte er wohl davor, die
SPD in Hessen zu wählen? Weil Andrea Ypsilanti die Abschaltung des Kernkraft-
werks Biblis fordert, und dessen Betreiber ist RWE!

Als Vorsitzender oder „Chairman“ von
Adecco, dem inzwischen größten Arbeitsver-
leiher weltweit mit über 700.000 Beschäftig-
ten, der dem Kaffeekönig Jacobs gehört, pro-
fitiert er von seiner „Lebensleistung“ als „Su-
perminister“ der Regierung Schröder, denn
durch die Agenda 2010 (konkret: Hartz I) wur-
de die Tür zur Leiharbeit ganz weit aufge-
stoßen. Vor den Hartz-Gesetzen gab es gut
200.000 Leiharbeiter in Deutschland, heute
lautet die Schätzung auf über 700.000!

Der Mann weiß also, was er tut. Schon
als der Politikwissenschaftler Christoph But-
terwegge aus der SPD ausgeschlossen wur-
de, weil er mit der rechtslastigen Politik von Helmut Schmidt nicht einverstanden
war, war Wolfgang Clement einer der Hauptbetreiber des Verfahrens. Heute weint
er, dass die erzürnte Basis nun ihn ausschließen will – und behauptet dreist,
niemals wäre er selbst so vorgegangen!

Ja, die Krise geht tief in der SPD. Es ist ein Verdienst auch der Montagsde-
mos, dass die Wut über die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze lebendig bleibt
und die Bevölkerung sich nie damit abgefunden hat! Es gibt aber noch mehr Per-
sonalien, die Empörung hervorrufen. Thilo Sarrazin, Berliner SPD-Finansenator,
sagt: „Zieht euch warme Pullover an, dann braucht ihr auch keine Heizung!“ Und
Frank Bsirske, grüner Verdi-Vorsitzender, fliegt auf Kosten der Lufthansa mit Fa-
milie nach Los Angeles – just als der Streik beginnt! Deshalb: Nicht auf die ge-
kauften Politiker vertrauen, sondern die Sache in die eigene Hand nehmen und
selbst Politiker werden! Das ist eine Politik, die die MLPD vorbehaltlos unterstützt.

Wolfgang Lange (MLPD)

Die streikenden Kollegen
spüren ihre Kraft

Bei der 192. Montagsdemo in Bremen am 4. August 2008 um 17:30 Uhr auf dem
Marktplatz befanden wir uns trotz Behinderung durch den Aufbau einer Veran-
staltung gut im Blickfeld der Passanten und konnten wieder um die 35 Teilnehmer
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zählen. Zu Anfang standen der Hartz-Umsetzer Wolfgang Clement und die Krise
der SPD im Mittelpunkt.

Der 63. Jahrestag des Atombomben-Abwurfs auf
Hiroshima nähert sich am 6. August. Das Bremer
Friedensforum ruft zu einer Mahnwache auf, und es
geht um die Ächtung der ganzen Nuklearwaffen, den
Druck, den die imperialistischen Kriegstreiber damit
auszuüben suchen bis hin zur Frage, warum gerade
jetzt wieder der Bau neuer Atomkraftwerke weltweit
so massiv betrieben wird.

Immer wieder wird die Notlage der schwer be-
troffenen Familien angesprochen. Es gibt kein Geld
für die Schulausstattung der Kinder, aber Transak-
tionen der Kapitalanleger erfolgen immer auf Kosten
der Werktätigen. Beim Lufthansa-Streik spüren die
Kollegen ihre Kraft, und Verdi-Boss Bsirske jettet auf
Kosten der Lufthansa fröhlich in den Urlaub. Und vieles andere mehr war Thema.
Die Homepage der Bremer Montagsdemo ist Lesebuch und Lexikon zugleich, wo
gibt es das sonst?

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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193. Bremer Montagsdemo

am 11. 08. 2008

Einen am Keks?
Am letzten Freitag habe ich endlich eine Nachricht im
Radio gehört, die längst überfällig ist und auf die ich
schon lange warte. Es ist die Meldung, dass den Mie-
tern eines Mehrfamilienhauses in Bremerhaven von
der SWB vor drei Wochen das Wasser abgestellt
wurde und am Montag wieder angestellt würde. Lei-
der hörte sich die Meldung recht harmlos an, und es
fehlte der Hinweis, dass es sich beim Anstellen des
Wassers lediglich um einen Hydranten handelt, von
dem sich die Mieter das Wasser eimerweise holen
können!

Diese Handhabung der SWB ist nicht einmalig,
sondern sehr beliebt und an der Tagesordnung bei Menschen, die von ALG II le-
ben sollen und müssen. Wenn die Nebenkosten höher sind als der zugestandene
lächerliche Pauschalbetrag, der sich nicht im Geringsten am tatsächlichen Bedarf
orientiert, dann bleibt den Menschen gar nichts anderes übrig, als Schulden zu
machen. Aber nun wissen wir auch, warum die SWB einen so hohen Überschuss
an Strom erwirtschaften und diesen lukrativ ins Ausland verkaufen kann!

Wenn die SWB im eigenen Land den Menschen die Energie vorenthält, kann
sie sie anderweitig gut verhökern. Ich fand es also bemerkenswert, dass über-
haupt einmal eine Nachricht über das unverschämte, rücksichtslose Vorgehen der
SWB veröffentlicht wurde. Am Samstag, spätestens am Sonntag wollte ich mich
darüber genauer und ausführlicher vom „Täglich-glücklich“-Blatt informieren las-
sen. Leider fand ich nichts. Unfassbar! Beschämend! Unbegreiflich!

Anstelle der Berichterstattung über ein brisantes, aktuelles soziales Thema
war eine ganze Seite für den Artikel und das Interview mit Staatsrat Henning
Lühr und seine Kekskenntnisse reserviert worden. Eine Posse aus dem Amt! Es
interessiert natürlich die Masse der Leserinnen und Leser, welche Kekssorten
Herr Lühr kennt, welche er bevorzugt und welche er ablehnt.

Herr Lühr hat als Staatsrat eine der höchstdotierten Stellen im Senat der
Freien Hansestadt Bremen inne, und das nicht erst seit gestern, wie sein neu
zum Staatsrat berufener Kollege Dieter Mützelburg von den Grünen. Ich habe
mich sehr gewundert, dass es bei der katastrophalen finanziellen Lage in Bremen
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überhaupt möglich ist, für das Finanzressort einen neuen zusätzlichen Staatsrat
einzustellen! Aber nun ist alles klar: Der eine arbeitet, und der andere macht sich
anscheinend schon lange Gedanken über die Qualität von Keksen.

Dieses Wissen wurde von Herrn Lühr jahrelang zusammengefuttert und ist
nun der breiten Öffentlichkeit in Form einer „Studie“ zugänglich. Ich fasse es nicht,
wozu Herr Lühr während – wie ich doch denke – wichtiger Sitzungen Zeit findet.
Ich dachte, da wird ernsthaft gearbeitet! Lenken seine Beobachtungen ihn nicht
vom Thema ab? Soll ich davon ausgehen, dass während der Diskussion genü-
gend Zeit bleibt, sich mit der Beschaffenheit von Keksen zu befassen?

Da wollen wir nur hoffen, dass er seine „Keks-Studie“ nicht während der Sit-
zungen angefertigt hat! Nun habe ich mir auch ein paar Gedanken über Kekse
gemacht. Warum gibt es immer noch bei 30 Prozent aller Sitzungen Kekse? Bre-
men hat für dafür gar kein Geld! Wenn jemand dringend Kekse während einer Sit-
zung benötigt, kann sie oder er sich welche von zu Hause mitbringen. Diese al-
bernen Kekse werden mit Steuergeldern finanziert!

Empfängerinnen und Empfänger von ALG II können für sich und ihre Kinder
keine Kekse kaufen. Egal, wie gut oder schlecht sie schmecken. Das ist finanziell
einfach nicht drin! Herr Lühr sollte übrigens aufpassen, dass er nicht so viele
Kekse „schaufelt“. Bei Übergewicht – und er scheint dazu zu neigen – bekommt
er im Krankheitsfalle vielleicht Schwierigkeiten mit seiner Krankenkasse wegen
ungesunder Ernährung.

Wurden die Mitarbeiter des „Weser-Kuriers“ mit Keksen gefüttert , und haben
sie darüber ihren journalistischen Auftrag vergessen? Ich erwarte vom „Täglich-
glücklich“-Blatt endlich korrekte und gut recherchierte Informationen über aktuel-
le soziale und politische Probleme und Situationen in der Freien Hansestadt Bre-
men. Mir wird auch ohne Kekse ganz schlecht!

Gudrun Binder (parteilos)

Vier Jahre anhaltenden Protestes
Noch fünf Tage, dann sind vier Jahre vorbei: vier Jahre anhaltenden Protestes
gegen eine arbeiterfeindliche und volksfeindliche verlogene Politik. Wir lassen uns
nicht davon abbringen, die vollständige Rücknahme der ganzen Gesetzespakete
zu fordern, ob Hartz-Gesetze oder Agenda 2010. Weg mit Hartz IV – das Volk
sind wir!

Die Montagsdemo-Bewegung, die man von Seiten Schröders oder Merkels
mit ihren teils schon abservierten Ministern Clement, Müntefering, Schily oder
Schäuble – und wie sie alle heißen – zu verunglimpfen, totzuschweigen oder so-
gar zu kriminalisieren suchte, ist tatsächlich die am längsten bestehende politi-
sche Widerstandsbewegung in der Bundesrepublik. Natürlich sind wir kleiner ge-

519

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/01/reden01.htm
http://www.rf-news.de/rfnews/printable/News_Item.2008-08-10.0651
http://de.wikipedia.org/wiki/Montagsdemonstrationen_gegen_Sozialabbau_2004
http://de.wikipedia.org/wiki/Montagsdemonstrationen_gegen_Sozialabbau_2004


worden, aber nicht schwächer oder ängstlicher! Unsere Form der Demokratie mit
dem Offenen Mikrofon, mit den Wahlen, den Delegierten und der Meinungsbil-
dung hier auf der Straße ist ohne Beispiel, nicht nur in Bremen, sondern in ganz
Deutschland in rund 100 Orten.

Was hat Hartz IV gebracht: eine massi-
ve Senkung des ganzen Lebens- und Lohnni-
veaus durch einen Niedriglohnsektor und Bil-
ligjobs, durch Leih- und Zwangsarbeit, wir hö-
ren Woche für Woche davon. Laut DGB kön-
nen 4,5 Millionen mit ihren Einkünften aus dem
Arbeitsleben nicht mehr zurechtkommen und
sind auf Zusatzleistungen angewiesen. An-
stifter, Nutznießer und Gewinner dieser poli-
tischen Umverteilung sind die internationalen
Übermonopole hier, mit den deutschen Groß-
konzernen an der Spitze.

Die Leidtragenden sind die Familien und
besonders die Kinder. An ihnen wird weiter das Exempel statuiert. Wir hören von
Hunger, Sparen an den Kindergarten- und Schuleinrichtungen und vom Ausblu-
ten der Möglichkeiten für Kinder von armen Eltern, am gesellschaftlichen Leben
teilzunehmen. Die Ministerin von der Leyen legt nur Programme auf, die die be-
tuchteren Familien, ihre Eliten – mit oder ohne reaktionären Glauben wie in Bay-
ern – beschützt und warm hält. Die Masse lässt man am kalten Arm vertrocknen!

Noch hat der sogenannte Aufschwung die Masse der Arbeitslosen nicht er-
reicht, da wird schon wieder von der „Delle im Aufschwung“ geredet. Neben Ar-
beitsplatzvernichtung durch Übernahme oder Verlagerung kommen die ersten In-
solvenzen dazu, zum Beispiel Filialen von Hertie (ehemals Karstadt) wie in Del-
menhorst oder Sinn-Leffers aus dem Rheinland. Damit gehen wieder Arbeitsplät-
ze und auch günstige Einkaufsmöglichkeiten für viele verloren.

Die geschlossen Häuser können nicht mehr vermietet werden, siehe etwa das
Leffers-Kaufhaus am Brill, und veröden die Innenstädte. Nicht, dass diese Firmen
keine Gewinne gemacht hätten, nein: Die Finanzinvestoren haben aufgekauft,
das Mark ausgesogen und lassen jetzt den Kadaver mit den Insolvenzopfern vor
die Hunde gehen. Die Arbeitsagentur darf den Opfern dann noch für drei Monate
Insolvenzgeld zahlen. Die Gewinner sind schon über alle Berge!

Nun zu den nächsten Abzockern. Von CDU/CSU oder FDP wird immer wie-
der die Verlängerung der Laufzeiten beziehungsweise der Neubau von Atomanla-
gen gefordert. Ich will hier gar nicht auf den Schwachsinn mit der „Unweltfreund-
lichkeit“ eingehen. Nein, ganz andere Zahlen sind von Bedeutung. Für den Atom-
müll gibt es kein Endlager, das ist bekannt. Gorleben und Asse bei Salzgitter sind
Zwischenlager. Und wer betreibt die? Der Staat! Dafür wendet er ungeheure Mit-
tel auf: Gorleben verschlang in den letzten 30 Jahren 1,51 Milliarden Euro, As-
se 257 Millionen. Das durften die Steuerzahler tragen. Die Kosten werden weiter
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steigen. Wir fordern das sofortige Abschalten aller Atomanlagen und die Schaf-
fung von sicheren Endlagern und aller dafür notwendigen Maßnahmen auf Kos-
ten der Verursacher, an erster Stelle der großen Energiekonzerne EON, RWE,
Vattenfall und ENBW aus ihren Gewinnen und ihrem Vermögen!

Der Kampf ums Öl ist auch die Triebkraft des Konflikts im Kaukasus. Die USA
wollen mit dem Vasallen Saakaschwili und dem gewünschten Beitritt Georgiens
in die Nato den Fuß an die Nordgrenze des Iran setzen, um das „Mullah-Regime“
von zwei Seiten angreifen zu können. Darum auch die Radaranlagen in Tsche-
chien. Russland will selber in der Gegend den Ton angeben. Also lässt man Stell-
vertreterkriege ins Kraut schießen oder beteiligt sich selbst. Die Bundesregierung
will angeblich vermitteln, nein, richtiger muss es heißen: mit Frankreich zusam-
men den dritten Fuß in die Tür setzen. Wir kennen das schon: Die „Sicherheit“ der
Bundesrepublik wird am Hindukusch und nun auch bald am Kaukasus verteidigt.

Auch dagegen werden sich die Menschen, die eine ganz andere Welt wol-
len, zusammenschließen müssen. Damit gleich ein Hinweis: Am Montag , dem
1. September 2008 , dem Antikriegstag , beginnt die Montagsdemo zusammen
mit einer Kundgebung des „Bremer Friedensforum“ bereits um 17 Uhr auf dem
Marktplatz . Im Anschluss daran demonstrieren wir zusammen auf die Altmanns-
höhe hinter der Kunsthalle zur bekannten Gefallenengedenkstätte, um dort ein
Deserteursdenkmal einzuweihen.

Jobst Roselius

Lottowerbung und Kaltakquise: Arbeitsagentur will auch
weiterhin illegale Jobs vermitteln („Tageszeitung“)

Sozialdeputation mit abgespeckter
Verwaltungsanweisung getäuscht

1. Wenn das SGB II so umgesetzt wird,
dass die Bedürfnisse der Erwerbslosen
im Vordergrund stehen, dann lässt sich
viel erreichen, siehe Vorwoche: Der Kran-
kenstand sinkt – bei den Erwerbslosen
und bei den Mitarbeiter(inne)n. Die neuen
Mitarbeiter(innen) der Bagis erhalten zum
Arbeitsbeginn eine Begrüßungsmappe .
Darin stehen viele allgemeine Informatio-
nen. Die fachbezogenen Infos zum ALG

II finden sich unter verschiedenen Überschriften im Netz: Weisungen, fachliche
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Hinweise zur Sozialversicherung, internationales Recht der Arbeitslosenversiche-
rung (Rechtskreis SGB II), Handlungsempfehlungen, Geschäftsanweisungen und
sonstige Weisungen.

Bei all diesen Weisungen handelt es sich um die Meinung der Bundesagen-
tur für Arbeit. Es ist nicht die Rechtsgrundlage für Entscheidungen! Die Mitarbei-
ter(innen) der Bagis und der anderen Argen sind jedoch an diese Ausführungen
gebunden. Die Bundesagentur hat den Weisungen folgende Eingangsbemerkung
vorangestellt: „Bitte beachten Sie: Weisungen können teilweise durch Nachfol-
geregelungen geändert sein. Bei Überschneidungen zwischen Gesetz und Wei-
sung gilt im Zweifel das Gesetz.“ An diese Anmerkung sollten sich die Arge-
Mitarbeiter(innen) bei der Umsetzung positiv erinnern!

Oftmals wird auch von diesen Anleitungen zum Nachteil der Erwerbslosen
abgewichen: Es steht zwar dort, aber dies ist ja nicht Gesetz. Solche Entschei-
dungen, wie alle anderen Ablehnungen, sollte mensch sich schriftlich geben las-
sen. Diese Weisungen enthalten nur Gerichtsentscheidungen, die von der Bun-
desagentur für Arbeit akzeptiert wurden. Alle anderen Gerichtsentscheidungen,
auch rechtskräftige, werden ignoriert. Es wird nicht auf schwebende Verfahren
hingewiesen. Beispiel: In den Hinweisen zu § 12 (zu berücksichtigendes Vermö-
gen) fehlt der Hinweis auf die Verfahren zur Vermögensanrechnung bei der Ar-
beitslosenhilfe, in denen diese Regelungen für ungültig erklärt wurden. Der § 12
des SGB II wurde von der alten Vorschrift wortwörtlich abgeschrieben, daher sind
diese Regelungen angreifbar! Wie dies geht? Wir gehen mit!

Die Rechtsgrundlagen werden auch von der Bundesagentur für Arbeit be-
reitgestellt. Redaktionsschluss dieser Textsammlung war der 11. April 2008. Spä-
ter veröffentlichte Änderungen wurden nicht mehr eingearbeitet. Diese Unterla-
gen wurden in der Vergangenheit nur mit wesentlicher Verzögerung veröffent-
licht oder geändert. Ein Ausdruck wäre sehr umfangreich und wesentlich schlech-
ter zu handhaben! Im Lexikon der Bagis gibt es auch keinen Verweis zu diesen
Unterlagen.

Die Bagis erhält auch Weisungen von der Senatorin für Soziales: „Nähe-
re Informationen zu Leistungen für die Unterkunft und für Heizung können Sie
auch der Verwaltungsanweisung zu § 22 SGB II entnehmen, die Sie auf den In-
ternetseiten des Senators für Arbeit, Frauen, Jugend, Gesundheit und Soziales
der Freien Hansestadt Bremen finden.“ Wer diesen Link anklickt, erhält jedoch
eine Fehlermeldung. Einen weiteren Link zur „Verwaltungsanweisung Wohnen“
hat die Bagis unter „Fragen zur Wohnung“ versteckt. Man gelangt zu einer
Seite der Sozialsenatorin mit einem Verweis zu Publikationen und Verwaltungs-
anweisungen.

Dort steht aber nur die abgemagerte Fassung, wie sie in der Sozialdepu-
tation „beraten“ wurde! Die (vollständige?) Arbeitsanweisung für die Bagis steht
auf der Homepage des „Sozialen Lebensbundes“. Wir haben diese bisher unver-
öffentlichte Version gemäß Bremer Informationsfreiheitsgesetz von der senatori-
schen Dienststelle angefordert, derzufolge weitere Anweisungen oder Anleitun-
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gen hierzu nicht erlassen wurden. Warum die ergänzenden Hinweise der Sozi-
aldeputation nicht zur Genehmigung vorgelegt wurden, wird diese sicherlich auf-
greifen und rügen! Damit sind Entscheidungen aufgrund der Verwaltungsanwei-
sung noch zweifelhafter und noch weniger gerichtsfest, siehe vorherige Bremer
Montagsdemos.

Diese Verwaltungsanweisung zu § 22 SGB II ist das Musterbeispiel für die
Nichtberücksichtigung von Gerichtsurteilen! Wer nicht seine vollen Kosten der
Unterkunft erstattet bekommt, sollte einen Antrag auf Überprüfung nach § 44
SGB X stellen! Wie dies geht? Wir gehen mit! Das Lesen lohnt sich dennoch:
Obwohl die entscheidenden Urteile nicht berücksichtigt wurden, gehen die Aus-
führungen dieser Verwaltungsanweisung in vielen Punkten weiter als die Pra-
xis der Bagis bei der Bewilligung von Leistungen. Dabei gilt diese vollständige
Verwaltungsanweisung bereits ab 1. November 2007 unverändert! Änderun-
gen wurden nicht vorgenommen. Die Übernahme der Kosten für Wohnungssu-
che, Deponat, Makler ist möglich, aber versuchen Sie dies mal in der Bagis-
Sachbearbeitung! Dabei hat die Bagis ebenfalls erklärt, weitere Anleitungen oder
Hinweise zu dieser Verwaltungsanweisung gebe es nicht. Komisch!

Wer eine andere Wohnung sucht, bekommt verstärkt Probleme mit den Miet-
obergrenzen , weil der „Gewos“-Bericht nur von den Bestandsmieten und nicht
von der aktuellen Miethöhe bei Neuvermietungen ausgegangen ist. Nicht erschre-
cken lassen! Wichtig ist es, den Antrag für alle Kosten vor der Suche nach einer
neuen Wohnung zu stellen, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Die Vorlage
des Mietangebots bei der Bagis vor der Vertragsunterzeichnung ist nicht erforder-
lich, wer allerdings oberhalb der Mietobergrenzen mietet, geht ein Kostenrisiko
ein.

Bremen hält sich nicht an die Empfehlungen des „Deutschen Vereins“ zu den
Kosten der Unterkunft. Die vollständige Verwaltungsanweisung zu den Kosten der
Unterkunft sieht auch nicht vor, dass ein Darlehn für Mietkautionen (Seite 33) ge-
tilgt werden muss. Dies entspricht der Rechtsprechung. Die Bagis verpflichtet je-
doch zur Tilgung: „Freiwillig“ verzichtet der Erwerbslose auf diese Tilgungsfreiheit
und will „freiwillig“ sofort mit der Rückzahlung per Einbehalt beginnen, „einfach
so“! In der Verwaltungsanweisung steht dies nicht. Komisch!

Auf der Website der Bagis steht unter „Fragen zur Wohnung“, Wohnungsbe-
schaffungskosten oder Kosten der Wohnungssuche könnten gemäß Verwaltungs-
anweisung (Seite 31) übernommen werden. Unter „Welche Kosten werden über-
nommen, wenn ich umziehe?“ heißt es: „Entscheiden Sie sich für einen Umzug
und wird dieser von Amts wegen im Vorfeld befürwortet, können die notwendigen
Maklergebühren, Umzugskosten und die Mietkaution übernommen werden, wenn
Sie vorher in einer nicht angemessenen Wohnung gewohnt haben. Hinsichtlich
der Kostenübernahme sprechen Sie aber bitte vorher mit der zuständigen Bagis.“

Hier steht nichts von Wohnraumbeschaffungskosten! Vergessen Sie nicht,
den Antrag formell zu stellen, entweder schriftlich oder zur Niederschrift, weil
vorher beantragt werden muss! Das Gespräch wird im Nachhinein nicht als Antrag
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gelten, da muss mensch sich wieder wehren! Wenn Sie den vom Sachbearbei-
ter formulierten Antrag unterschreiben, reklamieren Sie bitte sofort, wenn Ihnen
der Text nicht gefällt. Der Sachbearbeiter wird diesen Text umformulieren. Neh-
men Sie eine Ausfertigung mit! Vergleichen Sie zur Vorbereitung die Aufstellung
der Verwaltungsanweisung mit den Empfehlungen des „Deutschen Vereins“. Sie
werden feststellen, dass dieser die Einzelpositionen umfassender und deutlicher
benennt!

2. Die Freie Hansestadt Bremen ist auch für die weiteren Leistungen zuständig.
So gibt es eine Verwaltungsanweisung zu einmaligen Leistungen nach § 23 Ab-
satz 3 SGB II. Auch hier sind die einschlägigen Gerichtsentscheidungen nicht ein-
gearbeitet. Zur Erstausstattung und zu den Klassenfahrten gibt es auch in Bre-
men positive Gerichtsentscheidungen.

Es gibt noch mehr Sonderfälle für zusätzliche Leistungen : „(2) Über die in
Absatz 1 genannten Leistungen hinaus können weitere Leistungen erbracht wer-
den, die für die Eingliederung des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in das Erwerbs-
leben erforderlich sind; die weiteren Leistungen dürfen die Leistungen nach Ab-
satz 1 nicht aufstocken. Zu den weiteren Leistungen gehören insbesondere die
Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von
Angehörigen, die Schuldnerberatung, die psychosoziale Betreuung, die Sucht-
beratung, das Einstiegsgeld nach § 29, Leistungen zur Beschäftigungsförderung
nach § 16a.“

Papier (und EDV) sind geduldig. Leider wird mit diesen Möglichkeiten beson-
ders gegeizt. Geregelt sind hier Zuschüsse, um notwendige Anschaffungen für
die Arbeitsaufnahme zu tätigen. Diese zu wünschen, geht per Eingliederungsver-
einbarung. Dort kann der Sachbearbeiter alles regeln, um Vermittlungshemmnis-
se zu beseitigen! Wie dies geht? Wir gehen mit! Wir reden darüber!

Heute werden oftmals die Zahlungen eingestellt, wenn Erwerbslose die Ar-
beit aufnehmen. Dadurch wird Mittellosigkeit verfestigt. Eventuell können nicht
einmal die Fahrten zur Arbeit bezahlt werden. Die Zahlung wird hartnäckig ver-
weigert und auf den Arbeitgeber verwiesen. Mit dem Vorschuss des Arbeitgebers
geht der Anspruch gegen die Bagis unter! Oftmals wird auch das Arbeitsverhält-
nis durch diese Praxis der Bagis zerstört! Die Mittellosigkeit wird nicht durch die
Arbeitsaufnahme beendet, erst ein Zahlungseingang mindert oder beendet sie!

Die Geldknappheit bleibt dem neuen Arbeitnehmer erhalten. Wenn der Ar-
beitgeber Vorschuss zahlt, wird sie in die Folgemonate mitgenommen. Es fehlt
schließlich die Einnahme für einen ganzen Monat! Mensch wird erneut um Vor-
schuss bitten müssen, und der Arbeitgeber glaubt: Die oder der Neue kann nicht
mit Geld umgehen! Auch so wird ein Arbeitsverhältnis belastet oder zerstört! Wenn
das Arbeitsverhältnis endet und der Arbeitslohn erst später eingeht, berücksich-
tigt die Bagis die Zahlung als Einkommen im Monat des Einganges. Allein diese
Ausführungen zeigen, dass die Bagis auf diese Weise viel Geld spart. Dagegen
kann mensch sich wehren! Wie dies geht? Wir gehen mit!
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Wer Arbeit gefunden hat, sollte unabhängig von den vorstehenden Zeilen prü-
fen, ob er Anspruch auf ergänzendes ALG II hat. Das kann mensch überschlä-
gig herausfinden. Beispiel: Einkommen brutto 1.200 Euro, Steuerklasse I. Wel-
cher Betrag ergibt sich aus den bisherigen ALG-II-Leistungen zuzüglich 280 Eu-
ro? Wenn dieser Betrag höher ist als das Nettogehalt, besteht Anspruch auf er-
gänzendes ALG II und damit auf GEZ-Befreiung. Aber den Antrag schriftlich stel-
len! Sind Fragen offen? Wir reden drüber! Bremer Montagsdemo zum Mitmachen,
jede Woche um 17:30 auf dem Marktplatz ! Am Antikriegstag , dem 1. Septem-
ber 2008 , beginnen wir schon um 17 Uhr und machen eine Demo zu den Wallan-
lagen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

3. Manchmal nerven mich Negativschlagzeilen wie diese: „Ein Job kostet 1.785
Euro“. Diesen Betrag soll ein Erwerbsloser, dem die Arbeitsagentur den Ver-
mittlungsgutschein verweigert, an einen privaten Vermittler zahlen. Es wird der
Eindruck erweckt, als ob es nicht möglich sei, sich zu wehren. Schade! Dabei ist
es so einfach, den Vermittlungsgutschein oder die entsprechende Förderung zur
Erlangung des angebotenen Arbeitsverhältnisses schriftlich zu beantragen. Die
Bewerbung erfolgt bei der Vermittlungsfirma mit dem Hinweis, der Vermittlungs-
gutschein werde nachgereicht. Hierfür wird ein Termin vereinbart und dieser ab-
züglich von circa 14 Tagen als Frist an die Arge schriftlich weitergeben. Bei ei-
nem Ablehnungsbescheid oder wenn bis zum Termin keine Entscheidung erfolgt,
einstweiligen Rechtschutz beim Sozialgericht suchen und die Leistung im Eilver-
fahren erstreiten.

Die Arge kann Vermittlungsgutscheine für ALG-II-Betroffene „nach Ermes-
sen“ ausstellen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass bestimmte Erwerbslose ausge-
grenzt werden können! Es gibt für andere Ermessensentscheidungen Urteile, die
den Ermessensspielraum definieren! Also, auf geht’s und die grundsätzlichen Re-
geln beachten, also Schriftstücke persönlich abgeben und den Empfang auf ei-
ner weiteren Ausfertigung quittieren lassen! Niemals allein zum Amt gehen, neh-
men Sie jemanden mit! Dieser Zeuge versachlicht das Gespräch. Er ist die mora-
lische Unterstützung. Fachwissen gibt es bei den ALG-II-Beratungsstellen. Nichts
in der Arge unterschreiben, sondern die Papiere mitnehmen und prüfen! Dies gilt
im Umgang mit jeder Behörde.

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Die Linke“ lädt für Donnerstag , den 14. August 2008 , zu einer
Diskussionsveranstaltung mit dem Titel „Hartz IV für alle, zum
Leben zu wenig “ um 19:30 Uhr in den Weserterrassen , Oster-
deich 70b, ein. Gäste sind Prof. Dr. Wolfram Elsner (Universität
Bremen), Horst Frehe („Die Grünen“), Peter Erlanson („Die Lin-
ke“) sowie Vertreter von Bremer Erwerbslosenorganisationen.
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Sachverständige Gutachter beauftragt: Hessisches Landessozialgericht
lässt Hartz-IV-Regelsätze überprüfen („Erwerbslosenforum“)

Vermögensteuer einführen: Mit einer Steuer- und Abgabenquote in euro-
päischer Durchschnittshöhe stünden Mehreinahmen von rund 120 Milliar-
den Euro pro Jahr zur Rettung des Sozialstaats zur Verfügung („Stern“)

Jetzt biegen sich schon die
Stahlträger vor Lügen!

1. Weil nach dem Willen der Parlamentarier der
Kinderkommission des Deutschen Bundestages
jegliche Kombination aus Nahrungsmitteln und
Spielzeug verboten werden soll, steht nun mög-
licherweise in Deutschland das Aus der Überra-
schungseier bevor. Das ist in einer Empfehlung
über „Sicherheits- und Gesundheitsrisiken für Kin-
der im Alltag“ nachzulesen. Die Forderung stößt
auf Unverständnis in der Süßwarenbranche.

Auf meins stößt sie allerdings auch, und ich
stelle mir die Frage, ob diese Damen und Herren

allen Ernstes keine sinnvolleren Themen wissen, über die sie sich auf Kosten
der Steuerzahler die Köpfe zerbrechen können! Soll mit diesem Affentheater zum
Beispiel von der seit Einführung von Hartz IV enorm gestiegenen Kinderarmut
abgelenkt werden? Oder halten sie das Sommerloch für so klein, dass es sich mit
einem Überraschungsei verschließen ließe?

2. In genau zehn Tagen sind die Sommerferien in Bremen zu Ende, und viele El-
tern wissen nicht, wie sie von dem viel zu mageren Hartz-IV-Satz ihr Kind für das
neue Schuljahr ausstatten sollen! Am teuersten sind die „i-Dötzchen“, für deren
erstes Schulmaterial 150 bis 200 Euro ausgeben werden müssen. In den teuren
Tornister gehören neue Stifte, die aufwendige Federmappe, Scheren, Kleber, Zei-
chenblock, Farbkasten und Schnellhefter sowie ein Beutel mit Turnschuhen und
-hose für den Sport, außerdem Hausschuhe für den Klassenraum. Meist bekom-
men die Eltern vor Schulantritt eine lange Materialliste mit Posten, die einzeln
nicht teuer sind, sich aber summieren. Beim ersten Elternabend wird dann sicher
noch angesprochen, dass die Kinder unbedingt die Förderbüchlein in Mathematik
und Deutsch anschaffen sollen, die so um die acht Euro pro Stück kosten.
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Hartz-IV-Bezieher bekommen natürlich keinerlei Zuschüsse für die Schul-
materialien . Die Eltern erhalten je 316 Euro (zusätzlich zu den Unterkunftskos-
ten) monatlich, das Kind zwischen 211 (bis 14 Jahre) und 281 Euro (ab 14 Jah-
ren). Darin sind 1,60 Euro für Schreibwaren enthalten. Diese gezielte Ausgren-
zung ist ein Skandal! Bundesweit werden über zwei Millionen Kinder und Ju-
gendliche in Hartz-IV-Verhältnissen tagtäglich von adäquater Schulbildung und
gesunder Ernährung ausgegrenzt. Hierum geht es – und nicht um ein popeliges
Überraschungsei!

3. Geldverschwendung am laufenden Meter: Ein 24-Jähriger wurde vom Job-
center Berlin zum Weiterbildungskurs verpflichtet, obwohl er im Oktober sein
Studium beginnen wird. Arbeitsmarktsituation, Strukturwandel und neue Anforde-
rungen, Trainieren von Vorstellungsgesprächen, Berufswegplanung und Orientie-
rung, Technik der Selbstvermarktung, Einführung in die EDV – das alles sollte
Stefan K. vier Wochen lang lernen. Es ist Quatsch, vor einem Studium jemanden
in solch einen Kurs zu stecken! Wie viele Erwerbslose solche Übungen absolvie-
ren, lässt sich nach Auskunft der Regionalagentur für Arbeit nicht sagen.

Laut Sprecher Olaf Möller sind in der aktuellen Statistik 3.015 Teilnehmer in
„allgemeinen Trainingsmaßnahmen“ registriert. Eine spezielle Erfassung für die
Eignungsfeststellung existiere nicht. Die Jobcenter schalten für die Fortbildung
private Bildungsträger ein. Diese erhalten für jeden Schüler aus der Staatskasse
zwischen 200 und 350 Euro. Arbeitslosen, die eine Teilnahme verweigern, wird
laut Gesetz das Arbeitslosengeld mehrere Wochen lang gesperrt. Hier können
sich Privatinstitute auf Kosten der Steuerzahler eine goldene Nase verdienen!
Ohne zu hinterfragen, wird nur „weitergebildet“ – ob dies nun sinnvoll ist oder
nicht. Hauptsache, die Zahlen „stimmen“, und die Arbeitslosen sind nicht mehr in
der Statistik vorhanden!

4. Das Projekt „Fahrgastbetreuer “ in Bonn ist praktisch am Ende. Von den Stadt-
werken werden Langzeitarbeitslose zu „Fahrgastbetreuern“ „ausgebildet“, geben
Auskünfte, helfen Fahrgästen am Ticket-Automaten und sorgen für Sicherheit in
den Bahnen. Beim Start des Projekts Anfang 2005 war sogar von einer „Rück-
kehr der Schaffner“ die Rede. Von den anfangs 170 „Fahrgastbetreuern“ sind nur
noch 43 übrig geblieben. Weil die Stadtwerke nicht bereit sind, sie in feste Jobs
mit einem festen Gehalt zu übernehmen, hat das Arbeitsamt das Projekt deshalb
„zurückgefahren“ und vermittelt den Stadtwerken nicht mehr so viele Langzeitar-
beitslose wie bisher.

Wie das bei Ein-Euro-Jobs so üblich ist, zahlen die Trägergesellschaften wie
hier die Stadtwerke keinen Cent – das machen die Steuerzahler! Von insgesamt
390 Personen, die das in der Regel sechsmonatige „Fahrgastbetreuer“-Programm
durchlaufen haben, wurden nur 18 übernommen – das entspricht einer Quote von
knapp fünf Prozent. Dementsprechend groß ist der Frust dann auch geworden!
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Die „Fahrgastbetreuer“, die noch da sind, stehen in vielen Fällen eher lustlos in
den Bahnen herum und warten auf den Feierabend. Ist ihnen das zu verdenken?

5. Auch in Wiesbaden wird heftiger Missbrauch mit Ein-Euro-Jobbern betrieben!
Sie werden in Sozialeinrichtungen eingesetzt, wodurch sie reguläre Arbeitsplätze
vernichten. Aufgedeckt wurde der Einsatz von Ein-Euro-Jobbern in einer Schul-
kantine, die von der Caritas betrieben wird. Dort waren bei anderthalb Vollzeitstel-
len für Köche täglich fünf bis acht Erwerbslose auf Ein-Euro-Basis eingespannt.

Ähnliches wurde in den Pferdeställen der städtischen Domäne Mechthilds-
hausen und beim Wiesbadener Grünflächenamt festgestellt. Bei letzterem wur-
den 65 Stellen gestrichen und teilweise durch Ein-Euro-Jobs ersetzt. Anderswo,
zum Beispiel in Frankfurt am Main, hat man erkannt, dass Ein-Euro-Jobs im Grün-
flächenamt weder zusätzlich noch gemeinnützig sind, sondern reguläre Stellen
verdrängen. Dort werden sie „zurückgefahren“. Doch in Wiesbaden ist es bisher
nur zu Flügelkämpfen innerhalb der SPD gekommen, und die Parteiführung ver-
sucht, Kritiker in den eigenen Reihen zu maßregeln.

6. Nach dem vernichtenden Urteil des Bundesrechnungshofs, wonach Erwerbs-
lose nur völlig unzureichend betreut werden und es einen massiven Missbrauch
von Ein-Euro-Jobs gibt, werden sie nun auch von der Bundesregierung als ne-
gativ eingeschätzt. Sie sind mit Abstand der größte Kostenfaktor unter den Pro-
grammen für Hartz-IV-Bezieher, obwohl sie überwiegend nicht den Weg in regu-
läre Beschäftigung ebnen. 2007 gab es im Jahresdurchschnitt 260.900 Ein-Euro-
Jobs in Deutschland, die sowohl im vergangenen als auch im Jahr zuvor jeweils
mehr als eine Milliarde Euro gekostet haben. Aber was heißt hier schon „Kosten-
faktor“? Es sind mit die größten Jobkiller! Das bedeutet aber bestimmt nicht, dass
diese Maßnahmen jetzt gestrichen würden, denn die Lücke zwischen Erkenntnis
und Änderung ist gigantisch!

Es kostet auf jeden Fall eine Menge Geld, die Statistik zu schönen. Seit die
Bundesregierung hektoliterweise von der rosa Farbe verbraucht, ist deren Preis
ins Unermessliche gestiegen. Es wird wohl darauf hinauslaufen, dass nach der
nächsten Bundestagswahl 2009 die Sozialausgaben drastisch gekürzt werden
sollen. Vielleicht soll das ALG II dann nur noch zwei Jahre lang gezahlt wer-
den, und dann gibt es gar nichts mehr, oder die Transferleistungen werden enorm
gekürzt. Die Prognosen weisen in diese Richtung. Nicht umsonst wird perma-
nent heruntergebetet, dass Vollbeschäftigung möglich sei und die Arbeitslosen
immer weniger würden. Ob wir dann entweder zwangsweise im Reichsarbeits-
dienst schuften oder zu unglaublich niedrigen Löhnen, die dann aufgestockt wer-
den können oder Kombilohn genannt werden?

7. Der hochgelobte „Köln-Pass “ ist leider kein Erfolg! Aus den Zahlen der letzte
Woche vorgelegten Bilanz geht eindeutig hervor, dass nur rund 40 Prozent aller
ALG-II-Bezieher einen „Köln-Pass“ besitzen. Zum einen liegt das daran, dass er
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nicht automatisch mit dem ALG-II-Bescheid der Arge mitgeschickt wird, sondern
mit diesem Bescheid erst beim Sozialamt beantragt werden muss. Die Menschen
haben nach dem 16-seitigen ALG-II-Antrag nicht mehr den Durchblick, werden
in der Arge nach wie vor nur mangelhaft beraten, und das Porto für mehrseitige
ALG-II-Bescheide plus Antrag will auch bezahlt werden. Die Vergünstigungen,
die der „Köln-Pass“ dann bietet, sind bei Weitem nicht so spektakulär, wie die
Sozialdezernentin glauben machen möchte.

So bietet der FC nur begrenzt Karten an, und das für relativ schlechte Plätze.
Eine Monatskarte der Kölner Verkehrsbetriebe liegt mit 28 Euro rund doppelt so
hoch wie der im ALG II vorgesehene Satz für den Nahverkehr. Vergünstigte Ein-
zelfahrten werden gar nicht angeboten! Selbst die stadteigene Köln-Bäder-GmbH
gewährt Menschen ab 17 Jahren lediglich 25 Prozent Nachlass. Auch wurde es
versäumt, mit der GEZ eine Anerkennung des „Köln-Passes“ als Nachweis zur
Befreiung von den Rundfunkgebühren zu vereinbaren. Ebenso gibt es keine Ver-
einbarung mit den Stadtwerken Bonn oder anderen umliegenden Verkehrsbetrie-
ben, sodass Fahrten aus Köln hinaus völlig überteuert sind. Jedenfalls hat noch
niemand laut über einen „Bremen-Pass“ nachgedacht, den ich mir auch nur so
lange wünsche, bis es endlich menschenwürdige Transferleistungen gibt!

8. Stell dir vor, es gibt Arbeit, und das Jobcenter pennt! Da wollen Langzeitar-
beitslose einen Job haben, es ist Geld für gemeinnützige Arbeiten vorhanden,
und es gibt Jobcenter, die darüber zu wenig wissen – dann kommt so manches
nicht zueinander. In den Medien war vermehrt über Jobs im öffentlichen Beschäf-
tigungssektor berichtet worden. Dazu gehören „Mobilitätshelfer“, die zum Beispiel
Senioren auf dem Weg zu Arzt oder Behörde begleiten. Der gelernte Kaufmann
Jürgen M. setzte große Hoffnungen auf solch eine Arbeit. Doch das Jobcenter
bügelte ihn ab und sagte, dass sich diese Stellen nicht für ihn, sondern für Alko-
holiker und psychisch Kranke eignen würden.

Auch Joachim Sch., Vater von drei Kindern und seit 2001 ohne Job, würde
gern einen der mit 1.300 Euro brutto dotierten Jobs haben, etwa in der Fahrgast-
betreuung. Ihm wurde mitgeteilt, dass die Maßnahmen nicht „spruchreif“ seien
oder die Zeitungsmeldungen „eine Ente“. Indes haben sich die Behörden diese
Schwierigkeiten auch selbst gemacht, weil die Finanzierung der Kulturjobs über
das Bundesverwaltungsamt läuft, nicht über die Jobcenter. Auch sind diese Jobs
an den Bezirk gebunden, daher kann sich ein Spandauer nicht auf eine Stelle in
Pankow bewerben. Es müssen gleichzeitig mehrere Vermittlungshemmnisse vor-
liegen, wie über 50 Jahre alt zu sein, lange keine Arbeit und keinen Schul- oder
Berufsabschluss zu haben. Da verhindert ein starrsinniger, unbeweglicher Be-
hördenwasserkopf, dass die Leute in Arbeit kommen! Die linke Hand weiß nicht,
was die rechte tut, und gleichzeitig wird von den Arbeitslosen äußerste Flexibilität
gefordert.
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9. Als die Hartz-IV-Bezieher ihren Sturm auf die Sozialgerichte begannen, war
die Rede von einer „Klageflut “. Der Begriff sei falsch, meint der Berliner Sozi-
alrichter Michael Kanert, denn auf eine Flut müsse eine Ebbe folgen. Die aber
kommt nicht. Im ersten Halbjahr 2008 klagten nach Informationen der „Frankfur-
ter Rundschau“ Hartz-IV-Bezieher in 61.970 Fällen gegen ihre Bescheide. Das
waren noch einmal 36,2 Prozent mehr als zwölf Monate zuvor. Die Zahlen hat
der Deutsche Gewerkschaftsbund auf Basis von Statistiken der Bundesagentur
für Arbeit ermittelt. Sie untertreiben die tatsächliche Dimension noch etwas, weil
sie die Verfahren in den 69 Optionskommunen nicht berücksichtigen. Dort küm-
mern sich die Städte und Kreise eigenständig und ohne die Bundesagentur um
die Langzeitarbeitslosen.

Hartz IV hat den (Abbau des) Sozialstaat(es) noch viel komplizierter gemacht,
fast noch schwieriger durchschaubar als das Steuerrecht! In den Klagen geht es
um Details, um kleine Summen, die aber für die Betroffenen existenziell sind. An-
gesichts der hohen Erfolgsrate der Klagen rät DGB-Arbeitsmarktexperte Wilhelm
Adamy allen Hartz-IV-Beziehern, jeden Bescheid genau zu prüfen und bei Zwei-
feln juristischen Rat zu suchen. Massenhafte Klagen gegen Verwaltungsgesetze
sind in der Regel ein Zeichen, dass die Gesetze schlecht gemacht, also unbe-
stimmt, nicht eindeutig, ja sogar widersprüchlich sind. Das kann man über die mit
heißer Nadel genähten Hartz-Gesetze mit Sicherheit sagen. Statt nun die Geset-
ze zu verbessern, gibt es Pläne, die Klagemöglichkeiten zu beschränken, etwa in-
dem man die Sozialgerichte durch finanzielle Hürden vor rechtsuchenden Hartz-
IV-Opfern abzuschirmen versucht.

10. Überraschend hat die Bundesagentur für Arbeit Ergebnisse einer Umfrage
vorgelegt, wonach die „Hartz-IV-Kunden“ die Arbeit der Arbeitsgemeinschaften
mit „befriedigend“ bewertet hätten. Dies sei das Ergebnis einer Befragung von
35.000 Arbeitslosengeld-II-Bezieher in fast allen 374 Jobcentern. Das „Erwerbs-
losenforum Deutschland“ meldete erhebliche Zweifel an den Ergebnissen an, weil
sie jenen des Bundesrechnungshofes sowie eigenen Erhebungen widersprächen.
Ebenso habe es die Bundesagentur für Arbeit unterlassen, ihre Untersuchung und
Methoden offenzulegen. Martin Behrsing, Sprecher des „Erwerbslosenforums“,
zeigte sich erstaunt darüber, wie sich die Bundesagentur für Arbeit nur wenige
Tage nach dem vernichtenden Urteil des Bundesrechnungshofs selbst beweih-
räuchert und ihre Arbeit bei Hartz IV mit „befriedigend“ feiert. Er vermisst Erklä-
rungen zu den Diskrepanzen zu anderen Untersuchungen.

Vermutlich wurde hier ein hilfloser Versuch gestartet, das ramponierte Image
mit allen Mitteln aufzubessern. Wirklich unabhängige Untersuchungen wären mei-
ner Meinung nach mit Sicherheit zu diametral entgegengesetzten Antworten ge-
kommen. Ob den Erwerbslosen beim Ausfüllen des Fragebogens über die Schul-
ter geguckt wurde und ein „falsches Ankreuzen“ mit Leistungskürzungen geahn-
det wurde? Die vielen erfolgreichen Klagen gegen die falschen Bescheide der ar-
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gen Argen sprechen eine ganz andere Sprache. Da biegen sich wohl nicht nur
die Balken vor Lügen, sondern sogar die Stahlträger!

11. Hartz IV muss weg! Alternativen müssen her! Hartz IV ist nicht nur Ausdruck
für die Verarmung breiter Bevölkerungsschichten, sondern auch für die Zerschla-
gung des Sozialstaats. Hartz IV hat aus der Arbeitslosenversicherung eine Ar-
mutsfürsorge gemacht. Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
hat für 60 Prozent der Betroffenen zu dramatischen Einkommenseinbußen ge-
führt. Darüber hinaus steht Hartz IV für ein System der Entrechtung und Repres-
sion. Mit der Einführung von Hartz IV hatte die ehemalige rot-grüne Bundesregie-
rung den seit Jahren von Wirtschaftskreisen und ihren abhängigen Medien erho-
benen Forderungen entsprochen, wonach der Sozialstaat angeblich zu teuer sei
und dem Abbau der Arbeitslosigkeit im Wege stehe. Doch das Versprechen, mit
Hartz IV würde die Arbeitslosigkeit in zwei Jahren halbiert, hat sich inzwischen
als Etikettenschwindel herausgestellt.

Die tatsächliche Arbeitslosigkeit hat mit etwa sechs Millionen Arbeitslosen
bundesweit nach wie vor ein dramatisches Ausmaß, welches allerdings in der
offiziellen Statistik nicht zum Ausdruck kommt, da aus dieser circa 50 Prozent
der Langzeitarbeitslosen im Hartz-IV-Bezug herausgerechnet werden. Das Schei-
tern von Hartz IV veranlasst die herrschenden neoliberalen Kräfte inzwischen zu
Überlegungen, aus Gründen des Lohndumpings Arbeits- und Zwangsdienste zu
Hartz-IV-Konditionen für die private Wirtschaft zu schaffen, wie neuere Studien
aus Wirtschafts- und Finanzministerium in Berlin belegen. Das System des „For-
derns und Förderns“ hat zwar mehr Repression, aber nicht mehr Beschäftigung
gebracht. Am 12. September 2008 gibt es im Düsseldorfer Landtag ein Hearing,
bei dem auch Betroffene zu Wort kommen sollen. Kann so etwas nicht auch in
Bremen auf die Beine gestellt werden?

12. Maria H. bestand ihr Diplom 2005 als Ingenieurin für Innenarchitektur mit
einem Durchschnitt von 1,0. Für den Einstieg ins Berufsleben wollte sie noch
praktische Erfahrung sammeln und begann ein Praktikum bei der süddeutschen
Eventmanagement-Tochter eines Innenarchitektur-Fachverlages, die vor allem die
Präsenz des Verlages auf Messen und Ausstellungen organisiert. Von Anfang an
fiel es ihr auf, dass die Firma einen sehr hohen Anteil an Praktikanten beschäf-
tigt. Statt eine Einarbeitung oder einem Ansprechpartner zu bekommen, wurde
sie schnell als Projektassistentin eingesetzt und leistete vollständig eigenverant-
wortliche Arbeit, teilweise bis zu 70 Stunden pro Woche. Der Unterschied zu Pro-
jektleitern bestand lediglich darin, dass sie nichts tun durfte, was mit Ausgaben
zu tun hatte. Ein weiterer Unterschied: ihr Gehalt. Laut Praktikumsvertrag stan-
den ihr 375 Euro monatlich für „allgemeine Aufgaben“ aus dem Unternehmens-
bereich zu.

Noch während des Praktikums entschied sie sich, vor Gericht zu ziehen,
und dokumentierte alle ihre Tätigkeiten. Nach Beendigung ihres sechsmonatigen
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Praktikums setzte sie ihr Vorhaben in die Tat um und klagte mit Unterstützung ih-
rer Eltern vor dem Amtsgericht. Sie siegte in erster Instanz, doch dann ging die
Gegenseite in Berufung. Nach zweieinhalb Jahren siegte sie auch in zweiter In-
stanz. Die Richter begründeten ihre Entscheidung damit, dass Frau H. wie ei-
ne normale Arbeitnehmerin eingesetzt worden sei. 375 Euro Monatssalär seien
Lohnwucher und damit sittenwidrig. So wurde ihr ehemaliger Arbeitgeber dazu
verurteilt, knapp 8.500 Euro Gehalt nachzuzahlen. Maria H. hat nicht wegen des
Geldes geklagt, sondern aus Idealismus. Sie darf stolz darauf sein, weil sie den
ausbeuterischen Unternehmern gezeigt hat, dass sie die „Generation Praktikum“
nicht folgenlos ausbeuten darf. Hoffentlich wird sie noch vielen anderen Ausge-
nutzten eine vorbildliche Vorreiterin sein!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Aufruhr in Hessen: Ypsi-Püppsi macht alle
Kerle meschugge („Spiegel-Online“)

„Minderbepimmelt“: Etablierte Journalisten versuchen, freie
Internet-Autoren einzuschüchtern („Tageszeitung“)

Außer Öl und Gas: Was will die Nato im Kaukasus? („Stattnetz“)

Die Laster der Konzerne
donnern durch die Umweltzonen

Die Umweltzone soll endlich auch in
Bremen kommen. Zuerst war sie für
September 2008 geplant, das wur-
de verschoben auf Januar 2009. Sie
soll für bessere Luft sorgen, insbe-
sondere sollen die Feinstaubwerte
zurückgehen. Diese sind seit Jahren
viel zu hoch und wirken sich nach-
weislich gefährlich für die Gesund-
heit des Menschen aus. Feinstaub
stammt aus den Abgasen von Autos
und LKWs, aber auch aus Öfen von

Privathaushalten sowie Schloten von Fabriken. Jedes Jahr sterben 370.000 Men-
schen in der EU, weil die Städte verstauben. Der Feinstaub vom Verkehr birgt
eine große Gefahr: Er gelangt unmittelbar von der Straße in die Lunge des Men-
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schen. Dieser Staub ist deswegen gefährlich, weil er so feinstofflich ist, dass er
in die Lungenbläschen gelangen kann. Man kann ihn weder riechen noch sehen.

In Bremen wird er durch mehrere Stationen gemessen. Eine befindet sich am
Dobben, eine andere in der Westerstraße zwischen den Betrieben von Hachez
und Beck’s. Seit letztem Jahr gibt es schon in 13 deutschen Städten Umweltzo-
nen, darunter Berlin, Stuttgart und Hannover. Das Schaffen der Umweltzonen folgt
der EU-Luftqualitätsrichtlinie von 1999. Aber nicht nur die Schaffung dieser Zonen
wurden ständig ausgesessen, auch die Grenzwerte wurden seit ihrer Festlegung
nach oben „korrigiert“. Weil nun dem Geschäftsführer der bayerischen Grünen,
Dieter Janecek, die Umsetzung der Umweltzone in München zu zaghaft vor sich
ging, klagte er als Anwohner der Landshuter Allee, einer achtspurigen Hauptver-
kehrsader. Dort wurden von Jahr zu Jahr die Grenzwerte für Feinstaub nicht ge-
mindert, sondern gingen stark nach oben – trotz „Umweltzone“. Seine Klage hat-
te Erfolg!

Das Bundesverwaltungsgericht entschied, dass ein Bürger Verkehrsbe-
schränkungen auf einzelnen Straßen einklagen kann, wenn die Feinstaub-Belas-
tung zu groß ist. Der Europäische Gerichtshof gibt sogar jeder unmittelbar betrof-
fenen Einzelperson das Recht, einen Aktionsplan gegen Feinstaub zu verlangen.
Somit steht der Weg gegen die mangelhafte Umsetzung der Umweltzone in Bre-
men jedem Anwohner frei, der in der geplanten Umweltzone wohnt. Auch in Bre-
men werden die Grenzwerte jedes Jahr deutlich überschritten. Die Messdaten
der Stationen werden vom Umweltbundesamt veröffentlicht. Die Diskussion um
die Umweltzone in Bremen spitzte sich zu, als Herr Loske, Senator für Umwelt,
Europa und Verkehr, deren baldige Umsetzung bekanntgab. Dem BUND sind die
Richtlinien zu bescheiden, er fordert auch eine größere Zone. Der Wirtschaft al-
lerdings sind die Grenzwerte zu scharf.

Im Herzen der Umweltzone liegen vor allem die Schokoladenfabrik Hachez
und die Brauerei Beck’s. Diese beiden drohten Herrn Loske schon des Öfteren,
die Umweltzone dürfe nicht zulasten der Wirtschaft entstehen. Hachez wollte sei-
ne ganze Produktion sogar nach Niedersachsen verlagern! Was blieb Herrn Los-
ke anderes übrig, als weitere Ausnahmen für die Industrie zu machen? Die Schad-
stoffgruppen der Emissionen wurde aufgeweicht: Die sogenannten Dreckschleu-
dern der Gruppe 2 mit roter Plakette dürfen bis 2010 in der Umweltzone fahren,
und es ist durchaus möglich, dass diese Grenze weiter in die Zukunft verscho-
ben wird! Solche bitteren Erfahrungen seit Einführung der Umweltzonen geben
keinen Anlass zur Freude. Die Grenzwerte gingen nicht zurück, sondern wurden
eher getoppt! Also muss die Sache ernsthafter angefasst werden. Hier in Bremen
müssen die Firmen Hachez und Beck’s mehr für Umweltschäden haften. Das Ar-
gument, dass Unternehmen geschädigt würden, ist allzu billig, denn beide Firmen
haben eine prall gefüllte Kriegskasse.

Die Brauerei Beck’s agiert international, ist also ein „Global Player“: Ihr Mut-
terkonzern Inbev hat im Sommer 2008 die größte Brauerei der USA geschluckt,
Anhäuser-Busch, und dafür mehrere Milliarden locker gemacht. Inbev ist dadurch
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die größte Brauereigruppe der Welt. Wenn also die Grenzwerte ständig über-
schritten werden und weder Konzerne noch Politik Mittel aufzeigen, das zu bes-
sern, muss man gegen diese klagen, wie ich schon letzte Woche sagte. Gerade
die Menschen, die in der Umweltzone leben, sollten das ab sofort tun! Um Folge-
schäden für sich und die Mitmenschen zu vermeiden, ist dieser Schritt sehr wich-
tig. Herr Loske muss sich den Vorwurf gefallen lassen, dass er ein Strohmann
der Industrie ist. Wie lässt es sich anders erklären? Tausende von Anwohnern
in den Ballungsgebieten Neustadt, Altstadt und Steintor lässt man bei der stei-
genden Umweltbelastung sprichwörtlich im Smog stehen! Die großen Konzerne
in der Umweltzone lassen sich nicht ohne Weiteres schließen, deswegen müs-
sen sie zur Verantwortung gezogen werden. Wenn Herr Loske dabei nicht hart
eingreift, sollte er seinen Posten räumen, damit die Umweltzone nicht unter den
Hammer kommt!

Jens Schnitker (parteilos) – siehe auch „Die Linke“

Prinzipiell bin ich der festen Überzeugung, dass eine Plattform wie die Bremer
Montagsdemo dazu dient, dem Volke Gehör zu verschaffen, und dies soll auch
so sein. Nachdem ich mir heute aber zum wiederholten Mal Beiträge angehört
habe, wundert es mich nicht sonderlich, dass diese Veranstaltung auf so wenig
Resonanz stößt. Besonders der grenzdebile Beitrag des Herrn Schnitker am 4.
August bezüglich der Feinstaubregelung bei den Zufahrtswegen der Firmen Ha-
chez und Beck’s sowie der von ihm geplanten Klage gegen eben diese Ausnah-
meregelung! Wenn man sich schon so einseitig zu einem solchen Thema äußert,
dann sollte man wenigstens die Fakten parat haben. Die bis dato bekannten Stu-
dien über die Fahrzeugreglementierung in „feinstaubgefährdeten“ Zonen haben
bei Weitem nicht die erwünschten Ergebnisse gebracht.

Andersherum, nehmen wir doch mal an, Herr Schnitker würde mit seiner Kla-
ge Recht bekommen, dann müssten die Firmen notgedrungen abwandern. Das
wäre doch dann ganz prima: Mal abgesehen von den Steuerausfällen würden
auch noch genügend Arbeitsplätze im Stadtstaat verloren gehen, was wiederum
schön viel Kanonenfutter für die Montagsdemo gäbe. Es ist scheinbar doch ei-
ne deutsche Eigenschaft, prinzipiell erst mal zu klagen, wenn sich auch nur an-
nähernd eine Möglichkeit bietet. Ob das nun Sinn macht oder nicht, sei dahinge-
stellt. Was aber viel schlimmer war als die eigentlich unstrukturierte Rede, war
der Fakt, dass quasi sämtliche Anwesenden munter drauflos klatschten wie die
Lämminge. So was nennt man jonglieren mit gefährlichem Halbwissen! Wie ge-
sagt, ich finde die Idee Ihrer Veranstaltung sehr gut, aber ein wenig mehr Fach-
wissen wäre dann doch angebracht. Mit freundlichen Grüßen.

Zuschrift von David
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Hallo David, natürlich dient die Bremer Montagsdemo dazu, dem Volk Gehör zu
verschaffen. Unsere Beiträge transportieren oft Inhalte, die unbequem und oft der
Zensur des sogenannten Mainstreams zum Opfer gefallen sind. Wir greifen The-
men auf, mit denen manch eine(r) sich lieber nicht beschäftigen möchte, weil es
die Angst um den eigenen Job schürt oder weil er/sie dann mal hinter die Fassade
gucken müsste. Oder er/sie müsste vom hohen Sockel runterkommen und aufhö-
ren, auf die vermeintlich faulen Erwerbslosen zu schimpfen und sie zu Sündenbö-
cken zu instrumentalisieren. Wir wünschen uns durchaus mehr Resonanz, aber
es ist viel einfacher, sich über die Beiträge zu beklagen, als sich selbst die Mühe
zu machen, sich ein Thema herauszusuchen und dies dann auch vorzutragen!

Es ist nicht allen Menschen gleichermaßen gegeben, sich für die Zuschau-
er fesselnd auszudrücken. Es ist nicht zu überlesen, dass Ihnen der Beitrag von
Herrn Schnitker nicht gefallen hat. Das sei Ihnen unbenommen. Aber ihn als
grenzdebil zu bezeichnen, das ist einfach nur unverschämt und unangemessen.
Wir nehmen für uns nicht in Anspruch, nur dann ein Thema vorzutragen, wenn
wir uns darüber allumfassend informiert haben! Schließlich geht es hier um einen
informativen Redebeitrag und nicht um eine Klausur oder Diplomarbeit. Darum
dürfen wir subjektiv, einseitig und Partei ergreifend sprechen!

Selbstverständlich bemerke ich, dass Sie sich ausgerechnet über den Beitrag
von Herrn Schnitker so aufregen, und frage mich nach dem Motiv. Möglicherwei-
se haben die Beschränkungen für feinstaubgefährdete Zonen nicht die erwünsch-
ten Ergebnisse gebracht. Warum sollen die Bürger sich dann nicht ihr Recht auf
saubere Luft einklagen? Ich persönlich verspreche mir davon nicht wirklich etwas,
aber das steht auf einem anderen Blatt. Doch diese Huldigung von „Arbeitsplät-
zen über alles“ geht mir ganz gewaltig auf den Senkel! Mit der Schaffung von Ar-
beitsplätzen scheint heute jede Schweinerei „erlaubt“ zu sein – egal, ob damit die
Luft verpestet, das Wasser vergiftet, die Erde versucht oder das Klima zerstört
wird. Nur leider kann man Geld nicht essen!

Aber mal im Ernst: Haben Sie persönlich Angst um Ihren Arbeitsplatz oder
Ihre Firma, oder warum tangierte Sie die Rede von Herrn Schnitker so? Natürlich
haben wir nach der Rede von Herrn Schnitker geklatscht, aber nicht, um dadurch
mit „gefährlichem Halbwissen“ zu jonglieren (für wen gefährlich, für Sie?), und
auch nicht, um es mit den „Lämmingen“ zu halten. Übrigens, von den Lemmingen,
die sich mit „e“ schreiben, habe ich noch nie gehört, dass sie klatschen würden.
Habe ich damit jetzt möglicherweise ein gefährliches Halbwissen aufgedeckt?
Wir haben schlicht und ergreifend deswegen geklatscht, um Herrn Schnitker für
seinen Beitrag zu danken, dass er sich die Mühe gemacht hat. Wenn Ihnen das
nächste Mal etwas nicht gefällt, dann widersprechen Sie doch offen am Offenen
Mikrofon! Mit freundlichem Gruß.

Antwort von Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)
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Sehr geehrte Frau Graf, vielen Dank für Ihre schnelle Antwort. Ganz wichtig ist
mir, dass etwas nicht in den falschen Hals kommt. Ich habe nicht Herrn Schnit-
ker als „grenzdebil“ bezeichnet, sondern seinen Redebeitrag. Das ist für mich ein
sehr großer Unterschied. Ich würde mich nicht in dieser Form über jemanden äu-
ßern, den ich nicht kenne. Dies liegt mir wirklich am Herzen. Ebenso habe ich
Achtung vor jedermann, der sich in die Öffentlichkeit stellt und für seine Meinung
einsteht, keine Frage. Was mich zu meiner Mail bewog, war der inhaltliche Fak-
tor dieser Rede. Man muss kein Prophet sein, um sich die Konsequenzen einer
Firmenverlagerung in der Größenordnung Hachez/Beck’s auszumalen. Dies darf
jedoch kein Freibrief sein, sich über alles und jeden hinwegzusetzen.

Natürlich hat ein jeder das Recht, für saubere Luft zu klagen, und es geht mir
auch bei Weitem nicht um die Huldigung von „Arbeitsplätzen über alles“. Ich ver-
suche schon, alles sehr kritisch zu sehen, aber auch realistisch. Ganz besonders,
da die Untersuchungen, was die Feinstaubregelung angeht, ja nun auch schon
vorliegen und eindeutig Erfolge vermissen lassen. Aber egal, erst mal klagen!
Wenn ich mal bedenke, was man mit all dem Geld in Deutschland bewirken könn-
te, dass für ähnliche Klageorgien ausgegeben wird, dann wird mir schummrig.
Die Anmerkung mit den Lemmingen (da war tatsächlich ein „ä“ hineingerutscht)
war metaphorisch gemeint, aber ich bin fest davon überzeugt, dass Sie das auch
so aufgefasst haben. Viele Grüße.

Zuschrift von David

Grenzdebil: Langzeitarbeitslose sollen Demenzkranke betreuen, da-
mit das Fachpersonal entlassen werden kann („Spiegel-Online“)

Klassenkampf von oben: Wie 30 Jahre Neoliberalismus die
britische Gesellschaft zerstört haben („Junge Welt“)

Der rot-grüne Senat betreibt ei-
ne genauso heuchlerische Spar-

politik wie der rot-schwarze zuvor
Die 193. Montagsdemo zog mal wieder viele Menschen in ihren Bann, und so
konnten wir am 11. August 2008 um 17:30 Uhr über 40 Teilnehmer und Zuhörer
auf dem Marktplatz zählen. Trotz des Auf- und Abbaus von Veranstaltungen stan-
den wir mit den Themen der Betroffenen, der Behandlung durch die Bagis, die
Bremer Arbeitsgemeinschaft, im Mittelpunkt. Diese Lebendigkeit kam durch die
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Betroffenen selbst, die direkt oder indirekt ihre Erlebnisse bei der Bagis zu Gehör
brachten.

Der neue rot-grüne Senat betreibt eine genau-
so heuchlerische Sparpolitik wie der rot-schwarze
zuvor. Dem „Ja, wir wollen...“ steht die tatsächliche
Behördenpraxis mit der Anleitung von oben, also
der SPD-Senatorin Rosenkötter und ihrem SPD-
Staatsrat Schuster, gegenüber. Dieser Senat will
nur sparen, sparen, sparen! Die Einsparungen sol-
len aus dem Sozialbereich und dabei den Hartz-IV-
Betroffenen ausgepresst werden. Die sogenannten
Betreuerteams sollen miteinander konkurrieren, wer
am wenigsten an die Betroffenen auszahlt. Welche
perversen „Blüten“ das treibt, kann man auf unserer
Homepage nachlesen. Die Medien wie der „Weser-
Kurier“ schweigen dazu.

Dessen Chefredaktion füllt lieber die Seiten mit belanglosen Nebensächlich-
keiten, gehorsam im Sinne ihrer Parteioberen oder der SPD-leierten Verlagskapi-
talisten. Die Mitarbeiter in den Medien und in den Behörden sollten lieber den ei-
genen Kopf gebrauchen und nicht den schlaffen Arm solcher Art von Vorgesetz-
ten und Politikern abgeben! Wie sagte doch kürzlich Altkanzler Schmidt: Er war-
ne vor dem Obrigkeitsstaat. Menschen in der ganzen Stadt und im ganzen Land,
lasst euch nicht gängeln! Die Politikverdrossenheit überwindet man am besten
im Selbstaktivwerden und in der Teilhabe an neuen Formen des Zusammenle-
bens, der Meinungsbildung und in der Auseinandersetzung um neue Ziele. Ein
Ziel bleibt: Weg mit Hartz IV und Agenda 2010 – ohne Wenn und Aber!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Imperialismus: Merkel will Georgien in die Nato holen und stattet Saaka-
schwilis Truppen mit deutschen Sturmgewehren aus („Spiegel-Online“)

Wer hätte das geglaubt: Staatlich kontrollierte Heroin-Abgabe führt zu ei-
nem drastischen Rückgang der Beschaffungskriminalität („Tageszeitung“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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194. Bremer Montagsdemo

am 18. 08. 2008

Die „Suppe“ gemeinsam kochen!
Es gibt wieder eine neue Rentnervereinigung und
damit mehr Widerstand gegen Rentenkürzung und
andere soziale Ungerechtigkeiten. Doch um es
gleich zu sagen: Das ist auch wieder nur ein klei-
nes Grüppchen, das von der Politik kaum wahrge-
nommen wird. Aber immerhin, so kann es weiter-
gehen! Für uns alle kann es nur gut sein. Doch jetzt
möchte ich noch einmal Stellung zu dem Treffen
am Donnerstag im „Bürgerhaus Weserterrassen“
nehmen.

Ich war schon erstaunt, wie viele Menschen
dort anwesend waren und der Politik ins Gewis-
sen geredet haben. Auch ein Wirtschaftsprofessor
von der Universität Bremen gab sich die Ehre und
sprach uns allen voll aus dem Herzen. Aber um

ehrlich zu sein: Für uns von der Montagsdemo war das eigentlich nichts Neues,
nur dass es diesmal von einem Professor gesagt wurde. Er sprach von den Un-
gerechtigkeiten und der Altersarmut, und ein Professor ist ja wohl eine Kapazi-
tät, die dann doch von unseren Politikern besser wahrgenommen wird, oder? Wir
werden sehen.

Was mich aber immer noch stört, ist die Tatsache, dass es hier in Bremen
wohl sehr viele Organisationen und Vereine gibt, die aber leider alle ihr eigenes
Süppchen kochen und somit ihren eigenen Zwängen ausgeliefert sind. Das kam
besonders zum Vorschein, als es um eine gemeinsame Linie und bestimmte Vor-
stellungen von Aktionen ging. Alle waren sich zwar einig, dass gegen den Lohn-
verfall und die Ungerechtigkeiten wie Rentenkürzungen und zunehmende Alters-
armut etwas getan werden muss – aber wie? Da wird man bei diesen 200 ver-
schiedenen Organisationen und Vereinen wohl noch lange diskutieren müssen!

Das muss man eigentlich gar nicht, denn wo gibt es eine Organisation, die in
der Öffentlichkeit steht, die keinen Fraktionszwängen unterliegt, die keine Partei
ist, wo jede(r) jederzeit mitmachen und jeden Montag seine oder ihre Meinung
offen sagen kann, bei der auch Politiker zu Wort kommen und die für jedermann
ein Offenes Mikrofon stellt? Na, wenn das keine Dachorganisation ist, was dann?
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Also Schluss mit den Diskussionen! Kommt hierher auf dem Marktplatz und zeigt
endlich, dass ihr euch alle einig seit, zeigt es jeden Montag um 17:30 Uhr, zeigt
unseren Politikern: Wir wollen eure Ungerechtigkeiten nicht!

Udo Riedel (parteilos)

Die Menschen wenden sich
berechtigt von der SPD ab

Gestern war noch Sonnenschein bei „La Stra-
da“, und es gab ein tolles Kulturangebot für
die eine oder den anderen, ganz kostenlos.
Das ist gut und muss auch so sein! Heute ist
wieder Alltag, grau oder gar etwas regnerisch.
Nun sind die ersten vier Jahre voll im akti-
ven Kampf gegen die Hartz-Gesetze und die
Agenda 2010. Wir lassen uns nicht unterkrie-
gen und werden weitermachen, bis diese Po-
litik und diese Gesetze vom Tisch sind!

Obwohl die SPD in Bremen von allen Me-
dienseiten nur so hofiert wird, schwindet das
Vertrauen in sie an allen Orten. Zwei Inter-

views braucht der „Bremer Anzeiger“ um den SPD-Bürgermeister Jens Böhrnsen
rüberzubringen. Da war nicht viel drin, darum musste man ordentlich breitwalzen!
Am letzten Mittwoch hieß es da: „Niemand braucht die Linkspartei“. Das zeigt den
ganzen Hochmut dieses farblosen SPD-Mannes!

Ich selbst habe einiges an der Arbeit der Bürgerschaftsfraktion der „Linken“
auszusetzen – das klären wir an anderer Stelle –, aber die bewusste Wahl oder
auch die des Protestes seitens der Wähler so zu missachten und abzuqualifizie-
ren, das zeigt, dass Personen wie Böhrnsen oder andere, eigentlich alle Politik
betreibenden SPD-Größen, überhaupt kein Interesse an den Nöten und Proble-
men der Menschen haben, ja die Massen gar verachten! Das genau spüren die
Menschen und wenden sich berechtigt von der SPD ab. Und das ist auch gut so,
möchte ich mal Herrn Wowereit zitieren!

Wenn nach der Clement-Affäre jetzt der knöcherne Müntefering wieder die
SPD aus dem Dreck ziehen soll, zeigt das nur, dass die Partei nichts verstanden
hat. Viele in der Montagsdemo-Bewegung haben andere Schlüsse gezogen. Sie
versuchen, selber aktiv zu werden. Man wächst an sich selbst in der Auseinan-
dersetzung und im Miteinander mit anderen. Wie lange es auch geht: weiter so,
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liebe Mitstreiter in der Montagsdemo-Bewegung! Weg mit Hartz IV, das Volk sind
wir!

Heute in 14 Tagen, am 1. September 2008 , ist Antikriegstag . Den wollen wir
gemeinsam mit dem „Bremer Friedensforum“ begehen. Die Kundgebung beginnt
bereits um 17 Uhr hier auf dem Marktplatz . Im Anschluss daran demonstrieren
wir gemeinsam zur Altmannshöhe hinter der Kunsthalle, um dort ein Deserteurs-
denkmal einzuweihen.

Am 6. September 2008 feiern wir unser diesjähriges Sommerfest . Ab 14 Uhr
soll es wieder in den Neustadtswallanlagen beim Südbad losgehen. Noch haben
nicht viele Organisationen ihre Teilnahme zugesagt, aber der „Umsonstladen“,
„Attac“, DKP, MLPD und „Die Linke“ wollen mit Infotischen teilnehmen. Wichtig ist,
dass jede und jeder in ihrem und seinem persönlichen Umfeld dafür wirbt! Und
werben möchte ich auch für den Aufbau und die Durchführung des Festes. Damit
wollen wir um 11 Uhr anfangen. Überlegt euch, wie ihr helfen könnt! Bitte meldet
euch bei mir: Jobst.Roselius(at)nord-com.net.

Jobst Roselius

Die Montagsdemo ist eine „Börse“
für Begleitschutz zum Ämterbesuch

1. Die Freie Hansestadt Bremen will die Gehäl-
ter ihrer Geschäftsführer veröffentlichen. Es werde
nur geringe Lücken geben, glaubt Staatsrat Mützel-
burg, so der „Weser-Kurier“ vom 13. August 2008.
In den neuen Verträgen ist diese Verpflichtung fi-
xiert. Dies ist der dritte Anlauf, den ich wahrge-
nommen habe. Bisher haben sich viele Geschäfts-
führer der Freien Hansestadt erfolgreich geweigert,
ihr Einkommen offenzulegen. Selbst der vom Senat
geforderte Verzicht auf beziehungsweise die Offen-
legung der geplanten Gehaltserhöhungen war nicht

durchsetzbar: Die Geschäftsführer haben sich geweigert!
Wie viele Geschäftsführer hat Bremen eigentlich? Es sind hier die Geschäfts-

führer der Gesellschaften gemeint, die der Freien Hansestadt gehören. Dies sind
circa 250 GmbHs. Es geht somit um circa 250 Geschäftsführer. Manche Gesell-
schaften haben mehr als einen Geschäftsführer, und manche Geschäftsführer
haben die Hoheit über mehr als eine GmbH. Was ist das für ein Arbeitgeber,
der sich von seinen Geschäftsführern vorführen lässt! Der Bremer Rechnungs-
hof kann jederzeit mit Einzelfallprüfungen in den GmbHs beauftragt werden. Die
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GmbHs müssen ihren Jahresabschluss testieren lassen. Die Wirtschaftsprüfer
werden per Rahmenvertrag von der Freien Hansestadt Bremen eingekauft. Es ist
also unerklärlich!

Die Frage nach dem Gehalt ist auch zu kurz gesprungen. Was ist mit den
Nebenleistungen, den Versorgungszusagen, der Absicherung für die Rückkehr
in den öffentlichen Dienst, wie bei Staatsrat Schuster praktiziert – diese GmbH
wurde aufgelöst? Oder möchte der Senat diese Tatsachen gar nicht wissen? Es
scheint so! Ich denke dabei auch an die Abschiedsparty der „Brepark“ für den
scheidenden Geschäftsführer im „unternehmenseigenen“ Lokal. Da fehlte dem
Senat auch jegliche Über- und Einsicht! Oder die über zehn Jahre unbemerkte
Nichteinreichung der Jahresabschlussberichte des Bremer Theaters an den Se-
nator für Finanzen und die „Bilanzierungsfehler“. Dies war aber alles vor dem
Amtsantritt von Frau Linnert.

2. Gesundheit ist sehr kostbar! Uran ist ungesund! Uran im Trinkwasser war für
mich undenkbar. Warum gibt es Uran im Trinkwasser? Es gibt wirkungsvolle Fil-
teranlagen, die das Trinkwasser von Uran befreien. Warum wird diese Technik
nicht genutzt? Weil es keine Grenzwerte für Uran im Trinkwasser gibt! Filtern kos-
tet Geld. Dies wird eingespart. Trinkwasserkunden können eh nicht weglaufen!
Am Wasserpreis liegt es nicht, weil dieser in Deutschland oberhalb des interna-
tionalen Durchschnitts liegt. Auch der Trinkwasserpreis innerhalb Deutschlands
ist sehr unterschiedlich.

Wie wird die Lösung aussehen? Augenblicklich warnen erste Wasserwerke
vor der Verwendung ihres Trinkwassers zur Zubereitung von Säuglingsnahrung.
Es ist auch erschreckend, wie viele Wasserversorger um dieses Problem wuss-
ten und nichts zur Beseitigung unternommen haben! Warnungen wurden nicht
vorgenommen! Das Atommülllager Asse hatte auch ein Problem mit Grenzwer-
ten. Nur gelöst wurde dies bisher nicht! Bereits 1978 wurden erstmals Grenzwerte
überschritten. Dieses Problem wurde gelöst: Der Grenzwert wurde entsprechend
angepasst. Für das Trinkwasser ist eine solche Lösung unakzeptabel!

3. Grenzwertig ist auch der Umgang mit Personal in den Bremer Kliniken : Mit
1.000 Mitarbeitern weniger soll der Betrieb aufrecht erhalten werden, ohne Qua-
litätsverlust, ohne Plan! Es laufen einfach die befristeten Verträge aus. Die ver-
bleibenden Mitarbeiter(innen) werden dies schon richten! Der neue Geschäftsfüh-
rer sieht sich als Sanierer. Planbar ist dieses bewusst verursachte Chaos nicht.
Scheinbar macht er auch gar nicht erst den Versuch. Weglaufen können die Pa-
tienten ja nicht! Und die Mitarbeiter(innen) haben einen Maulkorb verpasst be-
kommen. Wie war das noch mal? Es sollte hinsichtlich der Mitbestimmung in den
Kliniken alles besser werden, Maulkörbe und Abstimmungsvorschriften für Abge-
ordnete in dem Aufsichtsrat sollte es nach der Wahl nicht mehr geben!

Im Aufsichtsrat gibt es nun keine Abgeordneten mehr. Das neu geschaffene
Gremium hat aber keine Kompetenzen und Aufgaben. Nunmehr ist der Maulkorb
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bei jedem Mitarbeiter angekommen! Somit ist klar: Die Versprechungen vor der
Wahl werden nicht umgesetzt. So wird Politikverdrossenheit erzeugt! Die Leidtra-
genden sind die Mitarbeiter(innen) und – nicht zu vergessen – die Patient(inn)en.
Fallpauschale und Deckelung machen die Krankenhäuser kaputt! Bewusst wird
die Insolvenz angesteuert. Die Lissabon-Strategie verpflichtet zur Privatisierung
der gesamten sozialen Sicherungssysteme und auch der Krankenhäuser.

Es wird sich bestimmt ein privater Investor für so erzeugte Schnäppchen fin-
den! Geht nicht allein zum Amt – dies hat sich herumgesprochen! Geht aber auch
nicht allein ins Krankenhaus! Kümmert euch um eure Nachbarin, euren Nach-
barn! Besucht sie im Krankenhaus, wenn sie keine Angehörigen haben! Trefft Vor-
sorge durch eine „Vollmacht für die Ohmacht“. Sie können immer eine Person Ih-
res Vertrauens zu den Untersuchungen mitnehmen. Auch hier gilt § 13 Absatz 4
SGB X: „Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem
Beistand erscheinen.“

4. Als Begleitung zur Bagis und in andere Ämter gehen wir mit! Wir reden dar-
über! Im Geschäftsleben, zum Beispiel in der Automobilindustrie, verlangen po-
tenzielle Kunden, dass ihr Lieferant sich zertifizieren lässt. Eine umfassende Zer-
tifizierung regelt auch das Vorgehen bei wichtigen Vertragsabschlüssen. Dort ist
vorgeschrieben, dass nicht ein Mitarbeiter allein diese Verhandlungen führt und
unterschreibt! Selbst belanglose Briefe großer Firmen tragen daher zwei Unter-
schriften. Auch ansonsten gilt im Geschäftsleben: Zu wichtigen Verhandlungen
geht keiner allein hin, sondern holt sich „Begleitschutz“.

Warum also allein zum Amt gehen? Das Gespräch im Amt ist für jede(n) Er-
werbslose(n) ein wichtiges Gespräch. Darum Mut zeigen und Begleitschutz mit-
nehmen! Wer kann mitgehen? Eine(n) Freund(in), die oder den Nachbar(i)n kann
mensch mitnehmen. Fachwissen bezüglich ALG II ist nicht erforderlich. Gut ist
es auch, selbst mitzugehen! Ansonsten ist die Bremer Montagsdemo eine „Bör-
se“ für den Begleitschutz. Dort kann der aktuelle Amtstermin besprochen wer-
den. Der etwas unsichere Begleitschutz erhält die Möglichkeit, seine Bedenken
zu zerstreuen.

Warum ist kein Fachwissen erforderlich? Weil alles, was der Sachbearbeiter
will, mitgenommen werden kann! Mensch kann in Ruhe prüfen und eine ALG-
II-Beratungsstelle aufsuchen. Dieser Ratschlag gilt sinngemäß auch für jede an-
dere Behörde und ist bereits beim ersten Besuch des Amtes zu empfehlen. Vie-
le Menschen werden bei der mündlichen Antragstellung übervorteilt: „Sie ha-
ben keinen Anspruch!“ Auch schriftliche Anträge werden mit dieser Begründung
zurückgegeben. Bei einer Ablehnung daher eine schriftliche Ablehnung erbitten
und diese überprüfen lassen!

Wer nicht erwerbslos oder nicht auf Transferleistungen angewiesen ist, kann
sich den Umgangston der Behördenmitarbeiter(innen) nicht vorstellen. Mensch
würde wohl nicht erwarten, angeschrien und beleidigt zu werden! Wobei mich,
nebenbei bemerkt, nur Freund(inn)e(n) und Personen, die mir nahestehen, belei-
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digen können. Fremde sind mir egal, eine solche Beleidigung erreicht mich nicht.
Der Begleitschutz vermeidet diese Entgleisungen! Sie sind Methode: Dadurch
sollen die Erwerbslosen „aktiviert“ werden. Damit ist jede Schikane gedeckt!

Mit Begleitschutz ist dies jedoch die absolute Ausnahme. Die meisten Beglei-
tungen erfolgen ohne jegliche Besonderheiten. Viele Probleme werden so besei-
tigt, bevor sie entstehen! Dabei sind Differenzen eigentlich überhaupt nicht vor-
handen. Die Erwerbslosen haben Probleme, schon allein durch die Erwerbslosig-
keit. Die Sachbearbeiter können diese in den meisten Fällen beseitigen. Nur re-
guläre Arbeit können auch sie selten anbieten! Aber gemeinsam kann es gelin-
gen, Zufriedenheit zu schaffen, als Voraussetzung für erfolgreiches Handeln!

Es geht bei dem gemeinsamen Termin in der Arge also nicht um die Ein-
nordung des Mobiliars, nicht darum, jemanden über den Schreibtisch zu holen
oder jemandem mal kräftig die Meinung zu geigen! Bei dem gemeinsamen Ter-
min geht es um ein nüchternes, zielführendes Gespräch und Handeln. Vor dem
Gespräch in der Behörde gilt es, den Grund und das Ziel des Besuchs zu bespre-
chen: Warum muss oder will ich zur Behörde? Kann oder will ich den Wunsch der
Behörde erfüllen? Wenn ich schon zur Behörde muss, was kann ich mir bei die-
ser Gelegenheit wünschen?

Ich war früher Buchhalter. Einmal im Jahr musste ich den Banken die Bilan-
zen vorlegen und eventuell erläutern. Zu diesem Gespräch habe ich meinen Chef
mitgenommen und vorher überlegt: Was kann ich mir von der Bank wünschen?
Mir ist jedes Jahr etwas eingefallen. Dadurch wurde ich von Kugelschreibern und
ähnlichem verschont. Größere Wünsche habe ich umgehend terminiert. Die konn-
ten nicht bis zum Jahresabschluss warten.

Daher positiv in das Gespräch gehen! Auch der oder die Sachbearbeiter(in)
hat Sachzwänge. Auch er oder sie ist nicht immer gleich gut drauf. Auch wenn
der vorherige Erwerbslose total niedergeschlagen aus dem Büro kommt! Mit dem
Anklopfen geht es schon los: Energisch anklopfen, möglichst nicht so zaghaft!
Freundlich dem oder der Sachbearbeiter(in) in die Pupille schauen. Die Hand zur
Begrüßung ausstrecken und den oder die Sachbearbeiter(in) mit Namen anreden.
Er oder sie merkt so: Das ist ein Mensch! Die Begleitung kommt einfach mit in
das Büro. Blick in die Pupille, Hand zur Begrüßung und ein freundliche Hallo oder
ähnlich. Dazu den eigenen Namen nennen: „Ich bin die Begleitung.“ Falls der
oder die Sachbearbeiter(in) nicht einverstanden ist, nachfragen: „Sie kennen das
nicht? Die Rechtsgrundlage steht in § 13 SGB X.“

Die Begleitperson ist nur Beistand, gesprächsführend ist die oder der Einge-
ladene – oder entsprechend der vorher ausgemachten Rollenverteilung. Sie wol-
len selbst begleiten? Den Begleitschutz nutzen? Einfach mitmachen, bei der Bre-
mer Montagsdemo und alle 14 Tage (in geraden Kalenderwochen) anschließend
um 19 Uhr in der Landesarbeitsgemeinschaft „Beistand und Beratung “ im Bür-
gerbüro der „Linken“, Buntentorsteinweg 109! Über die Begleitung ist absolutes
Stillschweigen angesagt. Bremen ist ein Dorf!
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5. Am 28. August 2008 ist die nächste Sitzung der Sozialdeputation in Bremen.
Ort und Uhrzeit sowie die Tagesordnung liegen noch nicht vor. Themen gibt es
genug. Die Grünen scheinen auch hinsichtlich der Kosten der Unterkunft nicht
Wort zu halten. Mal sehen, was diese Sitzung bringt! Ansonsten sind wir noch im
Wort: Wir kommen wieder! Wir halten unser Wort!

6. Auch ich war am Donnerstag beim Offenem Plenum und der Veranstaltung „
Hartz IV für alle... zum Leben zu wenig! “ Der Vortrag von Professor Dr. Wolf-
ram Elsner war überzeugend. Politiker als Vollstrecker zu bezeichnen, trifft ge-
nau den Handlungskern der Regierungen, sowohl im Bund wie auch in den Bun-
desländern! 75 Prozent aller Entscheidungen werden in Brüssel getroffen, und in
Deutschland geht es nur noch um die Vollstreckung oder Umsetzung. Dabei wird
munter von unten nach oben verteilt: Die aktuelle Änderung der Körperschafts-
steuer hat den vier größten Ölunternehmen in Deutschland eine erneute Erspar-
nis von 1,7 Milliarden Euro gebracht! Hinzu kommen die Erlössteigerungen aus
den Preiserhöhungen. Die Kasse muss doch leer zu kriegen sein!

Herr Elsner hat die Dimension der Finanzkrise beziffert: Für 12.500 Milliarden
Dollar wurden Hypothekenpapiere in Umlauf gebracht. Bisher wurden davon 500
Milliarden „wertberichtigt“ und 1.600 Milliarden abgeschrieben. Es ist also noch
lange nicht ausgestanden!

Rechtzeitig zu dieser Veranstaltung kam die Meldung, dass das Landesso-
zialgericht Hessen per Beschluss ein Gutachten über die Regelsatzhöhe in Auf-
trag gegeben hat. Es gab auch reichlich Zuspruch für die Bremer Montagsdemo.
Es ist richtig, dass die wesentlichen Veränderungen nur politisch durchzusetzen
sind, nicht auf dem Rechtsweg. Seit vier Jahren zeigen wir den Politikern jeden
Montag, wo es langgeht! Selbst nachlesen können sie es auf unserer Homepa-
ge! Mitmachen kann jede(r), Platz haben wir genug, ein Offenes Mikrofon mit drei
Minuten Redezeit auch! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einver-
standen! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

7. Die Bagis, also die Arge in Bremen, und die Bundesagentur für Arbeit sind nicht
zertifizierungsfähig! Ich denke dabei nicht an die vielen unerklärlichen Bescheide.
Es geht diesmal um die Behördenspitze . Das Bundesministerium und die Bun-
desagentur für Arbeit haben Zielvereinbarungen zum SGB II vereinbart. Dazu hat
jede Arge ein Angebot abgegeben. Ein entsprechendes Schaubild gibt es auf der
Homepage der Arbeitsagentur. Die Arge oder Bagis hängt darauf „unten rechts“,
sie ist zu erreichen über die Trägergesellschaft. Zu den Zielvereinbarungen und
dem Umgang damit gibt es weitere Ausführungen. Dort steht auch, wer für wel-
chen Funktionsträger Beurteilungen schreiben muss.

Nun zurück zu Herrn Schneider, dem Geschäftsführer der Bagis, und Herrn
Stern, dem Geschäftsführer der hiesigen Bundesagentur für Arbeit. Diese beiden
haben die Zielvereinbarung für die Bagis allein besprochen und per Handschlag
abgemacht! Darüber wurde kein Schriftstück und kein Protokoll erstellt. Keine
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Zeugenaussage ist möglich. Dies ist das Wissen eines Mitglieds der Geschäftslei-
tung der Bundesagentur in Bremen. Wie soll da die Beurteilung dieser Geschäfts-
führer ausfallen? So sind beide Behörden nicht zertifizierungsfähig! Wichtige Ver-
handlungen müssen mit Begleitschutz durchgeführt werden! Der Vertrag, hier die
Zielvereinbarung, ist zu unterzeichnen, um Rechtsgültigkeit zu erlangen!

Frau Rosenkötter scheint keine glückliche Hand für Personal zu haben! Der
Geschäftsführer des Trägervereins der Bagis muss dies mitmachen oder dulden.
Er ist Mitarbeiter der Bremer Senatorin für Soziales. Die Zielvereinbarungen be-
stimmen die Möglichkeiten der Bagis und damit der Freien Hansestadt Bremen.
„Einfach so“ soll dies akzeptiert sein! Zu den Einzelheiten komme ich Montag. Die
Ziele der Bagis stehen auf ihrer Homepage. Dort wurden die Zwänge und Mög-
lichkeiten der Zielvereinbarung mit der Bundesagentur für Arbeit eingearbeitet.
Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

So werden Sanktionen herbeigeführt: Einfach den „Kunden“ für denselben Tag
zu zwei zeitgleichen Kursen an verschiedenen Orten einladen („EWK-Verlag“)

Bis die Polizei kommt: Kölner Arge verweigert Eingangsstempel, um
Anträge verschwinden lassen zu können („Erwerbslosenforum“)

Grundlegende Änderungen kön-
nen nur durch Proteste auf der
Straße herbeigeführt werden

Am Samstag, dem 16. August 2008, traf sich
erneut die Koordinierungsgruppe der bun-
desweiten Montagsdemobewegung in Kas-
sel. Hauptthema war die Vorbereitung der
zentralen Herbstdemonstration am 8. No-
vember 2008 in Berlin . Hierzu werden wie in
den vorangegangenen Jahren zwei Arbeits-
gruppen jeweils in Gelsenkirchen und Berlin
eingerichtet. Die Herbstdemonstration soll um

11 Uhr am Alexanderplatz mit einer Kundgebung beginnen, der anschließende
Demonstrationszug führt zum Pariser Platz. Die Abschlusskundgebung wird dort
voraussichtlich gegen 14:30 Uhr beginnen.
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Es wurde das Layout der Plakate und Flugblätter sowie deren Anzahl disku-
tiert und beschlossen sowie über die Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit und
damit zusammenhängend die Arbeit mit der Homepage beraten. Aufgrund der
Sommerferien wurde die Frist für die Erstunterzeichner des Aufrufes zur Herbst-
demo bis zum 30. August 2008 verlängert. Die Plakate sollen Ende August zur
Verfügung stehen, die Flyer voraussichtlich eine Woche später. Redebeiträge und
kulturelle Beiträge für die Herbstdemonstration können über die bekannten Kon-
taktmöglichkeiten auf der Homepage und über das Gelsenkirchener Koordinie-
rungsbüro ab sofort angemeldet werden.

Die Koordinierungsgruppe ruft alle friedliebenden Menschen und die Mon-
tagsdemos der Städte zur Teilnahme an den am 20. September 2008 stattfinden-
den Antikriegsdemonstrationen in Berlin (12 Uhr Brandenburger Tor und Mo-
ritzplatz) und Stuttgart (12 Uhr Lautenschlagerstraße am Hauptbahnhof) auf und
erklärt sich solidarisch mit dem Aufruf und gegen die Kriegstreiberei. Auch die
Montagsdemonstrationsbewegung setzt sich für Frieden und Völkerfreundschaft
ein und fordert: Raus mit der Bundeswehr aus Afghanistan!

Von den Teilnehmern wurde über die Schwerpunkte, Diskussionsthemen und
Aktionen der Montagsdemos in den einzelnen Städten berichtet. Dies sind nach
wie vor die Schikanen durch die Jobcenter infolge der grundgesetzwidrigen Hartz-
IV-Gesetze und die damit zusammenhängenden Probleme, aber auch die Forde-
rung nach einem Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde und die Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohnausgleich auf Kosten der Profite.

Die bundesweite Montagsdemonstrationsbewegung besteht nunmehr seit vier
Jahren, das Berliner Montagsdemobündnis am 7. November 2008 bereits fünf
Jahre. In den Städten wird dies entsprechend und mit Stolz gewürdigt. Die Mon-
tagsdemobewegung sieht sich als das soziale Gewissen und Sprachrohr der Be-
völkerung und ist sich einig: Grundlegende Änderungen können nur durch Pro-
teste und Demonstrationen auf der Straße, nicht aber durch das Parlament her-
beigeführt werden. Die Forderung bleibt: Hartz IV muss weg!

Wer gegen die Politik der Agenda 2010 und den Abbau der sozialen und
demokratischen Rechte ist, kann sich der Teilnahme an der Herbstdemonstration
nicht verschließen! Daher möchten wir alle auffordern, die gegen Hartz IV, Agenda
2010, Sozialraub und für einen demokratischen Rechtsstaat eintreten, an unserer
Herbstdemonstration am 8. November 2008 in Berlin teilzunehmen!

Fred Schirrmacher (parteilos), Sprecher der bundesweiten Montagsdemo

„Nicht jeder Hartz-IV-Empfänger ist auch ein Betrüger“: Medien
trommeln zur Hetzjagd auf sozial Schwache („Spiegel-Online“)
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Sollen doch Überflüssige
andere Überflüssige betreuen!

1. Letzte Woche fand im „Bürgerhaus Weserter-
rassen“ das Offene Plenum der Linkspartei mit
dem seltsam anmutenden Titel „Hartz IV für alle...
zum Leben zu wenig! “ statt. Vollmundig, fulminant
und endlos weit ausholend leitete der Bremer Pro-
fessor Dr. Wolfram Elsner seinen Vortrag mit der
Realitäts- und Handlungsverweigerung der Bun-
desregierung ein, die an der permanenten Umver-
teilung von unten nach oben durchaus am Räd-
chen drehen könnte und auch müsste, wenn sie
es denn wollte. Aber bei der Bevölkerung sollen

ganz bewusst auch die allerletzten Reste der Anspruchshaltung, der Wünsche
und Träume, die noch vom „Rheinischen Kapitalismus“ gefüttert wurden, gebro-
chen werden.

Für Niedriglöhner mit einem Einkommen von bis zu 1.700 Euro netto erreicht
die tatsächliche Inflationsrate sogar 5,7 Prozent. Zu verantworten haben das ex-
tremistische Koalitionsparteien und offenkundige Sozialhasser. Deshalb wird em-
sig am Fundament für einen Polizeistaat gearbeitet, der die potentielle Wut der
Bevölkerung unterdrücken soll. Der Professor erläuterte die These seines Kol-
legen an der Columbia University, Joseph Stiglitz, „Das war’s, Neoliberalismus“,
dass ein Vierteljahrhundert nach Reagonomics und Thatcherism die neoliberale
Idee gescheitert sei und die Regierungen nun daraus ihre Lehren ziehen müssen.

Restriktionsfreie Märkte führten zum Beispiel in die Hypothekenkrise und
zwangen Millionen von US-Familien dazu, ihre Häuser zu verlassen. Professor
Elsner schilderte sehr ausdrucksstark, wie der „globale Staubsauger“ über die
Welt rast und alle verwertbaren Fähigkeiten der Menschen ausbeutet. Es wird
nicht mehr nur das Vermögen verteilt, sondern auch das Einkommen. Macht und
Ansehen werden umgeschichtet. Der Begriff „Elite“ schützt vor Wettbewerb mit
anderen und führt zu einem Klassenkampf von oben. Die Bevölkerung verliert das
Vertrauen auf Marktregulierung, denn eigentlich bräuchten wir dringend Steue-
rungssysteme mit kollektiver Kontrolle: Wir steuern auf die schwerste Finanzkrise
seit 1929 zu!

Da ist die Rede von Krisen um Zusammenbrüche, vom Ausgehen der Roh-
stoffe, vom Auseinanderbrechen der Sozialsysteme, von Wasserknappheit, die
zu Wüstenbildung führt. Aktuelle Inflation und begrenzte Landnutzung bringen
die Frage mit sich, ob Biokraftstoff oder Lebensmittel produziert werden sollen.
Es kommt zu Nahrungspreisinflation, Lebensmittelverknappung, Preiserhöhung,
Ernteausfällen und Drosselung der Nahrungsexporte, weil die Bauern Nahrung
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zurückhalten. Kumulative Prozesse führen dazu, dass der Markt zusammenbricht
und viele Menschen gar kein Essen mehr haben werden.

Dieses Bedrohungsszenario findet sich erstaunlicherweise in den skandina-
vischen Ländern nicht wieder, die sich ihr hohes Sozialstaatsniveau bewahrt ha-
ben. Vertrauen ist eng verbunden mit sozialem und ökonomischem Erfolg. Des-
wegen ist es nicht weiter verwunderlich, dass Deutschland bei Weitem keine so
hohe Vertrauensrate aufweist. Auch die „Robin-Hood-Steuer“ wird bei uns noch
nicht einmal ansatzweise diskutiert, sondern es wird so gehandelt, als ob es nur
ein einziges Ziel geben könne: die Inflationsbekämpfung. Dies mündet in gewal-
tigen Lohndruck. Die Bundesregierung hat nirgends etwas präsent, um die Krise
abzuwehren, verbunkert sich hinter autistischer Realitätsverweigerung.

Der aufhaltbare Abstieg wird bewusst ignoriert, und so hat die Umverteilung
freie Bahn: Die Lohnquote ist zwischen 2000 und 2007 von 72 auf 64 Prozent ge-
fallen. In Deutschland haben die Wohlhabenden die geringste Abgaben- und die
niedrigste Vermögensbelastung, die Arbeitnehmer hingegen die höchsten Steu-
ern zu tragen. Inzwischen wird die Arbeit zur Finanzierung des Staates herange-
zogen, und Verdi spricht von einer Verteilungskatastrophe. Dennoch ist es den
Politikern nicht gelungen, Ansprüche aus den Köpfen an soziale Standards her-
auszubrechen. Hartz-IV-Bezieher glauben mehrheitlich, dass sie keine Chance
mehr auf einen Job haben, der sie aus ihrer Misere herausbringt. Wut, Angst und
Vereinzelung wachsen. Der Linkspartei ist es innerhalb von zwei Jahren gelun-
gen, diese Wut aufzugreifen.

Der Fraktionsvorsitzende der „Linken“, Peter Erlanson, schwenkte auf die
„Mikro-Sicht“ über und stellte fest, dass Hartz IV „Armut per Gesetz“ bedeutet und
zu Verstärkung der Angst sowie Zwangsarbeit bei den Ein-Euro-Jobs führt. Hartz
IV hat Disziplinierungsinstrumente für Menschen geschaffen, die nicht mehr pro-
fitabel ausgebeutet werden können. Er warf die zentrale Frage auf, wie wir uns
organisieren, wie wir reagieren wollen, bei diesem Angriff auf uns!

Klaus Neumann vom „Verdi-Erwerbslosenausschuss“ erläuterte, dass durch
das Programm der Hartz-Gesetze der Kündigungsschutz aufgeweicht, Zeitarbeit
verlängert, eine „Job-Card“ eingeführt wurde. Für Jugendliche unter 25 Jahren
hat sich der Druck enorm gesteigert: Sie werden militarisiert, die Bundeswehr ist
jetzt regelmäßig bei den Argen, um sich dort ihr Kanonenfutter zu rekrutieren.

Professor Elsner vertiefte diesen Punkt noch, indem er beschrieb, wie Ju-
gendliche „runtergeknechtet“ werden und lernen, „wo der Hammer hängt“, wenn
sie zwischen dem 18. und 25. Lebensjahr keinen Ausbildungsplatz finden, da-
für zig unsinnige Trainingsmaßnahmen, drei Ein-Euro-Jobs und mehrere Kürzun-
gen auf null Euro ertragen und sich mit Lebensmittelkarten durchschlagen müs-
sen. Die werden dann froh sein, wenn sie einen McJob für 6,15 Euro brutto er-
gattern können! Im Klima der Angst wird genau das möglich, und das ist ja auch
bezweckt. Dann funktionieren die Menschen nach neoliberalen Gesetzen, und
der Anspruch weicht der Angst!
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Herbert Thomsen von der „Solidarischen Hilfe“ fragte, ob der DGB wohl einen
„kleinen Sarrazin“ in sich trage. Die Frage bleibt im Raum stehen: Wie lässt sich
Hartz IV abschaffen? Es lässt sich nur durch politische Veränderung beseitigen!
Hans-Dieter Binder von der Montagsdemo, dem „Sozialen Lebensbund“ und der
Linkspartei warf noch ein, dass die Hartz-Gesetze nur ein Bestandteil des Lissa-
bonner Vertrages sind.

Eine lebendige Diskussion entstand, und viele Hartz-IV-Betroffene meldeten
sich zu Wort. Es ging um Entwürdigung als System, um die Frage, wie viel Men-
schen zugestanden werden soll, die gerade nicht gebraucht werden, und um
unterstützende Begleitung zu den argen Argen. Leider konnte ich nicht ganz bis
zum Schluss bleiben, sodass ich nicht weiß, ob die entscheidende Frage, wie wir
uns konkret gegen die menschenverachtenden Hartz-Gesetze wehren und orga-
nisieren können, beantwortet wurde!

2. In Idar-Oberstein versteht ein dreijähriger Junge – nennen wir ihn Paul – die
Welt nicht mehr: Während die anderen Kinder zum Mittagessen gehen, wird er
neuerdings nach Hause geschickt. Geschehen ist dies in einem katholischen Kin-
dergarten. Paul kommt aus einer einkommensschwachen Familie, die außer ihm
noch ein zehnjähriges Kind zu versorgen hat. Die Familie steht mit 122,50 Euro
im Rückstand und ist den Zahlungsaufforderungen bisher nicht nachgekommen.
Pauls Familie bezieht Hartz IV und schickt ihren Jüngsten bereits seit anderthalb
Jahren in diesen Kindergarten. Im Juli erhielt die Familie ein Schreiben der Kin-
dergartenleitung mit der Aufforderung, die Außenstände bis zum nächsten Tag zu
bezahlen. Außerdem folgt die Ankündigung, dass der Dreijährige bis zum Zah-
lungseingang nicht mehr am Mittagessen teilnehmen könne und daher bis spä-
testens 14 Uhr abgeholt werden müsse.

Der Dezernent für Jugend und Soziales bei der Kreisverwaltung erläutert,
dass im vergangenen Jahr in keinem Fall der Ausschluss eines Kindes erfolg-
te. Dies werde immer nur als letzte Möglichkeit genommen, um säumige Eltern
zur Zahlung zu bewegen. Inzwischen ist eine Lösung in Sicht: Das städtische Ju-
gendamt, das über einen durch Spenden finanzierten Hilfsfonds für in Not gera-
tene Kinder der Stadt verfügt, will aus diesem Topf schöpfen. Es wäre im Sin-
ne aller betroffenen Kinder besser, wenn die Erwachsenen dieses Problem unter
sich lösen würden, ohne ein kleines Kind durch Ausschluss zu verwirren und aus-
zugrenzen! Wenn Kinder bedarfsgerechte Regelsätze bekämen oder der Kinder-
gartenplatz inklusive Mittagessen umsonst wäre, dann würden solche Probleme
kaum entstehen!

3. Mal wieder wirft ein UN-Bericht deutschen Schulen Diskriminierung vor. Bereits
im Februar 2006 besuchte der UN-Vertreter Vernor Muñoz Deutschland. Vergan-
genen Mittwoch forderte er vor dem Uno-Menschenrechtsrat in Genf die deutsche
Politik auf, die Aufteilung in Haupt-, Realschulen und Gymnasien zu überdenken,
um Ungleichheit und Chancenungerechtigkeit zu beseitigen. Wohl nicht nur er
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glaubt, dass das dreigliedrige System und die Art der Aufteilung der Schüler so-
ziale Ungleichheit betont. Muñoz verweist auf die Ergebnisse der Pisa-Studie, wo-
nach Deutschland unter den Industrienationen den deutlichsten Zusammenhang
zwischen sozialem Hintergrund und Leistungen der Schüler aufweist. Am stärks-
ten seien Schüler betroffen, die in Armut leben, die Bevölkerungsteile mit Migrati-
onshintergrund und Menschen mit Behinderungen.

Für seine Analyse musste Muñoz zum Teil harsche Kritik von konservativer
Seite einstecken. Offenbar hat der UN-Vertreter mit seiner Kritik den Finger in die
größte Wunde des deutschen Bildungssystems gelegt, denn Vernor Muñoz be-
stätigt, was wir durch andere Tests wie Pisa schon wissen: Kinder von Migran-
ten und sozial Schwachen werden in unserem Schulsystem benachteiligt. Laut
Verfassung darf niemand wegen seiner Herkunft benachteiligt werden, aber un-
ser Bildungssystem genügt diesem Anspruch leider nicht! Darum ist es mehr als
überfällig, dass unsere Kinder bis zur zehnten Klasse eine gemeinsame Schu-
le besuchen und dass parallel dazu frühkindliche Bildung und individuelle Förde-
rung ausgebaut werden!

4. Die Arge Rhein-Sieg droht einem 50-jährigen Arbeitslosen mit Abschiebung in
ein Obdachlosenheim , weil sie für den Mietanteil seines verstorbenen Mitbewoh-
ners H. G. nicht einmal übergangsweise aufkommen will. Da sogenannter ange-
messener Wohnraum für Hartz-IV-Empfänger im Rhein-Sieg-Kreis rar ist, war der
gelernte Bürokaufmann Achim H. Ende Juli beim zuständigen Amt in Troisdorf
nahe Köln mit der Bitte um eine vorübergehende Kostenübernahme für die Dau-
er der Wohnungssuche vorstellig geworden. Zunächst erhielt er dafür auch „grü-
nes Licht“. Nach einer Auseinandersetzung mit der zuständigen Sachbearbeiterin
im Verlauf des Antragsverfahrens erreichte ihn dieser Tage schließlich doch eine
Absage. Doch nun wird er – in aller pietätlosen Herzlosigkeit – auf das Obdach-
losenheim verwiesen, da er ja alleinstehend sei.

Wörtlich heißt es in dem abgelehnten Antrag: „Sie sind alleine lebend, und
bei drohender Wohnungslosigkeit wäre eine Unterbringung jederzeit möglich und
von Ihnen in Kauf zu nehmen“. Dabei hat Achim H. zwei kleine Töchter, die ihn re-
gelmäßig besuchen und auch ihre Ferien bei ihm verbringen. In einem Obdach-
losenheim könnte er sein Umgangsrecht nicht mehr wahrnehmen. Das „Erwerbs-
losenforum Deutschland“ wirft der Arge Rhein-Sieg menschenverachtenden Um-
gang in Zusammenhang mit einem Freitod des Hartz-IV-Beziehers H. G. und dem
verbleibenden Mitbewohner Achim H. vor. H. G. wurde nach einer Vermisstenan-
zeige von Achim H. vor drei Wochen tot in seiner Garage aufgefunden, nachdem
dieser seiner Arbeitslosigkeit und nicht zuletzt dem erheblichen Druck der Arge
Rhein-Sieg nicht mehr standhalten wollte.

Der Mitbewohner ist noch nicht beigesetzt, und schon fährt die Arge erneut
Maßnahmen gegen Achim H. auf! „Es ist schwer, sich des Eindrucks zu erweh-
ren, dass man Achim H. mit Gewalt brechen will, da er sich gegen alle negati-
ven Entscheidungen der Arge erfolgreich gerichtlich zur Wehr gesetzt hatte und
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diese attestiert bekam, dass sie rechtswidrig gehandelt hat“, so Martin Behrsing,
Sprecher des „Erwerbslosenforums Deutschland“. Es ist gut, dass Achim H. der
Beistand des „Erwerbslosenforums“ sicher ist und ihm dabei geholfen wird, dass
die arge Arge ihm zumindest übergangsweise die tatsächlichen Kosten für seine
Unterkunft bezahlen wird! Achim H. wird es auch auf eine Gerichtsverhandlung
ankommen lassen!

5. Der Personalrat der Stadt Bochum kam in der Juni-Ausgabe seines Mitteilungs-
blattes zu einem niederschmetternden Ergebnis über die Situation der Beschäf-
tigten bei der Arge. Die Rede ist sogar von einer „Überlastung ohne Ende“ weit-
hin. In dem Bericht heißt es, dass immer mehr Arge-Beschäftigte der Behörde in-
zwischen den Rücken zukehrten und der Krankenstand immer weiter zuzuneh-
men scheine. Der Personalrat hatte bereits vor einem Jahr über eine Belastungs-
analyse in der Arge berichtet, die feststellt, dass die dortigen Verhältnisse für die
Beschäftigten unerträglich sind.

Die ALG-II-Bezieher bekommen es zu spüren: Terminvergabe zögerlich, Emp-
fangsbestätigungen abgelehnt, notwendige pflichtgemäße Informationen vorent-
halten, schlechte Kommunikationsstrukturen innerhalb der Arge und schlechter
Ausbildungsstand der Sachbearbeitungen. Die Mitarbeiter(innen) der Arge unter-
liegen einem strengen Regiment von Statistiken, Controlling und Benchmarking
seitens der Bundesagentur für Arbeit und dem Druck einer „Zielvereinbarung“
mit Vorgaben von Leistungskürzungen und Verringerung der Zahl der Unterstüt-
zungsberechtigten – egal, was aus ihnen wird. Qualität wird nicht anerkannt und
nicht gemessen – es zählen nur Zahlen.

Die Beschäftigten leiden nicht nur unter zu hohen Fallzahlen, sondern auch
am Unsinn ihrer Arbeit und an mangelnder Qualifikation angesichts einer kompli-
zierten Gesetzeslage. Es kommt inzwischen nur noch darauf an, nicht schlechter
zu sein als andere Argen. Im Leistungsbereich müssen Kolleg(inn)en, die von der
„alten“ Sozialhilfe her gewohnt waren, individuelle Lösungen zu finden, begründe-
te Hilfeersuchen entsprechend den starren Regelungen des Hartz-IV-Gesetzes
ablehnen. Sie schießen dabei häufig über das Ziel hinaus, und die Leute stehen
dann ohne das Nötigste da. Wer noch über Herz und Hirn verfügt, kann darüber
verzweifeln. Das scheint sich offenbar nicht länger als drei Jahre aushalten zu
lassen, wie von einem „Ehemaligen“ berichtet wurde, weil man sonst entweder
„verrückt“ werde oder verrohe. Nervenzusammenbrüche von Arge-Mitarbeitenden
kommen oft vor!

6. SPD und DGB planen in Bayern ein Volksbegehren für den Mindestlohn in
Höhe von 7,50 Euro in der Stunde, um damit der zunehmenden Altersarmut zu
begegnen. Wer 40 Stunden in der Woche für diesen Mindestlohn arbeitet, er-
hält ein monatliches Bruttoeinkommen von 1.300 Euro. Hiermit bekommt mensch
nach 35 Beitragsjahren jedoch nur eine Rente, die weit unter der Grundsicherung
liegt! Erst mit einem Bruttoeinkommen von 1.900 Euro kommt mensch nach 35
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Beitragsjahren genau auf eine Rente in Höhe der Grundsicherung von circa 700
Euro.

Das heißt, wenn mensch im Rentenalter etwas über dem Grundsicherungs-
satz liegen möchte, muss das Einkommen mindestens 2.000 Euro brutto betra-
gen. Erst mit einem Mindestlohn von 11,50 Euro käme mensch über die Grundsi-
cherung! Die Unternehmer würden allesamt aus den Latschen kippen, wenn sol-
che realitätsgerechten Lohnforderungen gestellt würden. Aber leider sind unsere
Politiker dazu nicht in der Lage, weil sie entweder keine Ahnung von den tatsäch-
lichen Lebenshaltungskosten haben oder bereits einen hoch dotierten Posten in
irgendeinem Aufsichtsrat in Aussicht – und weil sie es sich mit der entsprechen-
den Firmenleitung nicht verscherzen wollen.

7. Die Bundesagentur für Arbeit will offenbar mehrere tausend Langzeitarbeitslose
in Pflegeheime vermitteln. Sie sollen in der Versorgung von Demenzkranken ein-
gesetzt werden. Teilnehmen könne, wer immer sich für die Arbeit in einem Heim in-
teressiere und für eine „Weiterbildung“ in Frage komme. Pflegevertreter kritisieren
die Pläne der Arbeitsagentur scharf, denn mensch kann nicht jede(n) in so einen
Beruf schicken. Die Arbeitslosen sollen offenbar auch nur eine Kurzausbildung
bekommen: Ein Entwurf des „Spitzenverbandes der gesetzlichen Krankenversi-
cherung“ sieht 160 Stunden Unterricht und einige Praktika vor. Vergleichbare
Lehrgänge in der Vergangenheit hätten 900 Stunden Schulung vorgesehen, kriti-
sierte ein Sprecher der „Deutschen Alzheimergesellschaft“.

Der GKV-Spitzenverband soll laut „Süddeutscher Zeitung“ am Dienstag die
Richtlinien beschließen. Für mich handelt es sich hierbei um einen Skandal, wie
der immer weiter ausgebaute Pflegebereich zunehmend von Hilfskräften besetzt
wird, die dafür nur sehr ungenügend „ausgebildet“ sind! Alte und Kranke sind wie
Erwerbslose nicht mehr ausbeutbar und deswegen „darf“ mit ihnen dann so um-
gegangen werden. Sollen doch Überflüssige andere Überflüssige betreuen! Ein
entsetzliches Menschenbild steckt dahinter, nämlich die Bestimmung des „öko-
nomischen Wertes“ der einzelnen Menschen. Jeder einzelne Mensch ist kostbar,
egal wie alt oder krank!

Angeblich sollen keine Pflegetätigkeiten anfallen. Wenn nun der Langzeitar-
beitslose immer, wenn Demente pflegerische Tätigkeiten in Anspruch nehmen
wollen, nach den Altenpflegern rufen muss, werden diese wohl kaum entlastet,
und es wird dazu führen, dass die Alten entweder ihrem Schicksal überlassen
werden oder sich die vermutlichen Billiglohnkräfte aus Mitgefühl und Menschlich-
keit zur Pflegedienstleistung benutzen lassen. Auch hierbei scheint es in erster
Linie darum zu gehen, die Löhne in der Pflege zu drücken! Die Pfleger bekom-
men immer weniger, die Pflege wird beständig weiter reduziert, „automatisiert“,
unmenschlicher gemacht – und die Verwandten sollen auch noch für unermess-
lich steigende Kosten aufkommen!

Wie wäre es, wenn demnächst Arbeitssuchende mit Kurzausbildung als Pilo-
ten in Regierungsflugzeuge gesetzt würden? Mal schauen, ob Frau Merkel oder
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Frau Schavan dann immer noch so gerne in der Welt herumflögen! Ich habe noch
nirgends über die Entlohnung gelesen, ob es sich dabei um Ein-Euro-Jobs, „Bür-
gerarbeit“ oder sonst etwas handeln soll, aber es erfolgt ganz bestimmt keine an-
ständige Bezahlung dieser Schwerstarbeit, denn eine solche ist es, wenn ange-
messen mit den Pflegebedürftigen umgegangen wird!

Das einzig „Gute“ daran: Demenzkranke bekommen von diesem Elend nichts
mit, sie vergessen schnell. So kann mensch sich leicht vorstellen, dass diese „zu-
sätzlichen“ Hilfskräfte „gerne“ und „immer wieder mal“ mit anpacken und den Pa-
tienten füttern oder Medikamente verabreichen, weil sie das Elend ihres Schütz-
lings nicht immerzu ertragen. Oder wer schafft es, streng nach Vorschrift beim Pa-
tienten zu sitzen, während dieser eingekotet nach Pflege und Nahrung verlangt?
Aber nein: Diese Kräfte werden ganz sicher keine reguläre Arbeit verdrängen. Auf
keinen Fall! Da wird „diesmal“ ganz streng darauf geachtet. Ganz bestimmt!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

„Wir brauchen noch einen Neger, der den Rollstuhl schiebt“: Groß-
koalitionäre machen Exkursion in Obamaland („Spiegel-Online“)

Interessierte treffen sich auf der Montagsdemo: „Die Linke“ bietet künf-
tig „Beistand und Beratung“ bei Behördengängen („Tageszeitung“)

Glaubt die SPD im Ernst, dass ihr
die Agenda-Politik vergessen wird?

Die SPD ist im absolutem Umfragetief – da
soll Franz Müntefering politisch „wiederbelebt“
werden. Ausgerechnet der, dem wir die Ren-
te mit 67 „verdanken“, und der beim Durchset-
zen der Agenda 2010 nicht viel besser war als
Clement!

Heute sind 1,3 Millionen Werktätige in
Deutschland Hartz-IV-Aufstocker, die Mehr-
zahl der neuen Jobs sind Billigjobs oder Leih-
arbeit. Die Ausbeutung durch Ein-Euro-Jobs
wird in Bremen mit 76-Cent-Jobs verschärft.
Nun, da sich ein weltweiter Abschwung ab-
zeichnet, werden wieder Massenentlassun-
gen geplant. Glaubt die SPD im Ernst, dass
ihr die Agenda-Politik vergessen wird?
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Den Linkstrend gibt es weltweit, zum Beispiel auch in Bolivien. Dort wurde
Evo Morales, der gewählte Präsident, jetzt mit 62 Prozent im Amt bestätigt. Seit
seine Regierung im Amt ist, wurde die Kindersterblichkeit halbiert, eine Mütterun-
terstützung eingeführt, und die Preise sind stabil geblieben, unter anderem we-
gen eines Exportverbots für wichtige Lebensmittel. Die privatisierten Energie- und
Bergwerkskonzerne werden rückverstaatlicht. Es geht also! Aber es droht Ge-
fahr: Die Reaktionäre, Großgrundbesitzer und Konzernherren, schreien nach ei-
nem Militärputsch!

Vor 35 Jahren, am 11. September 1973, endete eine ebenso hoffnungsvol-
le Bewegung in einem anderen lateinamerikanischen Land, in Chile, in einem fa-
schistischen Militärputsch, unterstützt von den Agenten der CIA. So richtig die
Reformen Morales’ sind, so gefährlich ist seine Haltung, nur durch Abstimmun-
gen oder Wahlen die Veränderungen absichern zu wollen und die Volksbewaff-
nung abzulehnen, im Gegensatz etwa zu Hugo Chavez in Venezuela.

Die marxistisch-leninistische Partei Boliviens (PCMLM) verteidigt die „Politik
der Veränderung“ von Evo Morales, erklärt aber: „Angesichts dessen, dass die
Reaktion ihre ganze Anstrengung und Macht gegen die Prozesse der Verände-
rung einsetzt, gibt es nur eine vorwärtsweisende Politik: den Prozess der Verän-
derung in einen offen revolutionären Prozess umwandeln“ (Erklärung vom 7. Au-
gust 2008). Was hat das mit uns hier zu tun?

Auch in Deutschland werden die reaktionären Monopole und ihre Politiker
nicht tatenlos zusehen, wenn ihnen die Felle davonschwimmen. Jetzt versuchen
sie noch, den Linkstrend wieder in die angehalfterten Bahnen der SPD zu lenken.
Sobald das nicht mehr gelingt, müssen wir auch hier mit allem rechnen. Deswe-
gen ist es gut, sich schon beizeiten die Selbständigkeit zu erkämpfen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Aber der Hartz-IV-Regelsatz bleibt unten: Für 10,7 Milliarden Euro ret-
tet der Staat eine private Kleinbank („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Bagis muss Darlehn gewähren: Eine Ansparung von 60 Euro für
Schulbedarf ist aus dem Regelsatz nicht möglich („Kanzlei Beier “)

Ausgebildete Pflegekräfte durch Ein-Euro-Jobber ersetzt: Leiter des Reck-
linghausener Jobcenters soll sich vor Gericht verantworten, weil die von
seiner Behörde bewilligten Jobs nicht „zusätzlich“ waren („Tageszeitung“)

Ausweisen statt ausbilden: Auch in Berlin erlässt die SPD
geheime Verwaltungsanweisungen („Junge Welt“)

Video of the week: Angie’s new boyfriend eats his tie („BBC World News“)
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Totgespart: Vor der Explosion eines Altjets feuerte Spanair ein Drittel der Mit-
arbeiter und setzte Piloten und Wartungstechniker unter Zeitdruck („Spiegel“)

Hände weg vom Kaukasus!
Seit fast zwei Wochen herrscht am Schwarzen Meer
Krieg. Und wer glaubt, dieser Krieg ginge uns nichts
an, der irrt! In der Region befinden sich riesige Roh-
stofflager in Form von Öl und Gas, und es geht um
Besitz und Ausbeutung derselben. Da sind die Be-
gehrlichkeiten groß! Nicht zuletzt deshalb haben die
USA die ehemalige Sowjet-Provinz Georgien mithil-
fe ihres korrupten Statthalters Saakaschwili zu ei-
ner waffenstarrenden Militärbastion gegen Russland
ausgebaut und die Bevölkerungsgruppen nach jugo-
slawischem Muster gegeneinander aufgehetzt.

Es ist zu vermuten, dass US-Außenministerin Condoleezza Rice bei ihrem
Besuch Anfang Juli in Tiflis den georgischen Diktator zu seinem archaischen
Kriegszug gegen die Nachbarvölker regelrecht ermuntert oder sogar angestiftet
hat. Als Drohpotenzial gegen Russland wurde das Land von 2004 bis 2007 mas-
siv aufgerüstet und seine Streitkräfte mit 127 sogenannten Militärberatern und
3.000 Söldnern unterstützt. Und weil in der gesamten Region fette Pfründen win-
ken, soll Georgien als geostrategischer Brückenkopf des Westens so schnell wie
möglich in die Nato. Die russischen Gegenaktionen waren aus Moskauer Sicht
daher notwendig, gleichwohl sind sie aber ebenso zu verurteilen!

Warum sich nun Kanzlerin Merkel und ihr französischer Amtskollege Sarko-
zy so intensiv für einen Waffenstillstand einsetzen, ist nicht schwer zu erraten:
Die EU will Einfluss nehmen und ein Wörtchen mitreden, wenn es um die Ver-
teilung der riesigen Rohstoffvorräte geht! Im „Lissabon-Vertrag“ steht auch klar
und deutlich, wie eine solche „Einflussnahme“ aussehen könnte, auch wenn dies
nicht klar gesagt wird: Es ist zu befürchten, dass in absehbarer Zeit EU-Trup-
pen mit Bundeswehrbeteiligung dorthin geschickt werden, „um den Frieden zu si-
chern“, was Angela Merkel laut „Spiegel-Online“ vom 17. August 2008 sogar offi-
ziell ankündigte.

Wir wollen aber weder militärische „Beobachter“ noch irgendwelche „Frie-
denstruppen“ und erst recht keine Bundeswehrsoldaten dort sehen! Es ist schon
schlimm genug, dass laut „Report-Mainz“ deutsche Sturmgewehre der Firma
Heckler & Koch in diesem Krieg eingesetzt werden. Die Menschen sollen frei von
militärischem und/oder politischem Druck selbst bestimmen können, wie und von
wem sie regiert werden wollen! Unsere Forderungen können daher nur lauten:
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Sofortiger Abzug aller fremden Truppen aus der Region! Keine EU-Soldaten in
den Kaukasus! Stopp aller Waffenlieferungen! Keinerlei Einmischung in die inne-
ren Angelegenheiten des Kaukasus! Bedingungsloses Asyl für Flüchtlinge und
Deserteure! Deutschland kann nur Frieden schaffen ohne Waffen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Wer sich gegen Armut und Unter-
drückung wehrt, lebt ehrenwert!

Da das Wetter nicht wusste, was es wollte, trauten
sich leider etwas weniger Menschen in die Stadt und
auf dem Marktplatz. 28 Teilnehmer und Zuhörer zähl-
ten wir am 18. August 2008 bei der 194. Montagsde-
mo in Bremen um 17:30 Uhr.

Was es alles zu hören gab – zur SPD, die ihre
Agenda-Politik vergessen machen will, wie die Lang-
zeitarbeitslosen die Demenzkranken betreuen sollen,
was in Kassel alles zur Demo am 8. November 2008
in Berlin vorbereitet wurde – lest es hier nach, auf un-
serer Homepage! Ein kurzes Gedicht war auch dabei.

Jobst Roselius

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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195. Bremer Montagsdemo

am 25. 08. 2008

Missbrauch mit geklauten Daten
Ich wundere mich schon, was für ein großer Auf-
schrei in der Politik stattfindet! Mir stellt sich aber
die Frage: Wann wird sie wohl tätig? Oft hat doch
der Datenschutzbeauftragte laut beklagt, dass et-
was nicht stimmt mit der Sicherheit unserer Daten,
und niemand aus der Politik hat reagiert. Wo le-
ben denn eigentlich unsere sogenannten Volks-
vertreter? Frau Zypries hat Recht: Jeder Kunde
muss ausdrücklich eine Genehmigung geben. Das
schützt vor Missbrauch, hört sich gut an und ist
auch machbar. Auch der Herr Schäuble hat recht:
Wir alle sollten mit unseren Daten vorsichtiger um-
gehen. Also liegt es an uns selbst!

Moment mal, es ist doch wohl so: Wenn ich je-
mandem freiwillig etwas gebe, erwarte ich natür-

lich, dass er sorgsam und vertraulich damit umgeht! Wenn derjenige mein Ver-
trauen missbraucht und sogar noch mit meinen Daten Geschäfte macht, bin ich
doch mit Recht sauer auf ihn und trenne mich von solchen Personen! Doch was
ist, wenn andere ein Geschäft machen und uns sogar auf diese Weise berauben,
wie wir letzte Woche gelesen haben? Dann muss wohl ein Verbot her und nicht
lange geredet werden, und das kann nur lauten: Wir schützen unsere Bürger vor
Missbrauch! In meiner Fernsehzeitschrift lese ich, jede Aufregung sei nur Augen-
wischerei, und noch schlimmer, der Datenschutz sei überflüssig, das Geld dafür
könnten wir uns sparen, denn egal, was zum Datenschutz auch unternommen
wird: Wir sind sowieso schon gläsern und können uns nicht wehren!

Dass eure Bewerbungen in Zukunft ins Leere laufen, darüber braucht ihr euch
auch nicht mehr zu wundern. Da kann ich Herrn Schäuble nur beipflichten: Wir
dürfen keine Daten von uns preisgegeben! Das klingt gut, geht aber leider nicht,
denn dann bekäme ich keinen Kredit mehr, könnte mir nichts Größeres mehr
anschaffen und dürfte mich auch nicht bewerben. Das ist eben das Dilemma der
Politik: Einerseits soll die Wirtschaft florieren, andererseits sollen keine Daten
freigegeben werden. Zumindest sollten unsere Politiker wissen, was Recht und
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was Unrecht ist! Diebstahl ist Diebstahl, Missbrauch ist Missbrauch, und beides
sind strafbare Handlungen!

Udo Riedel (parteilos)

Lohnwucher und Nötigung mit
Ein-Euro-Jobs endlich vor Gericht!

1. In regelrechte Panik versetzte ein Schreiben
der Euskirchener Hartz-IV-Behörde bei Bonn eine
Mutter zweier Kleinstkinder im Alter von sieben
Monaten und zweieinhalb Jahren. Die Behörde
hatte die Mutter angeschrieben und sie zu einem
persönlichen Gespräch am 18. August 2008 „ein-
geladen“, um mit ihr über die „Sicherstellung der
Kinder“ zu sprechen. Dazu solle sie ihren Partner
mitbringen, der vollschichtig arbeitet und ergän-
zende Hartz-IV-Leistungen benötigt. Aus Angst um
eine eventuelle zwangsweise Fremdbetreuung ih-

rer kleinen Kinder, damit sie arbeiten gehen könnte, wandte sich die Mutter an
das „Erwerbslosenforum Deutschland“.

Bereits vor der Geburt ihres zweiten Kindes wurde sie von der Euskirche-
ner Arge trotz Mutterschutz aufs Amt zitiert, um über ihre „berufliche Situation“
zu sprechen. Zum neuen Termin wurde die junge Mutter von drei Mitstreitern des
„Erwerbslosenforums“ begleitet. Sie musste ihre Kleinstkinder mitbringen, da ihr
Mann sich nicht freinehmen konnte. Das Baby lag im Kinderwagen, die zweiein-
halb Jahre alte Tochter ging an der Hand. Der Sachbearbeiter war anscheinend
überhaupt nicht über die große Anzahl von Menschen erstaunt. Irgendwann woll-
te er nur wissen, wer „Herr Winter“ sei, den die junge Mutter mitbringen sollte.
Dieser Anweisung konnte die Mutter der Kleinkinder nicht nachkommen, weil ihr
kein „Herr Winter“ bekannt war. Auch dies schien den Sachbearbeiter nicht im
Mindesten zu irritieren, und es entstand der Eindruck, es sei in Euskirchen nor-
mal, dass Menschen zur Arge geladen werden und gleichzeitig unbekannte Per-
sonen mitbringen sollen.

Der Sachbearbeiter betrachtete die beiden Kinder und sagte zur Mutter, dass
ihr Kind „nun über drei Jahre alt“ sei und man sich deshalb über die Sicherstellung
der Kinder unterhalten müsse, damit sie eine Arbeit aufnehmen könne. Nachdem
der Sachbearbeiter darauf aufmerksam gemacht wurde, er könne doch sehen,
dass das Baby noch weit von der Vollendung des dritten Lebensjahres entfernt
sei, schob dieser postwendend die Schuld auf die Leistungsabteilung der Euskir-

558

http://www.elo-forum.net/index2.php?option=com_content&amp;task=view&amp;id=1904&amp;pop=1&amp;page=0&amp;Itemid=274


chener Arge, die die junge Mutter wohl „falsch aktiviert“ habe. Damit meinte er,
dass sie laut Computerprogramm für die Arbeitsvermittlung „aktiv“ sei. Er korri-
gierte seine Daten und wies darauf hin, dass die junge Mutter nun erst zum 12.
Oktober 2010 erneut „aktiviert“ würde.

Von einer Entschuldigung keine Spur, und auch ein Gespräch über die ent-
standene Situation, was solch ein Schreiben mit derlei Formulierungen für emo-
tionalen Aufruhr auslöst, schien nicht bis zu dem Körperteil durchzudringen, wo
bei Menschen normalerweise das Herz sitzt. Ich frage mich, ob mensch wirklich
so „dickfellig“ sein kann, oder ob dieses Gebaren nicht auch Bestandteil jener be-
rüchtigten „Verfolgungsbetreuung“ ist, mittels derer viele Sachbearbeiter ihr Ge-
genüber zu enthumanisieren versuchen!

2. In Köln ist es bekannt, dass sich die Arge Kalk weigert, eine Eingangsbestäti-
gung für persönlich abgegebene Unterlagen auszustellen. Alternativ bleiben den
Betroffenen nur der Postkasten – wobei der jeweilige Sachbearbeiter dann den-
noch behaupten kann, nichts empfangen zu haben –, ein kostenpflichtiges Ein-
schreiben oder aber zwei bis drei Stunden Wartezeit im Eingangsbereich. Strate-
gie und Schikane, erwerbslose Menschen zu erniedrigen! Dass es auch anders
gehen kann, bewiesen letzten Freitag zehn Aktivisten aus dem Spektrum der „
Kölner Erwerbslosen in Aktion“ und der Kampagne „Zahltag“.

Kurz nach 10 Uhr wurde die Poststelle belagert. Wartende Erwerbslose und
Arge-Mitarbeiter wurden per Flyer von Sinn und Zweck der Aktion informiert. Ein
zum Teil heftiges Wortgefecht mit dem dortigen Angestellten und dem hinzuge-
rufenen stellvertretenden Standortleiter brachte nur die Entschlossenheit auf bei-
den Seiten zum Ausdruck: auf der einen die Sturheit, an der Strategie der Gän-
gelung und Entrechtung festzuhalten, auf der anderen sowohl Wut als auch ge-
nügend Gelassenheit, im Büro auf die Polizei zu warten. Die kam dann mit Mar-
tinshorn und zwei Beamten angefahren. Unterdessen telefonierte die Standortlei-
tung mit der Geschäftsführung der Kölner Arge, um sich offenbar die Legitimation
für das polizeiliche Vorgehen geben zu lassen.

Nach etwas über einer Stunde kam auch der Standortleiter aus dem unmittel-
bar benachbarten Büro heraus und wirkte dabei ebenso hilflos wie mit der Situa-
tion überfordert. Dabei hätte ein Sekundenakt per Stempel gereicht, um das Be-
gehren der Aktivist(inn)en zunächst zu befriedigen. Weil offenbar Gesichtsverlust
zu befürchten stand, wurden billigste Konstruktionen artikuliert, wie zum Beispiel
die Befürchtung, dass tausende Kölner Erwerbslose fortan täglich in der Poststel-
le Schlange stehen würden. Die Polizei rief Verstärkung, und ein weiterer Strei-
fenwagen mit zwei Polizisten fuhr ebenfalls mit Martinshorn vor. Das Interesse
der im Erdgeschoss wartenden Menschen wurde immer größer. Ein „Kölner Er-
werbsloser in Aktion“ befand sich in der Chefetage der Arge Mitte, um mit der Be-
schwerdestelle über den Vorfall zu reden und eine dauerhafte Lösung anzumah-
nen.
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Die Geschäftsführung selbst zeigte sich informiert und sichtlich genervt, was
sicher auch der Permanenz aktiver Widerständigkeit innerhalb der Arge in Köln
geschuldet ist. Die Polizisten wissen von nix. Begriffe wie Hartz IV, Arge oder Ein-
gliederungsvereinbarung sagen ihnen nichts, weshalb sie die Wut der Betroffe-
nen nicht nachvollziehen können. Während darüber gestritten wurde, ob Polizis-
ten fotografiert werden dürfen, wenn sie die Aktivisten raustragen, wendete sich
plötzlich das Blatt: Die Standortleitung wies eine Mitarbeiterin der Eingangszone
an, alle Betroffenen im Wartebereich aufzurufen, die nur etwas abgeben möch-
ten, und diese Abgabe schnell und unkompliziert zu bestätigen. Na also, es geht
doch! Ich finde, das war eine lehrreiche und nachahmenswerte Veranstaltung.

3. In Recklinghausen wird Anklage gegen Ulrich Lammers, den Leiter eines Job-
centers, erhoben. Er soll sich wegen Untreue und anderer Delikte vor Gericht ver-
antworten, weil die von seiner Behörde bewilligten Jobs nicht „zusätzlich“ gewe-
sen sein sollen. Konkret geht es um das Seniorenzentrum Grullbad in Reckling-
hausen. Das kommunale Altenheim beantragte Mitte 2005 auf einen Schlag 40
Ein-Euro-Jobber, die auch genehmigt wurden. Weitere Anklagepunkte sind Lohn-
wucher und Nötigung: Die Arbeitslosen hätten für ihre Tätigkeit zu geringe Löhne
erhalten, außerdem sei ihre Notlage ausgenutzt worden. Mitangeklagt sind zwei
Mitarbeiter des Jobcenters und der Heimleiter.

Die „Zusatzjobs“ sollten zugleich der „Qualifizierung“ der Arbeitslosen dienen.
Nach Ansicht der Bochumer Staatsanwaltschaft hätten sie nicht bewilligt werden
dürfen. Die Ein-Euro-Jobber seien als vollwertige Arbeitskräfte eingesetzt worden
und hätten sogar Schichtdienst verrichtet. Ihre Tätigkeiten gehörten zu den Kern-
aufgaben eines Altenheims: Essensausgabe, Zimmer reinigen, Wäsche transpor-
tieren. Ein besonders qualifizierter Ein-Euro-Jobber wurde sogar Systemadmi-
nistrator der heimeigenen EDV. Die „Qualifizierung“ der Arbeitslosen bestand im
Wesentlichen in einem Erste-Hilfe-Kurs. Ansonsten galt das Prinzip „Learning by
Doing“.

Das Pikante an der Sache ist jedoch, dass Ulrich Lammers nicht nur das Job-
center in Recklinghausen führte, sondern im Nebenberuf auch Geschäftsführer
des Altenheims war. Dieses Heim steckte in wirtschaftlichen Schwierigkeiten und
musste Kosten sparen. Die Vermutung liegt nahe, dass die Mitarbeiter des Job-
centers auch deshalb die Ein-Euro-Jobs im Seniorenzentrum ihres Chefs nicht
näher prüften. Wenn er da mal nicht zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen
hat? Er konnte die Statistik aufhübschen, indem er Erwerbslose „in Arbeit“ brach-
te, und gleichzeitig Betreuungskosten in „seinem“ Altenheim einsparen!

Bei Ein-Euro-Jobs läuft es ja noch viel perfider: Während normalerweise Ar-
beitgeber ihren Angestellten einen Lohn zahlen müssen, ist dies bei Ein-Euro-
Jobbern niemals der Fall! Nicht der Arbeitgeber bezahlt die Arbeit des Ein-Euro-
Jobbers, sondern der Steuerzahler. Zur Belohnung dafür, dass sich der Arbeitge-
ber derart entlasten lässt, bekommt er noch mal einige Hundert Euro vom Staat,
also wieder vom Steuerzahler, als Bonbon obendrauf. Warum sollte ein Arbeitge-
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ber jemals auf die Idee kommen, einem staatlich finanzierten Ein-Euro-Jobber ei-
ne feste Stelle anzubieten, die er selbst bezahlen müsste? Da bisse sich doch die
Katze in den Schwanz!

Die Logik der Ein-Euro-Jobs kann nicht aufgehen. Ist der Streit auf der Ebene
des Strafrechts nun die letzte Wendung dieser Misserfolgsstory? Wenn es zum
Prozess kommt, könnte dies das Ende der ausbeuterischen, jobkillenden Ein-
Euro-Jobs einläuten. Hoffentlich werden sich viele Betroffene den Fall zum Vor-
bild nehmen und sich wehren! Vielleicht würde dann endlich mal vorsichtiger über
die Verteilung dieser Ein-Euro-Jobs nachgedacht. Was hier immer so wie ein ein-
zelner Unfall oder Irrtum aussieht, hat in Wirklichkeit System, es trägt den Namen
„Lissabonner Vertrag“! Herr Schulte, Redakteur der „Tageszeitung“, umschreibt
sehr schön, dass eine „Kannibalisierung regulärer Arbeit“ durch Ein-Euro-Jobs
die Regel ist.

4. Nach einem angeblichen Aufschwung stehe nun ein empfindlicher Abschwung
bevor, so ist es zu hören. Obwohl Konzerne wie Siemens und BMW Tausende
Jobs abbauen wollen, erwartet Agenturchef Frank-Jürgen Weise jedoch, dass die
Arbeitslosigkeit weiter sinkt. Ich komme aus dem Staunen gar nicht mehr heraus,
wenn ich lese, dass sich Herr Weise für einen „Anwalt der Arbeitslosen“ hält. Han-
deln Advokaten nicht im Sinne ihrer Mandanten? Die Vermittlungsquote von lach-
haften 3,4 Prozent sprechen nicht gerade davon, dass die argen Argen Erwerbs-
lose in Arbeit brächten.

Überhaupt, was bedeutet denn heute noch die Bezeichnung „in Arbeit ge-
bracht“? Früher beinhaltete dies, dass der Proband eine sozialversicherungs-
pflichtige Vollzeitstelle ergattert hatte. Heute wird jener Zustand bereits behaup-
tet, wenn nur ein Ein-Euro-Job aufgezwungen wird – oder wenn jemand befristet
eingestellt wird und dabei das geringe Gehalt zu einem Großteil vom Steuerzahler
bezahlt bekommt und nicht vom Arbeitgeber. Oder will er sich dafür loben, dass
es in Hessen nun sogenannte Berufsbegleiter gibt, wo Ältere eine Gruppe von 15
Jugendlichen vom Aufstehen und „ordentlichen Anziehen“ morgens bis hin zu ei-
nem Vorstellungstermin bei einem Handwerksmeister am Nachmittag begleiten?

Hurra, es werden auch Sommercamps für gefährdete Hauptschüler angebo-
ten! Dort wird dann der „höfliche Umgang miteinander“ ebenso wie Mathematik
geübt. Toll, ganze 20 Prozent schaffen danach den Hauptschulabschluss! Dabei
lässt sich ein solcher wohl kaum als Rettung bezeichnen, wenn Unternehmer fast
nur noch Realschüler als Azubis einstellen. Mal wieder wird ausschließlich an den
Probanden selbst ganz individuell herumgebastelt, als ob Vollbeschäftigung auch
nur in den Bereich des Möglichen rücken könnte! So vermag Herr Weise dann mit
der Arroganz der Satten die Forderung „lieber unsichere Jobs als Arbeitslosigkeit“
in den Raum zu stellen. Das klingt beinahe so, als würde er mit Vehemenz „bes-
ser Pest als Cholera“ propagieren. Ein voller Erfolg, fürwahr!
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5. Es ist sehr gut, dass diese unsägliche Serie über Hartz-IV-Kontrolleure eine
Welle der Empörung hergerufen hat! Doch was musste ich da in der „Welt“ lesen:
„Wer Fürsorge will, muss Überwachung lieben“? Der Kommentator klagt an, es
sei „naiv zu glauben“, dass, wer Hartz IV bekomme, immer Opfer sei und niemals
Täter. Außer ihm hat niemand diese These in den Raum gestellt! Natürlich gibt
es einen verschwindend geringen Sozialmissbrauch – von unter einem Prozent,
zu dessen Bekämpfung nicht so ein Aufwand betrieben werden müsste. Da wird
mal wieder mit Atombomben auf Spatzen geschossen!

Selbstredend soll dem Volk nahegebracht werden, dass, wer Hartz IV be-
zieht, fast automatisch auch ein Sozialschmarotzer ist – und den sagenumwobe-
nen Hartz-IV-Kontrolleuren nun die scheinbar ehrenvolle Aufgabe zukommt, den
Zuschauern zu beweisen, dass eben nicht alle Transferleistungsbezieher nur auf
ihrer faulen Haut liegen und den Steuerzahler abzocken wollen. Nicht alle, denn
es gibt unter den vielen schwarzen Schafen auch ein paar wenige weiße! Verhält
sich dies im wirklichen Leben, also außerhalb der Springerpresse, nicht genau
umgekehrt?

Nach einer solch perfiden Logik zwingt jede Wohltat, die der Staat vollbringt,
zu kostenintensiver Kontrolle! Der Kommentator empört sich über die in seinen
Augen mangelnde Solidarität mit den Fahndern, weil dies angeblich im Sinne der
hilfsbedürftigen Menschen sei. Selbstverständlich bedient er die klassischen Kli-
schees, leiert den blöden Spruch runter, Armut sei immer relativ und das sozia-
le Netz trotz aller Dementis immer noch sehr eng geknüpft. Über die Hälfte der
Hartz-IV-Bezieher gehörten zu den Menschen, bei denen nach einer Studie des
DIW ein „Wertewandel“ stattgefunden habe, hin zum Postmaterialismus, dessen
Ziel nun ausgerechnet etwas so Verwerfliches wie individuelle Selbstentfaltung
und Emanzipation sei.

Jetzt wird empört zur neuerlichen Hetzjagd das Halali ins Horn geblasen: Für
Menschen mit Transferleistungen gehöre nämlich Arbeit nicht notwendigerweise
zur Selbstentfaltung. Bei Erwerbslosen habe sich eine selbstzerstörerische Le-
thargie ausgebreitet: Sie seien zu wenig „motiviert„, aus ihrem irgendwie lebens-
werten Elend auszubrechen. In großen Städten gingen Sozialhilfekarrieren be-
reits in die vierte Generation, dort wüchsen Kinder auf, deren Eltern und Großel-
tern „niemals“ gearbeitet hätten. Genau, und weil diesen „Wildwuchs“ in Deutsch-
land niemand mehr bezahlen will, wandern unsere Führungskräfte in andere Län-
der ab!

Und natürlich nicht zu vergessen: weil der Linksrutsch von SPD und Union
nichts Gutes für die Zukunft verheißt. Welcher Linksrutsch denn bloß? Werden
hier den Unternehmern zur goldenen Profitmaximierung immer noch nicht genü-
gend Gelder und entrechtete Arbeitnehmer in den Allerwertesten geblasen? Ich
glaube es nicht! Ich warte täglich auf die achtteilige Sendung über die sogenann-
ten Leistungsträger unserer Gesellschaft, die einen Großteil ihrer Steuern lieber
heimlich auf Schweizer Nummernkonten transportieren, immer schön am Fiskus
vorbei! Hier würde sich der Aufwand mal lohnen, könnten exorbitante Summen
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eingespart werden. Ach, es wäre schon viel getan, wenn die Reichen in Deutsch-
land mal wieder Vermögen- oder Erbschaftsteuer zahlen müssten!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Ein richtiger Aufreger
Jetzt platzt mir aber wirklich der Kragen! Seit Wo-
chen gibt es in Politik und Medien nur ein Thema:
Russland! Wieder einmal wird eine unglaublich grob-
maschige, plumpe und dreiste anti-russische Stim-
mungsmache losgetreten. Kein Tag vergeht, an dem
nicht mindestens zehn Mal im Radio, in der Presse,
im Fernsehen Russland und seine Führung als das
absolute „Reich des Bösen“ dargestellt werden! Es
ist schlimmer als zu Reagans Zeiten – und es erin-
nert schon fast an den hemmungslos wüsten Pro-
pagandafeldzug der Nazis vor und während des fa-

schistischen Überfalls auf die Sowjetunion. Am Ende stand bekanntlich der „tota-
le Krieg“ mit der fast völligen Vernichtung des europäischen Kontinents!

Kein einziger Fernsehkrimi kommt ohne die sattsam berüchtigten Russen-
mafia- und KGB-Klischees aus. Kein Politmagazin, in dem nicht mindestens ein
diffamierender Bericht zu sehen ist. Keine Zeitung, in der nicht wenigstens ein
überheblicher und verächtlicher Artikel zur gegenwärtigen russischen Politik steht.
Und wo bleibt auch nur die leiseste Kritik an den USA und deren verbrecheri-
schen Geheimdienstaktivitäten, am Afghanistan-Feldzug, am Irakkrieg und der
Rolle der EU? Dieser Verdummungskrieg ist unerträglich! Es vergeht auch kein
Tag, an dem nicht irgendwelche schwachköpfigen, dumpfbackigen Polit-Amateure
in maßloser Arroganz und Selbstüberschätzung meinen, der russischen Regie-
rung „Belehrungen“ erteilen und Drohungen gegen sie aussprechen zu müssen.
Aber das militärische Einkreisen und das Aufstellen von atomaren Raketenbat-
terien direkt vor der russischen Nase – das geht in Ordnung! Diese Hasardeure
wissen entweder nicht, was sie tun, oder schlimmer noch: Sie wissen es anschei-
nend ganz genau. Damit spielen sie ganz bewusst mit dem Feuer – dem Feuer
eines alles vernichtenden Atomkrieges!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

„Abgetrennte Papphände“: Doppel-Äff hat Angst
vor „Terrorismus“ („Spiegel-Online“)
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LAG „Beistand und Beratung“

Arbeitsgrundlage für die Gründung einer Landesarbeitsgemeinschaft
„Beistand und Beratung“ in und bei der Partei „Die Linke Bremen“

Wir sind der Auffassung, dass die Situation vieler Menschen, nicht nur im Lan-
de Bremen (siehe neueste Berichte von Landes- und Bundesrechnungshof), eine
Organisation dringend rechtfertigt, die ein Konzept hat, das die Beratung und die
Begleitung der Betroffenen als sogenannten Beistand vertritt. Aus diesem Anlass
gründet sich innerhalb des Landesverbandes Bremen der „Linken“ die Landesar-
beitsgemeinschaft „Beistand und Beratung“. Folgende Aufgaben und Bedingun-
gen halten wir für unverzichtbar:

Die Vernetzung von Beratungs- und Beistandsvereinen oder -organisationen
und ein daraus zu entwickelndes Konzept zur Herstellung einer wirksamen
Gegenöffentlichkeit haben oberste Priorität.
Die Beratung und der Beistand der LAG B&B erfolgen vertraulich und sind
kostenlos. Die Berater geben Daten der Beratenen nicht weiter. Es ist keine
Rechtsberatung!
Die Beratung erfolgt nicht in Konkurrenz zu den weiteren Möglichkeiten,
wie sie zum Beispiel im Rahmen der Mitgliedsorganisationen des „Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands“ oder der freien oder konfessionellen Beratungen
bestehen.
Die Beratung ist nicht feindselig gegenüber den Mitarbeitern der Bagis oder
der Sozial- und Arbeitsämter. Wir wissen, wie schwierig die teilweise verfas-
sungswidrigen, komplexen und unklaren Vorschriften des Sozialgesetzbuchs
anzuwenden sind. Zusammen mit Betroffenen und Beschäftigten ist anzuer-
kennen, dass viele Bescheide falsch sind, weil sie es angesichts der hand-
werklich schlechten Gesetzeslage fast sein müssen.
In unseren Beratungen bitten wir darum, stets einen sachlichen Ton zu pfle-
gen. Allerdings fordern wir auch von den Mitarbeitern der Argen, die Exis-
tenzangst der Betroffenen zu verstehen und stets ernst zu nehmen. Wenn
wir Menschlichkeit, guten Willen und echtes Bemühen vermissen, werden wir
allerdings mit allen unseren Möglichkeiten die Interessen der Betroffenen auf
Basis der rechtlichen Möglichkeiten vertreten.

Harald Gatermann (LAG „Beistand und Beratung“) – siehe auch „Die Linke“

Unverzichtbar: Dass die Beratungsstelle der „Solidarischen Hilfe“ ausgerechnet
in Vegesack geschlossen werden muss, ist kaum zu verkraften („Die Linke“)
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Uns geht es gut.
Es geht uns richtig gut!

1. Die Bundesregierung konnte 12 Mil-
liarden Euro aufwenden für die Rettung
der Industriekreditbank! Die Begründung:
Die Kunden der IKB sind Mittelständler.
die Arbeitsplätze sind sonst gefährdet, so
die offizelle Begründung. Doch die IKB
ist keine Einlagebank. Sie hat keine nor-
male Kontenführung, keine normalen
Kontokorrentkredite für Mittelständler. Die
IKB reicht die Förderprogramme an den

Mittelstand weiter. Wenn die IKB Insolvenz anmelden würde, könnten diese För-
derprogramme einfach von der KfW weitergeführt werden, ohne Beeinträchti-
gung des Mittelstandes!

Die offizielle Begründung zeigt: Es wird weiter gelogen, getäuscht und ge-
trickst! Jetzt ist die IKB gerettet, überwiegend mit Steuergeldern, aber die Mit-
telständler sind in Gefahr: Den Heuschrecken wird die Möglichkeit eröffnet, über
eventuell notleidende Kredite Mittelständler zu übernehmen und auszusaugen.
Für die Mitarbeiter der IKB ist die nur teilweise erfolgte Rettung ihrer Arbeitsplät-
ze leider nicht von langer Dauer! Dabei ist dies nur eine Rettungsaktion von meh-
reren, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Doch weil die Steuersäckel so gut
gefüllt sind, ist all dies möglich!

Die Deutsche Bank ist von der Finanzkrise nicht betroffen. Dies hat Herr
Ackermann zu Beginn verkündet. Inzwischen hat auch die Deutsche Bank Ab-
schreibungen und Wertberichtigungen auf solche angeblich nicht vorhandenen
Papiere vorgenommen und sich in New York verpflichtet, genau diese Papiere zu-
rückzukaufen. In Deutschland war das kaum eine Nachricht wert. Uns geht es
gut! Weil die Deutsche Bank so gut am normalen Geschäft verdient, ist all dies
möglich.

Es geht uns richtig gut! „Wir haben die Grenze von 40 Millionen geknackt.
Zum zweiten Mal gibt es über 40 Millionen Arbeitsplätze in Deutschland.“ Diese
Meldung ist ergänzungswürdig. Anfang 2005 wurden die Rahmenbedingungen
für die Zählung der Arbeitsplätze geändert. In Wirklichkeit ist die normale Voll-
zeittätigkeit erheblich geschrumpft, doch Teilzeit wird jetzt uneingeschränkt mit-
gezählt. Damit wir weiterhin glauben, uns gehe es gut, wurde dies nicht an die
große Glocke gehängt. Die Zeitungen hatten anderes zu berichten.

2. Es geht uns richtig gut! Die Revolution der Arbeitskosten hat begonnen: Die
Personalkostenentlastung für Unternehmen kann 100 Prozent betragen! Ursa-
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che sind die Leistungen zur Beschäftigungsförderung nach § 16a SGB II, von der
Arbeitsagentur in einer Broschüre mit der Überschrift „Jobperspektive“ vorgestellt.

Darin heißt es auf Seite 2: „Leistungen zur Beschäftigungsförderung sind
ausschließlich für langzeitarbeitslose erwerbsfähige Hilfebedürftige mit mehreren
Vermittlungshemmnissen vorgesehen, die nachweislich unter Einsatz aller bereits
vorhandenen arbeitsmarktlichen Regelinstrumente oder anderen Unterstützungs-
leistungen auf absehbare Zeit nicht in den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert
werden können. Im Rahmen der Leistungen zur Beschäftigungsförderung stellt
insbesondere der Beschäftigungszuschuss keine alternative Leistung zu den üb-
rigen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten dar, der bezüglich seiner Dauer und
Höhe eine erweiterte Förderung zulässt, sondern er ist eine langfristige Hilfe für
Menschen, die im bisherigen aktiven Förderungssystem häufig vernachlässigt
werden, weil sie als nicht (mehr) arbeitsmarktlich integrierbar eingestuft werden.“

Seite 7, Punkt 2: „Die Höhe des Beschäftigungszuschusses richtet sich nach
der Leistungsfähigkeit des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und kann bis zu 75
Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts betragen.“ Punkt 4: „Die
Förderdauer beträgt 1. für den Beschäftigungszuschuss bis zu 24 Monate. Der
Beschäftigungszuschuss soll anschließend ohne zeitliche Unterbrechung unbe-
fristet erbracht werden, wenn eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt ohne die Förderung nach Absatz 1 Satz 1 voraussichtlich innerhalb der
nächsten 24 Monate nicht möglich ist. 2. für die sonstigen Kosten nach Absatz 3
Nummer 1 bis zu zwölf Monate je Arbeitnehmer.“

25 Prozent Eigenanteil sind für Daimler-Benz ein Zuckerschlecken! Mit weite-
ren Anträgen auf Kostenübernahme können auch diese 25 Prozent noch reduziert
werden. Die Aussicht, nach 24 Monaten sogar diese 25 Prozent zu sparen, für
weitere fünf Jahre plus Verlängerungsmöglichkeit, sind einfach verlockend! Wo-
von ich rede? Von den verbleibenden Personalkosten bei Neueinstellungen! Da-
mit wird jeder Arbeitsplatz subventioniert! Personaler können es sich sicher nicht
leisten, dieses Angebot der Argen auszuschlagen!

Bremen hat Sonderregelungen, aber auch kleine Vereine fallen hindurch. Bei
den alten Arbeitsförderungsprogrammen in Bremen gab es für kleine Vereine die
Möglichkeit der 100-prozentigen Förderung. Auch 25 Prozent Eigenanteil können
diese Vereine nicht stemmen! Die Aussage von Herrn Schuster anlässlich der
Neuordnung der Bagis, damit wir etwas für die vielen Vereine bewegen könnten,
müsse die Bagis so bleiben, klingen somit wie Hohn! Diese Möglichkeiten des
SGB II werden jetzt mit Hochdruck genutzt, denn Langzeitarbeitslose haben meh-
rere Vermittlungshemmnisse, sonst wären sie nicht langzeitarbeitslos. Somit wird
die Ausnahme zum Regelfall!

Zusammenfassung hat der Arbeitgeber folgende Vorteile: 75 Prozent Lohn-
kostenzuschuss für zwei Jahre für jeden Arbeitgeber ohne Einschränkung, an-
schließend 100 Prozent für fünf Jahre, anschließend unbefristet. Weitere Kos-
ten können geltend gemacht werden. Nachteil: Dieses Verhältnis könnte jeder-
zeit durch anderweitige Vermittlung beendet werden, und ein Abbau der Vermitt-
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lungshemmnisse würde zur Zuschusssenkung führen. Diese Nachteile sind al-
so nur fiktiv! Für den Arbeitnehmer mit ALG II bestehen die Vorteile im Tariflohn
und im regulären Arbeitsverhältnis, die Nachteile in eventuell weiterbestehenden
Bewerbungsauflagen.

Für alle anderen Arbeitnehmer sinken die Möglichkeiten, eine neue Arbeit
aufzunehmen, erheblich, bis auch sie ALG II erhalten. Dazu muss aber erst das
eventuell vorhandene Vermögen weitestgehend aufgezehrt werden, wobei jedoch
Gegenwehr möglich ist! Wie dies geht? Wir gehen mit! Die Handlungsunfähigkeit
des Staates ist so vorhersehbar. Dies lässt sich durch eine andere Einnahmepo-
litik abwenden. Es eilt, damit es uns auch künftig gut geht!

Daher ist Herr Weise also sehr zuversichtlich, die Zahl der Erwerbslosen laut
Statistik langfristig zu senken. Wetten, dass nicht einmal Herr Weise weiß, wie
viele Menschen bei der Bundesagentur für Arbeit und den Argen erwerbslos ge-
meldet sind? Aber Herr Weise weiß die Auswirkung dieser Beschäftigungsförde-
rung auf die Statistik. Sie steht auf Seite 27 unter Punkt C9 zum Status des Ar-
beitnehmers: „Ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger, der im Rahmen eines mit ei-
nem Beschäftigungszuschuss geförderten Arbeitsverhältnisses tätig ist, ist nicht
mehr arbeitslos.“

Außerdem werden Überachtundfünfzigjährigen keine konkreten Stellenange-
bote mehr unterbreitet, damit gelten nach zwölf Monaten auch diese Menschen
für die Statistik nicht mehr als arbeitslos. Unsere regierenden Vollstrecker haben
kein Interesse an der Wirklichkeit, wichtig ist nur, dass die Schummelei nicht öf-
fentlich wird! Wie sagte es doch Herr Weise im Jahre 2005? „Ich hatte nicht den
Mut, an dem eingeübten Ritual etwas zu ändern und 6,5 Millionen zu nennen.“

3. Ab 1. Oktober 2008 ist auch der Kinderzuschlag neu geregelt. Aufstocker mit
Kindern werden so vom ALG-II-Bezug ferngehalten. Aufstocker werden aufgefor-
dert, Kinderzuschlag zu beantragen. Im Ergebnis wird die Regierung die Verschie-
bung Hundertausender in den Kinderzuschlag als Erfolg bei der Bekämpfung von
Arbeitslosigkeit feiern, damit jeder nachlesen kann: Uns geht es gut. Beim Kin-
derzuschlag geht das Theater mit der angemessenen Miete weiter, ebenso bei
der Rundfunkgebührenbefreiung, dem Sozialversicherungsschutz oder den ein-
maligen Bedarfen für Klassenfahrten. Wir kommen darauf zurück!

Für den Kinderzuschlag soll eine Verzichtserklärung beim Antrag auf ALG II
unterschrieben werden. Bitte nicht unterschreiben! Allein das Wort Verzichtserklä-
rung beinhaltet den Verzicht auf Leistungen. Dieser Verzicht kann widerrufen wer-
den, doch der Widerruf wird erst im Folgemonat wirksam. Warum ist überhaupt
der Verzicht notwendig? Wer unberechtigt ALG II beantragt, dem wird die Leistung
eh versagt. Der Kinderzuschlag führt nicht zu Reichtum, es ist eine Umschich-
tung der Armut. Er verstärkt die Armut, weil zum Beispiel Sonderbedarfe auch
darlehnsweise nicht mehr übernommen werden. Die nächste Nebenkostenab-
rechnung wird allein schon wegen der Heizkosten untragbar! Wer trotzdem beim
Kinderzuschlag einen Vorteil sieht, sollte auf die nahtlose Anschlusszahlung ach-
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ten: ALG II kann solange weitergezahlt werden, bis der Kinderzuschlag gezahlt
wird! Meistens ist das Existenzminimum durch den Kinderzuschlag nicht gedeckt.
Auch hier gilt: Geh nicht allein zum Amt! Sei mutig und nimm dir Begleitschutz!

Die Bagis Bremen hat sich per Zielvereinbarung verpflichtet, bei der Regel-
leistung im Jahr 2008 4,4 Prozent weniger auszuzahlen. Dies wurde verpflich-
tend vereinbart, ohne Anbindung an die Zahl der Hilfebedürftigen. Auf die weite-
ren Ziele komme ich zurück! Die Arbeitsagentur hält einen positiven Bericht über
die Zielerreichung zum SGB II bereit. Wie sieht der Bericht für Bremen aus? Was
macht eine Arge, wenn diese Vorgaben nicht durch eine sinkende Zahl der Leis-
tungsempfänger einzuhalten sind? Bei der Regelleistung handelt es sich um eine
gesetzliche Leistung, die Regelleistung darf nicht gekürzt werden! Sogar Hartz IV
erlaubt das nur bei Sanktionen.

4. Die Agenda 2010 wurde abgeschrieben von der Lissabonner Strategie. Allen
Menschen in Deutschland wurde etwas weggenommen, außer der Elite! Wer wa-
ren die Nutznießer? Die Firmen für Zeitarbeit ! „Zuletzt überraschte Klaus Jacobs
die Unternehmenswelt, als er im November 2005 die Macht in der angeschlage-
nen Zeitarbeitsfirma Adecco übernahm. Als Mehrheitsaktionär und CEO setzte
er ein neues Geschäftsmodell durch und kaufte sich durch die Übernahme des
deutschen Rivalen DIS eine neue Führungsmannschaft ein. Adecco ist seither im
Aufwind.“ War Herr Jacobs in die Planspiele rund um die Hartz-Gesetze einge-
weiht, die ursächlich zur heutigen Blüte der Zeitarbeitsfirmen beigetragen haben?

Ex-Arbeitsminister Clement hat einen weiteren Arbeitsplatz gefunden: Er wird
Vorsitzender des neuen „Adecco Institute zur Erforschung der Arbeit“ Seit seinem
Ausscheiden aus der Politik hat er mindestens sechs neue Arbeitsplätze gefun-
den: Aufsichtsratsposten bei der Berliner Dussmann-Gruppe (einem Dienstleis-
tungsunternehmen), bei der Landau-Media AG (einem Anbieter von Medienbeob-
achtung und Resonanz-Analysen), bei der RWE-Power in Essen (einem der größ-
ten Stromproduzenten Europas) und bei der an Jabocs verkauften Zeitarbeitsfir-
ma DIS. Er ist darüber hinaus „Senior Advisor“ beim Bankenriesen Citigroup, und
er wurde in den Vorstand der Kölner Unternehmensgruppe Dumont-Schauberg
berufen (Titel unter anderem: „Kölner Stadtanzeiger“, „Kölnische Rundschau“,
„Express“, „Mitteldeutsche Zeitung“, „Frankfurter Rundschau“ und die israelische
Zeitung „Ha’aretz“). Politisch neu aktiv wurde er im konservativen „Bürgerkonvent“
von Roman Herzog. Soweit die „Nachdenkseiten“.

Das alles füllt Wolfgang Clement natürlich noch lange nicht aus. Warum soll-
te er die Agenda 2010 nicht verteidigen? Was wäre Wolfgang Clement ohne die-
se Weichenstellungen? „Reichen Ihnen die negativen Erfahrungen nicht aus, die
Sie als Superminister auf dem glitschigen Terrain des Arbeitsmarktes – Stichwort
Hartz – gesammelt haben?“, fragen die Reporter vom „Stern“. Er antwortet: „Ge-
rade diese Erfahrungen, die ich nicht als negativ erlebt habe und die sich ja zu-
nehmend als erfolgreich erweisen, ermutigen mich, auf diesem Terrain weiter zu
arbeiten. Dabei war und ist für mich klar, dass der Faktor private Arbeitsvermitt-

568

http://www.arbeitsagentur.de/nn_168866/Dienststellen/RD-BY/Deggendorf/AA/Presse/Presseinformationen/2008/PI-021-2008.html
http://www.ftd.de/koepfe/:Kopf%20Tages%20Klaus%20Jacobs%20Jacobs%20Kr%F6nung/127700.html
http://www.nachdenkseiten.de/cms/front_content.php?client=1&amp;lang=1&amp;idcat=5&amp;idart=2165
http://www.stern.de/wirtschaft/unternehmen/:Politikerkarrieren-Clement-Mr.-Zeitarbeit/574698.html


lung in fast allen europäischen Ländern, aber nicht zuletzt bei uns in Deutschland,
erheblich an Bedeutung gewinnen muss.“ Darum geht es dem richtig gut! Genau
wissen wir es nicht.

Elisabeth hat hinterfragt, ob „Überflüssige andere Überflüssige betreuen“ sol-
len. Dazu habe ich folgendes gefunden: Im Jahre 1437 wurden in Frankfurt städ-
tische Armenpfleger angestellt. 1522 erließen Augsburg und Nürnberg kommu-
nale Armenordnungen. Armut wurde als „Störung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung“ aufgefasst. Bedürftigen war es reichsweit verboten, den Heimatort zu
verlassen. 1870 wurden Arme vom Wahlrecht ausgeschlossen. Dies alles hat
Herr Doktor Karl Bronke für sein Buch „Die Organisation der kommunalen sozia-
len Dienste“ zusammengestellt. Er hat viele Bücher und Aufsätze zu diesem The-
menbereich geschrieben. Fachtagungen etwa mit Bertelsmann gaben die Bremer
Richtung für die soziale Arbeit vor. Doktor Karl Bronke ist schon sehr lange Mitar-
beiter im Sozialressort. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einver-
standen! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Im Krieg mit der Bagis
Ich möchte aus einer Festschrift, die noch nicht ver-
öffentlicht wurde, einen Auszug vorlesen. Aus An-
lass einer Veranstaltung des „Georg-Elser-Arbeits-
kreises“ bekamen Bremer Schülerinnen und Schü-
ler die Gelegenheit, mit dem Schirmherrn dieser Ini-
tiative ein Interview zu führen: mit Ex-Bürgermeister
Hans Koschnick. Eine ihrer Fragen lautete: „Ist Krieg
so furchtbar, wie er im Fernsehen gezeigt wird?“

Hans Koschnick antwortete darauf: „Viel schlim-
mer! Der echte Krieg ist nicht nur, dass da jemand
umkommt. Der echte Krieg ist deswegen viel schlim-
mer, weil da ganz schreckliche Zustände herrschen.

Da wird jemand schwer verletzt und leidet lange. Er sieht, wie die Eltern von an-
deren schlecht behandelt werden. Er erlebt, dass er aus der Wohnung rausge-
worfen wird und dass er fliehen muss. Dann möchte er nach seinem Brauch le-
ben, aber darf er nicht so leben, wie er möchte.“

Als ich diesen Passus las, fielen mir spontan die Hartz-Gesetze und die Me-
thoden der Umsetzung durch die Bagis ein. Die „Bremer Arbeitsgemeinschaft für
Integration und Soziales“ befindet sich mit den ihr anvertrauten Menschen in ei-
nem erbitterten Krieg! Als nichts anderes kann frau bezeichnen, was sich in die-
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ser Behörde in Bremen abspielt. Die ALG-II-Bezieherinnen und -Bezieher befin-
den sich in einem Kriegs- und Belagerungszustand mit diesem Amt!

Auch für ALG-II-Bezieher(innen) herrschen ganz schreckliche Zustände und
Bedingungen. Die Menschen sind noch nicht tot, aber praktisch entmündigt.
Sie werden bespitzelt, kontrolliert und überwacht!
Auch ALG-II-Bezieher(innen) werden schwer verletzt, aber diese Verletzun-
gen sind nicht sichtbar. Wenn sie wahrgenommen werden, sind die Verlet-
zungen schon so weit fortgeschritten, dass vielen Menschen nur schwer und
aufwendig geholfen werden kann. Doch nicht immer erfolgt diese Hilfe recht-
zeitig oder ist erfolgreich.
Auch ALG-II-Bezieher(inne)n wird angedroht, dass sie ihre Wohnungen ver-
lieren. Dass es in Bremen nicht in großem Umfang zu diesen Zwangsumzü-
gen kam, ist der Öffentlichmachung dieser unmenschlichen und unnötigen
Androhung zu verdanken, denn zwei Unsozialsenatorinnen wollten diese
Durchführung ungesetzlich erzwingen. Wer sich nicht dagegen wehrt, zieht
nach dem Willen der Bagis um. Aber die Menschen können und müssen sich
auch dagegen wehren!
Auch ALG-II-Bezieher(inne)n wird das Recht abgesprochen, nach ihren Vor-
stellungen und Bedürfnissen zu leben. Junge Menschen müssen bis zum 25.
Lebensjahr in der Wohnung ihrer Eltern leben, ob sie wollen oder nicht – oder
ob ihre Eltern es wollen oder nicht. Bei einer längeren Entfernung von ihrem
Wohnort müssen sich die Menschen bei der Bagis ab- und wieder anmelden
und deren Erlaubnis einholen.
Auch ALG-II-Beziehrer(innen) können sich ihr Leben nicht einteilen, wie sie
möchten, weil sie finanziell dazu nicht mehr in der Lage sind. Die Bagis ent-
scheidet für sie, was sie benötigen und worauf sie verzichten müssen. Und
das ist so gut wie alles!
Junge Menschen müssen erleben, wie menschenverachtend mit ihren ehrli-
chen Eltern oder Geschwistern umgegangen wird, wie sie langsam, aber si-
cher mürbe gemacht werden sollen, ihr Selbstwertgefühl und Selbstvertrau-
en demontiert wird und sie krank, verzweifelt und mutlos werden.

Auch Todesfälle hat es gegeben, was natürlich nicht bestätigt wird, nach dem Mot-
to: Was es nicht geben darf, gibt es auch nicht. Es gab Suizidfälle, ausgelöst durch
das Fehlverhalten der Bagis! Es werden Sanktionen und Strafmaßnahmen gegen
Menschen willkürlich verhängt, von Bagis-Mitarbeitern, die wenig oder keine Ah-
nung von ihrer Arbeit haben, aber Anweisungen der schlimmsten Art erzwingen.

Die spärlichen Finanzmittel werden gekürzt oder gestrichen. Nicht alle betrof-
fenen Menschen halten diesen Dauerdruck aus. Ein besonders tragischer Fall ist
der Tod des kleinen Kevin. In diesem Falle hatte die Bagis dem Ziehvater das ihm
und Kevin zustehende Geld wochenlang vorenthalten. Der Ziehvater wurde für
seine Tat verurteilt. Wann wird die Bagis zur Rechenschaft gezogen?

Aber dieser Krieg kann von allen ALG-II-Bezieherinnen und -Beziehern zu-
sammen gewonnen werden, wenn sie sich gemeinsam wehren! Sie werden nicht
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vereinzelt schäbig behandelt, sondern das Ganze erfolgt nach einem staatlich an-
geordnetem System. Macht euch bemerkbar für die Allgemeinheit, redet laut über
die Ungerechtigkeiten und Frechheiten der Bagis. Geht an die Öffentlichkeit! Eine
Möglichkeit ist das Offene Mikrofon der Montagdemo. Übrigens war am 23. Au-
gust der „Internationale Tag zur Erinnerung an den Sklavenhandel und an seine
Abschaffung“ – von der Unesco beantragt.

Ganz kurz will ich noch auf eine Sendung im Fernsehen eingehen, die ich als
gemeingefährlich für unwissende Bürgerinnen und Bürger erachte. Wer es sich
am letzten Mittwoch angetan hat, auf SAT1 die erste Folge der vierteiligen Serie
„Gnadenlos gerecht“ anzusehen, dem sei dringend empfohlen, sich die nächsten
drei zu ersparen. Allen anderen ist vom Einschalten dieses Unsinns – milde aus-
gedrückt – ebenfalls abzuraten. Diese Doku-Soap war eine der schlimmsten Art!

Es wurden laufend Unwahrheiten und halbe Wahrheiten eingestreut, sodass
dem unwissenden Zuschauer Glauben gemacht wurde, es handle sich um eine
Jagd auf Verbrecher. Warum darf ein „Fahnder“, der angebliche Sozialhilfebetrü-
ger entlarven will, mit einer Pistole im Gürtel frei durch die Gegend laufen? Ich
will mich nicht in Einzelheiten verlieren, weil diese Sendung es nicht wert ist. Sie
war „gnadenlos primitiv“, weil jedes dumme Klischee bedient wurde, und sie war
weder objektiv noch ehrlich. Sie war „Laternenpfahl ganz unten“: beschissen!

Gudrun Binder (parteilos) – siehe auch „Die Linke“

Indoktrination: Die gnadenlose Selbstgerechtigkeit in den Medien
der herrschenden Schicht („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Mit Überraschungen zur Wiedereröffnung: Fest am Freitag, dem 29. August
2008, um 16 Uhr im Garagenhof Buntentorsteinweg 151 („Umsonstladen“)

Die Arbeit der Erwerbslosen-
und Sozialhilfeinitiativen muss
bundesweit koordiniert werden!

Als kürzlich die „Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerbslosen- und Sozialhilfe-
initiativen“ Konkurs anmelden musste, hat uns das tief betroffen gemacht. Auch
wir von der Bremer Montagsdemo haben die bundesweite Dachorganisation der
verschiedenen Betroffenen-Organisationen immer als unverzichtbar für unsere
politische Arbeit angesehen. Seit nunmehr vier Jahren streiten auch wir auf dem
Bremer Marktplatz für die Interessen der Betroffenen. Wir werden nicht aufhören,
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ihre Rechte hier am Offenen Mikrofon lautstark einzufordern und die Kahlschlags-
politik von Bundesregierung und Bremer Senat immer wieder anzuprangern!

Wir sind wie ihr davon überzeugt, dass es eine bundesweite, unabhängige
Vertretung für Menschen, die von Armut, Ausgrenzung und Erwerbslosigkeit be-
troffen sind, weiterhin dringend geben muss. Dies ist vor dem Hintergrund stei-
gender sozialer Ungerechtigkeit, rapide zunehmender Armut, der Verzweiflung
der Betroffenen sowie der ständigen Verschärfung der Zwangsgesetze völlig un-
verzichtbar! Weil eure jahrzehntelangen Erfahrungen keinesfalls aufgegeben wer-
den dürfen, unterstützen wir das Vorhaben der BAG-SHI, per Unterschriftenaktion
für den Weiterbestand des Dachverbandes oder die Neugründung eines entspre-
chenden Verbandes zu kämpfen. Dazu wünschen wir uns allen vollen Erfolg!

Initiative Bremer Montagsdemo

Die nächste Montagsdemo beginnt eine halbe Stunde früher!
Das „Bremer Friedensforum“ ruft für Montag , den

1. September 2008 , zur Demo zum Antikriegstag auf.
Treffpunkt ist um 17 Uhr auf dem Marktplatz .

Das Aufstacheln der Fallmanager
zum Vorenthalten rechtlich zuste-

hender Leistungen
Bei gutem sommerlichem Wetter fand die 195. Mon-
tagsdemo in Bremen um 17:30 Uhr auf dem Markt-
platz statt. Um die 50 Teilnehmer und Zuhörer wa-
ren dabei. Wir konnten einen Montagsdemo-Urlauber
aus Berlin begrüßen, der uns Mut machte weiter-
zukämpfen und aufforderte, am 8. November 2008
nach Berlin zur Großdemonstration zu kommen.
Dem werden wir gerne folgen. An seinem Beitrag
war besonders wichtig, dass in Berlin unter dem
schon übel aufgefallenen Finanzsenator Sarrazin ge-
nau dieselbe menschenverachtende und verunglimp-
fende Betroffenenbehandlung seitens der sogenann-
ten Argen stattfindet.

Es gab heute besonders viele konkrete Beiträge,
die die gängige Praxis bei der Bagis und anderswo schilderten und Berichte über
die unhaltbaren Zustände brachten. Es ist darum immer wieder so wichtig, darauf
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hinzuweisen, nie allein zur Arge oder Bagis zu gehen, sondern nur in Begleitung
von Fachkundigen aus dem Kreis der Montagsdemos oder von anderen Vertrau-
ten. Nur so können die größten Unverschämtheiten abgewehrt werden. Es ändert
aber nichts daran, dass die offenen und geheimen Anordnungen der Amtsleitun-
gen – bis hinauf in Senatsbehörden oder Ministerien – in Sachen Geldeinsparen,
die dem gegenseitigen Aufstacheln der Fallmanagerteams zum verstärkten Vor-
enthalten rechtlich zustehender Leistungen dienen sollen, aufhören und öffentlich
zurückgenommen werden müssen!

Unser Kampf gegen die Hartz-Gesetze und die ganze Politik von CDU und
SPD bis zu den Grünen wird weitergehen, bis diese Politik im Sinne der reaktio-
nären Monopole vom Tisch ist! Stärken wir uns gegenseitig und arbeiten enger
und breiter zusammen, dann „schaffen“ wir sie alle!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Bei Kuba: Erster Mirror auf den Turks- und Caicos-Inseln
eingerichtet (www.Bremer-Montagsdemo.de.tc)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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196. Bremer Montagsdemo

am 01. 09. 2008

Zerrissen ist meine Seele
Die Gedanken zerfleischen mich! Ich bin voll Trauer
um der vielen Menschenleben und fühle ihre Pein.
Doch was immer ich auch sage, hier stellt sich nur
eine Frage: Musste es denn wirklich sein? Wir ste-
hen hier voll Andacht und Trauer, doch wenn ich an
die Menschen, die im Kriege fallen, denke, werde ich
sauer!

Nein, nicht auf jene, die im Kriege fallen, auch
nicht auf solche, die angeblich nicht getan ihre Pflicht,
sondern auf die, die Kriege anzetteln, nur ihre Macht
verteidigen wollen, andere und deren Familien bluten
lassen: Die sollte man im Stiche lassen! Die Not und
Elend bringen, sie sind es, die uns zerstören, weil sie
nie auf den Schlag ihres eigenen Herzens hören.

Udo Riedel (parteilos)

Einzelne werden für gesellschaft-
liche Probleme ganz individuell

zur Verantwortung gezogen
1. Am heutigen Antikriegstag gedenken wir der Opfer des deutschen Überfalls
auf Polen am 1. September 1939, der den schrecklichsten Krieg seit Menschen-
gedenken mit 60 Millionen Toten einläutete. Die momentan stattfindenden Kriege
im Irak, in Afghanistan, Israel/Palästina sowie Afrika und Südamerika führen uns
den Tod und das Leid von Millionen durch Gewaltherrschaft, Hunger, Krankheit,
Vergewaltigungen oder Vertreibung täglich vor Augen. Die Weltgemeinschaft darf
hier nicht länger tatenlos zusehen und ungeniert mit den Oligarchen in Diktaturen
Waffenhandel betreiben!
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Am schlimmsten ist in jedem Krieg immer
die Zivilbevölkerung betroffen, also Frauen, Kinder,
Greise, Kranke. Wie die aktuellen Stationierungen
von Soldaten im Irak und in Afghanistan zeigen,
gereichen sie keineswegs zum probaten Mittel, um
Konflikte zu befrieden, gar um zivile Infrastruktu-
ren aufzubauen. Für Letzteres werden auch viel zu
wenige Gelder bereitgestellt. Der Tod eines jungen
deutschen Soldaten war genauso überflüssig und
vermeidbar wie der einer afghanischen Frau und
ihrer zwei Kinder, die durch Schüsse der Bundes-

wehr sterben mussten. Die Bundeswehr und die afghanische Bevölkerung wer-
den immer mehr Befürchtungen, ja Panik voreinander bekommen! Mit der Angst
steigt logischerweise auch die Gefahr neuer „Unglücke“. Es liegt in der Natur der
Sache, dass Kriege immer völlig sinnlos Tote produzieren und absolut Unbeteilig-
te am stärksten davon betroffen sind!

Deutsche Soldaten, raus aus Afghanistan und allen anderen Kriegsherden!
Deutschlands Interessen müssen ganz bestimmt nicht am Hindukusch militä-
risch vertreten werden. Natürlich wird die Forderung nach einem Abzug der
Bundeswehr vom stellvertretenden Vorsitzenden der Unions-Bundestagsfraktion,
Eckart von Klaeden (CDU), abgelehnt – und sogar für „geschmacklos“ befunden,
„wie jetzt die zivilen Opfer von der Linkspartei und Herrn Ströbele instrumentali-
siert werden, um Stimmung zu machen gegen einen Einsatz, der dem Schutz der
afghanischen Zivilbevölkerung und unserer eigenen Sicherheit dient“. Die Frage
möge gestattet sein, wer hier eigentlich wen für was instrumentalisiert, um dem
Einsatz von Bundeswehrsoldaten einen friedlichen Glorienschein um das behelm-
te Haupt anzudichten!

Auch die Praxis, nach der das Militär mit größter Selbstverständlichkeit unge-
niert versucht, bei den argen Argen junge, perspektivlose Menschen aus der Ar-
beitslosigkeit zu den Streitkräften zu zwingen, muss unbedingt gestoppt werden!
Sonst müssen auch bei uns mittellose, nicht junge Menschen ohne zivile Ausbil-
dung ihr Leben als Kanonenfutter lassen, wie es in den Vereinigten Staaten längst
gang und gäbe ist! Alle jungen Menschen brauchen den ungehinderten Zugang
zu Bildung, vom kostenlosen Kindergarten bis zum gebührenfreien Studium, und
ganz bestimmt nicht, dass sie ihr wertvolles Leben bei militärischen Einsätzen
riskieren!

2. In der schottischen Großstadt Glasgow entscheiden 13 Kilometer über fast drei
Jahrzehnte Lebenserwartung : Ein Kind aus dem Problemstadtteil Calton hat im
Schnitt 28 Jahre weniger zu leben als ein Altersgenosse aus dem nahen Pendler-
ort Lenzie! Mit diesem drastischen Beispiel untermauert ein neuer Bericht für die
Weltgesundheitsorganisation eine mahnende Botschaft. „Soziale Ungerechtigkeit
tötet Menschen in großem Maßstab“, heißt es in dem am Donnerstag in Genf
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veröffentlichten Report. Weltweit koste soziale Ungerechtigkeit ungezählte Men-
schenleben. Nach Ansicht der Autoren ließe sich die tödliche Gerechtigkeitslücke
jedoch innerhalb einer Generation schließen. Es lässt sich unschwer vorstellen,
dass die sogenannten Entwicklungsländer am schlimmsten betroffen sind.

25 Prozent aller nigerianischen Kinder sterben vor ihrem fünften Geburtstag,
in den reichen Industrieländern dagegen stirbt nur jedes 150. Kind in diesem Zeit-
raum. Eine Frau in Schweden hat ein Risiko von eins zu 17.400, bei Schwan-
gerschaft oder Geburt zu sterben, eine in Afghanistan von eins zu acht. Die Le-
benserwartung eines Mädchens in Lesotho liegt 42 Jahre unter der eines Mäd-
chens in Japan. „Die Biologie kann all dies nicht erklären“, betont die WHO. Die
in Afrika so oft praktizierte pharaonische Genitalverstümmelung an Frauen und
Mädchen muss diese Zahlen in noch unvorstellbarere Höhen treiben! Aber auch
innerhalb einzelner Länder entscheidet soziale Ungerechtigkeit regelmäßig über
Leben und Tod: In Australien leben Männer der Aborigines im Mittel 17 Jahre kür-
zer als andere Männer. Kinder einer bolivianischen Mutter ohne Schulbildung ha-
ben ein Sterberisiko von zehn Prozent; hat die Mutter einen Schulabschluss, re-
duziert sich dieses Risiko auf 0,4 Prozent.

In den USA hätten sich 900.000 Todesfälle in den 1990er Jahren vermeiden
lassen, wenn schwarze Amerikaner dieselbe Lebenserwartung wie weiße besä-
ßen. Der milliardenteure medizinische Fortschritt habe in derselben Zeit knapp
180.000 Leben in den USA gerettet, vergleicht die WHO. Der Bericht, für den ei-
ne Expertenkommission unter Leitung von Michael Marmot vom University Col-
lege London drei Jahre lang Daten gesammelt hat, fordert unter anderem, Geld,
Macht und Rohstoffe weltweit, national und lokal gerechter zu verteilen. So habe
die Globalisierung der vergangenen 25 Jahre zwar zu einem enormen Zuwachs
des Reichtums weltweit geführt – aber es kam immer nur bei wenigen Reichen
an. Die Lücke zwischen den ärmsten und reichsten Ländern habe sich mehr als
verdoppelt: 1980 habe das Bruttonationaleinkommen der Länder mit den reichs-
ten zehn Prozent der Weltbevölkerung 60 Mal so hoch gelegen wie jenes der Län-
der mit den ärmsten zehn Prozent. Nach 25 Jahren menschenverachtender Glo-
balisierung sei diese Differenz auf das 122-Fache gewachsen.

Die skandinavischen Länder machen uns mit ihrer Politik der Gleichberechti-
gung, der Vollbeschäftigung, des gleichen Zuganges zu sozialen Leistungen und
Diensten sowie einer Minimierung sozialer Ausgrenzung mit leuchtendem Bei-
spiel vor, dass es auch ganz anders und viel besser funktionieren kann – so-
fern dies denn gewollt ist. Denn Menschen, die im Klima von Angst, Hunger und
Unsicherheit aufwachsen, sind schlechter ausgebildet und werden so zu einer
beliebigen Manövriermasse für die Profitmaximierung der Unternehmer. Anstatt
die Interessen ihrer Wähler zu vertreten, scheint sich die Mehrheit unserer Poli-
tiker eben jener dargestellten Zielsetzung verschrieben zu haben. Dabei ist die
Überwindung der Gerechtigkeitslücke mit entschlossenen globalen Anstrengun-
gen möglich, wenn die Globalisierung für die Interessen der Weltbevölkerung und
nicht bloß für die einiger weniger Reicher genutzt würde! Das Geld, das vom Mi-
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litär aufgefressen wird, könnte viel sinnvoller für Bildung und Gesundheit für alle
ausgegeben werden!

3. Immer mehr Bremer können Geldstrafen nicht bezahlen! Die Schuldenberate-
rin Bettina Harsleben berichtet, dass die Ersatzfreiheitsstrafen zunehmen. Die „
Bremische Straffälligenbetreuung“ beobachtet einen skurrilen Fall, bei dem eine
Frau wegen mehrmaligen Schwarzfahrens allen Ernstes für 18 Monate im Frau-
envollzug am Fuchsberg einsitzt. Die signifikante Zunahme von Ersatzfreiheits-
strafen ist ein Ausdruck der fortschreitenden Armut in unserer Gesellschaft! Ar-
mut kann zu Straffälligkeit führen und Straffälligkeit zu Armut. So sitzen zum
Beispiel 70 Prozent der Inhaftierten deswegen im Knast, weil sie überschuldet
sind und ihre Geldstrafe nicht bezahlen können. Da ein Hafttag die Stadt Bre-
men pro Inhaftierten über 80 Euro kostet, käme es günstiger, wenn die Mittel zur
Schuldnerberatung weiter aufgestockt würden!

Es ist insgesamt eine restriktivere Haltung gegenüber den Gefangenen zu be-
obachten. Das kommt besonders beim Haftausgang zum Ausdruck, wobei man-
che Haftentlassene während ihrer Strafzeit nie Ausgang hatten. Strenge und Un-
nachgiebigkeit nehmen immer mehr zu, und in diesem Fall wird nicht alles nur
durch die ökonomische Brille betrachtet, denn sonst müsste festgestellt werden,
dass anderthalb Jahre Knast für ein paar Male Schwarzfahren doch in keinem
Verhältnis stehen! Solange es kein Sozialticket gibt und der Fahrpreis so teuer ist,
nicht alle über ein fahrtüchtiges Rad verfügen oder es nicht benutzen können, alt
oder körperlich beeinträchtigt sind, so lange sind Mittellose doch geradezu zum
Schwarzfahren gezwungen, wenn sie mobil sein sollen, wollen und müssen! Mo-
bilität sollte ein Menschenrecht sein. Das betrifft natürlich genauso die schwach-
sinnige Auflage der Ortsanwesenheit für Asylsuchende oder Erwerbslose, obwohl
dies außer im Rahmen einer Verfolgungsbetreuung keinen Sinn macht!

Ob schon daran gedacht wird, den Schuldturm bald wieder einzuführen? Im
späten Mittelalter und zu Beginn der frühen Neuzeit wurde die öffentliche Schuld-
haft in ganz Deutschland zur Regel. Sie diente als „Pressionshaft“ der Leistungs-
erzwingung – und nicht, wie vielfach angenommen, der Sanktionierung, da Ge-
fängnisstrafen noch nicht bekannt waren. Teilweise bestand auch die Möglich-
keit, seine Schulden abzusitzen. Andererseits werden durch vermehrte Ersatzfrei-
heitsstrafen die Arbeitslosenstatistiken weiter geschönt. Dieser „Mitnahmeeffekt“
ist nicht von der Hand zu weisen, schließlich verschwindet dann eine Arbeitslose
für 18 Monate aus der Statistik! Wäre der Schwarzfahrer ein Politiker, würde sich
der Richter beim Begrüßungshandschlag vor ihm verbeugen und den Anzeigen-
erstatter wegen falscher Beschuldigung und übler Nachrede anklagen. So lang-
sam frage ich mich, ob sich ein echter Demokrat bald nur noch durch einen Ge-
fängnisaufenthalt auszeichnen wird! Hoffentlich bleibt dies nur ein sarkastisches
Horrorszenario.
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4. Zwangsvollstreckung gegen Jobcenter: Gericht ermöglicht Hartz-IV-Bezieher
Pfändung des Behördenkontos! Bei hartnäckiger Zahlungsverweigerung kön-
nen Hartz-IV-Bezieher notfalls auch ein Konto des Jobcenters pfänden lassen.
Trotz eindeutigem Gerichtsbeschluss im Eilverfahren weigerte sich das Berliner
Jobcenter Pankow, die durch das Sozialgericht Berlin festgesetzten Beträge an
einen Berliner Hartz-IV-Bezieher auszuzahlen.

Das Jobcenter war der Ansicht, dass der Beschluss falsch sei, und ging des-
halb mit Beschwerde in die zweite Instanz vor das Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg. Da diese Beschwerde das Jobcenter jedoch nicht von der soforti-
gen Zahlungspflicht aus dem Beschluss befreit, beantragte es die Aussetzung der
Vollziehung. Obwohl dieser Antrag durch das Gericht umgehend als unbegründet
abgelehnt wurde, zahlte das Jobcenter die Hilfe zum Lebensunterhalt noch im-
mer nicht an den Hartz-IV-Bezieher aus.

Deshalb beantragte eine unter anderem auf Hartz IV spezialisierte Rechts-
anwaltskanzlei beim Amtsgericht Berlin-Mitte den Erlass eines Pfändungs- und
Überweisungsbeschlusses. Da das Jobcenter auf allen Geschäftspapieren al-
lein eine Bankverbindung bei der Deutschen Bundesbank angibt, beantragten die
Rechtsanwälte die Pfändung ebendieses Kontos. Nachdem das Gericht den Pfän-
dungsbeschluss der Berliner Filiale der Bundesbank am vergangenen Freitag zu-
gestellt hatte, wurde der Kanzlei aber überraschenderweise von der Bank mitge-
teilt, das Jobcenter Pankow führe keinerlei Geschäftsbeziehung mit ihr.

Immerhin teilte dieses am Dienstag den Rechtsanwälten vorab telefonisch
mit, die Hilfe zum Lebensunterhalt werde nun an den Hilfebedürftigen überwiesen.
Es ist skandalös, wie mensch als Hartz-IV-Bezieher überproportional um sein
Recht kämpfen muss, wenn sich die arge Arge gesetzwidrig verhält! Doch mit
Inanspruchnahme von kundiger Hilfe und starken Nerven ist dies möglich.

5. Der Geschäftsführer der Arge Bad Honnef stellte einfach in den Raum, dass die
Arbeit der Jobcenter in Zukunft „schwieriger“ würde. Als Grund dafür benennt er
die angeblich gesunkenen Arbeitslosenzahlen und behauptet, „die übrig geblie-
bene Klientel“ sei „problematischer“. Die Menschen, die bereits einen neuen Job
gefunden hätten, seien leichter zu vermitteln gewesen als diejenigen, die noch
vermittelt werden müssten. Dazu zählten zum Beispiel Langzeitarbeitslose oder
ältere Menschen, die auch durch lange Schulungen nicht mehr auf den aktuellen
Stand des Arbeitsmarkts kommen könnten.

Aber darauf ist diese tolle Arge immens gut vorbereitet! Denn im Vergleich zu
anderen Zweigstellen habe man hier genug Zeit, um auf den einzelnen einzuge-
hen, erklärte er. Insgesamt 29 Mitarbeiter stehen hier den 1.217 Arbeitslosen zur
Beratung und Vermittlung bereit. Ich denke nicht, dass die Klientel höchstselbst
„schwieriger“ wird, sondern die gegebenen Umstände nun einmal so geworden
sind, dass es nicht mehr genügend Arbeit für alle gibt! Egal, was unsere Bun-
deskanzlerin da – unqualifiziert oder absichtlich falsch instruiert – Gegenteiliges
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von sich geben mag. An ihrem Alter können die Langzeiterwerbslosen auch nicht
„drehen“ – egal wie qualifiziert sie sind, wenn darauf fast nicht mehr geguckt wird.

Das Alter ist verdammt nochmal nicht zwangsläufig ein Handicap, sondern
fast immer auch eine Bereicherung wegen der erworbenen Fähigkeiten zu Lang-
mut und Empathie und der Lebenserfahrung überhaupt. Nicht die Klientel wird al-
so schwieriger, sondern ihre Vermittlung, was ihnen aber fast nie selbst anzulas-
ten ist – wenn das „Verfallsdatum“ zur regulären Vermittlung auf den Arbeitsmarkt
ab dem 35. Geburtstag abläuft! Es ist zum Kotzen, wie immer wieder neu ver-
sucht wird, Einzelne für gesellschaftliche Probleme ganz individuell zur Verant-
wortung ziehen zu wollen, obwohl sie selbst kein Mitspracherecht bei den Spiel-
regeln bekamen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

„Soldaten sind Mörder“
Diese Aussage Kurt Tucholskys trifft auch auf die
Bundeswehr zu. Im Auslandseinsatz ist sie zu einer
Armee von Mördern geworden! Bei Kundus in Afgha-
nistan mussten dieser Tage eine Frau und zwei ihrer
Kinder im Kugelhagel deutscher Soldaten sterben.
Hat die Familie aus ihrem Auto heraus die Truppe
in irgendeiner Weise bedroht? Ganz sicherlich nicht!
Da gab es panische Angst, Todesangst, vielleicht auf
beiden Seiten. Ab Herbst sollen deutsche Awacs-
Aufklärer die US-Streitkräfte beim Morden aus der
Luft unterstützen. Berlin will die Truppen weiter ver-

stärken, doch die Bundeswehr muss raus aus Afghanistan und aus allen Aus-
landseinsätzen! Dafür wird am 20. September 2008 in Berlin und Stuttgart de-
monstriert. Und jeder Soldat, der desertiert, ist ein Mörder weniger!

Im vorigen Jahr beschloss eine kleine Gruppe von Friedensaktivisten hier
an dieser Stelle, Bürgermeister Jens Böhrnsen einen Brief zu schreiben. Darin
baten wir ihn, die Aufstellung eines symbolischen Denkmals für Deserteure an
der Gefallenen-Gedenkstätte Altmannshöhe zu unterstützen. Der Bürgermeister
lehnte mit der Begründung ab, dass es bereits mehrere Deserteursdenkmale in
der Stadt gebe. Als sich Böhrnsen im April dieses Jahres positiv in Sachen „
Bunker Valentin“ in Farge äußerte, nahmen wir dies zum Anlass, ihm folgenden
Brief zu schreiben:

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, das ‚Bremer Friedensforum‘ begrüßt
es sehr, dass Sie den U-Boot-Bunker ‚Valentin‘ als nationale Gedenk-
stätte erhalten wollen. Dabei können Sie mit unserer vollen Unterstüt-
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zung rechnen. Wir betrachten diesen Bunker genau wie Sie als ein stän-
diges Mahnmal an den furchtbarsten aller Kriege in Europa.

Bei dieser Gelegenheit möchten wir daran erinnern, dass wir nach
wie vor an die Aufstellung eines Deserteursdenkmals auf der Altmanns-
höhe denken – sozusagen als spezifisch bremisches Mahnmal, das dann
ebenfalls erhalten werden müsste.

Sie haben uns zwar in Ihrem seinerzeitigen Antwortbrief daran erin-
nert, dass es bereits mehrere Deserteursdenkmale in Bremen gibt und
dabei speziell auf das damals heftig diskutierte Denkmal im Vegesacker
Bürgerhaus verwiesen. Dennoch möchten wir darauf hinweisen, dass
die bisher errichteten Denkmale doch mehr oder weniger ‚an der Peri-
pherie‘ und nicht an zentraler Stelle der Stadt zu finden sind. Dies gilt
wegen seiner versteckten Lage auch für das Seume-Denkmal am Ufer
der ‚Kleinen Weser‘.

In diesem Zusammenhang wollen wir nicht unerwähnt lassen, dass die
Initiative ‚Bremische Freiheit für Deserteure‘, der auch Mitstreiter des
‚Friedensforums‘ angehören, mehrmals an Ihren Vorgänger Henning
Scherf mit der Bitte herangetreten ist, die Stadt möge sich für die Auf-
nahme und Betreuung heutiger Deserteure einsetzen. Leider haben wir
dazu damals nichts von ihm gehört. Schließlich waren und sind es die
Deserteure, die Sand ins Getriebe aller Kriege werfen und damit zu de-
ren Verkürzung beitragen können. Sie bedürfen unseres Erachtens des
besonderen Schutzes und der Würdigung durch die heute Regierenden.
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All dies mit der Aufstellung eines Deserteursdenkmals auf der Alt-
mannshöhe und der Schaffung eines entsprechenden Gedenktages zu
untermauern und zu bekräftigen, und damit ein deutliches Anti-Kriegs-
Zeichen zu setzen, bleibt nach wie vor eines unserer wichtigsten An-
liegen. Daher möchten wir Sie bitten, über unsere Ideen noch einmal
nachzudenken, unsere Vorschläge wohlwollend zu prüfen und uns zu
unterstützen.“

Auch auf diesen Brief erhielten wir keine befürwortende Antwort. Wenn wir heute
unser Friedensmahnmal trotzdem aufstellen, dann appellieren wir damit zugleich
an Senat und Bürgermeister: Wirken Sie dem allgemeinen Kriegskurs besonders
hier in Bremen – Stichwort Rüstungsbetriebe – entgegen! Schützen Sie Verwei-
gerer und Deserteure!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
Foto: Ekkehard Lentz vom „Friedensforum“ mit „Pace“-Fahne,

dahinter „Lauter Blech“

„Todesstrafe gefordert“: Presse missbraucht Fackelaufmarsch der
Neonazis für Hetze gegen die Montagsdemo („Weser-Kurier“)

„Keiner hat das
Recht zu gehorchen“

Hannah Arendt wurde am 14. Oktober 1906 in Lin-
den bei Hannover in ein sozialdemokratisches, jü-
disch assimiliertes Elternhaus geboren und verstarb
am 4. Dezember 1975 in New York. Ihr Ausspruch
„Keiner hat das Recht zu gehorchen“ drängt sich auf,
wenn wir an Krieg denken und uns mit Krieg beschäf-
tigen. Ich meine Krieg in jeglicher Form.

Es ist nicht mutig, zu gehorchen. Aber es ist mu-
tig, sich zu wehren! Es ist mutig, Zivilcourage zu zei-
gen und für Gerechtigkeit einzutreten! Wenn wir heu-
te Deserteure, die Krieg als Mord ansehen, als muti-
ge Menschen achten, dann ist das der richtige Weg,

sich mit unserer Vergangenheit auseinanderzusetzen. Wenn wir Georg Elser als
Held ansehen und ihn rehabilitieren, dann ist das der richtige Weg, die Vergan-
genheit angemessen zu verarbeiten.

Es ist unsere Pflicht, uns zu wehren! Wenn wir uns bei erlittenen Ungerechtig-
keiten durch den Staat gegen dieses Unrecht wehren und dazu gezwungen sind,
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unsere Rechte gerichtlich einzufordern, dann verhalten wir uns richtig. Wenn wir
uns nicht kleinmachen lassen, sondern unsere Rechte einfordern, werden wir die-
se auch erreichen. Zweifel daran und Verzweiflung helfen uns nicht weiter. Mut
zur Solidarität ist es, was uns zusammen weiterbringt und uns hilft!

Deserteure sind Einzelkämpfer, Georg Elser war ein Einzelkämpfer. Wir kön-
nen auch Einzelkämpfer(innen) bleiben, oder wir schließen uns zusammen, ver-
bünden uns gegen die staatliche Ungerechtigkeit und fordern die uns zustehen-
den Rechte ein. Das wollen wir mit friedlichen Mitteln erreichen, und deshalb ist
es unsere Pflicht, nicht zu gehorchen, bevor noch Schlimmeres passiert. Wir soll-
ten uns alle daran orientieren, was Gandhi wusste: Es gibt keinen Weg zum Frie-
den. Frieden ist der Weg!

Gudrun Binder (parteilos)

Zehn Monate in der Todeszelle: Wehrmachtsdeserteur Ludwig Baumann
kämpft um Rehabilitation (Ansprache zum Weltfriedenstag, MP3, 3.626 kB)

Warum müssen Arbeitsplätze
für Soldaten besetzt werden?

Am 1. September ist Antikriegstag. Wir sind hier, um
dies deutlich zu machen und klarzustellen: Deser-
teure sind sehr tapfer! Stell dir vor, es ist Krieg, und
keiner geht hin! Dies ist lange bekannter Ausspruch.
Stell dir vor, es ist Krieg, und alle gehen weg!

Warum haben wir einen so großen „Bedarf“
an Soldatinnen und Soldaten? Der Lissabonner
Vertrag, basierend auf der Lissabon-Strategie, hat
aus der Verteidigungsarmee Bundeswehr eine Ein-
greiftruppe für Einsätze in aller Welt gemacht, und
nach EU-Planung wird weiter um- und aufgerüstet.

Den Einsatzbefehl erteilt die EU. Nur noch bestätigt wird er vom Deutschen Bun-
destag. Oberbefehlshaber ist grundsätzlich ein Amerikaner. Der jetzige war vor-
her Kommandeur von Guantánamo!

Möchten Sie so einem Oberbefehlshaber Ihre Tochter, Ihren Sohn anver-
trauen? Wie wird ein Mensch Soldat? Bei der Bundeswehr, ganz einfach. Mensch
ist arbeitssuchend, hat soeben die 400. Bewerbung ins Nirgendwo geschickt. Oder
mensch ist überzeugter Krieger, doch diese zweite Spezies stirbt aus. Also geht
mensch zur Bagis, der Bremer Arge. „Ausbildungsstelle? Arbeitsplatz? Ja, gerne!
Wo? Bei der Bundeswehr!“, „Studienplatz? Ja, gerne! Wo? Bei der Bundeswehr!“
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Mensch zögert: endlich eine Ausbildungsstelle, endlich Arbeit! Nicht mehr hö-
ren müssen, wenn die Freundinnen und Freunde in die Disko gehen: „Was kön-
nen wir dafür, dass du Hartz IV bist?“ Ende der Geldsorgen, Akzeptanz bei der
Gesellschaft! Auszug von daheim, denn Ausnahmen von der Regel, bis 25 Jahre
zu Hause wohnen zu bleiben, müssen erkämpft werden. Endlich eine Aufgabe!
Es gibt viele Argumente, diese Möglichkeit zu ergreifen. Mit der Eingabe „Soldat“
in der „Jobbörse“ der Bundesagentur für Arbeit erscheinen auf vier Seiten über-
wiegend Angebote der Bundeswehr, für einfache ungelernte Tätigkeiten genauso
wie etwa für Elektroniker.

Der Mensch zögert? Die Arge schiebt nach: „Dies ist ein reguläres Arbeitsan-
gebot. Wenn Sie ablehnen, muss ich Sie sanktionieren!“ Es droht eine Kürzung
um 30 Prozent von 278 Euro. Die Sanktion kann bis auf 100 Prozent der gesam-
ten Leistung ausgedehnt werden, auch auf die Kosten der Unterkunft. Damit wird
Obdachlosigkeit erzeugt! Wer bei seinen Eltern wohnt, kann die anteilige Miete
nicht mehr bezahlen. Aber die Öffentlichkeit wird gescheut: „Dies war so nicht ge-
meint.“ Bei Herstellung von Öffentlichkeit sind solche Ankündigungen „falsch ver-
standen worden“. Der junge Mensch ist mürbe oder geladen und will akzeptiert
werden. Sie oder er unterschreibt bei der Bundeswehr. Natürlich könnte mensch
auch den Zivildienst wählen. Die Arge wird trotzdem die Bundeswehrstellen an-
bieten: Für Zivildienst gibt es bei der Arge kein Angebot!

Für Wehrpflichtige ist der Auslandseinsatz freiwillig. Nehmen wir mal an, es
geht um eine Berufsausbildung, freiwillige(r) Zeitsoldat(in) für vier Jahre. Gehen
wir davon aus, es läuft alles prima. Die Ausbildung ist umfassend, und die Prüfung
zur Gesellin oder zum Gesellen beziehungsweise die Kaufmannsgehilfenprüfung
ist bestanden. Der Kampfeinsatz war bisher nur in den Tagesbefehlen präsent. In
der heimischen Kaserne wurde jeden Tag die körperliche Verletzung von Solda-
ten aus Deutschland thematisiert, so „Die Zeit“ vom 17. Mai 2007, also vor der
Verschärfung der Situation in Afghanistan. Die Rückkehrer aus den Kampfein-
sätzen haben viel zu erzählen. Manche sind sehr stumm. Ich halte die Einschät-
zung von Bundeswehr-Psychiater Karl-Heinz Biesold für zu bundeswehrfreund-
lich. Ein Arzt des Marinekommandos Wilhelmshaven hat es so geschildert: „Es
gehen Menschen, zurück kommen lebende Leichen!“

Nun ist die Soldatin oder der Soldat reif für die „Verteidigung Deutschlands
am Hindukusch“ oder anderswo, geködert mit einer Auslandszulage. Die Not-
bremse ziehen und kündigen? Dies ist nicht so einfach. Jetzt aufgrund der vie-
len Fakten den Wehrdienst verweigern? Das Verfahren dauert, der Marschbefehl
droht. Nehmen wir mal an, der Mensch wird von der Bundeswehr „freigelassen“,
also unehrenhaft oder aufgrund charakterlicher Nichteignung entlassen. Sie oder
er muss sofort zur Arge und ALG II beantragen, um den Lebensunterhalt zu si-
chern. Sie oder er hat jetzt die Ausbildung abgeschlossen und die Rechnung der
Bundeswehr für deren Kosten (Regress) in der Tasche. Die Arge nimmt den An-
trag an und gewährt gekürzte Leistungen: „Sie haben Ihre Arbeitslosigkeit selbst
verschuldet!“
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Was ist der unehrenhaften oder aufgrund charakterlicher Nichteignung er-
folgten Entlassung vorangegangen? Eine Befehlsverweigerung? Eigenmächtige
Abwesenheit? Fahnenflucht? Damit sind wir bei dem Deserteur oder der Deser-
teurin, geschätze 50 Mal pro Jahr! Hier zeigt sich: Die Bundeswehr ist kein nor-
maler Arbeitgeber. Das Weisungsrecht, hier Befehl genannt, ist nahezu uneinge-
schränkt. Desertieren, wohin? Ganz Europa liefert uneingeschränkt an Deutsch-
land aus. Amerika? Nein, danke. Selbst Kanada liefert inzwischen die amerikani-
schen Deserteure ans Messer. Wie lange desertieren? Ein Ende des Kampfein-
satzes ist nicht abzusehen. Deutschland wird noch mehr Soldaten „in die Wüs-
te“ schicken. Wer sich gegen die Einhaltung des Dienstvertrages mit der Bun-
deswehr entscheidet, ist sehr mutig. Nicht hinzugehen ist hier die Leistung! Wer
trotzdem mitmacht, muss wissen: Keiner hat das Recht zu gehorchen! (Hannah
Arendt).

Wohin geht die Fahrt mit der Lissabon-Stragie? Der Lissabonner Vertrag ver-
pflichtet zur Erhöhung des Militärhaushalts und auch zu den Hartz-Gesetzen. So
werden Arbeitsplätze geschaffen! Hartz IV liefert das Personal dazu. Das be-
reits jetzt fiktive Vetorecht der Landesparlamente wird aufgehoben. Der Lissa-
bonner Vertrag ersetzt die Landesverfassungen. Die EU bestimmt Einsatzort und
Ziel der Militäreinsätze, stets unter dem Oberbefehl eines Amerikaners, überall
in der Welt, auch in London oder Paris! Dies ist nicht das Europa, von dem ich
träume. Daher nochmals mein Dank nach Irland: Wir haben Zeit gewonnen, nut-
zen wir diese Zeit! Treten wir den Politikern auf die Füße! Diese Verpflichtung
zum Kriegseinsatz wird verleugnet oder heruntergespielt. Wir haben die Bremer
Bundestagsabgeordneten angeschrieben und um ein Nein zum EU-Vertrag ge-
beten. Es bedarf vieler mutiger Menschen und vieler Deserteure, um diese politi-
sche Zielsetzung zu vereiteln.

Was ist in Afghanistan los? Warum ist die Verteidigung Deutschlands dort ge-
boten? Die Bundeswehr ist nach Afghanistan marschiert, zur Unterstützung der
amerikanischen Streitkräfte, und wollte den Wiederaufbau Afghanistans betrei-
ben. Die Amerikaner, immer auf der Suche nach den Taliban, haben die weitere
Zerstörung Afghanistans in Kauf genommen. Jede(r) Getötete war einfach ein Ta-
lib! Die USA haben keine Rücksicht auf die Zivilisten genommen, denn sie konn-
ten keine Unterschiede erkennen.

Jeder Soldat hat Angst um das eigene Leben. Damit wird der Tod des ande-
ren legitim. Oder? Nein! Die strafrechtliche Verfolgung hat die amerikanische Re-
gierung durch einen Vertag mit den jeweiligen Landesregierungen ausgeschlos-
sen, doch vor seinem Gewissen kann niemand davonlaufen! Die Bundeswehr ist
jetzt im Kampfeinsatz in Afghanistan, die Luftaufklärung war der Einstieg. Deut-
sche Soldaten haben jetzt mit Recht Angst um ihr Leben. Selbst wenn die Solda-
ten körperlich unversehrt zurückkehren, haben sie eine schwere psychische Last
zu ertragen.

Warum sind die Amerikaner in Afghanistan, im Irak? Warum unterwerfen wir
uns dem Lissabonner Vertrag und der Lissabon-Strategie? Warum sind wir an
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diesen Einsatzorten? Wessen Interessen werden gesichert? Warum waren die
Amerikaner der Hauptwaffenlieferant für Bin Laden? Warum haben die Amerika-
ner die von der Bundeswehr „entliehenen“ Soldaten durch verstrahltes Gebiet ge-
schickt? Warum werden Munitionsarten eingesetzt, die diese Gebiete unbewohn-
bar machen? Warum hängen amerikanische Soldaten Handgranaten an die Tür-
klinken, wenn es um Hausdurchsuchungen geht? Warum beendet eine Behand-
lung beim Psychiater jede Laufbahnchance beim US-Militär? Warum rekrutiert die
amerikanische Armee ihren Nachwuchs aus den Elendsgebieten Süd- und Mit-
telamerikas? Wer heil zurückkommt, erhält die Einbürgerung, Leichen gehen ans
Herkunftsland! Warum unterstützt Deutschland die Diktatur in Usbekistan? Ist ein
Nachschubdepot dies wert?

Warum Krieg? Krieg gehört verboten, überall, wo er droht, sagte Eugen
Drewermann auf dem Ostermarsch 2008 in Bremen. Warum Krieg? Wer hat den
Nutzen, den Vorteil davon? Warum wird die Arbeit gesellschaftlich so hoch ange-
sehen, dass Arbeitsplätze für Soldatinnen oder Soldaten zu besetzen sind? Wir
brauchen das gesellschaftliche Umdenken! Keiner hat das Recht zu gehorchen!
Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zu-
kunft positiv gestalten! Ich war freiwillig bei der Bundeswehr, für vier Jahre. Heute
würde ich den Wehrdienst verweigern!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Belastung für den Steuerzahler“: Den Regelsatz auf 420 Euro zu
erhöhen, würde jährlich zehn Milliarden kosten („Spiegel-Online“)

Reichtum nutzen, Armut bekämpfen: SPD-Linke wollen
Agenda 2010 kippen („Bild“-Zeitung)

Ab ins Tierheim: „Wissenschaftler“ wollen Hartz-IV-Regelsatz auf
den Bedarf eines Hundes absenken („Spiegel-Online“)

Foren, Hilfe, Netzwerk: Links geprüft (Bremer Montagsdemo)

„Dem unbekannten Deserteur“
Am 69. Jahrestag der Beginns des Zweiten Weltkrieg durch das faschistische
Hitler-Deutschland fand eine Kundgebung mit anschließender Demonstration zu
einem bekannten Bremer „Kriegerdenkmal“ statt. Etwa um die 200 Personen nah-
men daran teil. Auch die Initiative Bremer Montagsdemo hatte dazu aufgerufen
und nahm teil. Hauptredner war Ludwig Baumann, ein bekannter und im hohen
Alter noch engagierter Kämpfer für das Recht auf Desertion.
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Von den Nazis noch in die Todeszelle gesperrt, blieb ihm die Hinrichtung er-
spart, und er konnte gleich nach 1945 mit dem Kampf für die Rehabilitierung für
sich und seine Kameraden und Mitkämpfer gegen das Naziunrecht beginnen. Bis
heute wird ihnen die Rehabilitierung verweigert: Der reaktionäre Staat hat Angst,
dass ihr Beispiel Schule machen könnte. Die Naziverbrecher an allen Ecken und
Enden und in der Mitte wurden schon unter Adenauer rehabilitiert. Sie erhielten
Renten und Pensionen, während die Opfer bekanntlich weitgehend leer ausgin-
gen. Der Kampf geht auch über den Tod hinaus weiter!

Aber nicht nur die Geschichte stand auf der Tagesordnung, sondern auch die ak-
tuelle Kriegspolitik der Herrschenden. Nach dem Erschießen unschuldiger Zivilis-
ten in Afghanistan durch Bundeswehr-Soldaten wird deutlich, dass sich die deut-
sche Politik immer mehr in Kampfeinsätze verstrickt. Es wird kein Aufbau im Land
betrieben, sondern nur die Ausbildung von Soldaten und Polizisten, die Drecks-
arbeit für die Imperialisten im von ihnen besetzten Land leisten sollen. So wächst
der Widerstand in der Bevölkerung. Das Karzai-Regime verliert aufgrund von Kor-
ruption immer mehr an Unterstützung und kann sich nur mittels der ausländischen
Mächte über Wasser halten.

586

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/196/Ludwig_Baumann.mp3
http://de.wikipedia.org/wiki/Hamid_Karzai


Im Kaukasus spielen die Weltmächte – neben den USA die EU und Russ-
land – bereits ein Vorspiel für den nächsten globalen Konflikt um die Neuauftei-
lung der Welt. Die „Vermittlerrolle“ der EU und besonders Deutschlands ist zu
durchsichtig, als dass sie akzeptiert würde. Georgien und der ganze Kaukasus
liegen mittlerweile im Brennpunkt geostrategischer Planspiele über die Inbesitz-
nahme der Ölreserven im Iran wie in den zentralasiatische Staaten.

Die deutsche Regierung missachtet Votum und Meinung der deutschen Bevöl-
kerung. Fast 80 Prozent der Deutschen sind gegen jeden Auslandseinsatz. Die
Regierung betreibt einerseits eine Verniedlichungspolitik, eine Verschleierung der
wirklichen Verhältnisse, um Konflikte mit den USA und anderen Imperialisten zu
vermeiden. Darum: Alle deutschen und ausländischen Truppen raus aus Afgha-
nistan und anderswo und Auflösung des ganzen Nato-Systems!

Die Demonstration zur Altmannshöhe, wo in der Nazi-Zeit das „Kriegerdenk-
mal für die Gefallenen des Ersten Weltkriegs“ errichtet wurde, bildete den Höhe-
punkt mit der öffentlichen Darstellung des Entwurfs für ein Gegendenkmal des un-
bekannten Deserteurs. Vom opportunistischen Bürgermeister Böhrnsen war jede
Unterstützung mit dem Hinweis verweigert worden, das es in Bremen ja schon
Deserteursdenkmäler gebe. Solche sind zwar in Räumen oder an der Peripherie
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vorhanden, aber eben nicht genau an der Stelle, wo die reaktionäre Politik und
ihre Gewaltstaatsideologie ihr Denkmal haben. Auch dieser Kampf wird weiter-
gehen, bis das „Kriegerdenkmal“ im Sinne der breiten Massen, die immer Opfer
werden bei den Gewaltspielen der Reaktionäre, abgerissen ist!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“ – Foto oben, von links:
Joachim „Bommel“ Fischer , Otmar Leist (auch unten), Ludwig Baumann.
Foto Mitte: Wieland von Hodenberg beim Redevortrag (Hartmut Drewes)

„Ehrenmal“ auf der Altmannshöhe
Am 6. Oktober 1933 beschloss der Bremer Senat, den Bildhauerprofessor Ernst
Gorsemann mit der Anfertigung eines Entwurfs für ein Denkmal zu Ehren der
Gefallenen des Ersten Weltkriegs zu beauftragen. Am 25. März 1934 wurde die
Bevölkerung zur Errichtung des Ehrenmals aufgerufen. In allen Polizeirevieren
lagen vom 22. Mai bis zum 16. Juni Listen mit den Namen gefallener Bremer aus,
damit sie gegebenenfalls ergänzt oder berichtigt werden konnten. Im Dezember
legte Gorsemann mit dem Architekten Wiebking einen Entwurf vor.
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Auf der Altmannshöhe in den Wallanlagen sollte eine Ringmauer aus über
Zehntausend Klinkern mit den Namen der Gefallenen errichtet und durch die Auf-
stellung einer Skulptur ergänzt werden. Am 13. Oktober 1935 fand die Einweihung
des Ehrenmals in Anwesenheit von General von Fritsch, Bürgermeister Heider
und Landesbischof Weidemann statt. Es weist die Namen von über Zehntausend
Gefallenen auf sowie eine Gedenktafel für die namenlosen Gefallenen. Das Bau-
werk samt Plastik wurden im Zweiten Weltkrieg beschädigt, aber nach der Befrei-
ung wiederhergestellt. Das Bremer Ehrenmal „Altmannshöhe“ dürfte das größte
noch bestehende Namensdenkmal in Deutschland sein.

Aus der Rede von Joachim „Bommel“ Fischer

Führer fordert Ehrengräber: Kauder will Strafanzeige gegen „Deutsche
Friedensgesellschaft“ stellen („Bild“-Zeitung)

Putschversuch: Steinmeier will SPD-Spitze „darüber informieren“,
dass er Kanzlerkandidat wird („Spiegel-Online“)

Restauration: Münte rettet SPD vor Beck’s
Schlingerkurs nach links („Spiegel-Online“)

„Problembär“ abgeknallt: Die Presse der Wirtschaft installiert ihren
Wunsch-Kanzlerkandidaten, und die Basis darf Ja sagen („Titanic“)

Hetze verschärft: Fällt Bombenbau unter
„Hartz-IV-Missbrauch“? („Bild“-Zeitung)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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197. Bremer Montagsdemo

am 08. 09. 2008

Danke für das gelungene Fest!
Wieder einmal ist das Fest der Montagsdemo ein voller Erfolg gewesen, auch
wenn der Himmel manchmal ein Paar Tränen vergossen hat. Aber was sind schon
zwei kurze Schauer gegen eine schöne Feier? Darum bleibt mir auch nur noch
eins übrig: Meinen Dank im Namen der Montagsdemo zu sagen. Wir danken
allen, die zum Gelingen dieses Festes beigetragen haben!

Danke auch dafür, dass man seitens der anwesenden Parteien, Vereine und
anderen Gruppen anerkannt hat, dass die Montagsdemo eine überparteiliche Or-
ganisation ist – und dass auch niemand daraus politisches Kapital schlagen woll-
te. Danke dafür, das wieder alles fair und ruhig abgelaufen ist, dass ihr Anwesen-
den alle fair miteinander umgegangen seid!

Danke auch für die Besucher aus Hannover, die von dieser Veranstaltung be-
geistert waren. Besonders aber möchten wir uns bedanken für die Livemusik der
Gruppe „Zartbitter“, bei Steffi mit ihrer Trompete und nicht zuletzt bei der jungen
Dame Gesa. Wir bedanken uns auch besonderst bei unseren edlen Spendern
und natürlich auch bei der hervorragenden Bedienung. Danke Elisabeth, Hanne-
lore, Regina, Laila und Anke! Auch an Wolfgang und seine Vertretung danke!
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Mein persönlicher Dank geht an Horst Frehe von den Grünen, der sein mir ge-
gebenes Wort gehalten hat, gekommen ist und in seiner kurzen Rede anerkannt
hat, dass noch vieles zu tun ist. Als letztes möchte ich mich beim Publikum be-
danken, das uns trotz zweier Regenschauer treu geblieben ist und uns nicht ver-
lassen hat. Danke für das gelungene Fest!

Udo Riedel (parteilos)

Bremen ist nicht das
Paradies auf Erden

Manche Bremer werden neuerdings glauben, dass wir im Paradies der Sozialde-
mokratie leben! Nun, da die SPD am Ruder des Senates steht, passieren wun-
derbare Vorstöße, angefangen mit den neuen Strukturen in der Bildung. Hin zu
einer Kita für alle! Aufstockung der Mietobergrenze und der Heizkosten für Hartz-
IV-Empfänger! Zuletzt die Initiative für den Mindestlohn in der Zeitarbeit, die im
Bundesrat eingebracht werden soll. Auch bekommen nach Forderung von Frau
Linnert alle das Recht, ein Girokonto zu führen. Für die am Rande der Gesell-
schaft Stehenden sind das frohe Nachrichten. Wahrlich paradiesische Zustände
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in Bremen! So mag es auf den ersten Blick sein, doch die andere Seite der Me-
daille sieht weniger schön aus.

Man muss bedenken, dass die SPD
nicht die Mehrheit im Bundesrat hat. Al-
so sind die ganzen Initiativen nichts weiter
als ein Papiertiger. Es weht schon ein an-
derer Wind, verglichen mit der Großen Ko-
alition vorher. Doch muss man bei allem
Lob auch die ganze Wahrheit sagen: Die
eigentlichen Probleme der Stadt schiebt
man entweder vor sich her, oder man ver-
sucht, sie als Sachzwänge darzustellen.
So kommt man bei den Altschulden, der jährlichen Zinsbelastung sowie dem stän-
dig wachsenden Haushaltsdefizit nicht von der Stelle. Nein, diese Probleme wach-
sen jedes Jahr weiter! Die Grunddaten dürften jeden Bremer bitter bekannt sein:
Die Altschulden belaufen sich mittlerweile auf 15 Milliarden Euro. Jeder Bremer
ist von Geburt an mit 23.000 Euro verschuldet! Jährlich werden stolze 500 Mil-
lionen Euro an neuen Krediten aufgenommen. Das aktuelle Haushaltsdefizit hat
eine Höhe von 700 Millionen erreicht, infolge der Zinsbedienung für die Altschul-
den. Einen Schritt in den Schuldenstaat bedeutete auch die Entscheidung, hier
ansässige Firmen nicht mehr zu besteuern. Bremen holt sich die Steuern von den
Einwohnern!

Diese drängenden Probleme wurden weder vom Vorgänger angepackt, noch
bemüht sich der neue Senat ernsthaft um eine Lösung. Es geht nicht nur dar-
um, eine saubere Bonität für Bremen zu erreichen. Anders als der Idealfall sieht
die Realität aus. Durch das Verschleppen der Finanzprobleme werden die Schul-
den für die heranwachsende und die nächste Generation erdrückend, sie sind es
schon jetzt. Am 3. September 2008 traf sich erneut die Föderalismuskommission.
Sie ist der letzte Strohhalm für Bremen, damit es nicht in Finanzproblemen ab-
säuft. Es geht dort um die Altlasten, also um Schulden der Länder, die sie alleine
nicht begleichen können, sowie um die wachsende Zinsbelastung, die die Haus-
halte der Länder schwer in Mitleidenschaft zieht. Deren Infrastruktur wird brüchig.
Betroffene Länder sind Schleswig-Holstein, Berlin, Bremen und das Saarland.

Die Kommission traf sich 2008 schon mehrfach in Berlin. Bisher kam ein nur
schlechtes Ergebnis heraus. Der Bund gibt 1,2 Milliarden Euro zum Zinstilgen.
Das versprach Bundesfinanzminister Steinbrück den klammen Ländern. Er sag-
te, deutlich mehr sei „nicht drin“, und forderte zu „mehr Eigenanstrengung“ auf.
Wenn also alle vier Länder in den Topf greifen – vor allem Berlin, das mit 40 Mil-
liarden Euro noch höher verschuldet ist als Bremen –, bleiben für Bremen nur
noch 40 Millionen Euro übrig. Frau Linnert kann diesen Ausgang nicht akzeptie-
ren. Nach dem Treffen sagte sie: „Das Paradies gibt es nicht auf Erden“ – und
redete den Status quo schön. Was bleibt ihr auch anderes übrig? Dem „Weser-
Kurier“ sagte sie, die Stadt könne nicht Pleite gehen. Bayern müsse den Banken
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von jedem Euro Steueraufkommen nur drei Cent geben, Bremen jedoch 17 Cent.
Das verdeutlicht, wie groß die Abhängigkeit Bremens gegenüber den Banken ist.

Am gleichen Tag, zu Beginn der Föderalismusreform, tat die „Liberale Ge-
sellschaft“ ihre Meinung kund: Bremen halte doch nur die Hand auf. Die Stadt
kümmere sich nicht selbst darum, die Finanzprobleme zu lösen. Die Stadt müs-
se in dieser Notlage ihr letztes Eigentum verkaufen, also privatisieren. Gemeint
sind der Hafen, der Flughafen und die „Gewoba“. Der Verkauf soll zehn Milliar-
den Euro bringen. Solchen Forderungen widersprach aber der Senat. Dieses Ei-
gentum darf nicht veräußert werden, weil der Hafen eine Gelddruckmaschine ist.
Die Stadt kann auf solche regelmäßigen Einnahmen nicht verzichten. So verhält
es sich auch mit den Flughafen. Die „Gewoba“ darf ebenfalls nicht in die Händen
von Privatinvestoren gelangen, der soziale Wohnungsbau käme sonst total unter
die Räder. In einer verarmten Stadt wie Bremen wäre das Sprengstoff. Was also
können Bremen und die anderen Länder tun? Ihre Autonomie in der Wirtschaft
und im Sozialen verscherbeln? Ein neues Konjunkturprogramm auflegen? Noch
mehr sparen?

In Berlin, das in der gleichen Verschuldungsfalle wie Bremen sitzt, wurden
schon Wunden geschlagen: Es hat die Berliner Bank verjubelt sowie seine Woh-
nungsbaugesellschaft. Das brachte aber gar nichts, das Elend wuchs weiter. Ber-
lin ist die Stadt in Deutschland mit der größter Hartz-IV-Rate: Sie beläuft sich auf
über 20 Prozent. In dieser fatalen Situation lässt sich schnell erkennen, dass dies
eine Rolltreppe abwärts ist, ein Abrutschen der Stadt und der Länder, wie in Bre-
men jeden Tag deutlich zu beobachten ist. Die Verschuldung der ärmeren Perso-
nen steigt enorm. Die meisten Insolvenzen sind private. Der Bremer Knast in Os-
lebshausen füllt sich immer mehr mit Menschen, die ihre Schulden nicht bezah-
len können.

Aktuell steht die Frage des Weiterbestandes der Krankenhäuser auf der Ta-
gesordnung, in Berlin geht es um die städtische Wasserversorgung. Ein weite-
res Indiz sind die bundesweit niedrigen Löhne: Nach den USA hat Deutschland
das geringste Lohnniveau aller 30 Industrieländer, obwohl es in den USA einen
Mindestlohn gibt. Die deutschen und amerikanischen Verhältnisse lassen sich in
vielen Punkten vergleichen, schaut man sich etwa das Wachstum der Callcen-
ter an. Unser Bürgermeister Böhrnsen setzt sich für den Weiterbestand des Bre-
mer Callcenters der Telekom ein, obwohl dort das „Hire and Fire“ gilt. Die Call-
center stehen nicht nur wegen ihrer Arbeitsverhältnisse in schlechtem Ruf, son-
dern auch wegen ihres mitunter kriminellen Umgangs mit persönlichen Daten, wie
beim Telekom-Skandal.

Letztlich müssen die Länder wieder die Oberhand bekommen über den Haus-
halt. Da der Finanzrahmen immer enger wird, muss eine Altschuldenregelung her.
Ein Moratorium ist die einzige Möglichkeit, um wieder die Kontrolle zu erlangen
über den Kraken Privatwirtschaft und dessen Stütze, die Banken. Ein Schulden-
fonds muss her, das ist der eigentliche Knackpunkt. Doch gilt es als aussichtslos,
den Berg an Altschulden abzuzahlen. Diese hängen wie ein Damoklesschwert
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über der Stadt. Man hat die Länder ganz bewusst in diese Falle laufen lassen,
und die Politik war stillschweigend als Gehilfe dabei. Also muss der Senat weder
mit den Ländern verhandeln noch mit dem Bund, das ist alles Augenwischerei!
Aber Bremen und die anderen kleinen Länder haben nicht das Rückgrat, gegen
die Finanzpaläste anzurennen. Es ist kein Geheimnis mehr, dass Bremen längst
nicht mehr von der Bürgerschaft aus regiert wird. Die wahren Herren sind die Ban-
ken. Das ständige Verschieben einer Lösung der desolaten Finanzlage entschärft
kein Problem, sondern verdeutlicht nur das Versagen unserer Politiker. Letztlich
wird durch das Weiterrattern der Schuldenuhr für jeden Bremer klar: Die Proble-
me nehmen zu, und die Verantwortung tragen die Politiker.

Jens Schnitker (parteilos)

Niedriglöhne werden Tiefstlöhne: Die unteren Löhne sind im ver-
gangenen Jahrzehnt um 14 Prozent gesunken („Tageszeitung“)

Rente trotz Durchschnittsverdienst
unterhalb der Grundsicherung

1. Am 1. September 2008 war Antikriegs-
tag. Er ist wichtiger denn je: Die Bundes-
wehr ist weltweit einsatzbereit, und die
Bundesregierung ist zur Umsetzung der
EU-Anforderungen bereit. Notfalls wird die
Bundeswehr angeboten. Kanzlerkandidat
der SPD ist nun Herr Steinmeier. Er un-
terstützt Diktaturen! Für den Nachschub
der Bundeswehr hat er die EU-Sanktionen
gegen Usbekistan unterlaufen. Wer Herrn

Steinmeier wählt, erhält einen Kanzler, der für eigene Interessen Leichen in Kauf
nimmt. In Usbekistan kann mensch schnell zur Leiche werden!

Die Banken haben viel Steuergeld erhalten. Allein die Rettung der IKB hat
zwölf Milliarden Euro gekostet. Die EU will jetzt von der West-LB zwölf Milliarden
Subventionen zurückhaben. Die EZB hat 260 Milliarden Euro für Kredite zur Über-
windung der Finanzkrise bereitgestellt. Diese werden gegen Sicherheit gewährt,
doch dazu werden die faulen Hypothekenpapiere angenommen! 260 Milliarden
Euro – dies entspricht dem Volumen des Bundeshaushalts! (Die Aufstockung von
Hartz IV auf 420 Euro würde jährlich zehn Milliarden Euro kosten. Dabei weist das
IAB auf die „positiven Auswirkungen“ des Kinderzuschlags und der Wohngelder-
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höhung hin: Damit wird die Zahl der Kinder in ALG-II-Bezug „geschrumpft“, und
dieser Effekt wäre bei einer Regelsatzerhöhung futsch!)

Dies zeigt nur die Spitze des Eisbergs bei der Bankenkrise. Grüne, FDP
und „Die Linke“ waren sich über einen Untersuchungsausschuss einig, doch nun
macht die FDP einen Rückzieher: Sie möchte an Frau Merkel erst einen Fragen-
katalog schicken und nach der Beantwortung über den Untersuchungsausschuss
entscheiden. Haben die Banken die FDP an ihr Spendenvolumen erinnert? Letz-
tens war Herr Westerwelle in den Nachrichten zu sehen. Er kam von Frau Merkel.
Die FDP fordere einen Untersuchungsausschuss über die Bankenkrise. Demnach
waren die Antworten von Frau Merkel nicht ergiebig. Herr Westerwelle hat nicht
gesagt, dass ohne seinen Fragenkatalog dieser Untersuchungsausschuss längst
seine Arbeit aufgenommen hätte. Frau Merkel hat einige Stunden danach die FDP
als Wunschkandidat für die weitere Regierungsbildung vorgestellt. Komisch! Ein
Untersuchungsausschuss wird nur möglich, wenn Grüne, FDP und „Die Linke“
gemeinsam den Antrag stellen. Wie viel hat diese Regierung zu verstecken? Be-
amte erhalten keine Aussagegenehmigung, und die FDP wird „gekauft“!

2. Münte ist zurück! Gemeinsam mit dem Unterstützer der Diktatur in Usbekistan
will er die SPD retten. Damit haben wir die blanke Hartz-IV/Agenda-2010-Be-
satzung beziehungsweise den Rest davon zurück an Deck. Die Agenda 2010 ist
Armut per Gesetz, für Arbeiter, Angestellte und Kleinunternehmer! Die Agenda
2010 ist der Abstieg für immer weitere Schichten der Bevölkerung. Diese waren
bisher treue Anhänger der SPD. Wenn es den in der SPD noch Verbliebenen nicht
gelingt, die Führung zu überzeugen, wird die SPD nach der Bundestagswahl als
U-Boot weiterfahren!

Ab 2022 erhalten Neurentner, die einen heutigen Durchschnittsverdienst ha-
ben, eine Rente unterhalb der Grundsicherung im Alter. Der sogenannte Eck-
rentner ist dann als Neurentner auf staatliche Leistungen angewiesen. Berech-
nungen des „Paritätischen Wohlfahrtverbandes“ zeigen: Schon in 14 Jahren, al-
so 2022, wird, bei Berücksichtigung der Inflation, die Durchschnittsrente auf das
Niveau der Grundsicherung absinken. Das würde bedeuten, dass gut zwei Millio-
nen Rentner auf Sozialhilfe-Niveau leben. Der heutige Durchschittsverdienst liegt
bei 30.000 Euro jährlich, also 2.500 Euro monatlich. Zehn Euro Mindestlohn er-
geben bei einer 40-Stunden-Woche nur 1.732 Euro monatlich!

Wer den Durchschnittsverdienst erzielt hat, erhält für die Rentenversicherung
einen Entgeltpunkt. Wer nur 75 Prozent verdient hat, erhält 0,75 Entgeltpunkte.
Warum ist das so? Die Bundesregierungen haben die Rentenformeln geändert.
Walter Riester hat erhebliche Kürzungen zu verantworten, und Ulla Schmidt hat
nachgelegt, zum Nachteil der Rentner. Die Rentensteigerungen fallen aus dem
gleichen Grund geringer aus. Auch hier wurde die Formel geändert, dadurch wirkt
jedes Ein-Euro-Arbeitsverhältnis mindernd auf die Rentenanpassung. Die Regel-
sätze für ALG II, Sozialhilfe und Grundsicherung im Alter und ihre Erhöhungsfor-
meln sind identisch!
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Wer heute als Arbeitnehmer seinen Rentenanspruch auf dem Niveau des
Jahres 2000 halten will, muss sechs Prozent seines Bruttoeinkommens für eine
private Rentenversicherung ausgeben. Auch dies sichert nur ungefähr die Ren-
tenhöhe, ohne die in der gesetzlichen Rente enthaltenen Vorsorgen für die Be-
sonderheiten des Lebens. Ratsam ist es, das Kleingedruckte genau zu lesen. Zei-
ten, in denen die vereinbarten Beiträge nicht gezahlt werden, vernichten Ansprü-
che und damit eingezahltes Kapital. Warum das Ganze? Im Lissabonner Vertrag
ist die Reduzierung der gesetzlichen Rente auf eine Grundsicherung vereinbart.
Die Arbeitgeber sollen so vor einer Steigerung der Arbeitgeberanteile zur Sozial-
versicherung geschützt werden, und die Versicherungsunternehmen erhalten un-
geahnte Verdienstmöglichkeiten: Der Monatsbeitrag der Rentenversicherung be-
trägt 17 Millionen Euro.

Was heißt das, im Alter auf Grundsicherung angewiesen sein? Wie in der So-
zialhilfe muss eventuell vorhandenes Vermögen aufgezehrt werden! Diese reale
Grundsicherung hat nichts mit dem diskutierten Grundeinkommen zu tun. Nicht
zum Vermögen zählen Beträge bis zu 2.301 Euro bei Alleinstehenden und bis
zu 2.915 Euro bei nicht getrennt lebenden Ehegatten oder eheähnlichen Partner-
schaften. Übersteigende Geldbeträge und sofort verwertbares Vermögen müssen
erst aufgegessen werden, bevor die Grundsicherung zahlt. Selbst die Freibeträ-
ge des ALG II gelten hier nicht!

Auch die Eigentumswohnung oder das selbstbewohnte Haus, und sei es noch
so klein, führt dazu, dass die Grundsicherung nur als Darlehn ausgezahlt wird.
Damit wird sicher vielen Kapitalanlegern geholfen. Bereits auf der Veranstaltung
des „Westend Bremen“ anlässlich der „Hartz-Reise“ wurde herausgefiltert: Es gibt
mehr Geld als käufliche Gegenstände. Durch ALG II ist das Notverkaufsangebot
von Eigenheimen erheblich angewachsen. Die Zahl dieser Notverkäufe wird noch
weiter steigen. Die Schnäppchenjäger kann es freuen. Die Arbeiter und Ange-
stellten werden ihrer Lebensleistung beraubt!

Ist diese Zukunft garantiert so? Wollen wir die Zukunft so? Nein! Darum Mon-
tagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv ge-
stalten! Möglichkeiten zur Rettung der Renten nennt die „Arbeitnehmerkammer“.
Sorgen wir dafür, dass das politische Personal dies liest, umsetzt und damit den
Lissabonner Vertrag bricht! Ja zu Europa – aber nicht zu diesem Preis!

3. Der „Weser-Kurier“ berichtet auch über Behördenverhalten. Erst kommt die
oder der Betroffene zu Wort, dann eine Beratungsstelle, und das letzte Wort hat
die Behörde. Warum? Im „Weser-Kurier“ vom 4. September 2008 hat die AGAB
öffentlich gemacht, dass Rentnern und Behinderten vom Amt für Grundsicherung
beziehungsweise dem Amt für soziale Dienste zu wenig Geld für die Miete er-
stattet wird. Die Mietobergrenzen wurden zum 1. November 2007 angehoben.
Das Amt für Grundsicherung hat dies in den Einzelfällen, die der AGAB vorlie-
gen, nicht umgesetzt. Petra Kodré als Pressesprecherin der Sozialsenatorin sagt
dazu, die Verwaltungsanweisung für das Amt für soziale Dienste und das Amt für
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Grundsicherung solle im Oktober vorgelegt werden. Bis dahin sollen die Sach-
bearbeiter(innen) nach der Verwaltungsanweisung für die Bagis handeln. So sei
es verpflichtend im Protokoll der Führungsrunde festgelegt. Nach Wahrnehmung
der sozialsenatorischen Dienststelle werde dies auch umgesetzt.

Kapp 8.000 Betroffene erhalten Grundsicherung. Jeder Fall werde einmal
jährlich „von Amts wegen geprüft“. Damit falle auch auf, wenn zu niedrige Mie-
tobergrenzen anerkannt worden seien, so Frau Kodré. Na klar, diese Menschen
können in Ruhe aushalten! Ich finde die Minderzahlung schon empörend, aber
noch empörender ist die Vertröstung! Es ist sicherlich kurzfristig feststellbar, wes-
sen Miete nicht voll erstattet wird. Dieser Mensch muss kurzfristig sein Geld er-
halten! Grundsicherung ist wie ALG II und Sozialhilfe die unterste Schmerzgren-
ze! Wie geht Frau Kodré mit den mündlichen Absagen um, mit Menschen, die vor-
gesprochen haben und mit einer mündlichen Ablehnung wieder gegangen sind?
Betroffene, denen nicht die vollen Kosten der Unterkunft, also Miete und Heizung,
erstattet werden, kommen einfach zur Bremer Montagsdemo: Wir gehen mit!

Die Verwaltungsanweisung zu den Kosten der Unterkunft gemäß § 22 SGB
II (also für die Bagis) steht unter „Soziales Bremen“. Dort findet sich kein Hin-
weis, dass diese Verwaltungsanweisung auch für Leistungen nach dem SGB XII
(Grundsicherung im Alter) gültig ist. Auf der Seite „Existenzsicherung/Publika-
tionen“ fehlt zu dem Punkt „Verwaltungsanweisung zu den Kosten der Unterkunft
nach § 29 SGB XII“ die PDF-Datei. Außerdem ist hier nur eine abgemagerte Form
der Verwaltungsanweisung von elf Seiten Umfang veröffentlicht. Die vollständige
Verwaltungsanweisung mit 57 Seiten zu den Kosten der Unterkunft steht unter „
Sozialer Lebensbund“, siehe 193. Bremer Montagsdemo.

4. Die Energiekosten sind erheblich gestiegen, die Abschläge jedoch meistens
unverändert. Daher eine Erhöhung der Abschläge entsprechend den Preiserhö-
hungen vereinbaren und den neuen Betrag bei der Bagis oder dem Amt für Grund-
sicherung beantragen. Dies schützt vor unliebsamen Überraschungen. Wie dies
geht? Wir gehen mit!

Bergbaurecht kann „strahlend“ sein. Das Atommüllager Asse war dem Berg-
baurecht untertan. Man hat gar nicht gemerkt, dass dies ungesetzlich ist: Jeder
Rauch- oder Feuermelder, der in einer Fabrikhalle eingebaut wird, braucht für den
Betrieb eine atomrechtliche Genehmigung. Asse ist eine Atommüllforschungsan-
stalt! Der Betreiber hat nicht gegen geltendes Recht verstoßen – nicht gegen gel-
tendes Bergbaurecht! Die Verantwortlichen haben aber gegen jeden normalen
Menschenverstand verstoßen. Die Folgen werden hoffentlich nicht weiter unter
den Teppich gekehrt. Was bleibt, ist der fade Nachgeschmack!

Hier hat der Staat selbst strahlenden Abfall unsachgemäß behandelt. Wie will
er die Sicherheit der Atomindustrie gewährleisten? Einfordern von den Betreibern
der Anlagen? Mir kommt die Erinnerung an Atombunker in Hanau und die Pannen
von Vattenfall. Jegliche Atomkraft ist abzulehnen! Auch wenn die Förderung der
Atomkraft im Lissabonner Vertrag vereinbart ist: Atomkraft, nein danke! Verträge
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können geändert werden. Verstrahlung nicht! Dank der irischen Bevölkerung ist
dieser Lissabonner Vertrag nicht in Kraft getreten. Keiner hat das Recht zu ge-
horchen (Hannah Arendt)! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht ein-
verstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„ Montagsdemo für die Todesstrafe “
Ich habe eine Weile überlegt, ob ich auf einen
am letzten Montag erschienenen Artikel des „Weser-
Kuriers“ eingehe oder nicht. Denn auf eine gewollt ir-
ritierend und provokativ aufgemachte Meldung muss
mensch nicht eingehen; sie wird dadurch nur inter-
essanter und aufgewertet. Aber so geht es nicht! In
diesem Fall mache ich eine Ausnahme, weil es sich
um etwas Ungeheuerliches handelt. Was hat sich
Herr Weise dabei gedacht?

Der „Weser-Kurier“ will mit der Montagsdemo seit
vier Jahren absolut und konsequent nichts zu tun
haben. Das angeblich „täglich glücklich“ machende

Blatt meidet Meldungen und Kontakte der Demo wie der Teufel das Weihwasser.
Jetzt war aber schon auf Seite 2 eine Schlagzeile abgedruckt, die das Wort „Mon-
tagsdemo“ dick und fett enthielt. Die gleiche Aufmachung fand sich auch in den
Regionalausgaben wieder. Es war zu lesen: „Montagsdemo für die Todesstrafe“.

Ich dachte, ich traue meinen Augen nicht! Aber doch: Der „Weser Kurier“ spielt
in übelster Bildzeitungsmanier bewusst mit der deutschen Sprache. Diese Schlag-
zeile war absichtlich so irreführend, diffamierend und sensationsheischend formu-
liert. Der Bericht hingegen hat nicht das Geringste mit den bundesweiten Mon-
tagsdemos zu tun, die jede Woche in vielen Städten Deutschlands stattfinden.

Es handelt sich um einen Artikel über den schrecklichen Tod der kleinen Mi-
chelle aus Leipzig. Wer den Artikel gelesen hat, stellt fest, dass der Verfasser sehr
konstruiert die Montagsdemo in dieser Schlagzeile untergebracht hat und die Ver-
anstaltung mit dieser Formulierung in einen schlechten, sprich: beängstigenden
und radikalen Ruf bringt. Wer hat diese Überschrift eigentlich erfunden? Ist Herr
Gärtner – der Berichterstatter – dafür verantwortlich, oder wächst so etwas auf
dem Mist von Herrn Weise?

Wir wissen: Es gibt gute und schlechte Journalisten, gute und schlechte Pres-
se, aber auf dieses Niveau sollte sich auch eine Regionalzeitung nicht herablas-
sen. Dann landet sie schnell im Geruch eines „Revolverblattes“ und disqualifi-
ziert sich selbst als seriöse Zeitung. Oder meint das „täglich glücklich“ machende
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Blatt, dass es mit solchen „unglücklich“ formulierten Überschriften seinen Absatz
steigern kann? Ich weiß ein Dauerthema, um das sich unser Lokalblatt gern aus-
führlich und beharrlich kümmern kann – und als verantwortungsbewusste Presse
auch sollte: Das Sozialticket in Bremen und Bremerhaven ist überfällig!

Gudrun Binder (parteilos)

Zehn Monate in der Todeszelle: Auf der letzten Montagsdemo
sprach Wehrmachtsdeserteur Ludwig Baumann über seinen Kampf

um Rehabilitation (Rede zum Weltfriedenstag, MP3, 3.626 kB)

SPD schasst Vorsitzenden Beck
Am Samstag, dem 6. September 2008, ha-
ben wir ein gelungenes Sommerfest der Bre-
mer Montagsdemo gefeiert – mit einigen Be-
suchern: So waren auch Mitstreiter der Mon-
tagsdemo aus Hannover und ein Freund aus
Bremerhaven angereist und trugen zum Erfolg
bei. Trotz zweier Schauer wurden alle selbst-
gebackenen und gegrillten Speisen aufgeges-
sen, und unsere Spendenkasse konnte sich
füllen. Lieder von „Zartbitter“, Steffis Trompete
sowie „Konservenmusik“ und Udos Moderati-
on brachten den „guten Ton“.

Von den eingeladenen Initiativen und Par-
teien waren DKP, „Die Linke“ sowie MLPD und ihr Jugendverband „Rebell“ dabei,
außerdem der „Umsonstladen Bremen“. Henks Karikaturen gaben den weiteren
Rahmen. Horst Frehe von den Grünen war von Udo persönlich eingeladen wor-
den. Sein kurzes Statement, es sei noch viel zu tun auf dem sozialen Sektor –
„wir arbeiten dran“ – kann uns aber kaum trösten: Für viele Menschen wird die
Situation immer bedrückender!

Am Sonntag kam dann der Hammer: Die SPD schasst ihren Vorsitzenden
Beck! Der Basta-Mann und Oberstrippenzieher Schröder hat seine alten Chi-
mären Müntefering und Steinmeier neu gesattelt. Der Blässling und Schröder-
Nachmacher Steinmeier, der schon im Zusammenhang mit Murat Kurnaz unan-
genehm aufgefallen war und sich sonst, wie ein echter Bürokrat eben, immer be-
deckt hält, um nicht anzuecken, soll den Kanzlerkandidaten abgeben. Müntefe-
ring, der Hartz-IV-Einpeitscher und Leuteschinder, soll als neuer Vorsitzender den
Takt angeben. Fehlt nur noch, dass auch Rechtsaußen Clement wieder auf die
Bühne geholt wird!
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An der Spitze also das Reaktionärste vom Reaktionären, was die SPD zu bie-
ten hat. Das kann keinen hinterm Ofen hervorlocken, wieder diese Partei zu wäh-
len! Oskar Lafontaines „Linke“ hat die SPD im Saarland bereits hinter sich gelas-
sen. Wann die Wahlen genau sind, weiß noch keiner. Ich denke, dass alle, die et-
was verändern wollen, bereit sein müssen, baldmöglichst in die Offensive zu ge-
hen! Die bundesweite Montagsdemo-Bewegung ruft auf zur Großdemonstration
am 8. November 2008 in Berlin . In acht Wochen also fangen wir den Wahlkampf
an: Nein zu allen Hartz-IV-Parteien! Mobilisiert alle, die was verändern wollen!

Jobst Roselius

Eine Medienkampagne zum Durch-
setzen von Gesetzesänderungen

1. Der Gesetzgeber arbeitet an einer weiteren Ver-
schärfung der Hartz-IV-Gesetze , die den nichts
Gutes ahnen lassenden Titel „Gesetz zur Neuaus-
richtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente“
trägt. Der diesbezügliche Referentenentwurf befin-
det sich seit längerer Zeit im Gesetzgebungsver-
fahren. Es ist zu befürchten, dass neben den be-
reits zu Papier gebrachten Änderungsvorschlägen
auch weitere Verschärfungen zulasten der Betrof-
fenen vorbereitet werden. So beginnt kurz vor der
Verabschiedung dieses Gesetzes eine Medien-

kampagne, die keine Hetz- oder Diffamierungsmöglichkeit ausspart. In vorderster
Front kämpfen hier „Blöd“-Zeitung und Sat1 mit seiner Sendung für Gehirnampu-
tierte „Gnadenlos gerecht – Sozialfahnder ermitteln“.

Sie machen sich Vorurteile und Feindbilder der Gesellschaft zunutze und ver-
tiefen so ganz bewusst deren Spaltung noch weiter. Man versucht, den Zorn der
Verängstigten und Verlierer auf diejenigen zu lenken, denen es noch schlechter
geht, oder man sät Hass auf Minderheiten, die sich nicht wehren können. Bei den
Rechtsextremisten und Neonazis sind das „die Ausländer“, bei „Blöd“ eben „die
Hartz-IV-Abzocker“. Natürlich muss Betrug bekämpft werden. Aber „Blöd“ geht es
nicht um Missbrauchsbekämpfung, sondern darum, vom ärmlichen und erbärm-
lichen Schicksal von Millionen ALG-II-Beziehern und ihrer Familien abzulenken.
Es soll unter der Hand der Eindruck vermittelt werden, als würden massenhaft
Arbeitslosengeldbezieher einem Luxusleben frönen und diejenigen, die zu nied-
rigsten Löhnen arbeiten müssen, verhöhnen.
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Es verwundert mich immer wieder, dass die Bevölkerung noch nicht bemerkt
hat, dass die Gesetzesänderung nicht etwa Folge von Missständen ist, die die
Medien aufzeigen, sondern dass die Medienkampagnen der Durchsetzung von
Gesetzesänderungen dienen und die Realität zu diesem Zweck vollkommen ver-
zerrt dargestellt wird. Die Medien arbeiten dem Gesetzgeber intelligent zu, die
Bevölkerung wird manipuliert, was das Zeug hält, und alles „nur“, um die Rechte
von Hartz-IV-Beziehern weiter drastisch zu beschneiden und ihnen durch die Hin-
tertür ihre gesetzlich verankerten Grundrechte auszuhöhlen! Dabei wird verges-
sen, dass diese Grundrechte geschaffen wurden, um den Bürger auch vor Miss-
brauch durch den Staat zu schützen, wie es ihn im Dritten Reich gegeben hat.

Dieser Schutz wird durch die weiteren Verschärfungen jetzt für alle Betroffe-
nen weiter eingeschränkt werden. Dabei kann man bereits an der Anzahl der bei
den Sozialgerichten anhängigen und zu einem hohen Prozentsatz für die Betroffe-
nen erfolgreich abgeschlossenen Verfahren ersehen, dass die Betroffenen eines
wirksamen Schutzes wirklich bedürfen. Es ist richtig, dass viele Verfahren gewon-
nen werden, weil die Behörde die Formalien nicht beachtet hat. Hierbei handelt es
sich keineswegs um Kleinigkeiten, sondern fast immer um existenzielle Entschei-
dungen oder Bescheide. Oft wird erst durch das Urteil des Gerichtes durchge-
setzt, dass das Gesetz auch für ALG-II-Bezieher anzuwenden ist, dass Leistungs-
einstellungen nicht einfach beliebig als Sanktionsmittel zu missbrauchen sind!

2. Es wird mal wieder mit Atombomben auf Spatzen geschossen, wenn Arbeits-
minister Scholz noch härter gegen den angeblichen Missbrauch bei Hartz IV
vorgehen will. Unter anderem beabsichtigt er, eine schärfere Kontrolle der Ar-
beitsfähigkeit von Hartz-IV-Beziehern durchzuführen. Hierbei sollen insbesonde-
re die Krankmeldungen besser kontrolliert werden. Wie soll ein Sozialfahnder den
gesundheitlichen Zustand eines ALG-II-Beziehers kontrollieren können? Werden
hier neuerdings nur noch „Ärzte im Außendienst“ eingesetzt? Oder soll jetzt bei
einer Arbeitsunfähigkeit ein zweiter Arzt diesen Tatbestand bestätigen müssen?
Gehört das dann zur Kostendämmung im Gesundheitswesen? Oder wird Krank-
sein jetzt bereits als Missbrauch bewertet? Was in aller Welt ist denn dann erst
Leben?

Es ist auch typisch, was damit suggeriert wird, dass nämlich Krankheiten bei
Hartz-IV-Beziehern grundsätzlich als Fakes zu betrachten sind. Das kommt den
Stammtischen wieder mal schwer entgegen. Auch der Zoll soll besser ausge-
stattet werden, um Schwarzarbeit noch besser aufdecken zu können. Im Vorder-
grund stünden für ihn dabei vorgeblich eine erstklassige Arbeitsvermittlung und
eine bessere Qualifizierung Arbeitssuchender. Unglaublich, aber Scholz sagte,
dass er für den Herbst „weitere Erfolge“ am Arbeitsmarkt erwartete. Mir ist nicht
ganz klar, mit welchen neuerlichen Rechentricks er innerhalb einer Dekade Voll-
beschäftigung erreichen können will. Aber die nächste Bundestagswahl kommt
bestimmt...
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3. Derweil geht auch die Debatte über die angemessene Höhe des Hartz-IV-
Satzes weiter. Im Moment lässt sich wunderbar genau die perfide Manipulation bei
der Stimmungsmache gegen die Erwerbslosen nachvollziehen. Erst wird in be-
stimmten Intervallen die enorm hohe Kinderarmut in Deutschland beklagt und von
allen Seiten nachgerechnet, dass und warum das ALG II nicht existenzsichernd
ist. Und wenn dann eigentlich die Umsetzung dieser Erkenntnis zu höheren Re-
gelsätzen führen müsste, wird von zwei Chemnitzer Wirtschaftswissenschaftlern
eine ultra-schwachsinnige, aber brandgefährliche „Studie“ auf den Markt gewor-
fen, dass der Satz bei Hartz IV viel zu hoch sei und im Modellfall ein „gesundes,
rational handelndes Individuum“, frei von Sucht- oder anderen Erkrankungen oder
Behinderungen, neben den Kosten für die Wohnung mit 132 Euro monatlich aus-
kommen, ja sogar leben könne.

Ob hier jetzt wohl eine neue arische Rasse gezüchtet werden soll? Sollen wir
uns von nun an von frisch gepflückten Brennnesseln ernähren? Oder kann mir mal
jemand verraten, in welchem Fantasialand es ein Bett mit Lattenrost für 99 Euro,
Bettwäsche für 5,99 Euro, ein Unterhemd für einen Euro und ein Paar Socken gar
für 33 Cent zu kaufen gibt? Bekommt mensch in dem Kino mit dem Eintrittspreis
von 1,50 Euro einen ganzen Werbefilm gezeigt oder gleich ein kleines Büchlein
als Daumenkino leihweise in die Hand gedrückt? Sollten jetzt etwa nahezu acht
Millionen Menschen gezwungen werden, minderwertige Kleidung zu kaufen, die
keine lange Haltbarkeit hat? Dem Menschen muss die Freiheit bewahrt bleiben,
zumindest im Bekleidungsbereich nicht auf gebrauchte Artikel zurückgreifen zu
müssen!

Davon abgesehen lasse ich mein Leben bestimmt nicht von einem Dippel-
Kaufmann ökonomisch bewerten. Ich bin doch keine Ware! Diese Studie dient nur
einem Zweck, nämlich den gewachsenen Druck für eine dringend nötige Regel-
satzerhöhung wieder abzubauen! Jetzt heißt es außerdem noch, dass ein niedri-
gerer Regelsatz die Arbeitslosigkeit weiter senken würde! Wieso halten zwölf Mil-
lionen Betroffene eigentlich noch immer die Füße still? Der Direktor des „Ham-
burgischen Weltwirtschaftsinstituts“, Thomas Straubhaar, erdreistet sich zu der
Behauptung, dass die Höhe der Sozialleistungen bestimme, ab welchem Lohn
ein Mensch bereit sei zu arbeiten. Es ist eine Frechheit, unnachgiebig weiter zu
behaupten, dass die Erwerbslosen sofort Arbeit fänden, wenn sie es denn nur
wollten, sobald sie durch zu niedrige Transferleistungen zur Arbeitsaufnahme ge-
zwungen werden können. Wie soll man zur Annahme von etwas gezwungen wer-
den, das es nicht gibt, nämlich ordentliche Arbeitsplätze?

Der Sozialforscher Meinhard Miegel bläst mit seiner Behauptung, höhere So-
zialleistungen wären kontraproduktiv und würden nur die „Anreize“ erhöhen, nach
Deutschland einzuwandern und keine Arbeit aufzunehmen, ins gleiche Horn. Au-
ßerdem „rät“ er zu einem „kritischen Blick“ auf die seiner Ansicht nach „weithin
glorifizierte“ Lebensform der Alleinerziehenden. Diese stellten ebenfalls einen ho-
hen Anteil der Einkommensschwachen. Er halte es für falsch, die Konsequenzen
des Zerfalls dieser Familien auf den Staat abzuwälzen. Er verlangt, über die Kos-

602

http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-576782,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-576782,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-576376,00.html
http://www.tu-chemnitz.de/wirtschaft/bwl4//interessantes/Soziale_Mindestsicherung_2008_komplett.pdf
http://www.heise.de/bin/tp/issue/r4/dl-artikel2.cgi?artikelnr=28645&amp;mode=print
http://www.heise.de/bin/tp/issue/r4/dl-artikel2.cgi?artikelnr=28645&amp;mode=print


ten dieser Alimentierung müsse offen gesprochen werden. Sollen jetzt vielleicht
die Kinder von erwerbslosen Alleinerziehenden zur Adoption freigegeben werden,
damit der Staat nicht für sie aufkommen muss? Leider gibt es im deutschen Straf-
recht keinen Paragraphen, der den Tatbestand „Aufruf zu Sklaverei“ behandelt.
Bevor „Fachleute“ und sogenannte Politiker irgendwelche wirren Vorschläge ma-
chen, sollten sie erst einmal nachsehen, ob diese überhaupt legal sind!

4. Mit einem „Energiesparbonus“ will Bundeswirtschaftsminister Michael Glos er-
reichen, dass Verbraucher ihre Stromkosten um bis zu bis 340 Euro jährlich
senken können. Mit einem Zuschuss von 150 Euro sollen Verbraucher dazu be-
wegt werden, Stromfresser gegen moderne und sparsame Herde, Kühlschränke,
Waschmaschinen oder Trockner auszutauschen. Dies habe nachhaltigere Wir-
kungen als Sozialtarife oder Steuersenkungen, erklärte Glos gestern in Berlin.
Selten habe ich größeren Blödsinn gelesen. Denn von Sozialtarifen oder einer
Begrenzung der Profitmaximierung der Stromerzeuger hätten auch diejenigen et-
was, die am meisten unter den mörderisch hohen Stromrechnungen zu leiden
hätten. Wenn die Regelsätze für ALG-II-Bezieher schon nicht zum Leben ausrei-
chen, kommt es einer finanziellen Katastrophe gleich, wenn mal der Kühlschrank
oder, noch schlimmer, die Waschmaschine kaputtgeht.

Weil die einmaligen Beihilfen durch das menschenverachtende Hartz IV ab-
geschafft wurden, muss dann „einfach nur“ ein neues Haushaltsgerät her, das
selbstverständlich nicht viel kosten darf. So ist es also überhaupt nicht die Frage,
ob Menschen dazu bewegt werden können, energiesparende Geräte anzuschaf-
fen, sondern was sie sich momentan leisten können. Von Hartz IV lässt sich re-
al nichts ansparen! Von daher ist es eine infame Lüge zu behaupten, dass die-
ser sogenannte „Energiesparbonus“ besser sei als ein Sozialtarif. Dennoch kann
die Regierung nach außen hin so tun, als ob sie sich wirklich Gedanken darum
mache, wie sie ihrer Bevölkerung helfen könne, die explodierenden Energiekos-
ten zu bezahlen. Herausgekommen ist eine ebensolche Mogelpackung wie bei
der geplanten Erhöhung des Kindergeldes und des Kindergeldzuschusses. Bei-
de Maßnahmen werden an den ärmsten und bedürftigsten Kindern vollkommen
vorbeigehen.

Den Kindern von Hartz-IV-Beziehern wird ihr Kindergeld zu 100 Prozent auf
ihren ohnehin schon viel zu mageren Regelsatz angerechnet, sprich: davon ab-
gezogen. Ein höheres Kindergeld würde ihnen also keinen einzigen Cent mehr
bringen! Den Kindergeldzuschuss können auch nur die Eltern nutzen, die über
ein geringes Einkommen in einer ganz bestimmten Höhe verfügen. Mittels die-
ses „Synergie-Effektes“ können davon einige wenige Eltern aus der Klasse der
Working Poor profitieren. Gleichzeitig fallen sie nicht in Hartz IV, womit auch die
Arbeitslosenstatistik aufgehübscht werden kann und wir der Vollbeschäftigung im
Niedriglohnbereich immer näher kommen! Wer arbeitslos ist, der soll Freiwild blei-
ben, rechtloser Paria – das passt dann ganz wunderbar zu dem Ausspruch von
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Franz Müntefering vor zehn Monaten, dass wer nicht arbeitet, auch nicht zu es-
sen brauche!

5. Seit einer Woche gehöre ich selbst zu den in Vollzeit arbeitenden ALG-II-Be-
ziehern. Ich mache mein Anerkennungsjahr als staatlich geprüfte Erzieherin in ei-
nem Kindertagesheim in der Neustadt. Ich finde, dass ich zu beneiden bin, weil
ich in einer Einrichtung arbeiten darf, in der ein sehr angenehmes Betriebsklima
herrscht, mit netten, offenen und wohlmeinenden Kolleg(inn)en und liebenswer-
ten, manchmal aber auch anstrengenden kleinen Kindern. Ich komme bereitwil-
lig in diese Einrichtung, weil ich mich auf meine Arbeit freue, gerne mit solch au-
thentischen jungen Menschen zusammen bin und an ihren Einfällen, ihrer Ent-
wicklung teilhaben kann. Ich schätze die Gespräche mit den Kolleg(inn)en, das
Gefühl, angenommen und gebraucht zu werden. Das hat nicht jede(r)!

So freue ich mich, den vielen Horrorgeschichten über die Zwangsarbeit, in
die viel zu viele Hartz-IV-Bezieher gesteckt werden, auch mal eine positive Ge-
schichte entgegensetzen zu können. Zu bemängeln habe ich allerdings, dass in
Deutschland, speziell in Bremen, Erzieher(innen) grottenschlecht bezahlt werden.
Dabei übernehmen wir mit der Arbeit an sehr jungen Menschen eine enorm ver-
antwortungsvolle und wichtige Aufgabe, die finanziell nicht wertgeschätzt wird!
Ich werde mein Bestes geben, wenn ich versuche, mein Wissen, meine Empathie
und meine Lebenserfahrung, auch durch die Erziehung meiner eigenen Kinder,
mit einfließen zu lassen.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Ein Satz, zwei Lügen: Putschmeier und Müntekahlschlag „haben die
Sozialdemokratisierung Europas hinbekommen“ („Spiegel-Online“)

„Adolf Nazi war ein charismatischer Redner“:
Schmidt-Schnauze ist das auch („Linkszeitung“)

Verschaukelt, missbraucht
und gedemütigt

Erst ein schönes Sommerfest, dann der Peitschenknall bei der SPD. Zur 197.
Montagsdemo in Bremen am 8. September 2008 um 17:30 Uhr auf dem Markt-
platz kamen über 40 Personen. Höchst lebendig ging es zu. Viele teils sehr spon-
tane Redebeiträge gaben ein Bild von der Gefühlslage vieler Menschen, die sich
von diesem Staat, dieser Regierung und dieser Bürokratie verschaukelt, miss-
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braucht und gedemütigt fühlen. Kommt alle her! Die Montagsdemo ist das Forum,
um die Missstände anzuprangern und die Menschen wirklich aufzuklären!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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198. Bremer Montagsdemo

am 15. 09. 2008

Brückensong
1. (Kata)Strophe:

Unter Bremer Brücken sollt ihr pennen
Eure Sozialverpflichtung kennen
Nicht dauernd zu den Ämtern rennen
Und ständig wegen Wohngeld flennen!

2. (Kata)Strophe:
Unter Bremer Brücken sollt ihr pennen
Euren sozialen Status kennen
Möglichst täglich euch einen brennen
Und euch von Aufstiegshoffnung trennen!

Postkarten von Henk „Skurrilio“ Dijkstra (par-
teilos) mit diversen absurden Hartz-IV-Motiven
sind zum Preis von einem Euro auf der Mon-
tagsdemo erhältlich

Schwarzer Montag: US-Regierung lässt viertgrößte Investmentbank
des Landes in die Pleite rasseln („Spiegel-Online“)

Die Politik gegen das Volk abwählen
Die „Linken“ seien keine Demokraten, so die Aussage von Herrn Dr. Rösler, FDP,
zitiert aus dem „Weser-Kurier“ vom 15. September 2008. Was Herrn Wulff betrifft,
lesen Sie doch bitte selber nach, ich möchte so eine Aussage nicht kommentie-
ren. Demokratie heißt: Das Volk entscheidet! Bei vielen Menschen hat sich ein
falsches Demokratieverständnis breitgemacht. Wie heißt es doch so schön: Die
sogenannten Volksvertreter machen sowieso das, was sie wollen. „Können sie
auch“, ist die Meinung der meisten Bürger, „ich gehe nicht mehr zur Wahl!“ In mei-
nen Augen ist das allerdings die falscheste aller Maßnahmen. Wir sollten im Ge-
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genteil alle zur Wahl gehen und diese Herrschaften, die uns das Leben schwer-
machen, ein für alle mal ganz demokratisch abwählen!

Der Satz „Das Volk entscheidet“ stimmt leider
nicht, denn die Mehrheit der Bevölkerung wollte kei-
ne Privatisierung von bestimmten Unternehmen, sie
wollte solch eine Gesundheits- und Rentenreform
nicht, auch keine Billiglöhne und vor allem nicht von
den Politikern hinters Licht geführt werden! Wer eine
Politik gegen den Willen des Volkes macht, sollte sich
fragen lassen, ob er wirklich demokratisch handelt
und nicht nur mit den Fingern auf andere zeigt. Wer
gegen den Willen der Bevölkerung verstößt, handelt
mit Vorsatz und muss abgewählt werden, ganz de-
mokratisch! Es hilft auch nicht, die Spitzen der Par-
teien mit anderen Leuten zu besetzen, wie es jetzt
bei der SPD geschah. Da sollte man auch eher auf

den Rat der gegnerischen Partei hören! Wie sagte doch Herr Lafontaine: „Solan-
ge die Umstände beziehungsweise die Gesetze, die zur Armut führen, nicht ge-
ändert werden, so lange werden wir profitieren.“ Wenn das keine Hilfe „durch die
Blume“ war, was dann? Aber von den „Linken“ nehmen wir natürlich keine Lehren
an, wir bleiben lieber unserer Linie treu und hoffen auf Einigkeit durch den soge-
nannten Fraktionszwang!

Der Untergang der SPD begann mit der Entfernung vom Sozialstaat, und
wenn „Willi“ noch da wäre, würde er euch schon die Leviten gelesen! Da er das
aber nicht mehr kann, macht es nun der Bürger. Dann viel Erfolg zur Bayernwahl!
Noch ein Tipp von einem Rentner: Das ganze Theater würde aufhören, wenn
man die Koalition sofort verlässt. Dann gewinnt zwar die CDU die nächste Wahl,
aber die SPD gewinnt wieder an Profil und ist wahrscheinlich auch eine gute
Opposition. Dem Volk würde es auch zugute kommen. Die CDU wird die nächste
Wahl sowieso gewinnen, denn wie sagt man doch so schön: Die Linken haben
ein Talent, sich selbst zu zerfleischen. Ob der Wähler diesmal genau aufpasst,
wen er wählt? Wie sagte doch ein Sprecher in der „Tagesschau“: „Zwei Millionen
Arbeitsplätze sind neu entstanden, aber die meisten leider nur im Billigsektor.“

Udo Riedel (parteilos)

Links wirkt: Kurz vor den Landtagswahlen erhöht die Stadt München
den Hartz-IV-Regelsatz auf 372 Euro („Erwerbslosenforum“)

Volksvermögen wird geplündert: Bush will der Finanzwirtschaft Hunderte
Milliarden Dollar an Steuergeld in den Rachen werfen („Focus“)
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Unvorstellbare Gräueltaten der Sol-
daten aus demokratischen Ländern

1. Am 1. September 2008 war Antikriegstag. Die
Bundeswehr hat inzwischen weitere Verluste zu be-
klagen. Sieht der Dank des Vaterlandes so aus?
Natürlich kann mensch sich darüber streiten, ob ein
Badeunfall eine Hinterbliebenenversorgung aus-
löst. Nur im Einsatzgebiet ist selten eine Absiche-
rung durch eine Lebens- oder Unfallversicherung
möglich. Hier ist die Fürsorgepflicht des Arbeitge-
bers Bundeswehr weiter zu fassen! In Jugoslawien
war ein Schützenpanzer der Bundeswehr von der
Straße abgekommen und eine Böschung herunter-

gefallen. Die Hinterbliebenen eines Soldaten haben erfolglos auf Hinterbliebenen-
versorgung geklagt.

Das Versorgungsamt lehnte ab, weil dies ein Unfall ohne Feindberührung war.
Vor dem Einsatz hatte der Soldat versucht, eine Lebensversicherung abzuschlie-
ßen. Aufgrund des bevorstehenden Auslandseinsatzes lehnte die Versicherungs-
gesellschaft diesen Antrag ab! Ein privater Arbeitgeber, der Kraftfahrer beschäf-
tigt, muss für diese Fahrzeuge eine Vollkaskoversicherung abschließen, um sei-
ne Mitarbeiter vor Regressansprüchen zu schützen. Arbeitgeber, die diesen Ver-
sicherungsschutz nicht herstellen, müssen ihre Mitarbeiter so stellen, als ob die-
ser Versicherungsschutz gegeben sei. Die Arbeitsgerichte haben so entschieden,
weil Autoführen eine gefahrgeneigte Tätigkeit ist. Daraus abgeleitet muss die Bun-
deswehr für umfassenden Schutz der Soldaten besonders in Einsatzgebieten sor-
gen. Da die Bundeswehr insgesamt keine Versicherungen abschließt, muss die
Bundeswehr selber die Deckung gewährleisten!

Im „Weser-Kurier“ vom 13. September 2008 stand die Geschichte eines Rück-
kehrers aus dem Irak. Seine Frau sagt: „Er konnte wunderbar albern sein. Der
verdammte Irak, er hat die Seele aus ihn herausgesagt und mir eine leere Hülle
zurückgegeben, einen Alkoholiker noch dazu.“ Verschärft wird die Lage noch da-
durch, dass das Versorgungsamt diese Arbeitsunfähigkeit nicht akzeptiert. 2.772
Dollar monatliche Rente würde Josh Runner erhalten. Jetzt leben sie von 1.000
Dollar Krankengeld des vorherigen Arbeitgebers. Dies reicht nicht, um die mo-
natlichen Raten zu bedienen (650 Dollar für das Haus, 400 für das Auto). Diese
Krankengeldzahlung wird demnächst eingestellt. Sie fürchten um ihr Haus. Sein
Arzt sieht keine Hoffnung. Bei einer Fehlzündung nimmt er volle Deckung. Unter
einem Karton auf der Straße vermutet er einen Sprengsatz. Jegliche Abweichung
von der Norm erzeugt erheblichen Stress mit unkontrollierbaren Reaktionen. Auf
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der Bowlingbahn setzt er sich nicht, solange andere stehen. Nie dreht er Men-
schen den Rücken zu.

Es gibt kein Schlüsselerlebnis für diese Belastung. Es war von ersten bis
zum letzten Tag eine einzige Hölle. 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Wo-
che konnten Geschosse einschlagen. Da waren die Kinder, die auf die Humvees
der Amerikaner zuliefen, weil sie Süßes wollten – und überrollt wurden, wenn sie
Pech hatten. Die Parole für diesen Einsatz als Vergeltung nach dem 11. Septem-
ber 2001 lautete: „Halunken in den Hintern treten“ Die Soldaten haben sich den
falschen Hintern vorgenommen. Sie werden verheizt! Sie sind ebenso Opfer des
„9/11“ wie die Menschen in den Türmen, im Irak oder in Afghanistan.

Über 80 Prozent aller Amerikaner sind der Meinung, dass der offizielle Un-
tersuchungsbericht zu „9/11“ falsch ist. Schaut selber im Netz! Es ist erwiesen,
dass der Kriegsgrund für den Irak-Krieg durch die Anfertigung von gefälschten
Papieren und wunschgemäßen Berichten geliefert wurde. Trotzdem wird weiter-
gemordet, im Irak, in Afghanistan und anderswo, zum privatem Vorteil der Clique
um Bush. Herr Bush hat eine weitere Verschärfung der Lage befohlen! Die net-
te Umschreibung lautet: „Bush gibt grünes Licht für Bodeneinsätze in Pakistan“.
Dieses Land hat verhalten auf Grenzüberschreitungen der US-geführten Truppen
aus Afghanistan reagiert. Pakistan möchte Auskunft. Scheinbar ist der Einsatzbe-
fehl von Bush dort noch nicht wahrgenommen worden! Wenn Pakistan sich wehrt,
haben die US-geführten Truppen, zu denen auch die Bundeswehr gehört, ein er-
hebliches Problem. Ob Deutschland gefragt wurde? Wetten, dass nicht einmal
auf der politischen Ebene informiert wurde? Die Bundeswehr ist im Kampfeinsatz!
Wofür? Wo bleibt da der Frieden?

Die unvorstellbaren Gräueltaten der Soldaten aus den demokratischen Län-
dern und die Auswirkung der Uran-Munition werden viel Hass erzeugen! Nicht
die Vermeidung von Terror wird erreicht, sondern die Bereitschaft zum Terror
als Vergeltung. Mindestens 38 Menschen wurden inzwischen in Pakistan getötet,
das macht circa 100 Erzfeinde für die US-geführten Truppen! In dieses den Sol-
daten befohlene Verhalten der demokratischen Staaten im Irak, in Afghanistan
und anderswo passt auch der Umgang des Versorgungsamtes mit den Kriegs-
rückkehrern! Mit Herrn Steinmeier werden diese Kriege nicht zu beenden sein.
Deutschland hat sich im EU-Vertrag zur Lieferung von Soldaten verpflichtet! Herr
Steinmeier unterstützt Diktaturen, die Kriegsherde von morgen!

Das „Bremer Friedensforum“ ruft auf zur Demonstration in Berlin am Sams-
tag unter dem Motto „Bundeswehr raus aus Afghanistan! “, das sicherlich um
ein „und anderswo“ zu ergänzen wäre. Busse fahren ab Bremen um 6 Uhr vom
ZOB. Fahrkarten gibt es beim „Bremer Friedensforum für 20 und 15 Euro (ermä-
ßigt), erhältlich bei Margot Konetzka, Telefon 352 253, oder Ernst Busche, Tele-
fon 355 816. – Eine „Mahnwache zur Rüstungshochburg Bremen “ veranstalten
„Bremer Friedensforum“ und „Deutsche Friedensgesellschaft“ am Freitag , dem
19. September 2008 , von 13 bis 14 Uhr vor dem „Kapitel 8“ an der Domsheide .
Die Bundeswehr sitzt mit ihrer Wehrdienstberatung in der Großen Sortillienstra-
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ße 60. Oberleutnant Grimm, abschließen und zurück in die Kaserne, marsch,
marsch! Keiner hat das Recht zu gehorchen (Hannah Arendt)!

2. Herr Ackermann hat sich bei der Postbank eingekauft und hofft auf ein baldi-
ges Ende der Finanzkrise , so der „Weser-Kurier“ vom 11. September 2008. EZB-
Präsident Trichet glaubt im Gegensatz zu Deutsche-Bank-Chef Ackermann nicht
an ein baldiges Ende der weltweiten Finanzkrise. Ohne die Rettungsaktion des
US-Finanzministers für die beiden Hypothekenfinanzierer Fannie Mae und Fred-
die Mac würden wir uns in einer anderen Welt befinden; auch europäische Kre-
ditgeber wären betroffen. Trichet mahnt zu Wachsamkeit. Auf der gleichen Sei-
te ist die Schieflage von Lehmann Brothers beschrieben, der viertgrößten US-
Investmentbank. Sie erlitt einen Rekordverlust von 2,8 Milliarden Euro im dritten
Quartal 2008 und will Konzernteile verkaufen. „Es ist unklar, ob die amerikani-
sche Regierung Lehman Brothers hilft. Viele Analysten an der Wall Street glau-
ben, dass mit Rettungsaktionen Schluss sein müsse. Das Schatzamt hat schon
so viele Belastungen für den Steuerzahler übernommen, dass es nicht mehr die
Kapazität hat, die Lasten von Lehman zu übernehmen“, sagte ein Analyst.

Womit rechnet Herr Trichet? Mit der vorstehend genannten Überlastung des
amerikanischen Schatzamtes? Nein, diese Notlage war in dem Artikel überhaupt
noch nicht erwähnt. Wie wird Europa reagieren, wenn das amerikanische Schatz-
amt die Unterstützung versagt? Eine große Bankpleite reicht! Womit rechnet Herr
Trichet? Mit der Ehrlichkeit der Banken? Wohl kaum! Erst ein Liquiditätsmangel
bringt die Verluste an die Öffentlichkeit. Daher wachsam sein und den Kollegen
auf die Schliche kommen, siehe vorherige Bremer Montagsdemos, oder es ein-
fach sein lassen! Diese Rettungsaktionen nutzen nur Menschen mit viel Geld. Die
EU nutzt die Chance: Das deutsche Bankensystem mit drei Säulen soll schon lan-
ge gekippt werden. Private Banken sollen auch Sparkassen und Landesbanken
kaufen können. Die raffsüchtigen Spekulationen der Landesbanken haben diese
Flanke verwundbar gemacht. Die Kreditverkäufe der Sparkassen und die damit
verbundenen Ungereimtheiten lassen an der Schutzwürdigkeit mancher Sparkas-
sen zweifeln!

Wenn die West-LB nicht bald auf sicheren Beinen steht, hat die EU das deut-
sche Drei-Säulen-Modell gekippt. Der Steuerzahler hat bereits zwölf Milliarden
Euro für diese Sicherheit gezahlt. Viele Mitarbeiter haben ihren Arbeitsplatz ver-
loren. Wenn die Sparkassen als Anteilseigner nicht nachlegen, wird die West-LB
privatisiert, wahrscheinlich mit nochmals viel Steuergeld als Brautschmuck! Aller-
dings ist dies nicht der erste „Sündenfall“: Die IKB als Tochter der KfW ist eben-
falls eine staatliche Bank gewesen und wurde an einen Finanzinvestor verkauft.
Die HSJ Nordbank ist ein Zusammenschluss der Landesbanken von Hamburg
und Schleswig-Holstein. Der bisherige Abschreibungsbedarf beträgt 1,8 Milliar-
den Euro, so der „Weser-Kurier“ vom 9. September 2008. „Die Krise wird sich
noch mindestens 18 Monate bis ins Jahr 2010 hinziehen“, meint Bankchef Hans
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Berger. Er weiß bestimmt, was die Bank noch im Keller hat! Die HSH baut 150
Arbeitsplätze ab: Die Spielkasinos werden verkauft.

Soweit bis Sonntag, den 14. September 2008. Aktuell hat das US-Schatzamt
entschieden, keinerlei Unterstützungsleistungen für Lehman Brothers zu über-
nehmen. Die Bank hat Schutz vor den Gläubigern beantragt und wird Insolvenz
anmelden. Die Niederlassung in Deutschland wurde von der Bafin sozusagen be-
schlagnahmt, um die Vermögenswerte zu sichern. Die EZB hat weitere 30 Milli-
arden Euro für den Kapitalmarkt bereitgestellt, zusätzlich zu den bisherigen 260
Milliarden. Die Deutsche Bank hat mit neun anderen Banken einen Feuerwehr-
fonds aufgelegt, Volumen: 70 Milliarden Dollar. Die Beteiligten können sich kurz-
fristig bedienen. Die Bundesregierung räumt ein, dass diese Krise sich über das
Wachstum auch im Bundeshaushalt niederschlagen könnte. Gesagt hat das ein
Sprecher von Finanzminister Peer Steinbrück. Der Name wurde in der Nachricht
nicht genannt. Verschwiegen wurde, dass Deutschland bereits circa 100 Milliar-
den Euro für die Rettung der Banken ausgegeben hat. Deutschland hat alle Re-
gister gezogen, damit nur ein Teil davon aus dem Haushalt ersichtlich ist. Hier-
zu gehören etwa Neugründungen und Auslagerungen nach Irland, Forderungs-
verzicht, reduzierte Gewinnausschüttung von Bundesbeteiligungen oder Aussa-
geverbot für Beamte, siehe vorherige Bremer Montagsdemos!

3. Jetzt komme ich zum Lissabonner Vertrag – nein, auch bei den Punkten 1 und
2 liegen die Ursachen und Rahmenbedingungen schon in der Lissabonner Stra-
tegie! Viele sagen, Deutschland müsse es ja nicht so machen, wie es im Lissa-
bonner Vertrag steht. Doch die EU droht Deutschland mit Klage und Strafgeld
in Millionenhöhe, weil Deutschland es nicht so macht, wie die EU möchte! Das
VW-Gesetz wurde nach Aufforderung der EU geändert, die Neufassung von der
EU jedoch nicht akzeptiert. Deutschland wurde zur Korrektur aufgefordert, und
jetzt wird mit Klage und Strafgeld gedroht. Das VW-Gesetz wird im Widerspruch
zur Freiheit des Kapitalverkehrs gesehen, die im Lissabonner Vertrag garantiert
ist! Kein Staat darf den Kapitalverkehr einschränken. Damit haben die Heuschre-
cken eine sichere Basis! Laut einem Statement zur Finanzkrise und zu demokra-
tischen Alternativen vom Juni 2008 möchte „Attac“ diesen freien Kapitalverkehr
einschränken. Dieser Lissabonner Vertrag muss geändert werden!

4. Für die Sanierung der Kliniken wurde Herr Diethelm Hansen eingekauft. Der
hat einfach Personalabbau durch auslaufende Arbeitsverträge verordnet. Mitar-
beiter und Betriebsrat haben verdeutlicht, dass dies nicht geht. Trotz Maulkorb für
die Mitarbeiter(innen) hat sich gesunder Menschenverstand herumgesprochen!
Herr Hansen will jetzt externe Unterstützung, ein Gutachten soll her. 700.000 Eu-
ro will Herr Hansen dafür bezahlen lassen, damit er nicht selber planen muss!
Hat Herr Hansen keine Ahnung von Personalplanung und davon, wie interne Res-
sourcen genutzt werden?
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Sozialsenatorin Rosenkötter hat mit dem Personal kein glückliches Händ-
chen! Sie hat ein erhebliche Defizit im Haushalt ihres Ressorts. In der Vorlage
für die Sitzung der Sozialdeputation waren circa 11,2 Millionen Euro als nicht er-
wartetes Minus genannt, das im senatorischen Haushalt nicht ausgeglichen wer-
den kann. Die Überschreitung der Personalausgaben von 2,8 Millionen Euro wird
mit anderen Haushaltsansätzen auf 1,5 Millionen reduziert. Soweit die Vorlage.
Einige Stunden später heißt es, allein das Minus im Sozialressort betrage nach
jetzigem Stand rund 38 Millionen Euro! Der Controllingbericht wurde veröffent-
licht. Von 11,2 plus 1,5 gleich 12,7 auf 38 Millionen Euro, innerhalb weniger Stun-
den! Controlling dient eigentlich zur Kontrolle bereits feststehender Fakten. Fehlt
es an einer aussagefähigen Buchhaltung? Ist Frau Rosenkötter eine unglückliche
Personalentscheidung?

Frau Linnert, es wird Zeit für die Haushaltssperre! Die ausstehenden Än-
derungen zur Anpassung an das Bundesrecht für die ALG-II-, Sozialgeld- und
Grundsicherung-Betroffenen wird noch erhebliche unabwendbare Ausgaben ver-
ursachen und das Haushaltsloch im Sozialressort vergrößern. Die Mietobergren-
zen und die Deckelung der Heizkosten sind unakzeptabel und nicht gerichtsfest.
Selbst bei diesen verminderten Ansprüchen werden die Betroffenen übervorteilt!
Bei „Gewos“ wird die Kasse klingen: Frau Rosenkötter hat erneut ein Gutachten
zu den Kosten der Unterkunft in Auftrag gegeben. Warum eigentlich? Hoffentlich
wird nicht wieder nur ein nicht gerichtsfester Bericht daraus, so wie beim letzten,
dem zweiten Mal, der aber 30.000 Euro kostete. Hat Bremen diese „Schlechtleis-
tung“ voll bezahlt? Weil Bremen es so wollte?

Nicht einmal die Urteile des Bundessozialgerichts wurden richtig berücksich-
tigt. Der Auftragnehmer „Gewos“ ist offenbar auch nicht zertifiziert, jedenfalls steht
kein Zertifikat auf der Internetseite mit der Kundenliste. Wie viel Steuergeld hat
die Ratlosigkeit des politischen Personals schon verbrannt? Finanzsenatorin Lin-
nert möchte auch zusätzliches Geld für die Gesundheit der Beschäftigten im „Sie-
menshochhaus“ ausgeben. Eine neue Arbeitsgruppe soll es richten, dabei hat
doch erst die „Bauabteilung“ des Senats mit dem Eigentümer einen Vergleich
über das Wohlbefinden der Mitarbeiter in diesem Gebäude getroffen. Bremen hat
erheblich draufgelegt! Wieso muss erneut nachgebessert werden? Hat Bremen
einen Regressanspruch, oder ist es der Vermieter, der diesmal die Kosten über-
nehmen muss? Die Arbeitsgruppe muss sich sputen, bevor die Haushaltssperre
greift!

Bolivien ist weit weg. Dort droht eine Auseinandersetzung zwischen armen
und reichen Provinzen zu eskalieren. Die Provinzen mit Bodenschätzen möchten
den anderen weniger, möglichst nichts abgeben. Die Menschen aus den armen
Provinzen wollen sich ihren Anteil holen. Es sollen gleiche Lebensverhältnisse in
allen Landesteilen möglich sein. Ist Bolivien wirklich so weit weg? Ja! Wir haben
Hoffnung auf eine gütliche Einigung und die Einhaltung der „Spielregeln“ durch
den Senat und die anderen Bundesländer. – Bürgermeister Böhrnsen setzt sich
lobenswerterweise für die Arbeitsplätze bei der Telekom ein. Er erinnert den Kon-
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zern an die regionalpolitische Verantwortung. Jens Schnitker hat bereits auf die
Scheinheiligkeit hingewiesen, dass Herr Böhrnsen sich nicht zur Verantwortung
der Freien Hansestadt Bremen für ihre Kliniken und die dort erforderlichen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bekannt hat. Dies fehlt!

5. Auch die Rente mit 67 steht in der Lissabonner Strategie und damit im Lissa-
bonner Vertrag. In der „Mitteilung der Kommission über die Umsetzung der Grund-
züge der Wirtschaftspolitik 2003 bis 2005“ heißt es auf Seite 53:

„Die Reformen zielen auf die Zusammenhänge zwischen Rentensyste-
men und Arbeitsmarktentwicklung. Mehrere Mitgliedstaaten haben sich
um mehr Transparenz und bessere Arbeitsanreize bemüht, um den Zu-
sammenhang zwischen dem Rentensystem und der Arbeitsmarktent-
wicklung in mehrfacher Hinsicht zu verbessern. Im Zuge ihrer Bemühun-
gen um eine engere Verknüpfung von Rentenbeiträgen und -ansprüchen
will die österreichische Regierung alle Rentenversicherungssysteme
harmonisieren und ein integriertes einheitliches Rentensystem einfüh-
ren; dabei wird auch über die Einrichtung persönlicher Pensionskon-
ten nachgedacht. In Italien will die Regierung den Beitragssatz zur ge-
setzlichen Rentenversicherung für neu eingestellte Arbeitskräfte absen-
ken. Griechenland führt die Errichtung eines einheitlichen Sozialversi-
cherungssystems mit einer einzigen Verwaltungsbehörde fort, wobei für
alle Arbeitnehmer einheitliche Konditionen, Anspruchsvoraussetzungen
und Rentenberechnungsmethoden eingeführt werden sollen.

Um die Erwerbstätigenquoten bei älteren Arbeitnehmern zu heben,
müssen Anreize für ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt
beseitigt und Anreize für einen längeren Verbleib im Erwerbsleben ge-
schaffen werden. In Österreich werden Vorruhestandsregelungen all-
mählich abgeschafft. Sowohl die französischen als auch die österreichi-
schen Reformen haben die finanziellen Anreize für Arbeitnehmer, auch
nach Erreichen des Rentenalters erwerbstätig zu bleiben, gestärkt. In
Frankreich haben die Arbeitgeber Anreize erhalten, ältere Arbeitskräf-
te einzustellen beziehungsweise sie nicht zu entlassen oder zum Eintritt
in den Ruhestand zu anzuhalten. Durch die französische Reform wur-
de der gleichzeitige Bezug einer Rente und eines zusätzlichen Erwerb-
seinkommens erleichtert. In Deutschland wurde eine Anhebung des ge-
setzlichen Renteneintrittsalters vorgeschlagen, während die italienische
und die portugiesische Regierung eine Altersrentenberechnungsmetho-
de einführen wollen, die bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Erwerbs-
leben gewisse Nachteile vorsieht.“ – Es lohnt sich, auch die Seiten da-
vor und danach zu lesen!

Die Veröffentlichung der Bundesregierung erfolgte ohne jeglichen Hinweis auf die
Verpflichtung im Lissabonner Vertrag, ebenso diejenige des DGB! Warum werden
nicht Ross und Reiter genannt? 70 Prozent aller Entscheidungen werden „in Eu-
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ropa“ getroffen. Unser politisches Personal muss diese Vorgaben umsetzen oder
kündigen! Keiner hat das Recht zu gehorchen!

6. Das ehemalige Bergwerk Asse darf nicht mehr besichtigt werden. Die Anwoh-
ner protestieren gegen die Gefährdung durch das Atommüllager und die von dort
ausgehenden Transporte. Die SPD möchte keinen Asse-Ausschuss: Es sei so-
wieso schon alles bekannt. Das Thema ist vom Tisch! Ich glaube, dies sind zwei
Irrtümer. Den Wunsch der SPD kann ich verstehen: Fraktionschef Jüttner war Um-
weltminister in Niedersachen. Er ist persönlich für einen Teil dieser laienhaften
Handhabung von Atommüll verantwortlich! Die Union will trotzdem nicht von der
Atomkraft lassen: Die Atomkraftwerke sollen länger laufen. Der Vorteil für die Kon-
zerne beträgt 50 Milliarden Euro. Davon sollen 40 Milliarden in einen Fonds zur
Senkung der Stromkosten fließen. Kauder, vergiss es! Verstrahlung ist nicht rück-
nehmbar! Es geht anders! Die EU hat sich im Lissabonner Vertrag zur Förderung
der Atomkraft verpflichtet, ohne vorherige Abstimmung. Keiner hat das Recht zu
gehorchen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Die Dachorganisation der Erwerbs-
loseninis wird wieder aufleben!

1. Die „Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerbslo-
sen- und Sozialhilfeinitiativen“ rappelt sich wieder
hoch! Am 12. und 13. September 2008 fand hier in
Bremen – im „Linkstreff“ am Buntentorsteinweg – ein
Bundestreffen der Koordinierungsgruppe statt, auf
dem nach dem Insolvenzantrag erste Weichen für ei-
ne Neugründung gestellt wurden. Zu diesem Zweck
wird vom 7. bis 9. November 2008 eine Fachkonfe-
renz aller Erwerbsloseninitiativen in der Jugendher-
berge Meppen in Ostfriesland stattfinden. Bis dahin
sollen der Entwurf einer neuen Satzung sowie Eck-

punkte für eine neue Vereinsstruktur erarbeitet werden. Die bisherigen Betäti-
gungsfelder werden zusätzlich auf die Bereiche „Prekär Beschäftigte“ und „Bezie-
herinnen und Bezieher des Kindergeldzuschlages“ ausgedehnt.

Es wurden bereits Hunderte von Unterschriften gesammelt, und es gab zahl-
reiche Solidaritätsbekundungen aus den Initiativen, aus Kreisen der Gewerkschaf-
ten und der Wohlfahrtsverbände. Um der Sache weiteren Schwung zu verleihen
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und dabei mit Nachdruck auf die absolute Unverzichtbarkeit einer bundesweiten
Dachorganisation verstärkt hinzuweisen, läuft die Unterschriftenkampagne noch
bis Ende September weiter. Bis dahin bleibt die Geschäftsstelle in Frankfurt auf
jeden Fall geöffnet. Wie es mit dem Insolvenzverfahren weitergeht und wie die
späteren Rückzahlungsmodalitäten aussehen sollen, hängt zum großen Teil vom
guten Willen der zuständigen Richterin ab. Nach Einschätzung des Vorstandes
stehen die Chancen für einen Neuanfang recht gut, und soeben ist auf der Websi-
te des Vereins auch eine entsprechende Erklärung erschienen. Es gibt nach dem
Bremer Treffen die einmütige Auffassung, dass die BAG-SHI auf jeden Fall – un-
ter welchem künftigen Namen auch immer – wieder aufleben wird!

2. „Wie steht es derzeit um die SPD?“ lautet dagegen die „Frage der Woche“ in
der „Kreiszeitung Syke“ vom 13. September 2008. Die SPD ist, so wie sie jetzt ist,
ein „Auslaufmodell“. Es soll uns doch niemand weismachen wollen, dass diese
Partei des Sozialkahlschlags, der maßlosen Begünstigung der Großkonzerne, der
Aufrüstung und des Kriegskurses durch einen Personalwechsel an der Spitze
wieder an allgemeiner Beliebtheit zunehmen würde. Mit Aufrüstung und einem
hemmungslosen Kriegskurs ist sie zu Zeiten des Ersten Weltkrieges schon einmal
auf den Bauch gefallen! Haben die älteren „Genossen“ das schon vergessen?

Die Herren Müntefering und Steinmeier stehen ja nicht gerade für einen Kurs
der sozialen Gerechtigkeit und einer friedlichen Innen- und Außenpolitik, was bei-
de unter der Kanzlerschaft Schröders zum Schrecken unzähliger Menschen hin-
reichend bewiesen haben. Es bleibt also bei „schlechtem Wein aus alten Schläu-
chen“! Die Mitglieder sowie die Wählerinnen und Wähler sind ihnen nicht ohne
Grund in Scharen davongelaufen und werden dies auch weiterhin tun. Die SPD
ist wie ein Vogel, der sich selbst entleibt: Der linke Flügel fehlt schon ganz. Eine
Partei, die sich nur noch mit dem rechten Flügel fortzubewegen gedenkt, muss
zwangläufig abstürzen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Die SPD hebt ihre Agenda-Scharf-
macher erneut auf den Schild

Merkel und Tiefensee brüsten sich, die angekündigte Fünf-Euro-Bahnpreiserhö-
hung in langen Gesprächen mit Mehdorn rückgängig gemacht zu haben. Die Fak-
ten sind anders: Wochenend- und Ländertickets kosten nach wie vor am Schalter
zwei Euro mehr, der „Dauerspezialtarif“ sogar fünf Euro. Vor allem jedoch bleibt
es, trotz märchenhafter Gewinne, bei der Preiserhöhung ab 14. Dezember um 3,9
Prozent!
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Jetzt kommt statt weiterer Bedienzuschlä-
ge am Schalter der „Rabatt“ für den Kauf am
Automaten oder im Internet – bei gleichzei-
tiger Verteuerung. Insbesondere ältere Leu-
te, die mit Automaten und Internet nicht klar-
kommen, werden weiterhin zusätzlich „abge-
zogen“! Derweil treiben Bahnchef und Regie-
rung mit aller Macht die Privatisierung vor-
an: 300.000 Arbeitsplätze sind so schon ver-
schwunden. Alle neuen Lokführer werden von
der neue „DB Bahnservice GmbH“ eingestellt
und erhalten statt 17,10 Euro Stundenlohn nur
noch 12,56 Euro inklusive aller Zuschläge –
andere Jobs entsprechend noch viel weniger!

Die SPD hat jetzt die Agenda-Scharfmacher Müntefering und Steinmeier auf
den Schild gehoben, und Alt-Kanzler Schmidt wettert, die Agenda sei noch nicht
weit genug gegangen. Klar, worauf das zusteuert! Dabei scheint es an Geld nicht
zu fehlen: Für eine amerikanische Pleite-Bank wird kurzfristig und nicht zum ers-
ten Mal ein Fonds von 30 Milliarden aufgelegt. Wer bezahlt das wohl? Am 8. No-
vember 2008 ist eine gute Gelegenheit, bei der Großdemo gegen die Regierung
in Berlin mit diesen Raubrittern abzurechnen!

Wolfgang Lange (MLPD)

Strategie und Taktik der internationalen Revolution können nicht
aus bürgerlicher Literatur abgeleitet werden: Die Sozialdemo-
kratie scheut offene Auseinandersetzung und sucht mit Intrige

und Verleumdung ihre Ziele durchzusetzen („Rote Fahne News“)

Wozu höhere Bildung
für die unteren Schichten?

1. So langsam lässt es sich nicht mehr „überschweigen“, dass Zeit- und
Teilzeitarbeit auf dem Vormarsch sind, jeder Vierte keinen „normalen“ Job mehr
hat und die regulären Jobs zunehmend verdrängt werden. Wie das Statistische
Bundesamt letzte Woche in Wiesbaden mitteilte, nahm der Anteil von Arbeits-
marktexperten als „neu“ oder auch „atypisch“ (also prekär) bezeichneter Beschäf-
tigungsformen um acht Prozentpunkte auf 25,5 Prozent zu. Von den insgesamt
7,7 Millionen sogenannten prekär Beschäftigten arbeiteten knapp fünf Millionen
in Teilzeit.
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Auch Zeitarbeit wird immer weiter ausgebaut:
610.000 Zeitarbeiter 2007 bedeuteten skanda-
löserweise eine Verdreifachung im Vergleich zu
1997. Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes haben Frauen offenbar die schlechtesten
Karten: 38,4 Prozent haben keine feste Vollzeit-
stelle. Auch der Anteil junger Menschen bis 24
Jahre unter den prekär Beschäftigten hat sich
auf knapp 40 Prozent fast verdoppelt. Den Hartz-
Gesetzen haben wir es zu verdanken, dass sich
die staatlich verordnete Armut langsam, aber si-

cher überall ausbreitet, so wie damals die Pest. Sind die Deutschen zu „verBIL-
Det“, um dies zu begreifen?

So wollen uns die Statistiker auch allen Ernstes weismachen, dass nicht je-
der Job in einer Zeitarbeitsfirma, einer Teilzeit- oder einer geringfügigen Beschäf-
tigung zwangsläufig einen prekären Arbeitsplatz mit einem höheren Armutsrisiko
bedeute. Angeblich solle es sich da auch um absichtlich gewählte Arbeitsverhält-
nisse handeln können, mit denen die Arbeitnehmer berufliche oder persönliche
Interessen besser kombinieren können. Die Betonung liegt bei „freiwillig“! Wes
Brot ich ess, des Lied ich sing – oder hab keine Ahnung von diesen Ding?

2. So ist es nur folgerichtig, dass Deutschland „immer weiter zurückfällt“, dass der
„Bedarf an qualifiziertem Nachwuchs kaum noch zu decken“ ist. Deswegen hat die
„Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung“ sechs Wo-
chen vor dem groß angekündigten Bildungsgipfel von Bund und Ländern dringen-
den Handlungsbedarf angemahnt. Danach fehlen besonders Jungakademiker in
den naturwissenschaftlich-technischen Bereichen, aber auch Mediziner und Leh-
rer. Der Anteil junger Menschen mit Fachhochschul- oder Universitätsabschluss
am Altersjahrgang stieg in Deutschland zwischen 2000 und 2006 zwar von 18
auf 21 Prozent. Währenddessen war er in den OECD-Staaten aber auf 28 Pro-
zent gestiegen. Zugleich sinken auch noch die Bildungsausgaben entgegen dem
OECD-Trend. Während noch 2006 im OECD-Durchschnitt 56 Prozent eines Al-
tersjahrgangs ein Studium aufnahm, waren es in Deutschland nur 35 Prozent.
Kein Wunder bei den hier herrschenden Bedingungen!

Aber was erwarten die Politiker denn? Wenn von klein auf ausgesiebt, die Be-
völkerung systematisch verarmt wird, jetzt sogar Studiengebühren erhoben wer-
den, ja, wie sollen dann noch Kinder aus nicht begüterter Herkunft sich bilden und
studieren können, ohne bereits am Berufsanfang für lange Zeit verschuldet zu
sein, so sie denn einen Job ergattern können, der ein menschenwürdiges Leben
ermöglicht? Genügend Akademiker kann es logischerweise nur geben, wenn die
Bildung schon den Allerkleinsten ermöglicht wird, also durch kostenlosen Kinder-
garten, gemeinsame Ganztagsschule für alle bis zur zehnten Klasse, mit kosten-
losem Mittagessen für die finanziell Schwachen, mit individueller Unterstützung
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und Sprachförderung. Für die Ausbildung von Hochqualifizierten wird jedenfalls
viel zu wenig getan, und von allein wachsen die klugen Köpfe nicht nach. Sie las-
sen sich auch nicht problemlos mal eben im Ausland unterweisen und von ferne
rekrutieren, nur um die Wissensvermittlungskosten im eigenen Lande zu sparen.
Solange unsere sogenannten Experten und unsere Politiker immer nur das glei-
che Süppchen nach demselben Rezept kochen und ihnen dabei nur Gerichte von
gestern einfallen, kann sich unmöglich etwas zum Positiven hin verändern.

Dann liegen die Gehälter von Frauen mit Hochschulabschluss im Schnitt 42
Prozent unter denen von Männern. Ja, gibt’s das noch, im Jahre 2008? Das be-
deutet ja, dass Männer mit akademischer Ausbildung fast doppelt so viel wie Frau-
en verdienen! Immer noch oder schon wieder, weil uns Frauen unsere Gebärfä-
higkeit bestraft wird beziehungsweise weil wir unsere Erziehungszeiten für die ge-
meinsamen Kinder nur negativ bewertet bekommen, statt dass sie ihrer gesell-
schaftlichen Bedeutung nach auch finanziell wertgeschätzt werden? Leider erfah-
ren auch junge Frauen erst mit Eintritt in die Mutterschaft, dass die Emanzipation
noch lange nicht da angekommen ist, wo sie sein sollte, nämlich bei der Gleichbe-
handlung der Geschlechter. Erst als Mütter, die nach der Erziehungszeit wieder in
den Beruf zurückwollen, werden sie bemerken, was läuft, wie viele Stöcke ihnen
zwischen die Beine geworfen und um wie viel schlechter sie entlohnt werden!

3. Am Ende der Grundschulzeit steht eine folgenschwere Entscheidung an, weil
die Kinder irgendwie in das dreigliedrige deutsche Schulsystem hineingepresst
werden müssen. Mit ihrer Beratungsfunktion spielen die Lehrer nicht zum letz-
ten Mal Schicksal, wenn sie über die weitere Schullaufbahn nach bestem Wissen
und Gewissen und streng nach Noten und Eignung des Kindes entscheiden. So
weit die Theorie – die Praxis sieht da ganz anders aus. Eine Studie der Mainzer
Gutenberg-Universität bestätigt nun, worauf Bildungsexperten seit Jahren hinwei-
sen: Aufs Gymnasium schaffen es in erster Linie die Privilegierten, nämlich Kin-
der gut betuchter Akademiker. Schüler aus einer niedrigen sozialen Schicht ha-
ben weitaus schlechtere Karten beim Schulübergang, und zwar auch bei gleicher
Leistung.

Unser Schulsystem produziert Verlierer, die sich dann vor allem an den Haupt-
schulen wiederfinden. Nach der Studie erhält fast die Hälfte aller Schülerinnen
und Schüler nach der vierten Klasse falsche Schulempfehlungen. Dass die Lehrer
arme Kinder zu selten ans Gymnasium lassen, ist ein bildungspolitischer Skan-
dal, weil hier glasklar eine soziale, besser: finanzielle Auslese stattfindet, ein per-
fides Schülerlotto! Bei gleich guter Schulnote (2,0) erhielten nur drei von vier Kin-
dern aus der niedrigsten Einkommens- und Bildungsgruppe eine Empfehlung für
die höchste Schulausbildung. Dagegen sollten von den Kindern mit wohlhaben-
den und gebildeten Eltern 97 Prozent aufs Gymnasium – so gut wie alle also.
Ich brauche eigentlich gar nicht zu erwähnen, dass Oberschichtkinder fast nie auf
die Hauptschule kommen und dass die Schulempfehlung – ob nun richtig oder
falsch – fast immer Realität wird!
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Was sollen finanziell arme Kinder auch an höheren Schulen? Die Klassenrei-
sen können sie sowieso nicht bezahlen, und wenn sie noch mehr Wissen anhäu-
fen, haben die Beamtenkollegen in der argen Arge beziehungsweise der Bundes-
agentur für Arbeit noch mehr Arbeit – also denken wir an die Zukunft und halten
das ganze „Pack“ dumm! Die Selektion ist nicht wegzureden. Viele verlieren dar-
über die Lust am Lernen, und schon können sie mit dem Schulstoff nicht mehr
mithalten. Unser Schulsystem ist total krank! Wie sagte der deutsche Pädago-
ge und Kinderrechtler Ekkehard von Braunmühl noch so treffend: „Kinder wollen
nicht auf das Leben vorbereitet werden, sie wollen leben.“

4. Mit einem Service der besonderen Art macht die Barmer von sich reden: Auf
ihrer Website bietet die Ersatzkasse Arbeitgebern vorformulierte Musterbriefe für
Abmahnungen an. Bis vor kurzem konnten Interessierte dort sogar einen Kündi-
gungsvordruck für Schwangere herunterladen. In der Liste finden sich allerdings
auch Mustertexte, die über die alltägliche Kommunikation mit den Angestellten
und der Regelung ihrer gesundheitlichen Anliegen hinausgehen, etwa Vordrucke
zur Abmahnung bei „unentschuldigtem Fehlen“, „Nichtvorlage der Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung“ oder „unerlaubter Nebentätigkeit“. Die Barmer leistet auch
Hilfestellung, wenn es um außerordentliche Kündigungen geht.

Bis zum Dienstagmorgen konnten Interessierte dort sogar Vordrucke zur Kün-
digung werdender Mütter oder Schwerbehinderter herunterladen. Eigentlich soll-
te es sich bei den Ersatzkassen doch um Einrichtungen handeln, auf die sich die
Versicherten in ihrer Not verlassen können! Uneigentlich scheinen diese jedoch
die Not von werdenden Müttern erst zu verursachen. Das Letzte, was Arbeitneh-
mer gebrauchen könnten, ist ein Ratgeber, mit dessen Hilfe der Arbeitgeber sein
Disziplinarsystem effektiv gestalten kann! In Deutschland Kinder zu bekommen,
ist mit gewissen Risiken verbunden, ganz besonders für die werdenden Mütter –
und auch für ihren Nachwuchs, wenn dieser nicht in eine begüterte Schicht hin-
eingeboren wird, was ja bei der Mehrheit der Fall sein dürfte.

5. Die Fernsehzeitschrift „Hörzu“ berichtet, dass sich während der Olympischen
Spiele in Peking der bekannte Moderator Waldemar Hartmann vor seiner Sen-
dung „Waldi und Harry“ über Hartz-IV-Empfänger lustig gemacht habe, um „gu-
te Stimmung“ im Publikum zu erzeugen. Demnach hat Hartmann die Fluchtwe-
ge aus dem Studio seinen Zuschauern so erklärt: „Die rettende Tür soll zuerst
von den jungen Frauen, dann vom Rest und zuletzt von den Hartz-IV-Empfängern
aufgesucht werden.“ Hahaha, wahnsinnig komisch und voll unter der Gürtellinie!
Diese scheinbar harmlose Entgleisung zeigt, wie weit das Ansehen und die Wür-
de von ALG-II-Beziehern schon verkommen sind.

Wir werden wie eine Art von „Untermenschen“, von Parasiten behandelt, die
ihr Recht auf menschenwürdige Behandlung durch den Umstand der Arbeits-
losigkeit verwirkt haben! Laut der Gazette mit den vier Großbuchstaben soll der
älteste Sohn von Waldemar Hartmann selbst ALG-II-Bezieher sein und sich im
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Augsburger „Abbe-Pierre-Zentrum“ befinden. Es bietet 13 Suchtkranken Platz, sie
sollen ihr Problem wieder in den Griff bekommen. Wenn es sich tatsächlich so
verhält, wüsste ich gerne, wie „Waldi“ seinen unsäglichen „Witz“ auch auf seinen
eigenen Sohn anwenden würde. Schade, dass er dazu keine Stellung beziehen
wollte!

6. Es verwundert mich überhaupt nicht, wenn beklagt wird, dass es um das
Arbeitsklima in deutschen Unternehmen schlecht bestellt ist. Laut einer Umfrage
sprechen nur 19 Prozent der befragten Arbeitnehmer von einem guten Arbeits-
klima, das sich positiv auf ihre tägliche Motivation auswirke. 42 Prozent regis-
trieren dagegen eine enttäuschende Arbeitsatmosphäre in ihrem Unternehmen,
während 39 Prozent im Großen und Ganzen zwar zufrieden seien, bisweilen aber
auch diesbezüglich schlechte Tage erlebten.

Für viele Fachkräfte sei ein gesundes Arbeitsklima neben interessanten Auf-
gabenfeldern der entscheidende Faktor bei der Wahl des Arbeitgebers, noch vor
der Höhe des Gehalts – sofern diese Wahlmöglichkeit überhaupt besteht, denn
wer kann heute noch zwischen verschiedenen Arbeitsplätzen auswählen? Immer
mehr Menschen befürchten, selbst von Hartz IV betroffen zu werden, und es geht
ein Hauen und Stechen mit ausgefahrenen spitzen Ellenbogen um das Behalten
des eigenen Jobs los. In einem Klima der Angst blüht und gedeiht Mobbing ganz
wunderbar, und zumeist ist es ungleich schwerer geworden, Solidarität und Ge-
rechtigkeit bei gleichzeitiger Arbeitsverdichtung in der Gemeinschaft zu leben.

7. Die finanzielle Lage älterer Menschen wird immer schlechter. Viele Senioren
müssen sich zu ihrer kargen Rente noch etwas dazuverdienen, weil diese zum
Leben einfach nicht ausreicht. Während andere Senioren im Park spazieren ge-
hen oder mit ihren Enkeln spielen, muss der 74-jährige Bonner Claus Köster Geld
verdienen. Er war in leitender Funktion beim Bergwerksverein in Aachen tätig,
brachte sein Organisationstalent im Olympia-Komitee in München ein, arbeitete
für die Österreichische Bundesbahn und baute Pipelines im Oman. Claus Köster
hat ein bewegtes Berufsleben hinter und wohl ein nicht minder aufreibendes Ar-
beitsleben noch vor sich. Seinen letzten Job als Erntehelfer bei einem Erdbeer-
bauern habe er an einen Polen verloren, erzählt der rüstige Vater von vier Töch-
tern. Dort bekam er fünf Euro Stundenlohn, doch sein Nachfolger pflückte eben
billiger. Jetzt ist der Rentner wieder auf der Suche nach einer neuen Tätigkeit.

Nach einer Studie des Bundesarbeitsministeriums ist die Zahl der Minijob-
ber über 65 Jahre um fast 40 Prozent auf mehr als 700.000 geklettert. Weitere
115.000 gehen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach. Ich halte
es für ein Aufregung verursachendes Ärgernis, wie sich in Deutschland die ame-
rikanischen Verhältnisse immer mehr breitmachen, sodass der 74-jährige Rent-
ner und seine Ehefrau beide nicht krankenversichert sind und die Rente hinten
und vorne nicht mehr ausreicht! Bezeichnenderweise sind beide zu stolz, Sozial-
hilfe zu beantragen. Auch dies zeigt überdeutlich, wie das Bild der Bezieher von
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Transferleistungen aussieht: Zu dieser verschmähten, als Schmarotzer verschrie-
nen Kategorie möchte natürlich niemand freiwillig dazugehören. Als ob dies ein
Akt der Freiwilligkeit wäre, als ob hier wirklich von einer Wahlmöglichkeit die Re-
de sein könnte! Wer sein Auskommen im Alter sichern will, muss offenbar Politi-
ker oder Beamter werden oder aber 45 Jahre ordentlich verdient haben, damit er
sich ein Privatvermögen anhäufen konnte. Der dreckige Rest interessiert nicht!

8. Wie ihr wisst, habe ich seit dem 1. September 2008 einen Job mit 38,5 Stunden
in einer Kita und mache dort mein Anerkennungsjahr als staatlich geprüfte Erzie-
herin. Deswegen bekam ich am 30. Juli 2008 einen Bescheid von der Bagis, dass
ich ab September nur noch 322 Euro ergänzendes ALG II erhalten werde, da ich
nun eigenes Gehalt in Höhe von circa 900 Euro bezöge. Ich legte Widerspruch
ein und beantragte, dass die normale Zahlung weiter geleistet wird. Die Bagis
weiß schon lange genau über alles Bescheid, etwa dass das Gehalt erst Ende
September oder Anfang Oktober fließen wird! Schließlich kann ich meine laufen-
den Lebenshaltungskosten nicht einfach rückwirkend bezahlen, sondern ich habe
Verpflichtungen wie alle anderen Menschen auch! Doch das interessiert die Ba-
gis überhaupt nicht. Mein Widerspruch wurde bisher ignoriert und soll wohl nicht
in meinem Sinne bearbeitet werden. Letzten Donnerstag musste ich mir deswe-
gen in der Frühe freinehmen, um beim Verwaltungsgericht eine einstweilige Ver-
fügung erreichen zu können. Toll, in Arbeit und schon Finanzprobleme, die ich zu-
vor nicht hatte – das kann’s ja wohl nicht sein!

Beim Verwaltungsgericht erklärte und belegte ich die Situation von meiner
Tochter und mir. Daraufhin verfasste der Justizangestellte einen Eilantrag, dass
meines Erachtens meine Tochter und ich bis zur Auszahlung des Praktikantenge-
haltes Ende September 2008 weiterhin einen Anspruch auf ALG II ohne Abzug
eines fiktiven Nettogehaltes von 900 Euro haben. Der Erlass einer einstweiligen
Anordnung ist dringend erforderlich, da wir sonst in den nächsten Tagen mittellos
sein würden. Zur Begründung des Eilantrages wird auf mein Widerspruchsschrei-
ben verwiesen, dass ich mein Gehalt erst rückwirkend Ende des Monats oder
Anfang des folgenden erhalten werde und ich für uns nicht den Lebensunterhalt
bestreiten kann. Ich weiß gar nicht, warum die Bagis solch einen Zirkus macht,
zumal ich doch als Schülerin schon seit Jahren aus der Arbeitslosenstatistik ge-
löscht war, obwohl ich ALG II bezog. Mit ergänzendem ALG II kann das nicht viel
anders aussehen! Schauen wir mal weiter, was die Bagis antwortet, wie der Rich-
ter befindet, wann mein Gehalt kommen wird, und wie ich mich dann verhalte.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Premium-Rente mit 90: Während mehrerer Urlaube auf Mallorca
diktierte Schmidt-Schnauze sein neues Buch, worin er fordert,

das ALG II dürfe jahrelang nicht steigen, bis ein „gehöriger
Abstand“ zu den geringsten Löhnen erreicht sei („Bild“-Zeitung)
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Die Börsenkurse brechen ein
Stützungsgelder ungeahnter Größenordnung
fließen in die Banken, Autokonzerne blicken
in eine ungewisse Zukunft, aber die Merkel-
Regierung sagt: „Nein, eine Krise wird es nicht
geben!“ 2009 soll Bundestagswahl sein. Da
wird schon mal abgetastet, dass jeder mit je-
dem koalieren kann, denn so wie es aussieht,
wird es weitergehen mit einer Regierung ge-
gen das Volk. Von CDU/CSU und FDP über
die Grünen bis zur SPD ist alles denkbar – und
so groß wie bei der Hartz-IV-„Reform“ müssen
sie wohl die Koalition machen, weil „Die Linke“
unbedingt außen vor bleiben soll.

Die FDP sagt, „Die Linke“ sei „undemokratisch“ – warum? Weil sie die parla-
mentarischen Spielchen nicht mitmacht und sich in die Gesetzesmaschinerie nicht
einbinden lässt. Genau das ist richtig! Zu kritisieren ist, dass Politiker der Links-
partei auf Pöstchen in einer SPD-geführten Regierung hoffen und dann jeden
Klops akzeptieren. Davon haben die Menschen genug! Illusionsmacherei wird der
Linkspartei eher schaden als konsequente Oppositionspolitik. Auf eine Läuterung
der SPD zu hoffen, kann jeder Mensch vergessen, der die SPD von Clement bis
Ypsilanti in diesem Sommer beobachtet hat! Wo man hinkommt, ob in Bus oder
Bahn, bei privaten oder beruflichen Zusammenkünften, es gibt keinen Ort mehr,
wo die gegenwärtige Politik und Situation nicht kritisiert wird. Die breite Mehrheit
will eine Veränderung, da sind konsequente Opposition und Aktivität gefragt!

Hier bei der Montagsdemo ist jede und jeder richtig und uns willkommen.
Unsere bundesweite Bewegung ruft auf zur Demonstration gegen die Poli-
tik der Merkel-Regierung und der Parteien CDU/CSU und SPD in Berlin am
8. November 2008 . Wir fordern alle Kräfte auf mitzukommen, die gegen Hartz
IV und die Agenda 2010 sind! Wir werden einen Bus chartern und nehmen
ab sofort Anmeldungen an, montags auf dem Marktplatz oder per E-Mail an
Jobst.Roselius(at)nord-com.net. Wir hoffen, dass wir wieder mit attraktiven Fahr-
preisen von sieben Euro für Hartz-IV-Betroffene, 15 Euro für ALG-I-Bezieher und
Rentner sowie 20 Euro für Verdiener zurechtkommen werden. Wir wollen auch
Mittellosen die Mitfahrt ermöglichen. Also macht die Demo breit bekannt und werbt
für die Fahrt!

Jobst Roselius

Unmoralisches Angebot abgelehnt: Ypsi-Püppsi lässt
falschen Münte abblitzen („Spiegel-Online“)
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Drillinge auf der
Entbindungsstation Politik

Jetzt ist es offensichtlich, CDU und CSU haben Zuwachs bekommen: die SPD be-
ziehungsweise was davon noch übrig ist. Kurt Beck war ja nicht ganz mein Ding,
so farblos, rein optisch fehlte es ihm an Ausstrahlung. Aber was letzten Sonntag
über den Bildschirm lief, ließ mir nicht nur die Haare zu Berge stehen, sondern es
lief mir auch der Schauer des Grauens über den Rücken, nun zu wissen, was auf
uns Langzeitarbeitslose, besonders auf uns Überfünfzigjährige, zukommen wird.
Pharisäer Steinmeier und Konsorten, die mit erschreckend eiskalten Masken ih-
ren unüberhörbaren Leichenschmaus zelebrieren, um die Agenda 2010 gemein-
sam mit der CDU/CSU knallhart durchzusetzen, sind ein wahrer Albtraum!

Deutschland hat die Diktatur nie richtig abge-
legt, sie schlummerte im Geheimen und kommt
nun aus ihrem stillen Kämmerlein hervorgekrochen,
denn die Achillesferse dieser Agenda, die Frage
menschenwürdiger sozialer Gerechtigkeit für alle,
wurde systematisch aus dem Weg geräumt. Dass
die Vernichtungsmaschinerie namens Hartz IV jetzt
freie Bahn hat, ihre Gepeinigten als totes Kapital
auszumerzen, ist ein beklemmendes Gefühl. Poli-
tiker benutzen die Medien als Waffe. Es wird mehr
und mehr deutlich, welch eine Macht die Propagan-

da schon immer hatte, besonders in der Vergangenheit mit verheerenden Fol-
gen. Allein wegen der Menschenjagd auf Hartz-IV-Gepeinigte müssten bei der
Bevölkerung in Deutschland die Alarmglocken schellen. Bedauerlicheweiser ist
das nicht der Fall, ganz im Gegenteil.

„Schwarze Schafe“ unter Hartz-IV-Empfängern gibt es zwar, aber jeder ver-
nünftig denkende Mensch weiß sehr wohl, dass dies nur ein geringer Prozentsatz
ist. Die meisten Menschen sind ehrlicher als die Politiker und auch als die Fabu-
lierer, die Lügenschwätzer – die Medienbetreiber, die durch dauerhafte Werbe-
subventionen veranlasst werden, Schmutz- und Hetzkampagnen gegen Hartz-IV-
Gepeinigte loszutreten. Sie tun ihr Bestzes, um weiterhin ein gefährliches Feuer
immer wieder neu zu schüren. Durch den technischen Fortschritt verdrängt die
Elite der Gesellschaft mit immer mehr Maschinen und Robotern den Menschen
aus der Arbeitswelt und weckt zugleich recht aggressiv über die Medien Aversio-
nen gegen Langzeitarbeitslose, zum Beispiel mit dieser geschmacklosen Doku-
Soap da zwischen den vielen Dauer-Comedy-Shows und dem Daily Talk über Le-
ben, Liebe, Freude und Eierkucken-Trallala.

Besonders uns ältere Arbeitssuchende über 50 trifft es nach jahrzehntelanger
Arbeit hart. Um Kinder großzuziehen – ich bin examinierte Kinderpflegerin –, sind
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wir nicht mehr gefragt. Mit verlogenen und geheuchelten Sprüchen, wer sich be-
mühe, finde auch Arbeit, sollen wir Ältern, die in Deutschland gar keiner mehr ha-
ben will, nach einem Phantom suchen. Auch Jüngere suchen da meist vergeblich!
Millionen und Abermillionen Menschen werden wie die Lemminge auf einen fik-
tiven Arbeitsmarkt getrieben, wo die psychologische Hinrichtungsstätte für einen
Massensuizid errichtet wurde. Über Zehntausend Opfer, mit steigender Tendenz,
sind jährlich zu beklagen! Damit es noch mehr werden, wird das Hartz-IV-Gesetz
ständig verschärft. Die Hartz-IV-Gepeinigten sind die Pioniere für ein Grauen un-
vorstellbaren Ausmaßes, das uns noch bevorsteht!

Illuminaten und Freimaurer, die sich aus alten Ritterorden aus dem tiefsten
Mittelalter im Laufe der Jahrhunderte herauskristallisiert haben, sind bis in unse-
re Zeit hinein gegenwärtig. Oft sitzen sie, um nach außen hin den Schein zu wah-
ren, in sozialen Einrichtungen. Natürlich wird sich ein Bankier oder Konzernboss
nie dazu bekennen, aber diese Handvoll Menschen – und natürlich bestimmte
Leute aus der elitären Gesellschaft, Lobbyisten sagen wir heute – haben schon
immer (mit der kirchlichen Obrigkeit und anderen Konfessionen im Schlepptau,
wenn sie nur reich waren) die Geschicke der Welt in der Hand gehalten und über
den Weltfrieden bestimmt. Besonders in der jetzigen Zeit, da die Umwelt wegen
der Überbevölkerung kurz vor dem Kollaps steht, wird die „Globalisierung“ zum
Machtkampf unter den Konzerngiganten, und die Oberschicht träumt in Wahrheit
von einer Weltbevölkerungszahl wie vor hundert Jahren. Das gesamte Weltbild
soll nicht nur überdacht, sondern auch neu konstruiert und strukturiert werden!

In Deutschland sterben jährlich zwischen 11.000 und 12.000 Menschen durch
Suizid, doppelt so viele wie im Verkehr, wobei zusätzlich von einer hohen Dunkel-
ziffer auszugehen ist, Die Zahl ernsthafter Suizidversuche liegt bei circa 100.000
bis 150.000. Es ist beängstigend, wie wenig ein Menschenleben heutzutage nur
noch wert ist, dank der Globalisierung. Die ständigen kontrovers betriebenen
Machtkämpfe unter den Giganten in Wirtschaft und Politik lassen nur eine Schluss-
folgerung zu: das Herbeisehnen der Apokalypse, deren Ouvertüre abzuschließen
mittlerweile zur Zerreißprobe geworden ist. Es ist sehr beklemmend zu wissen,
dass der Countdown schon längst läuft und die Oberschicht es Hand in Hand mit
den Giganten kaum erwarten kann, ihren lang gehegten Traum zu verwirklichen.

Ein Neubeginn mittels totaler Zerstörung mag eben durchaus von Nutzen
sein, damit der egomane, auf Gedeih und Verderb einer größenwahnsinnigen
Ideologie ausgelieferte Mensch seine schöne neue Future-World aufbauen kann.
Bedauerlicherweise werden beim „Super-GAU“ natürlich Milliarden Menschenop-
fer überwiegend in der Unterschicht zu beklagen sein, aber welche Konsequen-
zen das für unseren wertvollen Planeten Erde haben wird, ist bei solch einem
kühnen Plan unerheblich. Macht und Habgier waren unter den Menschen schon
immer Sieger über die Vernunft und legitime Instrumente der Zerstörung. Darum
zeigt, was zurzeit mit der SPD geschieht, wieder einmal, wie grausam der Mensch
wirklich ist.
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Die Trabanten-SPD hat den Geist der Zeit entdeckt und macht jetzt mit Dril-
lingsgeplärr und Babyrasselapplaus ein Techtelmechtel mit der friedhofsschwar-
zen CDU/CSU. Diese Fundamentalisten fühlten sich schon in der Vergangen-
heit ausschließlich mit den Kapitalisten verbunden. Die feste Umarmung von Lob-
byisten war immer präsent. Heute ist Machtgier in der Politik allgegenwärtig,
wenn die Medien von Politikern mit Charakterstärke und Durchsetzungsvermö-
gen sprechen. Die haben in Wirklichkeit alle etwas gemeinsam: eine schmierige
und schmutzige, habgierige Ausstrahlung, wobei das Rückgrat gänzlich fehlt. Ich
kann nur hoffen, dass die Linkspartei weiterhin auf einer menschenwürdigen Poli-
tik beharrt und das Hartz-IV-Gesetz verdammt und abschaffen will! Die Würde des
Menschen darf kein Privileg einer Elite der Gesellschaft sein, sondern muss für
alle gelten. Alle Menschen haben das Recht auf ein menschenwürdiges Leben!

Christine Wegener („Die Linke“)

Lafontaine fordert Schaeffler-Enteignung: Private Milliardenvermögen können
nur durch verfassungswidrige Ausbeutung angehäuft werden („Spiegel-Online“)

Jugendliche klatschen Beifall
für die Montagsdemo

Die 198. Montagsdemo in Bremen am 15. September
2008 um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz zeigte mal
wieder, was für eine Ausstrahlung eine gut besuch-
te Montagsdemo hat: Fast 60 Personen waren dies-
mal dabei. Selbst die Anzugträger mit weißem Hemd
und Krawatte, die in Gruppen aus der Handelskam-
mer oder den Banken strömten, verlangsamten ih-
ren Schritt und blickten uns ungläubig an. Leider ver-
säumten wir es aber, sie zu begrüßen und auf un-
ser Anliegen und unsere Forderungen richtig hinzu-
weisen. Aber es waren auch Jugendliche aus Ber-
lin da, gerade auf Klassenreise in Bremen, die Beifall
klatschten und für die Montagsdemo spendeten. Wir
wiesen sie auf die Montagsdemo in Berlin hin, immer
um 18 Uhr an der Weltzeituhr am Alex.

Themen gab es wieder genug, von der Bahnpreiserhöhung und dem Thea-
ter um den unsozialen „Bedienzuschlag“ über das stetige Ansteigen der Zahl pre-
kärer Jobs mit dem damit verbundenen Elend der Betroffenen bis zur Frage, wie
„Die Linke“ weitermachen soll: Auf die Menschen hören oder der SPD und dem
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Kapital nach dem Munde reden? Dass die Kapitalistenpartei FDP die Politik der
„Linken“ undemokratisch findet, kann nicht verwundern: Konsequente Opposition
ist den Mauschlern alle Couleur verhasst!

„Die Linke“ ruft auf, in ihren Gremien mitzuarbeiten. Das mag jede(r) tun,
sollte dabei aber nicht den Kern, die aktive Montagsdemo auf der Straße, ver-
nachlässigen, denn hier ist die konsequente Opposition zu Hause. Weiter ging
es mit einem Aufruf zur Afghanistan-Demo am 20. September 2008 in Berlin.
Für Sonnabend , den 27. September 2008 , plant das „Bremer Friedensforum“ zu-
sammen mit Kirchengemeinden und gegen Auslandseinsätze eingestellten Men-
schen eine Kundgebung um 12:30 Uhr auf dem Marktplatz für den Frieden in
Afghanistan .

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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199. Bremer Montagsdemo

am 22. 09. 2008

700 Milliarden Dollar
für nichts und wieder nichts

Was wir da in den USA erleben, das verschlägt
einem den Atem: Eine sieben mit elf Nullen
in Dollar werden von der Bush-Regierung mal
eben aufgewendet, um die „faulen Kredite“ der
Banken aufzukaufen. Es ist ein Aufkauf für
nichts und wieder nichts! Die Steuerzahler in
den USA und auch in anderen, zum Beispiel
europäischen Ländern, sollen dafür löhnen.
Wieder werden die Übermonopole und die
„Heuschrecken“ nichts bezahlen, weil sie sich
immer aus allem rausgetrickst haben. Schlim-
mer noch: Die Gewinne aus dem „verbrann-
ten“ Geld haben sich schon andere angeeig-

net und sind damit über alle Berge. Nun sollen schärfere Kontrollen her: Das Fi-
nanzkapital soll sich wie bei der freiwilligen Filmselbstkontrolle selbst beschnei-
den. Die Ergebnisse kennen wir. Es wird weitergehen wie bisher, bis zur nächs-
ten Super-Luftblase mit Erstickungstod für viele Millionen!

So sind sich denn die Superanalysten und Kaffeesatzleser einig und unei-
nig: Die „Wall Street“ sei „gestorben“, und so, wie es war, werde es nicht wieder,
jammern die einen. Oh doch, es geht alles so weiter wie bisher, sagen die ande-
ren voraus. Europa scheint bisher „wenig betroffen“. Die Affäre um die 350 Mil-
lionen Euro, die scheinbar aus Schlafmützigkeit noch an den Pleitegänger Leh-
mann Brothers überwiesen wurden, entpuppt sich als wohlgezielter Akt. Der war
hochriskant und ging leider daneben. Wer konnte schon damit rechnen, dass die
Bush-Regierung gerade jetzt diese Investmentbank in die Pleite fallen lassen wür-
de? Wenn nicht, hätte die KfW-Bank wie ein treuer Samariter dastehen können!

Doch nicht diese Banker und Jongleure sind dummdreist und kriminell und
verpulvern Volksvermögen, nein: Die Unzahl kleiner Hartz-IV-Betroffener – oder
sollte man sagen: „Hartz-IV-Betrüger“? – sind es, die man misstrauisch beobach-
ten und kontrollieren muss! Das hat das Bundessozialgericht entschieden und
zeigt so seine Regierungshörigkeit. Herr Schäuble wird sich über neue Schnüffel-
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opfer freuen. Und die Menschen? Die Preise für Öl, Gas und Strom gehen rauf,
die für Bahn und Bus folgen, auch Lebensmittel werden teurer, aber der Regel-
satz, der noch nie gereicht hat, wird nicht erhöht. Die Rentner erhalten keinen Zu-
schlag, ebenso wenig wie die Werktätigen, die mehr denn je um ihren Arbeitsplatz
fürchten müssen. Bei Karmann in Osnabrück fallen 1.700 Arbeitsplätze in der
Autoproduktion weg. Daimler in Bremen kürzt seine Produktion um über 40.000
Fahrzeuge in diesem Jahr. Es besteht Aussicht auf eine Überproduktionskrise mit
Betriebsstilllegungen.

Aber Geld ist immer da: für neue Kriegseinsätze in Afghanistan, vielleicht
auch bald in Georgien und Pakistan, oder natürlich für die Banken und das ge-
beutelte Finanzkapital. Man muss es deutlich sagen: Dieses kapitalistische Sys-
tem ist weltweit durch und durch verfault! Seine Nutznießer ruinieren die Lebens-
grundlage aller Menschen und ganzer Völker. Dieses System heizt den Terroris-
mus an und ruft: „Haltet den Dieb!“ Seine herrschenden Kreise verlieren immer
mehr den Maßstab und raffen an sich, was sie nur kriegen können. Karl Marx hat
diese Sucht in seinem „Kommunistischen Manifest“ genau beschrieben.

Man meint, die Menschen müssten aufstehen und Einhalt fordern oder gleich
alles über den Haufen werfen. Aber so einfach ist es noch nicht. In den letzten 60
Jahren seit Kriegsende haben die Menschen so viele Hoffnungen an eine neue
gute Ordnung gesetzt. Dann haben sie zwar gesehen, wie täglich mehr davon
den Bach runtergegangen ist, aber sie können immer noch nicht glauben, dass
sie jetzt wieder selber ranmüssen, weil es keinen gibt, der dieses Ranmüssen für
sie erledigt. Wir von der Montagsdemo kämpfen um jeden, der aktiv werden will,
und machen ihm Mut, mitzukämpfen und selber anzufangen. Gemeinsam lernen,
gemeinsam kämpfen und gemeinsam neue Ziele setzen und erreichen, täglich
neu darum kämpfen, das ist unser Weg!

Die bundesweite Montagsdemo-Bewegung ruft auf zur Demonstration ge-
gen die Politik der Merkel-Regierung und der Parteien CDU/CSU und SPD in
Berlin am 8. November 2008 . Wir fordern alle Kräfte auf mitzukommen, die ge-
gen Hartz IV und die Agenda 2010 sind! Wir werden einen Bus chartern und
nehmen ab sofort Anmeldungen an, montags auf dem Marktplatz oder per E-
Mail an Jobst.Roselius(at)nord-com.net. Wir hoffen, dass wir wieder mit attrak-
tiven Fahrpreisen von sieben Euro für Hartz-IV-Betroffene, 15 Euro für ALG-I-
Bezieher und Rentner sowie 20 Euro für Verdiener zurechtkommen werden. Wir
wollen auch Mittellosen die Mitfahrt ermöglichen. Also macht die Demo breit be-
kannt und werbt für die Fahrt!

Jobst Roselius

Kleptokratie: 600 Millionen Dollar „schwerer“ Finanzminister sichert sich un-
begrenzten Zugriff auf das amerikanische Volksvermögen („Junge Welt“)
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Mehr Geld gibt es nur für die
Banken, nicht für die Menschen

1. Wir brauchen ein höheres ALG II und Sozial-
geld sowie eine höhere Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsunfähigkeit! Darüber hinaus müs-
sen die Transferleistungen für Kinder überpropor-
tional angehoben werden! Es gibt hierzu eine IAB-
Veröffentlichung von Michael Feil und Jürgen Wie-
mers mit dem Titel „Höheres ALG II und Kinder-
grundsicherung – Teure Vorschläge mit erheblichen
Nebenwirkungen“. Diese Studie steht im Netz, an-
sonsten kann sie bei Bertelsmann bestellt werden.

Zitat IAB, Seite 3: „Höheres Arbeitslosen-
geld II – simulierte Wirkungen. Der erste Vorschlag sieht eine Erhöhung
der ALG-II-Regelleistung von 351 auf 420 Euro vor. Damit wird auch
dem Ziel der Familienförderung und der angemessenen Versorgung von
Minderjährigen Rechnung getragen. Denn zwischen der Höhe des ALG
II und der sozialen Mindestsicherung von Kindern besteht ein unmittel-
barer Zusammenhang: Das Sozialgeld, wie die Sozialleistungen an die
nicht erwerbsfähigen Familienmitglieder heißen, beträgt 60 beziehungs-
weise 80 Prozent der ALG-II-Regelleistung.

Die derzeitige Regelleistung von 351 Euro (seit dem 1. Juli 2008)
deckt nach Ansicht von Kritikern, zum Beispiel der ‚Nationalen Armuts-
konferenz‘, das soziokulturelle Existenzminimum in Deutschland nicht
mehr ab. Kritisiert wird vor allem die unzureichende Anpassung an die
allgemeine Preisentwicklung. Aber auch die Methode zur Ermittlung
des Existenzminimums ist umstritten. Eine Studie des ‚Deutschen Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes‘ beziffert eine angemessene Regelleis-
tung auf 420 Euro. Dieses Niveau, das unter anderem auch von ‚Bünd-
nis 90/Die Grünen‘ und der Linkspartei gefordert wird, liegt den IAB-
Simulationsrechnungen zugrunde.“

Eine angemessene Versorgung von Minderjährigen wird durch diese Erhöhung
nicht erreicht: Minderjährige und Jugendliche von 18 bis 25 Jahren werden trotz-
dem schlechter gestellt als mit der alten Sozialhilfe! Die Einzelheiten stehen in der
Broschüre „Fördern durch Kürzen“.

Die Erhöhung des ALG II auf 420 Euro würde zwei Millionen zusätzliche Men-
schen zusätzlich erreichen und zehn Milliarden Euro jährlich kosten, davon cir-
ca drei Milliarden Euro als Steuerausfall bei der Lohn- und Einkommensteuer (
Tabelle 2b). Wieso? Bei dieser Lohnhöhe fallen gar keine Steuern an! Die Begrün-
dung lautet: „Zusätzlich belastend wirkt das niedrigere Einkommensteueraufkom-
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men (minus drei Milliarden Euro), das aus der notwendigen Erhöhung des Grund-
freibetrags im Zuge des gestiegenen Existenzminimums resultiert.“ Somit profitie-
ren auch Millionäre von einer ALG-II-Erhöhung, doch zwingend ist dies nicht. Der
Vorschlag, diese zehn Milliarden als Zuschlag zur Lohn- und Einkommensteuer
zu erheben, hat sich wohl mit der aktuellen Rettung der Landesbanken erledigt.
Dies wird den Steuerzahler über 100 Milliarden Euro kosten!

Untersucht wird auch die Auswirkung des Kinderzuschlags neuer Art ab 1.
Oktober 2008 und des Wohngelds neuer Art, vorgezogen auf denselben Tag. Der
Kinderzuschlag soll zusätzlich 340.000 Kinder erreichen und damit den ALG-II-
Bezug beenden. Das Wohngeld soll 837.000 Menschen zusätzlich erreichen, mit
dem gleichen Ziel. Beides kostet insgesamt 1,4 Milliarden Euro. Die Arbeitsmarkt-
statistik sieht auch besser aus. Armut wird dadurch aber nur verschoben! Die Ver-
ringerung der Zahl der Kinder in ALG-II-Haushalten wird das politische Personal
als Erfolg verkünden, dabei hat die Armut nur einen neuen Bezugspunkt er halten.

Beim Kinderzuschlag kann jetzt wirksam auf Leistungsansprüche verzichtet
werden. Daher Vorsicht! Wer von der Bagis die Aufforderung erhält, einen Antrag
auf Kinderzuschlag oder Wohngeld zu stellen, erhält auch gleich eine Verzichts-
erklärung auf ALG II zur Unterschrift. Dieses Angebot soll durch „Gesprächs-
einladungen“ (mit dem bisherigen Standardtext) und Gruppenveranstaltungen un-
terbreitet werden. Auch zu letzteren kann mensch mit Begleitung erscheinen. Wie
dies geht? Wir gehen mit!

Wichtig: Beträge genau ausrechnen lassen, an die GEZ denken, die Voraus-
zahlungen für Heizung der aktuellen Preisentwicklung anpassen lassen. Erst jetzt
ist ein Vergleich aussagefähig. Zusätzlich an die eventuelle Klassenfahrt, an not-
wendige Darlehn und weitere sonstige Leistungen denken sowie den Freibetrag
für Erwerbseinkommen berücksichtigen. Entsprechende Zusagen und Berech-
nungen schriftlich geben lassen und den Bezug von ALG II erst mit Zahlung des
Kinderzuschlags oder des Wohngeldes beenden: „Wenn ich den Zahlungsein-
gang habe, kann die Arge ihre Zahlungen einstellen.“ Die Ämter können eventu-
elle Überzahlungen miteinander verrechnen. Dies ist auch beim Übergang zu an-
deren Kostenträgern vorgeschrieben (zum Beispiel Sozialamt, Erwerbsunfähig-
keitsrente). Erreicht wird dies sicher nur durch hartnäckige Verhandlung. Ansons-
ten geht mensch das Risiko der Zwischenfinanzierung bis zur Bewilligung und
Zahlung ein.

Zurück zum IAB-Kurzbericht, letzte Seite: „Fazit: In der Öffentlichkeit
wird zurzeit intensiv über eine Zunahme der Einkommensungleichheit
und über Armut, insbesondere von Kindern, debattiert. Wie die IAB-
Simulationsrechnungen zeigen, würde eine Erhöhung der Regelleistung
für erwerbsfähige Hilfebedürftige nach § 20 SGB II die Armutsrisikoquote
voraussichtlich vermindern und zu einer gleichmäßigeren Einkommens-
verteilung beitragen. Der Preis für diese Veränderungen wäre jedoch
hoch. Zum einen, weil über Steuererhöhungen oder Ausgabenkürzun-
gen zehn Milliarden Euro jährlich aufzubringen wären. Zum anderen hät-

630

http://de.wikipedia.org/wiki/Arbeitslosengeld_II#Besondere_Regelungen_f.C3.BCr_Einkommen_Erwerbst.C3.A4tiger


te die höhere Regelleistung auch deutliche negative Anreizeffekte und
liefe somit dem Ziel der Aktivierung und der Hilfe zur Beendigung des
Leistungsbezugs entgegen. Der schon heute kaum mehr vorhandene
Abstand zu den niedrigsten Löhnen würde weiter schrumpfen.“

Mit dem zweiten Satz stimme ich vollkommen überein. Erheblich abgemildert wür-
den auch die Folgekosten durch falsche Ernährung, feuchte Wohnungen und an-
dere unliebsame Begleiterscheinungen von Geldmangel. Doch Kindern und Ju-
gendlichen wird auch diese Erhöhung nicht gerecht! Das könnte erreicht werden,
wenn Millionäre vom Steuervorteil verschont blieben: Mit diesen drei Milliarden
ließe sich den Kindern eine bessere Chance geben.

Frau Merkel hat laut über eine Kindergelderhöhung um zehn Euro monatlich
nachgedacht. Diese wird die Kinder von Personen im ALG-II-Bezug nicht errei-
chen, weil das Kindergeld zu 100 Prozent angerechnet wird: Der Regelsatz wird
um die Höhe des Kindergeldes gekürzt. Nur Überachtzehnjährige erhalten einen
Freibetrag von 30 Euro für Versicherungen. Auch das ist eine Schlechterstellung
gegenüber der vorherigen Sozialhilfe! Die Nichtanrechnung des Kindergeldes auf
das ALG II oder das Sozialgeld wäre hier die Lösung und nicht mal eine neue Er-
findung, denn beim Bafög wird das Kindergeld ebenfalls nicht angerechnet. Kin-
der sollen unsere Zukunft sein! Sie brauchen eine ausreichende finanzielle Basis
und unsere Unterstützung!

Zurück zur IAB-Studie: „Der schon heute kaum mehr vorhandene Abstand zu
den niedrigsten Löhnen würde weiter schrumpfen.“ Unter der Überschrift „Real-
lohnverlust allein in Deutschland“ meldet der „Weser-Kurier“ am 19. September
2008: „Die deutschen Arbeitnehmer haben einer WSI-Studie zufolge als einzige
in der Europäischen Union einen Reallohnverlust hinnehmen müssen.“ Das Mi-
nus beträgt im Durchschnitt 0,8 Prozent! Dass der Lohnverlust für die untersten
Einkommen aber wesentlich höher ist als für die Besserverdienenden, steht in
den Reden der vorherigen Bremer Montagsdemos. Die Gehaltssteigerungen der
Besserverdienenden wurden durch den hohen Reallohnverlust der unteren Ein-
kommen insgesamt ins statistische Minus gekehrt. Dazu passt auch die Meldung
vom Vortag: „Im Schnitt 904.000 Euro haben Manager der größten börsennotier-
ten deutschen Unternehmen in 2007 verdient. Damit ist ihr Einkommen seit 2005
jährlich um acht Prozent gestiegen.“

Laut der WSI-Studie hat Frankreich eine Reallohnsteigerung von 9,6, Groß-
britannien von 26,1 Prozent erzielt. Deutschland wird auch 2008 schlechter ab-
schneiden. Den Grund sehen die Forscher des WSI in einer deutschen Beson-
derheit, der negativen Lohndrift: „Die Beschäftigten haben eine geringere Lohner-
höhung erhalten als in den Tarifverträgen vereinbart. Wesentliche Ursachen dafür
sind die rückläufige Tarifbindung und Möglichkeiten, Tarifverträge zu unterschrei-
ten.“ Ich habe mir Frankreich und Großbritannien rausgepickt: Großbritannien war
Vorbild für Hartz IV, Frankreich steht am Beginn der „Armut per Gesetz“. Großbri-
tannien hat 1999 den Mindestlohn eingeführt und regelmäßig angehoben. Frank-
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reich hat ihn schon seit 1950, 1968 wurde er an die Lohn- und Preisentwicklung
gekoppelt.

Die Arbeitnehmer in Deutschland werden durch die Zumutbarkeitsregeln beim
ALG II gezwungen, fast jeden Arbeitslohn zu akzeptieren. Der Status „ALG-II-
Betroffener“ ist für den Arbeitgeber ersichtlich. Damit steht dem Lohndumping
nichts mehr im Wege: Ein eventuell gültiger Tarifvertrag oder der ortsübliche Ar-
beitslohn darf um 30 Prozent unterschritten werden! Durch die Unterschreitung
sinkt der ortsübliche Lohn noch mehr, und die Tarifbindung geht immer weiter zu-
rück! Wie sagt doch das WSI: „Wesentliche Ursachen dafür sind die rückläufige
Tarifbindung und Möglichkeiten, Tarifverträge zu unterschreiten.“

2. Die Bremische Evangelische Kirche hat ein unerwartetes Einnahmeplus von
circa neun Millionen Euro, so der „Weser-Kurier“ vom 18. September 2008, im
Zusammenhang mit der vorstehenden Meldung eine gute Leistung der Besser-
verdienenden. Den Kirchentagsbeitrag Bremens soll mit 7,5 Millionen Euro un-
verändert bleiben, ebenso der Anteil der Evangelischen Kirche von einer Million
Euro, aber das Kostensenkungsprogramm der Gemeinden durch Personalabbau
scheinbar auch: Die Oldenburger Kirchenverwaltung hat vier Millionen Euro bei
Lehman Brothers angelegt – und damit eventuell verzockt!

Was hat Lehman Brothers falsch gemacht? Warum wurde diese Bank nicht
aufgefangen und gerettet? Hat Lehman Brothers sich geweigert, den Irak-Krieg
mitzufinanzieren oder auf andere Art Herrn Bush und seine Clique verärgert? Ir-
gendwann werden wir dies erfahren. Im Radio waren die Kommentare der ein-
zelnen Landesbanken zu hören. Sie lauteten sinngemäß etwa: „Wir haben Glück
gehab, unser möglicher Verlust bewegt sich im unteren dreistelligen Millionenbe-
reich.“ Insgesamt betragen die möglichen Verluste gerade mal eine Milliarde Eu-
ro, so ein weiterer Kommentar zu Lehman Brothers. Die USA hat bei der nächs-
ten gestrauchelten Versicherung wieder beherzt eingegriffen und für die weiteren
„Überraschungen“ 700 Milliarden Dollar bereitgestellt.

Die Europäische Zentralbank hatte 260 Milliarden Euro für den Finanzmarkt
lockergemacht und ihm jetzt weitere 30 und 60 Milliarden zur Verfügung gestellt.
Vor dem Wahl Lehman Brothers war der deutsche Steuerzahler bereits mit circa
100 Milliarden Euro belastet, siehe vorherige Bremer Montagsdemos. Die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau hat ihre Tochter IKB verkauft, inzwischen kann mensch
auch sagen: verschleudert. Gerade mal 115 Millionen Euro soll der neue Eigen-
tümer bezahlt haben. Eventuell muss der Kaufpreis zurückgezahlt werden, weil
erhebliche Risiken beim bisherigen Eigentümer KfW geblieben sind.

Frau Merkel kann den Verbleib dieser Gelder zwar verschleiern, aber nicht
wegreden: Diese „Steuergroschen“ wurden versenkt! Die KfW wurde ebenfalls
mit Steuergeld saniert und hat einen neuen Chef erhalten. Der hat sich teuer
verkauft: Die Vergütung wurde von 400.000 auf 800.000 Euro verdoppelt! Der
Neue hat seinen Laden nicht im Griff: An Lehman Brothers wurden noch 300
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Millionen Euro überwiesen, als dort das Licht bereits aus war. Die vereinbarten
Dollars sind bisher nicht bei der KfW eingegangen. Die EDV macht es möglich!

Frau Merkel hat eine Beteiligung Deutschlands an den Rettungsaktionen für
private Banken abgelehnt. Sie hat dabei die bisherigen Transaktionen kleingere-
det beziehungsweise verschwiegen. Die Kanzlerin hat bereits vor der Krise Maß-
nahmen für die Regulierung der Finanzmärkte gefordert. Sie hätte diese umset-
zen können, weil die „irischen Freunde“ Nein zum EU-Vertrag gesagt haben. Da-
rin sollten sich die Staaten verpflichten, nichts gegen den freien Kapitalverkehr zu
unternehmen. Frau Merkel hat diesen EU-Vertrag zur Zustimmung in Bundestag
und Bundesrat vorgelegt. Die USA und Großbritannien haben Leerverkäufe ver-
boten. „Wir haben keinen Bedarf für ein solches Verbot“, klang es von der Regie-
rungsbank. Stunden später haben sie ein ebensolches Verbot von Leerverkäufen
erlassen.

3. Bremen kann sich freuen! Durch die Rettung der IKB ohne Gläubigerbeteiligung
kann die Wertberichtigung der Bremer Aufbaubank aufgelöst werden. 110 Millio-
nen Euro bleiben der Hansestadt erhalten. Ob die Aufbaubank weiterhin Gutha-
ben woanders parkt, statt den Bremer Haushalt zinsgünstig zu stützen? Auch
hier wäre ein Blick in die Vergütungsregelung für den Chef angebracht. Herr Ernst
hat sich scheinbar mit seiner Buchhaltung gestritten. Wie sonst wären diese De-
tails bekannt geworden? Ob Bremen diesmal alle GmbHs, alle Gesellschaften,
alle Sondervermögen auf diese Schwachstellen hin untersucht? Finanzsenatorin
Linnert hat sich nicht geäußert. Wirtschaftssenator Nagel ist Aufsichtsrat im Flug-
hafen! Als solcher hat er den Geschäftsbericht 2007 abgesegnet (siehe Seite 29).

Genau diese Vorgänge werden von der jährlichen Wirtschaftsprüfung nicht
aufgedeckt. Bremen hat eine Straßenbahn geplant und die Kosten berechnet:
2005 mit den Preisen von 2000, ohne Korrektur für die erheblichen Preiserhöhun-
gen in der Zeit bis 2005 und auch ohne die folgende Preisentwicklung. Das ist ein
Beitrag zur haushaltsgemäßen Investitionsplanung, oder? Bremen hat ein Stadt-
amt, Aufgaben wurden privatisiert, Personal ist seit Jahren Mangelware! Diese
Behörde hat 21.000 ungeöffnete Briefe und einige Tausend unbearbeitete Anträ-
ge. Am meisten müssen unsere ausländischen Mitbürger darunter leiden! Untä-
tigkeitsklagen helfen keinem, der um seinen Aufenthalt bangt. Insgesamt muss
die Freie Hansestadt alle restriktiven Maßnahmen gegen diese Menschen sofort
einstellen! Danach kann aufgeräumt werden.

Vor der Wahl in Bremen habe ich mir die Schlange der ausländischen Mit-
menschen vor dem Ausländeramt angeschaut. Ich konnte es nicht glauben! „Ra-
dio Bremen“ war vertreten und hat von der Behördenleitung einen Rüffel erhalten,
weil sich das Kamerateam nicht vorher angemeldet hat. Stark vertreten waren die
Grünen. Sie waren genau „im Thema“ und kannten die Sorgen und Nöte. Wir wa-
ren uns einig: Dieses Amt ist eine sehr große Blamage für die Freie Hansestadt!
Dabei hat Bremen weder einen Krieg noch eine Naturkatastrophe zu verkraften,
nur die Amtszeit von Herrn Röwekamp. Nach der Wahl dachte ich, die Grünen
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hätten das Thema auf der Liste, und es werde bestimmt Abhilfe für diese Men-
schen geschaffen. Leider nein! Die Probleme aus Sicht der Verwaltung wurden
vom Senat in der Drucksache 17/225 S vom 16. September 2008 aufgezählt.

Der Haushaltsansatz für das Stadtamt müsste eigentlich erhebliche Reserven
aufweisen, weil die langjährig bekannte Personalnot nicht beseitigt wurde. Oder
hat der Senat dies gar nicht vorgehabt? Zum Umgang mit unseren ausländischen
Mitbürgern passt auch die Panne im Amt für Grundsicherung. Diese Fehlentschei-
dungen über die Kosten der Unterkunft müssen vorrangig beseitigt werden: Es
geht um Menschen am untersten Rand des Einkommens! Mit EDV-Unterstützung
ist es möglich, alle an der Kappungsgrenze liegenden Bewilligungen zu selektie-
ren und umgehend zu bearbeiten – wenn das politische Personal dies will. Bei
der Bagis geht es umgekehrt doch auch, zum Nachteil der Betroffenen!

4. Die Bundeswehr ist wie die Zeitarbeit der größte Partner der Bundesagentur
für Arbeit und der Argen. „Nicht zur Bundeswehr zu gehen, ist ganz einfach“, so
stand es im „Weser-Kurier“, „Kriegsdienstverweigerung ist einfach“. Es stand aber
nichts in dem Artikel über die Vermittlungen der Jobcenter zur Bundeswehr, auch
nichts von der Schwierigkeit, hier die Vermittlung zur Bundeswehr zu verweigern.
Die Bundesagentur für Arbeit hat etwas für Jugendliche getan: Wer dort in der
„Berufsfindung“ als Soldat tauglich ist oder Soldat als Wunschberuf in den Com-
puter eingibt, bekommt 14 Ausbildungs- und Studienberufe als „Soldat/in“ ange-
zeigt, zum Beispiel Position 6 „Feldwebel – Militärmusikdienst“. Nach drei Jah-
ren Ausbildung und erfolgreicher Prüfung erfolgt die Beförderung zum Feldwe-
bel! Eine verlockende Aussicht, aber mit erheblichen Nebenwirkungen: Vorsicht,
schlaflose Nächte, solange du lebst! Keiner hat das Recht zu gehorchen, sagt
Hannah Arendt.

Es gibt andere Ausbildungsmöglichkeiten. Wer bereits über ein Jahr aus der
Schule ist und immer noch keinen Ausbildungsvertrag hat, sollte die entsprechen-
de Pressemeldung der Arbeitsagentur ausdrucken und sich vom Jobcenter die
schriftliche Zusicherung holen, unter diese Förderung zu fallen. Handwerk und In-
dustrie haben sich beklagt, dass Ausbildungsstellen nicht besetzt werden konn-
ten. Mensch gehe zu den Arbeitgeberorganisation, zu Handwerks- und Handels-
kammer und frage nach! Konkrete Angebote sind gefragt: „Ich habe die Möglich-
keit, gefördert zu werden! Kennen Sie ein Unternehmen, das eventuell noch Aus-
bildungsplätze einrichten kann?“ Wie dies geht? Zum Ausbildungsbetrieb zu ge-
hen, ist hier nicht möglich, aber Unterstützung bei den Verbänden könnte es ge-
ben. Wer sich nicht wehrt, hat weniger vom Leben! Darum Montagsdemo, Kopf
zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Mythos“ zertrümmert: CSU stürzt von 60 auf 43 Prozent („Spiegel-Online“)
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Gleichstellung beim Nulltarif
1. Unglaublich, aber wahr – zumindest, was die
Tatsache der Meldung betrifft: Das „Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung“ berichtete vergange-
ne Woche in Berlin anhand von zwei neuen Studi-
en, dass zum ersten Mal in den vergangenen zehn
Jahren das Armutsrisiko in Deutschland zurück-
gehe. Ja, sogar die Ungleichheit bei der Vertei-
lung der Markteinkommen habe sich 2006 verrin-
gert und die Spreizung zwischen hohen und niedri-
gen Einkommen angeblich nicht mehr vergrößert.

Mensch höre und staune mit offenem Mund,
denn parallel zum Abbau der Arbeitslosigkeit habe seit 2006 auch die Art der Be-
schäftigung sich positiv entwickelt und der Niedriglohnsektor an Bedeutung nicht
zugelegt. Die sogenannten Wirtschaftsforscher ziehen aus ihren Erhebungen den
Schluss, dass weniger Armut und weniger Ungleichheit mit Reformen vereinbar
seien. Die können doch unmöglich Deutschland meinen! Wurden zuvor wahrneh-
mungsverzerrende Rauschmittel eingenommen? Habe ich da möglicherweise et-
was verpasst, hat mir mein Sachbearbeiter etwa die Erhöhung meines ergänzen-
den ALG II verheimlicht, gar in die eigene Tasche gesteckt?

Verbergen sich hinter dem „Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung“ viel-
leicht die Gebrüder Grimm der neoliberalen Neuzeit? Das Armutsrisiko mag
durchaus sinken – schließlich besteht die Armut ja bereits! Weil sich die Armuts-
grenze mit steigender Armut weiter nach unten verschiebt, sind automatisch je-
ne, die gestern noch arm waren, obwohl sie genauso arm sind wie gestern, heu-
te nicht mehr „arm“! Mein Fazit: DIW-Studien haben den gleichen Qualitätsgehalt
wie Studien von Professor (Un-)Sinn.

2. Die Aussage, dass Deutschland Schlusslicht bei der EU-Lohnentwicklung ist,
mag so gar nicht zu dem euphemistischen Ergebnis der DIW-Studien passen.
Wir können es alle täglich sinnlich erfahren oder schwarz auf weiß lesen, dass
die Lebenshaltungskosten für Nahrungsmittel oder Energie explosionsartig stei-
gen. Nur beim Gehalt tut sich leider rein gar nichts! Deswegen bleibt für immer
mehr Menschen am Ende des Geldes noch ganz viel Monat übrig. Kein Wun-
der, denn die Lohnerhöhungen können mit den Preissteigerungen in Deutschland
kaum noch Schritt halten. Jahrelang forderten Arbeitgeberverbände und Bundes-
regierung von den Gewerkschaften Zurückhaltung bei den Tarifverhandlungen
ein, weil sich angeblich nur so Arbeitsplätze erhalten und neue schaffen ließen.
Die Gewerkschaften schluckten die Kröte und mutierten zum zahnlosen, quäki-
gen Tiger.
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Die Statistik beweist das: In keinem anderen Land der Europäischen Uni-
on sind die Löhne seit der Jahrtausendwende so dürftig gestiegen wie bei uns.
Gerade einmal 15 Prozent haben deutsche Arbeitnehmer heute mehr in der Ta-
sche als im Jahr 2000. Das liegt weit unter dem EU-Durchschnitt von 31,4 Pro-
zent. In Frankreich gab es im selben Zeitraum mit 27,5 und in Großbritannien mit
41,5 Prozent deutlich höhere Gehaltssteigerungen als in Deutschland. Die größ-
ten Sprünge bei den Löhnen machten die ehemaligen Ostblockstaaten: Rumäni-
en mit 422, Lettland mit 216 und Bulgarien mit 106,1 Prozent.

Zu den Gewinnern gehören Unternehmen, die in Deutschland produzieren.
Wenn Löhne gar nicht oder nur mäßig steigen, können sie ihre Waren auf dem
Weltmarkt günstiger anbieten. Es ist wirklich ganz wunderbar, wenn Deutschland
in einer globalisierten Welt wettbewerbsfähiger wird! Weil aber die Unternehmer
ihren Gierschlund gar nicht voll genug kriegen können, muss hierzulande schon
jeder Vierte im Niedriglohnbereich arbeiten, kann von seiner Hände Arbeit nicht
mehr leben und muss sich außerdem der drangsalierenden Verfolgungsbetreu-
ung der argen Argen unterwerfen. Ein tolles Ergebnis, das sich wahrhaft sehen
lassen kann!

3. Mensch kommt aus dem Staunen fürwahr kaum noch heraus bei einem Se-
geltörn durchs Internet. Jetzt leitet das Bundesarbeitsgericht sogar schon Um-
sonstarbeit ein! Wenn eine Gemeinde von der Möglichkeit Gebrauch macht, das
Amt der Gleichstellungsbeauftragten in Zukunft einer ehrenamtlichen Kraft zu
übertragen, so besteht für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit der bis-
her hauptberuflich beschäftigten Gleichstellungsbeauftragten ein „dringendes be-
triebliches Erfordernis“. So geschehen in Erfurt. Die Klägerin war seit 1999 mit ei-
ner wöchentlichen Arbeitszeit von zehn Stunden bei der beklagten Gemeinde als
Gleichstellungsbeauftragte angestellt.

Gemäß § 5a der Niedersächsischen Gemeindeordnung ist die Beklagte ver-
pflichtet, eine Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. Die Aufgabe kann nach
dem Gesetz auch ehrenamtlich erfüllt werden. Nach einem Anfang 2006 gefass-
ten Ratsbeschluss sollte das Amt der Gleichstellungsbeauftragten in Zukunft nicht
mehr hauptberuflich, sondern ehrenamtlich wahrgenommen werden. Mit Zustim-
mung des Personalrats kündigte die Beklagte daraufhin das Arbeitsverhältnis der
Klägerin zum 30. Juni 2006. Die von der Klägerin erhobene Klage blieb vor dem
Bundesarbeitsgericht – wie schon in den Vorinstanzen – ohne Erfolg. Die Beklag-
te sei berechtigt, die Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten ehrenamtlich erle-
digen zu lassen. Sie dürfe unter den rechtlich zulässigen Gestaltungsmöglichkei-
ten die ihr am zweckmäßigsten erscheinende auswählen. Anhaltspunkte für einen
Missbrauch dieses Rechts lägen nicht vor.

Dass eine ehrenamtliche Frauenbeauftragte zur Kündigung der Hauptamt-
lichen berechtigt, finde ich ungeheuerlich. Gleichstellung wird mal wieder nicht
ernst genommen, das lässt sich offenbar mal eben aus dem Ärmel schütteln und
ist dabei so dermaßen nebensächlich, dass dies sogar kein Entgelt erfordert. Hof-
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fentlich macht dieses Beispiel nicht Schule! In meinen Augen ist es die „folgerichti-
ge“ Weiterentwicklung der menschenverachtenden Ein-Euro-Jobs, mit denen die
lang erkämpften Arbeitnehmerrechte in die Tonne getreten werden. Die derart
Beschäftigten arbeiten auch bloß für ’nen Appel und ’n Ei und machen reguläre
Handwerker arbeitslos. Leider macht es die Niedersächsische Gemeindeordnung
möglich, sprich: Mindestens in diesem Bundesland kann jede Gemeinde jetzt ge-
nauso Gelder einsparen.

4. Bei „Neukölln aktiv“ schafften die „schwierigsten“ Schulabbrecher den Ab-
schluss. Der eine oder andere hat hier die Kurve gekriegt. Nun wurde das Projekt
eingestellt. Es passt offensichtlich nicht zur Behördenphilosophie. Da ist zum Bei-
spiel der 21-jährige Simon, der mit 16 Jahren die Schule abgebrochen hat, nur
noch auf der Straße „abhing“ und Drogen konsumierte. Nun hat er innerhalb ei-
nes halben Jahres seinen erweiterten Hauptschulabschluss nachgeholt, ist um-
gezogen, hat sich neue Freunde gesucht und bewirbt sich um einen Ausbildungs-
platz. Dass er ein neues Leben begonnen hat, liegt an den Lehrern und Sozial-
arbeitern von „Neukölln aktiv“, die in den vergangenen eineinhalb Jahren erfolg-
reich jungen Männern, die von anderen Einrichtungen längst aufgegeben worden
waren, zu Schulabschluss und Ausbildungsplatz verholfen haben.

Drei Viertel der jungen Männern zwischen 17 und 25 Jahren schafften bin-
nen fünf Monaten den Hauptschulabschluss. Trotz des ungewöhnlichen Erfolges
ist seit Juni Schluss mit diesem Projekt. Das Jobcenter hat die Förderung einge-
stellt, weil die Arbeit von „Neukölln aktiv“ – Erfolg hin oder her – nicht in die Struk-
turen der Bundesagentur für Arbeit und in die Philosophie des Bundesarbeitsmi-
nisteriums passe. Die Lernatmosphäre war hier ganz anders als in der Schule,
weil die Lehrer den Stoff tatsächlich so lange erklärten, bis er verstanden wurde,
sodass auch noch Freude aufkam. Die Betreuung war intensiv, vier Lehrer und
zwei Sozialarbeiter kümmerten sich um 23 Jugendliche; das Schulwissen wurde
in kleinen Gruppen „gepaukt“. Der Zusammenhalt der Gruppe wurde durch ge-
meinsame Unternehmungen gestärkt.

Aber gerade diese Aktivitäten, die so wichtig sind, damit die Jugendlichen
„am Ball“ bleiben, sind dem Projekt zum Verhängnis geworden. Bisher wurden
sie unter „sonstige weitere Leistungen“ vom Jobcenter gefördert. Ausgerechnet
diese sind Anfang des Jahres vom Bundesarbeitsministerium gestrichen worden.
Entgegengesetzt zum Erfolg lautet die unglaubwürdige Begründung, es gebe „zu
viel Missbrauch“. Klar: Mal ein Sozialarbeiter auf weiter Flur, das könnte noch hin-
genommen werden, nicht jedoch eine intensive Betreuung. Wo kämen wir denn
hin, wenn noch mehr Jugendliche mit gestärktem Rückgrat und Schulabschluss in
der Tasche solch eine Maßnahme durchliefen und sich dadurch nicht mehr men-
schenverachtender Gängelung aussetzen ließen, sondern sich mit eigenen Wün-
schen zur Wehr setzten? Außerdem leuchtet es natürlich ein, dass der Zwang zu
zigfachen Bewerbungstraining sinnvoller ist als ein erfolgreicher Schulabschluss!
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5. Ein Hoffnungsschimmer zeigt sich am Horizont: Das Bundesverfassungsge-
richt hat einer Klägerin Prozesskostenhilfe gewährt, die sich nach erfolgloser Kla-
ge gegen die Höhe der Hartz-IV-Regelleistungen nun vor dem Bundessozialge-
richt mittels einer Verfassungsbeschwerde dagegen zur Wehr setzen will. Dies
teilte das „Erwerbslosenforum Deutschland“ in Bonn mit. Gleichzeitig haben die
höchsten Richter dem Bundestag, dem Bundesrat, der Bundesregierung, allen
Landesregierungen sowie der Bundesagentur für Arbeit als Beteiligte die einge-
reichte Verfassungsbeschwerde zugeleitet und bis zum 30. November 2008 Ge-
legenheit zur Stellungnahme gegeben. Dazu wurden neben dem Statistischen
Bundesamt auch Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und Sozialverbände als
sachkundige Dritte um ihre Ansicht gebeten.

Das „Erwerbslosenforum Deutschland“, das die Beschwerdeführerin kennt,
bezeichnete den Beschluss als Schritt in die richtige Richtung, obgleich damit
weiterhin alle Wege offen sind, auch die Entscheidung der Nichtzulassung. „Mit
seinem Beschluss hat das Bundesverfassungsgericht aber diesmal eine Verfas-
sungsbeschwerde nicht direkt abgebügelt, sondern hier Prozesskostenhilfe ge-
währt. So besteht zumindest ein Fünkchen Hoffnung, dass im nächsten Jahr ei-
ne Entscheidung über die Höhe und Verfassungsmäßigkeit der Regelleistungen
bei Hartz IV fallen wird. Damit beschäftigen sich inzwischen zwei Gerichte mit
den Regelleistungen“, so Martin Behrsing, Sprecher des „Erwerbslosenforums“.
Im August hatte das hessische Landessozialgericht eine Begutachtung über die
Höhe der Regelleistungen in Auftrag gegeben.

Die ganzen anderen Verfassungsbeschwerden und -klagen, von denen zu-
vor immer mal die Rede war, sind nicht etwa im Papierkorb gelandet, sondern
abgewiesen worden, weil sie nicht die „persönliche Betroffenheit“ darlegen konn-
ten. So verhielt es sich auch bei der letzten, von der IG Metall mitgetragenen.
Das A und O einer jeden Klage muss die „persönliche Betroffenheit“ sein. Erst
im Anschluss daran darf die gesellschaftliche bekundet werden. Damit erfordert
eine Verfassungsbeschwerde, dass der Beschwerdeführer begründet darlegt, in-
wieweit er selbst in seinem Existenzminimum gefährdet ist. Erschwerend kommt
hinzu, dass der Tenor aller bisherigen Abweisungen lautete, doch bitte erst den
Instanzenweg einzuhalten. Nunmehr ist der Weg zum Bundesverfassungsgericht
nicht mehr verschlossen.

6. Mit der Entscheidung, dass ALG-II-Bezieher auf Verlangen der zuständigen
Behörde auch bei Folgeanträgen ihre Kontoauszüge vorlegen müssen, werden
Transferbezieher automatisch unter Generalverdacht gestellt. Die obersten Rich-
ter wissen anscheinend nicht, wie beschämend und demütigend das halbjähri-
ge Ritual der Vorlage von Kontoauszügen ist. Kontoauszüge sind eine spannen-
de Lektüre: Man kann daraus erfahren, wo jemand Mitglied ist, ob er Bücher bei
Amazon bestellt, bei Lidl oder Kaiser’s einkauft. Nun mag der mit Propaganda
und übelster Nachrede über ALG-II-Bezieher verseuchte Normalbürger durchaus
glauben, dass ein Antragsteller beweisen müsse, dass er nicht ohne Hartz IV le-
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ben kann, weil es sich schließlich um Steuergelder handelt. Aber Otto und Ottilie
Normalbürger wissen natürlich nicht, dass die Bedürftigkeit bereits nachgewiesen
wurde.

Alle sechs Monate ist ein Antrag mit durchschnittlich sieben auszufüllenden
Seiten abzugeben, Änderungen müssen umgehend angegeben werden. Zur Er-
innerung: Wenn die kleine Tochter eines ALG-II-Empfängers von der Oma 50 Eu-
ro und ein Fahrrad zur Kommunion geschenkt bekommt, ist das schon eine an-
zugebende Änderung, die voll auf den Lebensunterhalt der Familie angerechnet
wird – nix mit Schulbücher kaufen oder so! Zusätzlich muss noch das Konto of-
fengelegt werden. Da klingelt es jetzt aber! Diese Entscheidung bleibt angesichts
der äußerst geringen Missbrauchsquote bei Hartz IV vollkommen unverständlich.
Die Kasseler Richter haben meiner Ansicht nach eine gefährliche Entwicklung
beim Schutz der Privatsphäre eingeleitet. Menschen, die arm sind und Sozialleis-
tungen beziehen müssen, genießen nur minimalen Datenschutz. Alle Menschen
sind vor dem Gesetz gleich – wenn sie sich ihr Recht kaufen können!

Der Entscheidung zufolge haben Erwerbslose jedoch die Möglichkeit, sensi-
ble Daten zu schwärzen. Dies seien beispielsweise Hinweise auf Gewerkschafts-
oder Parteizugehörigkeiten, sexuelle Neigungen oder religiöse Anschauungen.
Als eine Art von legaler Gegenwehr bietet es sich an, so wenig Geldbewegungen
wie möglich über das Konto laufen zu lassen. Nachdem feste Kosten wie Miete,
Energiekosten, Telefon überwiesen sind, darf mensch ja bis auf ein paar Euro al-
les abheben und zu Hause gut weglegen. Jeder sollte sich in Zukunft gut über-
legen, wo er mit der EC-Karte bezahlt! Wenn sich das Ganze Monat für Monat
wiederholt, dürften die neugierigen Sachbearbeiter in den argen Argen beim Be-
trachten der Kontoauszüge das große Gähnen bekommen.

7. Der Chef des UN-Kinderhilfswerks „Unicef“ in Deutschland hat sich gegen ein
höheres Kindergeld ausgesprochen: Wo Familien auseinandergebrochen seien,
solle man nicht glauben, es sei mit zehn oder fünf Euro mehr Kindergeld getan. Er
verstieg sich zu der Behauptung, dass sich viele Eltern über die zehn Euro freuen
würden, sie jedoch nicht für ihr Kind ausgäben, sondern das Geld in Alkohol oder
einen neuen Fernseher stecken würden. Die neue, alte Diskriminierungsplatte hat
einen gewaltigen Sprung! Ich verstehe langsam wirklich nicht mehr, dass es sich
immer noch nicht bis zum Allerletzten mit der längsten Leitung herumgesprochen
hat, dass das Kindergeld zum Finanzieren des Kindesunterhalts gebraucht wird
und letztlich für Kinder bis 14 Jahre nur 211 Euro zur Verfügung stehen. Da das
Kindergeld Einkommen ist, wird von der Arge quasi nur noch ein kleiner Betrag
dazugezahlt. Wie es Eltern nun gelingen soll, 211 Euro zu verprassen, wenn das
Kind Essen, Kleidung und mehr braucht, wird wohl auf ewig ein Geheimnis der
Wohlsituierten bleiben.

Der Sprecher des „Erwerbslosenforums Deutschland“, Martin Behrsing, sag-
te, nach dem Desaster um die Verschwendungsvorwürfe Anfang des Jahres sei
eigentlich zu erwarten gewesen, dass die „Unicef Deutschland“ sich ihren eigent-
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lichen Aufgabe widmen würde. Stattdessen entpuppe sich ihr Chef Jürgen Herae-
us als Kopie von Berlins Finanzsenator Thilo Sarrazin. Behrsing wertete derarti-
ge Äußerungen als „geistigen Sondermüll“, der schnellstens mit der Personalie
Heraeus entsorgt werden müsste. Das „Erwerbslosenforum“ erinnerte zum Welt-
kindertag daran, dass mit Einführung von Hartz IV bewusst der wachstumsbe-
dingte erhöhte Ernährungsbedarf bei Schulkindern und Jugendlichen aberkannt
wurde, indem die Altersgruppen der Schulkinder zwischen sieben und 14 Jahren
und der Jugendlichen nicht mehr berücksichtigt wurden. Damit wäre die Agenda-
Politik in die Zeiten des Faschismus zurückgefallen! Auch damals gab es nur zwei
Altergruppen.

Bis zur Einführung von Hartz IV hatten Kinder von sieben bis 14 Jahren etwa
20 Prozent mehr für Ernährung zur Verfügung. 14- bis 17-Jährige bekamen 90
Prozent des Eckregelsatzes, weil ihr Ernährungsbedarf den von Erwachsenen
übersteigt. Mit der Einführung von Hartz IV wurde der Bedarf eines heute 13-
Jährigen auf das Niveau eines Säuglings reduziert. Jugendlichen gesteht man
nur noch 2.500 kcal zu, obwohl sie täglich 3.000 kcal brauchen. Dabei haben
alle Parteien, Gewerkschaften und großen Wohlfahrtsverbände zugeschaut, ohne
diese vorsätzliche Kürzung zu beanstanden. Diese Kürzungen könnte man nach
Ansicht der initiativenübergreifenden neuen Bündnisplattform „Kinderarmut durch
Hartz IV“ sofort beheben, indem man Kindern zwischen sieben und 14 Jahren
253 statt 211 Euro und Jugendlichen 316 statt 281 Euro gewähren würde.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Dorf mit Straßenbahn
1. Die Sommerpause ist vorbei, auch in Parlament
und Senat der Freien Hansestadt Bremen! Die
nächste Runde für das Sozialticket ist eingeläutet.
Wir wollen es endlich haben! Die Geduld der vom
Staat finanziell abhängig gehaltenen Menschen in
Bremen ist erschöpft. Es kommt die kalte Jahres-
zeit, und frau kann nicht mehr jeden Weg mit dem
Rad bewältigen – so sie denn eines besitzt und es
in einem verkehrstauglichen Zustand ist. Also: Es
ist angesagt, das Sozialticket schnellstens unter das
arme Volk zu bringen! Beraten werden muss auch
nicht mehr, das hat wohl schon zur Genüge bei Kaf-

fee und Keksen stattgefunden. Jetzt muss nur noch etwas Hübsches entworfen
und gedruckt werden, dann kann die notleidende BSAG 14 Millionen Euro kas-
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sieren – und ganz schnell schon mal einen kleinen Abtrag für den Schuldenberg
in Höhe von 225 Millionen leisten.

Warum müssen eigentlich neue teure Schienennetze gebaut werden? Kön-
nen diese Strecken nicht mit Bussen bedient werden? Straßen sind doch vorhan-
den, und bei jeder Schlechtwetterlage oder bei wetterbedingten ungünstigen Ver-
hältnissen muss Schienenersatzverkehr – sprich: der gute Bus – her. Ich denke
dabei an die vereisten Oberleitungen auf der Strecke nach Huchting oder an re-
gelmäßig unter Wasser stehende Unterführungen wie zum Beispiel den Gustav-
Deetjen-Tunnel. Warum also nicht gleich Busse einsetzen, die bei ungünstigen
Wetterlagen sowieso die Bahnen ersetzen müssen? Mein Appell an Herrn Loske
als zuständigen, verantwortlichen und verantwortungsvollen Politiker heißt: Stop-
pen Sie diese Bauvorhaben sofort, bevor Sie mit in diesen Schlamassel und die
Trickserei hineingezogen werden, denn bis jetzt haben Sie diese verheerende
Fehlkalkulation nicht zu verantworten! Tragen Sie dazu bei, dass die Bremer Po-
litikerinnen und Politiker nicht in noch mehr Schulden versinken! Oder verlassen
Sie Bremen nach vier Jahren wieder? Frau könnte es fast glauben.

2. Zweimal hatten wir in der letzten Woche den Tag des Kindes – einmal national
und einmal weltweit. Da konnten wir mal wieder unser Gewissen beruhigen mit
der kostenlosen Freigabe von Straßen zum Spielen und Toben für alle Kinder!
Nun haben wir wieder ein Jahr Ruhe mit unserem Engagement.

Der Regelsatz des ALG II soll nach dem Alter des Kindes neu gestaffelt wer-
den, weil ein älteres Kind mehr Geld benötige als ein jüngeres! Welchem Dumm-
kopf ist das jetzt wieder eingefallen? Kinder kosten immer eine Menge Geld –
egal, in welchem Alter! Warum bekommen nicht alle betroffenen Kinder wenigs-
tens den erbärmlichen Betrag von 351 Euro wie ein Erwachsener? Besser wä-
re es für die Entwicklung natürlich, sie bekämen das, was sie tatsächlich zu ei-
nem lebenswerten Leben benötigen! Wie sollen sie sich in die Gesellschaft sozi-
al integrieren, wenn ihnen das finanziell gar nicht gelingen kann, weil genau die-
ses Gesellschaftssystem es ihnen verweigert und unmöglich macht? Die Politike-
rinnen und Politiker müssen sich schämen, wie sie mit den Kindern und jungen
Menschen in unserem Land umgehen! Und wir müssen uns schämen, dass wir
es zulassen!

Die Regierenden in Bremen sind zufrieden mit der „Kindeswohl“-Entwicklung
der Freien Hansestadt seit dem schrecklichen Tod des kleinen Kevin unter Lei-
tung der Bagis. Und das ist ja auch das Wichtigste: Hauptsache, die Politikerin-
nen und Politiker sind zufrieden und lehnen sich entspannt zurück. Ist doch egal,
wenn ihre Einschätzung an der Realität total vorbeigeht. Gegenseitiges Schulter-
klopfen ist angesagt! Wenn jedes dritte Kind unter der Armutsgrenze lebt, die be-
schämend niedrig ist und jenseits jeder vernünftigen und menschlichen Überle-
gung liegt, können wir ganz beruhigt sein: Zwei Kindern geht es doch noch gut!
Mir scheint, nach diesem Prinzip wird in der Politik gedacht und gehandelt. Aber
am 26. September haben wir schon wieder einen Tag, am dem wir den armen

641

http://de.wikipedia.org/wiki/Kindertag
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/132/reden132.htm#132-TAZ
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/132/reden132.htm#132-TAZ
http://www.taz.de/regional/nord/bremen/artikel/?dig=2008%2F05%2F21%2Fa0177&amp;src=UA&amp;cHash=08a32f9901&amp;type=98


Kindern in unserem wohlhabenden Land etwas Gutes antun können: Dann ist der
Tag des Deutschen Butterbrots.

Noch ein Wort zu unserem Bremer Nottelefon für Kinder : Wo suchen wir
diesen Anschluss, und wo finden wir ihn? Als Kind findet man ihn gar nicht! Ich
war der Meinung, auch sie sollten diese Nummer wählen können. Habe ich das
falsch verstanden? Sie steht in den Gelben Seiten unter „Behörden und Initiati-
ven – Bürgerservice – Stadt Bremen – K“ (wie Katastrophe), nennt sich „Kinder-
und Jugendnotdienst“ und hat die sperrige Nummer 699 1133. Hätten Sie das ge-
dacht? Ich nicht. Sinnvoll und angemessen ist der Eintrag in beiden Telefonbü-
chern auf der Seite mit den Notfallnummern, gleich unter Polizei und Feuerwehr,
und bitte mit einer kindgerechten Nummer wie 123 123! Sonst haben Kinder und
Jugendliche keine Chance, selbst um Hilfe zu bitten.

3. Die leidige Sache mit Murat Kurnaz und seinem engagierten Anwalt ist nun
erst mal vom unsauberen Tisch. Der Untersuchungsausschuss hat seine stüm-
perhafte Arbeit beendet und konnte sich zu keiner klaren Aussage durchringen,
außer dass alles unklar geblieben ist. Wie widerwärtig und unglaubwürdig ist das
in dieser menschlichen Tragödie! Aussage steht gegen Aussage – und entschie-
den wurde ganz demokratisch zugunsten der Staatsbediensteten. Aber mit De-
mokratie hatte diese Farce nichts und mit Aufklärung eines Falles von Folter schon
gar nichts zu tun. Als es prekär wurde, hat man den Untersuchungsausschuss
schnell in einen militärischen „verwandelt“, in dem alles rücksichtsvoll geheim ge-
halten wird. Herr Steinmeier und Herr Röwekamp mussten sich nicht verpflichten,
„die Wahrheit und nichts als die Wahrheit“ zu sagen.

Murat Kurnaz’ Aussage wurde kritisch aufgenommen. Den beiden Beschul-
digten wird vom Untersuchungsausschussvorsitzenden bescheinigt, dass sie sich
garantiert und glaubwürdig in ihren Aussagen zur Folter nicht abgesprochen ha-
ben. Dürfen diese Politikerinnen und Politiker tatsächlich so dumm sein? Dann
müssen sie schnellstens von ihren verantwortungsvollen, gut bezahlten Posten
verschwinden und engagierten Personen Platz machen, die Murat Kurnaz zu sei-
ner Gerechtigkeit verhelfen! Ich hoffe, Herrn Docke und Herrn Kurnaz gelingt es
doch noch, diese beiden staatlich gedeckten Agenten, die ihren Auftrag erfüllten,
ihrer Bestrafung zuzuführen, denn: Keiner hat das Recht zu gehorchen!

Gudrun Binder (parteilos)

Hartz IV macht krank: Bremer versendet Amoklauf-Ankündigung unter
dem Namen seines Bagis-Sanktionsvollstreckers („Spiegel-Online“)

Promi ohne Allüren: Damenwelt trauert um
Eisbären-Idealpapa („Spiegel-Online“)
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Truppen raus aus Afghanistan!
Wir waren etwa dreißig noch nicht ganz wache Men-
schen, die sich am frühen Samstagmorgen um 6 Uhr
in den engen Bus quälten. Als wir gegen 11:30 Uhr in
Berlin ankamen, hatten sich zur Auftaktkundgebung
am Brandenburger Tor bereits etwa 2.000 Menschen
versammelt. Leider funktionierte die Lautsprecher-
anlage nicht richtig. Die Veranstalter entschuldigten
sich prompt für diese Misslichkeit mit glaubwürdigem
Geldmangel, was uns zu spontanen Spenden in die
herumgereichten Sammelbüchsen inspirierte.

Sabine Schiffer, eine in Erlangen lehrende Mu-
sikpädagogin, griff in einem der ersten Redebeiträge die gleichgeschalteten Me-
dien scharf an. Diese stützten sich bei ihrer Kriegsberichterstattung fast aus-
schließlich auf gefälschtes Bildmaterial und gezielte Falschinformationen des
Bertelsmann-Stiftungskonzerns, um in der Bevölkerung, die den Krieg zu über 60
Prozent ablehnt, doch noch eine Akzeptanz dafür zu erzwingen. Viel Applaus ern-
tete die Tochter des argentinischen Revolutionärs „Che“ Guevara, Aleida Gueva-
ra March, die als Kinderärztin auf Kuba tätig ist. Sie beklagte „das sinnlose Ver-
heizen unserer Kinder, Brüder und Schwestern“ und fragte zutiefst besorgt: „Wie
lange werden wir es noch zulassen, dass unsere Familien in Kriege überall auf
der Welt geschickt werden?“

Als wir nach der Auftaktkundgebung nach einer Stunde den Gendarmenmarkt
erreichten, waren wir erheblich mehr geworden und füllten den Platz mit circa
8.000 Menschen. Der Politikwissenschaftler und gebürtige Afghane Martin Baraki,
der kürzlich auch Gast des „Friedensforums“ war, skizzierte in seinem Redebei-
trag die lange Geschichte der Kriege gegen sein Land. Schon in der Zeit des Kai-
serreichs 1914/15 habe die Geburtsstunde der „Verteidigung Deutschlands am
Hindukusch“ geschlagen. Später unter Hitler habe die faschistische Wehrmacht
diesen „Verteidigungskrieg“ mit der „Operation Barbarossa“ fortgeführt, und der
aktuelle Krieg der USA unterstreiche erneut die Großmachtambitionen auch der
gegenwärtigen Bundesregierung. Auf zehn Jahre weiteren Krieg hätten sich die
USA und ihre Verbündeten schon eingerichtet, hieß es.

Peter Strutynski, Sprecher des „Bundesausschusses Friedensratschlag“ kon-
statierte, dass laut Minister Jung Deutschland keinen Krieg führe, sondern seine
Soldaten „auf dem halben Erdball für Frieden und Stabilität“ stünden. Diese „Ver-
sion vom Nicht-Krieg“ solle die Bundeswehr legitimieren, „weltweit mitzuschie-
ßen“. Den Tod von Tausenden Zivilisten scheine die Bundesregierung dabei „billi-
gend in Kauf zu nehmen“. Was Strutynski mit professoraler Zurückhaltung formu-
liert, sage ich gern deutlicher: Den Regierenden ist es völlig gleichgültig, wie viele
Menschen durch deutsche Waffen und Soldaten sterben müssen – Hauptsache,
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die Rohstoffbilanz stimmt! Deutschland ist wieder Kriegsmacht, und so benimmt
es sich auch!

Übrigens wurde nicht nur in Berlin und Stuttgart demonstriert. Wie „Die
Linke Bremen“ im Internet schreibt, fanden Antikriegsdemonstrationen auch in
Belgien, Frankreich, Großbritannien, Griechenland, Italien und beim „Europäi-
schen Sozialforum“ in Malmö statt. Hierzu noch eine Terminwiederholung: Zu
einer Ökumenischen Andacht für den Frieden in Afghanistan laden Mitglie-
der Bremer Kirchengemeinden, das „Bremer Friedensforum“ und die DFG-VK für
Samstag , den 27. September 2008 , um 12:30 Uhr auf dem Bremer Marktplatz
ein. Zum Frieden ist es leider noch ein langer Weg. Doch wir sind fest entschlos-
sen, auf diesem Weg zu bleiben!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
siehe auch „Die Linke“

Wie lange leben Sie von 132 Euro,
Herr Professor?

1. Vom 15. bis 21. September 2008 war die „Ak-
tionswoche zum bedingungslosen Grundeinkom-
men “. In dem betreffenden Arbeitskreis der „Linken“
arbeite ich mit, ohne Parteimitglied zu sein, da ich
davon überzeugt bin, dass es richtig ist, dafür zu
kämpfen. Ich fordere euch auf, uns dabei zu unter-
stützen! Am 20. September war in Berlin eine De-
monstration gegen den Afghanistankrieg. Die Re-
gierung versucht, mit Drangsalierung und Existenz-
versagung die jungen Erwerbslosen in die Armee
zu zwingen. Das ist ein Grund unter vielen, „Die Lin-

ke“ beim Kampf für ein bedingungsloses Grundeinkommen von 950 Euro für Er-
wachsene und 475 Euro pro Kind im Monat zu unterstützen!

Die Herren Friedrich Thießen und Christan Fischer von der Technischen Uni-
versität in Chemnitz, die Interessen der neoliberalen Wirtschaft vertreten, fordern
dagegen eine Absenkung des Regelsatzes auf 132 Euro. Oskar Lafontaine sag-
te dazu: „Keiner der Unternehmensleiter, die sich in Verbandsvorständen für den
Abbau des Kündigungsschutzes stark machen, wäre selbst bereit, unter schlech-
ten Bedingungen zu arbeiten. In der Regel sind die Verträge dieser Herren auf
fünf Jahre angelegt und vorzeitige Kündigungen mit hohen Ablösesummen ver-
bunden. Hier zeigt sich mal wieder der Satz ‚Was du nicht willst, das man dir
tu, das füg auch keinem andern zu‘. Ich habe in meinen Wahlkampfreden die-
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ses Sprichwort immer wieder verwendet und fand damit große Zustimmung beim
Publikum. Es traf genau das Empfinden der Bevölkerung“ (zitiert aus dem Buch
„Das Herz schlägt links“). Den Professoren aus Chemnitz schlage ich vor, unter
der Bewachung von Arbeitslosen mit ihren Familien bis zu ihrem Lebensende von
132 Euro und 75 Euro für die Kinder zu leben!

„Meines Erachtens ist nicht die Finanzierbarkeit des Werner’schen Grund-
einkommens aus dem Staatshaushalt das Problem. Auf den Großteil der nöti-
gen Produkte wird die Mehrwertsteuer aufgeschlagen (Wohnung, Strom, Gas,
Nahrungsmittel, Kleidung). Die Kaufkraft des Grundeinkommens, der jetzigen
Löhne, Gehälter und Renten würden sich um etwa 30 Prozent vermindern, der
Konsum wahrscheinlich gesamtgesellschaftlich kaum steigen. Dies bescherte
dem Staat weitere Steuermindereinnahmen, die steigenden Unternehmerprofi-
ten gegenüberstehen. Unternehmerträume würden wahr“ (zitiert aus dem Buch
„Existenzgeld Reloaded“ der „Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerblosen- und
Sozialhilfeinitiativen“. Ich kann nur wärmstens empfehlen, sich das Buch zu be-
sorgen und zu lesen!)

Zu Götz Werner möchte ich anmerken, dass er Recht hat, wenn er feststellt,
dass Hartz IV einen „offenen Strafvollzug“ darstellt. Das ändert nichts daran, dass
er Unternehmer ist und mit seinem Modell eines bedingungslosen Grundeinkom-
mens dafür sorgt, dass die Mehrheit der Menschen verarmt. So findet am 24.
September 2008 hier in Bremen ein Treffen der Geschäftsführer der „Behinder-
tenwerkstätten“ statt, und um 15 Uhr hält Götz Werner einen Vortrag zum Thema
im AWD-Dome . Der Konferenzbeitrag beträgt 160 Euro für die drei Tage! Men-
schen, die kein Geld haben, können daran nicht teilnehmen. Es wurde auch ge-
sagt, dass dies „keine öffentliche Veranstaltung“ sei.

In der Öffentlichkeit wird immer so getan, als ob behinderten Menschen durch
die Behindertenwerkstätten geholfen würde. Als umgeschulter Linkshänderin ist
mir die Teilnehme verwehrt, da ich kein Geld für diese Veranstaltung habe, zu der
übrigens auch Bundespräsident Horst Köhler und ein EU-Kommissar eingeladen
sind. Sie haben alle eines gemeinsam: dass sie den Neoliberalismus vertreten,
der die Interessen der Konzerne ausdrückt und hilft, die Privatisierung voranzu-
bringen, etwa im Gesundheitsbereich mit den Zuzahlungen und dem Personalab-
bau. Darunter haben die chronisch Kranken und Behinderten ganz besonders zu
leiden. Die „Behindertenwerkstätten“ laden also diejenigen ein, die für die neoli-
berale Politik verantwortlich sind. Das bedeutet, dass es behinderten Menschen
in der Gesellschaft immer schlechter gehen wird!

„Die Arbeiter zahlen, die Kapitalisten verfügen darüber zur eigenen Berei-
cherung und Senkung des Lohnes der Arbeiterklasse. Dies ist der gegenwärtige
Zustand der Arbeitslosenversicherung in Westdeutschland. Im Interesse der Ar-
beiterklasse liegt das Gegenteil: Die Kapitalisten sollen zahlen, die Arbeiterklas-
se verfügt. Zu fordern sind die Selbstverwaltung der Versicherung und Zahlung
der Beiträge durch die Kapitalisten für die gesamte Dauer der Arbeitslosigkeit
und die Verwaltung der Arbeitsämter durch die Lohnabhängigen“ (zitiert aus den
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Heft „Kommunismus und Klassenkampf 12/1977“ mit der Artikelüberschrift „Bun-
desanstalt für Arbeit: Zwangsanstalt für Lohndrückerei und Lohnraub“, herausge-
geben vom Kommunistischen Bund Westdeutschlands, in dem ich von 1977 bis
1983 Mitglied war).

Der Kampf für das bedingungslose Grundeinkommen bedeutet, dass die Ar-
beiterinnen und Arbeiter sich nicht gegeneinander ausspielen lassen und nicht
in Konkurrenz zueinander treten, um ihre Löhne für die Kapitalisten drücken zu
lassen. Nein zu den Hartz-Gesetzen und zur Agenda 2010! Ein wirkliches be-
dingungsloses Grundeinkommen kann es nur geben, wenn der Mensch nicht ge-
zwungen wird, unter menschenverachtenden Bedingungen zu arbeiten.

Gregor Gysi und große Teile der „Linken“ sehen den Untergang der DDR als
„großen emanzipatorischen Schritt nach vorn“ an. Dem kann ich nicht zustimmen,
da irren sich viele in der „Partei der Linken“: Die USA, die europäischen Imperia-
listen und vor allem die BRD-Imperialisten haben den sogenannten „realen So-
zialismus“, der nie ein wahrer Sozialismus war, besiegt! Das war für die Arbeiter-
klasse weltweit eine schwere Niederlage. Rosa Luxemburg sagte zu Recht: So-
zialismus oder Untergang in Barbarei! Vor uns steht heute die Frage: Gehen wir
im globalen neoliberalen Kapitalismus unter? Der Kampf für das bedingungslo-
se Grundeinkommen ist damit verbunden, dass Menschen sich nicht in die Bun-
deswehr zwingen lassen müssen, um ihre Existenz abzusichern! Allen Menschen
steht ein bedingungsloses Grundeinkommen zu, ohne Abhängigkeit vom Partner
oder von der Familie und ohne Bedürftigkeitsprüfung!

2. Offener Brief an die Technische Universität Chemnitz, Fakultät für Wirtschafts-
wissenschaft, Herrn Friedrich Thießen und Herrn Christian Fischer, 09107 Chem-
nitz, Betreff: Vorschlag einer Kürzung des Regelsatzes für Hartz IV-Empfänger
auf 132 Euro und für Kinder auf 75 Euro. (Als ich das der Presse entnahm, glaub-
te ich, mich tritt ein Pferd!)

Sehr geehrte Herren Thießen und Fischer, wie lange haben Sie persönlich
von 132 Euro in Monat gelebt, und gegebenenfalls Ihre Kinder von 75 Euro? Wie
viel Gramm Obst und Gemüse nahmen Sie und Ihre Kinder zu sich? Haben Sie
sich alle gesund ernähren können? Ich rauche nicht, aber ein Glas Rotwein am
Tag soll ja für Herz und Kreislauf gesund sein. Wie kommen Sie darauf, dass
mensch gar keinen Alkohol zu sich nehmen darf? Aus eigener Erfahrung kann
ich nur sagen, dass 351 Euro viel zu wenig ist, um sich gesund zu ernähren. Wie
haben Sie das mit 132 Euro hinbekommen?

Nach Ihren Vorstellungen sollen Menschen an Stadteilfesten teilnehmen kön-
nen. Wie sieht es für Kinder und Erwachsene mit Geburtstagsfeiern aus? Findet
Weihnachten in Ihrer Berechung noch statt, und gibt es Spielsachen, Schulmate-
rial? Wer an Feiern teilnimmt, benötigt auch mal Zutaten, um einen Kuchen oder
Weihnachtsplätzchen zu backen. Wie kommen Sie darauf, dass überhaupt kei-
ne Butter benötigt wird? Bekommen Sie als Professoren nicht mindestens 10.000
Euro in Monat? Wenn Sie so begeistert davon sind, von 132 Euro im Monat zu le-
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ben, könnten Sie ja versuchen, bis zu Ihrem dann wahrscheinlich wesentlich frü-
her eintretenden Lebensende davon zu existieren! Das restliche Geld könnten Sie
gemeinnützigen Vereinen spenden, was auch für Ihr gesamtes Vermögen gilt.

Für Kinder ist es gesundheitsschädlich, gebrauchte Schuhe zu tragen, weil
sich ihre Füße verformen. Wenn Sie so begeistert von Kleiderkammern sind, dann
spenden Sie doch einfach Ihre teure Markenkleidung und tragen selbst gebrauch-
te Klamotten! Angeblich ist es Ihre Absicht, „einen Beitrag zur Verbesserung der
Situation vieler Menschen zu leisten“. Sind Sie sich ganz sicher, dass sich die Le-
benssituation der Betroffenen mit 132 Euro und 75 Euro für Kinder verbessert?
Für Internet, Telefon und Post zwei Euro im Monat anzusetzen, kann wohl auch
nicht Ihr Ernst sein. Benötigen Sie keinen Regenschirm, keine Bademütze? Ha-
ben Sie alle Ihre Möbel verschenkt und sich Möbel nur aus sozialen Einrichtun-
gen besorgt? Wie sieht es in Ihrer Berechnung mit der Nutzung des öffentlichen
Nah- und Fernverkehrs aus? Fliegen Sie auf einem Teppich aus dem Möbellager
zu Ihrer Finca auf Teneriffa?

Es werden statt drei Euro für die Freizeit jetzt 60 Euro gefordert! Der Gesamt-
bedarf nach Ihrer Berechnung liegt bei 278 Euro. Das bedeutet eine faktische Kür-
zung für Erwachsene. Die Wissenschaftler Dr. Rudolf Martens und Rainer Roth
haben nachgewiesen, dass der Regelsatz von 351 Euro in Monat viel zu niedrig
ist. Diese Festlegung durch die Bundesregierung ist fehlerhaft. Als erster Schritt
gehört der Regelsatz auf 500 Euro angehoben! Der Regelsatz für Kinder müsste
bis zum Alter von sechs Jahren 372 Euro, bis 12 Jahre 432 Euro und bei Jugend-
lichen bis 18 Jahren 483 Euro betragen. Kinder und Jugendliche befinden sich im
Wachstum und benötigen besondere Zuwendungen. Haben Sie mit den Regel-
sätzen für Ernährung von 132 Euro im Monat für Erwachsene und von 75 Euro
für Kinder nicht ein Todesurteil gesprochen? Wären Sie mit Ihren Familien zu ei-
nem Selbstversuch bereit? Mit freundlichen Grüßen!

Bettina Fenzel (parteilos)

Den Kapitalismus auf Kosten
der breiten Massen retten?

Es wird kühler, dämmert mittlerweile wieder früher, und die Zahl der den Markt-
platz Kreuzenden nimmt ab. So waren wir bei der 199. Montagsdemo in Bremen
am 22. September 2008 um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz nur 40 Teilnehmer,
obwohl auch neue Leute dabei waren. Wieder hörten einige Schüler – diesmal
aus dem Kreis Coesfeld, auf Klassenfahrt in Bremen – ein Weilchen zu, obwohl
sie wegen ihres jugendlichen Alters von vielleicht 13, 14 Jahren mit dem Thema
Hartz IV nicht viel anfangen konnten.
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Die sogenannte Bankenkrise in den USA und die
Versuche, den Kapitalismus auf Kosten der breiten
Massen weltweit zu retten, standen im Mittelpunkt,
außerdem die Forderung nach einem „Sozialticket“ in
Bremen. Da gibt es ein Hinhalten des Senats, wäh-
rend an anderer Stelle die nicht kalkulierten Mehr-
kosten von 125 Millionen für die Straßenbahnerwei-
terung keine Rolle spielen. Themen waren auch die
ständigen Verschönerungsrechnungen und Verwir-
rungen von Arbeitsminister Scholz und dass ganze
WGs jetzt für das Wohngeld eines Mitbewohners haf-
ten sollen. Außerdem gab es einen kurzen Bericht
von der Demo „Raus aus Afghanistan!“ in Berlin.

Am 29. September 2008 steigt die 200. Montags-
demo in Bremen. Mitstreiter und Freunde, kommt zahlreich, bringt Verkleidungen,
Topfdeckel und andere „Lärmartikel“ sowie flotte Beiträge mit, auf dass wir im-
mer wieder zeigen: Wir sind da und wir bleiben da, auch wenn Senat und Bürger-
schaft in Bremen oder die Berliner Große Koalition schon nach Hause gegangen
zu sein scheinen! Hartz IV muss vom Tisch, ohne Wenn und Aber, und es kommt
vom Tisch!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Pervers: In nächtlicher Runde lässt sich Kanzlerin Merkel von Bank-
chef Ackermann überreden, der maroden Hypo Real Estate einen
Betrag in Höhe der jährlichen Hartz-IV-Kosten in den Rachen zu
werfen – und informiert die Öffentlichkeit erst kurz nach Schlie-
ßung der Wahllokale darüber („Financial Times Deutschland“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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200. Bremer Montagsdemo

am 29. 09. 2008

200. Bremer Montagsdemo im Fernsehen : Ein türkischer Alternativ-
Sender bringt am Samstag , dem 4. Oktober 2008 , um 20:20 Uhr

einen Beitrag über uns („Hayat TV “, „Türksat“ Kanal 200)

Davon können sich die anderen
Sender eine Scheibe abschneiden

1. Wie ihr vielleicht schon bemerkt habt, ist
heute ein Kamerateam hier auf dem Markt-
platz. Ich begrüße ganz herzlich die Kollegen
von „Hayat TV “! Das ist ein türkischer Sen-
der, der Beiträge für die „kleinen Leute“ pro-
duziert. Heute ist ein „Hayat“-Team zu unserer
200. Montagsdemo gekommen – davon kön-
nen sich die anderen Sender eine Scheibe
abschneiden!

Ich zitiere aus der Selbstdarstellung auf
der Homepage des Senders: „Hayat, das heißt
auf Deutsch ‚Leben‘. Mit dem Anspruch, alle
Farben und Facetten des Lebens auf den Bild-
schirm zu bringen, ging ‚Hayat TV‘ am 3. De-

zember 2007 über ‚Türksat‘ auf Sendung. ‚Hayat TV‘ ist kein kommerzieller Sen-
der. Er hat es sich zur Aufgabe gemacht, auf die Probleme und Bedürfnisse der
breiten Bevölkerung einzugehen und denen eine Stimme zu geben, die bisher
in den Massenmedien keine hatten. Hunderte Gewerkschafter, Wissenschaftler,
Schriftsteller, Politiker, Künstler und Tausende weitere Menschen aus der Türkei
und Europa haben beim Aufbau von ‚Hayat TV‘ mitgeholfen – mit Ideen, ihrer Ar-
beitskraft und Spenden. Unter dem Motto ‚Kanal von Millionen statt der Millio-
näre‘ konnte sich ‚Hayat TV‘ als unabhängiger und kritischer TV-Sender etablie-
ren.“ Ein beispielhaftes Konzept, das wir uns auch in deutscher Sprache verwirk-
licht wünschen!
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2. Nach den Chemnitzer Professoren ist jetzt auch der Chef der Bundesagentur
für Arbeit, Frank-Jürgen Weise, auf die Idee gekommen, dass Hartz IV gekürzt
werden muss, zumindest für Jugendliche . „Um ihre Ausbildungsbereitschaft zu
fördern“, dürfe das ALG II für Jugendliche nicht höher als die „niedrigste Ausbil-
dungsvergütung“ sein. Ich habe mal versucht rauszufinden, wie hoch diese ist.
Bei den Friseuren kam ich auf 206 Euro in Ost- und 326 Euro in Westdeutsch-
land. Aber sicher hat Herr Weise einen noch niedrigeren Betrag gefunden. Es ist
einfach eine Schweinerei, den Jugendlichen noch mehr Geld wegnehmen zu wol-
len – und das, obwohl die Bundesagentur Millionenüberschüsse gemacht hat. Es
ist erst recht eine Schweinerei, wenn man sieht, wie den notleidenden Banken
nicht nur Millionen, sondern Milliarden hinten reingeschoben werden! Und es ist
nicht nur eine Schweinerei, sondern auch grenzenlos zynisch, wenn Herr Weise
unterstellt, die Jugendlichen ohne Ausbildungsplatz hätten nur deswegen keinen,
weil es sich mit Hartz IV so trefflich leben lasse. Tatsache ist: Es gibt viel zu wenig
Lehrstellen, vor allem in der Großindustrie! Dieser Zynismus liegt auf einer Linie
mit der seit Monaten betriebenen Hetzkampagne in der „Bild“-Zeitung gegen die
arbeitslosen „Hartz-IV-Abzocker“.

Und noch etwas zu den Banken und den Milliarden, die sie kriegen sollen: 35
Milliarden Euro soll jetzt die deutsche Immobilienbank Hypo Real Estate bekom-
men. Warum gehen die denn alle Pleite, eine nach der anderen? Die Leute vom
Finanzkapital, also die richtig Reichen, haben so viele Billionen aus den Massen
herausgequetscht, aus den Arbeitern, aus den Volksmassen auf der ganzen Welt,
dass sie immer größere Schwierigkeiten haben, ihre gigantischen Profite gewinn-
bringend zu verwerten. Dann tut sich die Möglichkeit auf, mit spekulativen Immo-
biliengeschäften oder einfach mit „Wetten“ viel „Cash“ zu machen – und alle stür-
zen sich auf diese Anlagemöglichkeit, wie die Schmeißfliege auf den Haufen. Jetzt
ist diese Spekulationsblase geplatzt, das Geschrei ist groß – und der Staat soll
die Schulden übernehmen, indem er sie bei uns wieder eintreibt! Selbst großbür-
gerliche Zeitungen sprechen von „Raubtierkapitalismus“, den man zähmen muss.
Aber diese Bestie lässt sich nicht zähmen, man kann sie nur totschlagen!

3. Letzte Woche demonstrierten über 130.000 Beschäftigte aus dem Gesund-
heitswesen in Berlin gegen die Gesundheitspolitik der Regierung. Ein Drittel al-
ler staatlichen Krankenhäuser steht vor der Insolvenz! 600.000 Beschäftigte aus
dem öffentlichen Dienst wurden in den letzten Jahren durch die Privatisierungspo-
litik abgebaut. Wir müssen zusammen mit diesen Krankenhausbeschäftigten den
Kampf führen – nicht nur gegen die Gesundheitspolitik, sondern gegen die ganze
unsoziale Umverteilungspolitik von unten nach oben! Am 8. November 2008 bei
der zentralen Demonstration aller Montagsdemos in Berlin werden wir unseren
Protest zu Gehör bringen! Es ist richtig, was meine Vorrednerin von der „Linken“
vorhin sagte: Es kommt vor allem auf den Kampf auf der Straße an, sonst bleibt
die ganze parlamentarische Arbeit belanglos. Das hätte „Die Linke“ in Bayern
auch etwas mehr beherzigen sollen – vielleicht wäre ihr Ergebnis dann besser
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geworden als „nur“ 4,3 Prozent. Entscheidend ist der Kampf auf der Straße und
in den Betrieben – dann sind auch die Parlamentarier zu Reaktionen gezwungen!
Und nicht umgekehrt.

Wolfgang Lange (MLPD)

Armut macht Reichtum: 30 Prozent aller Bremer Kinder leben von Hartz IV,
und Menschen im armen Gröpelingen sterben durchschnittlich acht Jahre
früher als im reichen Oberneuland oder Schwachhausen („Tageszeitung“)

Diffamiert, behindert, totge-
schwiegen – aber lebendig!

Heute findet unsere 200. Montagdemo auf dem ehr-
würdigen Bremer Rathausplatz statt. Wer hätte mit
dieser „stolzen“ Zahl gerechnet? Zum 200. Mal de-
monstrieren wir gegen die Hartz-IV-Gesetze – und
gegen die Erfüllung des Lissabonner Vertrages im
vorauseilenden Gehorsam durch unsere Regierung.
Wir wollen, dass die Unmenschlichkeit der Geset-
ze für Europa in Deutschland zurückgenommen wird
und wieder eine soziale Lebensqualität für alle Men-
schen in Deutschland herrscht!

Die Montagsdemos in Deutschland werden tot-
geschwiegen, in einigen Städten auf politische An-

ordnung massiv polizeilich behindert und von Politikern und den unkritischen, un-
interessierten Medien diffamiert. Das alles geschieht, weil die politischen Zeitar-
beiter mit diesen aktiven und aufmerksamen Bürgerinnen und Bürgern in unse-
rem Land nicht umgehen können und wollen.

Kaum jemand in der politischen Riege hat damit gerechnet, dass die Men-
schen, die die Montagsdemos in vielen Städten am Leben halten, einen so lan-
gen Atem haben und die Demos immer noch existieren. Wir sind der Stachel im
Fleisch der politischen Versager. Wenn auch die Beteiligung an den Demos abge-
nommen hat, so sind wir lebendig und unbequem. Menschen, die meinen, dass
ein paar Leute doch gar nichts ausrichten und verändern können, irren sich ge-
waltig. Wenn das allerdings ihre Meinung ist, dann können sie das ändern und
sollten schleunigst dazukommen, denn zusammen sind wir stark!

Durch eine große Anzahl von Demonstranten wird der Druck auf eine Verän-
derung der Lebensbedingungen in diesem Lande immer größer. Es ist dringend
nötig, dass wir alle zusammenhalten und zusammenkommen und uns nicht durch
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Unwahrheiten von unfähigen Politikerinnen und Politikern in Klassen aufteilen las-
sen. Zusammen sind wir das Volk, vor dessen entschlossener Geschlossenheit
die Regierung Angst hat! Bleiben wir zu Hause – deprimiert, zornig, allein mit
unserer Enttäuschung – werden wir nichts Positives bewirken. Wer kämpft, kann
verlieren, aber wer nicht kämpft, hat schon verloren!

Nächstes Jahr haben wir mal wieder die Chance, aktiv in die Politik der Zu-
kunft einzugreifen. Wir haben wieder die Wahl! Wir sind gefordert, diese wertlose
Garnitur von Politikerinnen und Politikern gnadenlos abwählen. Wir müssen un-
ser Recht, unsere Pflicht und unsere Möglichkeit nutzen, für die Schaffung einer
Zukunft zu sorgen, die für uns alle gut und sozial ist und bleibt – mit neuen Poli-
tikern! Wir können also alles ändern mit unserer Wählerstimme! Tun wir es zahl-
reich! Bis dahin demonstrieren wir gemeinsam weiter, denn: Keiner hat das Recht
zu gehorchen!

Gudrun Binder (parteilos)

Im Kleinen wie im Politischen
haben wir einiges erreicht

Die Montagsdemo ist immer noch da. Sie wird
es bleiben und auch wieder stärker werden,
da bin ich mir sicher. Im Kleinen haben wir ei-
niges erreicht: Wir haben die Menschen auf-
geklärt und aufgerufen, überall da, wo es not-
wendig ist, Widerspruch und Widerstand an-
zuzeigen. Wir haben die Beratung und die So-
lidarität weiterentwickelt, wo andere aufgehört
haben.

Im Politischen haben wir erreicht, dass
Schröder und Fischer gehen mussten. Frau
Merkel wagt es nicht, den Kurs gegen das Volk
wieder zu verschärfen. In Bremen wurde die

Große Koalition abgewählt. „Die Linke“ wurde in mehrere Länderparlamente ge-
wählt und steht unter kritischer Aufmunterung und Beobachtung der Montagsde-
monstranten. Die Abstrafung der CSU am vergangenen Sonntag bei der Wahl in
Bayern mit minus 17,3 Prozent ist die Quittung für die massenfeindliche reaktio-
näre Politik.

Wir haben noch nicht erreicht, dass die Hartz-Gesetze vollkommen zurück-
genommen und die Gewerkschaften von ihrem Schmusekurs mit der SPD abge-
bracht werden konnten, um eine breite Widerstandslinie gegen die Herrschenden
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zu entwickeln. Wie lange dieser Kampf noch gehen wird, muss die Zukunft zei-
gen. Während den Herrschenden aber immer mehr „die Hosen flattern“, können
wir nach vorne schauen!

Die große Mehrheit der Menschen hat sich gelöst von diesen alten Begrif-
fen wie „soziale Marktwirtschaft“ und „freiheitlich-demokratischer Grundordnung“.
Diese haben sich als wertlose hohle Phrasen erwiesen. Von den Herrschenden
werden sie missachtet und mit Füßen getreten. Die große Mehrheit der Menschen
wird zu dem Schluss kommen, dass das kapitalistische System nichts mehr taugt
und dass sie selber aktiv werden müssen!

Ob voranschreitende Unweltkatastrophe, wachsende Weltkriegsgefahr oder
kommende Weltwirtschaftskrise: Diese Entwicklungen stehen für eine allseitige
Zuspitzung der Widersprüche des Imperialismus, die er auch nicht mehr lösen
kann. Die Münchner Investmentbank Hypo Real Estate kann nur mit Staatsein-
griff von 35 Milliarden Euro vor dem Zusammenbruch gerettet werden kann. Die
Bankenkrise hat Europa erreicht. Italien, die Niederlande und Großbritannien sind
ebenfalls zu Stützungskäufen genötigt.

Diese Raff- und Profitgier der Anleger und Monopole auf unsere Kosten, das
wollen die Menschen nicht mehr. Aber Betrugs- und Beruhigungsmanöver der
Herrschenden und alle Gesundbeterei werden die Bankenkrise nicht lösen. Das
ganze faulende kapitalistische System muss weltweit weg! Jeder muss sich über-
legen, ob es nicht sinnvoll ist, dabei mit anzupacken.

Wir, die Hartz-IV-Betroffenen, Arbeitslosen und Arbeitenden, Jugendlichen
und Rentner, Frauen und Männer wollen nicht länger die Opfer bringen für diesen
Kapitalismus! Macht mit bei den Montagsdemos im Land, kommt mit zur zentralen
Demonstration gegen die Merkel-Regierung am 8. November 2008 in Berlin !

Jobst Roselius

Beckstein, Huber, Haderthauer: Nach der Wahlkatastrophe
köpft die CSU ihr Führungstrio („Spiegel-Online“)

Wie Bedürftige um ihr Arbeits-
losengeld II betrogen werden

1. In Wiesbaden endete ein Verfahren vor Gericht mit einem Vergleich und einer
Niederlage für den Leiter des Amtes für soziale Arbeit, Franz Betz (SPD). Dieser
darf Gegner von Ein-Euro-Jobs nun nicht mehr der Lüge bezichtigen. Grund für
die innerparteiliche Auseinandersetzung in der Wiesbadener SPD war eine Aus-
sage des Amtsleiters bei einem öffentlichen Gespräch am Runden Tisch Anfang
Juni, zu dem Kritiker und Befürworter von Ein-Euro-Jobs eingeladen wurden.
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Der SPD-Stadtverordnete Veit Wilhelmy be-
kräftigte seinen Vorwurf, dass durch solche Stel-
len beim städtischen Grünflächenamt wie auch in
anderen kommunalen Einrichtungen feste, unbe-
fristete und tarifgebundene Arbeitsplätze vernich-
tet würden. In der Hitze der Diskussion bezeichne-
te der Amtsleiter seinen Kontrahenten als Lügner.
Das wollte dieser natürlich nicht auf sich sitzen las-
sen und erwirkte beim Wiesbadener Amtsgericht
per Eilverfahren eine einstweilige Verfügung. Dar-
in wurde Betz unter Androhung einer Geldstrafe

von 250.000 Euro oder einer Gefängnisstrafe von bis zu einem Jahr untersagt,
Wilhelmy wörtlich oder sinngemäß als Lügner zu bezeichnen. Betz legte seiner-
seits Widerspruch ein, über den Anfang September verhandelt wurde.

Was wie ein Machtkampf unter zwei Platzhirschen wirkt, ist im Ausgang als
herbe Niederlage und schallende Ohrfeige für den Amtsleiter zu bewerten. Al-
lerdings hat die SPD-Fraktion in der Wiesbadener Stadtverordnetenversammlung
am Montagabend daraufhin den profilierten Hartz-IV-Kritiker Veit Wilhelmy aus ih-
ren Reihen ausgeschlossen. Ich hoffe, dass diese öffentliche Auseinandersetzung
der Abschaffung der sittenwidrigen Ein-Euro-Jobs dienlich ist, die nicht nur die in
Jahrzehnten erkämpften Arbeitnehmerrechte wie Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall und bezahlten Urlaub in die Tonne treten, sondern auch dem sich beständig
verbreitenden Lohndumping Vorschub leisten und Arbeitsplätze vernichten!

2. In den letzten Tagen hören wir in Radio und Fernsehen immer wieder Debatten
über Rettungsaktionen zur Lösung einer Finanzkrise , die drohe, die Wirtschaft der
am höchsten entwickelten Länder zu erschüttern und die Ernährer Abertausen-
der Familien arbeitslos werden zu lassen. Heftig diskutiert wird im US-Parlament
das 700 Milliarden Dollar teure Finanzrettungspaket der Bush-Regierung, die
versucht, Verluste der amerikanischen Banken weltweit zu sozialisieren. Diese
Beträge ungeheuren Ausmaßes übertreffen jene um ein Vielfaches, die für die
gesamte internationale Hilfe zur Bekämpfung der weltweiten Armut bereitstehen.
Wie kann es zur Aufstellung einer Rettungsaktion für ein marodes, neokapitalis-
tisches Finanzsystem kommen, während es gleichzeitig fast aussichtslos zu sein
scheint, einen weitaus geringeren Betrag für das Überleben der Ärmsten dieser
Erde zu erhalten?

Wieso sind die Regierungsvertreter in der Lage, alle benötigten Mittel aufzu-
bringen, um ein erschöpftes Finanzsystem zu retten, während es ihnen bisher nie
in den Sinn kam, die benötigten Gelder für Investitionen in die Entwicklung der
ärmsten Regionen der Welt zu stecken? Die für eine Soforthilfe in den bedürfti-
gen Ländern nötige Summe steht in keinem Verhältnis zur ungeheuren Höhe der
Beträge, die für Rüstung ausgegeben werden. Weniger als die Hälfte der welt-
weit hierfür bestimmten Summen würde ausreichen, um die Millionen Armen dau-
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erhaft aus der Not herauszuholen. Offenkundig ist dies eine ganz bewusste und
knallharte Prioritätensetzung, die jeder Menschenwürde spottet! Nach offiziellen
Angaben leben heute in Afrika 535 Millionen Menschen ohne Stromversorgung.
Diese Zahl wird bis 2030 voraussichtlich auf 586 Millionen ansteigen. Die Staats-
chefs der G8-Staaten verpflichteten sich 2000 selbst, die Armut bis 2015 zu „hal-
bieren“. Daher sind sie jetzt gefordert, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen,
um extreme Armut, Hunger, Krankheiten und Analphabetismus zu bekämpfen!

Vor 60 Jahren erfolgte die weltweite Deklaration der Menschenrechte. Des-
halb muss jetzt der gemeinsame Kampf gegen extreme Armut, Hunger, Analpha-
betismus und Krankheit verstärkt werden! Dies ist nicht bloß ein Akt der Groß-
zügigkeit und Nächstenliebe. Wir leben in einer Welt, in der wir alle Verantwor-
tung für die Ärmsten haben. Das Verhungernlassen von fast zehn Millionen Kin-
dern pro Jahr ist eine Abscheulichkeit ersten Ranges und darf nicht länger tole-
riert werden! Ist das Menschenwürde? Haben die Politiker ihre Versprechungen
zur Halbierung der weltweiten Armut bis zum Jahr 2015 schon vergessen? Für
die Armen nur Geblubber und leere Worthülsen, doch für die Rettung von ka-
putten, toten Finanzsystemen sprudelt das Geld in Hülle und Fülle! Ein 700 Mil-
liarden teures Finanzrettungspaket brauchen die Ärmsten und nicht die Banken,
denn die Ärmsten zahlen die Zeche der Reichen!

In diesem Zusammenhang sind die 16 Milliarden US-Dollar, die die interna-
tionale Gemeinschaft zur Erreichung der „Millenniumsziele“ einsetzen will, nur ein
lächerlicher Tropfen auf den heißen Stein, mit dem gleichzeitig die Armen und
Hungernden verhöhnt werden. Bedürftige, arme Menschen sind den Regierungs-
chefs bei weitem nicht so viel wert wie Finanzsysteme! Ich habe es noch nie ver-
standen, wieso das Recht auf unbegrenzten, völlig überflüssigen Reichtum einzel-
ner über dem Lebens- und Existenzrecht von Milliarden hungernder, verelende-
ter Menschen steht. Warum wird dieses Geld nicht für humanitäre Zwecke enteig-
net? Nein, stattdessen wird allen Ernstes an einem „Rettungsplan für notleiden-
de Banken“ gearbeitet! Was sind dagegen schon notleidende Menschen? Nichts,
sie sind ja überflüssig, weil nicht ausbeutbar!

3. In einem Interview mit der „Wirtschaftswoche“ forderte der Vorstandsvorsitzen-
de der Bundesagentur für Arbeit, Frank-Jürgen Weise, allen Ernstes eine Kürzung
des Hartz-IV-Regelsatzes für Jugendliche, um den Druck auf junge Menschen zu
erhöhen, eine Ausbildung zu beginnen. Damit macht Weise deutlich, dass er von
den tatsächlichen sozialen Verhältnissen keine Ahnung hat und seine Arbeits-
marktpolitik ausschließlich an populistischen Wirtschaftskennzahlen einer rigoro-
sen Einsparpolitik orientiert. Zudem ist es ein Skandal, dass seit Einführung von
Hartz IV bei Jugendlichen der ernährungsbedingte Wachstumsbedarf aberkannt
wurde. Die jüngsten Untersuchungen des „Paritätischen Wohlfahrtsverbandes“
und der im Frühjahr gegründeten Bündnisplattform gegen „Kinderarmut durch
Hartz IV“ zeigen diesen Missstand deutlich auf.
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Im Gespräch mit der „Wirtschaftswoche“ sagte Weise, dass in Städten in Bal-
lungsgebieten viele junge Menschen arbeitslos seien, vor allem solche mit Mi-
grationshintergrund. Seiner Meinung nach habe das verschiedene Gründe. Des-
wegen müsse man aber auch „kritisch hinterfragen“, ob der „Anreiz“, eine Arbeit
oder Ausbildung anzunehmen, für diese jungen Menschen möglicherweise des-
halb zu gering sei, weil die Regelsätze noch „zu hoch“ ausfielen. Wegen die-
ser Äußerungen hält das „Erwerbslosenforum Deutschland“ Weise für nicht mehr
tragbar. Es scheine offensichtlich, dass die BA einen Mann an der Spitze habe,
der von den Prinzipien der Sozialpolitik und den gesellschaftlichen Verhältnissen
keine Ahnung hat oder haben will. Als Chef der größten Sozialbehörde ist er nicht
mehr tragbar, weil er sich nicht für Menschen einsetzt, die besondere Hilfe und
Schutz brauchen. Stattdessen bringt er ganz klar zum Ausdruck, dass es entwe-
der „Arbeit“ oder „Ausbildung“ zu jedem Preis und jeder Bedingung gibt – oder
Aushungern.

Weiß er denn wirklich nicht, dass ausgerechnet in den von ihm angespro-
chenen Ballungsgebieten nicht genügend Ausbildungsplätze bereitgestellt wer-
den und Menschen mit Migrationshintergrund wesentlich schlechtere Startvor-
aussetzungen haben? Das ist aber nicht einfach pauschal und höchst individuell
den Einzelnen anzulasten, sondern in erster Linie der völlig verfehlten Bildungs-
und Sozialpolitik, an deren Ausgestaltung die Wirtschaft maßgeblich beteiligt ist.
Die meisten Jugendlichen suchen händeringend eine Lehrstelle, nur sind etliche
Lehrherren inzwischen so anspruchsvoll, dass selbst Anwärter auf einen hand-
werklichen Beruf ihr Abitur in der Tasche haben sollen. Dadurch hat ein Jugendli-
cher mit Hauptschulabschluss oder ohne Abschluss doch so gut wie keine Chan-
ce! Wenn Herr Weise jetzt daherkommt und den Regelsatz noch weiter kürzt, be-
straft er nicht nur die jungen Menschen, die Arbeit suchen und nicht finden, son-
dern bei anhaltender „Stallpflicht“ die Eltern und Geschwister gleich mit, denn mit
wenigen Ausnahmen werden die Eltern ihre Kinder weiter ernähren und kleiden –
und dafür selbst zurückstecken.

Augenscheinlich lässt sich gar nicht oft genug darauf hinweisen, es anpran-
gern, dass mit Einführung von Hartz IV bewusst der wachstumsbedingte erhöh-
te Ernährungsbedarf bei Schulkindern und Jugendlichen aberkannt wurde, indem
die Altersgruppen der Schulkinder zwischen sieben und 14 Jahren und der Ju-
gendlichen nicht mehr berücksichtigt wurden. Bis zur Einführung von Hartz IV
hatten Kinder von sieben bis 14 Jahren etwa 20 Prozent mehr für Ernährung
zur Verfügung, und 14- bis 17-Jährige bekamen 90 Prozent des Eckregelsat-
zes, weil ihr Ernährungsbedarf den von Erwachsenen übersteigt. Mit der Einfüh-
rung von Hartz IV wurde der Bedarf eines heute 13-Jährigen auf das Niveau ei-
nes Säuglings reduziert. Jugendlichen gesteht man nur noch 2.500 kcal zu, ob-
wohl sie täglich 3.000 kcal brauchen. Dabei haben alle Parteien, Gewerkschaften
und großen Wohlfahrtsverbände zugeschaut, ohne diese vorsätzliche Kürzung zu
beanstanden!
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4. Letzte Woche Dienstag wurde mir vom Verwaltungsgericht ein Antwortschrei-
ben der Bagis an das Gericht zugesandt. Wie ihr euch erinnert, wehre ich mich
dagegen, im Monat September nahezu ohne Geld dazustehen, weil mein erstes
„Gehalt“ erst am Monatsende oder zu Beginn des Monats Oktober fließen wird,
ich aber wie jeder andere Mensch auch meine Lebenshaltungskosten für den Mo-
nat September bereits vorher tragen muss. Schon Anfang August legte ich Wi-
derspruch gegen den Bescheid ein, worin mir die Bagis ankündigte, im Septem-
ber für meine Tochter und mich lediglich das ergänzende ALG II in Höhe von 322
Euro zu überweisen, weil ich dann ja über ein „Gehalt“ verfügen würde. Hahaha!

Weil mein Widerspruch vermutlich bei der Widerspruchsstelle vor sich hin mo-
dert, musste ich mir das erste Mal freinehmen, um beim Verwaltungsgericht eine
einstweilige Verfügung erreichen zu können. Natürlich befand die Bagis, dass ei-
ne Einkommensanrechnung im Zuflussmonat rechtlich nicht zu beanstanden sei.
Unverschämterweise wurde in dem Schreiben behauptet, es dürfte möglich ge-
wesen sein, mich „auch finanziell auf die Situation einzustellen“. Wie es möglich
sein soll, von viel zu wenig noch etwas anzusparen, haben mir diese Scherzkek-
se allerdings verschwiegen. Wahrscheinlich gehört ein solcher Hinweis als ge-
dankenloser Textbaustein in fast jeden Brief mit dieser Sachlage. Es muss immer
wieder so getan werden, als ob mit dem ALG II eine Grundsicherung erfüllt wür-
de! Gleichwohl erklärt sich das „Leistungsteam“ bereit, mir Gelder in Höhe des
angerechneten Einkommens darlehnsweise zu gewähren. Na also, es geht doch!

Am Dienstagabend konnte ich natürlich nichts mehr unternehmen, und am
Mittwoch hat die Behörde geschlossen. Ich organisierte mir einen netten Beglei-
ter, weil es sich als unabdingbar erwiesen hat, niemals allein zur Bagis zu gehen.
So musste ich mir leider ein zweites Mal freinehmen, um in meinem ersten Ar-
beitsmonat ausreichend Geld zu haben. Obwohl ich am Donnerstagmorgen be-
reits um 7:40 Uhr vor der verschlossenen Tür der Bagis stand, warteten schon
vier Leute vor mir. Bis acht Uhr verfünffachte sich die Zahl der Wartenden.

Wir zogen eine Nummer und gerieten an einen freundlichen Ahnungslosen.
Als der Angestellte nach meinem Anliegen fragte, sagte ich ihm, dass ich das mir
vom Team der Bagis zugesagte Geld als Darlehn abholen wollte und legte ihm
die Unterlagen vor. Er schien überfordert, verwirrt, guckte erst mal in seinen PC.
Er fragte, ob ich denn kein „Übergangsgeld“ bekommen habe, was ich verneinte.
Dann las er, dass ich Bekleidungsgeld beantragt hätte, was mir auch gewährt
wurde. Also, mit diesem Anliegen müsse er mich wohl zu meinem Arbeitsberater
weitervermitteln! Das hielt ich nicht für nötig, denn ich wollte lediglich das mir
vom Bagis-Team zugesagte Geld als Darlehn abholen. Das Bekleidungsgeld ist ja
auch zweckgebunden. Er musste mir zustimmen, meinte dann aber, mir sei doch
schon im September „Übergangsgeld“ in Höhe von 322 Euro gezahlt und für den
ersten Oktober erneut angewiesen worden.

Ich klärte ihn darüber auf, dass es sich bei dieser Summe um das ergänzende
ALG II für meine Tochter und mich handelt. „Ich möchte das mir vom Bagis-Team
zugesagte Geld als Darlehn abholen!“ Er schien mir das Geld nicht geben zu
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wollen, wusste aber nicht weiter und schickte mich dann zu der Sachbearbeiterin,
die in dieses Thema involviert ist, die ich bisher jedoch nicht kennengelernt hatte.
Auch diese Dame schien im höchsten Maße irritiert. Ob ich denn nicht wisse, dass
es ohne Termin eigentlich gar nicht gehe? Ob ich nicht morgen oder heute Abend
wiederkommen könne? „Nein, ich kann doch wohl nicht noch mal fehlen müssen,
bloß um an mein Geld zu kommen, nur weil ich jetzt Arbeit habe! Außerdem habe
ich am Nachmittag einen zweistündigen Zahnärztinnentermin, den ich nicht mal
eben verschieben kann!“

Mein Begleiter und ich warteten lange, bis die Sachbearbeiterin den Vorgang
bearbeitet hatte. Ich konnte gar nicht verstehen, was daran noch so arbeitsinten-
siv sein mag, wenn doch bereits an das Gericht geschrieben wurde, dass sich
das Team der Bagis bereit erklärt, dass ich das Geld als Darlehn bekommen kön-
ne. Die Dame wollte wissen, warum ich sie denn nicht angerufen hätte. „Ja, wann
denn? Erst am Dienstagabend habe ich meine Post vom Gericht gesehen, und
eher als jetzt kann ich mich nicht melden! Ich möchte meine Hilfsbedürftigkeit ab-
wenden, indem ich das mir vom Bagis-Team zugesagte Geld als Darlehn abhole!“
Dann wollte sie wissen, ob ich meine Kontoauszüge mitgebracht hätte. „Nein, ich
wollte schließlich nur das mir vom Bagis-Team zugesagte Geld als Darlehn ab-
holen!“ Ob mir dann nicht vielleicht die Hälfte genügen würde? „Nein, ich möchte
die mir vom Bagis-Team zugesagte Summe abholen!“

Aber ich hätte doch irgendwie gelebt, und das ginge doch vielleicht auch noch
weiter so? Ich müsse ja auch die Rückzahlungsmodalitäten bedenken. Ja, ALG-II-
Bezieherinnen müssen notgedrungen Überlebenskünstler werden! Als Erzieherin
und Mutter bin ich es ja gewohnt, manchmal konsequent und penetrant darauf zu
beharren, dass zum Beispiel Hausschuhe angezogen werden. So habe ich etwas
Übung darin sammeln können, wie eine Platte mit einem Sprung immer wieder
meine Forderung vorzutragen. Jedenfalls bekam ich mal wieder die Bestätigung
dafür, dass „nervige Sturheit“ bei Behörden eine nützliche Charaktereigenschaft
ist. Ich erhielt dann auch eine Chipkarte für den Bargeldautomaten im Haus.

Außerdem bekam ich ein Schreiben mit, in dem ich aufgefordert werde, per
Kontoauszug zu belegen, dass ich mit dem Geld wirklich meine Miete und meine
Energiekostenrechnung bezahlt habe. Letzteres finde ich empörend, weil es de-
mütigen soll! Offenbar wird mal wieder auf „Blöd“-Zeitungs-Niveau pauschal da-
von ausgegangen, dass ALG-II-Bezieher ihr Geld versaufen, verrauchen oder in
Elektroschrott umsetzen. Oder wollte ich davon am Wochenende etwa heimlich
auf die Kanaren fliegen? Was herrscht hier eigentlich für ein Menschenbild vor?
Offenkundig wird mir unterstellt, dass ich nicht verantwortungsfähig bin. Mir wird
praktisch eine erwachsene Handlungsfähigkeit abgesprochen. Ich finde so eine
Haltung unverschämt und menschenverachtend!

Um so bevormundend zu entscheiden, müssen alle Transferbezieher pau-
schal entweder kriminalisiert oder als geistig behindert oder psychisch krank ab-
gestempelt werden, nur weil sie in die Lage gekommen sind, staatliche Leistun-
gen in Anspruch zu nehmen. Acht Millionen Menschen werden auf diese Weise
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dem Prinzip der Dehumanisierung unterworfen. Wie sonst wäre es möglich, mit
Erwachsenen so entmündigend und überkontrollierend umzugehen und immer
nur den Missbrauch zu unterstellen? Verdammt, ich bin fast 51 Jahre alt, habe
zwei Kinder allein großgezogen und soll mir diesen Schuh anziehen? Nichts da!
Ich lasse mich nicht beschämen, sondern werde wütend und empöre mich laut
und öffentlich!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Treten Sie zurück, wenn Sie
die Unterlassungen nicht

billigen, Frau Linnert!
1. Die 200. Bremer Montagsdemo wird uns gelin-
gen! Es ist schön, euch zu sehen! Der „Weser-
Kurier“ hat in der Beilage für die Neustadt über
unser Demo-Fest berichtet und auf unsere 200.
Bremer Montagsdemo hingewiesen: „Am Mittwoch“
solle sie stattfinden. Fehlerteufel sind überall!

Senatorin Linnert hat am 28. September 2008
im „Bremer Anzeiger“ ihren Haushalt verteidigt
(Seite 2). „Wie sieht es mit zusätzlichen Stellen
beim Stadtamt aus, um der dort liegen gebliebe-
nen Aktenberge Herr zu werden?“, lautete die Fra-

ge – und die Antwort: „Bevor wir nicht genau wissen, warum es diese Probleme
im Stadtamt gibt, finde ich nicht, dass man einfach so zusätzliche Stellen bewilli-
gen sollte. Es gibt Hinweise darauf, dass wir dem Stadtamt helfen müssen, seine
Arbeit effizienter und besser zu organisieren.“ Frau Linnert, einige Zeilen davor:
„Wenn man beispielsweise für neue Stellen im Bereich Jugendhilfe mehr Geld
ausgeben will, muss der Betrag an anderer Stelle eingespart werden.“

In der vergangenen Woche habe ich dargelegt, was die Grünen über die Pro-
bleme der ausländischen Mitbürger wissen! Die Antwort des Senats zur Situati-
on im Stadtamt liegt vor! Die Schlussfolgerungen aus dem Tod von Kevin liegen
dem Senat vor! All dies war zur Haushaltsaufstellung bekannt. Es bleibt nur ei-
ne Schlussfolgerung: Dieser Senat hat und hatte nicht vor, diese Missstände zu
beseitigen! Frau Linnert, wenn Sie diese Unterlassungen nicht billigen, dann tre-
ten Sie zurück! Keiner hat das Recht zu gehorchen, auch nicht den Sachzwän-
gen des Amtes! Ihr ausländischen Mitbürger, kommt zur Bremer Montagsdemo!
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Es ist angebracht, wie damals bei den Zwangsumzügen das politische Personal
zu besuchen!

Die Freie Hansestadt Bremen hat ihrer Stiftung „Wohnliche Stadt“ ab sofort
die ersten 2,25 Millionen Euro per anno überlassen. Die Stiftung soll dadurch
vor der Insolvenz bewahrt werden und in der Lage sein, ein Darlehn aus dem
Jahre 2003 in Höhe von 7,7 Millionen Euro zu tilgen („Bremer Anzeiger“ vom 24.
September 2008, Seite 5). Ist es dieser Stiftung wie der „Brepark“ gegangen: eine
Verschuldung zugunsten der Haushaltsausgaben der Freien Hansestadt?

Wann kommt die Haushaltssperre? Im Oktober soll die Beurteilung der Haus-
haltslage vorgelegt werden. Die Reserve von 36 Millionen Euro wurde allein durch
die Mehrausgaben bei Sozialsenatorin Rosenkötter aufgezehrt. Die Unterfinan-
zierung wird an vielen Stellen schmerzlich. Bremens Bürger werden schlechter
gestellt als Bürger anderer Bundesländer! Dies ist nicht hinnehmbar! Nur ein Bei-
spiel ist die drohende Schließung eines Jugendtreffs in der Neustadt: 85.000 Eu-
ro fehlen bis 2011. Außerdem: Wo bleibt das Sozialticket? Sollen die Armen in ih-
ren Stadtteilen verbleiben?

Gilt noch die Auffassung aus dem Jahr 1522: Armut wird als Störung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung aufgefasst? Doktor Karl Bronke hat dies in sei-
nem Buch „Die Organisation der kommunalen sozialen Dienste“ zusammenge-
stellt. Herr Bronke ist schon lange Leiter der Abteilung 5 für Soziales in der sena-
torischen Dienststelle für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales. Die
„Gewoba“ hat Wohnungen in Osterholz-Tenever zu vermieten. Als Zugabe gibt
es für jeden neuen Mieter ein Jahresticket für die Bremer Straßenbahn. „Ote“ ist
eben am Rande der Stadt!

2. Die Zugangsvoraussetzungen für den Kinderzuschlag wurden erleichtert. Jetzt
kann jeder Antragsteller wirksam auf Leistungen verzichten. Aber wie sieht es
mit der Bearbeitungsdauer aus? Die Bundesagentur für Arbeit hat das Personal
aufgestockt. Seit Februar wartet ein Bremer auf die Bewilligung des Kinderzu-
schlags, so der „Weser-Kurier“ vom 26. September 2008. Der Grund: Unterlagen
sind nicht zur Akte gelangt, teilweise hat der Antragsteller diese drei Mal einge-
reicht! Die Sachbearbeitung ist nicht zu erreichen. Er gibt scheinbar die gleichen
Schwierigkeiten wie bei der Bagis. Wer sich also für den Kinderzuschlag entschei-
det, was unter Umständen mit Leistungsverzicht verbunden ist, kommt vom Re-
gen in die Traufe. –

„Unterordnen ja, sich aufgeben nein“, titelt der „Weser-Kurier“ vom 28. Sep-
tember 2008 und malt ein poppiges Bild zum positiven Bericht über Musterung und
Verwendungsmöglichkeiten bei der Bundeswehr : „Wenn der Vorgesetzte sagt,
der Rasen sei rot, dann ist das auch mal so. Nach Dienstschluss kann der Ra-
sen dann wieder grün sein.“ Diese zwei Sätze sagen genau, worauf sich der Sol-
dat einlässt! Im Einsatz entscheiden Sekunden über lebenslanges Wohlbefinden.
Wenn Vorgesetzte Rasen als „rot“ darstellen, wie vertrauenswürdig sind dann Ein-
satzbefehle? Keiner hat das Recht zu gehorchen! Keiner kann unter Androhung
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einer Sanktion von der Arge zur Bewerbung bei der Bundeswehr gezwungen wer-
den! Jegliche Sanktion ist unrechtmäßig und nicht gerichtsfest. Wie dies geht?
Wir gehen mit! –

„Weiterbildung ist Trumpf“, meldet die Bundesagentur für Arbeit. Sie glaubt,
das Bewusstsein dafür wecken zu müssen! Es ist die Bundesagentur, die Weiter-
bildungen zentral einkauft. Die Argen müssen für die Besetzung dieser Semina-
re sorgen. „Passt nicht“ gibt es nicht! Regionale Anbieter finden so keine Berück-
sichtigung, Einzelschicksale auch nicht. Die „Stiftung Warentest“ hat die Weiter-
bildungsberatung der Bundesagentur für Arbeit und anderer Beratungsstellen un-
tersucht. „Ratlos nach der Beratung“, lautet das Fazit. Die Bundesagentur für Ar-
beit ist nicht gut dabei weggekommen!

Die Argen und auch die Bundesagentur für Arbeit können im Einzelfall mithilfe
des Gerichts zur speziellen Weiterbildungsförderung „getragen“ werden. Mensch
sollte selbst aussuchen, dabei zuerst in den Angeboten der Bundesagentur und
der Arge nachsehen, dann in denen der anderen Anbieter, die Unterschiede auf-
zeigen, den Antrag stellen, eine eventuelle Ablehnung prüfen und gegebenenfalls
die Hilfe des Gerichts in Anspruch nehmen. Deutlich wird durch diese Kampagne
die Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit: Nur die Statistik macht zufrieden.
Trotzdem sollte mensch gerade unter Bezug auf diese Werbung zur Antragsstel-
lung schreiten! Wie dies geht? Wir gehen mit!

3. „Es stehen ausreichend Gelder zur Verfügung“, lesen wir im „Weser-Kurier“
vom 27. September 2008: Die Kosten der Arbeitslosigkeit sind um 25 Milliarden
Euro gesunken. Na also! Was spricht dann gegen eine Erhöhung des Regelsatzes
auf 425 Euro monatlich? Der Aufwand beträgt nur 10 Milliarden Euro, laut IAB-
Rechnung! Nötig ist außerdem die Anhebung der Regelsätze für Kinder!

Die USA wollen weitere 700 Milliarden Dollar zur Stützung der Banken aus-
geben, allerdings mit erheblichen Nebenwirkungen für den Finanzmarkt. Abge-
segnet wurde dies erst beim zweiten Anlauf, reichen wird es auch nicht. Der Ent-
wurf ist bedenklich: Der US-Finanzminister soll in die Banken unter Ausschaltung
aller Kontrollmöglichkeiten eingreifen können. Er braucht keine Rechenschaft ge-
genüber Gerichten, Parlamenten oder Regierungsstellen abzulegen! Dies ist ein
Entwurf, der eines demokratischen Staates unwürdig ist: Er wird über das Klein-
gedruckte ausgetrickst!

Entgegen allen Zusicherungen hat die Bundesregierung für die Abwicklung
des Münchner Immobilienfinanzierers Hypo Real Estate gebürgt. 25 Millionen
Euro wurden genannt. Erfahrungsgemäß gibt es aber noch weitere „Neben-
wirkungen“. Warum wurde diese Bürgschaft nötig? Die Europäische Zentralbank
hat dem Finanzmarkt 260 plus 30 plus 60 Milliarden zur Verfügung gestellt. Wa-
ren diese Milliarden vergriffen? Wie wird die Bundesregierung mit der nächsten
drohenden Insolvenz umgehen?

Die Fehlleistungen der IKB und der Mutter KfW sind immer noch nicht aufge-
arbeitet. Die nach dem Kauf weiterbestehenden Risiken der IKB für den öffentli-
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chen Haushalt wurden bisher nicht beziffert. Die Einmischung der Chinesen wur-
de auch in den Medien nur von der „Zeit“ angesprochen. Die USA benötigen da-
nach jeden Monat 20 Milliarden Dollar Kredit!

Nun zurück zu uns. Ich freue mich auf die 201. Bremer Montagsdemo und
auch auf unsere gemeinsame Fahrt nach Berlin . Wir werden am 8. November
2008 auch das Andenken an Georg Elser wachhalten: An diesem Tag wird dort
ein Denkmal für ihn eingeweiht. Die Anmeldung zur Fahrt ist unter Jobst.Rose-
lius(at)nord-com.net möglich. Wer sich nicht wehrt, hat weniger vom Leben! Dar-
um Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft
positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

In Bayern gähnt ein
schwarzes Loch

Das Wort „Watschn“ ist ein schöner urbayerischer
und bildkräftiger Begriff. Aber „abgewatscht“ wurde
die bierzeltfeste CSU bei der Landtagswahl nicht
allein deswegen, weil sie mit Huber, Beckstein und
Konsorten zwar maßkrugschwingende, aber ansons-
ten recht farblose „Führungspersönlichkeiten“ hat.
Bestraft wurde die Partei in erster Linie deswegen,
weil diese trinkfesten Bayernzelt-Maulhelden solch
eine verheerende Politik betreiben! Der „Freistaat“ ist
keine Republik der Seligen mehr, vielleicht noch der
wenigen „Starkbier-Seligen“ in einigen abgelegenen

Hochtälern, doch ansonsten ist die Ludwig-II- und Franz-Josef-Strauß-Herrlich-
keit längst vorbei. Schon Stoiber hatte es bekanntlich nicht mehr „gerissen“, und
jetzt gähnt in Bayern nur noch ein schwarzes Loch!

Abgewatscht wurde aber nicht nur die CSU, sondern auch die „Vogel-Partei“ –
oder vielleicht sollte ich besser sagen, der „Partei-Vogel“ SPD: Seines linken Flü-
gels längst beraubt, musste er ebenfalls erheblich Federn lassen! Denn beide
Parteien stehen auch im „Freistaat“ für gnadenlosen Sozialkahlschlag, Bildungs-
abbau, Umweltzerstörung und vor allem Hochrüstung in ihrer herzigen Landes-
hauptstadt. Auch wenn uns die Medien andere Gründe für die Wahlschlappe weis-
machen wollen: Neoliberale Großmäuligkeit anstelle einer menschengerechten
Politik belohnen die Wähler(innen) eben längst nicht mehr!

Zum Thema „Rüstungshochburgen“ hier noch ein Terminhinweis: Am Don-
nerstag , dem 9. Oktober 2008 , gibt es um 20 Uhr im „Kapitel 8 “ an der Doms-
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heide eine Veranstaltung mit Lühr Henken unter der Fragestellung „Rüstungs-
produktion in Bremen – das Beste für die Stadt?“ Die Veranstaltung wird von der
„Bremischen Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung“ gemein-
sam mit dem Friedensbeauftragten der Evangelischen Kirche, Martin Warnecke,
und dem „Bremer Friedensforum“ durchgeführt. Lühr Henken lebt in Hamburg
und koordiniert dort das „Hamburger Forum für Völkerverständigung und welt-
weite Abrüstung“. Außerdem gehört er dem Beirat der „Informationsstelle Milita-
risierung“ in Tübingen an und ist Sprecherratsmitglied des „Bundesausschusses
Friedensratschlag“.

Im ansonsten rabenschwarzen September gab es in unserer Hansestadt we-
nigstens eine erfreuliche Nachricht: Der Sendesaal von „Radio Bremen“ wird uns
höchstwahrscheinlich erhalten bleiben! Wie mehrere Zeitungen berichteten, er-
klärte sich Intendant Heinz Glässgen damit einverstanden, dass die Bauunterneh-
mer Klaus Hübotter und Bernhard Kathmann den inzwischen wieder unter Denk-
malschutz gestellten Saal und die dazugehörenden Funkhaus-Immobilien über-
nehmen. Hübotters Vorstellungen haben anscheinend den Sender überzeugt. Der
Beirat Schwachhausen stimmte der Kaufabsicht bereits vorher zu. Die von den
Bremer Bauunternehmern gegründete Firma „Sendesaal-Karree“ will den Weiter-
betrieb ab dem kommenden Jahr auf Dauer sichern.

Voraussetzung ist allerdings, dass die bisherigen „Investoren“ Heise und Kli-
ma von ihrer Kaufabsicht bis Ende des Jahres zurücktreten. Hierzu schreibt „Ra-
dio Bremen“ in einer Erklärung: „Sollte mit der ‚Sendesaal-Karree‘ ein Kaufver-
trag zustande kommen, würde ‚Radio Bremen‘ seinen Widerspruch gegen die
denkmalpflegerische Unterschutzstellung des Sendesaals zurückziehen.“ Die „
Freunde des Sendesaales“ begrüßen die jüngste Entwicklung, kritisieren jedoch
einige widersprüchliche Aussagen in der Erklärung des Senders. Eine „Klima“ti-
sierung des Saals à la HvD scheint allerdings endgültig vom Tisch! Helga Kru-
se von den „Freunden des Sendesaales“ bedankte sich in ihrem Redebeitrag bei
Herrn Dr. Hübotter für sein Rettungs-Engagement, und die Bremer Montagsde-
mo schließt sich diesem Dank in vollem Umfang an!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Arbeiterinnen sind entscheidendes
Rückgrat für die Frauenbewegung

Ich fahre dieses Wochenende zum „8. Frauenpolitischen Ratschlag“. Dort gibt es
nicht nur interessante Länderberichte von Frauen aus aller Welt und Foren zu
verschiedenen Themen, sondern dort wird am Sonntag auch das erste nationale
Vorbereitungstreffen für die „Weltfrauenkonferenz der Basisfrauen“ in Venezuela
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2011 stattfinden. Ich finde richtig, dass es auf diesem überparteilichen Ratschlag
um die Interessen der Frauen im Besonderen geht. Dabei sind es nicht die Män-
ner, gegen die wir uns wehren müssen, sondern die Regierungen!

Es ist einfach so, dass wir Frauen doppelt ausgebeutet werden, da wir bei
gleicher Arbeit oft weniger bezahlt bekommen und zudem besonders unterdrückt
werden, durch die ganze Moral und die Traditionen, Ansprüche und Erwartungen,
die man an uns hat. Durch die Hartz-Gesetze wird doch richtiggehend verfolgt,
ob man eine Beziehung hat und zusammenlebt. Da zeigt sich, wie der Staat sich
das „Recht“ rausnimmt, sich in die Liebesbeziehungen der Massen einzumischen!
Das hat er durch die Ehe und die Scheidungsregelungen eh schon immer getan
hat, aber mit Hartz IV ist es noch mal besonders pervers geworden.

Es ist kein Zufall, dass wir hier auf der Montagsdemo einige selbstbewusste
Frauen haben. Ohne sie würde es die Montagsdemo, wie ich finde, auch gar
nicht geben, oder sie wäre auf jeden Fall nicht so reichhaltig und fruchtbar. Wir
brauchen aber noch viel mehr Frauen!

Ich selber arbeite in einem sogenannten typischen Männerberuf: als Flugge-
rätmechanikerin – man darf auch Flugzeugbauerin sagen – bei Airbus. Wir arbei-
ten hier auf wirklich hohem technischen Niveau mit tausend Kollegen an einem
einzigen Flugzeug. Die Arbeit bei Airbus bringt für meine Kolleginnen und mich
auch ein gewachsenes Selbstvertrauen mit. Ich bin bei Auseinandersetzungen
oder Kämpfen im Betrieb meist mit vorne dran, und meine männlichen Kollegen
begrüßen das auch.

Ich finde, wir Arbeiter dürfen nicht weiter verzichten, sondern müssen uns ei-
nig werden und uns für unsere Interessen zusammenschließen. Ich merke aber,
dass dieses Selbstvertrauen auch die Kehrseite haben kann, dass einige Kolle-
ginnen das „Gefühl“ haben, sie seien gar nicht doppelt ausgebeutet und unter-
drückt, und es sei eine Frage der Einstellung der einzelnen Frau, ob sie sich zu
Hause zur Putzfrau machen lasse oder arbeiten gehen wolle. Von meinen Kolle-
gen höre ich ab und zu mal, ich sei ja gar keine „richtige Frau“. Denen erzähl ich
dann aber was anderes!

Ich finde, dass wir Arbeiterinnen mit unserem gewachsenen Selbstvertrauen
und in der Einheit mit den Arbeitern ein entscheidendes Rückgrat für die Frauen-
bewegung sein müssen! Und weil ich wissen möchte, wie das international bei an-
deren Frauen, in anderen Ländern ist, und weil ich die „Weltfrauenkonferenz“ sel-
ber aktiv unterstützen möchte, fahre ich zum „Frauenpolitischen Ratschlag“ und
freue mich über jede(n), der oder die noch mitfahren möchte!

Eine Kollegin von Airbus

Finanzmärkte durchleben gravierendste Krise seit 1929: Doch Bahnchef Meh-
dorn will öffentliches Eigentum für einen Spottpreis verscherbeln („Campact“)
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200. Bremer Montagsdemo unter
„besonderer Beobachtung“

Später waren wir 40 Teilnehmer und Zuhörer, aber
nur wenige hatten sich schon um 17:30 Uhr auf dem
Marktplatz versammelt, als ein Paar auf uns zutrat
und darum bat, die 200. Montagsdemo für den tür-
kischen alternativen Fernsehsender „Hayat TV “ auf-
nehmen zu dürfen. Wir waren sehr angetan, als die
beiden uns die Zielsetzung vorstellten, „für das Le-
ben von Millionen statt für die Millionäre“ zu arbeiten.
Und schon wurden die Ersten interviewt, zum Leben
als Hartz-IV-Betroffene wie auch zu anderen The-
men. Wir sind gespannt auf den Film, der an diesem
Samstag um 20:20 Uhr via „Türksat“ (Kanal 200)
ausgestrahlt wird. Wer das nicht empfangen kann,
soll die Möglichkeit haben, den Beitrag im Internet
anzusehen.

Wir freuten uns weiter, dass „Die Linke“ mal wieder zu uns fand, uns gratulier-
te und auch die besondere Bedeutung des Kampfes auf der Straße gegen die re-
aktionäre Gesetzgebung betonte. Wir werden gerne vorwärtsweisende Initiativen
und Anträge unterstützen – aber nicht nur die Bürgerschaftsabgeordneten, son-
dern auch die breite Mitgliedschaft der „Linken“ sollte die Bedeutung der Straße
erkennen und die Auseinandersetzung mit den Menschen suchen.

Die Bankenkrise, die jetzt auch Europa erreicht hat, zeigt, dass der Kapitalis-
mus uns nicht mehr zu bieten hat als Not und Elend für die breitesten Massen. Im-
mer mehr Menschen sind fertig mit den hohlen Phrasen von „Sozialstaat“ und „so-
zialer Marktwirtschaft“. Die Raffkes und Profitgeier rufen nach dem Staat, wenn ih-
re Kartenhäuser einzustürzen drohen, und nur Geldnachschieben und Gesundbe-
terei ist das Tun bei den Regierenden. „Was sind schon Milliarden, wenn man sei-
nen Sadismus bei den Hartz-IV-Betroffenen abreagieren kann?“, mag sich manch
einer aus dem Hofstaat der Regierenden denken. Für dieses Quälen bieten die
vielen Klagen und Berichte von Resignierten das tägliche Bild.

Helfen wir denen, die nicht mehr können, und schließen wir jene zusammen,
die noch Kraft und neue Ziele haben! Setzen wir uns für eine andere Welt ein!
Dazu ist die Demonstration am 8. November 2008 in Berlin ein wichtiger Schritt.
Wir werden einen Bus chartern und nehmen bereits Anmeldungen entgegen,
montags auf dem Marktplatz oder per E-Mail an Jobst.Roselius(at)nord-com.net.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“
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Erpressung: Um die finanziellen Risiken der Rettung von Hypo
Real Estate auf die Steuerzahler abzuwälzen, ziehen private

Banken ihre Hilfszusagen zurück („Spiegel-Online“)

Alle reden vom Finanzmarkt: Koalition ändert Grundgesetz
für Bundeswehreinsatz im Innern („Financial Times“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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201. Bremer Montagsdemo

am 06. 10. 2008

Auch Mini-Renten führen
in die Obdachlosigkeit

...und raus bis du! Kennen Sie diesen Abzählreim? Kinder benutzen ihn beim
Spielen, doch für viele Erwachsene wird er zur bitteren Wahrheit! Arbeitsplatz-
und Wohnungsverlust, Energiepreis-Steigerungen, Verschuldungen... und raus
bist du! Die Profitgier der Großkonzerne, verbunden mit einer Politik, die den
großen Firmen in die Hände spielt, zwingt immer mehr Menschen in die Arbeits-
losigkeit, in die Schuldenfalle und in die Obdachlosigkeit! Die Hartz-Gesetze ver-
schärfen die Situation der Betroffenen. Ein Drittel aller Kinder in Bremen lebt von
Sozialhilfe!

Die Armut in Deutschland ist schon lange sichtbar. Die soll so nicht sein,
denken sich manche Saubermänner und -frauen. Aus diesem Grund dürfen Ob-
dachlose sich zunehmend nicht mehr an „attraktiven“ Stellen aufhalten. Ein neu-
es Polizei- und Ordnungsgesetz erleichtert den Platzverweis Obdachloser zum
Beispiel vom Bremer Marktplatz. Anstatt den ohnehin schon von der Gesellschaft
ausgegrenzten Menschen zu helfen, verhängt die Politik Repressionen gegen
sie – von Mitmenschlichkeit, Toleranz und Verständnis keine Spur! Doch kaum je-
mand ist davor gefeit, in den sozialen Abstieg zu geraten: Eben noch fest einge-
stellt in guter Position, kann mensch morgen schon arbeitslos und von Hartz IV
betroffen sein!

Der Energiekonzern SWB will in Bremen für Wasser, Strom und Gas die Prei-
se erhöhen. Menschen, die eine Grundsicherung von 351 Euro erhalten, sollen
nach dem Willen der Sozialbehörde davon 45 Euro als Pauschale zurücklegen,
um hiervon zum Beispiel für ein Haushaltsgerät zu sparen. Von dem übrigen Geld
sollen sie noch Strom, Wasser und Telefon bezahlen. Laut Gesetz ist die Behörde
verpflichtet, die vollen Heizkosten zu übernehmen. Tut sie es nicht, kann dagegen
Widerspruch und Klage eingereicht werden – ohne Garantie auf Erfolg. Wie viele
Menschen werden sich verschulden, da sie die Preissteigerungen nicht mehr be-
zahlen können? Dann wird ihnen die Energiezufuhr abgestellt, weil sich die Be-
hörden widerrechtlich verhalten! Wie viele Kältetote wird es in den Wohnungen
und auf der Straße geben?

Von armen Menschen wird verlangt, dass sie „sauber und reinlich“ sind. Dank
der Profigier der privaten Energiekonzerne und der allgemeinen Preissteigerun-
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gen werden Hygiene und Körperpflege aber zum Luxus, den sich Arme nicht
mehr leisten können. Individuelles bewusstes Energiesparen wird zunichte ge-
macht, indem die Behörden das eingesparte Geld zurückfordern. Auf der anderen
Seite werden die realen, durch Preissteigerungen entstandenen Kosten nicht voll
und ganz übernommen. Das gilt es zu ändern, denn zugleich werden wertvolle
Ressourcen durch die Rüstungsindustrie und Kriegseinsätze verschleudert! Zum
Beispiel brauchen wir den „Gelben Sack“ nicht, weil der Plastikmüll mit teurem
Aufwand verbrannt statt umweltfreundlich recycelt wird, wobei viel Gift freigesetzt
wird! Das dient nur dazu, die Profite einiger Weniger zu mehren. Doch es ist wis-
senschaftlich erwiesen, dass der Regelsatz von 351 Euro viel zu niedrig ist, dar-
um gehört dieser erhöht und ein bedingungsloses Grundeinkommen eingeführt!

Wir, eine Gruppe Bremer Bürgerinnen und Bürger, die sich gegen Obdachlosig-
keit und die Diskriminierung der Betroffenen einsetzen, fordern: Kein Platzverweis
für Obdachlose an öffentlichen Plätzen! Menschlicher Umgang mit Obdachlo-
sen! Mehr und bessere Wohnprojekte für Obdachlose! Aktive soziale Hilfe für von
Obdachlosigkeit bedrohten Menschen! Kostenlose Toiletten und Waschgelegen-
heiten in der Innenstadt! Förderung des sozialen Wohnungsbaus! Rüstungskon-
version, also Umwandlung von Rüstungsproduktion in ökologische Herstellung
von Zivilgütern! Abrüstung statt Sozialabbau, Frieden statt Krieg! Umverteilung
von oben nach unten! Wiedereinführung von Vermögensteuer, Erbschaftsteuer
und Kapitalerstragsteuer! Abschaffung des „Gelben Sacks“! Senkung der Mieten,
denn Wohnraum muss erschwinglich werden oder bleiben! Rücknahme der Erhö-
hung der Energiekosten und die volle Übernahme derselben, sodass diese nicht
aus den Regelsätzen bezahlt werden müssen! Menschenwürdige Grundsiche-
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rung ohne Repression durch Behörden! Weg mit den Hartz-Gesetzen, der Agen-
da 2010 und der Bedürftigkeitsprüfung! Erhöhung des Regelsatzes auf 500 Euro!
Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens von 800 Euro plus War-
mermiete! Staatliche Daseinsversorgung mit Grundgütern wie Strom und Wasser!
Rücknahme aller Privatisierungen im Bildungs-, Kultur- und Gesundheitsbereich!
Verstaatlichung von Großkonzernen einschließlich der Banken und Versicherun-
gen, wenn sie Menschen entlassen, obwohl Gewinne erwirtschaftet werden (nach
Artikel 14 Absatz 2 und 3 sowie nach Artikel 15 Grundgesetz)! Ein Gerichtshof für
„Kapital“-Verbrechen! Stopp der Privatisierung staatlicher Unternehmen!

Flugblatt der „Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdachlosigkeit“
(Bild: bei der „Gräfin-Emma-Aktion“ am 19. Oktober 2007)

Der Bank das Rathaus, dem
Bürgermeister die Prämie

1. Nach der 200. Bremer Montagsdemo habe ich
Frau Annelie Buntenbach zugehört. In der Jugend-
herberge hat sie über drohende Altersarmut un-
geahnten Ausmaßes referiert. Eingeladen hat ein
Arbeitskreis der SPD. Beschrieben war die Veran-
staltung im „Weser-Kurier“, unter den Veranstaltun-
gen des DGB war sie nicht aufgeführt. Die Aus-
führungen von Frau Buntenbach waren fast de-
ckungsgleich mit denen von Herrn Dr. Johannes
Steffens unter dem Titel „Rente und Altersarmut,
Handlungsfelder zur Vermeidung finanzieller Armut
im Alter“ (Juli 2008).

Die Aussicht ist für Neurentner sehr bedrückend. Die Abschmelzung der Ren-
tenansprüche ist nicht Zukunft, sondern Gegenwart. Die Gesetze wurden entspre-
chend den Vorgaben der Lissabonner Strategie verabschiedet, siehe 197. und
198. Bremer Montagsdemo. Es war ein anschaulicher, lebhafter Vortrag zu einem
drögen Thema, über den ich nur leider nichts im Netz gefunden habe. Die an-
schließende Diskussion war lebhaft und zeugte von viel Sachverstand. Auf mei-
ne Nachfrage bestätigte Frau Buntenbach die Vorgaben der EU. Beim Ranking
für die private Rentenvorsorge liegt Großbritannien vorne! Aber mit welchem Er-
gebnis für die Menschen? Hier wurde Frau Buntenbach von der Moderatorin ge-
stoppt: Dies sei „ein ganz neues weites Feld“.

(Anmerkung: Aus dem Film „Rentenangst“ geht hervor, dass die gesetzliche
Rente in Großbritannien nur noch eine Grundversorgung auf sehr niedrigem Ni-
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veau bietet und die private Vorsorge dies nicht ausgleicht. Der Film steht nicht im
Netz, kann aber bestellt werden, obwohl dieser Hinweis inzwischen fehlt. Einfach
an den Sender schreiben!)

Alle Anwesenden waren sich einig: So kann es nicht bleiben! Der DGB hat
Forderungen aufgestellt, zum Schutz der Rente! Es war klar, die SPD hat die-
se Rentenänderungen ausgearbeitet und mitgetragen. Der DGB wird seine For-
derungen 2009 mit einer Aktion für die Rente in die Öffentlichkeit bringen. Die
SPD wird 2009 die Rente zum Wahlkampfthema machen, „Die Linke“ ebenfalls.
Es waren viele Gewerkschafter vertreten. Carsten Sieling (SPD) und Helga Zie-
gert (SPD) haben sich an der Diskussion nicht beteiligt. Staatsrat Schuster hat
darauf hingewiesen, dass diese Forderungen „viel Geld kosten“ und daher „noch-
mals überdacht“ werden müssten. Solch ein Argument kam am Tag, nachdem die
Hypo Real Estate in München eine Staatsbürgschaft über 26,5 Milliarden Euro
erhalten hatte!

Herr Schuster ging auch auf die private Altersvorsorge ein und sagte: „Wenn
ich dies privat tue, habe ich am Ende des Tages mehr in der Tasche.“ Herrn
Schuster wurde in beiden Punkten nicht widersprochen, weil er den letzten Dis-
kussionsbeitrag geliefert hat. Gerade diese Aussage zur privaten Altersvorsorge
stimmt nicht! Herr Schuster hat aber lange gepflegte Klischees bestätigt. Wenn
seine Meinung in der SPD gefestigt ist, wird diese Partei erheblich schrumpfen!
Die SPD muss ihre Fehler eingestehen – dies war bis auf Herrn Schuster kein
Problem –, und die SPD muss glaubhaft mit Änderungen beginnen. Die Ände-
rung des EU-Vertrages gehört dazu!

2. Die Hypo Real Estate München sollte bereits letzten Montag gerettet sein –
laut Finanzminister für eine geordnete Abwicklung, laut Bank für eine Fortset-
zung des Geschäftsbetriebs. Die weiteren Aktionen sind jedem geläufig. Peer
Steinbrück stand am Sonntag recht schulbubenhaft neben seiner Chefin. Die
Bank hat bekommen, was sie brauchte: Über Bundesbank und Europäische Zen-
tralbank wurde das Geld bereitgestellt, 15 Milliarden kamen zusätzlich über die
Bundesregierung.

Im „Deutschlandfunk“ wurden am Freitag die Sparer über die Finanzkrise
aufgeklärt. Ein Interessenvertreter der Banken hat die Abschreibungen erläutert.
Sinngemäß sagte er, die Abschreibungen seien nur vorsorglich: „Wenn die Pa-
piere fällig sind, wird ja der Gesamtbetrag gezahlt, und die Abschreibungen sind
hinfällig.“ Nur der Bilanzierung wegen sei dies nötig. Dieser Beitrag ging unwider-
sprochen über den Sender – für mich ein Grund auszuschalten: Diese Wertbe-
richtigungen und Abschreibungen sind eben wegen der Zweifel an der Zahlungs-
fähigkeit des Ausstellers am Fälligkeitstag nötig. Dieser Beitrag war des DLF un-
würdig! Warum wird so viel Steuergeld für so wenig Gegenleistung versenkt? In
den Berichten war mir aufgefallen, dass die HRE keine Privatkunden hat und ihr
Geschäftsfeld nicht ersetzbar ist, weil es in der Finanzierung öffentlicher Haus-
halte und Investitionen besteht. Näheres wurde nicht genannt.
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Die „Junge Welt“ hat es auf den Punkt gebracht: Es geht um „Zittern und Scha-
chern hinter den Kulissen“, denn infolge des „Cross-Border-Leasings“ bringt die
Finanzkrise den Städten und Staatsunternehmen „noch mehr Risiken“. Warum?
Stellen Sie sich vor, Sie sind Hauseigentümer. Sie verkaufen Ihr Haus und nutzen
es per Leasingvertrag weiter. So weit ist das noch vermittelbar! Doch der Kauf-
preis wird nicht an Sie ausgezahlt, sondern geht an zwei Banken, die Eigentümer
des Geldes werden. Nicht Sie bleiben Eigentümer des Gegenwertes! Die Ban-
ken verpflichten sich, die Leasingraten für Ihr ehemaliges Haus zu zahlen, und
Sie selbst erhalten eine Prämie von vier bis fünf Prozent des Kaufpreises. Ist dies
noch vermittelbar? Ja, wenn Sie Politiker sind und es sich bei Ihrem Haus um das
Rathaus handelt!

Zu den weiteren Rahmenbedingungen gehört, dass der Vertrag von Nadel-
streifenträgern überbracht und erläutert wird – auf Deutsch, wenn die Rechtsan-
wälte aus den USA deutsch konnten, sonst auf Englisch. Den Vertrag gibt es nur
auf Englisch. Seine Bedeutung wird heruntergeredet: 1.000 Seiten, aber ohne
Bedeutung. Die strafbewehrte Geheimhaltungsklausel ist wichtig: Keiner außer
Bürgermeister und Stadtkämmerer darf es lesen, keiner darf wissen, mit welchem
Investor, welcher Bank oder Versicherung dieses Geschäft getätigt wurde. Geht
nun diese Bank pleite, so muss letztendlich die Stadt die Raten für das verkauf-
te Rathaus zahlen. Die beteiligten Banken sind mit den bisher gestützten Banken
und Versicherungen identisch, und diese Politiker haben wir gewählt!

Dieses Verfahren drückt die Verschuldung der Gemeinde oder des Bundes-
landes: Die Schulden sind nicht mehr „bilanziert“. Dieses Modell soll helfen, die
Verschuldungsobergrenzen der öffentlichen Haushalte einzuhalten. Das Nachfol-
gemodell ist bereits im Angebot: Die EU-Bestimmung „privat statt öffentlich“ wird
so umgesetzt! Dabei wird öffentliches Eigentum verschleudert und dem privaten
Investor eine traumhafte Renditemöglichkeit eröffnet. Es ist wie im Schlaraffen-
land – für die Investoren, denn bluten müssen die Steuerzahler. Viele Gemeinden
haben sich erhebliche Einschränkungen und Nebenkosten eingehandelt, auch
ohne Bankenkrise! Diese Politiker werden wir nicht wiederwählen!

3. 465 Millionen Euro für Bremen, jährlich bis 2019, das scheint viel zu sein
(„Weser-Kurier“ vom 1. Oktober 2008). Es reicht aber nicht! Das steht in diesem
Artikel nicht. Es wird mit folgender Bestimmung vorgesorgt: „Die finanzpolitischen
Auswirkungen der jährlichen Millionenbeiträge in den bedachten Bundesländern
soll genau beobachtet werden. Die Empfängerländer, so heißt es in dem Vierer-
Vorschlag, verpflichten sich zur Festlegung eines Konsolidierungspfades. Auf die-
sem Weg müssten sie regelmäßig darstellen, wie sie finanzpolitisch wieder auf
die Beine kommen und sich den Prüfungen eines Stabilitätsrats stellen.“ Den
Stabilitätsrat muss mensch sich merken!

„Radio Bremen“ hat am selben Tag berichtet, dass die Haushaltsnotlagenlän-
der für einen ausgeglichenen Haushalt sorgen müssen: „Die Möglichkeiten sind
mit dem Stabilitätsrat zu besprechen und werden von diesem überwacht. Um
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einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen, dürfen diese Länder von Bundesge-
setzen abweichen und für ihren Bereich Steuern erhöhen oder Sozialleistungen
verringern.“ Diese Vorlage von Peer Steinbrück hat „Radio Bremen“. Das Grund-
gesetz soll entsprechend geändert werden. Haushaltsnotlageländer sind bisher
Bremen, Berlin, das Saarland und Schleswig-Holstein. Hinzu kommen die Bun-
desländer, deren Bürgschaften für die Landesbanken et cetera in Anspruch ge-
nommen werden! Ich glaube nicht, dass dies durchgesetzt werden kann. Politiker,
begrabt diesen Plan unverzüglich! Bei den Sozialleistungsempfängern ist nichts
zu holen, und bei den Steuern traut ihr euch sowieso nicht!

Die Bundesregierung droht den Bundesländern, die sich nicht an diese Vor-
gaben halten, mit Kürzung der Zahlungen, zum Beispiel bei der Erstattung der
Kosten der Unterkunft oder anderen Bundesaufgaben. Peer Steinbrück, das ist
der Minister mit den Milliarden an Finanzhilfen für die verspekulierten Banken! Wir
fahren am 8. November 2008 zur Großdemo nach Berlin ! Macht diesen unglaub-
lichen Plan bekannt! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten! Übrigens hat die Bundesregierung die
Weichen für den Einsatz der Bundeswehr gegen Demonstranten auch innerhalb
Deutschlands bereits beschlossen. Die Bundespolizei wird als nicht schlagkräftig
genug angesehen, und die EU verpflichtet!

4. Die Krankenversicherung soll künftig 15,5 Prozent des Einkommens kosten.
Einer muss schließlich den Gesundheitsfonds bezahlen! Die Begründung für die-
sen ist die Stärkung des Wettbewerbs. Wie der mit einem einheitlichem Beitrags-
satz gefördert wird, hat die Bundesregierung nicht vermittelt. Die Rentner werden
von der Senkung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung nicht entlastet, die
Arbeitnehmer auch nur vordergründig. Die Bundesagentur für Arbeit hat im Jahr
2012 alle Rücklagen verbraucht, dabei muss diese Rechnung an die Auswirkun-
gen der Finanzkrise noch angepasst werden, wie der gesamte Haushalt.

In einer Pressemitteilung der Bundesagentur steht: „Dem Vorstand ist der Hin-
weis wichtig, dass die Entscheidung zur Beitragshöhe das gute Recht der Bun-
desregierung ist. Aufgabe der BA ist es nun, im Rahmen dieser neuen, sehr en-
gen Vorgabe ihre Leistungen auf dem Arbeitsmarkt aufrecht zu erhalten und gu-
ten Service zu bieten. Die BA kann den Beitragssatz von 2,8 Prozent für die zu-
nächst vorgesehen eineinhalb Jahre aus ihren Rücklagen finanzieren. Es ist ein
gutes Zeichen, dass Mitte 2010 neu bewertet werden soll, ob der Beitragssatz auf
dieser Höhe gehalten werden kann oder erhöht werden muss. Aus der heutigen
Sicht wären bei einem längerfristigen Beitragssatz von 2,8 Prozent im Jahr 2012
praktisch alle Reserven der BA – einschließlich der sogenannten Liquiditätsreser-
ve – aufgebraucht. Diese Einschätzung beruht auf den derzeitigen Eckwerten der
Bundesregierung zur wirtschaftlichen Entwicklung, die noch nicht an die aktuelle
Entwicklung der Wirtschaft angepasst sind.“

Soweit die Bundesagentur für Arbeit. Vorangegangen ist eine Abkopplung der
Bundesagentur für Arbeit vom Haushalt der Bundesrepublik Deutschland. Das
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Handeln der Bundesregierung wird der Verpflichtung des EU-Vertrages, also der
Lissabonner Strategie zur Schwächung der sozialen Sicherungssysteme und zur
Förderung der privaten Wirtschaft, voll gerecht – zulasten der Allgemeinheit! In
dieses Bild passt auch der Umgang mit den Krankenhäusern: Die tägliche Un-
terfinanzierung durch die Fallpauschalen wird nicht beseitigt. Die zugesagte Son-
derzahlung ist ein Tropfen auf dem heißen Stein! Dies ist auch Herrn Diethelm
Hansen aufgefallen. Vielleicht möchte er jetzt statt Personalkahlschlag die Än-
derung der Fallpauschalen? Diese führen zur Insolvenz vieler Kliniken. Manche
Krankenkasse sieht darin eine Stärkung des Wettbewerbs, mancher Versicherte
wird dies mit seinem Leben bezahlen! Das insolvente Klinikum ist dann für einen
Spottpreis zu haben und kann durch Befreiung von den Vorhalteverpflichtungen
ertragreich arbeiten, zum Nachteil der Kliniken mit Vollversorgung!

5. Bremen vermietet auch Werbeflächen. Damit dies besser läuft, soll ein Gut-
achten angefordert werden, für geplante 700.000 Euro. Wie hoch der Ertrag aus
der Vermietung der Werbeflächen pro Jahr ist, war der Meldung nicht zu entneh-
men. – Die Feuerwehr in Bremen kann die Mehrarbeit abfeiern. Die Arbeitszeit ist
grundsätzlich den gesetzlichen Regelungen anzupassen. Diese Niederlage der
Freien Hansestadt war absehbar. Wurden im Haushalt daher entsprechende Mit-
tel bereitgestellt? –

Die Entwicklung der einzelnen Themen ist in unseren wöchentlichen Rede-
beiträgen nachzulesen. Die „Gesundheitsreform“ – eine mehr als falsche Bezeich-
nung! – hat uns bereits 2005 beschäftigt, ebenfalls viele andere Themen. Dies ist
die 201. Bremer Montagsdemo! Ich habe nicht alle mitgemacht, aber langweilig
war es montags nie! Lesen Sie selbst! Wer sich nicht wehrt, hat weniger vom Le-
ben! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Neue Arbeitsamt-Studie: Hartz IV reicht nicht zur Teilhabe
am sozialen und kulturellen Leben („DCRS-Online“)

Lafontaine das Wort im Mund umgedreht: Die Reichen zahlen keine
Vermögensteuer – die wurde 1997 abgeschafft („Financial Times“)

Und die Rente ist auch sicher: Merkela gibt Billionen-Garantie –
aber nicht schriftlich („Bild“-Zeitung)
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Staatlich gewollte Lohndrückerei
statt Eingliederung

1. Die Sat1-Serie „Gnadenlos gerecht“, die auf
der Suche nach angeblichen Hartz-IV-Betrügern
war, ist bei ihrer Vorgehensweise selber nicht „gna-
denlos gerecht“ gewesen, weil dabei die Wahrheit
gar zu sehr auf der Strecke bleiben musste! Ich
finde es deswegen ganz wunderbar, dass sich zu
Unrecht Denunzierte dagegen zur Wehr setzen.
Vor allem im Kreis Offenbach hatte diese unsägli-
che Sendung für Diskussion gesorgt. Weil sie nicht
nur von vollkommen ver-„Bild“-eten Gehirnampu-
tierten gesehen wurde, musste sich Landrat Peter

Walter (CDU) von der Opposition kritisieren lassen, dass er sich überhaupt auf
die Anfrage von Sat1 eingelassen habe. Jetzt klagten mehrere im Fernsehen ge-
zeigte Hilfeempfänger und deren Angehörige gegen Sat1 und die „Blöd“-Zeitung.
Super! Sat1 musste bereits klein beigeben und hat offenbar eine Unterlassungs-
erklärung unterschrieben. Doch würde nach der zivilrechtlichen Klage eine Straf-
anzeige gestellt, wäre sie nur gegen die Sozialfahnder selbst gerichtet: Diese
stellten in der Folge vom 27. August 2008 Sachverhalte falsch dar.

Falsch sei etwa, dass die Familie, die in Langen eine Pizzeria betreibt, in ei-
ner „über 100 Quadratmeter großen Luxuswohnung“ lebe, wie von der „Ermitt-
lerin“ behauptet. Die Familie verfüge nur über 80 Quadratmeter, was der Kreis
leicht aus den Unterlagen hätte entnehmen können, sagt die Anwältin aus Neu-
Isenburg. Falsch sei auch die Unterstellung, die Mutter des Mandanten kassiere
Miete für eine Wohnung in Italien. Eine Dienstreise der Fahnder sollte den Be-
weis liefern. Das hätte man auch anders machen können. Angeblich sparen die
Fahnder Steuergeld, aber in Wirklichkeit verursachen sie zusätzliche Kosten. Die
Leistungen werden trotzdem weitergezahlt, weil sie nämlich gerechtfertigt sind.
Es ist ein sozialer und ein wirtschaftlicher Schaden entstanden. So wurde auch
gegen den Willen der Betroffenen gefilmt. Heimlich zu filmen, sei eigentlich Haus-
friedensbruch! Ganz zu schweigen vom sozialen Schaden: Jeder, der in Langen
wohne, erkenne, um wen es gehe. Hierbei wurden auch zwei Brüder betroffen,
denen angedichtet wurde, dass ihre Eltern eine „Luxusvilla“ in der Türkei besä-
ßen. Dabei handelt es sich aber nur um einen Rohbau, den ein Onkel im Jahr
2000 vererbte. Kein Cent Sozialhilfe ist dabei in die Türkei geflossen. Obwohl die
beiden Brüder noch nie Hartz IV bezogen, wurden sie von Sat1 und „Blöd“ in den
Vordergrund gesetzt.

Pfui, so intensiv habe ich mich mit diesem Kloschüsselgehetze noch nie in-
haltlich befassen müssen! Eigentlich müsste es unbeachtet heruntergespült wer-
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den. Doch um den Leumund der Beschuldigten wiederherzustellen, muss leider
doch in den „medialen Fäkalien“ gerührt werden! Wenn sich noch mehr Betroffe-
ne zur Wehr setzen, wird es hoffentlich eng für Landrat Walter werden, der au-
genscheinlich seine Fürsorgepflicht vernachlässigt hat. Und was bedeutet das?
Rückzug oder Entsorgung in die Frühpension, oder anders gesagt: ein Schma-
rotzer mehr? Vielleicht sollte man statt Sozialfahndern mal Pensionsfahnder los-
schicken! Diese Ruhegelder werden ja aus laufenden Steuereinnahmen bezahlt,
und unter deren Beziehern findet man sicher ausreichend Typen, die voll arbeits-
fähig, also für gemeinnützige Arbeit abrufbereit sind.

2. Für 355 Erwerbslose platzte der Traum vom neuen Job und damit die Hoff-
nung auf ein Leben außerhalb von Arbeitslosigkeit und Verfolgungsbetreuung am
Tropf der argen Argen: „City-Letter“, ein neuer privater Postdienstleister, schick-
te seine bis zu 355 neuen Mitarbeiter gleich am ersten Arbeitstag wieder nach
Hause. Sie wurden mit Ausflüchten über „Startschwierigkeiten“ und „Störmanö-
ver von außen“ vertröstet. Verdi und die Arge wittern heftigen Betrug, denn das
Berliner Unternehmen hat am 25. September 2008 einen allerdings fehlerhaften
Insolvenzantrag gestellt. Das Verfahren wurde daher noch nicht eröffnet.

Bei privaten Arbeitsvermittlern liefen Bewerbungen nur über Vermittlungs-
gutscheine von Arbeitsagentur und Arge, eine direkte Bewerbung war nicht mög-
lich. So mussten den Vermittlern Zweifel kommen. Die Verträge waren verlockend,
völlig entgegen dem neoliberalen Mainstream, der beständig nach dem größt-
möglichen Lohndumping kreischt: 1.900 Euro brutto, dreizehntes Monatsgehalt,
30 Tage Urlaub. Auf dem Papier waren das gute Jobs, vom Zusteller bis zum Nie-
derlassungsleiter, weit entfernt von der Mindestlohndebatte. Kein Wunder, dass
es bis zu 2.500 Euro pro Vermittlung gab. Das macht bei 355 ehemaligen und
wieder neuen Erwerbslosen 887.500 Euro. Ob dieses Geld wohl in den Wind ge-
schossen ist? Ja, wohin denn sonst?

3. Für einen Euro vogelfrei? Das „Netzwerk Hessischer Erwerbsloseninitiativen“
diskutierte in Frankfurt am Main die These, dass Ein-Euro-Jobs unmittelbar zum
autoritären Staat führen. Ein wunderbar sarkastischer „Ein-Euro-Job-Blues“ über
die Entwürdigung durch Arbeitsgelegenheiten für zusätzliche 150 Euro im Monat
zum lachhaften ALG-II-Betrag von 351 Euro plus Miete ertönte: „Ich kratz für euch
die Hundescheiße direkt vom Bürgersteig und pick euch die Rosinen aus dem
großen Teig! Gebt mir ’nen Euro, gebt mir ’nen Euro, und ich tu’s! Verschickt mich
auch nach Bayern oder in die Walachei, denn für einen Euro, da bin ich vogelfrei!“

Alle Kritik an Ein-Euro-Jobs, die Erwerbsloseninitiativen jemals geäußert hät-
ten, sei mittlerweile amtlich bestätigt worden und bleibe dennoch folgenlos, kon-
statierte Harald Rein vom „Frankfurter Arbeitslosenzentrum“. Am massiven Ein-
satz von Ein-Euro-Jobs habe sich nichts geändert. Das Ausmaß schilderte der Ak-
tivist am Mittwoch auf einer Veranstaltung im DGB-Haus in Frankfurt am Main: In
der Bankenmetropole habe sich die promovierte Kunsthistorikerin als Museums-
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aufsicht wiedergefunden, der Modedesigner als Lagerhelfer. Büro- und Küchen-
hilfen, Putz- und Aufsichtsarbeiten – das seien wichtige Tätigkeiten, die zwar ge-
macht werden müssten, aber kaum der beruflichen Perspektive dienten. „Schlüs-
selqualifikationen“ wie „mit alten Menschen spazieren gehen“ oder „angeregt un-
terhalten und zuhören“ seien für eine Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt
nun mal nicht gefragt.

Wissenschaftliche Institute, Bundesrechnungshof und Behörden seien mitt-
lerweile bei ihren Überprüfungen zu den gleichen Ergebnissen gekommen wie
die Kritiker, führte Rein aus: Die Integrationsquote in den ersten Arbeitsmarkt
nach Beendigung eines Ein-Euro-Jobs tendiere gegen Null, Zusätzlichkeit und
Gemeinnützigkeit der Jobs seien kaum gewahrt. Selbst die Bundesregierung ha-
be auf Anfrage der FDP zum Nutzen der Arbeitsgelegenheiten knapp geantwor-
tet: „negative Wirkung“. Die Bundesarbeitsagentur bestätigt, nur 3,4 Prozent aller
arbeitslosen oder erwerbstätigen Hilfeempfänger hätten in sozialversicherungs-
pflichtige Arbeit wechseln können. Folglich müsse anderes beabsichtigt sein als
die oft beschworene „Eingliederung“ Hilfsbedürftiger. Laut Aussage des parlamen-
tarischen Staatssekretärs Klaus Brandner im Bundesarbeitsministerium tauchten
derzeit rund 3,2 Millionen Menschen nicht in der Arbeitslosenstatistik auf. Zu be-
setzende Ein-Euro-Jobs würden bei Trägern fälschlicherweise als „offene Arbeits-
stellen“ geführt. Somit werde der Anschein erweckt, von staatlicher Seite alles für
Erwerbslose getan zu haben – im Zweifelsfall müsse es also an ihnen selbst lie-
gen, wenn sie keine Arbeit fänden.

So wird zum trillionsten Mal der Versuch unternommen, das Schicksal Er-
werbslosigkeit zu individualisieren und es aus dem gesellschaftlichen Rahmen
zu nehmen, wo sich zweifellos sein Ursprung findet. Die Regierenden wollen auf
das Instrument Ein-Euro-Job sicher auch deshalb nicht verzichten, weil sich da-
mit so wunderbar die Statistiken fälschen, äh, aufhübschen lassen: Die Selbstbe-
weihräucherung über angeblich gelungene Arbeitsmarktreformen darf auf keinen
Fall angezweifelt werden! Schließlich weiß doch jeder nachdenkende Mensch,
dass es außerhalb der „Springer“-Presse gar keine echten, also sozialversiche-
rungspflichtigen, anständig bezahlten und die Arbeitnehmerrechte wahrenden Ar-
beitsplätze gibt! Ein-Euro-Jobber füllen wunderbar Lücken aus, während durch
sie klammheimlich eine Wiederbesetzungssperre im öffentlichen Dienst erlassen
werden kann! Eine Ausweitung des Niedriglohnsektors von gigantischem Aus-
maß ist schließlich politisch gewollt, um die Profitmaximierung einzelner Unter-
nehmer zu sichern. Nicht selten dürfen sich Organisatoren von Einsatzstellen für
Ein-Euro-Jobber eine goldene Nase an der Not der Betroffenen verdienen. Pro
Monat und Nase gibt es 300 Euro für nicht gegebene Beratung, einfach so, ohne
all die Kontrollinstrumente, denen etwa ALG-II-Bezieher unterworfen werden.

Auch lassen sich Ein-Euro-Jobs ganz allerliebst als Straf- und Disziplinie-
rungsmittel einsetzen! Eben damit geht eine Verschärfung gesellschaftlicher Ten-
denzen zum autoritären Staat einher, der sich dem Workfare-Modell gefährlich
annähert. Die Dimension des Zwangs ist immer noch viel zu vielen überhaupt
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nicht bewusst! Wie die Sozialrechtlerin und Professorin Helga Spindler von der
Universität Duisburg-Essen erläutert, kommt es bei Workfare, dem Arbeiten für
die Grundsicherung, weder auf Eingliederung noch auf Zusätzlichkeit an, sondern
auf die Pflicht, die staatliche Existenzsicherung als Gegenleistung sozusagen ab-
zuarbeiten, für einen Hungerlohn. Es geht also um staatlich gewollte Lohndrücke-
rei, Massenverelendung und -verarmung! Ich könnte es auch nur begrüßen, wenn
ganz pragmatisch anstelle der amtlichen Sozialschnüffler Ein-Euro-Job-Detektive
eingesetzt würden, um diesen massiven Missbrauch aufzudecken. Andersherum
kann ja gar nicht genug Kontrolle aufgebracht werden! Wir müssen von Projektio-
nen ausgehen. Manchmal kann bereits die Androhung einer Veröffentlichung der
Missstände Abhilfe schaffen!

4. Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht von irgendeiner Seite vorgeschlagen
wird, das ohnehin schon viel zu niedrige ALG II zu kürzen. Seit vergangenem
Sonntag ist die Rede davon, 100.000 beispielsweise an Diabetes erkrankten ALG-
II-Beziehern keine Zuschläge für erhöhte Ernährungskosten mehr zu gewähren.
Laut „Focus“ kommt dieser missgünstige Vorschlag ausgerechnet von der Dach-
organisation der Wohlfahrtsverbände, dem „Deutschen Verein für öffentliche und
private Fürsorge“. Angeblich ist bei Diabetes, erhöhten Fettwerten und anderen
Volkskrankheiten nach heutigem Stand selbsternannter „Wissenschaft“ keine Di-
ät erforderlich und eine gesunde Ernährung ausreichend. Laut „Focus“ richten
sich die Behörden im Allgemeinen nach den Empfehlungen dieses Vereins.

Im Bewusstsein darüber, dass mehr als die Grundversorgung mit dem mate-
riell Notwendigsten für viele Hartz-IV-Bezieher nicht mehr „drin“ ist und eine Teil-
habe am sozialen und kulturellen Leben den meisten verwehrt bleibt, ist es ge-
radezu zynisch und menschenverachtend, das ALG II überhaupt als Sicherung
auch nur in Erwägung zu ziehen! An welchen Ecken soll denn noch weiter ein-
gespart werden, um frisches, gesundes Essen zu kaufen? Der kulturelle Bereich
beispielsweise kann es nicht mehr sein, da er ohnehin gar nicht abgedeckt wird.
Dann eben bei Kleidung und Schuhen oder bei der Körperpflege! Leider sind hier
fast alle Betroffenen so depressiv und resigniert, dass sie sich nicht zusammen-
tun. Es sollte einen Aufstand geben! Nachdem in Deutschland die soziale Eises-
kälte des Neoliberalismus eingezogen ist, wird nun damit begonnen, sich Gedan-
ken über die gesundheitliche Auslese zu machen! Im Grunde entzieht mensch
den Betroffenen nun das Recht auf Leben, denn viele Betroffene sind auf den
Mehrbedarf angewiesen!

5. Am 1. Oktober 2008 fand im „Konsul-Hackfeld-Haus“ eine Veranstaltung zu der
Frage statt, ob Bremen einen „Masterplan“ braucht. Dort sprach auch der von mir
sehr geschätzte Bremer Wirtschaftsprofessor Wolfram Elsner und beeindruckte
uns nachhaltig. Klaus-Rainer Rupp von der „Linken“ leitete die Veranstaltung ein.
Dabei schilderte er die besondere soziale Spaltung in unserer Stadt und die sich
selbst verstärkenden Armutsprozesse. Mit Armut ist hier nicht nur Geldmangel
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gemeint, sondern die vollkommene Ausgegrenztheit von Kultur, Bildung, Gesund-
heit, ja auch von Demokratie, eben von jeglicher gesellschaftlicher Teilhabe. Wo
also ist der ressortübergreifende Masterplan zur Armutsbekämpfung ? Er kann
nicht vom Sozialressort allein erarbeitet werden!

Wolfram Elsner holte weit aus und führte an, dass der Neoliberalismus letzt-
lich nichts anderes als ein globaler Masterplan der Armutsproduktion ist. Hierbei
wurde Bremen als regionales Pilotprojekt benutzt. Der neoliberale Masterplan zur
Armutsproduktion wurde schon vor dem Ende des Zweiten Weltkrieges geboren,
doch bevor er richtig durchstarten konnte, mussten die Herrschenden die ihnen
abträgliche Nachkriegsordnung mit „Staatssozialismus“ und „sozialer Marktwirt-
schaft“ als Nachteil für sich verbuchen. Mit immer höheren Lohnforderungen und
steigenden Ansprüchen der Bevölkerung entwickelte sich der „soziale Kapitalis-
mus“ für die Interessen der Unternehmer bedrohlich in die „falsche“ Richtung. Der
Staat wurde ganz absichtlich verarmt, die sogenannte Dritte Welt kreditabhängig
und gefügig gemacht. Ethnische und religiöse Konflikte wurden gezielt angezet-
telt. Der Masterplan des Neoliberalismus sieht eine Umverteilung von Ressour-
cen, Macht, Vermögen und Ansehen von unten nach oben vor. Nur kann sich da-
durch nicht genügend Kaufkraft entwickeln, um die Massenproduktion zu unter-
stützen. Darum leistet sich Deutschland eine absurde Exportstrategie als Ersatz-
maßnahme. So können wohl einzelne Länder eine Weile überleben, nicht jedoch
auf Dauer.

Hier wurde ein wahres Horrorszenario gezeichnet, in dem der Neoliberalis-
mus „nach unten“ explodiert ist, die Bankenkrise massenhaft hysterische Men-
schen produziert und Spekulationsblasen in Billionenhöhe platzen. Das öffentli-
che Vermögen wurde spottbillig verscherbelt, um private Profite zu unterstützen.
Mit steigender Zahl der Arbeitslosen sinken die Massenarmutslöhne, werden rich-
tige Verarmungsprozesse initiiert. So wächst in Bremen bereits jedes dritte Kind
in Armut auf. Die Hoffnung auf kollektive Vernunft des Kapitalismus schrumpft. Es
geschieht ein brutaler sozialer Ausschluss, eine Entwicklung von der Zweidrittel-
zur 50-Prozent-Gesellschaft, worin die eine Seite in der Gesellschaft lebt und an
ihr teilhat, während die andere Hälfte von allem ausgeschlossen ist. Die Mittel-
schicht wird fast komplett zerrieben. Als in Deutschland der „Rheinische Kapita-
lismus“ seine fein dekorierten Schaufenster gen Osten zeigte, mussten die sozial-
demokratischen „Bomben auf die Hütten“ noch Jahre warten, bevor sie zum Ein-
satz kommen.

Helmut Kohl, der Kanzler der Bestechung, hat in vier Legislaturperioden nur
halbherzigen Neoliberalismus geschaffen. Gerhard Schröder ist in sieben Jahren
die soziale Zerstörung gelungen. Kanzler Schröder fuhr die Einkommen so dra-
matisch runter, bis sie das Niveau der Fünfzigerjahre erreichten. Deutschland hat
sich zu einem der „ungleichsten“ Länder mit ungerechtester Staatsfinanzierung
und geringster Belastung der Reichen entwickelt. Es ist vollbracht: Deutschland
ist ein Billiglohnland geworden! Staatliche Handlungsverweigerung wurde das Po-
litikmodell. Der Neoliberalismus prügelt den Menschen die „Anspruchshaltung“,
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die Erinnerung an einen „sozialen Kapitalismus“ heraus. In diesem System der
Angst werden Millionen von Familien mit Kindern in die Massenarmut getrieben.
Die SPD wird nun an den „Linken“ kaputtgehen.

Im Stadtstaat Bremen konzentrieren sich die sozialen Probleme intensiv. Seit
1993 leidet Bremen unter einer extremen Haushaltsnotlage und bekommt Geld
vom Bund dazu. Für 2008 rechnet der Finanzplan vor, wie die Große Koaliti-
on „vorgesorgt“ hat: Lediglich ein Prozent des Haushalts steht zur freien Verfü-
gung, 99 Prozent sind durch endlose Mittelbildung, eine Strategie des Neolibera-
lismus, mit dem Festhalten an Eliteprojekten festgelegt. Die Sozialausgaben sind
in vorauseilendem Gehorsam gegenüber dem Bundesverfassungsgericht eben-
falls festgelegt, fallen aber spärlicher aus, als sie müssten. Unter diesen Bedin-
gungen werden keine Investitionen getätigt. Stillstand und Stillhalten sind ange-
sagt! In den Schulen, Unis und Bildungseinrichtungen herrschen verheerende Zu-
stände vor, die in die polarisierte Ungleichheitsgesellschaft und die Verteilungs-
katastrophe münden! Nun gilt es, aufzuwachen und gegenzusteuern, um der wei-
teren Zementierung von Armut etwas entgegenzusetzen. Dazu müssen alle Res-
sorts fachübergreifend zusammenarbeiten. Es wird wohl 20 bis 30 Jahre dau-
ern, bis sich der beachtliche Schaden reparieren lässt, wenn denn endlich damit
begonnen würde! Mit Geld allein kommt mensch da gar nicht weiter. – Claudia
Bernhardt von der „Bremer Arbeit GmbH“ stellte ihre Sicht der Dinge dar. Daran
schloss sich eine allgemeine Diskussion an.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

„Unzulässige Besitzabgabe“: Wer nicht von der Möglichkeit Gebrauch
macht, über Internet Radio zu hören, braucht auch keine

Rundfunkgebühr zu zahlen („Spiegel-Online“)

Der „Sozialverband Deutschland“ ruft für Mittwoch , den 8. Oktober
2008, zu einem Protestmarsch unter dem Motto „Schluss mit dem

Sozialabbau! “ auf. Beginn ist um 10 Uhr am Bahnhofsvorplatz .
Um 12 Uhr gibt es eine Kundgebung auf dem Marktplatz.

Am Donnerstag , dem 9. Oktober 2008 , gibt es um 20 Uhr im „Kapitel 8 “
an der Domsheide eine Veranstaltung mit Lühr Henken unter der Frage-
stellung „Rüstungsproduktion in Bremen – das Beste für die Stadt?“

Das nächste Bremer Sozialforum findet von Freitag , dem 10.,
bis Sonntag , den 12. Oktober 2008 statt. Am Freitag geht
es ab 18 Uhr los, am Samstag und Sonntag ab 10 Uhr .
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Banken mästen, aber Diabetikern
die Schonkost streichen

Immer öfter finden sie statt, immer länger
dauern sie, die Krisensitzungen wegen des
Börsen- und Finanzsystemcrashs. Der hat
nach den USA auch Japan und die EU er-
fasst. Die Banken trauen sich gegenseitig
nicht mehr. Nun will die Politik für Beruhigung
sorgen: Der Staat soll die Sparer und Klein-
anleger in Sicherheit wiegen, damit es bloß
keinen „Dominoeffekt“ gibt. Aber die, denen
sowieso schon immer alles genommen wird,
sollen gleich wieder gleich zur Kasse gebeten
werden.

Es gibt, versteht sich, einen Konsens zum
Gutachten, dass Hartz-IV-Betroffenen, die Diabetiker sind, die Zulagen für Diät-
kost gestrichen werden soll, weil bei „geschicktem“ Einkauf auch vergleichbare
„normale“ Lebensmittel eingekauft werden könnten. Darum sei die Diät-Zulage
unnötig und könne eingespart werden. Dankeschön für solche Hinweise und Be-
lehrungen, besonders von solchen Gutachtern, die willfährige Vorschläge machen
und sich selber nach Strich und Faden aus der Staatskasse für ihre „Leistungen“
bedienen! Dahinter steckt doch eine durch und durch perverse Mentalität!

Ich wiederhole mich gerne, wenn ich immer wieder darauf hinweise, dass
dieses ganze System, von den Banken bis zum weltweiten Staatsapparat, völlig
faul und absolut entbehrlich geworden ist! Schauen wir auf unsere Interessen,
sammeln wir unsere Kräfte und klären die Menschen auf, die immer noch alten
Illusionen anhängen! Dann können wir auch etwas erreichen. Kommt mit am 8.
November 2008 nach Berlin zur Demonstration gegen die Regierung !

Jobst Roselius

Am Samstag , dem 11. Oktober 2008 , gibt es ab 11 Uhr auf dem
Domshof eine Aktion für ein friedliches, soziales, demokratisches
und ökologisches Europa. Nach dem Votum der irischen Bevölke-
rung zum EU-Reformvertrag lautet das Motto: „No means no! “

Rettungspakete wirkungslos: Rekordverluste
an allen Börsen („Spiegel-Online“)
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Terrorismus als Buhmann für den
Einsatz der Bundeswehr im Inneren

Die Nato wird nächstes Jahr 60. Alt sieht sie aus,
diese Nato! Da hilft auch keine „Verjüngungskur“, die
sie sich mit einer neuen Doktrin verpassen will. Doch
diese Doktrin hat es in sich: Sie bedeutet noch mehr
Rüstung, bedeutet Krieg, Krieg und nochmals Krieg,
und dies auf der ganzen Welt! Selbstverständlich hält
sich die Nato dabei auch atomare Optionen offen.
Im Rahmen der werdenden EU-Militärmacht, die mit
der Nato eng zusammenarbeiten soll, ist Deutsch-
land immer mittendrin. Das heißt, heruntergebrochen
auf staatliches Handeln gegenüber der Bevölkerung:

Ausbau des Überwachungsstaates, Verschärfung der Armut schaffenden Geset-
ze und damit letztlich noch mehr Schikanen bei Hartz IV!

Das extrem militärische Denken und Verhalten ist ein Rückfall in die Steinzeit.
Zuzeiten des sogenannten Kalten Krieges beschränkte sich das Nato-Bündnis
noch weitgehend auf die „Verteidigung“ seiner Außengrenzen, obwohl es auch
da schon die Bereitschaft zum Einsatz von Atomwaffen gab. Hier sei nur an die
Kubakrise und ähnliche Ereignisse erinnert. Das änderte sich schlagartig, als der
Ostblock zusammengebrochen war, der Warschauer Pakt sich auflöste und uns
eine gewisse Rhetorik weismachen wollte, dass jetzt der große Weltfriede aus-
breche. Nix da! Es wurde und wird kräftig in sogenannten Bürgerkriegen mitge-
mischt. Die Gier der Mitgliedsstaaten nach Öl, anderen Rohstoffen und Einfluss-
gebieten ist ins Unermessliche angewachsen. Daher die Kriege mit deutscher Be-
teiligung in und gegen Jugoslawien, dann die Kriege gegen Afghanistan und Irak,
und demnächst vielleicht gegen den Iran. Die Vorbereitungen hierfür sind längst
angelaufen!

Dann gibt es überall die „verdeckten“ Kriege zwecks Destabilisierung der be-
treffenden Region, auch mit deutscher Geheimdienst-Beteiligung, entsprechen-
dem Personal und vor allem mit deutschen Waffen und Bremer Rüstungselek-
tronik. Auch Kriegsschiffe der Vegesacker Lürssen-Werft sind schon lange dabei!
Wobei sich die Nato den „Terrorismus“, den sie zu bekämpfen vorgibt, selbst her-
anzüchtet. Und diesen „Terrorismus“ braucht man in Berlin wiederum als Buh-
mann für den Einsatz der Streitkräfte im Innern. Schäubles Propagandamaschine
läuft längst auf vollen Touren. Die Koalition will in Kürze entsprechend beschlie-
ßen und sogar das Grundgesetz ändern. Toll, funktioniert alles prima!

Wer nun manche Texte über das „Selbstverständnis“ der Nato liest, könnte
meinen, das Bündnis sei längst reif für den Friedensnobelpreis. Wie hervorragend
die Indoktrinierung läuft, zeigt beispielsweise ein Schülerinnen-Referat aus der
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Berufsschule Nürnberg – es liest sich fast wie eine Laudatio: „Aus der ursprüngli-
chen Aufgabe der kollektiven Verteidigung ist das Prinzip der politischen Integrati-
on und der Wahrung des Weltfriedens geworden. Auf der Grundlage der gemein-
samen Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit strebt das Bündnis
seit seiner Gründung eine gerechte und dauerhafte Friedensordnung in Europa
an. Es trägt daher auch zu Frieden und Stabilität in der Welt bei.“

Am 21. und 22. Februar 2009 wird in Bremen eine Konferenz „60 Jahre
Nato “ stattfinden, zu der ich beizeiten zurückkommen und Näheres sagen werde!
Das „Friedensforum“ überlegt gerade, wie und in welcher Form es sich dazu ver-
halten wird.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
siehe auch „Die Linke“

Erste „Winterdemo“
durch die Einkaufsmeile

Wegen der „Polnischen Woche“ mussten wir bei der 201. Montagsdemo am
6. Oktober 2008 um 17:30 Uhr erstmals wieder zum Dom umziehen. Als die „
Treppenfeger“ kamen, brachen wir zur ersten „Winterdemo“ durch die Obernstra-
ße zum Hanseatenhof auf. Das immer heißer werdende Thema der Banken- und
Börsenkrise brachte uns viele Beiträge und über 40 Zuhörer und Teilnehmer.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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202. Bremer Montagsdemo

am 13. 10. 2008

Krise und Chance
Schadenfreude ist nicht angebracht, weil wir alle un-
ter der Finanzkrise leiden müssen, allerdings auch je-
ne, die uns die Suppe eingebrockt haben. Doch end-
lich hat die Politik mal gezeigt, dass viel zu erreichen
ist, wenn alle an einem Strang ziehen. Endlich hat
die Politik begriffen, was wirklich Sache ist! Nicht nur,
dass sich alle einig waren, nein: Jetzt werden auch
alle gemeinsam handeln müssen. Sogar die Gewerk-
schaften wollen „Vernunft“ zeigen. Es geht also doch!
Aber was sage ich da: Das Handeln haben wir ja
schon so lange angemahnt, auch für Bremen! Ist das
nun ein Grund, nach Hause zu gehen?

Nein, das wäre natürlich totaler Blödsinn. Ers-
tens kämen die Probleme nicht mehr auf den Tisch.

Zweitens würden bestimmte Herrschaften ohne gewisse Kontrollen einfach so
weitermachen wie bisher. Gerade jetzt müssen wir wachsam sein! 2009 ist ja
Bundestagswahl, außerdem die Europawahl, und ich kann euch nur alle auffor-
dern hinzugehen! Diesmal hat sich Europa einen guten Dienst erwiesen, indem
sich mal alle einig waren: So darf es nicht weitergehen. Wie denn? Na, so un-
sozial, so menschenverachtend, so raffgierig nach Rendite, so kinderfeindlich, so
ungerecht!

Kommt euch das nicht bekannt vor? Das mahnen wir von der Montagsdemo
schon seit vier Jahren an! Ich möchte an dieser Stelle noch einmal unseren Poli-
tikern einen guten Rat geben: Die Krise ist auch eine gute Chance, alles wieder
ins Lot zu bringen und den Menschen wieder als Menschen zu sehen statt als
Kostenfaktor! Wir alle sind die Gemeinschaft, und nur wenn wir das alle begreifen,
können wir auch Krisen meistern und als Menschheit überleben. Wer sich aber
aus der Verantwortung stiehlt, ganz gleich wie, ist nicht für diese Gemeinschaft
und soll ruhig die Konsequenzen tragen. Ohne Hass im Herzen sage ich hier: Der
soll am eigenen Leibe erfahren, was Hartz IV bedeutet!

Udo Riedel (parteilos)
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500 Milliarden Euro
sind in aller Munde

Eine unvorstellbare Summe! 500 Milliar-
den Euro, davon 30 Prozent zulasten der
Länder, sollen Vertrauen schaffen. Der
Betrag ist trotzdem zu gering, um das Ziel
zu erreichen, weil gleichzeitig die Bilan-
zierungsregeln geändert werden: Wert-
berichtigungen für im Wert gesunkene
Vermögenswerte müssen jetzt erst mit
der Realisierung des Verlustes bilanziert
werden.

Wie gehen die Banken damit um? Der Geldhandel unter den Banken soll ge-
fördert werden. Den Banken wird das Ausfallrisiko abgenommen, wenn sie Geld
an eine andere Bank verleihen. Die Aktion ist befristet. Was ist, wenn dieser
Schirm wieder zugeklappt wird? Das Risiko für Bankenpleiten nach dieser Aktion
steigt, ebenso dasjenige für Banken bei der Kreditvergabe an andere Unterneh-
men, weil die Bilanzierungsregeln gelockert wurden. Die investitionswilligen Un-
ternehmen werden es zu spüren bekommen.

Wie gehen die Banken damit um? Studenten zahlen für einen Studienkredit
ab 1. Oktober 2008 sieben Prozent Zinsen bei der KfW. Der Kredit verteuert sich
damit um rund 4.500 Euro. Die Banken Fortis und Dexia wurden mit Steuergel-
dern gerettet. In Monaco wurden fast zeitgleich mit betuchten Kunden Luxusfeten
gefeiert. Und die Bundesregierung? Sie behindert weiter den Untersuchungsaus-
schuss zur Sachsen-LB! Was ist aus den bisherigen Rettungsaktionen gewor-
den? Wie hoch ist der Anteil Deutschlands an den Rettungsaktionen der EZB
(siehe vorherige Bremer Montagsdemos)?

In Bremen wurden die Gelder für Jugendarbeit gekürzt und Freizeitheime ge-
schlossen. Bremen kürzt weiterhin bei der Bildung. Dies führte bei der Uni zur
Einstellung von Studiengängen. Die Förderstunden sind reduziert. Der Fahrdienst
für Behinderte wurde stark eingeschränkt. In Bremen wurden die Lebensbedin-
gungen für alle Bürger unter den Bundesschnitt gedrückt. Insbesondere die so-
zial Schwachen können dies nicht kompensieren. Die Kinder leiden am meisten!
Dieses Bundesland Bremen soll sich verpflichten, einen ausgeglichenen Haus-
halt vorzulegen. Die Verhandlungen sind am Donnerstag um 16 Uhr in Berlin. Die
angebotenen Unterstützungsleistungen reichen bei Weitem nicht zur Schließung
der Haushaltslücke. Wie sagt Bremen dies seinen Bürgern?

Will die Bundesregierung tatsächlich die Erstattungszahlungen für die Kos-
ten der Unterkunft und das Wohngeld an die Länder mit einem unausgeglichenen
Haushalt kürzen oder einstellen? Die Schlagzeilen von gestern und die vorste-

684

http://de.wikipedia.org/wiki/Wertberichtigung
http://de.wikipedia.org/wiki/Wertberichtigung
http://de.wikipedia.org/wiki/Einzelwertberichtigung
http://de.wikipedia.org/wiki/Einzelwertberichtigung
http://www.lr-online.de/nachrichten/Top-Themen-Banken-Finanzen-Belgien-Frankreich;art742,2210052
http://www.lr-online.de/nachrichten/Top-Themen-Banken-Finanzen-Belgien-Frankreich;art742,2210052


henden Gegenmaßnahmen klingen angesichts der 500 Milliarden Euro wie der
blanke Hohn! Ein Hohn ist es auch, diese enorme Staatsverschuldung als Ret-
tungsaktion für die kleinen Anleger darzustellen. Um die Euros der „Normalbür-
ger“ zu sichern, ist diese Aktion ungeeignet. Solche „Spargroschen“ waren schon
vorher über die Einlagengarantien abgesichert, und zwar sicherer als jetzt. Dar-
um Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft
positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Beratungsgebühr erhöht, damit
wir Fehlbescheide hinnehmen

Die Banken- und Börsenkrise ist weltweit ge-
worden. Noch ist es keine Weltwirtschaftskri-
se, aber die Anzeichen mehren sich für den
Übergang dahin. Die Ersparnisse und die Le-
bensfähigkeit der Arbeitenden, Arbeitslosen
und Rentner und ihrer Familien stehen auf
dem Spiel. Die Einkommen und Boni der Ban-
ker und Politiker sind dagegen nicht in Ge-
fahr: Bei ihnen sind die Einbußen, die ande-
re in Resignation oder Obdachlosigkeit treiben
können, „Peanuts“, auf die man mal verzich-
ten kann.

Die perverse Bürokratie in den Ministerien
in Bund und Ländern produziert derweil neue Gesetze und Verordnungen; jetzt
die Erhöhung der Gebühren für Beratung in Sozialfragen bei den Argen. Da die
Politik-Opfer sich zum Glück immer mehr wehren und dadurch die Kosten bei den
Behörden über das veranschlagte Maß hinaus angestiegen sind, erhöht man jetzt
einfach die Gebühren und will damit mutmaßliche Kläger und Anwärter auf Be-
ratung verscheuchen. Klar ist doch, dass viele dann die falschen und ungerecht-
fertigten Bescheide und Urteile gegen sie hinnehmen müssen! Dem wollen und
können wir widerstehen! Kommt zur Montagsdemo, klärt mit uns eure Fragen und
wie verfahren werden kann! Werdet selbst Berater in diesen Fragen und helft an-
deren! Wir haben kein Vertrauen mehr in diesen Staat und seine Organe! Am 8.
November 2008 geht es zur Demo nach Berlin gegen die Regierung!

Jobst Roselius
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Was hat ein Hartz-IV-Kind
von der Kindergelderhöhung?

1. Der deutsche „Caritas“-Verband verlangt, dass
für die 1,9 Millionen Kinder von ALG-II-Beziehern
eigenständige Regelsätze eingeführt werden, um
die Kinderarmut besser bekämpfen zu können.
Völlig zu Recht wird hier bemängelt, dass die bis-
herige Regelung total willkürlich sei und die be-
sonderen Bedarfe von Kindern nicht berücksich-
tige. Die zur „Berechnung“ herangezogenen 20
Prozent der ärmsten Schicht der alleinstehenden
Erwachsenen benötigen üblicherweise kein Geld
für Bildung, Kinderbetreuung, Nachhilfe, Spielzeug

oder Schuhe für wachsende Füße. Es kann einfach nicht ausreichen, von ei-
nem Zuwenig für Erwachsene lediglich 60 oder 80 Prozent als „Bedarf“ für Kinder
anzusetzen!

Bisher werden für Kinder nach diesem Schlüssel bis zu einem Alter von 13
Jahren 211 Euro gezahlt; Kinder zwischen 14 und 17 Jahren erhalten 281 Euro
im Monat. Nun legte die „Caritas“ für eine Neuberechnung die Konsumausgaben
von Familien im unteren Einkommensbereich zugrunde. Bei der bisherigen „Be-
rechnung“ für Kinder wurden weder Ausgaben für Bildung noch für einen Inflati-
onsausgleich berücksichtigt. Die Neuberechnung der „Caritas“ kommt zu dem Er-
gebnis, dass Kleinkinder bis zum Alter von fünf Jahren eigentlich 250 Euro erhal-
ten müssten (39 Euro mehr), Kinder von sechs bis 13 Jahren 265 Euro (plus 54
Euro) und Jugendliche von 14 bis 17 Jahren 302 Euro (Erhöhung um 21 Euro).

Die „Caritas“ fordert darüber hinaus eine Modifizierung des Kinderzuschlags,
der 2005 für Familien eingeführt wurde, die trotz Arbeit arm sind. Dieser Zuschlag
soll eigentlich ab einem Mindesteinkommen von 900 Euro gezahlt werden. Fak-
tisch ist es aber nach Angaben der „Caritas“ meist so, dass er erst von einem
deutlich höheren Einkommen an gezahlt wird, denn das verfügbare Familienein-
kommen muss dafür mit dem Kinderzuschlag über dem theoretisch möglichen
Arbeitslosengeld-II-Satz liegen. Um die Kinderarmut wirksam bekämpfen zu kön-
nen, verlangt die „Caritas“ eine Reihe zusätzlicher Sachleistungen wie Lehrmittel-
freiheit, einmalige Beihilfen zu Schulanfang und Schuljahresbeginn, vergünstigtes
Essen in der Schule sowie kostenlose Teilnahme in Musik- und Sportvereinen.

Selbstverständlich gehört zu einem guten Aufwachsen nicht nur eine ausrei-
chende Menge an gesundem Essen und Trinken, sondern auch die Teilnahme
am gesellschaftlichen Leben! Die Gesamtkosten werden mit 2,7 Milliarden Euro
beziffert. Das sind Peanuts im Vergleich zu den 500 Milliarden Euro, die jetzt für
die Rettung der notleidenden Banken mal eben ganz leicht rübergeschoben wer-
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den können! So weit, so „gut“ – aber hat die „Caritas“ Angst, dass die von ihnen
ausgebeuteten und ausgenutzten Ein-Euro-Jobber schlappmachen? Ist die „Ca-
ritas“ möglicherweise eine doppelzüngige Schlange, so wie viele andere dieser
Organisationen auch?

2. Die Ankündigung von Bundeskanzlerin Merkel, armen Kindern mehr Unter-
stützung zukommen zu lassen, ist die reinste Mogelpackung! Merkel verwies am
Samstag in ihrem Video-Podcast auf das geplante Schulbedarfspaket von 100
Euro, das Kinder aus Hartz-IV-Familien bis zur zehnten Klasse jeweils zu Schul-
jahresbeginn bekommen sollen. Die CDU-Chefin sagte, sie wolle nicht, dass El-
tern aus wirtschaftlichen Gründen an der Bildung ihrer Kinder sparen müssen.
Deswegen freue sie sich, dass die Leistungen für Familien ab dem 1. Januar 2009
verbessert würden. So wird das Kindergeld um zehn Euro für das erste und zwei-
te Kind und um 16 Euro ab dem dritten Kind erhöht. Außerdem steigt der Kinder-
freibetrag um knapp 200 auf 6.000 Euro pro Jahr.

Nur leider werden die Kinder aus armen Familien kein Stück weiter aus ih-
rer finanziellen Misere herausgebracht! Was hat denn ein Kind aus einem Hartz-
IV-Haushalt von einer Kindergelderhöhung, wenn diese gleichzeitig wieder in vol-
ler Höhe vom Regelsatz abgezogen wird? Kinder und Eltern müssen sich re-
gelrecht verschaukelt vorkommen, denn der Hungerregelsatz bleibt bei den Kin-
dern gleich! Ebenso verhält es sich mit dem Schulbedarfspaket. Dieses und auch
der entwicklungsbedingte erhöhte Wachstumsbedarf wurden mit Einführung von
Hartz IV 2005 vorsätzlich gestrichen, und mensch behauptet frecherweise auch
noch ganz verlogen, die Schulkosten seien im Regelsatz enthalten!

Das „Erwerbslosenforum Deutschland“ fordert die Bundeskanzlerin auf, wie-
der für alle Schüler aus Hartz-IV-Haushalten die vollen Schulkosten zu überneh-
men. Ebenso muss die Kürzung des erhöhten entwicklungsbedingten Wachs-
tumsbedarfs bei Schulkindern und bei Heranwachsenden noch vor der Bundes-
tagswahl zurückgenommen werden! Berechnungen des „Erwerbslosenforums“
haben ergeben, dass im Regelsatz bei Kindern zwischen sieben und 14 Jahren
allein bei Nahrung und Getränken eine monatliche Unterdeckung von 85,34 Euro,
bei Heranwachsenden von 123,94 Euro vorliegt. Grund dafür ist der wachstums-
bedingte erhöhte Ernährungsbedarf bei diesen Altersgruppen. In der Bundesso-
zialhilfe vor 2005 wurde dies berücksichtigt. Ebenso gibt es keine Position für Bil-
dung. 100 Euro würden bei weitem nicht ausreichen! Für den Besuch einer höhe-
ren Schule wäre das angekündigte Schulbedarfspaket völlig unzureichend!

3. Über eine Familienkasse des öffentlichen Dienstes und über die Bundesagen-
tur für Arbeit sollen Hunderte Beamte doppelt Kindergeld bezogen haben. In rund
60 Fällen hat die Bundesagentur für Arbeit bereits eine Doppelzahlung in Höhe
von insgesamt einer halben Million Euro nachgewiesen. Es wurde hierbei keine
Durchschnittssumme ermittelt, da der jeweilige Zeitraum sehr unterschiedlich ist
und von einem Monat bis hin zu mehreren Jahren variiert. Nun wird überprüft, ob
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in den Fällen, in denen über Jahre hinweg Zahlungen eingingen, ein Steuerprü-
fungsverfahren eingeleitet werden muss. Es könnten aber auch Übermittlungs-
fehler infrage kommen. Die betroffenen Familien sind auf jeden Fall dazu aufge-
fordert worden, das zu viel gezahlte Geld zurückzuzahlen. Irgendwo muss das
Kindergeld ja hingehen, was den Hartz-IV-Kindern abgezogen beziehungsweise
angerechnet wird!

4. Anlässlich des „Welttages für menschenwürdige Arbeit“ forderte der Deutsche
Gewerkschaftsbund letzte Woche einen Mindestlohn und die Gleichbehandlung
von Leiharbeit . Helga Ziegert, Vorsitzende des DGB Bremen, erläuterte, dass
zum ersten Mal weltweit Kundgebungen und Aktionen stattfänden. Sagenhaft, da
lassen die Vertreter der Gewerkschaften doch tatsächlich 500 Luftballons mit ih-
ren Forderungen gen Himmel aufsteigen! Ob sie dort wohl an die richtige Adres-
se gelangen? Sind die Arbeitgeber beim lieben Gott, oder sind sie es gar selbst?

Ja, es geht in der Tat um die richtige Gestaltung der Globalisierung, Frau Zie-
gert! Wie wäre es denn, dabei mit den Arbeitgebern und den Politikvertretern zu
verhandeln, sie unter Druck zu setzen, sie zu fordern – und nicht einfach bloß
kraftlose Luftballons nach oben ziehen zu lassen, als bloße Lippenbekenntnis-
se und leere Worthülsen? Über den Wolken muss die Freiheit wohl grenzenlos
sein – die würde ich aber auch gerne hienieden auf Erden genießen können, mit
anständigen Löhnen, von denen es sich gut und sicher leben lässt! Kommunika-
tion heißt das Zauberwort – und ganz bestimmt nicht Luftballon!

5. Nach dem Willen mehrerer Bundesländer soll die Rechtsberatung für Hartz-
IV- und Sozialhilfeempfänger eingeschränkt werden. Der Bundesrat entschied
am Freitag über einen Gesetzentwurf von fünf Bundesländern zur Reform des
Beratungshilferechts. Der Bundesrat versucht auf diesem Weg, die häufig amt-
lich falschen und für die Betroffenen nachteiligen Entscheidungen der Hartz-
IV-Behörden nahezu unanfechtbar zu machen. Damit wäre der Weg zu einer
Zwei-Klassen-Justiz frei. Mit der Reform soll der Gang zum Rechtsanwalt für die
Hartz-IV-Empfänger schwerer werden. Seit das ALG II eingeführt wurde, ist die
Zahl der Klagen von Beziehern dieser Leistung stark gestiegen. Für die Länder
wird das teuer, denn sie sind dazu verpflichtet, außergerichtliche Rechtsanwalts-
kosten für Menschen mit geringem Einkommen sowie Sozialhilfeempfänger und
Arbeitslosengeld-II-Bezieher zu übernehmen.

Nach Angaben aus Sachsen-Anhalt haben sich die Kosten für die Beratungs-
hilfe zwischen 2000 und 2007 mehr als verdreifacht. Neben Sachsen-Anhalt un-
terstützen auch Sachsen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein den Gesetzesentwurf, nach dem die Eigenbeteiligung um bis zu 200 Pro-
zent erhöht würde. Bislang müssen Ratsuchende beim Gang zum Rechtsanwalt
pro Fall eine Gebühr von zehn Euro zahlen. Nach dem Gesetzentwurf soll nun ei-
ne weitere Gebühr in Höhe von 20 Euro fällig werden, wenn der Rechtsanwalt den
Hilfesuchenden nicht nur mündlich berät, sondern für ihn außerdem Schriftsätze
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verfasst. Sachbearbeiter sollen nun strikter prüfen, ob Anwaltskosten für Hartz-
IV-Empfänger übernommen werden müssen. Bei der zusätzlichen Gebühr han-
delt es sich lediglich um ein Einsparprogramm. Dabei können Hartz-IV-Bezieher
eine Eigenbeteiligung von insgesamt 30 Euro nur schwer aufbringen!

Die Bundesländer verweisen hingegen darauf, dass die Amtsgerichte, die
über die Übernahme der Rechtsanwaltsgebühren entscheiden, die Einzelfälle nur
ungenau prüften. Die Beratungshilfe werde häufig zu Unrecht in Anspruch ge-
nommen. Daher solle sie künftig auch nicht mehr nachträglich bewilligt werden
können, sondern müsse stets vor einer Beratung oder Klage beantragt werden.
Außerdem sollen die Amtsgerichte gesetzlich verpflichtet werden, Listen von Ver-
bänden und Organisationen zu führen, die kostenlose Rechtsberatung anbieten.
Die Amtsgerichte sollen die Bedürftige auf diese Adressen verweisen. Sind viel-
leicht die ALG-II- und Sozialgeld-Bezieher schuld daran, dass die Hartz-Gesetze
mit heißer Nadel gestrickt wurden, oft vollkommen uneindeutig sind, teilweise un-
geniert dem Grundgesetz widersprechen?

Ziemlich perfide, aber geschickt sollen Einsparungen auf diese Weise still und
leise durch die Hintertür eingeschmuggelt werden. Es ist schon ein starkes Stück,
was die Bundesländer hier fordern! Die jetzige Klageflut wäre nicht notwendig ge-
wesen, wenn schon bei der Gesetzgebung zu Hartz IV auf die Betroffenenverbän-
de gehört worden wäre. Hellseherischer Fähigkeiten bedurfte es 2003 und 2004
nicht, um abzusehen, was auf die Gerichte zukommt. Jetzt soll den Betroffenen
mit einer 200-prozentigen Gebührensteigerung der Gang zum Anwalt verunmög-
licht werden. Nach wie vor sind 70 bis 80 Prozent der Bescheide und Sanktionen
falsch oder rechtswidrig, weil wir es mit unfähigen Behörden und äußerst schlecht
geschulten Mitarbeitern zu tun haben. Es ist für mich unverständlich, warum nicht
dort der Hebel angesetzt wird!

Das ist die Quittung dafür, dass die Bürger die Unverschämtheit besitzen,
sich zu wehren, obwohl sie Transferleistungen beziehen. Schließlich gilt der Ap-
pell an die erste Bürgerpflicht, die da lautet: Klappe halten! Der Sachberater soll
also prüfen? Demnächst werde ich auch den Straftäter fragen, ob ich als Opfer
einen Anwalt nehmen darf! Nun eben mit Anwalt, dann gibt es hoffentlich noch
mehr Klagen, die gewonnen werden! Letztlich bedeutet dies doch wohl, dass es
den Anwälten noch schwerer gemacht wird, Erwerbslose zu vertreten. Zudem
wird die Prüfung, ob eine Rechtsberatung erforderlich ist, den Amtsgerichten auf-
erlegt. Die „Klageflut“ wird sich damit nur zeitlich und örtlich verlagern. Im Um-
kehrschluss sollte jeder, der meint, von der Arge rechtswidrig behandelt worden
zu sein, dann ohne Anwalt (gegebenenfalls mit Unterstützung von Erwerbslosen-
initiativen) klagen, solange das noch möglich ist. Nicht umsonst zeigt die Statis-
tik, dass fast jede zweite Klage gewinnt! Immer wieder frage ich mich: Wo bleibt
der kollektive Aufschrei?

6. Um anschaulich zu machen, wie ein erwachsener Hartz-IV-Empfänger mit ei-
nem Kind mit genau 15,50 Euro für den Lebensmitteleinkauf zum Wochenende
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auskommt, standen am vergangenen Samstag einige Figuren an einer Straßen-
ecke in Kassel. Sie trugen durchsichtige Tüten, in denen der materielle Gegen-
wert zu sehen war. Wer satt werden will, kann ausschließlich billige Lebensmittel
einkaufen. Entsprechend eingeschränkt bleibt der Speiseplan – und leider auch
alles andere als gesund.

Wenn der monatliche Hartz-IV-Regelsatz von 351 Euro auf die einzelnen Ta-
ge heruntergerechnet und dabei abgezogen wird, was für Kleidung, Körperpfle-
ge, Strom, Telefon oder Schreibmaterial nötig ist, dann bleiben einer erwachse-
nen Person mit einem Kind genau die erwähnten 15,50 Euro für den Lebensmit-
teleinkauf zum Wochenende.

Mit dieser Aktion möchte das Forum „Erwerbslos und arm in Kassel“ über die
Lebenssituation von Menschen am Rande der Gesellschaft informieren und da-
durch für Verständnis und Solidarität werben. In dem Forum haben sich schon seit
einigen Monaten Vertreterinnen und Vertreter der beiden großen Kirchen, von Ge-
werkschaften, Wohlfahrtsverbänden und freien Initiativen zusammengefunden.

7. Ein erfahrener Gastronom lehrt im „Hartz-IV-Kochkurs“, wie mensch ohne Tief-
kühlpizza, Ein-Euro-Burger und Fertiggerichte überleben kann. Er will den neun
Kursteilnehmern zeigen, wie sich mit wenig Materialaufwand ein gutes Essen
zaubern lässt, sogar mit viel Geschmack für wenig Geld. Dem Starkoch Oliver
Schneider ist aufgefallen, dass die Deutschen stetig zunehmen, vor allem die
in der Unterschicht. Arme Menschen essen weniger Lebensmittel mit günstiger
Nährstoffzusammensetzung, zum Beispiel Hülsenfrüchte, Obst und Fisch. Statt-
dessen wird eher zu Fast Food und Süßem gegriffen. Je reicher und gebildeter
die Deutschen, desto schlanker, fitter, erfolgreicher sind sie. Die Unterschicht je-
doch quillt auf: Hartz IV macht dick.

Weil Schneider dies nicht hinnehmen will, lädt er einmal im Monat Einkom-
mensschwache in sein Restaurant und bietet für neun Euro inklusive Materialkos-
ten seinen Kochkurs an. Der Gastronom gibt Tipps, wie sich zum Beispiel aus Ge-
müseschalen noch ein leckerer Sud aufkochen lässt, ganz ohne Glutamat oder
ähnliche Stoffe. Aber vielleicht mit einer Extraportion Pestiziden? Oliver Schnei-
ders Vorhaben mit seinem „Hartz-IV-Kochkurs“ in allen Ehren – es hat leider einen
ganz entscheidenden Haken: Es ist zu teuer für Hartz-IV-Bezieher! Schneider hat
ausgerechnet, dass acht Euro benötigt werden, um sich täglich vollwertig ernäh-
ren zu können. Bedauerlicherweise beträgt der Regelsatz von Hartz IV jedoch
nur 351 Euro im Monat. Für Lebens- und Genussmittel sind fatalerweise lediglich
schlappe 4,32 Euro pro Tag vorgesehen, also gerade mal die Hälfte!

Der Koch ist selbst einmal arbeitslos gewesen und sollte eigentlich wissen,
wovon er redet. Aber wahrscheinlich erhielt er damals das noch etwas höher do-
tierte ALG I, das den meisten ein doch eher auskömmliches Dasein beschert. Je-
denfalls zeigt sich, dass er – mit den besten Absichten – leider von Hartz IV kei-
ne Ahnung hat, und dass es selbst Kochprofis nicht möglich ist, vom Hartz-IV-
Ernährungsanteil eine vollwertige Ernährung zustande zu bringen! Dennoch be-
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haupten etliche Wissenschaftler und Politiker einfach völlig haltlos, dass mensch
sich von 4,32 Euro prima ernähren könne. Das Berliner Finanzministerium et-
wa hat einen Speiseplan anfertigen lassen, der das nun genau belegen soll. Die
aufgelisteten Mahlzeiten stammen vom Discounter. Es gibt Leberkäse, Instant-
Kartoffelbrei und Sauerkraut aus der Dose. Hm, wie lecker! Und so gesund!

8. Unsere Bundesregierung beschließt ein Rettungspaket von 500 Milliarden Eu-
ro. Ja, jetzt zeigt sich, wie leicht das Geld, das sonst ganz einfach nicht da ist, mal
eben locker gemacht werden kann! Für notleidende Menschen? Weit gefehlt, für
die ist kein Geld vorhanden. Nein, für notleidende Banken natürlich, die uns, stell-
vertretend durch ihre viel zu hoch dotierten Manager, mit großen gierigen Augen
anschauen, aus denen dicke Kullertränen des Selbstmitleids laufen. Wenn die
Bundesregierung den Ausverkauf der Republik an das Kapital beschließt, dann
begeht sie damit in meinen Augen Hochverrat am deutschen Staat! Mit der unge-
heuren Summe von 500 Milliarden Euro schmeißt sie mehr, als für den gesamten
Haushalt 2009 vorgesehen war, in den Gierschlund der Banker!

Ach, das ist ja auch nicht wirklich weiter wichtig. Die paar zehntausend Kinder-
gärten, die Hunderte von Universitäten, die auf Jahre hinaus kostenlosen Zugang
bieten können, die vielen sinnvollen Konjunkturprogramme für Millionen von Men-
schen, das ist doch nicht zum Verrücktwerden! „Sat1“ wird sicherlich keine Son-
dersendung über die erpresste Sozialhilfe für Bankrotteure in Höhe eines Staats-
haushaltes für ein ganzes Jahr ausstrahlen. Alle werden das vollkommen normal
finden, wenn sie abends flimmernd vor Glück vor der Glotze sitzen und sich re-
gungslos von den durch anonyme Syndikate kontrollierten Fernsehsendern alles
ganz plausibel erklären lassen und danach erstaunlicherweise immer noch glau-
ben, in einer Demokratie zu leben. Geradezu pervers klingt es in meinen Ohren,
wenn die Kanzlerin nachmittags lapidar behauptet, der Staat schütze nicht die
Banken, sondern seine Bürger!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Ob die Politik zur Vernunft kommt?
An der 202. Montagsdemo in Bremen am 13. Oktober 2008 um 17:30 Uhr auf
dem Marktplatz nahmen circa 30 Personen teil. Hauptthemen waren die vielen
Aspekte der Banken- und Börsenkrise. Einige Kollegen haben noch Hoffnungen,
dass die Politik nun zur Vernunft komme, während andere diese Zuversicht nicht
teilen und zum Selberaktivwerden in größerem Rahmen aufrufen.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“
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Finanzkrise frisst Hungerhilfe auf: Die Milliarden für die Rettung
der Bankhäuser fehlen auch in der Entwicklungshilfe („Stern“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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203. Bremer Montagsdemo

am 20. 10. 2008

Wo bleibt die Offenbarung
der Vermögen?

Sind die Politiker jetzt endlich aufgewacht? Wenn
man ihnen in den Talkshows glauben kann, dann
schon. Wie lauten doch jetzt ihre Forderungen? „Wir
müssen mehr gegen die ungerechten Ansprüche der
Wirtschaft unternehmen, die Banken an die Kette le-
gen, die Managergehälter begrenzen, die Ethik in der
Wirtschaft wiederherstellen, mehr soziale Verantwor-
tung verlangen!“

Wo bleibt nun die Bestrafung der Verantwortli-
chen, die uns alle fast in den Ruin gestürzt hätten?
Die so viele Arbeitslose wie noch nie geschaffen ha-
ben, deren Auskommen die Allgemeinheit schultern
muss? Die sich immer mehr um die Verantwortung
drücken? Die dafür gesorgt haben, dass ein großer

Teil unserer Mitmenschen unter den Hartz-Gesetzen leiden muss und höchst-
wahrscheinlich nie wieder richtig auf die Beine kommt? Die uns mit Absicht ver-
armen? Von wegen faire Löhne! Wo bleibt bei denen die Offenbarung der Ver-
mögen? Auch das gehört zur Gerechtigkeit, ich als Bürger erwarte darauf eine
Antwort!

Endlich wird auch von einem Teil der Politiker laut gesagt, dass der soziale
Frieden gefährdet ist. Wir von der Montagsdemo sagen das schon seit Jahren!
Hoffentlich sind das nun nicht nur Lippenbekenntnisse, nein, Handeln ist jetzt
angesagt! Hier habt ihr auch gleich noch einen Grund dazu. Man stelle sich nur
mal vor: Die Bayern-LB hat jetzt tatsächlich noch mehr Finanzbedarf als die bisher
zugegebenen Schulden. Das bedeutet dann wohl auch, die Herrschaften haben
uns wieder belogen!

Da gibt es doch nur eins, diese Leute dürfen nie wieder einen Posten haben,
wo sie in Verantwortung für uns Bürger stehen! Sie gehören sofort auf Hartz IV
gesetzt und müssen für ihr unverantwortliches Handeln die Konsequenzen tragen!
Von wegen goldener Handschlag und schöner Ruhestand, nein, das wollen wir
Bürger nicht! Wir wollen eine Gesellschaft, in der es gerecht zugeht. Da weisen
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die aktuellen Forderungen der Politik endlich auch den richtigen Weg. Wie haben
sie doch immer gesagt: fördern und fordern! Nun haltet Wort, ihr Politiker, und
fordert auch! Falls nicht, werden wir von der Montagsdemo euch daran erinnern!
Gerechtigkeit ist ein Ausdruck und ein Muss für die Demokratie!

Udo Riedel (parteilos)

„Die Geschichte wiederholt sich,
und jedes Mal kostet es mehr“

Kurios, dass dieser Satz ausgerechnet von einem
Isländer ausgesprochen wurde – von Halldór Lax-
ness (1902 bis 1998), Schriftsteller und Literaturno-
belpreisträger –, als könne er in die Zukunft sehen.
Bis heute hatte ich keine Ahnung, wie schnell und
über alle Parteiquerelen hinweg das politische Per-
sonal arbeiten kann, wenn es will. Ich bin überwäl-
tigt und kann nur sagen: Na bitte, es geht doch! Zwar
war ich schon immer der Meinung, dass bei der Höhe
des Einkommens der Regierungsangestellten mehr
geleistet werden muss, aber es kam leider nicht viel
Brauchbares heraus, wenn das politische Personal
aktiv wurde.

Nachdem nun klar ist, dass Frau Merkel und der hilflose Herr Steinbrück ihre
Maßnahmen zum Wohle der Sparerinnen und Sparer getroffen haben, und zwar
im Schweinsgalopp – obwohl doch gerade diese kleinen Spareinlagen nicht ernst-
lich in Not waren –, gehe ich nun ganz unbekümmert davon aus, dass sich von
jetzt an das Arbeitstempo bei anderen dringenden Veränderungen erheblich be-
schleunigen lässt und auch wird. Oder?

Im Zeitraffer konnten wir erleben, wie eine Einigung erzielt wurde, zu der sonst
Monate beziehungsweise Jahre benötigt werden. Es gab kein „zähes Ringen“ um
Positionen; alle waren so sehr einer Meinung, dass es schon wehtat. Gesetzes-
änderungen sind innerhalb einer Woche möglich, frau glaubt es kaum! Doch die
fälschlich als „notleidend“ titulierten Banken befinden sich in keiner Krise: Es han-
delt sich um eine selbst verursachte schlimme Situation, entstanden durch rück-
sichtsloses Verhalten von angeblichen Fachleuten, bedingt durch eine unbändige
Gier nach Vermögen und Geld.

Das gesamte politische Personal ist sich also einig, dass diese Misswirtschaft,
skrupellose Raffgier und Vernachlässigung der Verantwortung gegenüber der All-
gemeinheit dringend unterstützt werden muss – mit Geld, das der Staat bis heute
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nicht hat, denn sonst hätten doch alle wichtigen sozialen Aufgaben schon längst
erfüllt sein können und müssen! Nun geht die freche Lügerei weiter, dass es sich
um „Garantien“ handelt, die nicht benötigt werden. Ich denke, das glaubt inzwi-
schen niemand mehr! Früher waren Banken seriöse Unternehmen, zu denen die
Kunden Vertrauen hatten. Sogenannte Manager haben diesen Ruf schon lange
ruiniert – und dann lebt es sich bekanntlich ungeniert! Danach wurde in diesem
einmaligen Fall auch rücksichtslos vorgegangen.

Nur ist die augenblickliche Situation im Lissabonner Vertrag nicht vorgese-
hen und nicht durchgespielt worden. Deshalb die Hektik, die penetrante Lügerei.
Darum das verkrampfte und unnatürlich schnelle Handeln des derzeitigen politi-
schen Personals, bei dem darauf geachtet wird, dass die Millionäre und Milliar-
däre ihr Geld unbedingt behalten, weil sich sonst die festgelegten europäischen
Verarmungs- und Militärstrategien nicht so einfach durchziehen lassen! Die Re-
gierungen benötigen die europaweit immer größer werdende Kluft zwischen Arm
und Reich, um den Vertrag vereinbarungsgemäß rücksichtslos durchdrücken zu
können.

Ich will nun eine absolute Transparenz der Höhe der abgerufenen „Garan-
tieleistungen“ beziehungsweise „Bürgschaften“ haben, die laut Meinung des un-
informierten Herrn Steinbrück gar nicht in Anspruch genommen werden müssen!
Wenn die Banken mit meinem Geld „gerettet“ werden müssen, will ich wissen,
welches Bankinstitut noch mein Vertrauen verdient. Unsere Aufgabe und die der
Bevölkerungen der anderen europäischen Länder ist es, uns dagegen zu wehren
und nicht aufzuhören, dem politischen Personal kräftig auf die schmutzigen Fin-
ger zu gucken, und auch in Massen gegen diese stümperhafte Politik zu demonst-
rieren! Dem Druck der Straße sind die Regierungen nicht gewachsen, wenn wir
uns alle einig sind in unseren Forderungen. Keiner hat das Recht zu gehorchen!

Gudrun Binder (parteilos)

Hoffentlich sind
keine Unruhen nötig

1. „Ausbildungsplätze sind im Überfluss vorhanden“, so steht es in der Zeitung
(„Weser Kurier vom 14. Oktober 2008). So wird es von der Bundesagentur für
Arbeit, den Handelskammern und Industrieverbänden verbreitet. Warum hat die
Bundesagentur für Arbeit dann ein zusätzliches Ausbildungsplatzbeschaffungs-
programm aufgelegt? Wer jetzt Ausbildungsplätze mit Jugendlichen mit Vermitt-
lungshemmnissen besetzt, bekommt dafür eine Prämie, siehe vorherige Bremer
Montagsdemos.
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Am Samstag bin ich mit der Bahn gefahren. Es war eine Gruppe von vier jun-
gen Männern unterwegs: ein „frischer“ Bundeswehrsoldat, zwei Platzwarte und
einer „auf der Suche“. Sie haben sich über ihren Alltag unterhalten. Ausbildungs-
stellen? Fehlanzeige! Bundeswehr oder Platzwart war die Alternative. Die GEW
hat es auf den Punkt gebracht: Es gibt keinen Grund zum Jubeln! Circa 400.000
junge Menschen befinden sich in „Warteschleifen “ oder „Übergangsmaßnah-
men“. Die „Zwischengeparkten“ empfinden eine solche Meldung als persönliche
Beleidigung.

Alle Jahre wieder werden solche „Wunschgedanken“ als Erfolgsmeldungen
über die Medien verbreitet. Bei der „Nacht der Jugend“ haben Schüler vor einiger
Zeit nachgewiesen, dass diese Meldungen falsch sind. Wer unter „GEW“ und
„Warteschleifen“ im Netz sucht, findet das gesamte Dilemma über mehrere Jahre!
Nur so ist die Aktion der Bundesagentur zu verstehen.

2. 500 Milliarden Euro können verteilt werden. Die
Banken möchten nicht erkannt werden: Gemein-
sam, über den Bankenverband abgeschirmt, sol-
len diese Milliarden aufgeteilt werden. Ist der Steu-
erzahler nur der Goldesel? Diese Rechnung wird
nicht aufgehen! Die Einflusswünsche der Bundes-
regierung werden abgeblockt. Wie will das auch
ein Finanzminister durchsetzen, der selbst die Ver-
gütung von 400.000 auf 800.000 Euro erhöht hat,
so beim Personalwechsel der KfW? Der an einem
Freitag sinngemäß sagt, die Politik müsse handeln,

auch wenn sie nicht alle Einzelheiten kennt, am folgenden Sonntag dann aber,
die Politik könne erst handeln, wenn alle Einzelheiten bekannt sind?

Das Versteckspiel der Banken wird durch die Änderung der Bilanzierungs-
vorschriften ermöglicht. Die 500 Milliarden Euro sind für deutsche Banken, aller-
dings sind Töchter ausländischer Institute ebenfalls deutsche Banken. Ist das ei-
ne Abgrenzung oder ein Fass ohne Boden? Lehman-Papiere waren ein Verkaufs-
schlager von der Citibank bis zur Frankfurter Sparkasse. Arno Gottschalk von der
„Verbraucherzentrale Bremen“ ist da voll im Thema: Er hat herausgearbeitet, dass
die Bewertungen für das Bankhaus Lehman im Risikobarometer bereits im Janu-
ar 2008 gesunken waren. Falls der Sparerschutz nicht für diese Anlagen greift, so
besteht die Überlegung, Schadenersatz einzufordern, so der „Weser-Kurier“ vom
16. Oktober 2008.

Die Schweiz stützt die UBS mit sechs Milliarden Franken (3,9 Milliarden Euro)
frischem Geld und hat für 62 Milliarden Franken faule Wertpapiere von ihr über-
nommen. Die EZB verleiht weiterhin Geld unter vereinfachten Bedingungen und
folglich mit erhöhtem Risiko. Das Anfangslimit von 260 Milliarden Euro wird bei
Weitem überschritten. Ab sofort hält die EZB Dollars ohne Limit bereit. 600 Ban-
ken nutzen dieses Angebot. Die Steuerzahler der EU haften für das Ausfallrisiko.
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Diese Finanzierungsmöglichkeit läuft laut „Weser-Kurier“ vom Vortag neben den
500 Milliarden, zusätzlich!

Wie fühlen sich die Banker? Weltweit wird das Verlustrisiko auf die Steuer-
zahler verlagert. Was machen die Banker? Herr Ackermann verzichtet auf seinen
Jahresbonus. Ein Wettbewerber kommentierte: Verzichten kann man nur, wenn
ein Anspruch besteht. Zu seinem eigenen Bonianspruch mochte dieser Mensch
nichts sagen. Ich finde, Herr Ackermann hat einen Schritt in die richtige Richtung
getan. Die anderen sollten folgen, freiwillig oder zwangsweise!

Und anderswo? „Manager streichen 70 Milliarden Euro ein“, meldet der „We-
ser-Kurier“ am 19. Oktober 2008. Trotz des Finanzchaos an der Wall Street strei-
chen die Banker milliardenschwere Bonibezüge ein. Allein die Bezüge der Mitar-
beiter der sechs größten Banken summieren sich für in diesem Jahr geleistete
Arbeit auf 70 Milliarden Dollar (50 Milliarden Euro). Inzwischen ist das auch bei
der „Frankfurter Rundschau“ nachlesbar. Wer wissen will, wie ziellos die EZB rea-
giert, kann die Tagesmeldungen im Netz miteinander vergleichen. Diese „Fach-
leute“ sollen es nun richten!

3. Frankreichs Präsident fördert ein Unterstützungsprogramm für die Autoindus-
trie: Die Autos sollen umweltfreundlicher werden. Ein guter Vorsatz seit über 20
Jahren! Doch der Grund scheint mir die Schieflage der Peugeot-Autobauer zu
sein. Deutschland ist nicht abgeneigt. Dabei haben die Konzerne in Deutsch-
land gerade die Mehrwertsteuererhöhung von drei Prozent „verfrühstückt“. Die-
se „Unternehmenssteuerreform “, sprich: Steuersenkung für Konzerne wird den
Haushalt noch darüber hinaus belasten. Die nachgeschobene Forderung „Mehr
netto fürs Brutto“ zielt auf die Handlungsfähigkeit der sozialen Sicherungssys-
teme. Die Personalkosten der Unternehmen werden „nebenbei“ auch gesenkt,
ebenso wie die Bruttolohnforderungen. –

Der Anteil der Länder beträgt 7,7 Milliarden Euro, nur auf die 500 Milliarden
gerechnet. Hinzu kommt das Risiko aus dem Geschäftsgebaren der EZB. Was ist
mit den Kosten der bisherigen Rettungsaktionen? Ein wesentlicher Teil der Ver-
luste wurde verschleiert beziehungsweise hinausgezögert. Wie wird sich dieses
zusätzliche Risiko auf die Kreditwürdigkeit Bremens auswirken? Werden die Ban-
ken die Zinsen für die Kredite an die Hansestadt erhöhen, wie bereits angekün-
digt? Bremen hat bisher, vor dieser Neuverschuldung, 15 Milliarden und 80 Millio-
nen zugegebene Schulden. Einen Zuschuss von 465 Millionen Euro jährlich von
2009 bis 2019, somit für zehn Jahre, haben die bisherigen Verhandlungen erge-
ben. Dies reicht nicht! –

Bremen hat die Leistungen in allen Bereichen zurückgefahren? Nein, die Ge-
haltserhöhung für Senatoren ab 1. November 2008 bleibt unangetastet! Das ist
nur ein Tropfen auf dem heißen Stein, aber von großer Symbolkraft. Bremen soll
von Bundesgesetzen abweichend Steuererhöhungen oder Leistungskürzungen
für die Bremer Bürger vornehmen. Der Bund will dies notfalls durch Zahlungsver-
weigerung erzwingen. Die Gespräche zu diesen Vorschlägen sind vertagt wor-
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den. Dies kann nicht ohne Unruhen durchgesetzt werden! Dies ist jedem klar. Da-
her der Einsatz der Bundeswehr im Inneren? Gerade die Bankenkrise zeigt, dass
es anders geht! Der Vorschlag von Attac muss auf die Überschuldung der Län-
der ausgeweitet werden. Das Grundgesetz, das annähernd gleiche Lebens- oder
Rahmenbedingungen in Deutschland garantiert, soll zulasten der Bürger(innen)
in Haushaltsnotlageländern abgeändert und aufgeweicht werden! Hoffentlich sind
keine Unruhen nötig, um das politische Personal zur Vernunft zu bringen! Es geht
auch anders zu regeln. Wir fahren am 8. 11.2008 zur Großdemonstration nach
Berlin! Leider fällt der nächste Castortransport auf den gleichen Tag. –

4. Ex-Staatsrat Hoffmann kann eventuell mit einem Bußgeld davonkommen, so
der „Weser-Kurier“ vom 15. Oktober 2008. Bremen zahlt für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen keine auskömmlichen Löhne und Gehälter: Über 50 Prozent aller
Beschäftigten haben Anträge auf ergänzendes ALG II gestellt. Ein weiterer großer
Anteil sollte dies umgehend nachholen. Ein Hinweis der Bagis erfolgt nicht, ob-
wohl der Sachverhalt bekannt ist. Bei 1.200 Euro Bruttoeinkommen hat fast je-
de(r) Alleinstehende Anspruch auf ergänzendes ALG II. Bremen hat den Brutto-
verdienst jedoch auf 1.000 Euro gesenkt. –

Die Weichen sind gestellt: Ab 2010 können Krankenkassen pleitegehen. Der
Gesundheitsfonds wirkt entsprechend. Die Reduzierung der Krankenkassenbei-
träge für ALG-II-Bezieher wirkt nach. Das Klinikum Mitte will oder soll den Vertrag
des Geschäftsführers aufheben. Dies hört sich erneut nach viel Geld an. Aber
wer einen Herrn Hansen holt, muss eigentlich wissen, dass so einer keinen qua-
lifizierten Mitarbeiter duldet: Der könnte ihm ja die Führung streitig machen. Frau
Rosenkötter hat kein glückliches Händchen für Personal! Haben wir zu viele Kli-
niken? Besteht ein Überangebot bei der Versorgung? Auf der Demo des SoVD
sagte Herr Bothe, dass er mit seiner Frau zur Notaufnahme ins Krankenhaus ge-
fahren ist. Sie hatte eine Platzwunde am Kopf. Es dauerte fünf Stunden, bis sie
dran waren, plus Anfahrt, für eine Erstversorgung! „Die Linke“ lädt am Mittwoch ,
dem 21. Oktober 2008, um 13 Uhr in die Bremer Bürgerschaft . Das Thema lau-
tet: „Sind die Krankenhäuser noch zu retten?“ Ergänzend könnte es heißen: Ist
Frau Rosenkötter noch zu retten? –

Die SPD ist wieder rückfällig geworden: Schröder durfte auferstehen, und sei-
ne Lehrlinge sollen es nun richten. Ob sie Schröder damals beim Abschreiben
geholfen haben? Auch darüber steht viel auf unserer Homepage. Herrn Münte-
fering wird eventuell noch etwas einfallen, das die SPD fordern kann, aber nicht
vorher selbst abgeschafft hat. Bis Montag! –

Im Schatten der Finanzkrise werden die Grenzen der EU noch weiter ab-
geschottet. „Frontex“ erhält noch mehr Befugnisse, die Asylbewerber haben es
noch schwerer bei uns. Lebensmittel sind durch die EU-weite Schadstoffanpas-
sung zum Vergiften geeignet. Vor einiger Zeit wurden die Belastungsgrenzen für
Fisch EU-weit angepasst, mit der Folge, dass der Genuss von Fisch gesundheit-
liche Schäden hinterlassen kann. Jetzt wurden die Belastungsgrenzen für Obst
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EU-weit angepasst. Wieder sind die Verbraucher in Deutschland die Verlierer.
Gleichzeitig läuft EU-weit eine Werbekampagne, um Schulkinder für Obst zu be-
geistern. Doch jetzt kann der zweite Apfel oder die sechste Weintraube bereits
schädlich sein! Die EU erwägt, die Rechte der Verbraucher EU-weit anzupassen.
Frau Zypries befürchtet, dass wir wieder verlieren. Europa habe ich mir anders
gewünscht! Europa kann anders sein! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin
nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Binnen einer Woche
Geld für die Hungernden!

1. Während die Regierungschefs vollmundig die
notleidenden Banken mit überaus großzügigen
Rettungspaketen sanieren, leidet etwa eine Milli-
arde Menschen still, leise und nahezu unbeachtet
vor sich hin. Vergangenen Dienstag stellten die „
Deutsche Welthungerhilfe“ und das „Internationa-
le Forschungsinstitut für Ernährungspolitik“ den
sogenannten Welthungerindex 2008 vor, mit dem
die Situation in derzeit 88 Ländern veranschau-
licht wird und die Entwicklung der letzten Jahre
nachgezeichnet werden kann. Diametral entge-

gengesetzt zu den „Milleniumszielen“ wuchs allein im Jahre 2007 die Zahl der
Hungernden weltweit um 75 Millionen auf 923 Millionen an. Im Jahr 2008 kom-
men nach Einschätzung des Institutsdirektors Joachim von Braun „noch einmal
mindestens 75 Millionen Menschen hinzu“, denen es am Nötigsten fehlt. Das ist
ein ungeheurer Skandal, weil im Gegensatz zu den Bankern die Hungernden
nicht selbst schuld sind an ihrem Leid!

Seit Mitte 2007 hat vor allem die Explosion der Nahrungsmittelpreise zur
dramatischen Verschlechterung beigetragen. Am schlimmsten vom permanenten
Hunger betroffen sind die afrikanischen Staaten südlich der Sahara. Über Länder
wie Afghanistan oder Somalia liegen keine konkreten Zahlen vor. Dennoch ist un-
zweifelhaft davon auszugehen, dass eine Million afghanische Kinder im kommen-
den Winter wegen unvorstellbarer Nahrungsmittelknappheit akut vom Hungertod
bedroht sind! Anstatt die Monopoly spielenden Banker weiter auf Rosen zu bet-
ten, zu hofieren und als „Gegenleistung“ nur zu verlangen, dass sich die Mana-
ger dort gefälligst mit einem mageren Jahresgehalt von „nur“ 500.000 Euro zu-
frieden geben, was immerhin dem 500-Fachen eines einzigen durchschnittlichen
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Jahresgehalts entspricht, ist es mehr als überfällig, für die hungernde Mensch-
heit die gleichen Maßstäbe bei der Hilfe gegen den Hunger anzuwenden: Da soll
dann auch mal eben innerhalb von einer Woche eine halbe Billion locker gemacht
werden!

2. Sahra Wagenknecht prangert in ihrem Gastkommentar in der „Jungen Welt“
an, dass der Rettungsplan der Bundesregierung vorsieht, 500 Milliarden Euro
zur Sanierung des angeschlagenen Bankensystems verwenden zu können, wäh-
rend für die soziale Sicherung nur etwa 141 oder für die Leistungen für Hartz-
IV-Bezieher circa 23 Milliarden Euro ausgegeben werden. Da hat sich in der Tat
die neoliberale Behauptung, für Bildung, Gesundheit und andere soziale Leistun-
gen sei einfach „kein Geld da“, schlechterdings selbst als abgrundtiefe Lüge ent-
larvt! Peinlich ist die Rettungsaktion aber auch für die Ideologen des „freien Mark-
tes“, der anscheinend nur dann funktioniert, wenn die Gewinne sprudeln. Sobald
die Spekulationen schiefgehen, ist plötzlich doch der starke Staat gefragt, der mit
Steuergeldern mal eben das Vertrauen in den Kapitalismus wieder herstellen soll.
Wahrscheinlich wird an einer Verstaatlichung von bankrotten Banken kein Weg
vorbeiführen. Doch sollen leider keine Vermögenswerte verstaatlicht werden, son-
dern faule Kredite beziehungsweise Schulden, die sicher noch viele Jahre auf den
Schultern der Steuerzahler lasten.

Für Frau Wagenknecht kommen die aktuellen Rettungspakete einer zweiten
Enteignung gleich. Die erste habe stattgefunden, als mit billigen Krediten reihen-
weise Unternehmen aufgekauft und Objekte in öffentlichem Eigentum privatisiert
wurden. Jetzt, da die Kreditblase geplatzt sei, sollen die Kosten für die beispiel-
lose Fusions- und Privatisierungswelle nachträglich der öffentlichen Hand aufge-
drückt werden. Da bleibt natürlich noch die Frage im Raum stehen, auf wen sich
die exorbitanten Kosten abwälzen ließen. Eigentlich kann es darauf nur eine Ant-
wort geben: Es sollen gefälligst diejenigen bezahlen, die über viele Jahre hinweg
unglaubliche Gewinne eingesackt haben! Auch ich finde, dass eine Millionärs-
steuer in Höhe von wenigstens zehn Prozent auf Vermögen sowie die Einführung
von Steuern auf Finanztransaktionen mehr als überfällig ist! Weil die aktuelle Fi-
nanzkrise nichts anderes als das Resultat neoliberaler Umverteilung ist, muss
nun endlich eine Verteilung zugunsten der Beschäftigten, der Rentnerinnen und
Rentner sowie der Arbeitslosen stattfinden!

3. Die Große Koalition will angeblich die Familien mit einem höheren Kinderfrei-
betrag und mehr Kindergeld entlasten. Selbst wenn die Kindergelderhöhung bei
den Kindern von Hartz-IV-Beziehern ankäme, wäre sie noch nicht mal ein Trop-
fen auf den heißen Stein. Was sollten 30 Cent mehr am Tag denn auch großartig
an Veränderung bewirken? Aber noch nicht mal dieses bisschen Geldgeklecker
kommt bei den ärmsten Kindern an. Auch Bernd Siggelkow, Pastor und Gründer
des Kinderprojektes „Arche“, bezweifelt, dass sich die Situation von wirklich be-
dürftigen Kindern auf diese Art verbessern ließe. Er plädiert dafür, das Geld in
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Bildung zu investieren, damit die Kinder davon auch profitieren können! Der Pas-
tor empfindet es nicht als sinnvoll, wenn die wohlhabenden Eltern mit dem Kin-
dergeld den Unterricht ihrer Sprösslinge an Privatschulen finanzieren, während
die weniger betuchten ihren Kindern noch nicht mal die notwendigen Lernmittel
anschaffen können. Siggelkow wünscht sich ein System, von dem die ganze Fa-
milie profitieren kann, weil ansonsten Eltern oder Kinder auf die Straße gingen,
eben weil sie früher oder später einfach nicht mehr die Mittel haben, die sie zum
Überleben brauchen. Kindern kann es nur dann gutgehen, wenn sich auch ihre
Eltern wohlfühlen. Finanzielle Armut macht oft dauergereizt, aus dem berechtig-
ten Grundgefühl heraus, immer zu kurz zu kommen, nie mithalten zu können, ge-
sellschaftlich ausgeschlossen zu sein.

Das „Schulstarterpaket“ der Bundesregierung ist selbstverständlich auch nur
ein trauriger Witz, mittels dessen lediglich Schulbücher finanziert werden, keines-
wegs jedoch teurere Arbeitsmaterialien oder Schülerfahrkarten, die Kinder übers
Jahr verteilt benötigen. Lernmittel und Schulessen sollten nicht nur subventioniert
werden, sondern das ganze Schulwesen muss kostenlos sein – wie beispiels-
weise in Skandinavien –, damit es alle erreicht und nicht immer wieder Einzelne
bloßgestellt werden. So vernünftig Siggelkows Forderungen sind, so sollte er doch
auf die Art seiner Formulierungen achtgeben, denn viele rechtspopulistische Po-
litiker sind ebenfalls der Ansicht, dass kein Geld in die Familien gegeben wer-
den soll – nur dass diese sich dann meist für ein demütigendes System mit
Gutscheinen oder Ähnlichem aussprechen. Auch sind diese zehn Euro mehr für
bedürftige Kinder absolut kein Tropfen auf den heißen Stein, weil sie eben nicht
teilweise, sondern zu 100 Prozent auf das ALG II angerechnet, also davon kom-
plett abgezogen werden!

Wenn die Kinder, die seine „Arche“ besuchen, tatsächlich eine Vorstellung
davon hätten, welche Berufsvielfalt es gibt, wie viel mehr finanziellen und insge-
samt befriedigenderen Spielraum jeder Einzelne dadurch bekommt, dann kann
ich es mir nicht vorstellen, dass Kinder sich freiwillig zu Transferbeziehern herab-
setzen lassen und sagen würden, dass sie später einmal Hartz-IV-Bezieher wer-
den wollten! Aber andererseits kennen sie wahrscheinlich keine anderen Lebens-
arten, wenn sie aus den finanzschwachen Gettos kommen. Selbst wenn sie an-
dere Lebensweisen kennen, wissen sie vermutlich, dass diese Welt ihnen zumeist
verschlossen bleiben wird. Auch weigere ich mich zu glauben, dass Eltern ihre
Kinder nicht fördern wollen! Viele können es einfach nicht, weil sie es nie gelernt
haben und gar nicht wissen, wie so etwas geht. Alle Menschen brauchen eine le-
benswerte Perspektive! Bei allem Guten, was Pfarrer Siggelkow mit der „Arche“
erreichen kann, sollte er nicht vergessen, dass die Kinder dort nicht die Mehr-
zahl der Hartz-IV-Bezieher darstellen, und dass viele ihre Kinder aus demselben
Grund dort essen lassen, aus dem viele zu den Tafeln gehen, damit nämlich Geld
für Schulsachen und anderes da ist, wofür der Regelsatz nicht reicht. Ich spreche
jetzt nicht vom ewigen Getöne mit dem Flachbildschirm!
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4. Auch das „Erwerbslosenforum“ prangert an, dass das Schulbedarfspaket völ-
lig an den tatsächliche Kosten und Bedürfnissen der Schüler(innen) vorbeigeht.
Es sieht vor, dass ab 2009 zu Schuljahresbeginn an jedes bedürftige Kind bis zur
zehnten Jahrgangsstufe 100 Euro für Schulkosten zusätzlich ausgezahlt wer-
den sollen. Ankündigungen dazu gab es bereits seit Ende 2007, doch zog es die
Große Koalition vor, so lange mit diesem Beschluss zu warten, bis der Schulbe-
ginn 2008 vorüber war. Wieder 150 Millionen Euro gespart! Vor den Sommerferi-
en hatte dieselbe Regierung allen Ernstes unverdrossen behauptet, die Schulkos-
ten seien im gekürzten Regelsatz enthalten. Steter Tropfen höhlt den Stein! Nun
aber muss auch von Regierungsseite aus zugegeben werden, dass die Schul-
kosten eben doch nicht im Regelsatz enthalten sind. Hundert Euro als Pauschale
sind nur dann zu akzeptieren, wenn gleichzeitig notwendige Schulausgaben, die
diesen Betrag überschreiten, gesondert beantragt werden können. Auch die Be-
grenzung des Pakets bis zur zehnten Jahrgangsstufe, also nur bis zum Real- be-
ziehungsweise Hauptschulabschluss, zeigt, wie „viel“ Interesse die Bundesregie-
rung daran hat, das Bildungspotential von Kindern aus Armutsfamilien zu nutzen:
Abitur zu machen wird nicht gefördert, Abitur ist Privatsache!

5. Eine 20-jährige Hartz-IV-Bezieherin war im fünften Monat schwanger und er-
lebte den absoluten Albtraum aller werdenden Mütter: Ihr Gynäkologe eröffnete
ihr, dass er keine Herztöne mehr höre und ihr Kindchen wohl tot sei. Dabei hatte
sie sich so auf ihr Baby gefreut. Auch wenn der Vater nichts mit dem Kind zu tun
haben wollte, erschien der Frau die Schwangerschaft wie ein Lichtblick, als eine
neue Perspektive. Als nicht mehr zu übersehen war, wie der Bauch sich immer
mehr rundete, ging sie zur Arge. Dort bekam sie eine Beihilfe für Umstandsklei-
dung im Wert von 190 Euro. Nach der Diagnose wurden im Krankenhaus künstli-
che Wehen eingeleitet, und die junge Frau gebar einen toten kleinen Jungen. Als
sie dieses Unglück an die Arge meldete, sagte ihr ein Mitarbeiter, dass sie die
Schwangerschaftskleidung jetzt ja nicht mehr brauche und deshalb die 190 Euro
schnell zurückzahlen solle. Kann mensch sich eine noch unmenschlichere Reak-
tion vorstellen?

Nur wenn ein Mensch zur Ware degradiert und für „überflüssig“, also wertlos
befunden wird, lassen sich die Tränen und die Hilflosigkeit einer verwaisten wer-
denden jungen Mutter so brachial wie mit einer Dampfwalze überrollen, jegliches
Mitgefühl einebnend! Nach einem Anruf des „Express“ ruderte die Arge zurück
und ließ durch ihren Pressesprecher verlauten, dass die junge Frau, nach allem,
was sie durchgemacht habe, wohl „unter Schock“ gestanden und deswegen den
Mitarbeiter „falsch verstanden“ habe. Ihr Schwangerschaftsmehrbedarf von 120
Euro im Monat werde eingestellt, die 190 Euro müsse sie aber nicht zurückzah-
len. Daraufhin antwortete die junge Frau: „Warum sollte er das gesagt haben? Ich
habe doch nie Schwangerschaftsmehrbedarf bekommen!“
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6. Berlins Finanzsenator Thilo Sarrazin erhält wegen seiner umstrittenen Äuße-
rungen über finanziell Schwache den „1. Berliner Diskriminierungspreis“. Darüber
dürfte er sich vermutlich nicht gefreut haben. Andererseits lässt sich auch nicht
gerade behaupten, dass Sarrazin auch nur ein Quäntchen Mitgefühl oder gar ei-
ne realistische Beurteilung über die Situation von ALG-II-Beziehern mit einfließen
ließ, als er sich über angeblich aberwitzig niedrige Lebensmittelpreise ausließ,
gar behauptete, für nur fünf Euro Stundenlohn arbeiten gehen zu wollen, oder in-
direkt zum Frieren bei nur 16 Grad Zimmertemperatur aufrief. Er meinte, das ha-
be ihm früher ja auch nicht geschadet. Wenn ich ihn so mit der Arroganz der Sat-
ten hetzen höre, bin ich mir dabei aber nicht ganz sicher! Es lässt sich eine Men-
ge an Unsinn oder vermeintlichen Heldentaten behaupten, wenn diese niemals
einer Beweisführung standhalten müssen, daher finde ich die Auswahl des Herrn
Sarrazin vom Arbeitskreis „Marginalisierte gestern und heute“ für den „Diskrimi-
nierungspreis“ mehr als gelungen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

„In was für einer Gesellschaft
wollen wir leben?“

Heute sah ich an der Westerstraße ein großes
Plakat: „In was für einer Gesellschaft wollen
wir leben?“ Darauf zu sehen ein fein gekleide-
ter Herr vor rotem Hintergrund. Ich weiß nicht
mehr, wofür geworben werden sollte, aber es
ist bezeichnend, dass die Gedanken und Ge-
fühle der breiten Bevölkerung in der Werbung
thematisiert werden. Wie soll es weitergehen,
in welche Zukunft drängen wir, wie wollen wir
leben, das sind die Fragen von immer mehr
Menschen. Frau Merkel und die EU-Spitzen
haben das „Sicherheitspaket“ unter Dach und
Fach gebracht, verkündet man uns: Das ist der
Part der Politik.

Aber die Politiker schenken uns keinen reinen Wein ein. Zum einen wissen sie
selbst nichts oder zu wenig von allen Details, weder Merkel noch Sarkozy noch
Bush. Zum anderen sind sie nur die Ausführungsorgane des versteckt agieren-
den Finanzkapitals. Das Kapital hat sich in allen bedeutenden imperialistischen
Ländern die Gesellschaft völlig untergeordnet und eine Diktatur errichtet. Es ist
die Diktatur des Betrugs, die mit der bürgerlichen Demokratie eine große Nebel-
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wand errichtet hat, die für Hoffnungen und Illusionen sorgen soll, während gegen-
über den Werktätigen Erpressung, Ausbeutung und Degradierung durchgesetzt
werden.

Hört man im Radio die kurzen Kommentare zur Börsensituation und den ver-
muteten Aktionen der Banken, könnte man in allergrößte Panik geraten. Die Ana-
lysten und Börsenmakler halten gar nichts mehr für sicher und malen Schreckens-
szenarien an die Wand, die einen um den letzten Groschen bringen könnten. Nun
wird nicht alles so heiß gegessen, wie es gekocht wird. Aber es wird nicht so
weitergehen wie bisher, zumindest nicht für uns. Die weltweiten „Rettungspakete“
sind nicht für die Menschen gemacht, sondern einzig und allein für das Finanzka-
pital, denn der Kapitalismus von Banken, Industrie und Weltmonopolen darf nicht
vor die Hunde gehen.

Dass die Menschen ein anderes System, womöglich den Sozialismus, er-
kämpfen wollen, muss mit allen Mitteln verhindert werden – und wenn es den
Staatsbankrott und die vollständige Abwälzung der Lasten auf die breite Bevölke-
rung bedeuten würde. Genau für so eine zugespitzte Situation haben die USA ei-
ne hochgerüstete Brigade der Streitkräfte im Landesinnern aufgestellt. Auch die
Bundesregierung mit ihrem Vorreiter, dem Minister Schäuble, will schnellstmög-
lich den Bundeswehreinsatz im Innern beschließen und umsetzen. Die angeblich
terroristische Gefahr ist die aufgewühlte eigene Bevölkerung!

Dem Aufgewühltsein müssen wir mit klarem Kopf begegnen. Die Zeiten wer-
den härter, aber wir lassen uns nicht provozieren! Unsere Forderungen sind be-
kannt: Weg mit Hartz IV und der ganzen Agenda 2010! Kampf gegen die verloge-
ne Umweltpolitik der EU und der Merkel-Regierung! Beseitigung der Umweltsün-
den auf Kosten der Verursacher! Deutsche Truppen raus aus Afghanistan und al-
len anderen Ländern! Natürlich werden wir mit unseren Forderungen auch noch
breitere Bündnisse schließen. Wir werden uns einrichten auf die Verteidigung und
Weiterentwicklung der demokratischen Rechte. In den letzten vier Jahren haben
wir uns eine andere Form von Demokratie erkämpft und erarbeitet. Wir lernten,
offen zu diskutieren und unsere Forderungen laut vorzutragen. Das ist auch not-
wendig, um zu neuen Einheiten und neuen Zielen zu kommen.

Jobst Roselius

Rettungspakete statt Finanzausgleich: Bundesmilliarden
strömen ins reiche Bayern („Bild“-Zeitung)

Ab November wird demonstriert: Auch in Bremen
gibt es jetzt eine Rentnerpartei („Tageszeitung“)

Zwergstaaten-Komödie: Was wird aus der Lustknabenpartei,
wenn der Führer tot ist? („Tageszeitung“)
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Wiedereinführung der
Vermögensteuer jetzt!

„Der Zusammenbruch des kapitalistischen Finanz-
systems hätte die Welt tiefgreifend verändert.“ Sol-
che Sätze sind nicht nur von linken Wirtschaftsfach-
leuten zu hören, sondern so tönt es auch aus der neo-
liberalen Propagandamaschinerie. Um noch Schlim-
meres zu verhindern, seien die „Rettungspakete“ un-
umgänglich, heißt es weiter. Ich will hier nicht in den
Chor derjenigen einstimmen, die das richtig und „
alternativlos“ finden. Denn eine Vollbremsung nur zur
Bankenrettung ohne nennenswerte Auflagen und vor
allem ohne ein Konjunkturprogramm, das diesen Na-

men auch verdient – das kann es wohl nicht sein!
Ich klage vielmehr die Regierungen von Schröder und Merkel an, das Desas-

ter nicht verhindert zu haben, was sie hätten tun können, wenn sie nur gewollt
hätten! Einige wenige Gesetzesbremsen als Folge des Bankencrashs von 1929
gab es schließlich. Aber schon Schröder und Konsorten hatten diesen hochkrimi-
nellen Herrschaften durch Aufhebung der wenigen Bestimmungen den Weg frei-
geschaufelt. Ich klage auch den Bremer Senat an, in Sachen Armutsbekämpfung
den Koalitionsvertrag gebrochen zu haben! Sollen jetzt unter dem Druck der Er-
eignisse Hartz-IV-Betroffene, Kinder, Rentner, prekär Beschäftigte und letztlich
wir alle noch mehr bluten müssen?

Die Suppe auslöffeln werden jedenfalls nicht die Banker. Für uns umso mehr
ein Grund, hier jeden Montag für die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer auf höhere Löhne und demokratische Mitbestimmung in den Betrieben, für
höhere Renten, für die Abschaffung von Agenda 2010, Hartz IV und der ungesun-
den „Gesundheitsreform“ sowie gegen weitere Aufrüstung, Krieg und Demokra-
tiezerstörung zu kämpfen! Bestraft gehören die Wirtschaftsverbrecher und nicht
die Erwerbslosen! Große Vermögen gehören für das Gesundheitswesen, für Bil-
dung, für Umwelt- und Klimaschutz herangezogen und nicht nach Liechtenstein!

Die Wiedereinführung der Vermögensteuer, der Erbschaftsteuer und eine saf-
tige Steuer für Spekulationsprofite müssen sofort her! Sie wären ein erster Schritt
zu mehr Verteilungsgerechtigkeit. Wir brauchen ein wirkungsvolles Konjunktur-
programm, das die Massenarbeitslosigkeit senkt und damit die Kaufkraft stärkt.
In Bremen muss endlich das längst überfällige Sozialticket eingeführt werden, die
Mietobergrenzen für Hartz-IV-Betroffene müssen endgültig weg! Deshalb muss
es immer wieder heißen: Auf zur Montagsdemo!

Zum Thema noch eine Glosse aus dem „Neuen Deutschland“: „Jetzt beginnt
das große Schlottern und Zähneklappern in den Chefetagen der Banken: Die fet-
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ten Jahre sind vorbei. Fordern und fördern – dieses bewährte Prinzip wird auf
den Finanzsektor übertragen. Wobei die Manager wegen der staatlichen Hilfs-
leistungen den Gürtel ein paar Löcher enger schnallen müssen. Der Regelsatz
von 500.000 Euro im Jahr ist eine wahre Zumutung, zumal es – schlimmer als
bei Hartz IV – Wohn- und Heizkosten nicht mal extra gibt. Schade, dass Wolf-
gang Clement das nicht mehr als Minister erleben darf; er hätte schon ein paar
Ideen, wie man leistungsunwilligen Leistungsbeziehern auf die Sprünge hilft. Von
seiner Hartz-IV-Bibel ‚Vorrang für die Anständigen – gegen Missbrauch, Abzocke
und Selbstbedienung im Sozialstaat‘ soll eine Manager-Neuauflage in Arbeit sein.
Kein Wunder, dass sich schon eine Banker-Selbsthilfegruppe ‚Finanzmarktstabi-
lisierung ist Armut per Gesetz‘ gebildet hat. Demnächst soll es erste Montagsde-
mos geben.“

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Mumias Leben hängt am seidenen Faden: Für die Mordthese ist bislang
kein wirklicher Beweis erbracht worden („Neues Deutschland“)

Professor Unsinn verharmlost Antisemitismus: „In der Weltwirtschaftskrise
1929 hat es die Juden getroffen, heute sind es die Manager“ („Spiegel-Online“)

Die Börsenkrise hat gewaltige
Auswirkungen für die Menschen

Zum letzten Mal im hellen Tageslicht, aber schon umgeben vom Freimarkt fand
die 203. Montagsdemo in Bremen um 17:30 Uhr vor dem Dom beim Bismarck-
Denkmal statt. Um 18 Uhr begann unsere kleine Demo zum Hanseatenhof durch
die Obernstraße zum zweiten Teil der Kundgebung. Um die 40 Teilnehmer und
Zuhörer hatten wir. Extra aus Oldenburg war ein Mitstreiter gekommen, um wieder
Kraft zu tanken für neue Aktivitäten dort. Die Banken- und Börsenkrise mit ihren
gewaltigen Auswirkungen für die Menschen stand im Mittelpunkt der Beiträge.
Schließlich wurden die ersten Busfahrkarten nach Berlin zur Demonstration am
8. November 2008 verkauft.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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204. Bremer Montagsdemo

am 27. 10. 2008

Heute ist Weltspartag
„Spare in der Zeit, dann hast du in der Not“, sagt das Sprichwort. Was geht mich
das an? Ich habe doch nichts zum Sparen... Denkste! Auch im Hartz-IV-Regelsatz
sollen 50 Euro zum Sparen enthalten sein: für Fahrrad, Waschmaschine oder
Kühlschrank. Übrigens – in diesem Land sparen eigentlich fast alle!

Die Unternehmer sparen besonders viel: an Arbeitsplätzen – auf deutsch:
mehr Arbeitslose –, an Löhnen – auf deutsch: mehr Armutslöhne –, an Sozialver-
sicherung – auf deutsch: schlechtere Sozialleistungen.

Die Arbeitsagentur hat Milliarden-Überschüsse erspart, weil sie den Erwerbs-
losen Milliarden an Leistungen und Weiterbildung vorenthalten hat. Der Bund
spart an den Arbeitslosen und die Länder an der Bildung. Die Kommunen sparen
an allen Ecken und Enden: an der Jugend, den Alten oder den Kosten der Unter-
kunft für ALG-II-Empfänger und Rentner.

Nur unsere Banker und Zocker – oder wie sie alle heißen, die lustig im
Finanz-Kasino Milliarden verspielen –, die sparen nix! Brauchen sie auch nicht,
die Regierung sorgt schon dafür, dass die sparsame Bevölkerung ihnen die ärgs-
ten Schäden wieder ersetzt: Die Arbeitnehmer(innen) mit ihren Steuern – und
sie und alle anderen, weil Bund, Länder und Gemeinden noch mehr bei Schu-
len und Schwimmbädern, Radwegen und anderen öffentlichen Leistungen spa-
ren müssen.

Schließlich wollen die großen Unternehmer und Finanzjongleure auf ihre Hob-
bys nicht verzichten: Kreuzfahrten, Segeln, Firmen kaufen und verkaufen und an-
dere schöne Sachen. Irgendwie bleibt das verlorene Geld ja doch unter ihnen und
ihren Kumpels. Zu uns kommt es nämlich nicht! Deshalb können wir uns darüber
auch nicht freuen.

Für uns gibt es nur zwei Möglichkeiten: Gürtel enger schnallen, bis wir keine
Luft mehr kriegen, oder das 500-Milliarden-Spiel nicht mehr mitspielen! Warum
sollen wir für die Gier derer aufkommen, die unsere Armut verschuldet haben?
Reichtum ist die Fähigkeit abzuschöpfen – und die um ihren Verdienst Betrogenen
als Schuldige und Verlierer darzustellen. Wir verlangen unser Recht auf ein gutes
Leben auch als Erwerbslose!

Die globale Überlegenheit des Kapitalismus sieht so aus: 385 Milliardäre be-
sitzen mehr als die halbe Menschheit! 2007 gab es 1.125 Milliardäre. Wie viel be-
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sitzen sie? Woher haben sie ihr Geld? Was besitzt der größte Teil der Mensch-
heit? Wie ändern wir das? Nicht, indem wir alles schlucken, was man uns vorsetzt!

Flugblatt des „Bremer Erwerbslosenverbandes“

Soziale Grund- und Förderrechte
Bedürftiger zielgerichtet verletzt

1. Aha, was teilt uns die „576.“ Armutsstudie mal
wieder mit? Natürlich dass die soziale Ungleichheit
hierzulande rasant wächst und die Kluft zwischen
Arm und Reich Deutschland immer weiter aufreißt!
Schneller als in den meisten anderen Industrie-
ländern der Welt haben sich die Einkommensun-
terschiede und die Armutsquote bei uns dras-
tisch verschlimmert. Nach dieser neuesten OECD-
Studie hat der Anstieg zwischen 2000 und 2005
die Zunahme in den vorherigen 15 Jahren über-
troffen. Während die Armutsquote in Deutschland

Anfang der Neunzigerjahre noch rund ein Viertel geringer war als im OECD-Mittel,
liegt der Anteil der Menschen, die in relativer Armut leben, der Studie zufolge mitt-
lerweile knapp über dem OECD-Schnitt. Kein Wunder, denn seit Mitte der Neun-
zigerjahre bewegten sich die Löhne und Gehälter drastisch auseinander!

Auch ist der Anteil der Menschen, die in Haushalten ohne jegliches Erwerbs-
einkommen leben, auf 19,4 Prozent gestiegen – der höchste Wert innerhalb der
30 OECD-Mitgliedsstaaten. Ebenso hat sich der Anteil der Single-Haushalte und
Alleinerziehenden deutlich erhöht – und kleinere Haushalte benötigten ein höhe-
res Pro-Kopf-Einkommen als größere, um denselben Lebensstandard zu errei-
chen. Wachsende Armut ist auch immer wieder „weiblich mit Kind“! Und warum
wächst die Kluft zwischen Armen und Reichen nun? Weil die Löhne der ohnehin
gut Verdienenden überdurchschnittlich stark gewachsen sind und gleichzeitig die
Arbeitslosigkeit unter Menschen mit niederem Bildungsstand gestiegen sei.

Das klingt in meinen Ohren aber wie selbstgestrickt, staatlich gesteuert, denn
dies sind ja keine unausweichlichen Naturkatastrophen, gegen die Politiker macht-
los wären! Ich befürchte, dass die Zahlen drastisch ansteigen, wenn die Aus-
wirkungen des menschenverachtenden Hartz IV hinzugenommen und die aus
der Statistik herausgemogelten ALG-II-Bezieher wieder mitgezählt werden. Wenn
nicht endlich mehr Geld für Frühförderung und Bildung bereitgestellt wird, dann
steht zu befürchten, dass in Ländern mit einem hohen Einkommensgefälle – wie
eben Deutschland – die Chancen für Kinder schlechter stehen, das Bildungsni-
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veau ihrer Eltern zu übertreffen. So wird die soziale Mobilität deutlich niedriger
ausfallen. Willkommen in der Ständegesellschaft, Deutschland! Auf, auf zum fröh-
lichen Rückschritt ins Mittelalter! Es muss doch wieder hinzukriegen sein, dass
der dritte Stand aus 90 Prozent der Bevölkerung besteht!

Bei der Gesundheitsversorgung ist dies fast schon gelungen, wenn 80 Pro-
zent der Kassenpatienten eine weitaus schlechtere medizinische Betreuung er-
halten als die 20 Prozent Privatpatienten. Jedenfalls ist Deutschland inzwischen
zum Negativbeispiel geworden, wenn es um die Geschwindigkeit geht, mit der Ar-
mut und Einkommensungleichheit zugelegt haben. Wie viele Berichte und Erhe-
bungen „brauchen“ wir eigentlich noch, um der galoppierenden Armut entgegen-
zuwirken? Üblicherweise sollte nach der zigsten Erkenntnis doch mal eine Hand-
lungsoffensive beginnen, eine staatliche Notbremse gezogen werden! Oder müs-
sen wir uns vorstellen, dass die Umsetzung von Erkenntnis bei Politikern analog
zur Verdauung bei Rindviechern verläuft, deren Nahrung erst fünf Mägen durch-
laufen muss, bevor sie weiterverarbeitet werden kann? Bloß stellte ich mir dabei
als Ergebnis eigentlich nicht gerade Kuhfladen vor!

2. Der Ludwigsluster Arge-Chef Bernd Hentrich und seine Stellvertreterin Sigrid
Müller sind „entsetzt“ über ein neues Internetforum, in dem interessierte und auf-
merksame Nachbarn sogenannte „Hartz-IV-Betrüger “ anschwärzen können: Die
Etikettierung als „Hartz-IV-Betrüger“ sei eine unerträgliche Verunglimpfung und
Kriminalisierung – wenn jetzt alle Hartz-IV-Bezieher unter Generalverdacht ge-
stellt würden, könnten sie leicht zum Freiwild für Diffamierungssüchtige und So-
zialneider gemacht werden. Für Joachim Rosseburg, den Vorsitzenden des „Ver-
eins für soziale Aufgaben in Brandenburg“, der dieses allerliebste Hetzforum ins
Leben gerufen hat, ist die ganze Aufregung unverständlich, weil es ja „Sozial-
schmarotzer“ gebe, unter denen die Allgemeinheit leiden müsse.

Ich finde solch ein Forum natürlich auch unerträglich, doch regen sich hier
die Falschen darüber auf! Die ganze Hartz-IV-Politik, diese Verfolgungsbetreuung,
macht doch überhaupt nicht anderes, als alle Erwerbslosen unter den General-
verdacht des pausenlosen Betruges zu stellen – oder warum müssen ALG-II-
Bezieher ihre Kontoauszüge vorzeigen, haben wir Stallpflicht, müssen jeden Mü-
ckenpups belegen? Das „Erwerbslosenforum Deutschland“ hingegen empört sich
zu Recht und fordert die brandenburgische Landesregierung auf, alle Schritte zu
unternehmen, dass dem „Verein für soziale Aufgaben in Brandenburg“ sofort die
Gemeinnützigkeit aberkannt wird.

Der Verein fordert ganz offen dazu auf, vermeintliche Sozialleistungsbetrüger
in einem öffentlichen Internetforum zu benennen. Für jede erfolgreiche Verurtei-
lung würde der Verein 1.000 Euro Belohnung bezahlen. Der eigentliche Vereins-
zweck ist aber laut Satzung die häusliche Betreuung und Krankenpflege. Diese
übelste Denunziation von bestimmten Bevölkerungsgruppen ist weder gemeinnüt-
zig noch mit irgendeinem Demokratieverständnis vereinbar! Das Prinzip der be-
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wussten Dehumanisierung löst bei mir grauenhafte Verknüpfungen zu den Schre-
cken des Nationalsozialismus aus!

3. Schon wieder fließt eine „Neuigkeit“ durch den Äther: Arbeitslose Hartz-IV-
Bezieher seien nicht „arbeitsunwilliger“ als andere Erwerbslose, aber „schlech-
ter qualifiziert“ und hätten deswegen schlechtere Chancen auf dem Arbeitsmarkt.
Die Gruppe der ALG II beziehenden Arbeitslosen beträgt inzwischen bundesweit
satte 70 Prozent, hat es also zu einer traurigen Mehrheit gebracht. In den Stadt-
staaten liegt dieser Anteil oft noch weit darüber. Angeblich sei ein Drittel aller Ar-
beitslosen als „arbeitsmarktfern“ zu bezeichnen, weil sie entweder einen angebo-
tenen Job nicht annehmen würden, oder weil sie sich selbst nicht um eine Stel-
le bemühten. Ältere Arbeitslose seien vielfach nicht mehr bereit, am Arbeitsmarkt
„teilzunehmen“.

Ich könnte es ihnen nicht verdenken, wenn sie irgendwann einfach keine Lust
mehr auf diese sinnlosen Bewerbungen haben, weil sie das derzeit bei 35 Jah-
ren liegende „Verfallsdatum“ schon lange überschritten haben und ohnehin nicht
mehr vermittelt werden können! Meiner Meinung nach müsste es korrekter hei-
ßen, dass erwerbslose ALG-II-Bezieher weder fauler noch fleißiger sind als Er-
werbstätige. In der Meldung wurde da sicherlich etwas unklar bis falsch ausge-
drückt, um bloß nicht zu günstig für Langzeiterwerbslose zu klingen! Schließlich
dürfen Sündenböcke niemals irgendwie positiv, nicht einmal eine kleine Prise we-
niger negativ dargestellt werden. Am Ende bröckelte gar das Feindbild!

4. Seit einiger Zeit verfolge ich im „Erwerbslosenforum“ mit wachsendem Entset-
zen die Ereignisse im Leben des Bruno S. Dieser stellte wiederholt unbequeme
Fragen an den CDU-Ortsvorsteher X eines Vorortes von Freiburg und Mitarbei-
ter der Arge Hochschwarzwald. Per einstweiliger Verfügung wehrte sich der und
sorgte damit vor zehn Tagen für die Verhaftung des schwer kranken S. Wegen ei-
nes Formfehlers kam es jedoch nicht zur Inhaftierung. Polizei und Gerichtsvollzie-
her überließen S., der dringend Medikament benötigt und kein Geld dabei hatte,
sich selbst. Mit Müh und Not schleppte sich S. über zwölf Kilometer nach Hause.

Verhaftet wurde S. wegen der Frage „Wieso haben Sie nicht einmal die Fa-
milie informiert, als Sie meinen Vater ins Krankenhaus brachten und er dann drei
Wochen später starb?“ Das Amtsgericht Freiburg hatte ihm verboten, diese Fra-
ge an den CDU-Ortsvorsteher und Beamten der Arbeitsagentur zu stellen. Da-
mit sollte wohl ein Exempel statuiert werden: Hartz-IV-Bezieher Bruno S. soll sich
damit zufrieden geben, dass der Beamte einer Hartz-IV-Behörde die Aussage zu
seinen Aktivitäten um den Tod des Vaters verweigert und sich ausdrücklich auf
sein Schweigerecht beruft.

Das Drama begann mit dem Todesfall im September 2002 und findet den
vorläufigen Höhepunkt am Morgen des 18. Oktobers 2008, als Bruno S. in die
Freiburger JVA verbracht wurde. Das Ziel, S. zum Schweigen zu bringen, wurde
über einem juristischen Trick erreicht: Der ALG-II-Bezieher wurde zu einem uto-
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pischen Ordnungsgeld von 20 Tagessätzen zu 100 Euro und 5.000 Euro Sicher-
heitsleistung oder 20 Tagen Gefängnis verurteilt. In der JVA stellte sich jedoch
heraus, dass der Gerichtsvollzieher keinen ordentlichen Haftbefehl beantragt hat-
te. S. musste daher sofort wieder freigelassen werden. Weder Polizei noch Ge-
richtsvollzieher sorgten für die Rückreise des schwer kranken S. und überließen
ihn sich selbst, obwohl bekannt war, dass er keine Medikamente gegen seinen
Diabetes eingenommen hatte und seit Ende August krankgeschrieben war.

Die Polizei behauptete, dass sie ihn nicht mehr mitnehmen dürfe. Obwohl S.
auf seine Krankheit hinwies und keine Möglichkeit hatte, nach Hause zu fahren,
stellte die Polizei selbst die einfache „Diagnose“, dass er auf sie einen „normalen
Eindruck“ mache, und ließ den Diabetiker einfach stehen, obwohl S. während der
Fahrt mehrere Erstickungsanfälle in unmittelbarer Nähe eines Polizisten gehabt
hatte. Der Feierabend schien wichtiger zu sein! S. wurde in einem schlimmen
Zustand von einem Bekannten zu Hause angetroffen, der ihn erst mal versorgte
und Hilfe organisierte.

Für das Gericht muss es völlig klar gewesen sein, dass S. die verhängte Stra-
fe zu einem Tagessatz zu 100 Euro nicht aufbringen konnte. Weil kein Sozialleis-
tungsbezieher jemals einen so hohen Satz bezahlen kann, bleibt die Frage nach
der Rechtswidrigkeit dieser Festsetzung im Raume stehen. So soll wohl versucht
werden, unbequeme Frager loszuwerden! Es entsteht der Eindruck, dass auf Be-
amtenkollegen untereinander „Verlass“ ist. Dabei ist S. auf dem Weg zur Wahr-
heit sehr weit vorangekommen. Er konnte beweisen, dass sowohl der Anwalt und
Schwiegersohn des CDU-Politikers X sowie der Finanzbetreuer des Vaters von S.
die Hinterbliebenen jahrelang belogen hatten. Der Finanzbetreuer hatte zunächst
das Landgericht belogen, wurde jedoch mit seinen eigenen Unterlagen überführt.
Lügen haben kurze Beine!

Der Vater von S. war gar nicht so plötzlich verstorben, wie der Politiker dies
verbreitet hatte, sondern kämpfte mindestens sechs lange Tage gegen den Krebs-
tod. Der Politiker und Arbeitsagenturmitarbeiter X. hatte jedoch angeblich keine
Zeit, die Familie zu informieren. Er gab vor, von alledem nichts gewusst zu haben.
Neue Unterlagen beweisen jedoch, dass er als Betreuer aktiv war, bereits vor
dem Patienten über die tödliche Diagnose informiert war, sogar dem Pflegeheim
zustimmte und seinen Aufgaben nur zum eigenen Nutzen nachging. Die Arbeit
als Betreuer hatte er auch zunächst dem Gericht verschwiegen.

Darüber hinaus hatte er aber sehr wohl die Zeit, vom Konto des Sterben-
den über 33.000 Euro bar abzuheben und ihm, angeblich ein paar Tage vor dem
Tod, im Krankenhaus zu übergeben. Wie sich später herausstellte, war der Ster-
bende da schon nicht mehr klar ansprechbar: Er lag bereits im Todeskampf. Der
CDU-Politiker attestierte in der anschließenden Notariatsaufstellung, also an Ei-
des statt: „Bargeld 0,00 Euro“. Kein Cent für Telefonate oder Getränke? Nicht ein-
mal pro forma wurde dies überprüft. All das wirkt sehr dubios! X. hat den Ver-
storbenen dann einfach gegen den Willen der Familie verbrennen lassen, wofür
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er fotokopierte Vollmachten aus der Vergangenheit zusammenstückelte und die
Friedhofsverwaltung täuschte.

S. kam der Wahrheit um die Umstände des Tods seines Vaters täglich näher,
doch es schien so, als ob er mit allen Mitteln bekämpft wurde, je mehr er zusam-
mentrug. Der arbeitslose S. hatte sich zum Beispiel selbst um Stellen bemüht,
die einen Umzug erforderlich gemacht hätten, doch seine zuständige Arge ver-
schleppte etwaige Kostenzusagen so lange, bis die Stelle hinfällig war. In ande-
ren Fällen wurden Anträge von ihm verschleppt beziehungsweise nicht bearbei-
tet oder völlig rechtswidrig abgelehnt. Auch für den laufenden Monat Oktober be-
kam S. seine Leistungen erst am 24. ausgezahlt, obwohl diese Anfang des Mo-
nats auf seinem Konto hätten gutgeschrieben werden müssen. Hier muss endlich
Licht ins Dunkel kommen, um S.’ berechtigte Fragen zu klären. So darf einfach
nicht mit Menschen, mit Erwerbslosen, mit Fragestellern umgegangen werden!

In meinen Augen herrscht hier ganz viel Amtsmissbrauch und Kungelei unter
hochherrschaftlichen CDU-Mitgliedern, filzig verklebt mit Argen-Bossen vor! Das
gehört ans Tageslicht, unters Mikroskop, vergrößert, öffentlich angeprangert, da-
mit endlich die Wahrheit ans Licht kommt und Politiker und Machthaber nicht im-
mer bloß vornehm zurücktreten, sondern ausnahmsweise für ihre Unrechtstaten
Rechenschaft ablegen, ja sogar dafür büßen müssen! Nicht immer nur mit zwei-
erlei Maß messen! Dem „Erwerbslosenforum Deutschland“ liegen umfangreiche
Dokumente als Beweise vor. Ebenso sind der Initiative die Namen der Beteiligten
bekannt.

5. Auch ein streitbarer Jurist aus Oldenburg soll mundtot gemacht werden. Dies
scheint offenbar eine Moderichtung unseres repressiven neuen Zeitgeistes zu
werden, obwohl wir dringend Menschen mit Rückgrat brauchen! Alfred Kroll ist
Fachanwalt für Sozialrecht und setzt sich engagiert für seine Mandanten ein, die
oft behindert oder finanziell bedürftig sind. Er spricht auch unbequeme Wahrhei-
ten aus, wie jene, dass es ein „Werk der Rechtsvereitelung gibt, mit dem wichtige
soziale Grund- und Förderrechte von Bedürftigen zielgerichtet verletzt werden.“

Weil die Verantwortlichen auf den Sozial- und Jugendämtern das nicht auf
sich sitzen lassen wollen, muss sich Kroll als Beklagter vor dem Anwaltsgericht
Oldenburg verantworten. Die Landeskreisverwaltung hat das Standesverfahren
wegen eines unterstellten „schwerwiegenden Verstoßes gegen das Sachlichkeits-
gebot“ angestoßen. Kroll hatte bei der Vertretung zweier autistischer Kinder gra-
vierende Grundrechtsverletzungen und willkürliche Verwaltungspraktiken der Be-
hörden angeprangert und damit gedroht, dies öffentlich zu machen.

Ich persönlich finde seinen Einsatz sehr löblich! Tatsächlich geht es wohl um
mehr als nur ein paar deutliche Worte. Laut Kroll setzen die Behörden vorsätzlich
und rechtwidrig hohe Hürden vor die Bewilligung von Sozialleistungen, um Geld
einzusparen. Offenbar missfällt den Behörden der Erfolg des Anwaltes. Vielleicht
stellt er ihr verkörpertes schlechtes Gewissen dar, das ihnen mitzuteilen versucht,
um wie viel einfühlender sie sich selbst in ihren Entscheidungen verhalten müss-
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ten? Das Gute: Durch seine Tätigkeit erreicht er viele Grundsatzurteile, die bun-
desweit veröffentlicht und anderswo bei ähnlichen Fällen herangezogen werden.

Aber weil Therapien für behinderte Kinder teuer sind und im Zeitalter des eis-
kalten Neoliberalismus alles zur Ware degradiert wird, scheinen diese Bedürfti-
gen nicht den richtigen „Gegenwert“ zu besitzen, sprich: Sie sind das Geld wohl
nicht wert! Es ist doch ein Skandal, wenn in der Regel die Betroffenen am En-
de in einer Behindertenwerkstatt landen, obwohl sie als Hochbegabte auf die Uni
gehen könnten! Kroll rechnet fest mit einem Freispruch vor dem Standesgericht,
will aber, wenn nötig, bis vor den Europäischen Gerichtshof ziehen. Möge ihm der
Erfolg gewiss sein!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Hartz IV kommt vors Bundesverfassungsgericht: „Die Regelsätze
reichen nicht aus, um das soziokulturelle Existenzminimum der

Arbeitslosen zu sichern“ („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

„Wenn ihr den Kroll plattmacht,
dann macht ihr uns platt!“

1. Wir waren in Oldenburg. Verhandelt
werden sollte gegen Alfred Kroll, wie Eli-
sabeth berichtet hat. Auf dem Flur vor
dem Sitzungssaal standen circa 100 Men-
schen. Der Saal war verschlossen, die
Menschen ungeduldig. Durch Klatschen
angeregt, kam der Verteidiger von Herrn
Kroll vor die Tür des Sitzungssaals. „Es
steht gut, seid ruhig!“, war seine Bot-
schaft. Es hat wenig genützt. Ein Mensch

war besonders aufgebracht. Die Justizangestellten vor der Saaltür fühlten sich
bedrängt. Sie drohten und ruderten sofort zurück. Der Mensch brachte es auf
den Punkt: „Wenn ihr den Kroll plattmacht, dann macht ihr uns platt!“ Beifall und
Entspannung folgten.

Herr Kroll hat auch nach gewonnen Verfahren die Verantwortlichen scharf
angegriffen. Dies wird ihm angekreidet. Er macht geltend, dass diese einzel-
nen Verfahren zwar gewonnen wurden, es aber insgesamt einen Handlungs-
strang gibt, der nicht ausgehebelt wurde. Recht hat er! Nur bewiesen werden
muss dies. Wer also Angaben machen oder Unterlagen für Entscheidungen nach
Haushaltsvorgabe beibringen kann, ist hoch willkommen! Alfred hat es verdient,
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ganz bestimmt! Es waren viele ihm vertraute Gesichter anwesend. Er hat volle
Unterstützung und Zustimmung. Presse und Fernsehen waren zahlreich vertre-
ten. Somit einfach mal nachlesen!

2. Während die Milliarden alles überschatten, wird unser Trinkwasser gefährdet.
Die Freie Hansestadt gewinnt 20 Prozent ihres Trinkwassers in Bremen-Nord. Die
SWB betreibt diese Brunnen. Für das Sammelgebiet gibt es noch einen alten Be-
bauungsplan, der eine gewerbliche Bebauung zulässt: Auf gutem Sandfilter soll
nun ein Autohaus errichtet werden. Die Voraussetzungen wurden mit dem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan geschaffen. Der BUND kommentiert: „Das letzte
aktive Wasserwerk Bremens beliefert Bremen-Nord mit wertvollem Trinkwasser.
Gutes Wasser kann man nur an wenigen Orten gewinnen.“

Inzwischen ist dieser Bebauungsplan der Deputation vorgelegt worden und
soll in die Stadtbürgerschaft. Der Text des Bebauungsplans – die Auflagen, Ein-
schränkungen und Nutzungsmöglichkeiten – stehen nicht in der veröffentlichten
Version. Außerdem wird auf einen Vertrag mit dem Bauherrn verwiesen. Dieser
ist aber nicht beigefügt. Er wurde auch den Deputierten nicht vorgelegt, sondern
nur im Bauamt Nord zur Einsicht vorgehalten. Dies ist ein klarer Verstoß gegen
die politischen Spielregeln! Warum gehen die Beamten so mit den notwendigen
Informationen um? Was sind das für Deputierte, die das mit sich machen lassen?

Auf Nachfrage erfährt mensch im Bauamt Bremen-Nord, der Vertrag werde
noch geändert und der vorhabenbezogene Bebauungsplan der Deputation erneut
vorgelegt. Ist das eine Tatsache oder ein Abwimmeln? Egal – dieses Autohaus
darf dort nicht gebaut werden! Der alte Bebauungsplan ist aufzuheben und die
Wassereinzugszone umfassend zu schützen! Dort gibt es feinsten Sandboden.
Nur ein Gramm Öl kann zehn Kubikmeter Trinkwasser unbrauchbar machen, von
anderen Schadstoffen wie Kaltreiniger ganz zu schweigen. Es gibt keinen Grund,
dieses Risiko einzugehen! Stoppt diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 45
und betreibt die Ausweitung des Wasserschutzgebietes, sofort! Sind die Grünen
gegen sicheres Trinkwasser? Gegen den Erhalt der Versorgungssicherheit? In der
Deputation waren die Grünen für diesen Plan! Wie wäre er sonst durchgegangen?

Das „Bremer Forum für Wohn- und Lebensqualität“ lädt für Mittwoch , den
19. November 2008 , um 20 Uhr zur öffentliche Diskussionsveranstaltung
„Umweltschutz statt Autoschmutz “ im Kapitelsaal der Domgemeinde an der
Domsheide ein. Geladene Gäste sind unter anderem Prof. Heiner Monheim
(Verkehrsexperte Uni Trier), Dr. Reinhard Loske (Senator für Umwelt, Bau und
Verkehr) und Klaus-Rainer Rupp (stellvertretender Fraktionsvorsitzender „Die
Linke“).

3. Nun zu den 500 Milliarden Euro plus den anteiligen Risiken aus den Aktio-
nen der EZB plus den Risiken aus der Garantie für die Spareinlagen! Gesam-
trisiko? Unbezahlbar! Europaweit soll der Schutz der Spareinlagen auf 50.000
Euro erhöht werden, im zweiten Schritt auf 100.000. Dies ist sehr wichtig: Einer
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von 16 Trägern der Rentenversicherung hat circa 44 Millionen Euro bei der Leh-
man Brothers AG als Festgeld angelegt. Auch andere Versicherungsträger haben
dort Geld angelegt. Ein Staatssekretär aus dem Finanzministerium sieht diese
Termingelder als Spareinlagen an, die durch den Einlagensicherungsfonds abge-
sichert sind. Sosehr ich dies den Sozialversicherungsträgern gönne – hier war der
Wunsch Vater des Gedanken! Allerdings wurde das Vermögen der Lehman Broth-
ers AG Deutschland von der Bafin beschlagnahmt. Insofern besteht Hoffnung.

Angenommen, trotz der Riesensummen reichen die 500 Milliarden Euro zur
Abwendung der Krise. Wie geht es weiter? Der Staat zahlt dieses Geld an die
Banken. Er leiht sich dieses Geld dazu von ihnen. Die Zinsen gehen ebenfalls
zulasten des Steuerzahlers. Nein, danke! Am Dienstag gab es hier in Bremen ei-
ne Veranstaltung in der Handelskammer. Die Banken sehen keinen Krediteng-
pass für die Unternehmen. Es werde nur teurer: Die Zinsen müssten angehoben
werden. Warum? Zur Bezahlung der jetzigen Aufwendungen müssen die großen
Vermögen herangezogen werden, wie von Attac vorgeschlagen! Herr Sinn hat
mit sehr unangebrachten Worten eine „Hatz auf die Bankmanager“ angeprangert.
Wollte er ablenken von den falschen Prognosen auch seines Instituts? Wie sag-
te doch Herr Huber als Finanzminister: „Wenn mir einer Bescheid gesagt hätte,
dann hätte ich sofort gehandelt“ – oder so ähnlich! Bescheid gesagt hat keiner,
genommen haben alle gern.

4. Die Bundesagentur für Arbeit hat die Faxen dicke: Im ALG-II-Bereich sind
60 Prozent aller Widersprüche erfolgreich, und die Hälfte aller Klagen wird von
den ALG-II-Betroffenen gewonnen. In einer E-Mail-Info vom 29. September 2008
nennt die BA auf Seite 3 unter „Ziel 2“ die „unzureichende Qualifikation von Be-
schäftigten“ und „unklare Bescheide“ als Gründe. Auf Seite 2 bezeichnet sie im
Absatz hinter Punkt 4 die Durchführung von Widerspruchsverfahren ohne Erfolgs-
aussichten, die von den Grundsicherungsstellen initiiert wurden, als „Verstoß ge-
gen den Grundsatz der wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung von Haus-
haltsmitteln“. Dies sind klare Worte, die hoffentlich zu einer Verbesserung der Be-
hördenhandlung führen.

Lesbare Bescheide, wie wäre das schön! Einfache Abhilfebescheide, wenn es
bereits ein Urteil zur Sache gibt, wie wäre das schön! Die Arge soll Widerspruchs-
führer einladen und von der Richtigkeit des Bescheides überzeugen, um so ei-
ne Rücknahme des Widerspruchs zu erreichen. Der Bescheid soll dazu erläutert
und erklärt werden. Auch dies ist eine Chance zur Besserung: Die Arge kann so
zu Abhilfebescheiden bewegt werden. Wie dies geht? Wir gehen mit! Insgesamt
soll so die Zahl der Widersprüche gesenkt und die Bearbeitungsdauer verringert
werden. Damit diese Absicht Wirklichkeit wird, sollten erst einmal die Bescheide
lesbar gemacht werden! Zum Glück entdecken immer mehr Sachbearbeiter die
Möglichkeiten des Textes. Ein Grund mehr, gegen unverständliche Bescheide Wi-
derspruch einzulegen und um Erklärung zu bitten!
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5. Die Rentenversicherung und die Argen verstehen sich nicht: Sie spielen Stille
Post, und leiden muss der zukünftige Rentner. Wer ALG II erhält, muss die Eintra-
gung in seinem Versicherungsverlauf möglichst bald prüfen. Wenn dort aufgrund
eines Übermittlungsfehlers „ALG-II-Leistungen ohne Arbeitslosigkeit“ steht, führt
dies dazu, dass die Beiträge nicht berücksichtigt werden. Dann einfach einen
Brief an die Rentenversicherung schreiben: „Ich habe ALG II bezogen und war ar-
beitslos.“ Dies gilt auch, wenn eine Nebentätigkeit ausgeführt wurde. In Bremen
kann mensch auch einfach zur Rentenversicherung gehen und die Eintragung be-
anstanden. Versicherungsverlauf, Ausweis und einen ALG-II-Bescheid aus dem
Zeitraum mitnehmen! Wie dies geht? Wir gehen mit!

6. Die Bahn hat die Fahrpreise erhöht, nur der Bedienungszuschlag wurde zu-
rückgenommen. Herr Mehdorn hat gewusst, dass eine Ausgabe erheblich zu Bu-
che schlagen wird: Die Prämien für ihn und seine Führungsriege! Bereits im Som-
mer wurden diese Millionenbeträge beschlossen und sollen nun auch ausgezahlt
werden. Belohnt werden soll die Teilprivatisierung. Jetzt soll gezahlt werden, ob-
wohl der Börsengang auf unbestimmte Zeit verschoben wurde. Herr Tiefensee
war nicht informiert. Warum auch? Der Bund hat schriftlich auf alle Rechte als
Eigentümer der Bahn verzichtet, Hartmut Mehdorn ist Herr im Haus und auch
über die Fülle in der eigenen Brieftasche. Dies hat er bereits mehrfach bewie-
sen. Die Bundesregierung fordert Zurückhaltung von Managern, und im eigenen
Haus tanzt die Maus auf dem Tisch! Die Bundesregierung schaut zu, wie Mitar-
beiter(innen) der Bahn mit Kündigung bedroht werden, weil der Chef eine Erhö-
hung seiner Bezüge anpeilt!

7. Kinderzuschlag und Wohngeld gehören zu den vorrangigen Sozialleistun-
gen, das ALG II ist nachrangig. Dies regelt § 12a SGB II. Die Argen heben
jetzt Bewilligungsbescheide auf und fordern die Betroffenen auf, Wohngeld be-
ziehungsweise Kinderzuschlag zu beantragen. Diese Leistungen und ALG II kön-
nen nicht gleichzeitig bezogen werden. Die Bundesagentur hat eine überarbeite-
te Handlungsanweisung zu § 12a veröffentlicht. Das Ziel ist klar: Die Kinder sol-
len aus dem ALG-II-Bezug verschwinden. Mehr Geld gibt es dafür nicht. Es kann
sogar auf Leistungsansprüche verzichtet werden.

Die Entscheidung ist schwierig. Wer von der Arge aufgefordert wird, Wohn-
geld beziehungsweise Kinderzuschlag zu beantragen, sollte sich diese Ansprü-
che ausrechnen lassen und die Berechnung schriftlich mitnehmen. Er sollte er-
fragen, welche Leistungen aus dem SGB II weiterhin gezahlt werden. Es besteht
ein Rechtsanspruch auf die höhere Sozialleistung, niemand darf zum Verzicht
auf Sozialleistungen gezwungen werden! Auch wenn nur ein Euro Anspruch auf
SGB-II-Leistungen besteht, bedeutet dies die GEZ-Befreiung und den Anspruch
auf alle Fördermöglichkeiten der Sozialgesetzbücher II und III.

Diese vorrangigen Leistungen bedingen Anträge bei zwei weiteren Ämtern
mit unterschiedlichen Formularen und Anforderungen. Den Kinderzuschlag gibt
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es, wenn der Antrag vollständig (mit allen Unterlagen) gestellt wurde, erst für den
Folgemonat. Das Wohngeldgesetz berechnet anteilige Wohnflächen anders als
das SGB II. Auf Seite 2 steht Folgendes:

„(1a) Wohngeld bei sogenannten Mischhaushalten. Selbst wenn in einer
Bedarfsgemeinschaft ausschließlich der Bedarf der Kinder durch deren
Einnahmen und die Inanspruchnahme von Wohngeld gedeckt werden
kann, sind die Eltern auf die Beantragung von Wohngeld für ihre Kin-
der zu verweisen. Die Eltern sind in diesen Fällen nach § 12a Satz 1 in
Verbindung mit § 5 Absatz 1 SGB II verpflichtet, einen entsprechenden
Antrag für ihre Kinder zu stellen, um dadurch die Hilfebedürftigkeit ihrer
Kinder zu beseitigen und gegebenenfalls den Umfang der eigenen Hilfe-
bedürftigkeit zu verringern.

Zwar sind die Eltern als Empfänger von ALG II von einem Anspruch
auf Wohngeld ausgeschlossen (§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 WoGG).
Eine ausgeschlossene Person kann jedoch Wohngeld für Familienmit-
glieder im Haushalt beantragen, die nicht ausgeschlossen sind. Für die
Berechnung des Wohngeldes wird nur der Mietanteil berücksichtigt, der
kopfteilig auf das anspruchsberechtigte Familienmitglied (Kind) entfällt.“

Diese Familie hat es jetzt mit vier Behörden zu tun: Wie bisher die Arge fürs ALG
II und die Kindergeldkasse fürs Kindergeld. Neu das Wohngeldamt fürs Wohn-
geld und die Kindergeldkasse für den Kinderzuschlag. Alles mit unterschiedlichen
Fristen zur Erreichung eines Ziels! Wie lautete noch mal die Begründung für die
Grundgesetzänderung zum Erhalt der Argen? „Anträge und Versorgung aus einer
Hand!“ Wenn diese Familie noch ergänzende Leistungen nach dem SGB XII be-
nötigt, ist auch noch das Sozialamt eingebunden. Teilweise muss eine Unterlage
mehrfach, aber gleichzeitig und im Original vorgelegt werden. Berufstätige werden
die Hauptbetroffenen sein. Damit ist jeder Donnerstagabend Behördenabend!

Die zweite Zielgruppe sind Alleinerziehende. Am Ende der Seite 2 steht: „(1c)
Eine darlehnsweise Gewährung von Leistungen nach § 23 Absatz 4 SGB II ist oh-
ne Auswirkungen auf den Wohngeldanspruch möglich.“ Dadurch wird eine Um-
stellung ohne Lücke möglich. Die Arge zahlt einfach weiter, bis die Zahlung der
vorrangigen Leistung erfolgt. Zu regeln ist dies in einer Eingliederungsvereinba-
rung. Aber bitte nicht gleich unterschreiben, sondern mitnehmen, in Ruhe an-
schauen und eine Beratungsstelle aufsuchen. Es gilt, einen Vorbehalt einzubau-
en, falls die vorrangige Leistung niedriger ausfällt.

Um die Kinder umgehend aus dem ALG-II-Bezug zu entfernen, sind viele
Klimmzüge und Besonderheiten definiert: Die Zuschläge für Alleinerziehende, für
kostenaufwendige Ernährung sowie der nach § 24 SGB I gelten nicht als ALG II.
Wer keinen Anspruch auf ALG II hat, besitzt auch keine Kranken-, Renten- und
Pflegeversicherung. Wer nicht anderweitig versichert ist und durch die Beitrags-
zahlung zur Kranken- und Pflegeversicherung wieder hilfebedürftig würde, erhält
von der Arge auf Antrag einen Zuschuss in der Höhe eines Beitrages zu einer an-
gemessenen Kranken- und Pflegeversicherung. Auch diese Leistung gilt nicht als
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ALG-II-Bezug. Recht kompliziert? Kompliziert ja! Aber rechtens? Dies wird sich
zeigen! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will
die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Aktienindex manipuliert: Durch willkürlich stärkere Gewichtung der
grotesk überbewerteten VW-Aktie wird der Absturz des DAX

scheinbar gebremst („Spiegel-Online“)

Warum gibt es immer noch kein So-
zialticket in der Freien Hansestadt?

1. Die BSAG rechnet und rechnet und weiß anschei-
nend nicht, wie und wo sie die Zusatzeinnahmen un-
terbringen soll: Wenn jeder in Bremen lebende arme
Mensch sich das Sozialticket leisten würde, kämen
jährlich 14 Millionen Euro zusätzlich in die Kasse der
BSAG! Der Preis dieser Monatskarte darf nicht höher
als 18,11 Euro ausfallen, weil das der Betrag ist, den
das ALG II für „Verkehrsdienstleistungen“ enthält. Ei-
ne absolute Lachnummer, wäre es nicht so traurig für
die Menschen, die damit überleben müssen!

Nun will die BSAG schon seit fast zwei Jahren ei-
ne „kostenneutrale“ Monatskarte entwickeln. Ich den-

ke, das geht nicht, denn die erheblichen zusätzlichen Einnahmen sind nun mal
da! Die BSAG wird sie sicher nicht dafür anlegen, die Fahrpläne zu ändern oder
polnische Zusatzbahnen und -busse zu leasen. Das will uns doch wohl keiner
weismachen!

Die BSAG muss auch gar nichts ändern, weil die 70.000 sozialticketberech-
tigten Menschen bestimmt nicht alle auf einmal zur selben Zeit an einer einzigen
Haltestelle stehen werden. Die Gesamtzahl der Personen verteilt sich über den
ganzen Tag und die Nacht. Apropos Nacht: Nicht vergessen, dass der Nachtzu-
schlag natürlich auch im Sozialticket enthalten sein muss!

Wer nun noch mal erzählt, dass eine billige Monatskarte für die sozial schwa-
che Bevölkerung nicht möglich und machbar ist, sagt die Unwahrheit. Außerdem
könnte der Druck auf die Bagis für eine Erhöhung der „Verkehrsdienstleistungen“
erhöht werden, würde jede und jeder die eigenen Fahrtkosten für die Bagis mit
der Behörde abrechnen!
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2. Was ist eigentlich mit den Ratingagenturen inzwischen geschehen? Werden
sie noch von irgendwelchen kaufmännischen Einrichtungen in Anspruch genom-
men? Gibt es sie noch? Ich hoffe doch sehr, dass das nicht der Fall ist: Diese
Agenturen gehören schleunigst aufgelöst! So lange so falsch beraten zu wer-
den, kann sich das solventeste Unternehmen nicht leisten, wie wir ja erlebt ha-
ben. Rating bedeutet Einschätzung, und ich schätze mal, hier wurde wirklich ge-
schätzt, und zwar Pi mal Daumen!

Ich schätze auch, die Agenten hatten entweder null Ahnung oder ihre Grün-
de; beides ist gleich schlimm. Anders kann und will ich mir diese wiederholten
Fehlprognosen von Experten nicht erklären. Oder handelt es sich vielleicht um
selbsternannte Fachleute? Auch diese angeblichen Experten haben für ihre mie-
se Arbeit sehr gut abkassiert. Wenn sich Verdienst nach Leistung richtet, dann
müssen nicht nur die betrügerischen Bankmanager, sondern auch diese fahrläs-
sig arbeitenden Agenten zur Kasse gebeten und zur Verantwortung gezogen wer-
den. Und das alles bitte global!

Ratingagenturen bestimmen durch die Eigenkapitalvereinbarungen Basel I
und Basel II das ganz normale Kreditgeschäft jedes mittelständischen Unterneh-
mens: Ein schlechtes Rating, und der Kredit wird teuer. Rating soll die Einschät-
zung der Hausbank ergänzen und ist gut zum „Verstecken“. Basel II gehört somit
ebenfalls auf dem Prüfstand. Zwangsrating ist abzuschaffen!

3. Die Koordinierungsgruppe der Montagsdemonstrationen ruft für den 8. Novem-
ber 2008 zur nunmehr 5. bundesweiten Herbstdemonstration unserer Bewe-
gung in Berlin auf. Hier in Bremen wollen wir einen Bus chartern und nehmen An-
meldungen zur Mitfahrt per E-Mail an Jobst.Roselius(at)nord-com.net, telefonisch
unter 0421-705 687 oder montags auf dem Marktplatz entgegen. Wir hoffen, dass
wir wieder mit attraktiven Fahrpreisen von sieben Euro für Hartz-IV-Betroffene, 15
Euro für ALG-I-Bezieher und Rentner sowie 25 Euro für Verdiener zurechtkom-
men werden und auch Mittellosen die Mitfahrt ermöglichen können. Der Bus fährt
um 6 Uhr ab ZOB Breitenweg. Kommt alle mit und demonstriert mit uns gegen
diese Regierung und ihre unsoziale Politik!

Gudrun Binder (parteilos) – siehe auch „Die Linke“

„Konjunkturprogramm“: Im Jahr 2009 zahlt die Bundesregierung
30.000 Euro Ausbeutungssubvention pro Beschäftigten („Die Welt“)

Fingerabdrücke abgenommen: Demonstranten betasten Anzeigetafel
mit Kurseinbrüchen („Spiegel-Online“)
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„Was ist der Überfall auf eine Bank
gegen die Gründung einer Bank?“

Diese Feststellung von Bertolt Brecht ist heute aktuel-
ler denn je. Überall auf der Welt bekommen die Ban-
ken Milliardengeschenke, die wir – das Volk – über
kurz oder lang bezahlen sollen. Jahrelang hat uns
die Regierung weismachen wollen, es sei kein Geld
da. Innerhalb einer Woche konnte sich nun die Große
Koalition auf Steuergeschenke an die Spekulanten
einigen – aber eine Anhebung des Regelsatzes für
Hartz-IV-Empfänger dauert Jahre und muss durch
den Protest der Bevölkerung erst erkämpft werden!

Wer als Arbeitsloser leben muss, weiß nicht, wie
er die Klassenfahrt seiner Kinder bezahlen soll. Und
die Bankmanager jaulen auf, wenn ihr Jahreseinkom-
men auf eine halbe Million gekürzt werden soll! Ich

finde, die Spekulanten sollten keinen Cent bekommen. Die Banken sollen ihr Fi-
nanzdesaster mit ihren Gewinnen bezahlen! Wir sind nicht für ihre Krise verant-
wortlich. Die verantwortlichen Spitzenmanager, die die Milliarden verzockt haben,
gehören strafrechtlich verfolgt und müssen mit ihrem gesamten Vermögen haft-
bar gemacht werden!

Aber wir müssen noch weitergehen und den ganzen kapitalistischen Irrsinn
beenden. Mit den Milliardengeschenken an die internationalen Banken könnten
der Hunger und die Armut auf der ganzen Welt sofort beendet werden. Es ist
kein Wunder, wenn kaum eine Talkshow im Fernsehen mehr um die Frage her-
umkommt, ob dieses Wirtschaftssystem überhaupt noch funktioniert. Der Kapi-
talismus ist überholt, und es ist eine Illusion, dass man ihn durch staatliche Re-
gulierung und Gesetze zähmen kann. Dieses volksfeindliche System muss ge-
stürzt und eine sozialistische Gesellschaft aufgebaut werden! Erst dann steht der
Mensch im Mittelpunkt und nicht der Profit. Wir brauchen solche Milliardäre nicht –
die Porsches, Piechs, Abramowitschs und Ackermanns dieser Welt, die sich auf
unsere Kosten in Saus und Braus durchs Leben schlagen!

Harald Braun

Wetten, dass: Ypsi-Püppsi bei der Königswahl in Hessen scheitert –
und Jürgen Walter einen Posten in Berlin kriegt? („Spiegel-Online“)
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Billionenhilfe – umsonst
Der Zusammenbruch der internationalen Geldsyste-
me, von den Meinungsmachern auch gern „Finanz-
krise“ genannt, beschleunigt sich inzwischen wie
ein Porsche mit durchschnittenen Bremsleitungen.
In einem haben die Meinungsmacher recht, weil sie
nicht länger um die Wahrheit herumreden können:
Die Katastrophe greift auf die warenproduzieren-
de Wirtschaft über – siehe Autoindustrie. Die „Ret-
tungspakete“ der Bundesregierung scheinen nicht
zu greifen, denn an ihnen bereichern sich bisher nur
die Bankrotteure.

Noch schlechter sieht es in den USA aus, wo Bush Stützungspakete von über
einer Billion Dollar aus Steuergeldern geschnürt hat, und das bei einem laufen-
den Kriegsetat von mehreren hundert Milliarden Dollar. Sie dienten auch nur zur
Bereicherung kriegsgeiler Wirtschaftsgangster. Zum Vergleich: Der Etat des deut-
schen Rüstungsministers Jung beträgt circa 25 Milliarden Euro jährlich. Ich wie-
derhole es hier noch mal: Die Bundeswehr muss raus aus allen Auslandseinsät-
zen – der Rüstungshaushalt gehört aufgelöst!

Die USA sind eigentlich längst pleite. Der Dow Jones landete kürzlich mit
8.579 Punkten auf einem Fünfjahrestief. Rund um den Erdball kam es erwar-
tungsgemäß zu weiteren Kursstürzen – Globalisierung mal ganz anders, so wie
sich das die Protagonisten wohl nicht gedacht hatten! Der Pleitegeier ist inter-
national auf dem Vormarsch, denn er steht offensichtlich unter Artenschutz. Das
US-Beispiel zeigt, warum die Billionenhilfe letztlich umsonst war: Die Banken be-
nutzen die Staatsknete, um ihre eigenen Bilanzlöcher zu stopfen, anstatt damit
der sogenannten Realwirtschaft zu helfen.

In Deutschland zeichnet sich eine ganz ähnliche Vorgehensweise ab, und Ver-
lierer der bisher schwersten Kapitalismuskrise seit dem Zweiten Weltkrieg wird
der Großteil der Bevölkerung sein! Wem sage ich das? Schon kündigen Betriebe
wie VW und Daimler neue Massenentlassungen an, weil kein Mensch mehr ih-
re Autos kaufen kann oder will. Wer zuerst fliegt, sind die Leiharbeiter! Das ge-
ben sogar die Konzerne schon unumwunden zu. Am Niedergang der Fahrzeug-
industrie wird besonders deutlich, wie sehr sich mehrere Krisenfaktoren gegen-
seitig hochschaukeln: Überproduktion, Energiekrise, Verarmungspolitik und nicht
zuletzt die beginnenden Niederlagen des Imperialismus in Afghanistan und Irak.

Was ist zu tun? Die gewerkschaftlichen Forderungen nach Lohnerhöhungen
sind heftigst zu unterstützen! Ein flächendeckender Mindestlohn von wenigstens
10 Euro pro Stunde muss her! Die Renten und die Regelsätze bei Hartz IV gehö-
ren kräftig angehoben! Die Festsetzung des Rentenalters auf 67 Jahre muss wie-
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der weg! Ein bedingungsloses, repressionsfreies Grundeinkommen für alle müss-
te endlich eingeführt werden – und das schon sehr bald, was unter anderem aus
Reichensteuern und Spekulationsprofiten zu finanzieren wäre. Gerade jetzt am
Beginn der Rezession ist die Zeit hierfür reif!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Die Schnauze voll
von erlogenen „Erfolgen“

Der massive Absatzeinbruch bei den euro-
päischen Automobilkonzernen zeigt, dass wir
einer neuen Wirtschaftskrise näher kommen:
Daimler will die Produktion in Bremen und Sin-
delfingen ab 11. Dezember 2008 vier oder
fünf Wochen stilllegen, Volkswagen will welt-
weit 25.000 Leiharbeiter entlassen, General
Motors und Opel sowie Ford haben schon
mit Betriebsstillstand angefangen. „Feiern“ die
einen unfreiwillig, so knüppeln die anderen bis
zum Umfallen.

Die Konzerne wollen vom Profit retten,
was zu retten ist. Daimler hat heute den Start-

schuss für ein neues Autowerk in Ungarn gegeben. Natürlich wird es wieder auf-
wärts gehen, das tat es doch immer, verkünden die Konzernherren. Ihnen ist es
wurscht, ob die Krise kürzer oder länger dauert. Ihre in den letzten Jahren kräftig
gescheffelten Gewinne sind die pralle Kasse für ganz neue Investitionen auf Kos-
ten der Menschen: Die ach so „lieben Mitarbeiter“ in den „alten“ Werken sollen
die Zeche zahlen.

Bundespräsident Köhler hat gerade die Richtung vorgegeben: neue Produkti-
vität im Umweltbereich und bei der ökologischen Produktpalette und natürlich mit
viel weniger Arbeitern. Wir, die Arbeitslosen und noch Arbeitenden, wollen aber
nicht diejenigen sein, die immer die Zeche zahlen: Nein, gerade jetzt muss die
30-Stunden-Woche her, bei vollem Lohnausgleich! Alle Leiharbeiter müssen fes-
te Verträge erhalten, und außerdem müssen wir darum kämpfen, dass die Lohn-
forderungen von IG Metall und Verdi voll durchgesetzt werden! Die Montagsdemo
wird alle diese Forderungen aktiv unterstützen.

Von der SPD und den Gewerkschaftsführern hört man nur, wir müssten uns
„flexibel anpassen“ oder „auf besseres Wetter warten“. Sie haben in ihrem leutse-
ligen Kuschen vor den Konzernherren die Werktätigen erst so richtig in die Defen-

722

http://www.bild.de/BILD/news/wirtschaft/2008/10/27/nouriel-roubini-wirtschaftsexperte/sagte-krise-veraus-und-skizziert-horror-szenario.html
http://www.Hodenberg.de
http://www.BremerFriedensforum.de
http://www.Solidarische-Hilfe.de
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-589341,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-589341,00.html


sive und in die Hartz-IV-Scheiße gebracht. Aber da wollen die Kollegen nicht rein
und nicht bleiben! Von den erlogenen „Erfolgen“ der heuchlerischen und verräte-
rischen SPD-Politik von Schröder bis Steinmeier haben die Kollegen die Schnau-
ze voll!

Jobst Roselius

Finanzkrise beginnt Industrie-
produktion zu erreichen

Vor allem Zeit- und Leiharbeiter werden als
Erste entlassen, bei Volkswagen sind weltweit
bis zu 25.000 Stellenstreichungen geplant! In
anderen Ländern beschäftigen die internatio-
nalen Übermonopole zum Teil über 60 Prozent
Leiharbeiter, etwa in Indien, wo der Mischkon-
zern Tata Massenentlassungen plant.

Leih- und Zeitarbeit sind hierzulande in
großem Umfang erst durch die Hartz-Gesetze
möglich geworden. Der Hauptzweck ist da-
bei die Spaltung in Stammbelegschaften und
Leiharbeiter. Es ist widerwärtig, wenn von
Gewerkschaftsführern und rechten Betriebs-
räten – meist mit SPD-Parteibuch – nun

frohlockt wird, dass Leiharbeit als „Puffer“ diene und daher die Stammbeleg-
schaften „schütze“. So „dienen“ immer mehr Menschen in diesem Land als „Puf-
fer“! Wenn wir fordern „Weg mit Hartz IV“, werden wir daher Hartz I bis III nicht
vergessen! Alle Hartz-Gesetze müssen fallen!

Den Banken und Spekulanten werden Milliarden in den Rachen geworfen –
aber für eine Erhöhung des Arbeitslosengeldes und der Löhne soll nichts da sein?
500 Milliarden Euro sind mit einem Federstrich beschlossene Sache – aber wenn
das Sozialticket pro Stadt ein paar Hunderttausend kostet, sind plötzlich die Kas-
sen leer! Der „Weser-Kurier“ titelt heute: „Köhler fordert neue industrielle Revolu-
tion“. Das Beiwort „industriell“ kann er getrost weglassen, dann stimme ich ihm
aus vollem Herzen zu! Ein System, dessen Zweck die Vermehrung von Kapital im
Interesse der Kapitalbesitzer ist, muss immer wieder Krisen hervorbringen und ist
nicht in der Lage, die Bedürfnisse der Menschen zu befriedigen.

Vor 90 Jahren war die letzte Revolution in Deutschland. Sie beendete den
Ersten Weltkrieg und die Monarchie; ein Ergebnis war auch die Einführung des
Frauenwahlrechts. Ich möchte aus diesem Anlass alle herzlich einladen, am
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kommenden Samstag , dem 1. November 2008 , zur Veranstaltung „90 Jahre
Novemberrevolution “ mit uns nach Hamburg zu fahren. Dort geht es auch um
die Ergebnisse des jüngsten Parteitags der MLPD. Beginn ist um 17 Uhr. Wir tref-
fen uns am 14:15 Uhr in der Eingangshalle des Bremer Hauptbahnhofs und wol-
len günstig mit dem Wochenendticket fahren.

Wolfgang Lange (MLPD)

Dreckschleuder-Konzerne schützen,
damit die Krise nicht „übergreift“?

Trotz dunkler Jahreszeit kamen 40 Teilnehmer und
Zuhörer zur 204. Montagsdemo in Bremen am 27.
Oktober 2008 um 17:30 Uhr vor dem Dom beim
Bismarck-Denkmal. Dort startete um 18 Uhr unse-
re kleine Demo zum Hanseatenhof durch die Ob-
ernstraße zum zweiten Teil der Kundgebung. Gleich
zu Anfang konnten wir Zuhörer aus Duisburg begrü-
ßen, die zu einem Geburtstagsbesuch hier waren,
und als Redner auch das Montagsdemo-„Urgestein“
Jörg, der heute bei Saarbrücken lebt und uns Mut
machte, den Kampf weiter fortzusetzen.

Einmal mehr stand die Banken- und Börsenkrise
im Mittelpunkt der Beiträge und wurde unterschied-
lich beleuchtet. Jetzt schon geht es ans „Umsteu-

ern“, denn die alten Dreckschleuder-Autokonzerne müssen „geschützt“ werden,
damit die Krise nicht „übergreift“. Außerdem wurde immer wieder die Bedeutung
der bundesweiten Demonstration am 8. November 2008 gegen die Regierung
hervorgehoben.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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205. Bremer Montagsdemo

am 03. 11. 2008

Nach getaner Arbeit noch
Schlange stehen bei der Arge

1. Vor einer Woche tarnten sich „Attac“-Aktivisten
als Besucher und stürmten die Frankfurter Börse.
Dazu nutzten die Globalisierungsgegner den Han-
delssaal für ihren Protest und demonstrierten
mit einem Transparent für die Neuordnung des
Finanzmarktes. Auf dem entrollten Transparent
stand: „Finanzmärkte entwaffnen! Mensch und
Umwelt vor Shareholder Value!“ Leider wurde der
Handel von der Aktion nicht beeinträchtigt. Es
dauerte nur wenige Minuten, bevor die Gruppe
von Sicherheitskräften der Börse aus dem Gebäu-

de gebracht werden konnte. Danach lösten sich die 25 Aktivisten „in Luft“ auf.
Die Polizei halbierte flugs numerisch die Personenanzahl, und weil sie kei-

ne Personalien mehr feststellen konnten, nahmen die Polizisten allen Ernstes die
Fingerabdrücke von der Anzeigentafel. Statt sich um die wirklichen Verbrecher
und Betrüger zu kümmern, die von den Regierungschefs nun mit 500 Milliar-
den Euro für ihr Monopoly-Spiel aus der Staatskasse belohnt werden, ermittelt
die Polizei wegen Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung gegen die „Attac“-
Akteure: Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen!

„Attac“ wollte mit der Aktion ein Zeichen gegen die Dominanz der Finanz-
märkte setzen und der Wut der Menschen über das Versagen von Banken und
Politikern Ausdruck verleihen. In einer „Attac“-Mitteilung hieß es zusätzlich, die
Politik der Bundesregierung ziele allein darauf ab, die Finanzmärkte auf Kosten
der Steuerzahler so zu beruhigen, „dass der Casinobetrieb anschließend weiter-
gehen“ könne.

2. Der SPD-Politiker Karl Lauterbach verteidigt die Agenda 2010 und versteigt
sich zu der Behauptung, dass die Hartz-Reformen „links“ seien! Er postuliert so-
gar, dass Deutschland ohne sie vor einer „Arbeitsmarktkatastrophe“ mit einer Mil-
lion Arbeitslosen mehr stünde. Als ob wir nicht weitaus mehr Erwerbslose hätten,
als uns die von der Bundesregierung vorgelegte Statistik glauben machen will!
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Mit der Arroganz der Satten sondert er markige Sprüche ab wie den, dass Arbeit
„nicht würdelos“ sei, nur weil sie schlecht bezahlt wird. Der hat ja von Tuten und
Blasen, von Menschenwürde keine Ahnung!

Sonst wüsste er, wie es sich anfühlt im abgehängten Prekariat, in der Klasse
der „Working Poor“, wie es ist, sich am einzigen offenen Nachmittag in der Wo-
che – nach getaner Arbeit – bei der argen Arge in einer endlos langen Schlange
einreihen zu müssen, wo dann nur ein Schalter bedient wird, um zusätzliche Gel-
der oder die Bescheinigung für Befreiung von der GEZ-Gebühr (warum wird die
eigentlich nicht automatisch mit jedem Bescheid mitgeschickt?) extra beantragen
zu müssen. Arbeiten und immer noch am Tropf der Transferleistungen hängen,
immer noch ausgegrenzt sein, wegen verbrecherischer Armutslöhne: Wenn das
nicht würdelos ist, dann weiß ich auch nicht!

Den besten Beweis seiner völligen Ahnungslosigkeit liefert er meiner Mei-
nung nach mit seiner Aussage, dass die Leute für weniger arbeiten, weil sie von
Hartz IV nicht leben können. Selbstverständlich ist es auch wahr, dass dadurch
anständig bezahlte Jobs in Sklavenjobs umgewandelt wurden. Lauterbach: „So
sind Niedriglohnjobs entstanden, die es vorher nicht gab.“ Wie jetzt? Soll nun die
Vermehrung von menschenverachtender Lohnsklaverei als Wohltat und Jobwun-
der verkauft werden? Da muss doch jeder, für den das Beschriebene zur allge-
genwärtigen Lebensrealität gehört, erst mal nach Luft schnappen und sich fra-
gen, ob Lauterbach noch alle Tassen im Schrank hat, oder von welchem Wirt-
schaftsboss er möglicherweise gekauft wurde!

Leider blendet dieser Spezialdemokrat völlig aus, dass wir ohne Ger-
hard Schröders Agenda 2010 keine so hohe Armutsrate hätten, keine wegen
der Klageflut aus allen Nähten platzenden Sozialgerichte, überhaupt weniger
Widerspruchs-, Klage-, Gerichts-, und Anwaltskosten, geringere Personal- und
Verwaltungskosten, dafür eine bessere Konjunktur und mehr Steuereinnahmen.
Ohne diese in meinen Augen grundgesetzwidrige „Reform“ wäre es nicht zur Ver-
armung der eigentlich konsumstarken Unterschicht gekommen, zum Ausbluten
der Mittelschicht und umgekehrt zur absolut unbegründeten Explosion der Ma-
nagergehälter! Diejenigen, die das Geld der Steuerzahler an den Börsen verzo-
cken, haben erst die hohe Armut geschaffen!

3. Ich wüsste gerne mal, mit welcher Berechtigung Bahnchef Mehdorn eigent-
lich 750.000 Euro im Jahr verdient! Aber damit nicht genug, denn zum Jahres-
ende gibt er sich und seinen Vorstandsmitgliedern noch mal 150.000 dazu – und
obendrauf, nicht zu vergessen, kommen die „Erfolgsprämien “. Wofür die über-
haupt auch noch? Welche Erfolge hat er denn vorzuweisen? Wenn hier nach
Adam Riese alles zusammengezählt wird, bekommt er schnell eine ganze Million
im Jahr! Damit er und die Seinen solch eine unanständig hohe Entlohnung kas-
sieren, dürfen die Bahnkunden die Zeche dafür bezahlen und müssen wieder er-
höhte Fahrtkosten in Kauf nehmen!
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Kann mir mal jemand erklären, was dieser Herr Mehdorn oder seine Mana-
gerkollegen da so Bedeutungsschwangeres treiben, das ihnen solch ein enormes
Entgelt verschafft? In meinen Augen leisten die Krankenschwestern, die Erziehe-
rinnen, die Lehrerinnen viel wertvollere Arbeit am Menschen! Aber das Soziale
ist ja „out“, seit es, zur bloßen Ware degradiert, durch die ökonomisierende Brille
des eiskalten Neoliberalismus betrachtet wird. Jetzt möchte ich aber wenigstens
wissen, weshalb Herr Mehdorn das Vierfache des Jahresgehaltes unserer Kanz-
lerin bekommt!

Die Wirtschaft hat das Sagen in unserem Land übernommen. Bedeutet De-
mokratie also heutzutage, dass sich das Wahlvolk durch seine Stimmabgabe an
der Urne die von der Wirtschaft gekauften Marionetten selbst aussuchen kann?
So wie Alkohol ab einer bestimmten Menge betrunken macht, so wirkt sich zu viel
Macht bei zu vielen Politikern offenbar in Form von Korruptionsbereitschaft aus!

4. Der „Weser-Kurier“ schrieb am Wochenende, dass das erhöhte Kindergeld
den Ärmsten nicht helfen wird und ALG-II-Bezieher sowie Alleinerziehende mal
wieder leer ausgehen. Es wird von einer alleinerziehenden Verdenerin berichtet,
die sich schon über die 20 Euro mehr für ihre beiden Kinder freute, dann aber
realisieren musste, dass sie als Bezieherin von ALG II alles angerechnet bekom-
men wird. Wie jubilierte doch lovely Ursula von der Leyen Mitte Oktober in einer
Pressemitteilung, dass mit dem Familienleistungsgesetz „alle Familien ab dem 1.
Januar 2009 mehr Geld in der Tasche“ hätten! Tja, alle außer denen, die es am
dringendsten gebrauchen würden!

Das Problem der hohen Kinderarmut wird damit noch nicht mal angekratzt.
Die Hartz-IV-Bezieher komplett auszuschließen, ist politisch gewollt. Da erdreis-
tet sich der Verdener CDU-Bundestagsabgeordnete Reinhard Grindel zu sagen,
dies sei ja gerade der Sinn der Sache, faselt vom „Lohnabstandsgebot“ und dass
es nicht sein könne, dass Familien mit einem geringen Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit weniger Geld zur Verfügung hätten als Leute, die keiner bezahlten Ar-
beit nachgingen. Diese Ungerechtigkeit müsse beseitigt werden. Es gehe außer-
dem darum, die Bezieher von Sozialleistungen zu „motivieren“, selbst zu ihrem
Lebensunterhalt beizutragen.

In meinen Augen ist solches Gehetze gegen ALG-II-Bezieher und die tota-
le Volksverdummung einfach nicht zu ertragen! Dieses unsägliche Lohndumping,
das durch das menschenverachtende Hartz IV erst möglich gemacht wurde, bringt
immer mehr Menschen mit ihren Familien in Armut. Natürlich muss, wer arbeitet,
mehr in der Tasche haben als jemand, der leider noch immer keine neue Stelle
finden konnte. Aber auch diejenigen, die versuchen, sich mittels Transferleistun-
gen über Wasser zu halten, müssen genug Geld bekommen!

Wie recht hat die zitierte junge Mutter mit ihrer Aussage, dass Politiker manch-
mal gar nicht wissen, was sie anrichten. Es wird davon gesprochen, wie wich-
tig Kinder für diese Gesellschaft sind, und dann wird nichts gegen die Kinder-
armut unternommen oder gar für gleiche Bildungschancen getan! Der Präsident
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des „Deutschen Kinderschutzbundes“ mokierte sich über die soziale Schieflage
und prangerte an, dass der Staat am meisten die Kinder in reichen Familien, am
wenigsten die in armen Familien fördert.

5. Tagesmütter leisten gesellschaftlich und pädagogisch wertvolle Arbeit und wer-
den dafür grottenschlecht bezahlt! In Bremen kommt dieses magere Gehalt dazu
oft erst Wochen, ja Monate später bei den Tagesmüttern an. Es hat sich eingebür-
gert, dass die Behörde, solange die Eltern ihre Unterlagen nicht vollständig ein-
gereicht haben, kein Geld an die Tagesmütter bezahlt. Doch was haben diese da-
mit zu tun, können sie gar etwas dafür? Der Sachverhalt wird von Sozialsenatorin
Rosenkötter bestritten, die solche „Behauptungen“ für „CDU-Stil“ hält. Die Tages-
mütter sind gegen diese Malaise zuletzt 2007 auf die Barrikaden gegangen, aber
geändert hat sich seitdem nichts.

Ab 1. Januar 2009 sollen die spärlichen Honorare auch noch steuer- und so-
zialversicherungspflichtig werden. Wenn von etwa 400 Euro, die im Monat übrig
bleiben, auch noch 300 Euro für Steuern und Sozialversicherung gezahlt wer-
den müssen, dann lohnt sich die ganze Arbeit überhaupt nicht mehr! Vier Stun-
den nach einer Protest-Pressekonferenz der CDU teilte die Sozialbehörde über-
raschend mit, dass die Entlohnung der Bremer Tagesmütter ab 2009 auf „vollkom-
men neue Beine“ gestellt werde. Tagesmütter bekamen bisher für zwei bis fünf
Stunden Betreuung am Tag zehn Euro und sollen in Zukunft auf 58 Prozent ei-
nes durchschnittlichen Kinderpflegerinnengehaltes „hochgestuft“ werden. Ob das
wirklich mehr sein wird? Kinderpflegerinnen werden noch schlechter entlohnt als
Erzieherinnen! Die Arbeit mit kleinen Kindern wird offenbar nicht ernst genom-
men, so mickrig und schlampig, wie für sie bezahlt wird!

6. Auf dem Parteitag der „Linken“ in Bremen sind schwere Vorwürfe gegen die
Bundesregierung erhoben worden. Der parlamentarische Geschäftsführer der
„Linken“-Bundestagsfraktion, Ulrich Maurer, sagte am Samstagmittag, die Große
Koalition in Berlin begehe „Untreue im Amt“. Er warf der Regierung vor, die Fin-
anzkrise lediglich auszusitzen und nichts verändern zu wollen. Die Ursache der
Krise verglich er mit einem klassischen Kettenbrief, befand es als „Masche“ von
Politik und Wirtschaft, das Thema als kompliziert darzustellen, um es bloß nicht
angehen zu müssen.

Ebenso wurde der geplante Börsengang kritisiert, und Maurer verlangte, dass
der gesamte Bahnvorstand zurücktritt. Der Börsengang hätte von der Regierung
gestoppt werden müssen. Maurer sprach sich außerdem für eine Abgabe auf
große Vermögen von fünf Prozent aus. Das Finanzsystem habe ein „blutiges Ge-
sicht“ und bedeute Tod und Elend für Millionen Menschen. Maurer betonte, er sei
stolz, der „einzigen antikapitalistischen Partei“ in Deutschland anzugehören.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)
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Kein Geld für Regelsatzerhöhung: Die von „notleidenden“ Banken in An-
spruch genommenen Milliardensummen aus dem „Rettungspaket“ über-
steigen schon jetzt die jährlichen Kosten von Hartz IV („Spiegel-Online“)

Wette verloren: Ypsi-Püppsi bereits vor
Königswahl gemeuchelt („Spiegel-Online“)

Genehmigt Rot-Grün ein Auto-
haus im Trinkwassersammelgebiet?

1. Trinkwasser von guter Qualität ist auch in Deutsch-
land nicht der Regelfall. Wenn nächste Woche Diens-
tag, am 11. November 2008, die Stadtbürgerschaft
tagt, wahrscheinlich ab 11 Uhr, steht der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan 45 auf der Tagesordnung.
Kommt alle dorthin, um zu sehen, wie Rot-Grün die
Sache handhabt! Das Bauamt Bremen-Nord hat so-
mit eine falsche Auskunft erteilt – um abzuwimmeln?

Wie geht der Autohändler damit um, der im Trink-
wassersammelgebiet bauen will? Es ist mutig, in der
heutigen aktuellen Lage ein Autohaus in einen Neu-

bau zu verlagern. Dass dieses Grundstück an einer stark befahrenen Straße liegt,
ist sicherlich ein Werbevorteil. Doch was ist, wenn etwas passiert und das Trink-
wasser auch nur gefährdet wird? Wird diese Firma dann noch Autos oder Dienst-
leistungen verkaufen können? Warum will dieser Unternehmer solch ein großes
Risiko eingehen? Hat er es schon seiner Bank gesagt? Auch für die Bank ist das
ein Faktor, der sich sicherlich im Zinssatz widerspiegeln wird. Was sagt die Ver-
sicherung dazu? Die normale Gewässerhaftpflichtversicherung deckt dieses er-
höhte Risiko nicht!

Der Unternehmer sollte noch mal darüber nachdenken. Die Stadtbürgerschaft
wird ihm hoffentlich die Entscheidung abnehmen und den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 45 ablehnen – vorher aber genau prüfen, was in dem Vertrag
steht, den das Bauamt Bremen-Nord nicht rausgeben mochte! Was sagt das Ge-
werbeaufsichtsamt zu den bisher im Unternehmen vorkommenden Schadstoffen?
Ein Schwachpunkt bei Betrieben, die Fette und Öle einsetzen, sind etwa die Putz-
lappen mit Rückständen. Seid etwas früher da! Wir wollen mit einem Flugblatt un-
sere Sicht der Dinge darlegen. Trinkwasser gefährden, das geht nicht!

2. In Irland gingen bei einer Demonstration die Rentner auf die Straße. Ihr Mot-
to lautete sinngemäß: Bankern an den Kragen und nicht Rentner plagen! Sie ha-
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ben so die kostenlose ärztliche Versorgung für Übersiebzigjährige verteidigt, wie
ich einer Meldung vom 21. Oktober 2008 entnehme. Eine Woche später wur-
de die „angedachte“ Streichung des „Weihnachtsgeldes“ dementiert. Diese Idee
mit doppelten Bezügen im Dezember für Rentner und Sozialleistungsempfänger
kann ganz einfach in Deutschland nachgemacht werden! Das Geld würde auch
hier bestimmt sofort die Ladenkassen erreichen.

„Irelandman“ meldet die Nachricht etwas anders, ohne die Demo zu erwäh-
nen. Am Dienstag, dem 21. Oktober 2008, heißt es dort: „Nach Gesprächen mit
dem Gewerkschaftsdachverband ICTU rudert die Regierung etwas zurück. Von
der Sonderabgabe auf die Lohnsteuer will man jetzt alle Arbeitnehmer ausneh-
men, die im Jahr nicht mehr als den für eine Vollzeitkraft festgesetzten jährlichen
Mindestlohn von 17.500 Euro verdienen. Dies bedeutet gegenüber dem ursprüng-
lichen Haushaltsansatz des Finanzministers Mindereinnahmen in Höhe von 50
Millionen Euro. Bei Bürgern über 70 Jahren mit einem Jahreseinkommen unter
36.500 Euro (bei Paaren verdoppelt sich der Betrag) kommt der Staat weiterhin,
ohne dass sie sich selbst versichern müssen, für alle Arzt- und Krankenhauskos-
ten auf.“

In der Folgewoche heißt es: „Trotz der Einschnitte im Staatshaushalt, ließ ges-
tern Sozial- und Familienministerin Mary Hanafin verlauten, bleibt es beim ‚Weih-
nachtsgeld‘ für die 1,3 Millionen Rentner und Empfänger von Sozialleistungen.
So bekommen diese Anfang Dezember als ‚Christmas Benefit Bonus‘ eine Dop-
pelzahlung ihrer Bezüge – natürlich in der Hoffnung, dass sie diese in die Wirt-
schaft investieren und das Weihnachtsgeschäft beleben.“

3. Der Chef eines Geldtransportunternehmens muss ins Gefängnis: Er hat Geld
seiner Kunden veruntreut. Dies ist gerecht und nachahmenswert! Die Überschrift
im „Weser-Kurier“ vom 1. November 2008 dazu lautet: „Selbstbedienungsladen
für Chefs“

4. Die Personalie Mehdorn hat eine Vorgeschichte. Der Manager wurde einge-
kauft, um die Bahn zu verkaufen! Er hat gleich richtig zugelangt: Seit Amtsan-
tritt von Bahn-Chef Hartmut Mehdorn sind die Bezüge für die acht Vorstandsmit-
glieder um 300 Prozent gestiegen, wie die „Bild am Sonntag“ berichtet. Laut Ge-
schäftsbericht haben sie sich in den Jahren 1999 bis 2005 von 3,679 auf 14,693
Millionen Euro erhöht! Das Unternehmen Bahn hat nun den Minister getadelt: Ver-
gütungsfragen gehörten nicht in die Öffentlichkeit. Ein Mehdorn schreckt eben vor
nichts zurück! Diese Vorgabe wurde wohl ab 2006 beherzigt. Insofern kenne ich
die aktuelle Vergütung nicht.

Auf die Prämienzahlungen für den Börsengang bin ich letzten Montag ein-
gegangen. Hinzu kommt die Vergütungserhöhung von 20 Prozent ab 2009. Herr
Mehdorn hat gerne die Schulden der Bahn an den Bund übertragen, ohne Ge-
genleistung. So von den Schulden befreit, hat er neue Kredite aufgenommen und
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sich und den Seinen eine üppige Vergütung gezahlt. Herr Mehdorn hat seine Ta-
schen gut gefüllt! Er hat dies legal getan, nur war es mal Kunden- und Steuergeld.

Wie fühlen sich jetzt die Lokführer(innen) der Bahn und die „ausgelager-
ten“ Mitarbeiter(innen)? Ich als Bahnkunde weiß jetzt jedenfalls, warum die
Fahrpreiserhöhung unbedingt nötig war! Die SPD hat auf dem Parteitag noch-
mals bestätigt: Wir halten am Börsengang der Bahn fest! So wird Volksvermögen
verschleudert, so kommt es: SPD ade! Mit den Energieversorgungsunternehmen,
früher einfach Stadtwerke genannt, hat das politische Personal vor einigen Jah-
ren genauso gehandelt. Dies muss jetzt jeder Bürger teuer bezahlen.

5. So ignorant wie die Forderung der Lokführer(innen) wird jetzt die Tarifforderung
der IG Metall von den Arbeitgebern behandelt. Auch bei der Bahn hatten die Vor-
stände Vorfahrt. Die Forderung der IG Metall ist unverzichtbar! Die Finanzbla-
se bestand aus „überflüssigem“ Geld: Die Unternehmen haben einfach nicht ge-
wusst, wohin mit den Erträgen. Dieses Geld sind die nicht gezahlten Renten-,
Lohn und Gehaltserhöhungen! Es war einfach über. Nun ist es wichtig, die richti-
gen Taschen zu füllen!

6. Doppelte Bezüge gibt es auch bei der Postbank. Ein zusätzliches Jahresgehalt
für jede(n) Mitarbeiter(in)? Nein, nicht für jeden: für die Mitglieder des Aufsichts-
rates, weil die so wenig verdienen und sonst womöglich kündigen würden! Dieses
zusätzliche Jahresgehalt wurde im September ausgezahlt. Übrigens: 2007 haben
die acht Köpfe zusammen sieben Millionen Euro erhalten. Ende Oktober wurde
das Quartalsergebnis vorgestellt. Es war tiefrot, und zwar „unvorhersehbar“ oder
„überraschend“ tiefrot: minus circa 450 Millionen Euro, davon circa 360 Millionen
für Immobilienpapiere.

Was war daran überraschend? Zahlen der Buchhaltung werden doch täglich
fortgeschrieben! Die notleidenden Papiere lagen auch schon länger im Keller, be-
reits im ersten Quartal war dies der Grund für den Gewinnrückgang. Insofern kann
es im Mai keine positive Ergebniserwartung für die Konzernführung gegeben ha-
ben. Auch hier wäre eine Rückforderung angebracht! Die Postbank wird sicher-
lich die Möglichkeiten der geänderten Bilanzvorschriften nutzen. Erst die Zukunft
zeigt, welche Risiken im Keller liegen: Die Deutsche Bank wird es an den Tag
bringen.

7. Die geänderten Bilanzierungsregeln für Banken verstärken das Versteckspiel:
Nur wenn der Liquiditätsbedarf nicht gedeckt ist, werden die Verluste zugegeben.
Daher kleben die Banken an diesem Geld. Ausbaden müssen es die Unterneh-
men mit Kreditbedarf. Die Werften haben dies jetzt beklagt: Die Schiffsfinanzie-
rung ist nicht mehr gewährleistet. Wenn diese geänderte Bilanzierungsregel zu-
rückgenommen wird, fallen die Banken wie Kartenhäuser! So dauert es einfach
länger. –
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Der Chef der „verkauften“ beziehungsweise verschenkten IKB wurde abge-
löst: Der neue Eigentümer hat ihn von seinen Pflichten entbunden, und er ist zur
KfW-Bankengruppe zurückgekehrt. –

Die Sozialversicherungsträger haben insgesamt rund 800 Millionen Euro bei
Lehman Brothers AG Deutschland angelegt. Dieses Geld sei nicht verloren, hat
die Bafin verkündet. Die von Citibank, Frankfurter und Hamburger Sparkasse so-
wie anderen verkauften Lehman-Zertifikate fallen nicht unter die Garantie. Dies
wird mit der Abwicklung in der USA entschieden. Warum gerade Lehman Bro-
thers AG von der US-Regierung jegliche Unterstützung versagt wurde, ist noch
immer unklar.

8. Die Grünen haben 25 Jahre Parlamentsarbeit in Bremen gefeiert – und ausge-
rechnet jetzt geraten sie in „Filzverdacht“! Die Vertretung Bremens in Berlin muss
neu besetzt werden. Die Ausschreibung wurde geändert, weil die Freie Hanse-
stadt nicht das Gehalt aus der der ersten Ausschreibung aufbringen konnte. Dies
hat Bremen aber erst im laufenden Bewerbungsverfahren gemerkt. Was hat denn
der Vorgänger im Amt verdient? Es handelt sich doch um eine Ersatzanstellung
und nicht um eine neu geschaffene Stelle! Die reduzierte Vergütung hat das Feld
der Mitbewerber gelichtet. Verantwortlich für den finanziellen Teil der Ausschrei-
bung ist Senatorin Linnert – oder etwa grüner Filz? –

Die „Brepark“, eine GmbH im Eigentum der Freien Hansestadt, braucht ei-
ne neue Führungskraft. Warum wurde jemand erstmals angesprochen, als das
Bewerbungsverfahren bereits in Vorstellungsgespräche eingetreten war? Welche
Folgen hat das eröffnete zweite Verfahren? Eventuell wie bei der Stellenausschrei-
bung für die Abteilung von Herrn Weber? Die Klinik „Links der Weser“ hat einen
neuen Chef. Ob Sozialsenatorin Rosenkötter Herrn Hansen bereits gesagt hat:
„Der bleibt!“? –

Die Tagesmütter erhalten bereits seit Jahren ihr Geld zögerlich und oftmals
verspätet. Die vorgesehene, durch Bundesrecht verursachte Erhöhung der Bezü-
ge ist eine gute Sache. Nur umso pünktlicher muss künftig die Auszahlung erfol-
gen! Die Sozialversicherungsbeiträge und die Lohnsteuer müssen termingetreu
überwiesen werden, sonst sind Säumniszuschläge fällig!

9. Atomkraft ? Nein, danke! Atommüll ist selbst unter staatlicher Aufsicht nicht si-
cher. Die Castor-Transporte gefährden unstrittig die Gesundheit der begleitenden
Polizist(inn)en! Die Lauge im Zwischenlager Asse wurde vermischt und umgela-
gert. Die dortigen Fässer werden noch viele Überraschungen bieten! Die Bevöl-
kerung und auch Mitarbeiter(innen) wurden nicht über die Gefahren aufgeklärt
und auch nicht entsprechend geschützt.

Die Lagerung von Atommüll in Afrika ist ein barbarischer Akt! Wo kommen die
Atommüllfässer her, die bei der Tsunami-Katastrophe an Land gespült wurden?
Die Auflösung steht im Buch von Roberto Saviano über die Camorra! Wo bleiben
diese Fässer? Was liegt wo im Meer?
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Nicht zu vergessen: die bekannten Unglücke mit Atomkraft. Die Uranmunition
ist ein Abfallprodukt, siehe auch vorherige Bremer Montagsdemos. Dieses Wo-
chenende gibt es nun wieder eine Demonstration gegen den Castor. Wir gehen
allerdings, wie seit Monaten geplant, an diesem Samstag in Berlin auf die Stra-
ße: gegen diese Regierung und auch gegen die Verpflichtung zur Förderung der
Atomkraft im Lissabonner Vertrag!

10. Die Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg arbeitet eng mit Rechtsanwalt Alfred
Kroll zusammen. Das Standesverfahren gegen Herrn Kroll wurde unter anderem
von der Stadt Oldenburg betrieben. Die Also gibt die Arbeitslosenzeitung „Quer“
heraus und ist auch ansonsten sehr aktiv.

Die Stadt will nun die Förderung einstellen: „Die Verwaltung der Stadt Olden-
burg hat in ihrem Haushaltsentwurf für 2009 die Finanzierung der Also auf Null
gesetzt. Der ‚Nordwestzeitung‘ konnten wir entnehmen: wegen des ‚Reizklimas‘.
Im ‚Hunte-Report‘ vom 5. Oktober 2008 wird Oberbürgermeister Dr. Schwand-
ner mit den Worten zitiert: ‚Wir haben Probleme damit, eine Einrichtung zu un-
terstützen, die gegen die Stadt in Form der Arge arbeitet. Die Politik soll darüber
entscheiden.‘“

Diese Rechnung wird nicht aufgehen! Wenn alle Ratsuchenden mit ihren An-
liegen eine Anwaltspraxis aufsuchen, wird dies für die Stadt Oldenburg wesent-
lich teurer!

11. Der Regelsatz des ALG II ist insbesondere für Familien mit Kind nicht aus-
reichend. Das Hessische Landessozialgericht hat mit Beschluss vom 8. August
2008 zwei Gutachten zur Regelsatzhöhe in Auftrag gegeben. Inzwischen liegen
dem Gericht sogar vier Gutachten vor, und es gibt die Frage der Regelsatzhöhe,
insbesondere für Kinder, an das Bundesverfassungsgericht weiter. Es hat erheb-
liche Zweifel an der Angemessenheit dieser Regelsätze und entsprechende Fra-
gen formuliert. Die Regelsätze für Kinder widersprechen jeglicher Vernunft!

Vor lauter Freude sollten wir nicht vergessen, jetzt umgehend einen Antrag auf
Überprüfung für rechtskräftige Bescheide und einen Widerspruch für noch nicht
rechtskräftige Bescheide zu verfassen. Dadurch ist es möglich, die Ansprüche ab
1. Januar 2005 abzusichern. Wie dies geht? Wir gehen mit! Darum Montagsdemo,
Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

12. Die Koordinierungsgruppe der Montagsdemonstrationen ruft für den 8. No-
vember 2008 zur nunmehr 5. bundesweiten Herbstdemonstration unserer Be-
wegung in Berlin auf. Hier in Bremen haben wir einen Bus organisiert und neh-
men Anmeldungen zur Mitfahrt per E-Mail an Jobst.Roselius(at)nord-com.net, te-
lefonisch unter 0421-705 687 oder montags auf dem Marktplatz entgegen. Wir
hoffen, dass wir wieder mit attraktiven Fahrpreisen von sieben Euro für Hartz-IV-
Betroffene, 15 Euro für ALG-I-Bezieher und Rentner sowie 25 Euro für Verdiener
zurechtkommen werden und auch Mittellosen die Mitfahrt ermöglichen können.
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Der Bus fährt um 6 Uhr ab ZOB Breitenweg . Kommt alle mit und demonstriert
mit uns gegen diese Regierung und ihre unsoziale Politik!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Die SPD ist eine rechte Partei: Um linke Politik zu verhindern, ver-
zichtet sie notfalls auch auf Teilhabe an der Macht („Junge Welt“)

Alle gewinnen auf Kosten der SPD: Führt Ypsi-Püppsi
ihre Getreuen in die Neuwahl-Katastrophe? („Focus“)

Wieder eine Illusionsblase geplatzt
Am Samstag dieser Woche, am 8. Novem-
ber 2008 , fahren wir nach Berlin zur bun-
desweiten Demonstration gegen die Regie-
rung . Jeder, aber auch jeder Angestellte, Ar-
beiter oder auch Beamte ist von der Politik
der Schröder/Fischer- und jetzt Merkel/Stein-
meier-Regierung betroffen. Die ganze Latte
der Hartz-Gesetze hat die Arbeits- und Le-
bensbedingungen der gesamten werktätigen
Bevölkerung massiv verschlechtert. Eine mas-
senhafte Verarmung und Verelendung ist ein-
getreten und wird noch weiter steigen im Zuge
der Umverteilung zugunsten der Reichen und
der Übermonopole.

Gerhard Schröder wollte Deutschland „fitmachen für den Weltmarkt“. Mit Fü-
ßen hat dieser zynische und typische Sozialdemokrat die erkämpften Rechte der
Arbeiterbewegung getreten und damit die SPD bis auf den heutigen Tag als den
unehrlichsten und heuchlerischsten Handlanger des Monopolkapitals erwiesen.
Jeder ehrliche Mensch, der bisher noch auf die SPD gesetzt hat, kann bei erns-
tem Bedenken nur noch Schluss machen mit dieser Partei!

Jetzt ist wieder eine Illusionsblase geplatzt: Frau Ypsilanti wollte eine rot-
grüne Regierung mit Duldung der „Linken“ zimmern. Nein, den karrieristischen
und reaktionären Mitgliedern ging das schon zu weit, also wird nichts draus. Das
sollte der „Linken“ eine Lehre sein! Ihr Platz sollte bei der kämpferischen Oppo-
sition sein, die wird etwas bewegen. Das Anhängen an die SPD ist der falsche
Weg! Wer also der Regierung etwas zu sagen hat, soll mitkommen nach Berlin.

Am 8. November gibt es auch eine Demo in Gorleben gegen die Kernkraftwer-
ke und die Atompolitik der Regierung. Auch das ist ein wichtiger Protest, aber an
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beiden Demos auf einmal kann man sich nicht beteiligen. Ein Großteil der Mon-
tagsdemonstrantinnen und -demonstranten hat sich deshalb für den Protest di-
rekt gegen die Berliner Regierung entschieden, und wir fahren hin. Den Gorleben-
Demonstranten wünschen wir gleichwohl einen aktiven und kämpferischen Pro-
test! Die Umweltfrage und damit auch die nicht gelöste Atommüll-Endlagerfrage
ist seit Jahrzehnten von allen Regierungen unter den Teppich gekehrt worden und
wird immer brennender. Wir sind für die Abschaltung aller AKWs sofort, für die
Beseitigung des Atommülls und die Lösung aller offenen Fragen auf Kosten der
Betreiber und Verursacher!

Es ist aber notwendig, sich in Zukunft nicht aufteilen zu lassen nach den Po-
sitionen „Gorleben ist am wichtigsten“ oder „Weg mit Hartz IV ist am wichtigs-
ten“. Wir müssen gemeinsam gegen die gesamte Regierungspolitik vorgehen, an
möglichst einem Termin. Denken wir an die 500.000, die wir vor etwa zehn Jah-
ren in Berlin hatten! Da gab es trotz Spaltung einiges, was in Bewegung gebracht
werden konnte.

Jobst Roselius

Unglaublich: Piesepampel wird Präsident („Spiegel-Online“)

Kein „Wechsel“ mit mehr Truppen
Das „Bremer Friedensforum“ begrüßt die durch die Wahl Barack Obamas erfolg-
te Ablösung der politischen Kräfte in den USA, die im Nahen und Mittleren Osten
zwei blutige Kriege begonnen haben, die sie bis heute weiterführen. Das „Frie-
densforum“ erwartet von Barack Obama, dass der angekündigte Abzug der US-
Streitkräfte aus dem Irak schnellstmöglich realisiert wird.

Obama hat einen umfassenden Wechsel für seine gesamte Politik angekün-
digt. Dazu passt allerdings nicht, dass er den militärischen Einsatz in Afghanistan
verstärken will. Das ist kein Wechsel, sondern eine Verschärfung der bisherigen
Situation! Das „Bremer Friedensforum“ ist sich einig mit der internationalen Frie-
densbewegung, einschließlich der US-amerikanischen, dass es für Afghanistan
keine militärische Lösung geben kann.

Auch in Bezug auf die Iran-Politik wird sich zeigen, ob Obama hier tatsäch-
lich Neues durchsetzen wird. Skeptisch macht uns, dass sein führender Nahost-
berater Dennis Ross zu den US-amerikanischen Kräften gehört, die verschärften
Druck und notfalls Krieg gegen die Teheraner Regierung fordern.

Millionen Menschen in aller Welt freuen sich über den Wahlsieg Obamas. Sie
erwarten von seiner Politik eine Abkehr von der Bush’schen Kriegspolitik. Das
„Bremer Friedensforum“ fordert die Bundesregierung auf, den Wahlsieg Obamas
als Chance zu nutzen und Initiativen zu ergreifen, die auf Uno-Ebene Wege für
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friedliche Konfliktlösungen suchen und Vorschläge für Sicherheit und Zusammen-
arbeit im Nahen und Mittleren Osten erarbeiten!

Presseerklärung des „Bremer Friedensforums“

Vom 7. bis zum 9. November 2008 findet in Meppen ein Bundestreffen zur
Neuformierung eines Zusammenschlusses von Erwerbslosen , Sozialhilfe-
bezieher(inne)n, Jobber(inne)n und aus der Armenstatistik Herausgetricksten

für eine unabhängige und parteiische Interessenvertretung als Nachfolger der
BAG-SHI statt.

SPD gibt Hessen verloren: In den leidigen Wahlkampf zieht nun
ein völlig unbekannter Zählkandidat („Spiegel-Online“)

„Pogromstimmung gegen Manager“: Doppel-Äff redet
schon wie Professor Unsinn („Spiegel-Online“)

Hintergründe der Banken- und
Börsenkrise werden verheimlicht

Wieder auf dem dunklen Marktplatz fand die 205.
Montagsdemo in Bremen am 3. November 2008 um
17:30 Uhr statt. Zuerst waren wir sehr wenige, dann
aber zählten wir doch über 30 Teilnehmer und Zu-
hörer. Wir verzichteten diesmal auf die kleine Demo
und hielten die ganze Kundgebung auf dem Markt-
platz ab. Wir hatten auch Besuch von drei Freunden
der Montagsdemo aus Hannover.

Die Hintergründe und Verheimlichungen in der
Banken- und Börsenkrise standen im Mittelpunkt der
Beiträge, dazu der „Rohrkrepierer“ mit der geplatz-
ten Wahl der Frau Ypsilanti zur Ministerpräsidentin
in Hessen. Wir freuten uns, dass ein Lehrer an die
„Quelle“ kam, um Betroffene für die Darstellung der

Probleme der auf Hartz IV angewiesenen Menschen im Schulunterricht zu gewin-
nen. Ein erster Kontakt ist hergestellt. Erneut warben wir für die bundesweite De-
monstration gegen die Regierung am Samstag dieser Woche in Berlin.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“
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5.000 Demonstranten gegen die Regierung: Hartz IV reicht nicht einmal
für eine vernünftige Ernährung („Rote Fahne News“, „Youtube“)

An die Gleise gekettet: AKW-Gegner stoppen
Castor-Transport („Spiegel-Online“)

Zivilcourage: Werder-Bremen-Fans brüllen
Nazis aus dem Stadion („Spiegel-Online“)

Klassenjustiz: Steuerhinterzieher Zumwinkel
kann sich freikaufen („Financial Times“)

„Wortbruch“, „machtgeil“, „dilettantisch“: Alle hetzen
gegen Ypsi-Püppsi („Nachdenkseiten“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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206. Bremer Montagsdemo

am 10. 11. 2008

Die Volkstreter müssen weg!
Es war die Reaktion, die wir schon seit 2004 ken-
nen, seit es die Hartz-Gesetze und die Agenda 2010
gibt: Die bundesweite Montagsdemonstration in Ber-
lin am Samstag, dem 8. November 2008, wurde tot-
geschwiegen! In den letzten Jahren kam noch ein
ganz kleiner Beitrag in den Nachrichten von ARD und
ZDF – dieses Mal: nichts! Dabei sind die Montags-
demos keineswegs tot, ganz im Gegenteil!

Es waren wieder fast 10.000 Menschen aus
ganz Deutschland angereist, die bei den Montagsde-
monstrationen in circa 100 Klein- und Großstädten
aktiv mitwirken. Die Demos bestehen aus einem

bunt zusammengewürfelten Personenkreis: Menschen, die sich aktiv und öffent-
lich für die Abschaffung der Hartz-Gesetze und alle damit verbundenen sozialen
Ungerechtigkeiten einsetzen. Sie kommen aus allen Schichten und beruflichen
Bereichen.

Die bundesweite Montagsdemo ist kein Verein. Die Demos sind auch keine
Veranstaltungen der MLPD, wie immer wieder gern aus bestimmten politischen
Kreisen behauptet wird, um eventuell Menschen zu verschrecken, die zu dieser
Partei keinen Bezug haben. Es sind Mitglieder verschiedener Parteien darunter.
Der weitaus größte Teil der Montagsdemonstrantinnen und -demonstranten ist
parteilos, aber politisch stark interessiert.

Sie alle wollen die Sozialpolitik wieder ins Gleichgewicht bringen und setzen
sich dafür mit ihrer Anwesenheit und Stimme ein. Wer befürchtet, dass sich die
Demos einseitig zugunsten einer Partei entwickelt haben, kann den Ausgleich
durch eigene Anwesenheit beeinflussen. Auch die Mitglieder der „Linken“ könnten
sich sehr viel zahlreicher auf den Demos sehen lassen.

Die Montagsdemos sind ein Stachel im Fleisch und schlecht einzuschätzen
für das politische Personal, verunsichern es also in einem nicht geringen Maße.
Weil die soziale Schieflage von der Regierung geplant und durchgesetzt wurde,
wird getan, als gebe es die Montagsdemos nicht, und die Medien sind dem po-
litischen Personal dabei mit ihrem Unterlassen einer neutralen Berichterstattung
außerordentlich behilflich.
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In Berlin waren knapp 10.000 Menschen auf der Straße; in Gorleben haben
ungefähr 30.000 Menschen gegen Atommüll und die Castor-Transporte demonst-
riert. Das sind rein rechnerisch schon 40.000 Menschen an einem Tag, die sich
gegen die Politik unserer unfähigen Regierung stellen – gar nicht gerechnet, wie
viele Initiativen, Gruppen und Vereine sich gegen das unsoziale System mit ihrer
„Kleinarbeit“ wehren.

Aber es müssen sich noch sehr viel mehr Bürgerinnen und Bürger bewegen
und ihren Protest lautstark und gemeinsam zum Ausdruck bringen, um die Politik
endlich wieder in die richtige Richtung zu lenken. Die vielen Unzufriedenen, die
unsozial und menschenverachtend behandelten Menschen müssen sich zusam-
menschließen und gegen das ihnen angetane Unrecht demonstrieren! Fordern
wir also alle in Deutschland lebenden Menschen auf – jung und alt, arbeitslos und
arbeitend –, laut und öffentlich und gemeinsam ihre Wut zu äußern und sich nicht
hilflos zu ergeben!

Die Montagsdemonstrationen haben eine gute, kurze Tradition, und die müs-
sen wir gemeinsam fortführen, solange dieses politische Personal eine Politik
macht, die das Volk vorsätzlich veramt! Wir sind das Volk, und wir haben Volks-
vertreter, die sich einen Dreck um das Volk kümmern, das sie vertreten. Im Ge-
genteil: Sie treten es! Darum müssen sie weg!

Gudrun Binder (parteilos)

Zivilcourage: Atomkraftgegner riskieren Abtrennung der Arme,
um den Castor-Transport aufzuhalten („Tageszeitung“)

Deutschland verstrahlt Polizisten: Wer neben dem Castor Überstunden
schiebt, kriegt schnell die doppelte Jahresdosis ab („Spiegel-Online“)

Kein Gedicht von Tucholsky: „Wenn die Börsenkurse fallen, regt
sich Kummer fast bei allen“ („Der Standard“)

Galoppierender Wahnsinn: Opel fordert Verschrottungsprämie
gegen die Überproduktionskrise („Spiegel-Online“)

Die MLPD lädt für Freitag , den 14. November 2008 , um 19 Uhr zur Grün-
dung der Wählerinitiative MLPD/Offene Liste in die Gaststätte „Stella“, Er-
lenstraße 66 (Ecke Donaustraße). Eingeladen sind also ausdrücklich auch
parteilose politisch Interessierte. Die MLPD/Offene Liste wird sich in allen

Bundesländern an der Bundestagswahl 2009 beteiligen, um die sozialistische
Perspektive und die kämpferische Opposition gegen die volksfeindliche Politik
der Berliner Regierungskoalition zu stärken. Als Bremer Direktkandidat bewer-
ben möchte sich Wolfgang Lange, Montagsdemonstrant der ersten Stunde.
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„Ein Attentäter als Vorbild“
1. Um 6 Uhr früh sind wir abgefahren mit
Ziel Berlin. Um kurz nach 11 Uhr waren
wir am Alexanderplatz. Die Auftaktkund-
gebung hatte bereits begonnen. Wir ha-
ben die Har(t)zer-Käse-Kostüme ausge-
packt und dekoriert. Die gute Stimmung
war schon aus der Distanz wahrnehmbar.
Die Lautsprecher waren auf einem LKW
angebracht. Nach kurzer Wartezeit konn-
te ich reden. „Hans-Dieter Binder von der

Bremer Montagsdemo und der ‚Georg-Elser-Initiative Bremen‘“, so wurde ich an-
gekündigt – mit einem Versprecher, den ich aufgreifen konnte. Ich blickte in die
fragenden Gesichter einiger Zuhörer: Georg Elser, den kennen viele noch nicht.

Georg Elser ist der Mensch, der am 8. November 1939 Adolf Hitler in die
Luft sprengen wollte! Der 8. November 2008 bot einen guten Anlass, etwas dazu
zu sagen. Wir hatten am Tag der Demonstration Glück mit dem Wetter! Am 8.
November 1939 ist das Wetter wesentlich schlechter gewesen. Daher ist Hitler
früher gegangen als geplant und die Bombe 13 Minuten zu spät explodiert.

Georg Elser war Schreinergeselle und stolz auf seine Fähigkeiten. Ein Jahr
hat er diese Explosion vorbereitet. Er löste die Holzverkleidung einer Säule, ohne
dass es ersichtlich war. In 35 Nächten hat er Platz für den Sprengstoff geschaffen.
Den Schutt hat er in der Aktentasche weggebracht. Davor hat er sich Wissen und
Material angeeignet. Der Zünder war drei Tage im Voraus einstellbar. Georg Elser
wurde beim Übertritt in die Schweiz gefasst. Die „Grüne Grenze“ war erst eine
Woche vorher durch Stacheldraht und Bewachung gesichert worden.

Warum hat Georg Elser dies getan? „Ich habe den Krieg verhindern wollen“,
lautet der bekannteste Grund. Im Verhörprotokoll der Gestapo steht: „Ich stellte
allein Betrachtungen an, wie man die Verhältnisse der Arbeiterschaft bessern und
einen Krieg vermeiden könnte.“ Ist so ein Attentat heute wünschenswert? Nein!
Gewalt und Attentate sind keine Lösung! Es gilt, aus der Geschichte zu lernen.

In dem Essayband „Ein Attentäter als Vorbild“ schreibt Achim Rogoss: „Ge-
org Elsers Zeit war geprägt durch Verbrechen, Rechtsunsicherheit und Willkür.
Wir werden heute zwar auch mit Problemen, Skandalen und Verbrechen konfron-
tiert, aber in einem Rechtsstaat besteht die Möglichkeit, erlittenes Unrecht zu kor-
rigieren und berechtigte Ansprüche durchzusetzen. Der beste Schutz gegen ei-
ne Wiederholung der politischen Katastrophe besteht darin, uns in unserem All-
tag menschlich und solidarisch zu verhalten, soziale Normen durchzusetzen, die
allen Menschen ein Leben ohne Angst und in Würde erlauben.“ Genau dafür ste-
hen wir hier! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich
will die Zukunft positiv gestalten!
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Die letzten Worte meiner Rede gingen im Krach unter, und ich war nicht mehr
zu verstehen. Die anderen waren einfach lauter! Es hat Spaß gemacht, diese Re-
de zu halten. Kurz danach sind wir zur Demo gestartet. Sie war sehr lautstark,
alles bunt gewürfelt, ein langer Zug mit schätzungsweise 10.000 Menschen. Auf
den Transparenten waren ihre Herkunftsstädte erkennbar. Die Teilnehmer aus
Ulm, Saarbrücken, Stuttgart und München hatten wohl die weitesten Anfahrts-
wege. Trotz der Lautstärke haben wir uns unterhalten und Erfahrungen ausge-
tauscht. Unsere „Har(t)zer Käse“ wurden oft fotografiert.

Die Abschlusskundgebung habe ich nicht richtig mitbekommen – die gelun-
genen Kulturbeiträge brachten uns zum Pausieren. Wir haben diskutiert, ich bot
Buttons an. Es war ein gutes Gefühl. Danach ging es mit dem Bus zurück nach
Bremen. Die Fahrt verlief reibungslos. Eines bedrückt mich noch: Ich habe ver-
gessen, aus welchen Städten ich Grüße bestellen soll! Wir waren als Bremer gut
zu erkennen, auf den Kostümen stand „Bremer Montagsdemo“. Grüße aus etli-
chen Städten waren die Folge. Woher, habe ich leider vergessen. Es waren zu
viele!

Am 28. Februar 2009 findet das nächste Treffen aller gewählten Delegierten
der Montagsdemos und anderer Gruppen in Kassel statt. In Kassel wird die neue
Koordinierungsgruppe gewählt und der Termin für die Herbstdemo 2009 festge-
legt. Ich freue mich darauf!

2. In den letzten sieben Jahren wurden 85 Prozent aller Entscheidungen „in Eu-
ropa“ getroffen. 85 Prozent aller Gesetze haben den Ursprung in Brüssel. Herr
Stoiber hat sich darüber beklagt, dass weder Politik noch Wirtschaft sich darauf
eingestellt haben. „Europa bestimmt, Deutschland jammert anschließend“, so der
„Weser-Kurier“ vom 10. November 2008.

In derselben Ausgabe erfahren wir, dass die Rentenversicherung 2009 ein
Drittel ihrer Rücklagen aufzehren wird: Den Ausgaben von 40,5 Milliarden Eu-
ro stehen Einnahmen von 34,8 Milliarden gegenüber. Der letzte Griff in die Ren-
tenkasse war die Halbierung der Beiträge für ALG-II-Betroffene. Die Lissabonner
Strategie sieht die Reduzierung der sozialen Sicherungssysteme auf ein Mini-
mum vor. Die Absicherung soll durch private Versicherungen erfolgen. Die gesetz-
lichen Sozialversicherungsträger sind verpflichtet, diese privaten Versicherungen
zu unterstützen.

Die Deutsche Rentenversicherung muss Seminare über die zusätzliche Al-
tersabsicherung abhalten, darf aber selbst keine Zusatzverträge anbieten. Die
Beträge, die in eine Riester-Rente eingezahlt werden, wandern zum Geldverdie-
nen auf den Kapitalmarkt. Sie sind Teil der geplatzten Finanzträume! So finan-
zieren Arbeitnehmer die Casinospiele! Eine Öffnung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung für Zusatzversicherungen ist der richtige Weg. Das gleiche gilt für die
Kranken- und Pflegeversicherung.

Es sind aber keine Zeichen einer Änderung sichtbar! „Finanztest“ macht Vor-
schläge für „mehr Sicherheit im Alter“: privat vorsorgen! Die Finanzkrise wird dar-
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in nicht ausreichend berücksichtigt. Eigentlich steht dort: Wir machen einfach wei-
ter so! Altersarmut kommt nur, wenn die Politik nichts ändert. Die Weichen zur Al-
tersarmut sind bereits Gesetz! Die Lissabonner Strategie ist umgesetzt! Wie die
Politik gegensteuern kann, steht unter den vorherigen Bremer Montagsdemos.

Rente wird 2009 zentrales Wahlkampfthema. Jung und Alt sind gleicherma-
ßen von der veränderten Rentenformel betroffen. Am 6. November 2008 hat der
„Weser-Kurier“ die Formel zur Rentenberechnung als „ganz einfach dargestellt“:
„Kein Buch mit sieben Siegeln!“ Nur die Formeln zur Ermittlung der einzelnen Fak-
toren wurden weggelassen. Bis jetzt beträgt die Anspruchsreduzierung für Neu-
rentner circa 25 Prozent!

3. Der Lissabonner Vertrag verpflichtet auch zur Förderung der Atomkraft . Die
aktuellen Proteste zeigen, dass Kernenergie bei uns keine Zustimmung findet.
In England und Italien hat diese Vereinbarung zu umfangreichen Neuplanungen
und Verwirklichungen von Atommeilern geführt. Kernkraftwerke sind auch der
Verkaufsschlager in Afrika. Verstrahlung hört an keiner Landesgrenze auf!

Die Bundeswehr hat einen neuen Einsatzbefehl: Diesmal geht es gegen
Piraten vor Somalia. Hat die Bundeswehr diesmal die richtige Ausrüstung? Sind
die Soldaten auf das Zusammentreffen mit Atommüll vorbereitet und geschützt?
„Somalia ist eines von vielen unterentwickelten Ländern, das seit den achtziger
Jahren unzählige Schiffsladungen von Atommüll und anderen schädlichen Abfäl-
len bekam und sie entlang der Küste lagerte. Aufgezählt wurden unter anderem
Uran und Cadmium“, erfahren wir aus den Schweizer „Zeit-Fragen“.

4. Am Dienstag dieser Woche tagte um 14 Uhr die Stadtbürgerschaft. Auf der Ta-
gesordnung stand der vorhabenbezogene Bebauungsplan 45. Es geht um die
Errichtung eines Autohauses in Bremen-Blumenthal. „Die Linke“ lehnt das Vor-
haben ab, da das zur Bebauung vorgesehen Grundstück inmitten eines Trink-
wasserschutzgebietes liegt. Es gibt ausreichend voll versiegelte Flächen in Bre-
men-Blumenthal und Industriebrachen in Bremen-Nord, die alternativ genutzt wer-
den könnten. Inga Nitz hat in der Sitzung diese Argumente vorgetragen, doch die
Stadtbürgerschaft stimmte dem Bebauungsplan 45 zu. Ob wir künftig unser Trink-
wasser bei Aldi kaufen müssen? Iris kümmert sich um eine Demo in Bremen-
Nord!

5. Immer mehr Banken haben Liquiditätsprobleme. Sie wollen zum 500-Milliarden-
Kuchen! Die Nord-LB, Mutter der Bremer Landesbank, ist auch dabei. Nur von
Regressforderungen oder freiwilligen Rückzahlungen der Sondervergütungen der
Bankvorstände und Aufsichtsräte ist keine Zeile zu lesen. Den Weg aus der Krise
sollen diejenigen zeigen, die den Weg in die Krise gefunden haben! Der Lissabon-
ner Vertrag verbietet bisher jegliche Reglementierung des Finanzverkehrs. Das
ist ein weiterer Grund, diesen Vertrag zu ändern! –

742

http://de.wikipedia.org/wiki/Rentenformel
http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,druck-589778,00.html
http://www.mz-web.de/servlet/ContentServer?pagename=ksta/XPage&amp;atype=ksArtikel&amp;aid=1225104636801&amp;template=Druckfassung
http://www.zeit-fragen.ch/ausgaben/2008/nr42-vom-13102008/Atommuelldeponie-afrika/
http://www.linksfraktion-bremen.de/nc/buergerschaft/pressemitteilungen/detail/zurueck/aktuell-2/artikel/aus-der-buergerschaftsitzung/
http://www.Bremer-Montagsdemo.de/150/reden150.htm#150-IN
http://www.linksfraktion-bremen.de/fileadmin/user_upload/Texte_aktuell/BremischeBuergerschaft/2008_November_Rede_Nitz_01.pdf
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-590279,00.html


Eine kleinere Belastungssumme – 16 Millionen Euro an Regressforderun-
gen – befürchtet Bremen, wenn die Freie Hansestadt die Verträge mit dem Renn-
verein kündigt. Diese Zahl hat Bremen selbst ausrechnen lassen! Ein solches
Gutachten muss die äußerste Forderungshöhe aufzeigen, damit der Gutachter
nicht tiefgestapelt hat. Von Schadensansprüchen oder Regressforderungen der
Freien Hansestadt Bremen gegen die damals handelnden Personen ist nicht die
Rede. Wie selbstherrlich der Rennverein Verträge abschließt, war erst im letz-
ten Jahr nachzulesen: Im neuen Hotel wurden Zimmer für 30 Jahre angemietet,
jeweils zu den Renntagen. Alles in dem Bewusstsein, dass Bremen den Verlust
übernehmen muss? Zur Geschichte dieser Geldvernichtung siehe Bremer Mon-
tagsdemo! –

Die Besetzungsklagen um die offenen Stellen bei Bürgerschaftspräsident We-
ber gehen in die nächste Runde. Nicht einmal Personalausschreibungen und Be-
setzungsverfahren bekommt Bremen hin! Das Martinskrankenhaus in Lilienthal
hat Insolvenz angemeldet. Warum die Küche im Krankenhaus Mitte so teuer ge-
worden ist, hat Staatsrat Schulte-Sasse dem „Weser-Kurier“ am 6. November
2008 verraten: Es gab keine angemessene Kontrolle! Wo bleibt die Regressfor-
derung an das politische Personal? Wo bleibt der Rücktritt? –

Übrigens haben alle Senatoren ab 1. November 2008 eine Gehaltserhöhung
erhalten: Sie bekommen 300 Euro brutto mehr in die Tasche. Zum Vergleich: Um
vier Euro auf 351 Euro wurde die Regelleistung für von Sozialtransfers abhän-
gigen Menschen „erhöht“. Die Rentner wurden ebenfalls um den Inflationsaus-
gleich gebracht! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!
Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Unbildung: 13-Jährige demolieren jüdische Ausstellung („Spiegel-Online“)

Gute Bildung, kostenlos: In 40 Städten demonstrieren insgesamt
100.000 Schüler gegen Bildungsblockaden („Rote Fahne News“)

Hauptschüler aus „Pisa“-Vergleich entfernt: Statt Probleme zu
lösen, wird die Statistik manipuliert („Spiegel-Online“)

Opel-Management hat „einen Knall“: Eine Milliarde an deutschem Steu-
ergeld soll bei General Motors verbrannt werden („Spiegel-Online“)

Automonteure in Detroit bangen um ihre Jobs: Mit ihren Steuergeldern
werden die Finanzjongleure der Wall Street gerettet („Spiegel-Online“)

Jetzt ist es amtlich: Eurozone steckt in der Rezession („Spiegel-Online“)

743

http://www.kreiszeitung.de/bremensolo/LINKSEC00_20081113003245_Rennbahn_Vertraege_werden_gekuendigt.html
http://www.kreiszeitung.de/bremensolo/LINKSEC00_20081113003245_Rennbahn_Vertraege_werden_gekuendigt.html
http://www.stern.de/politik/deutschland/:Finanzministerium-Mehr-Geld-Hartz-IV-Empf%E4nger/643838.html?pr=1
http://www.dielinke-bremen.de/nc/politik/aktuell/detail/zurueck/kopf-zeigen-neues-von-der-montagsdemo/artikel/196-montagsdemo-warum-muessen-arbeitsplaetze-fuer-soldaten-besetzt-werden/
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-590095,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,druck-590491,00.html
http://www.jungewelt.de/2008/11-15/037.php?print=1
http://www.taz.de/regional/berlin/aktuell/artikel/1/eine-demo-und-ihr-jaehes-ende/?type=98
http://www.rf-news.de/rfnews/printable/News_Item.2008-11-12.2813
http://www.jungewelt.de/2008/11-13/061.php?print=1
http://www.schulaction.org/
http://www.spiegel.de/schulspiegel/0,1518,druck-590235,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-590557,00.html
http://www.focus.de/finanzen/boerse/finanzkrise/autokrise-das-drama-um-opel-spitzt-sich-zu_aid_348636.html
http://www.taz.de/1/zukunft/wirtschaft/artikel/1/opel-will-buergschaft-vom-bund/?type=98
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-590278,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-590123,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-590123,00.html


Geschäftemacherei mit den „Tafeln“
Jeden Tag entsteht eine neue „Tafel“ irgendwo in
Deutschland. Immer mehr arme und hungrige Men-
schen müssen diese „Tafeln“ aufsuchen, um sich Le-
bensmittel zu besorgen. Was für ein Armutszeugnis
in diesem reichen Land!

Am Wochenende bin ich auf eine „Hilfs“-Aktion
der Handelskette Rewe gestoßen. Dort gibt es Pro-
dukte mit einem Aufpreis zu kaufen, deren Erlös den
„Tafeln“ zugute kommen soll. Was als „mildtätige Un-
terstützung“ daherkommt, ist in Wirklichkeit ein skan-
dalöser Betrug: Die „Tafeln“ erhalten nicht den Geld-
betrag, den die Kunden quasi als Spende über Rewe
entrichten – sie bekommen nur Lebensmittel gelie-
fert, deren Haltbarkeitsdatum bereits abgelaufen ist!

So macht Rewe Geschäfte mit minderwertigen Waren und setzt das dann
auch noch von der Steuer ab! Rewe verdient an der ganzen Aktion und versucht,
als „sozialer“ Großhändler zu glänzen. In Wirklichkeit findet seit Monaten eine gi-
gantische Preistreiberei statt – durch alle Handelsmonopole wie Lidl oder Aldi.
Die Preise gerade für die dringend notwendigen Lebensmittel sind 2008 um zehn
bis 15 Prozent gestiegen und haben die Not von Hartz-IV-Betroffenen und Nied-
riglöhnern stark erhöht. Wir brauchen keine Almosen und keine Betrüger! Wir
brauchen sofort einen Hungerzuschlag von 50 Euro pro Monat!

Harald Braun

Lidl vergiftet Obdachlose: „Abgelaufene“ Lebensmittel gezielt
mit ätzendem Chlorit verunreinigt („Weser-Kurier“)

Kniefall der IG Metall: Eine Lohnerhöhung von 2,8 Prozent im Jahr
deckt bei Weitem nicht die Preissteigerung („Rote Fahne News“)

Rapider Anstieg der Kurzarbeit: Um die Arbeitslosenstatistik zu schönen,
wird Kurzarbeitergeld künftig 18 Monate lang gezahlt („Spiegel-Online“)

„‚Pennergame‘ entwürdigt Obdachlose“: Hamburger SPD-Abgeordnete for-
dert Verbot von satirisch-sozialkritischem Online-Spiel („Spiegel-Online“)

„Niemals mit Altkommunisten“: Schiefer Humpel „weiß,
was starke Frauen wünschen“ („Bild“-Zeitung)
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Gegen Einkommensarmut
und soziale Ausgrenzung!

Die Aktiven der BAG-SHI lassen sich nicht unter-
kriegen! Im September beschloss eine Koordinie-
rungsgruppe des Vereins hier in Bremen die Grün-
dung eines neuen bundesweiten Dachverbandes.
An diesem Wochenende kamen etwa 50 Delegier-
te und Einzelkämpfer(innen) in der Jugendherber-
ge Meppen zu einer außerordentlichen Mitglieder-
versammlung zusammen und gründeten die „BAG
Prekäre Lebenslagen e.V. – gegen Einkommensar-
mut und soziale Ausgrenzung“ (Plesa). Die alte, in
Insolvenz gehende „Bundesarbeitsgemeinschaft der

Erwerbslosen- und Sozialhilfeinitiativen“ existiert hinfort nicht mehr.
Im Mittelpunkt der Diskussionen standen eine Aufarbeitung der Vergangen-

heit und eine völlige Neustrukturierung, um gravierende Versäumnisse und Nach-
lässigkeiten im Umgang mit den Finanzen, die zum Zusammenbruch der alten
BAG-SHI geführt hatten, von vornherein auszuschließen. Das Bundestreffen fand
in einer solidarischen und freundschaftlichen Atmosphäre statt, und es wurde
vermieden, „schmutzige Wäsche zu waschen“, das heißt Beteiligte anzuklagen,
zu sanktionieren oder sonst wie zu diffamieren. Schließlich wurde offensichtlich,
dass niemand aus dem Kreis der Verantwortlichen zum Zweck der persönlichen
Bereicherung betrügerisch gehandelt hat.

Der neue Verein wird seine Arbeit so schnell wie möglich aufnehmen. Ganz
oben auf der „Prioritätenliste“ wird der Kampf um eine deutliche Erhöhung der
Hartz-IV-Regelsätze stehen. Ein jetzt gewählter vorläufiger Vorstand wird die
Amtsgeschäfte bis zur Wahl eines regulären Vorstandes auf der konstituierenden
Mitgliederversammlung im Sommer kommenden Jahres führen. Weitere Arbeits-
schwerpunkte werden sein: Hilfe bei der Selbstorganisation von Initiativen, Hilfe
bei der Vernetzung von Initiativen untereinander, Unterstützung bei der Selbst-
organisation, zentrale und regionale Informations- und Bildungsveranstaltungen,
solidarische Bündnispolitik, Information der Öffentlichkeit über die Lebensbedin-
gungen der Betroffenen und Unterstützung der Initiativen vor Ort.

Der Verein erstellt und veröffentlicht wie bisher Informationen und Fachlite-
ratur zum Sozialrecht, zur Gewährungspraxis von Behörden sowie zur Durchset-
zung von Rechtsansprüchen und Stellungnahmen zu aktuellen sozialpolitischen
Themen. Er gibt außerdem einen periodisch erscheinenden Rundbrief heraus.
Fast alle Beteiligten auf der Versammlung waren sich einig, und deshalb kam
es auch zu der schnellen Neugründung: Ein bundesweiter Dachverband aller Er-
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werbsloseninitiativen, besonders auch unter Einschluss aller prekär Beschäftig-
ten, ist heute notwendiger denn je!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Dietrich Kittner , „Inhaber des anerkannt schlimmsten Schandmauls“
(„Münchner Merkur“), kommt am Dienstag , dem 18. November

2008, um 20 Uhr anlässlich des 25-jährigen Bestehens des „Bremer
Friedensforums“ in die Evangelische Zionsgemeinde, Kornstraße 31.
Karten im Voraus gibt es bei Ernst Busche (Telefon 355 816) oder in
der „Villa Ichon“, Goetheplatz 4. Sie kosten neun Euro für „Prekär-Ver-

diender(innen)“ und 18 Euro für diejenigen, „die es sich leisten können“.

Senioren in den Regen,
Jugendliche in die Wildnis

Heute möchte ich auch in euer aller Namen
unserem Mitstreiter Jürgen Karbe zum 50. Ge-
burtstag gratulieren. Er ist heute nicht da, weil
er diesen Geburtstag begeht. Jürgen ist mit
seiner Blindheit sehr gehandicapt, aber das
Gegenteil von resigniert. Er ist offen für den
aktiven Kampf für eine andere Welt und be-
geistert sich immer wieder mit und für die Ju-
gend. Darum alles Gute, Gesundheit, und be-
halte deine kämpferische Sicht!

Der letzte Sonnabend war mit den Pro-
testen in Gorleben und der Demonstration
der bundesweiten Montagsdemo-Bewegung

in Berlin sehr aktiv. Dies zeigt, dass die Menschen im ganzen Land nicht einver-
standen sind mit der Regierungspolitik. Was wollen sie uns nicht alles glauben
machen: Die Bürger seien „so zufrieden mit der schnellen Entscheidung“ in Sa-
chen Finanzkrise! Ja, was denken diese Politiker denn eigentlich? Nur dem ma-
roden Bankensystem weiteres Geld zu dessen Sanierung und späteren Gewinn-
privatisierung zuzuschanzen, das reicht doch nicht!

Das jetzige politische System braucht schließlich nicht die Zeche zu zahlen,
das werden die Zukünftigen tun müssen, oder sie werden, was ich denke und
auch hoffe, den Spieß umdrehen und diesem ganzen Verwirrungsdickicht, den
verfaulten „Sachzwängen“ und dem ganzen System den Garaus machen! In Ber-
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lin haben über 5.000 Menschen demonstriert. Mir schienen es weit mehr zu sein.
Wenn man die Begeisterung bewertet, waren es zehnmal so viel!

Als bei der Demo nach dem ältesten Teilnehmer gefragt wurde, meldete sich
einer mit 81 Jahren. Unser Karl-Heinz, vor kurzem 85 Jahre alt geworden, hatte es
gar nicht gehört, weil er so aktiv mit dem Verkauf von Montagsdemo-Postkarten
beschäftigt war: 38 Stück hat er verkauft, eine tolle Leistung! Solch stetige Akti-
vität gibt uns die Kraft und Möglichkeit, Demos und Aktionen wo auch immer an-
zupacken. Unser Bus kostete 900 Euro, wir waren aber nur 26 Reisende, denn
es gab Absagen, etwa aus Krankheitsgründen, bis zur letzten Minute. Da war ein
Defizit vorprogrammiert. Aber Sonderspenden, der Verkauf von Postkarten oder
Buttons und nicht zuletzt der Überschuss aus unserem Sommerfest haben da-
für gesorgt, dass wir letztlich nur etwa 100 Euro aus unserer „eisernen Reserve“
nehmen mussten.

Mit dem Transparent und den „Har(t)zer-Käse“-Kostümen standen wir wie-
der im Mittelpunkt der fotografierenden Demonstranten. Die Busfahrt war schnell,
sauber und gut, sodass alle Teilnehmer zwar müde, aber doch gestärkt nach
Hause kamen. „Nach Berlin“ gehen nun alle Kämpfe weiter, ob gegen Hartz IV,
die Atom-Politik, die Abhör- und Kriminalisierungspläne und -praktiken oder den
Kriegskurs in Afghanistan.

Dazu kommen die Bremer „Kleinigkeiten“ wie der Bau eines Autohauses im
Wasserschutzgebiet in Blumenthal oder die Schließung des „Wehrschlosses“, die
mit der „Umnutzung“ eines Jugendheims an der Drebberstraße einhergeht. Dort-
hin fährt kein Nachtbus, und die Jugendlichen werden in die Wildnis geschickt.
Auch die Senioren, die im „Wehrschloss“ ihre Nachmittage verbracht haben, lässt
man einfach im Regen stehen. Haus und Grundstück sollen verkauft werden, si-
cher für Eigentumswohnungen und Reihenhäuschen mit bester Südlage zur na-
hen Weser. Der Masse der Bevölkerung bleibt wieder nur die Arschkarte! Vielen
Dank den Damen und Herren im Senat, wir haben mehr als genug davon!

Jobst Roselius

Aus der Arbeitslosigkeit
in die „Nichterwerbstätigkeit“

1. Mindestens einmal wöchentlich steht in irgendeiner Zeitung, dass immer mehr
Hartz-IV-Bezieher gegen die Bescheide der Jobcenter klagen. Überall ist dann
zu lesen, dass im ersten Halbjahr 2008 an den deutschen Sozialgerichten knapp
62.000 entsprechende Verfahren verhandelt wurden. Für die armen Richter be-
deutet das einen immer höher werdenden Aktenberg und dass sie, seit sie nicht
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mehr drübergucken können, inzwischen gar nicht mehr wissen, wo ihnen der Kopf
steht.

Die Streitfälle beziehen sich oft auf die Frage
nach angemessenem Wohnraum, einer Erstaus-
stattung, einem Sozialticket und noch viel mehr
an Existenziellem. Die Gesetze, die Hartz-IV-Leis-
tungen regeln, sind oft schwammig ausgedrückt,
sodass immer wieder unklar bleibt, wonach sich
die Kriterien eigentlich genau richten. Offenbar im
Zweifel nach dem für Transferleistungen immer zu
leeren Staatssäckel! Weil die Politiker die Anti-
Sozialgesetze mit glühendheißer Nadel strickten,
muss jetzt in Zehntausenden Gerichtsverfahren
mühsam herauskristallisiert werden, was eigentlich „angemessen“ genau heißt.
Es gibt doch zu denken, wenn jede zweite Klage erfolgreich ist!

Umgekehrt lässt sich daraus unzweifelhaft schließen, dass etwa die Hälfte
der von der Arge erstellten Bescheide fehlerhaft ist. Fast vier Jahre nach Inkraft-
treten der menschenverachtenden Hartz-Gesetze lässt sich nur die ernüchternde
Bilanz ziehen, dass die praktische Umsetzung nicht wie gedacht funktioniert und
dass der Verwaltungsaufwand größer geworden ist statt kleiner! Und statt dafür
zu sorgen, dass die Gesetze erst überdacht werden, bevor man sie ungelesen
verabschiedet, soll Hartz-IV-Beziehern, die sich gegen definitiv falsche Beschei-
de wehren wollen, der Rechtsweg erschwert bis verunmöglicht werden.

2. Ulrike Herrmann schrieb in der „Tageszeitung“ einen Artikel über die Trickse-
reien mit Langzeitarbeitslosen. Die SPD jubiliert mit den anderen neoliberalen
Parteien darüber, dass die Agenda 2010 „wirke“ und zumindest offiziell die Zahl
der Langzeitarbeitslosen sinkt. In Wirklichkeit haben die jedoch gar keinen Job,
sondern fallen durch besagte Raffinesse aus der Statistik heraus! Es muss un-
bedingt wie ein Erfolg aussehen, also „darf“ sie aufgehübscht werden, was das
Zeug hält! Wer arbeitslos ist, das ist keine Frage von Fakten mehr, also ob er-
werbstätig oder nicht, sondern inzwischen nur noch eine Frage der Interpretation!

Uns wird als Erfolg vorgegaukelt, die offizielle Zahl der Langzeitarbeitslosen
sinke sogar schneller als die „einfache Arbeitslosigkeit“. Wie sich dies erklären
lässt? Die Spezialdemokraten behaupten naiv, die Agenda „wirke“. Dabei sind die
offiziellen Statistiken eigentlich kaum zu benutzen, weil hier nur getrickst wird, um
auf Teufel komm raus zu einem positiven Ergebnis zu gelangen. Nicht alle Ex-
Arbeitslosen verschwinden in den Beruf, wie die monatliche Abgangsstatistik der
Bundesagentur „belegt“. Wenn zum Beispiel ein Hartz-IV-Bezieher für drei Mona-
te in einen Ein-Euro-Job gezwungen wird, ist er hinterher zwar arbeitslos, jedoch
nicht mehr langzeitarbeitslos. Gleiches gilt auch für Trainings- und Qualifizierungs-
maßnahmen sowie für Krankheiten, die länger als sechs Wochen dauern. So wird
aus einem echten Langzeitarbeitslosen ein statistischer Kurzzeitarbeitsloser.
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Dabei fallen drei Phänomene an der Statistik besonders auf. Erstens: Im Ok-
tober fanden 272.117 Arbeitslose eine neue Stelle. Aber fast genauso viele, näm-
lich 237.543 Menschen, haben die Arbeitslosenstatistik verlassen, ohne hinterher
einen Job zu haben: Sie wurden in die „Nichterwerbstätigkeit“ entlassen. Darun-
ter gelten 145.541 als arbeitsunfähig. Das ist ein Plus von 11,5 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr. Aber eine Epidemie ist nicht ausgebrochen! Manchmal wird
aus der Arbeitsunfähigkeit ein permanenter Zustand. 2007 stieg auch die Zahl der
Erwerbsunfähigen, die Grundsicherung bekommen. Sie fallen aus der Arbeitslo-
senstatistik heraus und werden in die Grundsicherung umgebucht. Wer etwa An-
gehörige pflegen muss, erhält zwar weiter Hartz IV, gilt aber nicht als arbeits-
los. Offenbar sind die Jobcenter in Hamburg großzügig, wenn es gilt, Hartz-IV-
Empfänger aus der Arbeitslosenstatistik zu entfernen.

Beim IAB hält man es für „etwas kurzschlüssig“ zu glauben, dass „weniger
Langzeitarbeitslose“ bedeute, die meisten von ihnen hätten einen Job gefunden.
Zur Erinnerung: Die erklärte Absicht im August 2002 von Peter Hartz war doch,
die registrierte Arbeitslosigkeit von über vier Millionen innerhalb von drei Jahren
zu halbieren. Inzwischen sind sechs Jahre vergangen, und es wurde trotz aller
statistischer Korrekturen, trotz der explosionsartigen Ausweitung des Niedriglohn-
sektors und trotz verschärften Drucks auf die Arbeitslosen durch Verfolgungs-
betreuung das Versprechen nicht annähernd erreicht. Dennoch wird permanent
und unaufhaltsam vom Pseudo-Erfolg geblubbert! Vielleicht wird die anstehende
Rezession endlich darüber belehren, dass die Nachfrage nach Arbeit vor allem
von der Konjunktur abhängt – und auch die Erkenntnis bringen, dass Autos keine
Autos kaufen können.

3. Einem Verein in Frankfurt am Main soll vom Finanzamt die Gemeinnützigkeit
aberkannt werden, weil er Hartz-IV-Bezieher unterstützt! Der Verein „Höchster
Leuchtfeuer“ organisiert gemeinsame Mahlzeiten, Feiern und Bootsfahrten für
ALG-II-Bezieher und andere finanziell Schwache. Es wird behauptet, diese Un-
ternehmungen für Hartz-IV-Bezieher, die nicht unter die Jugend- und Altenhilfe
fallen, seien „problematisch“. Der Vorwurf lautet allen Ernstes, dass „die Unter-
stützung wirtschaftlich Hilfsbedürftiger vielmehr auf die menschlichen Grundbe-
dürfnisse abzielt: Ernährung, Kleider, Körperpflege und Hausrat.“ Dann sind al-
so Geselligkeit, Freizeitkultur und unbeschwerte Stunden aus amtlicher Sicht für
diese Personengruppe nicht vorgesehen?

Vom Verein wird verlangt, dass Hartz-IV-Bezieher nicht mehr mit aus Spen-
den finanzierten Mahlzeiten verköstigt werden dürfen, auch nicht zu Nikolaus und
Weihnachten. Solche gesetzlichen Grundlagen sind doch absolut menschenun-
würdig und müssen zwingend geändert werden! Es können doch zuvor keine Ein-
kommensermittlungen durchgeführt werden – von Spendengeld, das für bedürfti-
ge Kinder und Erwachsene gedacht ist und nicht für völlig absurde Amtsvorgän-
ge! Offenbar hat hier der Gesetzgeber jegliches Augenmaß für Gerechtigkeit und
Menschlichkeit verloren.
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Dann soll die Behörde doch einer blinden und alleinerziehenden Mutter erklä-
ren, warum sie mit ihren drei Kindern nicht an einer Bootsfahrt auf dem Main teil-
nehmen darf! Auch könnte das Amt die vielen Bedürftigen, die zu Weihnachten
kommen, mit einem mobilen Kopiergerät empfangen und ihnen Einkommensbe-
scheide und Kontoauszüge abverlangen. Das wird sicher ein ganz besonders be-
schauliches Weihnachten werden, ein Fest der Liebe! Als die Hartz-IV-Bezieher
hörten, dass sie selbst von diesem Verein ausgegrenzt und ausgesperrt werden
sollen, haben manche von ihnen geweint oder fühlten sich zutiefst gedemütigt.

Ich halte die Überlegung für gut, dem Finanzminister in Wiesbaden einen Be-
such abzustatten, damit er persönlich den Betroffenen erklären kann, warum sie
Weihnachten allein und frierend zu Hause in ihrer kalten Wohnung sitzen sollen.
Ich frage mich ohnehin immer wieder, warum und von wem eigentlich Hartz-IV-
Bezieher, also die Ärmsten der Armen, zum Sündenbock der Gesellschaft de-
gradiert werden, an denen dann die ganzen heimlichen sadistischen Neigungen
und Bestrafungsfantasien ausgelassen werden „dürfen“. Hauptsache, die eige-
ne Weste bleibt so weiß wie der Schnee, der hoffentlich ganz romantisch weiße
Weihnachten bescheren möge! Auf dass diesen Projizierern jeder Bissen ihrer
fetten Weihnachtsgans einzeln im Halse stecken bleiben möge!

4. Vor über einer Woche mussten wir das Statement des streitbaren Professor
(Un-)Sinn ertragen. Nun konfrontierte uns auch der niedersächsische Minister-
präsident damit: Holocaust-Verharmlosung , die zweite! In einer Talkshow pos-
tulierte Christian Wulff, wenn jemand Zehntausende Jobs „sichere“ und Millionen
an Steuern zahle, dann dürfe gegen ihn keine „Pogromstimmung“ verbreitet wer-
den. Obwohl ihm sogleich entgegengehalten wurde, dies sei wohl nicht der pas-
sende Vergleich, korrigierte er seinen Fauxpas nicht, sondern schob – ohne das
Wort zu wiederholen – nach, hier werde „sehr stark gegen Leute geredet, die das
nicht verdient“ hätten.

Ach Gottchen, den bedauernswerten Managern wird im Moment aber auch
zugesetzt! Was dagegen mit den Hartz-IV-Beziehern so alles veranstaltet wird, ist
sicherlich nur als konstruktive Kritik zu verstehen, oder? Wulff entschuldigte sich
später für seine Äußerungen zum Umgang mit Managern in der Finanzkrise, den-
noch legte ihm der Zentralrat der Juden einen Rücktritt nahe. Ich persönlich hal-
te es für völlig ausgeschlossen, dass der Ministerpräsident nichts von den Ent-
gleisungen seines Bruders im Geiste, Professor (Un-)Sinn, mitbekommen hat. Ob
Wulff davon ausging, sich mit seinem Pogromvergleich interessant zu machen?

Die Frage bleibt indes unbeantwortet, ob er sich aus den vermuteten Reihen
der Zustimmenden neue Wähler rekrutieren wollte. Ausgerechnet kurz vor dem
70. Jahrestag der Reichspogromnacht wird uns der Mann doch wohl kaum er-
zählen wollen, er wisse nicht, dass unter einem Pogrom eine gewaltsame, auch
organisierte Massenausschreitung gegen Mitglieder einer religiösen, nationalen,
ethnischen oder andersartig definierten Minderheit oder Gruppe der Bevölkerung,
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verbunden mit Plünderungen und Misshandlungen sowie Mord oder Genozid, ver-
standen wird!

5. In Lübeck prüft die Arge derzeit bei mehr als 3.000 Familien, ob sie aus dem
Leistungsbezug ausgesteuert werden können. Die Familien, deren Erwerbsein-
kommen nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt selbständig zu sichern, werden
beauftragt, Wohngeld und den seit Oktober erhöhten Kinderzuschlag zu beantra-
gen. Im April verfügte der Gesetzgeber, dass andere Sozialleistungen Vorrang
vor Hartz IV haben. Weil der Kinderzuschlag und das Wohngeld gerade erhöht
wurden, setzt die Lübecker Arge prompt die Vorgabe um. Das sorgt selbst bei
konservativen Sozialpolitikern für Unverständnis angesichts dieser Taschenspie-
lertricks, weil die Kinder de facto keinen Cent mehr in der Tasche haben: Wenn die
Familien dadurch ihren Anspruch auf Sondervergünstigungen wie Schulranzen
oder die GEZ-Befreiung verlieren, werden sie in eine noch tiefere Armut getrieben!

Es muss jetzt nicht mehr verwundern, wenn der DGB die neue Politik der Be-
hörde sogar begrüßt: Die „vorgeschalteten Sicherungssysteme“ müssten ausge-
baut werden, weil Hartz IV das demütigendste Hilfesystem sei. Ist Hartz IV viel-
leicht nicht hausgemacht, kann dort nicht das Prinzip der Dehumanisierung au-
ßer Kraft gesetzt werden? Eigentlich sollte jeder zufrieden sein, der aus der Ver-
folgungsbetreuung herauskommt. Uneigentlich dürfen sich daraus aber keinerlei
andere Nachteile entwickeln. Auch wird der Kinderzuschlag im Gegensatz zu an-
deren Transferleistungen erst gewährt, wenn alle Unterlagen vollständig da sind.
So geht den Eltern bestimmt der eine oder andere Monat flöten! Was soll daraus
bloß für ein Gerenne entstehen?

Mich nervt es ohnehin, wenn ich mich am einzig offenen Nachmittagstermin
der Arge – nun nach getaner Arbeit – dort in die Schlange einreihen und eine
Stunde warten muss, bis ich ein Formular für die GEZ-Befreiung ausgefüllt ha-
be und abgestempelt wieder mitnehmen kann. Dabei sind meine Kinder groß; ich
muss sie nicht mehr mitnehmen oder unterbringen. Wie mag es den Müttern und
Vätern ergehen, die am einzig freien Nachmittag – mit den sich gelangweilt strei-
tenden Kindern an der Hand – erst bei der Behörde für den Kinderzuschlag an-
stehen müssen, dann beim Wohngeldamt, bei der Kindergeldkasse und schließ-
lich noch bei der Arbeitsagentur, um den Rentenanspruch zu sichern? Wie mag
das erst bei monatlich unterschiedlichem Gehalt sein? Alles nur, weil ALG II nach-
rangig ist und auf diese Weise die Statistik aufgehübscht wird, damit die Bundes-
regierung fein raus ist und sich vorm Ausland anerkennend auf die Schulter klop-
fen lassen kann, weil sie ja scheinbar etwas gegen die Kinderarmut unternom-
men hat! Als ob für die Kinder bei diesem Statistikgehopse etwas herauskäme!

6. Was bei den Ärmsten der Armen eingespart wird, darf ganz munter von unten
nach oben verteilt werden. Das geschah letzten Donnerstag bei der sogenannten
reformierten Erbschaftsteuer . Die Spitzen der Großen Koalition einigten sich auf
Eckpunkte zur Neuregelung des Erbschaftsteuergesetzes. Die Fristen verkürzen
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sich, innerhalb derer ein Unternehmen weitergeführt werden muss, um von Steu-
ern befreit zu sein. Außerdem soll sowohl eine weitgehende Befreiung von selbst-
genutztem Wohneigentum von der Erbschaftsteuer eingeführt werden wie eine
gravierende Erhöhung der Freibeträge bei geerbtem Geld- und Sachvermögen.
Die Neuregelungen treten bereits zum 1. Januar 2009 in Kraft. Nach dem Koali-
tionsbeschluss können Familienunternehmen komplett steuerfrei bleiben, wenn
der Betrieb zehn Jahre mit nicht wesentlich sinkendem Lohnkostenvolumen wei-
tergeführt wird.

SPD-Fraktionschef Peter Struck zeigt sich zufrieden mit der Einigung, wäh-
rend Renate Künast, Fraktionsvorsitzende der Grünen, bemängelte, die Bundes-
regierung mache sich zur „Koalition der Millionärsschützer“. Oskar Lafontaine be-
klagte, dass der jährliche Reichtumszuwachs der Volkswirtschaft allein den Emp-
fängern von Gewinn- und Vermögenseinkommen zugute kommt, während die Re-
allöhne, Renten und Sozialleistungen seit vielen Jahren sinken oder stagnieren.
Ähnliche Kritik hagelt es auch von „Attac“, weil diejenigen, die von den liberalisier-
ten Finanzmärkten profitiert haben, nun noch beschenkt werden, statt dass sie
für die Kosten der von ihnen verursachten Krise aufkommen müssen! „Attac“ for-
derte eine Sonderabgabe auf Vermögen zur sozial gerechten Finanzierung des
Bankenrettungspakets der Bundesregierung, denn das Beschlossene kommt ei-
nem Klassenkampf von oben gleich!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

„Dafür haben wir kein Geld“
Vor zwei Wochen war ich mit meiner Frau bei ei-
ner Musikveranstaltung im „Wehrschloss“ und wurde
Zeuge von den Ungerechtigkeiten, die nicht nur im
Großen, sondern auch im Kleinen stattfinden. Ich un-
terhielt mich mit mehreren älteren Menschen, die mir
mitteilten, dies sei wohl eine der letzten Veranstaltun-
gen, da sie im Dezember hier rausmüssten: Der Trä-
ger ziehe sich zurück. Ohne Schleichwerbung ma-
chen zu wollen: Dieser Träger ist die „Arbeiterwohl-
fahrt“! Ihr sei die Betreuung der älteren Menschen
durch eine Fachkraft zu teuer.

Von einem anderen Träger werden Jugendliche
betreut. Auch diese Nutzung sei zu teuer. Ich kann
verstehen, dass man wirtschaftlich handeln muss,

damit die Kosten nicht aus dem Ruder laufen. Doch hier wird vergessen, dass für
den Steuerzahler demnächst viel höhere Kosten entstehen! Das „Wehrschloss“
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soll nun verkauft werden, was aber nicht so einfach ist, weil es unter Denkmal-
schutz steht. Alle Parteien waren sich darüber einig, einen gemeinsamen Antrag
zu stellen, wonach das Wehrschloss unbedingt erhalten werden soll. Das hätte
aber eine beschränkte Nutzung zur Folge.

Mich entsetzt die Tatsache, dass hier circa 65 bis 75 ältere Personen ausein-
andergerissen und auf verschiedene Stellen verteilt werden sollen. Ihre Gemein-
schaft wird zerstört, und sie werden in Isolation gedrängt. Was das für die Zukunft
bedeutet, kann wohl jeder ahnen: Mehrkosten für die Allgemeinheit, denn Isolati-
on bedeutet auch vorzeitige Krankheitsanfälligkeit!

Von den Sparmaßnahmen sind auch die jüngeren Menschen betroffen. Für
sie entsteht eine „Alternative“ in Hemelingen, ein Neubau. Vergessen wird da-
bei, dass es keine Nachtverbindung gibt: Die Jugendlichen müssen entweder frü-
her nach Hause oder abgeholt werden oder, was noch schlimmer wäre, zu Fuß
heimgehen. Ich könnte mir daher vorstellen, dass diese „Alternative“ gar nicht
richtig genutzt wird. Meine Frage an die Politiker ist nun: Wie können Sie so etwas
zulassen? Wieso kann der Staat nicht unterstützen, was dem Gemeinwohl dient?

„Dafür haben wir kein Geld“, heißt es. Ist uns denn unsere Gemeinschaft
nichts mehr wert, liegt jetzt alles nur noch am Geld? Als guter Demokrat möchte
ich euch an eines erinnern: Das „Wehrschloss“ gehört zwar dem Staat, doch
der Staat sind alle Bürger, und ihr Politiker seid nur Vertreter und Verwalter auf
begrenzte Zeit, daran solltet ihr jetzt endlich mal denken! Wer in der Politik zu
kurzfristig denkt, bekommt bei der nächsten Wahl die Antwort!

Udo Riedel (parteilos)

Beihilfe zur Insolvenzverschleppung: Welche GmbH bekommt eine Staatsbürg-
schaft, wenn der Geschäftsführer darum bettelt? („Frankfurter Allgemeine“)

„Bundestrojaner“ durchgewunken: Polizei wird Geheimdienst („Spiegel-Online“)

Typisch grün: Auch Koteletten-Özi kann sich Neubau
von Kohlekraftwerken „vorstellen“ („Stern“)

Denk ich an „Wikipedia“ in der Nacht: Dann bin ich
um den Schlaf gebracht („Stern“)

Ein-Euro-Job statt 400-Euro-Job: Hartz IV wird
weiter verschärft („Rote Fahne News“)

Die nächste Montagsdemo findet noch auf dem Marktplatz statt.
Am 24. November 2008 ist erstmals Treffen vor der „Glocke“

an der Domsheide , immer um 17:30 Uhr
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Der Novemberrevolution
soll nicht gedacht werden

Teils noch erschöpft, aber gestärkt trafen wir uns
zur 206. Montagsdemo in Bremen am 10. November
2008 um 17:30 Uhr. In den nächsten Minuten kamen
etwa 35 Teilnehmer zusammen. Im Bremer Rathaus
war zu dieser Stunde die „Nacht der Jugend“ ange-
sagt. Mit den Jugendlichen versuchten wir ins Ge-
spräch zu kommen, was aber nur zum Teil gelang.
Die „Nacht der Jugend“ findet aus Anlass des Ge-
denkens an die Pogromnacht der Nazis gegen die jü-
dische Bevölkerung statt und ist im Prinzip eine gute
Sache. Viele antifaschistische Jugendliche kommen
aus diesem Anlass in die Stadt. Nur für die Zukunft
dieser lebendigen Jugend tut der Staat fast nichts!
Und die Geschichte wird zu großen Teilen ausge-

blendet: Dass gleichzeitig auch des 90. Jahrestages der Novemberrevolution in
Deutschland zu gedenken ist, soll nicht vorkommen. Wir brachten es aber zur
Sprache!

Eine kleine Nachlese zur Großdemonstration in Berlin war natürlich richtig
und wichtig. Wie sehr unsere Veranstaltung hinter der Gorleben-Demo und herun-
terspielender „Berichterstattung“ versteckt wurde, zeigte die Teilnehmerzahl: Ein
ruhiger Bremer Zähler hatte um die 8.000 ermittelt, die „Berliner Morgenpost“ ver-
kleinerte auf 1.400. Die Herren sollten mal die Brille putzen!

Es gibt neue Erwerbsloseninitiativen und Forderungen an Obama, auch den
Afghanistankrieg zu beenden. Die unendlich widerwärtigen Versuche der Argen,
die Hartz IV-Betroffenen auszugrenzen, wo es nur geht, indem karitativen Orga-
nisationen verboten werden soll, ALG-II-Bezieher an Kaffeetafeln teilnehmen zu
lassen, waren weitere Themen. Sehr viele spontane Beiträge zu der ganzen aktu-
ellen Schweinerei zeigten die Wachheit und Empörung der Menschen. Wir müs-
sen besonders die vorwärtsschreitende Faschisierung des Staatsapparates und
die Verhetzung der Bevölkerung durch die selbstherrliche, auf tönernen Füßen
stehende Staatsmacht weiter offenlegen und angreifen!

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Opel vor dem Crash: Steinmeier trimmt Betriebsräte
auf Lohnverzichtskurs („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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207. Bremer Montagsdemo

am 17. 11. 2008

Hartz IV wird erneut verschärft
Die Finanzkrise verhilft nun wohl der Wirt-
schaftskrise zum Ausbruch. Im Sommer gab
es erste statistische Werte für eine Rezession.
Jetzt im vierten Quartal ist nicht nur die Autoin-
dustrie – alle Produzenten, auch VW, melden
Rückgänge – mit ihren Zulieferern dran, nein:
Auf breiter Front gibt es Auftragsrückgänge.
Die großen Konzern holen sich die nach au-
ßen vergebenen Produktionsteile zurück, die
Leiharbeiter werden entlassen, und die klei-
nen Unternehmen gehen zum Teil der Schlie-
ßung oder massiver Kurzarbeit entgegen. Das
ist die eine Seite.

Die andere lautet, dass noch nie so viele und so hohe Gewinne gemacht wur-
den wie in den letzten Jahren. Das war und ist auch die Grundlage für die Acht-
Prozent-Forderung bei der IG Metall, für die sich die Kollegen sehr eingesetzt ha-
ben. Und nun, mitten in der Vorbereitung eines Streiks, weil die Arbeitgeber ihr
Angebot nicht aufbessern wollten, schließen die von der SPD-Denkweise gesteu-
erten Gewerkschaftsoberen mit Herrn Huber an der Spitze einen sogenannten
„Tarifkompromiss“, vielmehr einen „Kniefallabschluss“ von, wenn es hoch kommt,
2,6 Prozent im Jahr ab, während die Gehälter und Vergünstigungen der Vorstän-
de, Aufsichtsräte und leitenden Angestellten um 42 Prozent und mehr gewachsen
sind! Die Kollegen fühlen sich massiv verarscht!

Nun will Opel eine Bürgschaft über bis zu zwei Milliarden Euro vom Staat. Erst
die Banken, jetzt die sowieso schon subventionierten Superkonzerne! Welcher
von diesen neuen „Bettlern“ kommt als nächster? Gleich zu Beginn dieser Woche
sind die Herren von Opel schon mal bei Frau Merkel zu Gast, und die Betriebsräte
der Autokonzerne üben das Niederknien bei Steinmeier.

Dann war die G20-Runde in Washington. Alle sind happy. Herausgekommen
ist nichts, aber man arbeite dran, sagt Herr Ackermann devot, damit es für die
Banker nicht zu schlimm kommen möge und alles beim Alten bleibe. Für die Groß-
kotzigen nicht so sehr, für die breite Masse der Menschen umso schlimmer wer-
den die Folgen der Wirtschaftskrise sein. Es ist darum ein völlig falscher Weg,
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jetzt zum Beispiel aus der Gewerkschaft auszutreten. Nein, unter den Kollegen
muss man intensiv diskutieren: Wie wehren wir uns richtig, wie entwickeln wir in
den großen Konzernen und Betrieben einen selbständigen Kampf? Denn es ist
nach wie vor so, dass die Kollegen den aktiven Kampf wollen und bereit sind, sich
einzusetzen. Wir von der Montagsdemo können die Kollegen und Belegschaften
unterstützen, und wir bieten ihnen hier ein Forum an, von ihrer Lage und Stim-
mung zu berichten.

Während Frau Merkel für die Großkonzerne und Banken warme Sofakissen
häkelt, suchen die sadistischen Bürokraten in den oberen ministerialen Amtsstu-
ben nach Einsparpotential zugunsten der Konzernspitzen. Von der unter den Tep-
pich gekehrten Realität berichtet „Rote Fahne News“: Am 13. November 2008 hat
ein vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales unter Olaf Scholz (SPD) ein-
gebrachtes „Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumen-
te“ die erste Lesung im Bundestag passiert. Es soll bereits am 1. Januar 2009 in
Kraft treten.

Darin werden die Zumutbarkeitskriterien für die Übernahme jedweder Arbeit
weiter verschärft. Menschen, die von ALG II leben müssen, können gezwungen
werden, einen „Minijob“, der beispielsweise mit 400 Euro entlohnt wird, aufzuge-
ben und einen Ein-Euro-Job anzunehmen – wenn dieser nach Auffassung der Ar-
ge eine bessere „Vermittlungschance“ in eine unbefristete Arbeit darstelle! Die-
se „Vermittlungschancen“ erwiesen sich schon bisher als blanke Illusion. Viele
gemeinnützige Projekte werden mit dem neuen Gesetz für das Ein-Euro-Job-
Unwesen geöffnet.

Die sogenannten Eingliederungsvereinbarungen, die ALG-II-Bezieher bei den
Argen unterschreiben müssen, werden künftig vielfach die verschärften Regelun-
gen enthalten. Lehnt der Betroffene eine solche aufgezwungene „Vereinbarung“
ab, hat ein Widerspruch gegen den dann folgenden Verwaltungsakt keine auf-
schiebende Wirkung mehr: ALG II oder Wohngeld werden gestrichen! Kein Wun-
der, dass auch die Prozesskostenhilfe gekürzt wird. Mit den neuen Regelungen
wird jedoch vor allem auch das Arbeitslosengeld I ins Visier genommen. Vorgese-
hen sind verschärfte Sperrfrist-Regelungen, Kürzungen bei Fortbildungsmaßnah-
men und die Zusammenfassung von Beförderungs-, Bewerbungs- und Mobilitäts-
kosten in ein sogenanntes „Vermittlungsbudget“, das dann unterm Strich vermut-
lich deutlich weniger ausmacht. Wohlgemerkt: Für diese Ansprüche haben Arbei-
ter und Angestellte jahrelang in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt!

Ebenfalls am 13. November 2008 hat das Bundessozialgericht mehrere skan-
dalöse Urteile zu Hartz IV gefasst. Kinder von unverheirateten ALG-II-Beziehern
haben keinen eigenen Anspruch auf Leistungen, wenn sie mit einem Elternteil und
dessen Partner leben. Auch Asylbewerbern sprach das BSG diesen Anspruch
ab – mit der zynischen Begründung, sie stünden für den ersten Arbeitsmarkt ja
gar nicht zur Verfügung, weil sie nur eine befristete Aufenthalterlaubnis haben.
Und Ein-Euro-Jobber haben keinen Anspruch auf Erstattung von Fahrtkosten zur
Arbeit. In bemerkenswerter Offenheit erklärten die Richter, die „Mehraufwands-
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entschädigung“ für einen Ein-Euro-Job sei kein Lohn im eigentlichen Sinne und
müsse auch gar nicht unbedingt einen Anreiz für die Tätigkeit darstellen. Diese
Vorstellung des Betroffenen verkenne den „Zweck des Ein-Euro-Jobs“!

Die Gesetzesvorlage zur „Neuausrichtung der arbeitspolitischen Instrumen-
te“ müsste im Klartext „Gesetz zur Verschärfung der Daumenschrauben gegen
Arbeitslose und ihre Familien und zur Ausdehnung der Lohndrückerei“ heißen.
Hartz IV muss weg, ohne Wenn und Aber! Wir brauchen eine vernünftige Vertei-
lung der vorhandenen Arbeit, die 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich
auf Kosten der Monopolprofite, die Erhöhung des Arbeitslosengelds I und seine
Zahlung für die gesamte Dauer der Arbeitslosigkeit!

Aber auch die Jugend ist wach. Schüler in fast allen großen Städten in
Deutschland, allein in Bremen über 7.000, waren letzte Woche im Streik. Es be-
wegt sich also etwas im Land! Gehen wir auf alle zu, die etwas verändern wol-
len, zusammen sind wir mehr! – Heute waren wir zum letzten Mal für dieses Jahr
hier auf dem Marktplatz. Ab kommendem Montag treffen wir uns um 17:30 Uhr
vor der „Glocke“ an der Domsheide . Wir machen dann jedes Mal nach kurzer
Kundgebung unsere Demo zum Hanseatenhof, wo wir etwa ab 18 Uhr anzutref-
fen sind.

Jobst Roselius

Die Grünen sagen Ja zu Kernkraft,
Kohlekraft, Trinkwassergefährdung

1. Heute beginne ich mit dem Wichtigsten: Trink-
wasser ! Ohne gutes Trinkwasser geht nichts. Die
Stadtbürgerschaft der Freien Hansestadt Bremen
hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 45
abgesegnet: Das Autohaus darf gebaut werden, in-
mitten eines Trinkwasserschutzgebietes! „Die Lin-
ke“ hat für die Trinkwassersicherheit gestimmt. Die
Grünen haben dagegen der Planung zugestimmt.
Begründung: In der Nähe ist ohnehin die Autobahn,
daher kann auch das Autohaus dort gebaut wer-
den. Bedeutet dies: Wenn Bremen eine neue Am-

pelanlage braucht, wird die Ampel an der meistbefahrenen Kreuzung abgebaut,
weil dort die Gefahr eh schon vorhanden ist?

Die Nordbremer wollen Umweltsenator Loske am Mittwoch dieser Woche
befragen, um 20 Uhr im Domkapitelsaal an der Domsheide. Das Thema lau-
tet: „Umweltschutz statt Autoschmutz“, und es stimmt! Das „Bremer Forum für
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Wohn- und Lebensqualität“ lädt zu dieser öffentlichen Diskussionsveranstaltung
ein. Geladene Gäste sind unter anderem Prof. Heiner Monheim (Verkehrsexper-
te Uni Trier) und Klaus-Rainer Rupp (stellvertretender Fraktionsvorsitzender „Die
Linke“). Natürlich steigt der Vorrat an Trinkwasser in privaten Wohnungen, wenn
das Leitungswasser eine schlechte Qualität hat.

2. Die Grünen haben auf ihrem Parteitag einen guten Beschluss gefasst: Strom
soll ab 2040 nur noch aus erneuerbaren Energien gewonnen werden. Ein
guter Vorsatz! Der neue Vorsitzende lobte am Ende des Parteitages jedoch
uneingeschränkt den Lissabonner Vertrag. Dieser verpflichtet zur Förderung
der Atomkraft. Wird Cem Özdemir also eines Tages sagen: „Wir sind gegen
Atomkraft , aber sie war rechtlich nicht zu verhindern, ich konnte somit die Partei-
tagsbeschlüsse nicht umsetzen“ – so wie es seine Kollegin in Hamburg gemacht
hat, die den Bau eines Kohlekraftwerks genehmigte?

Cem Özdemir ist Europa-Abgeordneter. Er müsste eigentlich wissen, wie we-
nig der Lissabonner Vertrag die Ziele der Grünen berücksichtigt, ob Atomkraft,
Asylrecht, Aufrüstung oder Vorratsdatenspeicherung. Es wäre besser, dem klaren
„Ja zu Europa“ ein „nicht zu diesen Bedingungen“ anzufügen! Der Vertrag darf
nicht Wirklichkeit werden!

3. Finanzsenatorin Karoline Linnert hat die Klarheit des Haushalts der Freien Han-
sestadt Bremen verteidigt: Schulden werden im Haushalt ausgewiesen, wenn
denn welche gemacht werden! So hat sie ihren Parteifreund Ralf Nagel abblitzen
lassen: Die Häfen werden eben nicht verkauft, auch nicht als Kreditbeschaffungs-
aktion! („Weser-Kurier“ vom 15. November 2008). –

Die Kliniken haben 70 Millionen Euro erhalten. Ein „Geburtsfehler“ wurde be-
seitigt. Wurde er nicht mehr gebraucht? Haben der Betriebsrat und die Beschäf-
tigten unter dem Druckmittel der Insolvenz den Personaleinsatzplan akzeptiert? –

Carsten Sieling soll die Wähler entlang der A281 wieder einfangen. Er ist
unverbraucht in dieser Diskussion. Bis er seine Versprechungen einhalten muss,
ist die Wahl längst gelaufen. Die Wähler sollten mal schauen, was Herr Sieling
sonst noch gesagt hat: Was war vorher, was wurde nachher daraus? Herr Sieling
steht für eine Rückbesinnung der besonderen Art („Weser-Report“ vom 16. Juli
2008). Er gehört der Bremischen Bürgerschaft seit 1995 an, für die SPD! Nun
stellt er für den jetzigen Senat fest: „Nach Jahren des Stillstands...“ Herr Sieling,
Sie haben doch ebenfalls den sozialen Kahlschlag zu vertreten! Sie haben doch
den Verkauf der Stadtwerke Bremen bis zum letzten Zipfel mitgestaltet! –

Bremen hat die Rennbahnverträge gekündigt. Der für die Vertragspflege zu-
ständige Mitarbeiter der Freien Hansestadt sieht die Sachlage anders, will aber
gehorchen. –

Die Landesfrauenbeauftragte Ulrike Hauffe rät zum Logo „Weiber an die
Macht!“ Recht hat sie. Bremen hat aber eine entscheidende Bremse gegen die
Machtübergabe an „Weiber“ in der bremischen Wirtschaft: das Schaffermahl! Die-
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ses ist unbestritten ein starker Marketingfaktor. Bremer Unternehmenslenker nut-
zen es, um Geschäftspartner einzuladen und über dieses Erlebnis den Kontakt
zu festigen. Unternehmenslenkerinnen ist dies nicht möglich. Das sollte geändert
werden! Auch Frauen, die fit sind, haben somit in der Unternehmensnachfolge in
Bremen keine Chance!

4. Amerika hat beschlossen, die „faulen“ Wertpapiere aufzukaufen. Dafür wurden
300 Milliarden Dollar bewilligt. Der Finanzminister hat jedoch Banken, Firmen und
Beteiligungen nach dem Insolvenzverfahren gekauft, keine „faulen“ Papiere. Er
lobte die Vorzüge einer Beteiligung nach der Pleite. Deutschland hat sich an die
Verabredungen gehalten und viele „faule“ Papiere gekauft! –

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat mit politischer Lenkung kein Fettnäpf-
chen ausgelassen. Ob der Chef jetzt auch nur 500.000 Euro verdient? Er hat-
te eine Gehaltserhöhung von 400.000 auf 800.000 Euro ausgehandelt. Die be-
kannteste Panne der KfW ist die Überweisung an Lehman. Dabei gab es eine
zweite Chance für die KfW: Die Landeszentralbank hat diese Überweisung an
Lehman nicht ausgeführt, weil das Konto der KfW bei ihr keine ausreichende De-
ckung hatte. Die LZB führte die Überweisung an Lehman erst aus, nachdem die
KfW ihr Konto bei der LZB entsprechend aufgefüllt hat. Wer hat bloß diese Auffül-
lung genehmigt? Der Sachverhalt ist nachlesbar bei der Bremer Montagsdemo,
allerdings ist nicht überliefert, wer die Genehmigung erteilt hat. Soweit zu dieser
Bank, voll in staatlicher Hand! –

Die HSH Nordbank, Landesbank für Hamburg und Schleswig-Holstein,
braucht 30 Milliarden Euro. Der Chef geht, es gibt sogar Lob. Einige Tage später
folgen Strafanzeigen. Der bereits gegangene Chef soll nun eventuell eine fristlo-
se Kündigung erhalten. Damit wäre sein Anspruch auf 500.000 Euro Rest-Gehalt
gefährdet. Hier hilft nur Knast! Jeder, der seine Taschen gefüllt hat, muss zurück-
zahlen und zusätzlich in den Knast! Absitzen schreckt ab!

5. Die Steuerreform 2000 wurde auswertbar. Dr. Wolfgang Kühn hat gerechnet.
Zusammenfassend: Wer unter 10.000 Euro Jahreseinkommen hat, zahlt 31 Euro
mehr Steuern. Wer eine Million Euro Jahreseinkommen hat, zahlt 127.000 Euro
weniger Steuern. Ein Durchschnittsverdiener zwischen 50.000 und 125.000 Euro
Jahreskommen spart nur 341 Euro Steuern. Die Umverteilung geht mit der noch
nicht auswertbaren Steuerreform 2008 weiter. Die drei Prozent Mehrwertsteuer-
erhöhung plus X wird an die Unternehmen verteilt. –

Das IAB muss neu rechnen, siehe 199. Bemer Montagsdemo. Es ging um
eine Modellrechnung zur Erhöhung von ALG II. Dabei hat sich das IAB um die
Steuergerechtigkeit für Millionäre gesorgt. Völlig unbegründet, wie die vorstehen-
de Auswertung zeigt! Wieso kennt ein wissenschaftliches Institut diese Auswir-
kung nicht? Zusätzliche Vorteile erhalten Gutverdienende aus der vollen Abzugs-
fähigkeit der Krankenkassenbeiträge, siehe Bericht von Elisabeth. –

759

http://www.frauenseiten.bremen.de/sixcms/detail.php?id=4066126
http://www.financial.de/news/agenturmeldungen/2008/10/22/otscorporatenews-kfw-durchsuchung-kfw-geschaftsraume-wegen-lehman-vorfall-kfw/print/
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-579546,00.html
http://www.handelsblatt.com/unternehmen/_b=2090301,_p=5,_t=ftprint,doc_page=0;printpage
http://de.wikipedia.org/wiki/HSH_Nordbank
http://www.axel-troost.de/article/3067.zum_aufkommen_an_einkommensteuer_2001_und_2004.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Institut_f%C3%BCr_Arbeitsmarkt-_und_Berufsforschung


Das viele Geld war über! Es waren die Riester-Verträge, die nicht gezahlten
Löhne- und Gehälter, die fehlenden Lohn und Rentenerhöhungen. Die Unterneh-
men wussten einfach nicht, wohin mit dem Geld! Hinzu kommen die „Rathaus-
verkäufe“. Die Werbung für Riester-Verträge läuft wieder. Die private Altersabsi-
cherung sammelt Kapital. Damit werden die Hedgefonds weiterhin Unternehmen
aufkaufen und ausschlachten, Arbeitsplätze vernichten mit Arbeitnehmerbeiträ-
gen! Diese Hedgefonds waren in Deutschland nicht zugelassen. Gerhard Schrö-
der hat die Rahmenbedingungen der Lissabonner Strategie umgesetzt und somit
die Heuschrecken ins Land geholt, ohne Risikovorsorge und Absicherung – auch
eine Facette der Agenda 2010.

Ein sofort möglicher Schritt in die richtige Richtung wäre die Öffnung der ge-
setzlichen Rentenversicherung für zusätzliche Altersvorsorge und die Änderung
der Rahmenbedingungen der Rentenversicherung. Wie dies geht, steht unter Bre-
mer Montagsdemo. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstan-
den! Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Arge zahlt Stromrechnung nicht,
Jugendamt spendet Taschenlampe

1. Nach einer Studie der „Friedrich-Ebert-Stiftung“
kann „nicht bestätigt oder widerlegt“ werden, dass
das sogenannte Fördern und Fordern zu einer
überdurchschnittlichen „Integration“ von Hartz-IV-
Beziehern in Beschäftigungen mit geringer Entloh-
nung erfolge. Unübersehbar ist jedoch die Tatsa-
che, dass sich der Niedriglohnsektor in den letz-
ten Jahren so stark ausgeweitet hat, dass inzwi-
schen 22 Prozent aller Beschäftigten ihr Auskom-
men mit einem Entgelt unter 1.802 Euro brutto fris-
ten müssen. Dieser unglaublich hohe Anteil wird

nur noch von den USA oder Polen übertroffen. Willkommen in Deutschland, im
Niedriglohnland!

Unverschämterweise wird in dieser Studie behauptet, die bestehenden Hin-
zuverdienstmöglichkeiten für Minijobber im Rahmen des SGB II böten „wenig An-
reiz, in eine Vollzeitstelle zu wechseln“. Ja, wo ist sie denn, diese Vollzeitstelle?
Als ob die Leute freiwillig am Tropf der argen Argen hingen und sich nicht sofort
aus der demütigenden Verfolgungsbetreuung verabschieden würden, wenn dies
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in Form einer anständig bezahlten Vollzeitstelle möglich wäre! Inzwischen reicht
bei der Suche keine Lupe mehr aus: Ein Mikroskop ist vonnöten!

Wer nach diesen empirischen Befunden allerdings noch zu der Meinung ge-
langen kann, der „aktivierenden Ausgestaltung der sozialen Sicherungssysteme“
komme „eine besondere Bedeutung bei der Vermeidung sozialer Ausgrenzung“
zu, hat etwas ganz Entscheidendes gar nicht begriffen: dass die Hartz-Gesetze
genau zum Abbau des Sozialstaates, zur sozialen Ausgrenzung und zur Auswei-
tung von Niedriglohnarbeit angelegt wurden – zwecks Profitmaximierung der Un-
ternehmer, versteht sich!

2. Wiederum eine andere Studie, und zwar von der „Evangelischen Akademie Bad
Boll“, zeigt auf, dass fast alle Hartz-IV-Bezieher in Baden-Württemberg finanziel-
le Not empfinden und dass sich zwei Drittel gesellschaftlich ausgegrenzt fühlen.
Diese Studie für die „Hans-Böckler-Stiftung“ lässt erstaunlicherweise auch mal
die Betroffenen selbst zu Wort kommen. Demnach sehen Erwerbslose ihre Situa-
tion zunehmend perspektivlos. 90 Prozent von ihnen sehen sich in einer dauer-
haften finanziellen Notlage , die sich auch belastend auf familiäre und soziale Be-
ziehungen auswirkt. So gaben 67 Prozent der Umfrageteilnehmer an, ihre Part-
nerschaft werde durch die Arbeitslosigkeit „ziemlich oder stark belastet“. Mehr als
die Hälfte klagte über den Verlust der Lebensfreude.

Die Auftraggeber der Studie ziehen daraus den Schluss, dass das Grundrecht
auf ein würdiges Leben (Verfassungsartikel 1), in dem die physische und psychi-
sche Existenz materiell gesichert ist, verletzt wird! Es besteht ein Zusammenhang
zwischen Armut und erhöhten Krankheitsraten, und so nimmt natürlich auch die
frühe Sterblichkeit bei armen Menschen zu: 31 Prozent der von Einkommensar-
mut betroffenen Männer erreichen das 65. Lebensjahr gar nicht erst. Durch psy-
chosozialen Stress und Ausgrenzung nehmen seelische Erkrankungen wie zum
Beispiel Angstzustände, Depressionen und Psychosen durch Armut und Arbeits-
losigkeit deutlich zu. Im Vergleich zu Erwerbstätigen ist die Suizidquote bei Ar-
beitslosen 20-fach höher! Weil arme Menschen sich die Praxisgebühr nicht leis-
ten können, bleiben viele Krankheiten immer länger unbehandelt. Auch eine aus-
gewogene Ernährung ist von ALG II schlicht nicht möglich!

Neben den Langzeitarbeitslosen sind immer mehr alte Menschen derart von
Armut betroffen, dass sie ihre Strom- und Heizkosten nicht mehr bezahlen kön-
nen und somit beispielsweise im Winter in kalten Zimmern sitzen müssen. Eben
weil durch die Hartz-Gesetze eine Armut ungeheuren Ausmaßes geschaffen wur-
de, wird das Grundrecht auf ein würdiges Leben immens verletzt! Bis eine Alter-
native zu dieser menschenverachtenden Politik gefunden wird, müssen die Re-
gelsätze deutlich erhöht werden! Wenn verantwortliche Politiker und Richter trotz
dieser bekannten Studie immer noch behaupten, mit dem Regelsatz sei ein aus-
kömmliches Leben möglich, dann kommt das in meinen Augen einem versuchten
Mord an gesellschaftlich ausgegrenzten, ökonomisch überflüssigen, armen Men-
schen gleich!
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3. In Wolfsburg sitzt eine Mutter mit vier kleinen Kindern im Alter zwischen zwei
und neun Jahren plötzlich im Dunkeln, weil ihr die Stadtwerke den Strom abge-
stellt haben. Nein, die junge Frau trifft dabei gar keine Schuld, denn offenbar hat
die Arge „vergessen“, die Stromrechnung zu begleichen. Die Frau verbirgt ih-
re Situation glücklicherweise nicht verschämt, sondern wendet sich offensiv an
die WAZ. Dort erzählt sie, dass sie Hartz-IV-Bezieherin ist und ihre Stromkosten
jeden Monat von ihrem Arbeitslosengeld abgezogen und von der Arge bezahlt
werden.

Verständlich, dass sie geschockt darüber war, als ihr letzte Woche – mit der
Begründung, sie sei mit der Rechnung im Rückstand – der Strom abgestellt wur-
de. Die kleinen Kinder waren verängstigt und die vierfache Mutter mit ihren Ner-
ven am Ende! Drei Stunden verbrachte sie am Vortag bei der Arge, und dort konn-
te man ihr nur sagen, dass man „nichts sagen“ könne. Beim Jugendamt bekam
sie immerhin Taschenlampen zur Verfügung gestellt. War das „nur“ Schlamperei,
oder soll auch so Geld an den Ärmsten der Armen eingespart werden? Die Arge
war für eine Stellungnahme nicht mehr erreichbar. Wie praktisch!

4. Mein übliches Staunen wandelt sich in Entsetzen um, wenn ich lesen muss,
was die „Fünf (angeblich) Weisen“ da ungestraft für einen gefährlichen Bockmist
absondern dürfen! Nach Ansicht des „Sachverständigenrates“ hat der Gesetzge-
ber in den letzten Jahren mit den Arbeitsmarktreformen einen „zielführenden Weg
eingeschlagen“; deswegen dürfe das Rad nicht zurückgedreht, sondern müsse
der Kurs beherzt fortgesetzt werden. Die vorgeschlagene „Kombi-Strategie“ hat
allerdings so gar nichts mit dem zu tun, was normalerweise mit dem Symbol des
Herzens verbunden wird!

Schon wieder werden Mindestlöhne abgelehnt, weil sie angeblich Arbeitsplät-
ze vernichteten. Stattdessen soll der Kündigungsschutz „reformiert“ werden.
Was dies wahrscheinlich an Aufweichung desselben bedeutet, vermag ich mir gut
vorzustellen! Das Arbeitslosengeld soll bei einer längeren Dauer der Arbeitslosig-
keit nach und nach reduziert werden, wobei es allerdings im Gegenzug für die
ersten Monate erhöht werden kann. Im Rahmen eines „Kombilohnmodells“ soll
für erwerbsfähige Bezieher des Arbeitslosengelds II der Regelsatz um 30 Pro-
zent gesenkt werden, allerdings bei verbesserten Hinzuverdienstmöglichkeiten.
Die 2008 wieder eingeführte Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosen-
gelds für ältere Arbeitnehmer soll zurückgenommen werden.

Menschenverachtender und realitätsferner für Arbeitnehmer geht es kaum
noch, aber Hauptsache, die freie Hand für den Arbeitgeber wird einseitig – und
gesetzlich untermauert – ausgebaut! Diesen Herren gehört mal eine „Kombi-Auf-
klärung“ verpasst, die ihnen die Augen für die Realität öffnet, indem sie am eige-
nen Leibe spüren müssen, was es heißt, mit 351 Euro eben nicht nur eine Wo-
che, sondern einen ganzen ausgedehnten Monat lang auskommen zu müssen!
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5. Das Familienleistungsgesetz kommt nur berufstätigen Eltern zugute, während
finanziell Bedürftige mal wieder leer ausgehen: Erwerbslose Hartz-IV-Bezieher
können eine Erhöhung des Kinderfreibetrages und des Kindergeldes nicht für sich
nutzen, weil ihnen sofort alles wieder abgezogen wird! Selbst wenn sie es behal-
ten dürften, wäre die Erhöhung des Kindergeldes eine Mogelpackung, weil sie
nicht einmal den Kaufkraftverlust seit der letzten Erhöhung von 2002 wettmacht:
Die Lebenshaltungskosten sind in den vergangenen Jahren schließlich um zwölf
Prozent gestiegen!

Martin Behring vom „Erwerbslosenforum“ bringt es auf den Punkt, wenn er
sagt, dass Frau von der Leyen betroffene Kinder und Eltern aus Hartz-IV-Haus-
halten verhöhnt und der Öffentlichkeit gute Taten vorgaukelt. Anstatt den skan-
dalösen Zustand der massiven Unterversorgung zu beenden und die Hungerre-
gelsätze zu erhöhen, lässt man die Betroffenen jetzt auch noch beim Kindergeld
leer ausgehen. Das sogenannte Schulstarterpaket im Wert von 100 Euro, das
den Kindern aus Hartz-IV-Haushalten bis zur zehnten Klasse jährlich zur Verfü-
gung gestellt werden soll, ist in keiner Weise ausreichend und zeigt auch sehr
deutlich auf, dass höhere Bildung für das abgehängte Prekariat offenkundig nicht
erwünscht ist! Warum auch einen Teil der Jugend ausbilden, der später eh keine
Arbeit bekommt? So wird doch die viel beklagte Bildungsferne geradezu heran-
gezüchtet und genau das gefördert, was angeblich abgebaut werden soll: dass
nämlich Familien bereits in zweiter oder dritter Generation am Tropf von Transfer-
leistungen darben müssen und drangsaliert werden!

Diese Heuchelei, wie von der Regierung vermeintlich „die Familien“ gefördert
werden und etwas „gegen“ die Kinderarmut unternommen wird, das widert mich
an! Deswegen haben ja Götz Werner, Thomas Straubhaar und Dieter Althaus
solch ein brennendes Interesse am bedingungslosen Grundeinkommen: Diese
Herren wissen ganz genau, dass viele nicht gebraucht werden. Das Abitur sollen
die Ausgegrenzten dann aber auch nicht machen dürfen. Leider werden solche
Aspekte bei der Diskussion über das BGE immer wieder vergessen. Ich will nicht
behaupten dass nur Menschen mit Abitur selbständig denken und sich wehren
können, aber mit besserer Schulbildung gelingt dies gewöhnlich leichter. Ein Volk
von Bürgern, die eigenständig denken können, ist schlicht nicht erwünscht! Klar
sind wir ein „Volk der Dichter und Denker“, aber dafür müssen doch nicht alle den-
ken können: Es reicht ja völlig, wenn diese intellektuelle Fähigkeit den Kindern
aus den besser verdienenden Elternhäusern im dreigliedrigen Schul- und Klas-
sensystem vorbehalten wird!

Wie soll außerdem aus dem wohlhabenden Kind ein knallharter Neoliberaler
werden, wenn es in der Schule feststellen kann, dass die finanziell armen Kinder
auch Menschen mit ebenso menschlichen Bedürfnissen und Fähigkeiten sind?
Die Uni für die Reichen, die Dorfschule für die Armen, dann hat alles seine Ord-
nung! So oder ähnlich muss die Bundesregierung gedacht haben, als sie das
Familienleistungsgesetz einbrachte und dabei den Weg für eine klammheimliche
Senkung der Kinder- und Jugendlichenregelsätze bei Hartz IV freimachte: Das
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„Schulstarterpaket“ für Bedürftige in Höhe von 100 Euro würde umgerechnet
einen monatlichen Betrag von 8,33 Euro ergeben, aber natürlich nur bis zur zehn-
ten Klasse. Wenn die Kindergelderhöhung von mindestens zehn Euro dagegen-
gerechnet wird, ergibt sich bei Kindern- und Jugendlichen aus Hartz-IV-Familien
eine tatsächliche Kürzung von mindestens 1,67 Euro monatlich!

6. Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass die Kommunen Kosten der
Schulfahrten für Kinder aus Hartz-IV-Familien künftig voll übernehmen müssen:
Die bei den meisten Arbeitsgemeinschaften aus Agenturen und Kommunen übli-
che Begrenzung der Erstattung für Klassenfahrten ist vom Gesetz nicht gedeckt!
Das BSG gab mit diesem Grundsatzurteil (Aktenzeichen: B14 AS 36/07 R) einer
Familie Recht. Die Klassen der beiden Söhne hatten eine 719 Euro teure Fahrt
nach Florenz beziehungsweise eine Fahrt ins brandenburgische Rüdnitz mit Kos-
ten von 285 Euro unternommen. Die bisher üblichen Deckelungen sind jedoch
nicht erlaubt. Auch dürfen die Arbeitsgemeinschaften nicht überprüfen, ob die
Fahrten „angemessen“ seien.

Als Motiv für dieses Urteil wird angegeben, eine soziale Ausgrenzung sol-
le verhindert werden. Angesichts der Lebenswirklichkeit mit den viel zu niedri-
gen Regelsätzen – gerade für die dauerhaft ausgegrenzten Kinder aus Hartz-IV-
Familien – klingt die Begründung für das hehre Urteil geradezu zynisch!

7. Ach, wie schön: Die Bundesregierung rügt die arge Arge in Köln! Warum? Die-
se Arge hatte sich mit der strategischen Neuausrichtung im Sinne der Unterneh-
mensberatung Roland Berger allerhand Schweinkram einfallen lassen, um hilfs-
bedürftige Kunden zu verprellen oder die Bedürftigen zum Unterschreiben einer
„Eingliederungsvereinbarung “ zu drängen. Da konnten schon mal drei oder vier
Termine „notwendig“ werden, bis Betroffene endlich den Antrag zur Berechnung
ihrer Leistungen abgeben durften. Selbstverständlich verzögerte sich damit auch
automatisch die erste Auszahlung.

Damit nicht genug: Der sogenannte Orientierungsservice, der für die Antrags-
annahme zuständig ist, legte den Betroffenen nicht selten eine – angeblich dazu-
gehörende – „Eingliederungsvereinbarung“ zur Unterschrift vor. Dabei hat diese
im „Orientierungsservice“ gar nichts zu suchen. Auch wurde neuerdings den An-
tragsstellern eine Erklärung zur Unterschrift vorgelegt, in der sie sich verpflichten,
Rücklagen aus ihrer Regelleistung anzusparen und die Androhung zu akzeptie-
ren, andernfalls finanziell sanktioniert zu werden. Wie sich von viel zu wenig noch
etwas ansparen lassen soll, wird jedoch nicht vermittelt! In der Beraterpraxis der „
Kölner Erwerbslosen in Aktion“ tauchten solche Fälle immer wieder auf und konn-
ten nur durch Intervention erfolgreich abgewehrt werden.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“
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Die Vertreibung von Obdachlosen
Die „Tageszeitung“ berichtete kürzlich, dass es laut Senatsantwort auf eine CDU-
Anfrage zwischen November 2007 und Oktober 2008 1.629 Platzverweise ge-
geben habe. Halten wir fest: Nicht nur gegen Randalierer im Discomilieu, worauf
sich die Anfrage bezog, sondern besonders auch gegen Obdachlose wird auf die-
se Weise vorgegangen! Menschen ohne Dach über dem Kopf haben ein Recht
auf menschenwürdige Behandlung, sie dürfen nicht mit Polizeigewalt von den öf-
fentlichen Straßen und Plätzen vertrieben werden. Auch für sie hat Artikel 1 des
Grundgesetzes zu gelten!

Seit ihrem Bestehen setzt sich unsere Initiative „Bremer Bürgerinnen und Bür-
ger gegen Obdachlosigkeit“ (Bild: bei der „Gräfin-Emma-Aktion“ am 19. Oktober
2007) für einen menschlichen Umgang mit den Obdachlosen ein, die zumeist oh-
ne eigenes Verschulden in diese Situation geraten sind. Hartz IV, Wohnungsver-
lust und die damit verbundene Zerstörung sozialer Strukturen führen oft zur Zer-
rüttung der Familien. Dies ist eine der Hauptursachen für Obdachlosigkeit.

Die Initiative verurteilt die Praktiken der Vertreibung im Verantwortungsbe-
reich des Senats. Wir fordern Innensenator Ulrich Mäurer auf, einen sofortigen
Stopp der Platzverweise zu verfügen sowie die Streichung des entsprechenden
Polizeiparagrafen zu veranlassen. Das Problem von Randale und Gewalt in der
„Disco-Meile“ lässt sich auch anders angehen! Doch wenn überall im Jugend- und
Bildungsbereich gekürzt und gestrichen wird, wenn es keine Begegnungsstätten
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mehr gibt und die Schulen im Chaos versinken, dann darf sich niemand über die
Folgen wundern!

Absturz und letztendliche Obdachlosigkeit sind dann vorprogrammiert, und
ich behaupte, dies wird im Sinne einer gezielten unsozialen Auslese auch billigend
in Kauf genommen. Vollmundig ist im rot-grünen Koalitionsvertrag von einer zu
schaffenden „sozialen Stadt Bremen“ die Rede. Welch eine Heuchelei! Solch eine
Politik, die in Platzverweisen gegen obdachlose Menschen und deren vorherige
justizbehördliche Vertreibung aus der Wohnung gipfelt, ist das genaue Gegenteil,
sie ist ein Gipfel der Menschenverachtung!

Wir erwarten vom Senat unter anderem, dass er für obdachlose Menschen
mehr und bessere Wohnprojekte schafft, dass in der Innenstadt kostenlose Toilet-
ten und Waschgelegenheiten installiert werden und dass es soziale Hilfen für von
Obdachlosigkeit bedrohte Menschen gibt. Damit sie in ihren Wohnungen bleiben
können, fordern wir: Weg mit den Mietobergrenzen und weg mit Hartz IV!

2. Der Sendesaal ist noch nicht ganz aus der Ge-
fahrenzone! Er steht zwar seit Ende Mai wieder un-
ter Denkmalschutz, aber die butenbremischen soge-
nannten Investoren Klima und Heise haben wieder
einmal Widerspruch eingelegt. Es bleibt also span-
nend! Offenbar will das nordfriesische Duo Zeit schin-
den und ihr Rücktrittsrecht hinauszögern, bis das
städtische Bebauungsplanverfahren abgeschlossen
ist. Bis zum Jahresende haben Klima und Heise noch
Zeit, vom Vertrag mit „Radio Bremen“ zurückzutreten.

Angeblich wollen auch sie den Sendesaal erhal-
ten. Aber was passiert, wenn sie ihn haben? Es ist gut möglich, dass sie ihn am
Rande ihrer Einkaufsmeile „verhungern“ lassen werden, um ihn später doch noch
abzureißen! Der Beirat Schwachhausen hatte sich kürzlich geschlossen für den
Verkauf des Funkhaus-Geländes an Klaus Hübotters „Sendesaal-Karree“ ausge-
sprochen, die den Saal auf jeden Fall erhalten und weiterbetreiben will.

Die Bewohner(innen) Schwachhausens wollen kein neues Shoppingcenter
mit Wohnbebauung in ihrem Stadtteil – sie wollen den Sendesaal! Eine profane
Einkaufsmeile statt eines Zentrums lebendiger Konzertkultur ist nun wirklich das
Letzte, was die selbsternannte „Musikstadt Bremen“ gebrauchen kann. Auch „Ra-
dio Bremen“ ist dafür, weil der Sender ohne sein bisheriges Großstudio nicht aus-
kommt. Im neuen Gebäude funktioniert nämlich nichts, deshalb werden alle Hör-
spiele und anderes nach wie vor im alten Hause produziert. Daher auch von die-
ser Stelle noch einmal der Appell an die Herren Heise und Klima: Treten Sie vom
Kaufvertrag zurück!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)
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„Ladenschluss“: 600 Menschen demonstrieren gegen die
Geschäftsstrukturen der Bremer Nazi-Szene („Tageszeitung“)

Nazi-Ehrenmal pink angemalt: Dagegen war unsere dortige Veranstaltung
zum Antikriegstag der Presse keine Meldung wert („Tageszeitung“)

„Verstoß gegen demokratische Mindestanforderungen“: Sofortausschluss von
Ypsi-Püppis Meuchlern macht Hessen-Neuwahl anfechtbar („Spiegel-Online“)

Bis Weihnachten warten auf eine p-opelige Milliardenbürgschaft: Aber die Ban-
ken werden binnen Tagen mit dem 500-Fachen überschüttet („Junge Welt“)

Aber nur mit Staatsbürgschaft: Sonnenkönig will
sich Opel schenken lassen („Spiegel-Online“)

Um Gottes Willen: Saulus Ackermann lässt sich
umtaufen („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Bagis-Wachmann niedergeschlagen: Hartz IV
macht aggressiv („Presseportal“)

Dieser Staat gehört abgeschafft!
Zum letzten Mal in diesem Jahr traf sich die 207.
Montagsdemo in Bremen am 17. November 2008
um 17:30 auf dem Marktplatz, denn dort wird nun
der Weihnachtsmarkt aufgebaut. Zur Dunkelheit kam
noch ein kalter Wind, so schrumpfte die Teilnehmer-
zahl auf etwa 25 Teilnehmer und Zuhörer. Zu sagen
und zu pfeifen gab es trotzdem viel: Opel und die Kri-
se der Autobauer standen im Mittelpunkt. Die Kre-
dite und Bürgschaften werden in Zukunft für weite-
re Rationalisierungen und Massenentlassungen bei
den Werktätigen und für Gewinnmaximierung bei den
Vorständen und Aktionären sorgen. Das nimmt die
Montagsdemobewegung nicht hin! Wir unterstützen
die Kollegen und Gewerkschafter, die den Kniefall-

Kurs von Berthold Huber und anderen reformistischen Gewerkschaftsoberen nicht
mittragen wollen. Kommt her zur Montagsdemo! Hier ist ein breites offenes Fo-
rum für alle Aktiven.
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Die geplanten Verschärfungen der Hartz-Gesetze stießen auf breite Empö-
rung. Wichtig ist immer wieder die Offenlegung der diskriminierenden, drangsa-
lierenden und einschüchternden Maßnahmen der Argen und der anderen reaktio-
nären Staatsverwaltungen. Wieder einer Familie den Strom abzuschalten, weil die
Arge die bisher übernommene Überweisung einfach einstellt, und dann, statt die
Rückstände auszugleichen und sich zu entschuldigen, nur zynisch Taschenlam-
pen an die Betroffenen zu verteilen: Dies zeigt immer wieder, dass dieser Staat
abgeschafft gehört!

Die kommende Krise wird noch mehr Menschen die Augen für die Lügen und
leeren Versprechungen der Herrschenden öffnen. Versuchen wir sie für einen
gemeinsamen aktiven Kampf für eine andere Zukunft zu gewinnen! – Die 208.
Montagsdemo trifft sich am 24. November 2008 um 17:30 Uhr erstmals vor dem
Konzerthaus „Glocke“ an der Domsheide .

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Schäuble will Demokratie abschaffen: Um BKA-Gesetz durchzusetzen, sollen
Enthaltungen im Bundesrat nicht mitgezählt werden („Süddeutsche Zeitung“)

Schäuble erklärt Terror-Wahrheit zum Staatsgeheimnis: Die Hälfte der RAF-
Leute waren vom Verfassungsschutz angeheuert („Rote Fahne News“)

Alibi-Aktionismus: Um die Nazis auszubremsen, muss man das
Grundgesetz nicht ändern, sondern anwenden („Rote Fahne News“)

Piratenalarm: Wie man die Öffentlichkeit daran gewöhnt, dass Polizei-
aufgaben dem Befehl von Kriegsministern unterstellt werden („Stattnetz“)

Mischverwaltung unzulässig: Argen sollen bis Ende 2010 in Bundesbehörde
umgewandelt werden („Tacheles Sozialhilfe“)

Von Engpässen kann keine Rede sein: Einen Ingenieursmangel
hat es nie gegeben („Spiegel-Online“)

Vorerst sechs Monate Kurzarbeit in Bremer Stahlwerk: Es gibt keine
Anzeichen, dass sich die Nachfrage wieder belebt („Weser-Kurier“)

Schnatterinchen in Panik: Wird 2009 ein Jahr
voller schlechter Nachrichten? („Die Welt“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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208. Bremer Montagsdemo

am 24. 11. 2008

Schuld an der Klageflut sind die
Vorschriften des Sozialsenats

1. Die Renten steigen wieder stärker, meldet der
„Weser-Kurier“ vom 20. November. Es geht um die
Renten- und Alterssicherungsberichte 2008, also um
eine Vergangenheitsbewältigung. Es stand eigentlich
schon alles in dieser Zeitung.

Neu sind die Begleitworte von Arbeitsminister
Olaf Scholz insbesondere zur Schwankungsreser-
ve der Deutschen Rentenversicherung : „Der Ren-
tenversicherungsbericht 2008 zeigt: Die gesetzliche
Rentenversicherung steht auf einer soliden finanziel-
len Basis. Die Bürgerinnen und Bürger können auf

die gesetzliche Rente vertrauen. Für Ende des laufenden Jahres wird eine
Nachhaltigkeitsrücklage von 15,7 Milliarden Euro geschätzt. Dies entspricht knapp
einer Monatsausgabe. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das einen Zuwachs von
4,2 Milliarden Euro. Von der positiven Finanzlage in der Rentenversicherung wer-
den auch die Rentnerinnen und Rentner auf Dauer deutlich profitieren können.“

Wieso eigentlich? Die Rentenhöhe ist nicht von der Kassenlage abhängig.
Der Bundeszuschuss ist an die Kassenlage gebunden. Außerdem wurde vor ei-
nigen Tagen gemeldet, dass die Rentenversicherung ein Drittel der Rücklagen im
Jahr 2009 verbrauchen wird. Ein entsprechender Hinweis fehlt hier. –

Herr Scholz hat auch die Arbeitsmarktzahlen kommentiert. Er glaubt, in ei-
nigen Jahren gebe es keine Arbeitslosen mehr. Leider hat Herr Scholz nicht ge-
sagt: In einigen Jahren haben wir Vollbeschäftigung. Wo der Unterschied ist? In
der Statistik! Die Rahmenbedingungen für die Erfassung zur Statistik über den Ar-
beitsmarkt sind so, dass viele Arbeitssuchende dort nicht erscheinen, siehe vor-
herige Bremer Montagsdemos. Wetten, dass nicht einmal Herr Weise weiß, wie
viele Arbeitssuchende bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet sind?

2. Die Bagis, die Bremer Arge, zahlt nicht alles für die Klassenfahrt , so der „We-
ser-Kurier“ vom 24. November 2008. Stattdessen lässt sie sich verklagen und
zahlt nach dem verlorenen Rechtsstreit nicht nur die Differenz, sondern auch die
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Verfahrenskosten. Nicht in diesem Artikel steht die Verweigerung durch Liegen-
lassen: Der Antrag wurde gestellt, die Eltern haben nachgefragt und wurden ver-
tröstet. Es wird knapp, aber das Geld kommt rechtzeitig.

Dann ist die Klassenfahrt vorbei, und das Telefon klingelt. Der Mitarbeiter
der Bagis erkundigt sich, wie die Klassenfahrt war. Er sei leider doch nicht dazu
gekommen, den Antrag rechtzeitig zu bearbeiten. Wer zu Hause bleiben musste,
hat somit den Anspruch verloren, weil er nicht teilgenommen hat. Wer das Geld
geschenkt bekam, hat seinen Anspruch verloren, weil andere gezahlt haben. Nur
wer sich das Geld leihen konnte und zurückzahlen muss, hat weiterhin Anspruch
auf die Zahlung der Bagis.

Klassenfahrten sind in der Verwaltungsanweisung unter Punkt 2.4 behandelt.
Allerdings hat bereits 2006 das Verwaltungsgericht Bremen festgestellt, dass sol-
che Anweisungen keine Rechtsgrundlage sind. Somit sind alle in Verwaltungsan-
weisungen getroffenen Regelungen für eine gerichtliche Überprüfung unerheb-
lich.

Am 13. November 2008 hat sich auch das Bundessozialgericht mit Klassen-
fahrten beschäftigt (Revision 4). Ein Jobcenter ist verurteilt worden, die vollen
Kosten der mehrtägigen Klassenfahrten zu übernehmen. In der entsprechenden
Pressemitteilung steht das Ergebnis: Wenn die Klassenfahrt die Rahmenbedin-
gungen des Schulrechts erfüllt, sind die tatsächlichen Kosten zu übernehmen.

In dem Artikel des „Weser-Kuriers“ haben verschiedene Schulleiter betont,
dass es wichtig ist, keinen zu Hause zu lassen: Alle sollen mitfahren. Ein guter
Vorsatz! Wie wird die künftige Regelung aussehen? Die Schlagzeile der Zukunft
lautet: Die Zahl der Kinder in ALG-II-Bedarfsgemeinschaften ist stark gesunken!
Der Grund steht in der 204. Bremer Montagsdemo unter Punkt 7: Mit dem Antrag
auf Kinderzuschlag oder Wohngeld geht der Anspruch auf ALG II verloren, somit
auch der Anspruch auf die Zahlung für Klassenfahrten. Ein Widerruf ist möglich,
wird allerdings erst zum nächsten Monat gültig. Wie dies geht? Wir gehen mit!

Ich nehme an, Sozialsenatorin Rosenkötter muss dazu am Donnerstag auf
der Sitzung der Sozialdeputation – bei der Zuschauer erwünscht beziehungswei-
se zugelassen sind – Farbe bekennen: Sie und nicht die weisungsgebundene Ba-
gis hat diese Entscheidungen zu verantworten. Unrechtmäßige Kürzungen füh-
ren zu Mittellosigkeit. So sieht Fördern nicht aus! Fordern geht auch anders! Ge-
genwehr ist möglich! Wie dies geht? Wir gehen mit!

3. Die Klageflut ist auch bei den Zwangsumzügen mit allen Nebengebieten zu
bedauern. Renovierungskosten werden allerdings bereits bei Klageerhebung per
Abhilfebescheid übernommen. Bei Klassenfahrten, Kosten der Unterkunft und
den anderen in Verwaltungsanweisungen des Sozialsenats geregelten Leistun-
gen hat Frau Rosenkötter den vollen Gestaltungsspielraum, auch über die Hand-
habung von Widersprüchen und Klagen. Die Bagis wird von Frau Rosenkötter ent-
sprechend angewiesen.
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Diese Handhabung passt in das Gesamtbild der Argen: Es sind immer wie-
der Klagen mit gleichem Streitgegenstand anhängig, weil die Argen Gerichtsur-
teile nicht auf andere Antragsteller übertragen. Die Kosten für die Steuerzahler
sind enorm: nicht nur die Gerichtskostenpauschalen, sondern auch die Anwalts-
kosten der Antragsteller und – nicht unerheblich – die internen Kosten der Wider-
spruchsabteilungen! Hinzu kommt, dass die Pauschalen für die Gerichtskosten
nicht deckend sind.

Frau Rosenkötter ist für den Gesamtbetrieb der Bagis dienstaufsichtsver-
pflichtet. Sie trägt also auch die Verantwortung für die unsinnigen Entscheidun-
gen in den anderen Leistungsgebieten: Wer der Bagis mitteilt, dass er Arbeit ge-
funden hat, bekommt ab Arbeitsaufnahme keine Zahlungen mehr und hat ab so-
fort Geldprobleme. Auf der 193. Bremer Montagsdemo konnte ich noch „oftmals“
sagen, jetzt muss es „immer“ heißen! Auch Verdienste für Nebeneinkommen wer-
den zu hoch eingeschätzt. Die unrechtmäßigen Kürzungen führen zu Mittellosig-
keit. So sieht Fördern nicht aus! Fordern geht auch anders!

Die Deputationssitzung für Soziales hat noch die Auswirkung einer weiteren
Änderung ab 1. Januar 2009 zu debattieren: Die Änderung der Erstattung der
Kosten der Unterkunft durch den Bund. Bisher wurden die tatsächlichen Auf-
wendungen anteilig übernommen. Künftig will der Bund Pauschalbeträge je Be-
darfsgemeinschaft zahlen. In welcher Höhe? Wie und wann wird darüber verhan-
delt? Ist das Musterverfahren über die Anrechnung von Einkommen auf die Re-
gelleistung und die damit verbundene Benachteiligung der Kommunen erledigt,
oder wurde die Klage zurückgenommen? Hat Staatsekretär Detlef Scheele bei
seinem Besuch in Bremen darüber berichtet?

2009 sollen circa 700 Millionen Euro weniger für Kosten der Unterkunft als
Bundeszuschuss an die Kommunen gezahlt werden. Der Bundesanteil verringert
sich damit für die meisten Bundesländer von 28,6 auf 25,4 Prozent. Die Auswir-
kungen des „Referentenentwurfs“ zum ALG II sind noch in der Schwebe (ab Sei-
te 19981; ab Seite 19965 steht die Beratung zum Familienleistungsgesetz, einer
Mogelpackung.) Wenn die Änderungen wie geplant Gesetz werden, können sich
Betroffene nur per Eilverfahren wehren. Wie dies geht? Wir gehen mit!

4. Kaum wird ein Fass ohne Boden geschlossen, schon wird das nächste erwei-
tert! Die zugereisten Senatoren haben kein glückliches Händchen: Die Rennbahn
wird von der Subventionsliste gestrichen – die Botanika soll mehr Geld erhal-
ten, auf Jahre hinaus! Die Botanika kann anders gestaltet werden. Sie eignet sich
nicht als Denkmal für Senatoren mit großem Beutel! Insbesondere muss der bis-
herige Geschäftsverlauf geprüft werden: das Nebeneinander von zwei Stiftungen
mit zwei Geschäftsführern plus dem der Botanika selbst oder die vorhandenen,
aber blockierten Spenden. Wichtig ist der Rhododendronpark für alle! Er darf
nicht verspielt werden, und er darf keinen Eintritt kosten. Kassenhaus und Ma-
schendrahtzaun sind unvorstellbar! –
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An der Finanzmarktkrise sollen Oma und Opa schuld sein, die wollten einfach
25 Prozent Eigenkapitalrendite: So ähnlich hat Ex-Innensenator Röwekamp die
Ursachen der Krise beschrieben. Ich habe während der Rede abgeschaltet, denn
diesen Spagat mochte ich nicht anhören. Leider liegt das Sitzungsprotokoll noch
nicht vor. Wäre die Angelegenheit nicht so ernst, wäre dies zum Schmunzeln!
Einfach mal nachlesen, die Protokolle von November 2008, denn verdrehter geht
es kaum.

Wie Röwekamps Partei, die CDU, sich Deutschland vorstellt, was der „Natio-
nale Sicherheitsrat“ machen soll, wie viel Freiheit und Demokratie übrig bleiben,
all das lässt sich nur vermuten. Auch von Mai 2008 bis heute ist bereits viel ver-
loren gegangen. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!
Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Banken und Konzerne gemästet
auf Kosten der Werktätigen

Wir haben am 16. August 2004 begonnen, vier
Winter und Sommer durchgehalten und wer-
den nicht aufgeben, ehe die ganze Hartz-IV-
Gesetzgebung mit allen Verordnungen, die die
Menschen drangsalieren und klein und wehr-
los machen sollen, vom Tisch sind! Jetzt, wenn
wieder der Weihnachtsmarkt kommt, begin-
nen wir unsere Kundgebung jeden Montag
um 17:30 Uhr vor der „Glocke“ an der Doms-
heide und demonstrieren dann noch vor 18
Uhr über die Obernstraße zum Hanseatenhof.
Kommen Sie her, hören Sie zu, nehmen Sie
teil!

Nun, da die nahende Wirtschaftskrise immer mehr Menschen die Augen öff-
net über diesen menschenverachtenden Kapitalismus, ist es gut, dass wir schon
aktiv sind. Die Montagsdemo ist in ganz Deutschland vertreten, in über 100 Or-
ten und großen Städten. Die Montagsdemo ist der Kern der neuen sozialen Be-
wegung. Werden Sie nicht erst aktiv, wenn es fast zu spät ist, nein: Schon jetzt
ist der richtige Zeitpunkt! Die Merkel-Regierung, die den Banken und Großkon-
zernen Hunderte von Milliarden in den Rachen schiebt, kürzt bei den werktätigen
Menschen, bei den Arbeitslosen und Hilfebedürftigen. Das wollen und müssen wir
uns nicht bieten lassen!
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Die Ursache der Finanzkrise ist die ungezügelte Profitgier der Aktionäre von
Großkonzernen, der sich selbst bedienenden Vorstände und der Spekulanten.
Das Kapital hat sich den Staat und die ganze Gesellschaft völlig untergeordnet
und ist mit ihm verschmolzen. Die Gesetze werden in den Konzernzentralen und
Lobbyverbänden gemacht und im Parlament nur noch von den sogenannten Ab-
geordneten, den von der Lobby für sich gekauften Interessenvertretern, abge-
nickt. Immer mehr Menschen haben kein Vertrauen mehr in dieses System. Ich
sage: Dieser Kapitalismus kann nicht mehr reformiert und gezügelt werden! Die-
ser Kapitalismus gehört abgeschafft!

Das geht nicht durch Wahlen, nein: Dafür muss man aktiv werden, Forderun-
gen aufstellen, andere Menschen zu Mitstreitern gewinnen, streiken, demonstrie-
ren und schließlich den bürgerlichen Staat unter Druck setzen. Diesen aktiven
Weg muss man lernen, wie die Montagsdemo es seit über vier Jahren lernt. Das
gilt für die soziale Fragen ebenso wie für die sich zuspitzende Klimakatastrophe,
die wachsende Kriegsgefahr und die damit verbundene Einschränkung der de-
mokratischen Rechte. Wir sagen zu alledem Nein! Wer kämpft, kann verlieren –
wer nicht kämpft, hat schon verloren!

Jobst Roselius

General Motors plant Insolvenzantrag: Opel kann Milliardenforderung
für Entwicklungsarbeit abschreiben („Frankfurter Allgemeine“)

Ein-Euro-Jobber ohne Schutzklei-
dung zur Asbestsanierung verheizt

1. Laut Bundesarbeitsministerium soll mit einem
neuen Gesetz angeblich nur der Dschungel an
Fördermaßnahmen in den Jobcentern gelichtet
und der „Wildwuchs“ beschnitten werden. Ge-
meinden, die Arbeitslose in Eigenregie betreuen,
protestieren jedoch dagegen – denn das „Gesetz
zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen
Instrumente“ bedeutet mehr zentrale Steuerung
der Jobcenter durch die Bundesarbeitsagentur
und damit letztlich für viele Maßnahmen den
Todesstoß.

Bisher gibt es im SGB II den großzügigen § 16 Absatz 2, der den Jobcentern
noch die Möglichkeit einräumt, Geld für „sonstige weitere Leistungen“ ausgeben
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zu dürfen, ohne dass diese Maßnahmen von der Bundesagentur für Arbeit stan-
dardisiert und überwacht werden. 30 Prozent aller Maßnahmen im SGB II erfolg-
ten über derartige „sonstige Leistungen“. In der bestehenden Form wird der Para-
graph gestrichen. Stattdessen soll es künftig nur noch einen „Experimentiertopf“
von zwei Prozent des Eingliederungsbudgets für die sogenannte freie Förderung
geben. Angeblich geht es hierbei nicht um Einsparungen. Es sei auch weiterhin
eine „nicht standardisierte Förderung“ möglich, bloß eben aus anderen Töpfen,
wie eine Sprecherin des Bundesarbeitsministeriums verlauten ließ.

Widerstand gegen das neue Gesetz formiert sich nicht nur bei den soge-
nannten Optionskommunen. Auch die „Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher
Arbeitslosengruppen“ rügt, die geplanten Neuregelungen gingen an den dring-
lichsten Problemen völlig vorbei. Danach müssten die Ein-Euro-Jobs in ihrer heu-
tigen Form abgeschafft und in reguläre Arbeitsverhältnisse umgewandelt werden.
Mit diesem neuen Gesetz werden die bisherigen Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men und die Personalserviceagenturen abgeschafft. Toll, wieder noch weniger
Möglichkeiten für Langzeiterwerbslose, an einen Job zu kommen!

2. Es ist einfach unglaublich, wie Langzeitarbeitslose nicht nur total ausgebeu-
tet werden, indem sie alles andere als gemeinnützige und zusätzliche Arbeit ver-
richten müssen – es wird auch noch mit ihrem Leben gespielt! Sechs Ein-Euro-
Jobber haben in einer alten Sporthalle in Elze 390 Kilogramm krebserregenden
Materials abgetragen, ohne dass sie dabei Schutzkleidung getragen hätten! Laut
Gewerbeaufsichtsamt dürfen solche Arbeiten nur von Fachfirmen ausgeführt wer-
den! Erst durch einen anonymen Brief wurde die Behörde auf die skandalösen
Vorgänge aufmerksam gemacht. Ein-Euro-Jobber haben in meinen Augen rein
gar nichts auf einer Baustelle verloren – und auf einer, wo nur Fachfirmen die Ar-
beiten mit asbestverseuchtem Bauschutt ausführen dürfen, haben sie schon drei-
mal nichts zu suchen!

Auch wenn die jungen Männer Vorsorgeuntersuchungen über sich ergehen
lassen werden, ist nicht abzusehen, ob sie nicht in 30 Jahren an Asbestose ver-
recken werden! Im „Erwerbslosenforum“ meldete sich einer der betroffenen Ein-
Euro-Jobber zu Wort und berichtete, dass sie ausdrücklich danach gefragt hat-
ten, ob sich Asbest im Schutt befinde. Vom zuständigen Hausmeister ist ihnen
gesagt worden, dass ein Gutachter sich das Gebäude angeguckt hat und dieses
Material als „nicht asbesthaltig“ befunden wurde. Sie sind bewusst belogen wor-
den! Nun will das Jobcenter tatsächlich prüfen lassen, ob „Verstöße“ vorlägen. Ich
glaub’s ja nicht! Das liegt doch wohl eindeutig auf der Hand – und eigentlich muss
der Staatsanwalt auch ohne Anzeige tätig werden! Aus meiner Sicht liegt hier vor-
sätzliche gefährliche Körperverletzung und mangelnde Fürsorgepflicht vor!

Ich persönlich glaube absolut nicht, dass nichts von dem asbesthaltigen Ma-
terial gewusst wurde. Warum müsste sonst wie zur Beschwichtigung ein Sachver-
ständiger erfunden werden? Vermutlich wollte die Behörde nicht bloß Tausende
von Euros für eine fachgerechte Entsorgung einsparen, sondern sich über die von
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ihnen nicht zu bezahlende Arbeit der ausgebeuteten und gesundheitsgefährde-
ten Ein-Euro-Jobber eine goldene Nase verdienen. Oder sind es „bloß“ Hartz-IV-
Empfänger, die auf diese Weise „sozialverträglich entsorgt“ werden? Verdammt
noch mal, vor fast zwei Jahren habe ich einen Mitstreiter der Bremer Montagsde-
mo im Hospiz an Asbestose sterben sehen! Ratet doch mal, womit der wohl über
Jahre hin gearbeitet hat! So lange waren die bedauernswerten Ein-Euro-Jobber
nicht dabei – aber wissen wir, ob nicht vielleicht bereits eine Faser ausreichen
kann, um schwerwiegende Krankheiten auslösen zu können?

3. Das Kieler „Institut für Weltwirtschaft“ ist immer wieder für einen Brüller gut!
Da wird dann allen Ernstes das Fazit gezogen, dass die Sozialpolitik seit Beginn
der Siebzigerjahre „mitverantwortlich für den Anstieg der Arbeitslosigkeit“ in den
letzten drei Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts gewesen ist. Während die Nach-
kriegszeit bis 1960 eine Phase spontanen Wachstums gewesen sei, in der die
Arbeitslosigkeit drastisch sank, habe es dann in der zweiten Hälfte der Sechzi-
gerjahre einen Schwenk in der Wirtschaftspolitik gegeben. Infolge dieser Neu-
ausrichtung der Politik sei es zu Regulierungen des Arbeitsmarkts und zu Än-
derungen in vielen Bereichen der Wirtschaftspolitik gekommen, die den Lohnfin-
dungsprozess veränderten. Außerdem setzte die Politik darauf, die Verteilung der
Einkommen und Vermögen zu korrigieren. Den Tarifparteien wurde die Verant-
wortung für die Lohnfindung weitgehend genommen – entsprechend üppig sei-
en die Tarifabschlüsse ausgefallen. Mit der Vollbeschäftigungsgarantie von Wil-
ly Brandt habe die Politik die Verantwortung für die Arbeitsmarktentwicklung fak-
tisch übernommen.

Erst mit der Umsetzung der Agenda 2010 sei dieser Kurs nennenswert „korri-
giert“ worden. Weil die rot-grüne Bundesregierung die Arbeitslosenhilfe abschaff-
te und das Arbeitslosengeld II einführte, seien die „Arbeitsanreize“ wieder et-
was gestärkt worden, wie die Entwicklung der Lohnersatzraten belege. So stieg
das Arbeitslosengeld eines Singles von 1950 bis 1974 im Schnitt von 45 auf 65
Prozent des Nettolohns. Seit 1975 ist das Arbeitslosengeld ein festgelegter Pro-
zentsatz des Nettolohns. Ach, und nun wird die Arbeitslosigkeit wieder steigen,
obwohl die Lohnersatzleistungen auf niedrigem Niveau verharren? Das erinnert
an die berühmte scheinbare Wechselbeziehung zwischen der Bevölkerungszahl
der Störche und der Geburtenrate der Menschen!

4. Als „traurigen Rekord“ bezeichnet das „Erwerbslosenforum Deutschland“ die
letzte Woche bekannt gegebenen Zahlen zur Situation von Hartz IV in der „Boom-
town“ Bonn. Demnach beziehen von 11.984 Bedarfsgemeinschaften 4.500 Men-
schen aufstockendes ALG II, weil sie trotz ihrer Arbeit nicht über genügend Lohn
zum Leben verfügen. 25.800 Menschen sind dort auf Hartz-IV-Leistungen ange-
wiesen. Im blühenden Wirtschaftsstandort Bonn ist das ein trauriger Rekord und
zeigt, dass Hartz IV allenfalls die Kassen von Unternehmen füllt und zunehmend
Menschen zurücklässt, die von ihrer Arbeit nicht leben können. Bonn belegt in den
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meisten Städterankings zur künftigen wirtschaftlichen Entwicklung mindestens
einen Platz im oberen Drittel, doch Arbeitnehmer werden lieber Hartz IV überlas-
sen. Überdies leistet sich Bonn eine überdurchschnittlich hohe Kinderarmut und
lässt die Kleinen – entgegen anderen Verlautbarungen – nicht in der ersten Reihe
sitzen. Diese Zahlen sind nur durch einen anständigen Mindestlohn zu stoppen,
der bei über elf Euro liegen muss, um spätere Altersarmut zu vermeiden!

5. Im „Stern TV“ – das ich mir nicht ansehe, ich lese nur darüber – wird nun ei-
ne neue alte Idee vom Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin wieder aufgekocht,
nämlich: „So gesund kann das Leben mit Hartz IV sein“. Angeblich reichen 4,40
Euro dazu aus, sich „gesund“ zu ernähren. Angeblich hat der Senator nun Rü-
ckendeckung von zwei echten Hartz-IV-Empfängern bekommen, die ein Koch-
buch für Arme geschrieben haben.

Klar, hier wird so getan, als ob die Regelsätze vollkommen ausreichten und
es nur an den faulen Arbeitslosen selbst läge, die entweder alle nicht kochen
können oder bloß zu faul dazu sind, weil sie sich lieber Tiefkühlpizza aufwärmen
und dadurch natürlich mit dem Regelsatz nicht auskommen. Es wird behauptet,
dass mensch lediglich regelmäßig die Angebote der Discounter studieren und be-
reit sein müsse, sich selber an den Herd zu stellen. Dann liest sich der eigene
Speiseplan plötzlich wie eine nostalgische Reminiszenz an Omas Küche. Es ist
eine Frechheit zu behaupten, dass es nicht ausreiche, Hartz-IV-Beziehern zu zei-
gen, wie sie günstige Gerichte kochen können – mensch müsse sie auch an die
Hand nehmen und ihnen vormachen, dass Backöfen nicht vorrangig zum Auftau-
en von Tiefkühlgerichten gedacht sind, sondern zum Beispiel für das Garen eines
Auflaufs!

Der Frankfurter Koch Oliver Schneider, auf den hier verwiesen wird, bietet
selbst Kochkurse für Hartz-IV-Empfänger an, bei denen allerdings der doppelte
Hartz-IV-Satz fürs Essen benötigt wird, sodass der Regelsatz nicht ausreicht. Die-
ser Fakt wird natürlich nicht erwähnt! Außerdem bleibt oft einiges von den Zutaten
übrig. Das verstärkt sich bei Alleinlebenden. Kleine Packungen sind meist pro 100
Gramm deutlich teuerer. Damit steigt das Risiko, öfter Verdorbenes wegwerfen
zu müssen. Weiterhin wird davon ausgegangen, dass der volle Ernährungsanteil
tatsächlich zur Verfügung steht und davon nicht noch Strom oder Kleidung mit-
bezahlt werden müssen. Viele haben regelmäßige Arzttermine für sich oder die
Kinder. Das verursacht Fahrtkosten, die nicht im Regelsatz enthalten sind. Glei-
ches gilt, wenn Betroffene keine günstigen Supermärkte in ihrem nahen Umfeld
haben, kein Fahrrad vorhanden ist oder noch eine gesundheitliche Beeinträchti-
gung dazukommt.

Was die Rezepte angeht: Es schmeckt nicht alles jedem, und jeder sollte das
Selbstbestimmungsrecht haben, allein zu entscheiden, worauf er Appetit hat. Et-
liche Gerichte mit Schweineleber sind gar nichts für Vegetarier(innen) wie mich
und sollten auch für Fleischesser tabu sein, wegen der hohen Anreicherung von
Schadstoffen! Außerdem schwanken die Sonderangebote ständig. Auch wüsste
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ich gerne, woher die vielen Aufstocker die Zeit nehmen sollen, neben ihrem Voll-
zeitjob all die vielen Sonderangebote zu studieren und im Anschluss daran, viel-
leicht auch noch mit Kindern an der Hand, auf dem Rad oder im Bus die Geschäf-
te abzuklappern. Also, mein Tag hat nur 24 Stunden!

Die ganze Zeit frage ich mich, wer diese Autoren – „selbst Hartz-IV-Emp-
fänger“ – wohl sein mögen. Ob sie ihren Namen und ihre Person hergaben und
im Gegenzug irgendeinen Vorzug bekamen, der natürlich nicht öffentlich bekannt
wird? Oder haben sie ihre Mutter nach den Rezepten befragt? Der Schwerpunkt
lag wohl darauf, einfach Preise einzuholen und dann wie bei einer Diät alles
grammweise pro Tag auszurechnen. Nur so kann man auf Kosten unter vier Euro
am Tag kommen! Aber das hat rein gar nichts mit der Wirklichkeit zu tun. Jeden-
falls würde ich diese Zyniker gerne dazu verpflichten, selbst einmal mindestens
ein halbes Jahr nach diesen Rezepten zu leben und auch sonst keinerlei Geld für
Alternativen zur Verfügung zu haben!

Wer nicht davon ausgeht, dass alle bei uns in Armut Geratenen faul, doof oder
beides sind, braucht eine andere plausible Erklärung für den längst unübersehba-
ren Notstand in unserer Gesellschaft. Denn inzwischen kann in der Nähe städti-
scher Mülleimer der Eindruck entstehen, dass deutlich mehr Menschen nach lee-
ren statt nach vollen Bierdosen greifen. Wie beruhigend ist es da, wenn wir selbst
noch kein Pfandgut sammeln müssen und uns zudem gemeinschaftlich einreden
können, dass es ja nun soooo schlimm auch noch nicht ist, hierzulande! Sehen
Sie mal, was man mit ein paar Kröten noch Leckeres zaubern kann – und dann
denken Sie mal an den Kongo!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

So schnell wie in keinem anderen westlichen Staat: Lohngefälle
in Deutschland wächst im Rekordtempo („Spiegel-Online“)

Beschäftigte sollen Anteil von 25 Millionen einbringen: 3.500 Kollegen von H.
C. Starck demonstrierten in Goslar gegen Arbeitsplatzvernichtung („RF-News“)

Wirtschaft schrumpft nächstes Jahr um 0,9 Prozent: Das bedeutet
700.000 Arbeitslose mehr bis 2010 („Spiegel-Online“)

Regierung frisiert Statistik: Wer sich privat vermitteln
lässt, ist doch nicht arbeitslos! („Spiegel-Online“)

Stellenangebote mehrfach gezählt: Tatsächlich ist die Nachfrage
nach Arbeitskräften seit Frühjahr 2007 beständig gesunken („Focus“)

Minus 40 Prozent: Deutsche Bahn erwartet „Wintereinbruch“
im Schienengüterverkehr („Finanznachrichten“)
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Sind nur spektakuläre Aktionen
berichtenswert?

1. Bei all dem Getöse um die vielen „Rettungspake-
te“ hat sich klammheimlich noch etwas ganz Ande-
res durch den Bundestag geschlichen: Die neues-
te Hartz-IV-Verschärfung ! Olaf Scholz (SPD), seines
Zeichens Bundesminister für Arbeitszwang und Aso-
ziales, schob in Windeseile sein „Gesetz zur Neu-
ausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente“
durch das „Hohe Haus“. Den Herrschaften kann auch
dies offenbar gar nicht schnell genug gehen, denn
das Gesetz soll bereits am 1. Januar 2009 in Kraft
treten.

Eigentlich müsste dieses „Hohe Haus“ mit all seinen Jasagern vor Scham im
Berliner Erdboden versinken! Banken und Konzernen werden Hunderte von Mil-
liarden Euro Steuergelder hinterhergeworfen, damit sich die Top-Manager weiter
die Taschen vollstopfen und – ganz nebenbei – per Massenentlassung noch ein-
mal Zigtausende Menschen in Hartz IV treiben können. Für das „Prekariat“ hält
man derweil schon mal die neuen Folterwerkzeuge bereit! Und was erwartet die
Opfer nach dem dann ebenfalls verschärften ALG-I-Bezug?

Die Zumutbarkeitskriterien für die Annahme mieser Jobs werden immer per-
fider. Mini-Jobber(innen), zum Beispiel auf 400-Euro-Basis, können in Ein-Euro-
Jobs gezwungen werden. In den „Eingliederungsvereinbarungen“ mit den Argen
sind bereits die neuen Verschärfungen enthalten. Widersprüche dagegen ha-
ben keine aufschiebende Wirkung mehr. ALG II und Wohngeld werden bei so-
genannten Verstößen gestrichen, und die Prozesskostenhilfe wird gekürzt. Bei
ALG-I-Berechtigten sind verschärfte Sperrfristen geplant. Bei Fortbildungsmaß-
nahmen und Ähnlichem wird gekürzt, was das Zeug hält. Die Kosten für Bewer-
bungen werden zu einem Minimum pauschaliert und in einem „Vermittlungsbud-
get“ zusammengepresst.

Alles andere als zusammengepresst wird der Berliner Kriegshaushalt: 33,5
Milliarden Euro werden für die Rüstung rausgeschmissen! Doch immer mehr Men-
schen gehen gegen diese Politik bundesweit auf die Straße. Die Montagsdemos
machen weiter, obwohl sie von den Medien totgeschwiegen werden, und trotz des
Winterwetters findet heute unsere 208. Montagsdemo statt. Wir sind das Volk,
und hoffentlich wird es für die Hartz-IV-Parteien bei den nächsten Wahlen einen
deftigen Denkzettel geben!

2. Am 18. November 2008 berichtete die „Tageszeitung Bremen“, dass Unbekann-
te in der Nacht auf den Volkstrauertag das große Kriegerdenkmal auf der Alt-
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mannshöhe, das die Gefallenen zweier Weltkriege und die Zerstörer der Bremer
Räterepublik „ehrt“, innenseitig vollständig pinkfarben angestrichen hatten. Laut
einem Schreiben an die Zeitung wollten sie mit ihrer nächtlichen Malaktion dar-
auf aufmerksam machen, dass heute wieder Soldat(inn)en für deutsche Interes-
sen sterben müssten. Deshalb hätten sie „dem Heldengedenken einen anderen
Anstrich geben“ wollen. Weiter schreiben sie, dass bei all diesem Heldengeden-
ken und seinem soldatischen Männerbild die Kriegsgründe nicht mehr reflektiert
werden.
Dass die „Taz“ nur spektakuläre Aktionen berichtenswert findet und unsere Aktio-
nen meistens geflissentlich „übersieht“, veranlasste mich zu folgendem Leserbrief,
der am 23. November leicht gekürzt veröffentlicht wurde:

Es gab auch im „Bremer Friedensforum“ Ideen und Aktionen gegen die
monströse „Heldenverehrung“ auf der Altmannshöhe, und es wird sie
weiterhin geben. Am diesjährigen Antikriegstag wurde vor dem Krieger-
denkmal mit der Aufstellung des Gegendenkmals „Dem unbekannten
Deserteur“, geschaffen vom Aktionskünstler Joachim Fischer, der ermor-
deten Kriegsverweigerer gedacht. Zuvor hatte der Wehrmachtsdeser-
teur Ludwig Baumann auf dem Marktplatz vor etwa 350 Menschen sei-
ne Leidensstationen im Zweiten Weltkrieg und danach geschildert und
dazu aufgerufen, Deserteure zu unterstützen und Kriege zu ächten.

In einem auf der Altmannshöhe verlesenen Brief an Bürgermeister
Jens Böhrnsen, in dem wir ihn um Unterstützung baten, machten wir
darauf aufmerksam, dass mit der dauerhaften Aufstellung eines Deser-
teurdenkmals und der Schaffung eines entsprechenden Gedenktages
ein deutliches Antikriegszeichen gesetzt werden könne. Dies sei eines
der wichtigsten Anliegen des „Bremer Friedensforums“, denn es seien
die Deserteure, die Sand ins Getriebe aller Kriege werfen und damit
zu deren Verkürzung beitragen könnten. In einem Antwortbrief schrieb
Böhrnsen, dass er sich leider außerstande sehe, unser Vorhaben zu
unterstützen.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
siehe auch „Die Linke“

Plus 21 Prozent: Strom wird für Millionen Verbraucher
zum Jahresbeginn teurer („Spiegel-Online“)

Missbrauch von Herrschaftswissen: Hat Mehdorn die ihm vorliegenden Zahlen
über abbestellte Güterzüge verzehnfacht, um Lohnforderungen zu mäßigen –
unter Inkaufnahme einer Schockreaktion an den Börsen? („Financial Times“)
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Denkmalschutz kein Handelsobjekt
Schon wieder gibt es einen Widerspruch gegen die Unterschutzstellung des Sen-
desaals – den wievielten eigentlich? Denkmalschutz ist doch kein Handelsobjekt
oder irgendein Stück Papier, mit dem nach Belieben verfahren werden darf! Nach
einer langen Zeit des Zitterns und Wartens wollen wir Konzertbesucher(innen)
endlich die Gewissheit haben, dass uns der Sendesaal auch wirklich erhalten
bleibt und bald wieder mit Leben erfüllt wird. Ohne Edeka & Co.!

Bei ihrem neuen Poker geht es den „Investoren“ Klima und Heise, denen das
Gelände noch nicht einmal gehört, nicht um Musikkultur, sondern einzig und allein
um Zeitgewinn und maximalen Profit. Da ist es erfreulich, dass sich die Noch-
Eigentümerin „Radio Bremen“ und Bürgermeister Jens Böhrnsen klar zu unseren
Gunsten positioniert haben. Wir alle wollen, dass die „Sendesaal-Karree GmbH“
zum Zuge kommt und die Herren Heise und Klima pünktlich zum Jahresende
zurücktreten!

Leserbrief von Detlef W. Hoyenheim an die „Tageszeitung“

Münte geschockt: Clement noch immer
ohne Altersweisheit („Spiegel-Online“)

Die reaktionäre Inkompetenz der
SPD-geführten Sozialbehörde

Die Wintersaison hat begonnen: Es war kalt und dun-
kel. Die 208. Montagsdemo traf sich um 17:30 Uhr
erstmals vor dem Konzerthaus Glocke. Nach kurzem
Auftakt ging es dann zur Demo über die Obernstra-
ße zum Hanseatenhof. Mit Kurzreden und Pfeifkon-
zert erregten wir Beachtung. Ein Weihnachtsmarkt-
Aufbauer wünschte uns zurück in die ehemalige
DDR. Missmutig wird er seinen Umsatz beargwöh-
nen, nachdem schon andere vor ihm haben feststel-
len müssen, dass den Menschen das Geld fehlt, das
sein Geschäft blühen lassen könnte. Auf dem Han-
seatenhof war wieder relativ viel los. Allerlei Gesprä-
che konnten von unseren Flugblattverteilern geführt
werden. Es kommen immer wieder Fragen: Was ist

das, die Montagsdemo? Was, euch gibt es noch? Auch wenn wir wegen der Käl-
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te nur etwa 20 Teilnehmer waren, zeigte gerade die heutige Demo, wie wichtig
unser Auftreten ist. Es kommen auch neue Mitstreiter hinzu, die aktiv werden und
lernen wollen, wie wir es machen. Also kommt alle her!

Zu berichten und zu kommentieren gab es wieder viel, vom Schönen und Fäl-
schen der Arbeitsmarktzahlen bis zur Bremer Finanzpolitik mit seinen über 200
„Gesellschaften“, die außerplanmäßig und ohne nennenswerte Kontrolle, spezi-
ell der Geschäftsführer-Gehälter, durch Senat und Bürgerschaft so laufen gelas-
sen werden. Immer wieder geht es auch um die Bagis, die Bremer Arge, die nach
rechtswidrigen Behördenanweisungen arbeitet und Gerichtsurteile ständig in den
Wind schlägt, zum Beispiel durch Nichtübernahme der vollen Kosten der Mie-
ten oder Klassenfahrten von Hartz-IV-betroffenen Kindern. Die Senatsbehörde
sitzt einfach diesen Widerspruch aus – ein Zeichen reaktionärer Inkompetenz der
SPD-geführten Sozialbehörde.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Clements Rache: Arbeitsmarktflexibilisierung beschleunigt
Stellenabbau in der Krise („Frankfurter Rundschau“)

Zeitarbeitgeber verweigern Zeugnis
Ich habe höchsten Respekt vor Leuten, die sich nicht aufgeben und auch un-
ter schwierigen Bedingungen arbeiten. Demgegenüber scheint es hier viele Sozi-
alschmarotzer zu geben, die auf Münte sauer sind, weil er Schuld an der Kürzung
ihrer Stütze haben soll.

„Stern“-Troll „Vegefranz“

Je schwieriger die Bedingungen, unter denen die Leute arbeiten, desto größer
muss demnach Ihr Respekt sein. Dafür kann sich niemand etwas kaufen. Zum
Zweiten: Es gibt seit jeher die ganz großen Sozialschmarotzer, die im Bedarfsfall
auf die kleinen mit dem Finger zeigen.

Antwort von „Benkku“

Ich habe mich als Informationstechniker vor vier Jahren auf einen Zeitarbeitsver-
trag eingelassen. Angeblich war die Stelle als langfristig fest geplant, was sich,
wie soll’s auch anders sein, nach drei Jahren zerschlagen hat. Die Stelle gibt es
nach wie vor, allerdings mit einem neuen Kandidaten – ich bin raus.

Man denkt: Ist ja nicht schlimm, ich kann mich ja woanders bewerben. Hehe,
denkste! Der Arbeitgeber, bei dem ich eingesetzt war, muss mir von Gesetz wegen
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(Danke, Herr Profilo-Clement und Gas-Schröder!) kein Zeugnis ausstellen. Der
Sklavenhändler weiß nach drei Jahren immer noch nicht, was ich eigentlich in der
Firma gemacht habe, stellt sich dumm und meint, ich kann ihn ja verklagen. Frage
nur: wovon?

Ich habe ja für die Hälfte dessen gearbeitet, was mir von meiner Ausbildung
her zugestanden hätte. Nun, wie reagieren Personalchefs, wenn man sich als IT-
ler mit einer Dreijahreslücke in den Zeugnissen vorstellt? Genau! Das ist Stand
meiner Agenda! In ein paar Monaten läuft mein Arbeitslosengeld aus, das ist im
Übrigen weniger als Hartz IV. Falls ich dann immer noch keinen Job habe, mach
ich ’ne Fliege, wenn das noch möglich ist.

Leserbrief von „Tagora Sagittara“ an den „Stern“

Da hilft wirklich nur die Klage vor dem Arbeitsgericht. Die Zeitarbeitsfirma wird
dann wach. Die Kosten sind gering, die Stundung der Prozesskostenhilfe einfach
mit der Rechtsantragsstelle besprechen. Die Klage vor dem Arbeitsgericht hilft
hundertprozentig! Zusätzlich die Zeitarbeitsfirma davon in Kenntnis setzen, dass
mensch sich überlegt, ob nicht die Bundesagentur für Arbeit davon erfahren müss-
te. Das ist nämlich die Genehmigungsstelle für die Lizenz der Zeitarbeitsfirma.

Zur Zeugnisfindung der Zeitarbeitsfirma die Aufgaben skizzieren und auflis-
ten, was einem wichtig. Die Beurteilung dazu kann nur positiv sein, weil gerade
Zeitarbeitnehmer immer wieder kritisch betrachtet werden. Nichts ist einfacher,
als einen Zeitarbeitnehmer „nach Hause“ zu schicken. Insofern sind diese drei
Jahre für sich betrachtet bereits eine hervorragende Beurteilung.

Wenn das ALG I unterhalb von Hartz IV liegt, kann ergänzendes ALG II be-
antragt werden. Deutschland wird oft wegen der Zeugnisse und Nachweise ver-
spottet, aber in vielen anderen Ländern ist dies genauso – insbesondere wenn
der Mensch aus Deutschland kommt. Sich zu wehren ist einfacher!

Antwort von Hans-Dieter Binder

„Frisiersalon“: Derzeit werden mehr als 1,3 Millionen Arbeitslose
nicht in der Statistik mitgezählt („Frankfurter Allgemeine Zeitung“)

Kampf um Arbeit: Warum eine sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte einstellen, wenn es auch ehrenamtlich geht? („Junge Welt“)

Gericht verwirft Sanktionen: Vergabepraxis von Ein-Euro-Jobs durch
die Bagis ist wiederholt als rechtswidrig aufgefallen („Tageszeitung“)

Geißler fordert Regelsatzerhöhung: Sie geht direkt in den Konsum, für dringen-
de Anschaffungen, die bisher nicht bezahlen werden konnten („Tageszeitung“)
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Schnatterinchen schaltet auf stur: Der ewige Ruf nach
Steuersenkungen ist jämmerlich („Spiegel-Online“)

Typisch Agenda 2010: SPD verwechselt Einladung
und Vorladung („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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209. Bremer Montagsdemo

am 01. 12. 2008

Die Finanzkrise hat eine
neue Dimension erreicht

1. Mehr als 300 Milliarden Dollar kos-
tet die Rettung der Citigroup New York ,
so der „Weser-Kurier“ vom 25. Novem-
ber 2008). Gerade noch rechtzeitig zur
Börseneröffnung wurde die Rettungsakti-
on perfekt. Dies ist nicht die erste für die
Citigroup. Angefangen hat es mit einer Lo-
ckerung der Beteiligungsbeschränkungen
für Ausländer in den USA. Dadurch konn-
te sich die chinesische Staatsbank an der

Citigroup beteiligen. So wurde aus deutscher Entwicklungshilfe für China chine-
sisches Eigenkapital bei der Citigroup, siehe 166. Montagsdemo, Punkt 6.

Warum wurde diese Rettungsaktion notwendig? Dazu steht im „Weser-Ku-
rier“: „Spekulanten bekommen erneut Oberwasser. Sie prügelten den Kurs nach
Ansicht von Citigroup-Chef Vikram Pandit zuletzt nach unten und trieben den
Konzern damit in die Enge. Ähnlich war es bei Lehmann Brothers und anderen
gefallenen Banken-Ikonen. Viele fragen daher: Wer ist das nächste Opfer der
Spekulanten?“

Von Spekulanten war bisher nur als Inhaber der Hypo-Papiere et cetera die
Rede – und von Banken, die sich verzockt haben. Wenn das Wort vom Kursprü-
geln der Spekulanten wahr ist, hat das politische Personal total versagt. Wann
und wie kommt die Gegenwehr? So werden nur die Spekulanten reich! Dieser
Reichtum muss zur Deckung der Staatsverschuldung herangezogen werden!

Wie sieht der Alltag am Bankschalter aus? Der Mitarbeiter wartet auf Kund-
schaft. Es ist unverändert viel Geld im Umlauf. Er erhält ein Festgehalt und Pro-
vision für den Verkauf von Produkten. Es ist also nicht egal für die Geldbörse des
Bankmitarbeiters, ob und wie der Kunde sein Geld anlegt. Inzwischen laufen auch
die Werbungen für die Riesterrente und andere Anlageformen wieder auf Hoch-
touren, als ob nichts gewesen sei, zumindest am Beratungstisch der Bank oder
Sparkasse.
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„Bankberater haben nicht viel dazugelernt“, so der „Weser-Kurier“ vom 18.
November 2008. 20 Banken in Krefeld und Dortmund waren getestet worden.
„Dabei empfahlen nur drei der 20 Berater den Testpaaren für ihre angeblich ge-
erbten 30.000 Euro wie gewünscht eine völlig risikolose Anlage. Das Gros der
Berater wollte das Geld in großen Teilen oder komplett in Fonds oder Zertifika-
ten anlegen. Hier sind aber Verluste, für die im Ernstfall niemand einsteht, nicht
ausgeschlossen.“

Ein Grund mehr, alle Provisionen und Prämien, die für solche Anlagen gezahlt
wurden, zurückzufordern und zur Deckung des entstandenen Schadens einzu-
setzen! Die Anleger verlieren ihr Geld, die Bankmitarbeiter behalten ihre Provisio-
nen, Boni und Prämien: Vergütungen, die ohne diese Produkte nicht erzielt wor-
den wären! Nicht nur der Ansprechpartner am Tresen hat sich bereichert, even-
tuell damals noch unwissend und im Vertrauen auf die Geschäftsführung. Die-
se Unwissenheit ist vorbei! Darum geh nicht allein zu einer Bank, sei mutig und
nimm Begleitschutz!

2. Wie werde ich ALG-II-Bezieher ? Was schert mich Hartz IV, ich habe Arbeit!
Doch Hartz IV kommt bereits nach zwölf, längstens 24 Monaten plus Kündigungs-
frist – für viele unerwartet früh. Arbeitslosigkeit, der Verlust des Arbeitsplatzes
lähmt. Wer vor dem Sturz in ALG II eine neue Arbeit findet, aber zu wenig ver-
dient, kann ergänzendes ALG II beantragen. Ein Alleinstehender hat bei einem
Brutto von 1.200 Euro in der Regel Anspruch auf ergänzendes ALG II. Sein Frei-
betrag für das Erwerbseinkommen beträgt circa 280 Euro. Daher haben fast alle
mit einem Bruttoeinkommen von 1.000 Euro garantiert Anspruch auf ergänzen-
des ALG II.

Es gibt eine weitere Möglichkeit, in ALG II zu fallen: Wer selbständig ist, muss
sich seine Krankenversicherung ansehen. Die GKV darf ab 2009 kein Kranken-
geld an freiwillig versicherte Selbständige mehr zahlen. Diese müssen eine Extra-
Krankentagegeldversicherung abschließen, freiwillig: eine Nebenwirkung des Ge-
sundheitsfonds. Wer dies nicht tut, verliert im Krankheitsfall sein Einkommen. Es
trifft besonders die kleinen (scheinbar) Selbständigen. Ohne Rücklagen ist der so-
fortige Antrag auf ALG II geboten. Daher sofort das entsprechende Formular von
der Arge – in Bremen: der Bagis – holen und abstempeln lassen. ALG II gibt es
erst ab Antragsdatum laut Stempel. Die Unterlagen können ausgefüllt und nach-
gereicht werden. Krankheit ist kein Hindernisgrund, wenn sie voraussichtlich kei-
ne sechs Monate dauert.

Die Arge ist eine Behörde mit ungeahnten Möglichkeiten. Nur leider werden
diese Möglichkeiten oft nicht im Interesse der Antragsteller eingesetzt. Die Bagis
hat wie jede Arge eine Arbeitsgruppe zur Antragsvermeidung. Daher gilt: Anträ-
ge nur schriftlich! Absagen oder Verweigerungen ebenfalls schriftlich geben las-
sen! Wie dies geht? Wir gehen mit! Es ist hilfreich, sich rechtzeitig zu informieren,
möglichst bereits bei Erhalt der Kündigung. Eine Abfindung, die beim Antrag auf
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ALG II noch vorhanden ist oder falsch angelegt wurde, kann zur Zahlungsverwei-
gerung der Arge führen!

An jedem dritten Dienstag im Monat findet um 19 Uhr der Gesprächskreis
„Vorbereitung auf ALG II“ des Vereins „Sozialer Lebensbund“ im „Hibiduri“ in der
Thedinghauser Straße 2 statt. Was ist zu veranlassen, wenn ALG II droht? Wie
gehe ich damit um? Sicherheit gegenüber dem unbekannten Wesen ALG II ist
durch Wissen zu erlangen! Wie bereite ich meinen Besuch bei der Bagis vor, einer
Behörde der besonderen Art?

Circa 50 Prozent aller ALG II Klagen werden von den Betroffenen gewonnen.
Davor wird bereits vielen Widersprüchen stattgegeben. Dies zeigt die „Qualität“
der Bescheide. Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden!
Ich will die Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

30 Milliarden für Bayern-LB: Plant Transrapid-Seehofer neue Pres-
tigeprojekte mit Landesmitteln aus Steuergeld? („Spiegel-Online“)

Die Verwahrlosung
beginnt auf dem Schulklo

1. Für junge Erwachsene birgt Hartz IV ein ho-
hes Risiko, lebenslänglich darin verhaftet zu blei-
ben. Laut einer IAB-Studie hingen rund 40 Pro-
zent der Personen zwischen 18 und 29 Jahren, die
im Januar 2005 Arbeitslosengeld II bezogen, bis
Ende 2006 durchgehend am Tropf dieser Trans-
ferleistung. Etwa 60 Prozent der jungen ALG-II-
Bezieher konnten innerhalb des Beobachtungs-
zeitraums von zwei Jahren ihre Hilfebedürftigkeit
überwinden. Allerdings hat fast die Hälfte dieser
Gruppe im selben Zeitraum zumindest vorüberge-

hend erneut das ALG II in Anspruch nehmen müssen. Lediglich rund ein Drittel
der jungen Erwachsenen hat in den zwei Jahren den Ausstieg aus der Hilfebe-
dürftigkeit „dauerhaft“ geschafft – sofern bei zwei Jahren von Dauerhaftigkeit die
Rede sein kann!

In der Sozialforschung werden Armutserfahrungen in dieser Lebensphase
als besonders gravierend angesehen. Vor allem längerfristige finanzielle Notla-
gen können die Entwicklungsmöglichkeiten von jungen Menschen nachhaltig ein-
schränken und zu weiteren Schwierigkeiten im späteren Alter führen. Vor allem
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Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte sind hier wieder einmal besonders ge-
fährdet. 2007 bezogen im Jahresdurchschnitt 1,35 Millionen junge Menschen zwi-
schen 18 und 29 Jahren das ALG II. Diese vorübergehende Bedürftigkeit kann
zum Beispiel auftreten, wenn die Ausbildung noch andauert oder junge Erwach-
sene eine Familie gründen und ihr Einkommen noch nicht für den Lebensunter-
halt ausreicht.

Deswegen werden oft ganz tolle „Förderungen“ für die Unterfünfundzwanzig-
und Überfünfzigjährigen angeboten. Der Rest muss halt seine Zeit in der War-
teschleife absitzen, sich in einer der viel gepriesenen Maßnahmen parken oder
zu einem Ein-Euro-Job verdonnern lassen. Du bist Deutschland, und dein neuer
Lebensweg könnte so aussehen, dass du unter 25 zu jung bist, weder über eine
Ausbildung noch über Berufserfahrung verfügst, also keinen Job bekommst. Da-
für kannst du dann zwischen 25 und 40 Jahren auf prekäre Beschäftigung hoffen,
bis du mit über 40 Jahren das Verfallsdatum überschritten hast und selbstredend
zu alt für den Beruf bist. Also leider wieder kein Job! Bist du erst über 50, erwartet
dich meistens das Abstellgleis, bis du mit 67 endlich ein Anrecht auf die Grundsi-
cherung hast. Gruselig? Na, wen das nicht motiviert!

2. In Berliner Innenstadtbezirken wird mit einer Verdoppelung der Mieten gerech-
net, was unweigerlich dazu führen muss, dass die Armen den Reichen weichen
müssen. In den traditionellen Berliner Arbeiterbezirken wie Kreuzberg und Neu-
kölln vollzieht sich ein sogenannter Bevölkerungsaustausch, der zur zunehmen-
den Segregation der Hauptstadt beitragen wird. Die Häuser werden in großem
Stil aufgekauft, per Sanierung aufgewertet und für viel Geld an solvente Kunden
vermietet. Für Kreuzberg rechnet die Branche mittelfristig mit einer Verdopplung
der Mieten.

Gerade auch wegen der rasant gestiegenen Nebenkosten müssen in Berlin
viele Haushalte bis zu 40 Prozent ihrer Bezüge fürs Wohnen aufbringen. Wohnen
wird so für immer mehr Menschen unerschwinglich, allen voran für die Bezieher
von Sozialleistungen und Niedriglöhner oder Rentner. So sind in Kreuzberg etwa
ein Drittel der ALG-II-Haushalte vom Zwangsumzug bedroht. Die Politik trägt mit
ihrer „Liberalisierung“ des Wohnungsmarktes, der Veräußerung von städtischem
Wohneigentum, der Aufhebung der Mietpreisgrenze und dem Wegfall des sozia-
len Wohnungsbaus einen Großteil der Verantwortung für die zunehmende sozia-
le Entmischung der Stadt.

Doch formiert sich langsam Widerstand: Letzten Samstag fand eine Demonst-
ration gegen die Mieterhöhungen statt. Es können sich Mieter zusammenschlie-
ßen und einen Mietboykott organisieren. Was geschieht wohl, wenn sämtliche
Mieter der 50.000 Wohnungen der privatisierten Wohnungsbaugesellschaft die
Zahlung der angekündigten Mieterhöhungen von bis zu 20 Prozent verweigern
würden? Aber auch die Aneignung von Wohnraum durch Hausbesetzungen ist
eine denkbare Form des Widerstands.
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3. In einer Essener Gesamtschule gibt es nur deswegen eine saubere und ordent-
liche Toilettenanlage, weil sie abgeschlossen ist und nicht benutzt werden kann.
Was wie ein Schildbürgerstreich anmutet, ist der Versuch des Schulleiters, sich
gegen den zunehmenden Vandalismus auf Toiletten zu wehren. Schüler zogen
mit ihren Eltern ins Schulverwaltungsamt, um ihrem Bedürfnis nach Toilettenbe-
nutzung Ausdruck zu verleihen. Dieses betrachtet sich jedoch als nicht zuständig
und verweist auf die Lösungsmöglichkeiten anderer Schulen, wo entweder Eltern
eine Kloaufsicht finanzieren oder ein „Toilettendienst“ von den Schülern organi-
siert wird.

Der Gipfel besteht darin, dass eine andere Gesamtschule sich aus eigenem
Antrieb eine „Ein-Euro-Kraft“ fürs Schulklo sucht, die über einen Förderverein fi-
nanziert wird. Auch an einem Gymnasium wird bereits eine Ein-Euro-Jobberin
eingesetzt. Laut der Agentur für Arbeit sei das eine „Tätigkeit von öffentlichem In-
teresse“, die „zusätzliche Stellen“ schafft. Dabei darf eine Ein-Euro-Kraft gar nicht
putzen! Wenn schon nicht Putzdienst, so wäre die Vermeidung von Vandalismus
eigentlich Aufgabe eines Wachdienstes. Doch das ist ebenfalls ein wenn auch
grottenschlecht bezahltes Gewerbe und deswegen auch keinesfalls zusätzlich.
Mich würde dabei auch noch die Zukunftsperspektive für den ersten Arbeitsmarkt
interessieren, auf den die Ein-Euro-Jobber ja vorbereitet werden sollen! Vielleicht
als Klofrau oder Klomann? Tolle Aussichten, und so zukunftsträchtig, so unge-
mein attraktiv!

Oder ist ein Klo an einer gut frequentierten Stelle gar keine so schlechte Sa-
che, wenn das Eimerchen Kleingeld, das täglich anfällt, auch vollständig behalten
werden darf? Jedoch nicht, wenn für einen Generalunternehmer gearbeitet wird,
der schlappe fünf Euro pro Stunde bezahlt und den Rest selbst einsteckt. Tut mir
leid, in meinen Augen ist das im wahrsten Sinne des Wortes nur ein Scheißjob
und als Perspektive eine einzige stinkende Katastrophe! Das bisschen Geld und
dann null Befriedigung bei der Arbeit? Der Missbrauch von Ein-Euro-Jobs kennt
anscheinend keine Grenzen mehr! Oder muss man anders formulieren: Wo wer-
den Ein-Euro-Jobber eigentlich nicht missbraucht?

Woher kommt so viel Vandalismus an den Schulen und anderswo? Nährt er
sich aus dem Frust vieler Schüler? Liegt es daran, dass die Ausgaben für längst
outgesourcte Hausmeister und Reinigungskräfte so gekürzt wurden, dass – wenn
überhaupt – nur noch schlampig geputzt wird? Dass dort, wo bereits viel Dreck
liegt, wie von Geisterhand noch viel schneller noch mehr Müll hingelangt, weiß
eigentlich jeder. Wurde das Geld für die Wartung der Schulen derart zusammen-
gestrichen, dass selbst Hausmeister keine Handwerker mehr für notwendige Re-
paraturen bestellen dürfen, bis alles zur Bruchbude mutiert ist, die nur noch ab-
gerissen werden kann?

4. Bei den Arbeitslosenzahlen versucht die Bundesregierung, uns permanent zu
verarschen. Inzwischen reicht es offenbar nicht mehr aus, dass Erwerbslose, die
krank sind, in Maßnahmen stecken, eine Umschulung machen oder ihr mickri-
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ges Gehalt durch ALG II aufstocken müssen, gar nicht erst in der Arbeitslosen-
statistik auftauchen, sondern es wird immer tiefer in die Trickkiste gegriffen. Im
Superwahljahr will die Bundesregierung die Zahl der Erwerbslosen per Gesetz
herunterrechnen: Künftig sollen alle, die durch private Vermittler betreut werden,
einfach mal eben so nicht mehr als arbeitslos gelten. Im Oktober fielen darun-
ter rund 149.000 Arbeitslose. Insgesamt waren es in diesem Jahr rund 300.000
Menschen. Da kann natürlich nicht mehr von sauberer Erfassung von Arbeitslo-
sen die Rede sein, aber es geht ja auch nur darum, eine lupenreine weiße Weste
zu tragen und sich mit dem vermeintlichen Erfolg angeblicher Arbeitsbeschaffung
schmücken zu „dürfen“.

Die Zahlenjonglierereien reichen offenbar auch nicht mehr aus, und so wird
optisch noch eins draufgelegt. Die meisten Grafiken gaukeln uns vor, dass die
Arbeitslosigkeit enorm gesunken sei. Bei der Darstellung wird zumeist dort be-
gonnen, wo die höchste Arbeitslosenzahl zu sehen ist, sodass jegliches Sinken
natürlich angenehm auffällt. Diese Wirkung wird erzielt, weil ein Bild meist nur
flüchtig angeguckt wird und sich der erste Eindruck einprägt. Wenn die Grafik bei-
spielsweise nach der Einverleibung der DDR beginnen würde, dann ließe sich er-
kennen, dass die Arbeitslosigkeit zwar leicht gesunken, aber immer noch höher
als vor 1989 ist! Von den prekären Arbeitsverhältnissen, in denen die meisten Ar-
beitslosen gelandet sind, die uns diese Fata Morgana vorenthält, einmal ganz zu
schweigen. Tatsächlich haben wir sieben Millionen Hartz-IV-Bezieher, auch wenn
beständig so getan wird, als ob es „nur“ zwei bis drei Millionen seien, und mit
knapp 500.000 noch eine „Handvoll“ ALG-I-Bezieher.

5. Obwohl eine Reha sinnvoll wäre, strebten viele Langzeitarbeitslose nach der
Frührente, prangert die „Ärztezeitung“ an. Dabei könne rechtzeitige Rehabili-
tation Patienten beim Bewältigen von Folgen der Langzeitarbeitslosigkeit helfen
und ihr Leistungsvermögen stabilisieren. Aus Sorge vor sozialem Abstieg stellten
Langzeitarbeitslose in Ostdeutschland trotzdem eher Renten- als Reha-Anträge.
Erwerbsminderungsrentner fühlten sich in der Regel gesellschaftlich eher akzep-
tiert als Hartz-IV-Bezieher. Viele Antragsteller seien jedoch für die Frührente „noch
nicht krank genug“.

Leider steht in dem Artikel nicht, dass ältere Erwerbslose, und das sind immer
sogenannte Langzeitarbeitslose, eben nicht nach Frührente „streben“, sondern
vielmehr von den argen Argen unverblümt dazu gedrängt und aufgefordert wer-
den, und dies beileibe nicht nur im Osten. Es soll sogar schon die Androhung aus-
gesprochen worden sein, dass der Nicht-Antragsteller andernfalls in einen Ein-
Euro-Job oder eine kommunale Maßnahme gesteckt würde. Auch den Renten-
versicherungen ist bereits aufgefallen, dass sich diese Art von Neuanträgen neu-
erdings auffällig häuft. Mich wundert, dass die Studie diesen offensichtlichen Zu-
sammenhang nicht erkannt hat oder nicht erkennen will. Dieser Artikel ist in mei-
ne Augen eine Frechheit, weil mal wieder die angeblichen Sozialschnorrer vorge-
führt werden.
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6. Ein italienischer Architekt gewinnt den Wettbewerb um den Wiederaufbau des
Berliner Stadtschlosses. Es soll zwischen 2010 und 2013 gebaut werden, und die
Kosten dafür werden mit 552 Millionen Euro veranschlagt. Obwohl das Bundes-
land Berlin hoch verschuldet ist, gönnt es sich ein neues Schloss! Natürlich han-
delt es sich um ein Projekt des Bundes, doch zeigt sich hierbei, wes Geistes Kind
unsere Regierung ist und für welche Prestigeprojekte Monopoly spielender Un-
ternehmer das Geld im Überfluss da zu sein scheint, das bei den gesellschaftlich
ausgegrenzten Erwerbslosen und ihren Familien, den Rentnern und Niedriglöh-
nern im abgehängten „Prekariat“ immer zu fehlen hat! Wäre es nicht wichtiger,
das Geld dafür zu nutzen, das Land und die Bürger für die Zukunft zu stärken und
besonders in die Bildung zu investieren statt in der Vergangenheit zu schwelgen?
Offenbar will die Bundesregierung lieber zurück ins Mittelalter, wo die Herrscher
auf Kosten der geknechteten Menschen die prunkvollsten Paläste gebaut haben!

7. Der Jesuit und Sozialethiker Friedhelm Hengsbach kritisiert, dass bei den
Hartz-Reformen gravierende Fehler gemacht worden sind, die das soziale Siche-
rungssystem der Republik „ausgehöhlt“ und den Sozialstaat abgebaut haben! Er
beschreibt Hartz IV als ein „Monster“ und sagt, dass angesichts der Verarmung
und Entrechtung der auf staatliche Zahlungen Angewiesenen kein beteiligter Po-
litiker sein Gesicht wahren könne. Die Reform sei eine Deformation der solidari-
schen Sicherungen, eine Bankrotterklärung, zu deren Komplizen sich die beiden
großen Kirchen gemacht hätten. Der Sozialethiker spricht von „kirchlicher Kolla-
boration in einer verwundeten Gesellschaft“, ja von „unterlassener Hilfeleistung“.

Anstatt lautstark zu protestieren, habe die Kirche christliches Denken, Solida-
rität und Nächstenliebe durch den doktrinären Überbau eines „bürgerlichen Feld-
zugs gegen den Sozialstaat“ ersetzt. Hengsbach prangert an, es sei ein Fehler
gewesen, diese Gesetze positiv zu bewerten und dann sogar selbst noch Ein-
Euro-Jobs anzubieten. Er bemängelt, dass Arbeitslosigkeit nicht mehr als struk-
turelles, sondern als individuelles Problem angesehen werde. Demnach seien
eben nicht sinkende Nachfrage oder Überproduktion die Verursacher von Arbeits-
losigkeit, sondern die Erwerbslosen selbst. Aus seiner Sicht sind die Auswirkun-
gen von Hartz IV eine Verfestigung der Massenarbeitslosigkeit, ein höheres Ar-
mutsrisiko, prekäre Arbeit, eine Schieflage der Verteilung des gemeinschaftlich
erwirtschafteten Vermögens und eine gesellschaftliche Ausgrenzung von Hartz-
IV-Beziehern.

Oder auf den Punkt gebracht: „Gesellschaftliche Risiken wurden individua-
lisiert, solidarische Sicherungen privatisiert und Grundrechte kommerzialisiert“.
Hartz IV hat für viele Menschen in eine Situation ohne Ausweg geführt. Hengs-
bach verlangt von Kirche, Einrichtungen und Gläubigen, dass sie aktiv werden und
ihre Stimme erheben müssen, um diese Zustände anzuprangern! Statt Konsum-
gutscheine zu verteilen und Neuwagen steuerlich zu begünstigen, fordert Hengs-
bach Investitionen in die „Arbeit an den Menschen“: mehr Erzieher, Lehrer, Ärzte,
ernsthaft mehr Geld für Bildung und Gesundheit! Nur so seien weitere Risse in
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der Gesellschaft zu verhindern. – Nie hätte ich vermutet, dass wir mal mit Jesui-
ten an einem Strang ziehen könnten! Wir sagen auf der Montagsdemo doch auch
nichts anderes als er den „Aachener Nachrichten“.

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

Rückfall auf den Stand von 1990: Autoverkäufe sind im Novem-
ber um mehr als 17 Prozent zurückgegangen („Spiegel-Online“)

Rüstungsboom und Wirtschafts-
krise gehen Hand in Hand

1. Eine internationale Finanz- und Wirtschaftsma-
fia verbrennt unser aller Geld, und die Regierungen
helfen ihr nach Kräften dabei. Weniger bekannt –
weil weitgehend totgeschwiegen – ist die Tatsache,
dass für Rüstung und Krieg ebensolche gigantischen
Geldmengen „verbrannt“ werden. Offensichtlich ha-
ben die Herrschenden aus der Geschichte nichts
gelernt: Knapp 80 Jahre nach der ersten Weltwirt-
schaftskrise und der damaligen Hochrüstung zum
Zweiten Weltkrieg vollziehen sich in der heutigen of-
fenen Krise genau wie damals beschleunigt Entde-

mokratisierung, Bildungsabbau und Sozialkahlschlag. Es gibt europaweit und
weltweit eine neue Rüstungs- und Gewaltspirale, die zu immer neuen sogenann-
ten Anti-Terror-Kriegen um die Rohstoffe für die kapitalistischen Großmächte führt.

Die Summe der Bankenrettungsprogramme entspricht auch denen der Rüs-
tungsausgaben. 2007 wurden laut dem schwedischen Forschungsinstitut Sipri
weltweit 1.340 Milliarden US-Dollar für Rüstung ausgegeben. Allein in Nordame-
rika und Europa werden aktuell rund 1.500 Milliarden US-Dollar zur „Rettung der
Banken“ investiert, und das ist ein einmaliger Riesenbetrag. Aber 800 Milliarden
US-Dollar fließen in die Rüstung – und dies Jahr für Jahr!

In der Krise wird die Verlogenheit der Herrschenden besonders offenbar, die
uns jahrzehntelang weismachen wollten: „Für dies und das, für all den ‚Sozial-
klimbim‘ fehlt leider das Geld“. All dieses Geld ist plötzlich in Hülle und Fülle und
scheinbar unbegrenzt für diejenigen vorhanden, die vor ihrem selbst verschul-
deten Absturz gerettet werden sollen – und natürlich für die Rüstung. Es wird
ganz einfach „verbrannt“! Mitten in den Debatten über die Eindämmung der neu-
en Finanz- und Weltwirtschaftskrise ließ die Bundesregierung die Ausweitung des
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deutschen Kriegseinsatzes am Hindukusch beschließen, obwohl mehr als zwei
Drittel der Bevölkerung gegen diesen Einsatz sind!

Bis 2010 will Berlin einen in diesem Ausmaß nie da gewesenen Umbau der
Bundeswehr abgeschlossen haben. Sie wird in drei völlig neue Kategorien ge-
gliedert. Der Zweck ist eine verstärkte Kriegsfähigkeit. Die Bundeswehr wird un-
terteilt in sogenannte Eingreif-, Stabilisierungs- und Unterstützungskräfte, die je-
weils aus Verbänden aller drei Teilstreitkräfte gebildet werden: 35.000 Mann „Ein-
greifkräfte“ mit spezieller High-Tech-Ausrüstung für die „Schnellen Eingreiftrup-
pen“ von EU und Nato, 70.000 Mann „Stabilisierungskräfte“ für KFOR, Isaf, Unifil
und so weiter. 210.000 Soldatinnen und Soldaten sowie ziviles Personal sind als
„Unterstützungskräfte“ vorgesehen.

Die EU will sich bis 2010 eine „Schnelle Eingreiftruppe“ zulegen, die unter
anderem rund 400 Kampfflugzeuge und 100 Kriegsschiffe umfassen und spätes-
tens nach 60 Tagen vor Ort sein soll. Von den insgesamt 80.000 EU-Soldaten
stellt Deutschland das größte Kontingent: 18.000 Frauen und Männer – das ist
die höchste Anzahl aller EU-Staaten! Die undemokratische, antisoziale und mili-
taristische EU-Verfassung schreibt für die Gemeinschaft zwingend ständig neue
Aufrüstung vor, und Deutschland hat immer die Nase vorneweg! Auch die Nato
hat sich eine „Schnelle Eingreiftruppe“ angeschafft, die 25.000 Mann umfasst und
an der die Bundeswehr mit bis zu 6.200 Mann beteiligt ist. Im kommenden Jahr
soll der Rüstungshaushalt um 5,6 Prozent angehoben werden. Das ist der höchs-
te prozentuale Anstieg nach dem Ende des „Kalten Krieges“. Nach Nato-Kriterien
wird Deutschland dann 33,5 Milliarden Euro für das Militär ausgeben.

Bremen ist als Rüstungshochburg mit den Firmen Atlas Elektronic, Rheinme-
tall Defense Elektronics, EADS, Airbus, OHB und Lürssen maßgeblich daran be-
teiligt. Ich will hier nur kurz auf die Friedrich-Lürssen-Werft eingehen. Sie hat ei-
ne unheilvolle Tradition: Schon zu Kaiserzeiten und später für die faschistische
Wehrmacht baute sie Kriegsschiffe. Jetzt rüstet sie die Bundeswehr mit Korvet-
ten und Fregatten auf. 70 Prozent ihres Kriegsschiffbaus gehen in den Export.
Nachdem sie die Bundeswehr bereits nach ihrer Gründung 1957 mit Schnellboo-
ten ausgerüstet hatte, baut sie jetzt die großen Kriegsschiffe – Korvetten und Fre-
gatten – für die Auslandseinsätze. Fünf Korvetten vom Typ K130, noch unter der
Schröder-Regierung in Auftrag gegeben, sind fertig und werden zusammen mit
sieben Fregatten und vier U-Booten (nicht von Lürssen) den „Eingreifkräften“ von
EU und Nato zugeordnet. Im aktuellen Bundeswehrplan taucht bereits eine Kor-
vette K131 für die Zeit nach 2016 auf, für die zurzeit eine Milliarde Euro angesetzt
ist.

Die Korvetten sind schon verheerend in der Wirkung, die Fregatten sind es
noch mehr, weil all diese Schiffe in Bauart und Bewaffnung auf dem letzten waf-
fentechnischen Stand sind. Die deutsche Marine verfügt derzeit über 15 Fregat-
ten. Das Besondere an den neuesten drei Fregatten des Typs F124, die Lürssen
baut, ist ihr Preis: Mit 733 Millionen Euro pro Stück ist sie um 100 Millionen teu-
rer als das Kreuzfahrtschiff „Queen Mary 2“. Die Werft ist maßgeblich am Bau
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der drei Fregatten beteiligt. Neu im Fertigungsprogramm sind vier Fregatten des
Typs F125, die von 2014 bis 2017 beschafft und in Dienst gestellt werden sollen.
Die F125 wird von der Arbeitsgemeinschaft Thyssen-Krupp Marine Systems und
Lürssen gebaut, wobei TKMS die Federführung hat. Kostenpunkt: insgesamt 2,7
Milliarden Euro – das heißt 675 Millionen Euro pro Stück.

Es droht der Einsatz von noch mehr Kriegsschiffen. Angesichts der aktuellen
„Piratenlage“ am Horn von Afrika ruft bereits ein Bremer Reeder nach verstärk-
tem Einsatz der Seestreitkräfte. Seltsam, dass gerade jetzt, mitten in der Diskus-
sion um die Auslandseinsätze, die „Piraten-Aktivität“ so stark zunimmt. Eine Steil-
vorlage für Lürssen! Was können wir tun? Wir müssen wieder mehr für Rüstungs-
konversion kämpfen, denn Lürssen zum Beispiel könnte durchaus auch andere
Schiffe bauen. Wir könnten den „Friedensbürgermeister“ Böhrnsen drängen, nicht
bei jeder Gelegenheit Bundeswehr und Kriegsschiffkapitäne zu hofieren!

Rüstungsboom und Wirtschaftskrise gehen Hand in Hand. Die Bundeswehr
muss raus aus allen Auslandseinsätzen und darf auch nicht im Innern eingesetzt
werden! Banken, Versicherungen, Energie- Auto- und Rüstungskonzerne gehören
in Gemeineigentum überführt und unter demokratische Kontrolle gebracht! Ver-
brecherische Finanzjongleure und andere verantwortungslose Wirtschaftsbosse
gehören nicht nur „kontrolliert“, sondern sie müssen für die Schäden, die sie an-
richten, auch haftbar gemacht und bestraft werden können! Steueroasen sind tro-
ckenzulegen! Das sind jetzt nur einige Punkte. Den Kapitalismus können wir da-
mit nicht überwinden, obwohl der eigentlich längst abgeschafft gehört! Zu einem
Frieden in sozialer Gerechtigkeit ist es noch ein langer und mühevoller Weg –
doch wir werden ihn gemeinsam weitergehen!

Quellen: „Zivilcourage“ Nummer 5, November 2008, Artikel „Weltwirtschafts-
krise und weltweite Rüstung“ von Winfried Wolf, sowie Referat „Rüstungspro-
duktion – das Beste für die Stadt?“ von Lühr Henken am 9. Oktober 2008

2. Das klassische Piratenszenario stelle ich mir so vor, wie es sich alle vorstel-
len: Ein vollbärtiger „Häuptling“ mit Holzbein und schwarzer Augenklappe entert
säbelschwingend und mit Gebrüll ein anderes Schiff, und alle anderen springen
ebenso lautstark hinterher. Die modernen Oberhäuptlinge jedoch tragen Maßan-
züge und blütenweiße Westen, haben feine Manieren und sitzen in Regierungs-
stellen, Geheimdienstzentralen, Militärstäben und als Lobbyisten in der Rüstungs-
industrie. Das somalische „Fußvolk“ ist angeheuert und wird mit entsprechenden
Beuteversprechen zu seinem Tun angestiftet. Vor nicht allzu langer Zeit waren die
mehr oder weniger freiwilligen Seeräuber noch selbständige Fischer, bis ihnen
ausgerechnet die europäischen Fisch-Freibeuter mit ihren Trawlern die Existenz-
grundlage raubten und sie in bitterste Armut stürzten.

Ist die Vorstellung vom modernen Piratenchef in Schlips und Kragen völlig
abwegig? Wäre das eine neue Verschwörungstheorie? Fest steht: Die ach so
seeschlachterfahrene Bundeswehr behauptet, es seien 500 statt der bisher 15
Kriegsschiffe zur Bekämpfung der Piraterie notwendig. Die Bundesregierung will
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so bald wie möglich 1.400 Soldaten und die Fregatte „Karlsruhe“, gebaut von der
Kieler Howaldtswerke Deutsche Werft GmbH, in die somalischen Hoheitsgewäs-
ser entsenden. Die Entscheidung hierüber soll in den nächsten Tagen fallen. Be-
reits Anfang nächsten Jahres will Berlin mit der Entsendung beginnen. Es sollen
auch auf Handelsschiffen Soldaten stationiert werden, was in Reederkreisen be-
reits heftigsten Beifall findet. Ein entsprechend „robustes Mandat“ für die Militär-
einsätze, die auch die Verfolgung im somalischen Binnenland vorsieht, soll noch
in diesem Monat im Bundestag beschlossen werden. Ich finde diese Militarisie-
rung der zivilen Seefahrt unerträglich!

Der von imperialistischen Mächten beherrschte UN-Sicherheitsrat beschloss
bereits in mehreren Resolutionen eine Verschärfung der Piratenbekämpfung. Die
letzte Resolution vom Oktober fordert alle Staaten der Region auf, mit Kriegsschif-
fen die EU-Militärmission zu unterstützen. Der Bundestag wird genötigt, der Instru-
mentalisierung für fremde Interessen zuzustimmen, auch unter Umgehung deut-
scher Gesetze. Resolutionen dieser Art und entsprechende Beschlüsse der Bun-
desregierung bedeuten letztlich eine kühne Entmachtung unseres Parlaments! All
dies verstärkt meinen Verdacht, dass hinter alldem eine länderübergreifende Ge-
heimdienstmafia stecken könnte, die für die gigantische Aufrüstung zur See die
nötige Stimmung machen soll. Rosige Aussichten für die Bremer Lürssen-Werft!

Für die toten Bundeswehrsoldaten wird natürlich eine protzige Gedenkstätte
gebraucht! Ausgerechnet im berühmt-berüchtigten Berliner Bendlerblock, wo einst
die Faschisten ihre Spionagezentrale für die Oberkommandos der Wehrmacht
und der Kriegsmarine unterhielten, legte Rüstungsminister Franz Josef Jung „fei-
erlich“ den Grundstein hierfür. Zynischer geht es nicht! Eine neue „Heldenge-
denkstätte“ ausgerechnet an dieser Stelle ist eine ungeheuere Provokation für al-
le Antifaschist(inn)en und Friedensbewegten! Schon das kürzlich stattgefundene
Bundeswehrgelöbnis im Hof des Bendlerblocks war eine Herausforderung an die
Friedensbewegung.

Deutlicher lässt sich die ungebrochene Kontinuität in den Köpfen der Regie-
rungspolitiker nicht zeigen. Hier offenbart sich beispielhaft, wie sehr die Kriegs-
macht Deutschland bemüht ist, sich endgültig ihrer Vergangenheit zu entledigen.
Selbst Bundespräsident Köhler rief zur „Solidarität mit den Bundeswehrsoldaten“
auf und leistet damit einer neuen und verstärkten Militarisierung der Gesellschaft
Vorschub. Wir wollen im Bendlerblock kein neues monströses Kriegerdenkmal!
Gegen das „Vergessensollen“ wollen wir ein deutlich sichtbares Mahnmal gegen
Faschismus und Krieg!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
siehe auch „Die Linke“

170 Kilometer Abstellgleise angemietet: Krisen-Mehdorn hat bereits
acht Prozent seiner Güterwaggons ausgemustert („Spiegel-Online“)
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Lohnwucher: Verdi erstattet Strafanzeige gegen Leicharbeitsfirma
wegen 2,71 Euro Stundenlohn („Spiegel-Online“)

Lauterbach-Plan greift zu kurz: Um den Konsum dauerhaft anzuheizen,
muss jeden Monat ein Scheck kommen („Spiegel-Online“)

Banken kriegen 400 Milliarden: Damit könnte man 82 Millionen Bürgern
ein Jahr lang monatlich 400 Euro Konsumgeld zahlen („Wikipedia“)

Bagis lässt Strom-Überweisung platzen: Bis zu 9.000 Bremer Hartz-
IV-Betroffene sitzen Weihnachten im Dunkeln („Weser-Kurier“)

„Schwerstkriminelle müssen körperliche Nachteile hinnehmen“:
Kasachischer Brechmittel-„Polizeiarzt“ vom Vorwurf der fahrläs-
sigen Tötung eines Afrikaners freigesprochen („Tageszeitung“)

„Obrigkeitsstaatliche Sozialisation in Kasachstan“: „Polizeiarzt“ setzte
Brechmittelvergabe so lange fort, bis Condé ins Koma fiel („Tageszeitung“)

„Weit entfernt von dem Leitbild eines erfahrenen Facharztes“:
Es war ein „organisatorischer Mangel“, dass Bremen die Durch-
führung des Brechmitteleinsatzes „einem schlecht ausgebilde-

ten und unerfahren Mediziner übertragen“ hat („Spiegel-Online“)

Lieber Roland Kotz: Schnatterinchen verschnattert sich
beim CDU-Schnattertag („Frankfurter Rundschau“)

Klare Sicht auf Ypsi-Püppsi: Schiefer Humpel hat
endlich eine neue Brille („Spiegel-Online“))

Ohrensausen, Farbfehlerdepression, Umweltschwindel: Sind Energie-
sparlampen schuld an allen möglichen Krankheiten? („PR-Center“)

„Wir wollen schlank und profitabel werden“: US-Autobosse for-
dern Staatsknete zur Senkung der Arbeitskosten („Spiegel-Online“)

34 Milliarden gefordert: Damit könnte man zwei Millionen Arbeitslo-
sen ein Jahr lang monatlich 1.400 Dollar zahlen („Financial Times“)

17 Milliarden für Konkursverschleppung: US-Autoindustrie soll erst
zu Amtsantritt des neuen Präsidenten kollabieren („Financial Times“)

Voll peinlich: Piesepampel mit Scherzbold verwechselt („Spiegel-Online“)
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Sendesaal gerettet: Abriss-Investoren treten zurück („Weser-Kurier“)

Geisterparkplatz mit Weihnachtsmarktbuden vollgestellt: Die „Water-
front“ ist menschenleer wie der „Spacepark“ („Bremer Anzeiger“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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210. Bremer Montagsdemo

am 08. 12. 2008

Die von selbst erfüllte Prophezeiung
Da haben wir es, was wir so lange „erwartet“ ha-
ben! Die Menschen haben immer weniger Geld zur
Verfügung, die Weihnachtsgeschenke fallen dieses
Jahr nicht mehr so üppig aus. Die Politiker sehen
zunehmend schwarz, alles sieht düster aus. Wenn
das immer mehr glauben, gute Nacht, Deutschland!
Doch dann kommt die erquickende Aussage unserer
lieben Frau Merkel, das Jahr 2009 werde „ein Jahr
schlechter Nachrichten“.

Was heißt hier eigentlich „schlechte Nachrich-
ten“? Ich zitiere nur mal kurz: Massenarbeitsplatz-
vernichtung, Kinderarmut in großem Rahmen, Lohn-
dumping, Hunger und Elend, hausgemachte Armut
per Gesetz, nämlich durch Hartz VI, Rentenkürzun-

gen, schlechte Gesundheitsreform, Steuerungerechtigkeiten, Vergiftung der Le-
bensmittel, Datenschutzverletzungen, Bildungsnotstand. Für all das tragt ihr lie-
ben Politiker und Unternehmer die Hauptverantwortung! Also, was heißt hier
schlechte Nachrichten? Jetzt hat sich bloß all das erfüllt, was ihr euch ersehnt
habt, mit einem Unterschied: Dazu brauchte man kein Prophet zu sein, nur ein
kritischer Bürger, der rechnen kann und sich auch für andere interessiert!

Nun möchte ich mal vom Schwarzsehen ein wenig ablenken und ein Beispiel
von Till Eulenspiegel in Erinnerung bringen. Im Harz fing der Arme immer an zu
weinen, wenn er ins Tal hinablief, und umgekehrt freute er sich, wenn es bergauf
ging. Als er gefragt wurde, warum er dies so mache, sagte er: „Wenn ich ins
Tal hinablaufe, muss ich immer an die Anstrengung denken, die mich erwartet,
wenn ich wieder bergauf muss, und beim Berg ist es umgekehrt.“ Na, dann denke
ich jetzt mal wie unser Till und freue mich auf das, was da kommt, denn von
schlechten Nachrichten habe ich ja genug erfahren!

Nun noch ein guter Tipp von mir. Was heißt hier eigentlich Bankenkrise? Bis
jetzt hat kaum eine Bank vom „Rettungsschirm“ Gebrauch gemacht. Daher dürfte
es auch nicht gar so schlimm aussehen, oder? Wenn wir uns allerdings verhalten
wie die Lemminge, dürfen wir uns auch nicht wundern, wenn wir ins Meer fallen.
Ich jedenfalls mache es wie unser Till und freue mich, dafür brauche ich kein Pro-
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phet zu sein, sondern nur ein guten Beobachter. So schaue ich voller Zuversicht
auf das nächste Jahr: das Jahr der vielen Wahlen. Da kann man bestimmt keine
schlechten Nachrichten gebrauchen, nicht wahr, meine Damen und Herren von
der Politik?

Udo Riedel (parteilos)

Montag gehört den Unbeirrbaren: Seit über vier Jahren zieht allwöchent-
lich ein Haufen von Hartz-IV-Gegnern durch die Citys („Spiegel-Online“)

Arbeitende und Arbeitslose
sollen die Zeche bezahlen

Die SWB senkt den Gaspreis um elf Prozent – nach-
dem sie ihn in den letzten vier Jahren um fast 100
Prozent erhöht hat, allein letztes Jahr um 19 Pro-
zent. Die Energiekonzerne haben unendliche Profi-
te gemacht! Die jetzige Preissenkung ist ein Erfolg
des Kampfes, der Klagen, Preisboykotte und öffent-
lichen Debatten, auch hier auf der Montagsdemo.
Die SWB verhält sich nach wie vor extrem unsozial!

Jetzt ist wieder infolge einer angeblichen Com-
puterprogrammpanne bundesweit bei den Argen
und auch bei der Bagis auf den Überweisungen

der Stromrechnung der Kundenname nicht genannt worden. Dies führt voraus-
sichtlich bei circa 9.000 Bremer Haushalten an Weihnachten zum Abstellen des
Stroms! Die SWB weigert sich, in diesem Zeitraum generell auf Stromabstellen
zu verzichten. Sie wolle lediglich „unbürokratisch“ wieder anstellen! Wenn die
Ersten erfroren sind oder sich verzweifelt vor den Zug geworfen haben?

Immer deutlicher wird, wie die Arbeiter, Angestellten und Arbeitslosen die Ze-
che bezahlen sollen für die Milliarden, die die Hedgefonds, aber auch die multina-
tionalen Konzerne in den letzten Jahren sich angeeignet und zum Teil verzockt ha-
ben: In der Autobranche werden Massenentlassungen angedroht. US-Konzerne
wollen Bürgschaften zwischen 34 und 125 Milliarden Dollar. Arcelor-Mittal, extrem
profitabel in den letzten Jahren, will in Bremen 900 Stellen streichen. Die Bremer
Wollkämmerei wird geschlossen – 250 Arbeitsplätze sind futsch. Viel Geld wird
mit Giftmüllverbrennung gemacht. Thyssen-Krupp will 2.100 seiner 3.700 Leihar-
beiter entlassen.

Durch die Hartz-Gesetze wurden Niedrigstlöhne eingeführt, die Beschrän-
kung der Leiharbeit und das Verbot von Mehrfachbefristung aufgehoben, die
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Höchstdauer abgeschafft. Heute gibt es in Deutschland 800.000 Leiharbeiter und
sieben Millionen „arbeitende Arme“. Wir fordern: Weg mit den Hartz-Gesetzen!
Gesetzlicher Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde! Schaffung von Arbeitsplät-
zen auf Kosten der Profite durch Dreißig-Stunden-Woche bei vollem Lohnaus-
gleich statt Entlassungen und Kurzarbeit!

Wolfgang Lange (MLPD)

Die „MLPD/Offene Liste“ lädt ein zum Treffen der „Wählerinitiative
Wolfgang Lange“ am Freitag , dem 12. Dezember 2008 , um 19
Uhr in der Gaststätte „Stella “, Ecke Erlenstraße/Donaustraße

Nicht schlecht, Berthold, aber: Das Zauberwort heißt Vermögensteuer,
nicht „Zukunftsfonds“ („Spiegel-Online“)

Der Sendesaal ist
endgültig gerettet!

1. Bei all den bösen Ereignissen der letzten Tage
wie der drohenden Stromabschaltung bei 9.000 Bre-
mer Hartz IV-Betroffenen und dem skandalösen Frei-
spruch des Brechmittel-Arztes ist eine Nachricht um-
so höher zu bewerten: Der Sendesaal ist endgültig
gerettet!

Durch den vorzeitigen Rücktritt der Abbruch-
Investoren Heise und Klima ist der Weg für den Wei-
terbetrieb jetzt frei. Hübotters „Sendesaal-Karree“
wird den Kaufpreis von 3,43 Millionen Euro an „Ra-
dio Bremen“ zahlen. „Kreative Vernunft hat sich ge-

gen die Dumpfheit der Abrissbirne durchgesetzt“, schreibt der „Verein der Freun-
de des Sendesaales“ in einer Pressemitteilung. Weiter heißt es: „Die Käufer
Klaus Hübotter und Bernhard Kathmann werden gemeinsam mit dem Verein die
Nutzung des Saales unverzüglich angehen“. Nun gehe es darum, rasch Verträge
mit Konzertveranstaltern und Interessenten für Aufnahmen abzuschließen. Auch
„Radio Bremen“, das den Sendesaal nach längerer Pause bereits wieder nutzt,
wird mit im Boot sein. Es soll in Kürze eine gemeinnützige „Sendesaal-GmbH“
gegründet werden.

Klaus Hübotter geht davon aus, dass trotz der jährlichen Betriebskosten von
200.000 Euro die künftigen Nutzer zunächst keine Miete zahlen müssen. Die
„Freunde des Sendesaales“ bedankten sich in ihrer Mitteilung für die große Un-
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terstützung aus der Bevölkerung. Sie dankten unter anderem besonders auch
Bürgermeister Böhrnsen, Denkmalpfleger Skalecki und Bausenator Loske dafür,
dass sie den Abriss des Saals verhindert haben. Vielleicht hat ja die Bremer Mon-
tagsdemo, deren Beiträge auch regelmäßig auf der Sendesaal-Homepage zu le-
sen waren, ein ganz klein wenig dazu beigetragen!

2. Eine mehr als verdiente Standpauke musste Deutsche-Bank-Chef Josef Acker-
mann bei eisiger Kälte über sich ergehen lassen. In einem Rollenspiel der Initiati-
ve „Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdachlosigkeit und die Diskriminie-
rung der Betroffenen“, das am 10. Dezember 2008 vor der Bremer Innenstadtfi-
liale der Deutschen Bank stattfand, geißelte ein vorweihnachtlicher „Friedensen-
gel“ scharf die maßlose Profitgier des Bankchefs.

Auch ein äußerst freigiebiger „Vater Staat“, der hinterhältig lächelnd nur die
Banken und Konzerne mit Milliardenbeträgen beglückt und Arme und Obdachlose
leer ausgehen lässt, bekam sein gehöriges Stück Fett ab. „Herr Ackermann“ sol-
le, so der „Friedensengel“, von seiner Arroganz und Selbstherrlichkeit ablassen,
seine Untaten bereuen, Buße tun und sich auf den „Weg zur Umkehr“ begeben.

Die Aktion hatten viele Umstehende mit Zustimmung und Beifall bedacht.
Nach einer kurzen Demo durch die Innenstadt wurde auf der Abschlusskundge-
bung vor dem Rathaus folgender Appell an Bürgermeister Böhrnsen verlesen, der
unter Anderem die konkreten sozialpolitischen Forderungen der Initiative sowie
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die Forderung nach Rücknahme des Platzverweisungsgesetzes gegen Obdach-
lose enthält.

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“) –
Foto: Joachim Fischer

Forderungen an den Senat der
Freien Hansestadt Bremen und an

Herrn Bürgermeister Jens Böhrnsen
Wir sind eine Gruppe von Bürgerinnen und Bürgern,
die sich gegen Obdachlosigkeit und die Diskriminie-
rung der Betroffenen einsetzt.

Wir fordern vom Senat und von Ihnen, Herr
Bürgermeister Böhrnsen, dass Sie für die Überfüh-
rung der Banken und Konzerne in öffentliches Ei-
gentum unter demokratischer Kontrolle eintreten –
nach Grundgesetz Artikel 14, der besagt, dass Ei-
gentum verpflichtet, und Artikel 15, der die Verge-
sellschaftung vorsieht!

Außerdem fordern wir:
Verhinderung beziehungsweise Zurücknahme der Privatisierung von Spar-
kassen, öffentlichen Banken und anderer gesellschaftlicher Einrichtungen!
Sofortige Belastung der 8000 Millionäre durch eine 1,5-prozentige Millionärs-
steuer! Das bringt schon allein 30 Milliarden Euro für ein Beschäftigungspro-
gramm.
In allen Finanzinstitutionen und Versicherungen sollen Vertreter der Beleg-
schaften, Gewerkschaften, demokratischer Vereine, von Verbänden und In-
itiativen, sowie demokratische Persönlichkeiten zur Kontrolle und Beaufsich-
tigung der Geschäfte mit eingesetzt werden!
Verbot von Spekulationen und von Hedgefonds. Kriminelle Delikte sind auf-
zudecken und zu verfolgen. Täter aus dem Management sind zu bestrafen.
Diese berechtigten Forderungen aus dem Linken- und Erwerbslosenspek-
trum können wir als Gruppe nur unterstützen, und wir fordern von der rot-
grünen Landesregierung, sich ebenfalls dafür einzusetzen. Besonders for-
dern wir das auch von Ihnen, Herr Bürgermeister Böhrnsen!
Wir lehnen das 470-Milliarden-Programm für die Banken ab! Anstatt das Geld
den Profiteuren zu geben, wäre es richtig, diese mit der Enteignung ihres pri-

801

http://www.Hodenberg.de
http://www.BremerFriedensforum.de
http://www.Solidarische-Hilfe.de
http://dejure.org/gesetze/GG/14.html
http://dejure.org/gesetze/GG/15.html


vaten Spekulationsvermögens zu bestrafen. Die Suppe, die sie sich einge-
brockt haben, sollen sie auch auslöffeln!
Wir sind wie die Mehrheit der Bevölkerung für eine Antikriegspolitik und for-
dern den sofortigen Rückzug der Bundeswehr aus Afghanistan und allen an-
deren Einsatzgebieten. Die Kriegssteuer-Einnahmen müssen für eine sinn-
volle soziale Infrastruktur verwendet werden, statt sie sinnlos fürs Militär zu
verpulvern. Steuergerechtigkeit führt dazu, dass Menschen, die von Armut
betroffen sind, finanziell geholfen werden kann: Mit dem Ausbau des sozia-
len Wohnungsbaus zu erschwinglichen Mieten. Weg mit Hartz IV, der Agen-
da 2010 und der Bedürftigkeitsprüfung!
Wir fordern menschenwürdige Arbeitsplätze mit gesellschaftlich sinnvoller Tä-
tigkeit sowie Streichung aller Ein-Euro-Jobs und Zwangsarbeit. Wir fordern
Löhne über 1.800 Euro, damit niemand in Altersarmut gerät. Erhöhung des
Regelsatzes auf 500 Euro! Weg mit dem Platzverweisgesetz bei Obdach-
losen! Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens von 800 Euro
plus warmer Miete!
Streichen bei den Reichen und nicht bei den Armen! Nur wer den Reichen nimmt,
kann den Armen geben! Wir fordern die Landesregierung und Herrn Bürgermeis-
ter Böhrnsen auf, sich im Bundesrat für die Rücknahme der Hartz-Gesetze und
der Agenda 2010 und der anderen Armut schaffenden Bundesgesetze einzuset-
zen! Sorgen Sie dafür, dass unsere Forderungen umgesetzt und durchgesetzt
werden!

Bettina Fenzel (parteilos)

Eine Klimakatastrophe
bedroht die Menschheit!

Am diesem Montag ist Weltklimatag. In über 90 Ländern finden Aktionen statt,
um die Erde vor dem drohenden Kollaps zu retten. Für unsere Umwelt und unser
Klima ist es fünf vor zwölf – obwohl es noch nie so hoch entwickelte technische
Möglichkeiten gab. Aber erneuerbare Energien und eine Kreislaufwirtschaft wer-
den von den großen Energiekonzernen boykottiert, weil sie an der Verbrennung
von Erdöl, Erdgas und Kohle Milliarden verdienen. Daran ändert auch ihr „grü-
nes Mäntelchen“ nichts, mit dem sie sich in teuren Image-Kampagnen als Klima-
schützer tarnen.

Bei dem derzeit stattfindenden UN-Klimatreffen in Polen droht der notwen-
dige Klimaschutz der internationalen Finanzkrise zum Opfer zu fallen. Interes-
sierte Industriekreise und Bundeswirtschaftsminister Glos behaupten, dass Kli-
maschutz der Wirtschaft schade. Es ist genau umgekehrt: Die weltweite Umstel-
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lung der Energiebasis auf erneuerbare Energien könnte Millionen von neuen Ar-
beitsplätzen schaffen und eine technologische Revolution einleiten!

Der Chef des UN-Klimasekretariats legte zu Be-
ginn der Konferenz eine Untersuchung vor, wonach
in den 40 Industriestaaten, die 1997 das Kyoto-
Protokoll unterzeichnet haben, der Ausstoß von
Treibhausgasen zwischen 2000 und 2006 im Schnitt
um 2,3 Prozent sogar weiter angestiegen ist. Von
den Regierungen sind keine wirksamen Schutzmaß-
nahmen zu erwarten. Der Kniefall der Bundesregie-
rung, die in Brüssel dafür sorgte, dass die Automo-
bilindustrie noch auf Jahre hin straflos Autos mit viel
zu hohem Treibhausgasausstoß bauen darf, zeigt
wieder einmal, dass all ihre frommen Versprechen
nur Lug und Trug sind!

Sofortmaßnahmen sind dringend notwendig, um
den Ausstoß von Treibhausgasen bis 2030 um 70 bis 90 Prozent zu senken. Da-
zu gehören der massive Ausbau erneuerbarer Energie mit Windkraft, Sonnen-
thermik und Bioabfallverwertung, das internationale Verbot der Müllverbrennung,
der sofortige Stopp des Baus neuer Kohlekraftwerke, der Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs und seine kostenlose Nutzung, die Umstellung der Autoproduktion
auf Brennstoffzellen-Antrieb und die Wende hin zu einer Kreislaufwirtschaft zur
Rückgewinnung aller Stoffe.

Die Rettung der Umwelt kann nur auf Kosten der Profite erkämpft werden. Das
geht nicht im Vertrauen auf Konferenzen und auf die „Einsicht“ der Herrschenden.
Deshalb muss eine weltweite Bewegung des aktiven Widerstands gegen die Kli-
maverbrecher entwickelt werden. Anders wird unser Globus für künftige Genera-
tionen nicht zu retten sein. Die Proteste am Weltklimatag sind ein Schritt zum Auf-
bau einer dauerhaften Zusammenarbeit und zu einer internationalen Vernetzung.
Die Bürgerbewegung für Klimaschutz, Kryo-Recycling und Kreislaufwirtschaft ist
dabei ein Aktivposten. Wer sich dafür interessiert, kann bei mir nähere Informa-
tionen bekommen.

Harald Braun

Kürzung der Pendlerpauschale gekippt: Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsplatz sind keine Privatsache („Spiegel-Online“)

500 Geschäfte, Banken, Autohäuser und öffentliche Gebäude verwüstet: Nach
Plünderung der Staatskasse durch die Reichen droht Bürgerkrieg („Spiegel“)

Repression: Demo gegen Freispruch im Brechmittel-Mordprozess am Sams-
tag , dem 13. Dezember 2008 , um 14 Uhr am Schlachthof verboten („Taz“)
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Röwekamp-Reform: Polizei-
arzt eingespart, Afrikaner tot

1. Alleinerziehende Mütter haben es nach einer
Untersuchung des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des am Arbeitsmarkt besonders schwer. 42 Pro-
zent, also fast jede zweite, muss sich mit dem mick-
rigen ALG II über Wasser halten, so viele wie in kei-
ner anderen Bevölkerungsgruppe. Wenn alleiner-
ziehende Mütter Arbeit finden, dann wird sie meist
zudem grottenschlecht bezahlt. Der DGB spricht
von „Ausschluss vom regulären Arbeitsmarkt“ und
fordert Gegenmaßnahmen wie etwa Integrations-
programme. Obwohl die Zahl der Erwerbslosen

angeblich noch immer im Sinken begriffen sei, ging die Zahl der erwerbslosen Al-
leinerziehenden kaum zurück.

DGB-Vorstandmitglied Annelie Buntenbach forderte spezielle Integrationspro-
gramme mit intensiver Beratung der Arbeitsagenturen für Alleinerziehende. Sie
fordert, dass Kinder nicht länger ein Armutsrisiko sein und den Ausschluss vom
Arbeitsmarkt zur Folge haben dürfen. Der DGB setzt sich für eine garantierte Kin-
derbetreuung ab dem ersten Lebensjahr und für Qualifizierungsangebote für Al-
leinerziehende ein. Alleinerziehende werden außerdem oft in prekäre mini- und
Teilzeitjobs abgedrängt. Dadurch verfügt jede(r) zweite Alleinerziehende nur über
ein monatliches Nettoeinkommen von unter 1.300 Euro. 95 Prozent der Allein-
erziehenden sind Frauen und verfügen über eine schlechtere Ausbildung als die
durchschnittliche Bevölkerung. 25 Prozent der alleinerziehenden Mütter hat kei-
nen Beruf erlernt, und jede zwanzigste besitzt keinen Schulabschluss.

2. Ausgerechnet in so reichen Bundesländern wie in Bayern oder Baden-Würt-
temberg ist der Wohlstandschauvinismus mit seinem rechtsextremen Denken
am meisten ausgeprägt. Dabei ist die Arbeitslosenquote in diesen Regionen mit
etwa vier Prozent eher als gering zu bezeichnen. Obwohl im Süden der Republik
die Beschäftigten überdurchschnittlich gut verdienen, die Bevölkerung (noch) über
einen hohen Lebensstandard verfügt, sind rechtsextreme Einstellungen, Auslän-
derfeindlichkeit und Antisemitismus hier nicht weniger präsent als in ostdeutschen
Bundesländern wie Mecklenburg-Vorpommern oder Sachsen-Anhalt. Dies wird
von einer Studie der Leipziger Universität ebenso belegt wie dass rund ein Vier-
tel der Deutschen als ausländerfeindlich zu charakterisieren ist!

Nach Ansicht der Autoren wächst der Wohlstandschauvinismus nicht trotz,
sondern gerade wegen des wirtschaftlichen Erfolges, vergleichbar mit der para-
doxen Situation in vielen ostdeutschen Regionen, wo Ausländerfeindlichkeit vor
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allem dort weit verbreitet ist, wo es kaum Ausländer gibt. Im Westen Deutschlands
kommen rechtradikale Ansichten dann zum Vorschein, wenn die Angst um den
eigenen Besitz steigt. Schließlich wurde Wohlstand nach dem Krieg in Deutsch-
land ein Ersatz für die verlorene Rassen- und Herrenideologie. Mich erschreckt,
wie deutlich und wie leicht sich der unverarbeitete deutsche Faschismus die Her-
renmenschenmentalität wieder aufleben lässt, wie sehr er noch in den Köpfen
drinsteckt!

Dass sich gerade die Mittelschicht vor dem sozialen Abstieg fürchtet, zeigten
bereits andere Untersuchungen. So kam der DGB 2001 zu dem Ergebnis, dass
unter Gewerkschaftsmitgliedern rassistische Einstellungen weit verbreitet seien,
und stellte bei westdeutschen Jugendlichen einen Wohlstandschauvinismus infol-
ge einer Überidentifikation mit den deutschen Wirtschaftsinteressen fest. Beson-
ders anfällig waren demnach auch Facharbeiter und Angestellte in unteren Lei-
tungspositionen, Menschen mit meist niedrigen Bildungsabschlüssen und einem
verhältnismäßig hohem Einkommen. Anlass zur Sorge haben diese Angehörigen
der Mittelschicht im deutschen Speckgürtel allemal. In keiner anderen Industrie-
nation muss seit Jahren – trotz des sagenumwobenen „Aufschwungs“ – ein derar-
tiger Reallohnverlust hingenommen werden, während die Spitzenverdiener wei-
ter kräftig zulegen.

Doch statt gegen die wirklich Verantwortlichen im eigenen Land zu protestie-
ren, scheint sich die ganze Wut der vom Abstieg bedrohten Mittelständler gegen
diejenigen zu wenden, die sich am unteren Rand der Gesellschaft befinden und
bei einem verengten Stellenangebot als potenzielle Konkurrenten betrachtet wer-
den. Da hat die „Springer“-Presse offenbar ganze Arbeit geleistet! Wenn ich mir
überlege, dass die Umfrage in einer relativ entspannten Zeit erfolgte, dann will ich
mir lieber gar nicht vorstellen, wie sich die Einstellungen der relativ ungebildeten,
dann vielleicht nicht mehr so gut verdienenden Mittelschicht angesichts der Wirt-
schaftskrise noch entwickeln werden!

3. Letzten Donnerstag wurde im sogenannten Brechmittelprozess meiner Mei-
nung nach ein Skandal-Urteil gefällt. Der Polizeiarzt Igor V. wurde vom Vorwurf
der fahrlässigen Tötung des 35-jährigen Laye Condé aus Sierra Leone freige-
sprochen. Dabei scheint seine mangelhafte Ausbildung den Pathologen Igor V.
vor der Verurteilung bewahrt zu haben. Eigentlich sollte im medizinischen Bereich
doch klar sein, dass jemand, wenn er etwas nicht kann, das auch nicht machen
darf!

Das Urteil löste Empörung aus, weil Laye Condés Tod anscheinend straf-
rechtlich ungesühnt bleiben soll. „Wenn ich mit dem Auto jemanden überfahre,
bin ich dann nicht schuld, nur weil ich ein ungeübter Autofahrer bin?“, kommen-
tierten Zuhörer die Argumentation des Richters Bernd Asbrock. Igor V. habe sich
zwar Versäumnisse und Fehler zuschulden kommen lassen, aber der in Kasachs-
tan ausgebildete Arzt habe weder über klinische Erfahrung verfügt, noch sei er für
zwangsweise Brechmittelvergabe qualifiziert gewesen. Dass ein so mangelhaft
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ausgebildeter Arzt eine Brechmittelvergabe an einem des Drogendealens ver-
dächtigten Afrikaner durchführt, offenbart in meinen Augen die „Wertschätzung“,
die diesem Personenkreis zugebilligt wird.

Das Gericht urteilte, dass es ein „organisatorischer Mangel“ gewesen sei,
dass Bremen die Durchführung des Brechmitteleinsatzes „diesem schlecht ausge-
bildeten und unerfahren Mediziner übertragen“ hat. Die Innendeputation stellte je-
doch im Sommer 2004 fest, Thomas Röwekamps Reform zur „Effizienzsteigerung
bei der Polizei“ trage „der Haushaltsnotlage Bremens Rechnung“. Ohne sie „müss-
ten mehr Beamte eingestellt werden, um die heutige Qualität der Polizeiarbeit si-
cherzustellen“. Das ist doch bemerkenswert und wirft unbeantwortete Fragen auf!

4. Eine ALG-II-Bezieherin ist wegen eines Schlaganfalls auf unbestimmte Zeit
krank geschrieben. Die für sie zuständige arge Arge verlangt jedoch, dass sie
eine „Wiedereingliederung“ unterschreibt, in der sie sich zu drei schriftlichen
Bewerbungen um ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis
pro Woche bewirbt! Wie soll denn das vonstatten gehen? Soll die betroffene Frau
vielleicht schreiben, dass sie zwar an dem Stellenangebot interessiert und auch
dafür qualifiziert sei, jedoch auf nicht absehbare Zeit krankgeschrieben, sodass
sie die Stelle vorerst leider nicht antreten könne? Sie würde ja gerne, kann aber
nicht? Soll sie dann eventuell noch ganz freundlich darum bitten, ihr den Arbeits-
platz aber bitte vorerst bis zum 30. Juni 2009 zu reservieren?

Davon abgesehen kann eh nicht verlangt werden, dass mehr als eine Bewer-
bung pro Woche geschrieben wird, weil die Arge innerhalb von zwölf Monaten nur
maximal 260 Euro für Bewerbungskosten zahlt. Da jede Bewerbung mit pauschal
fünf Euro abgegolten wird, kann sie in 52 Wochen nur 52 Bewerbungen schrei-
ben. Wer hat hier eigentlich den Schlaganfall gehabt, die ALG-II-Bezieherin oder
die Sachbearbeiterin? Eine weitere Frechheit ist, dass so oft die Rede von ei-
ner Vereinbarung ist, obwohl es sich zumeist nur um eine einseitige Verpflichtung
handelt. Leider wissen die meisten ALG-II-Bezieher nicht, dass sie das Recht ha-
ben, selber eigene Wünsche mit einzubringen. Überdies entspricht das so ganz
und gar der dehumanisierenden Verfolgungsbetreuung, wie sie leider gang und
gäbe ist und nur dazu dienen soll, die Menschen mit völlig sinnlosen Blindbewer-
bungen auf nicht vorhandene Stellen zu schikanieren, zu knechten, am besten
ganz aus dem Leistungsbezug zu stoßen – damit für die aufgehübschte Statistik
wieder einer als „in Arbeit vermittelt“ gelten kann!

5. Berlins Arbeitssenatorin Heidi Knake-Werner („Die Linke“) hat angesichts
der Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse erneut Gesetzesinitiativen auf
Bundesebene angemahnt. Auf der Fachtagung „Arbeiten in Europa: Prekäre Jobs,
längere Arbeitszeit und weniger Lohn?“ der Senatsarbeitsverwaltung und des
DGB Berlin-Brandenburg forderte sie letzte Woche Mittwoch Neuregelungen bei
Leiharbeit und geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen sowie einen gesetzli-
chen Mindestlohn. Untersuchungen zufolge müssen in Deutschland inzwischen
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6,5 Millionen Menschen auf schlecht bezahlten Arbeitsplätzen arbeiten. Das sind
immerhin schon 22 Prozent aller Beschäftigten, also fast ein Viertel! Allein in Ber-
lin leben demnach fast 363.000 Beschäftigte von unter 900 Euro netto monatlich!

110.000 Menschen müssen den kargen Lohn mit ALG II aufstocken. Die Se-
natorin betonte, dass die Zunahme von schlecht bezahlter Arbeit „dramatisch“
sei und inzwischen auch die gut Ausgebildeten auf Arbeit im Niedriglohn ange-
wiesen seien. Bereits drei Viertel dieser Beschäftigten seien Menschen mit Be-
rufsausbildung oder Studienabschluss! Prekäre Beschäftigung darf nicht zur Nor-
malität werden! Weiterhin forderte die Senatorin, dass es bei der Leiharbeit glei-
chen Lohn für gleiche Arbeit geben müsse und dass Minijobs endlich normalen
Jobs gleichgestellt und voll sozialversichert werden müssen! Die Abwärtsspirale
lässt sich nur mit einem flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohn aufhalten.
Die drohende Krise auf dem Arbeitsmarkt dürfe nicht dazu genutzt werden, so-
ziale Standards weiter auszuhöhlen.

6. Was geistert da durch die Medien? Die Regierung will den Konsum ankurbeln
und deswegen weitere neoliberale Steuergeschenke an die Reichen machen, „so-
zialrevolutionäre“ Konsumschecks im Wert von bis zu 500 Euro verteilen, um die
Kauflust der Bürger zu steigern? Wie jetzt? Erst mit dem menschenverachtenden
Hartz IV immer mehr Menschen mitsamt ihren Familien in das abgehängte Pre-
kariat einschweißen, mit Niedriglöhnen dafür sorgen, dass bereits fast ein Viertel
der runtergeknechteten Beschäftigten von seiner Arbeit nicht mehr leben kann,
und sich dann einen Dreck um die Kinderarmut kümmern – lässt sich noch deut-
licher zeigen, dass die von der Gesellschaft Ausgeschlossenen einfach überflüs-
sig sind, zu Deutsch: scheißegal? Erst den Transferleistungsbeziehern die Be-
rechnung nach einem realen Warenkorb vorenthalten, ihnen das Weihnachtsgeld
streichen und jetzt auf einmal Konsumschecks verschenken wollen? Da ist doch
etwas oberfaul!

Weil die Menschen der Bundesregierung schnurzegal sind, geht es natürlich
nicht um das Wohlbefinden der Bürger – dass sie gesund leben können, ein Aus-
kommen haben –, nein, es geht um etwas viel Wichtigeres: dass die Wirtschaft
floriert, die Konjunktur angeworfen wird! Deutlicher lässt sich doch kaum noch
zeigen, dass unsere Regierung nicht das Volk vertritt, das sie zu diesem Zweck
gewählt hat, sondern die Wirtschaft! Was für ein Wahnsinn! Die Binnenkonjunktur
stärkt man weder mit Steuergeschenken noch mit Subventionen für Autokonzer-
ne noch mit einmaligen Almosen. Angebracht wären stattdessen eine armutsfes-
te Grundsicherung sowie gesetzliche Mindestlöhne und eine angemessene Be-
steuerung hoher Einkünfte und Vermögen, um beispielsweise die Investitionsquo-
te der öffentlichen Haushalte zu erhöhen und den Ausbau der sozialen Infrastruk-
tur zu finanzieren!

7. Nach Überzeugung der Präsidentin des „Deutschen Sozialgerichtstages“, Pau-
lat, müssten die Hartz-Gesetze „eindeutiger“ formuliert werden. Eine der Ursa-
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chen der Klagewelle gegen die Hartz-IV-Bescheide sei die „nicht ganz einfa-
che Rechtslage“. Deshalb führten die Regelungen oft zu Einzelentscheidungen
in existentiellen Fragen. Der Gesetzgeber müsse eindeutige Vorgaben machen!
Nach ihrer Ansicht wäre es hilfreich, wenn zu den Unterkunftskosten beim Ar-
beitslosengeld II eine Verordnung erlassen würde. Das ist die falsche Forderung,
weil Hartz IV ganz verschwinden muss, da es sich so gar nicht mit unserem wun-
derbaren Grundgesetz verträgt!

8. Britische Sozialhilfeempfänger müssen sich in Zukunft routinemäßig Lügen-
detektortests unterziehen – wer beim „Schwindeln“ erwischt wird, erhält einen
Monat lang kein Geld mehr. Mit dieser neuen Initiative will die Labour-Regierung
dem angeblich weit verbreiteten „Sozialbetrug“ einen Riegel vorschieben. Ich mut-
maße, dass der Sozialgeldbetrug in Großbritannien bestimmt ebenso „weit“ ver-
breitet ist wie in Deutschland! Das Feindbild muss noch weiter bedient werden,
und so sind dann alle Sozialgeldbezieher wohl automatisch gleich Lügner. Wir
dürfen auch nicht vergessen, dass dieser Artikel aus der Feder der „Welt“ kommt!

Ich frage mich außerdem, warum die Briten noch Millionen für so etwas Über-
flüssiges wie die Queen und ihre Sippschaft ausgeben. Warum wird dieser Lü-
gendetektortest nicht bei denjenigen unter den Steuerzahlern angewendet, die
ihre Kröten sonst lieber nach Luxemburg verschieben? Sie müssten ihnen dann
auch noch die Zahlenfolge ihres Schweizer Nummernkontos einfallen lassen. Da
könnte der Staat dann richtig den Reibach machen, da würde es sich lohnen!
Leider passen die sogenannten Leistungsträger nicht zum gängigen Feindbild.
Wann werden endlich monopolyspielende Manager diesem Test unterworfen und
zur Verantwortung gezogen?

9. Die Professorin für Sozialrecht an der Hochschule Darmstadt hält die Familien-
förderung der Bundesregierung für verfassungswidrig. Das Bundesverfassungs-
gericht hat schon vor zehn Jahren entschieden, dass alle Kinder über ihren Be-
darf an Nahrung, Kleidung und Unterkunft hinaus einen Bedarf auf Betreuung
und Erziehung haben. Jedoch erhält die Mehrheit der Kinder ihn überhaupt nicht.
Nur im Einkommensteuerrecht wird seitdem ein Freibetrag für Betreuung, Erzie-
hung und Ausbildung berücksichtigt. Davon können aber nur Höchstverdiener ab
einem zu versteuernden Einkommen von 60.000 Euro im Jahr profitieren. Diese
bekommen für ihre Kinder statt Kindergeld monatlich 210 Euro Steuerfreibetrag
ab 2009. Alle übrigen Eltern beziehen das Kindergeld in Höhe von demnächst
164 Euro. Hartz-IV-Empfänger erhalten nicht einmal das Kindergeld, weil dieses
voll auf die Regelleistung angerechnet wird.

Die Zahl der Eltern, die die Bildungskosten ihrer Kinder nicht mehr bezahlen
können, steigt. Das betrifft nicht nur die ganz Armen, sondern auch Familien mit
einem niedrigen Einkommen. Deren Kinder dürfen weder einen Sportverein be-
suchen, noch können sie Musik- oder Nachhilfeunterricht erhalten. In Deutsch-
land lebt knapp die Hälfte aller Kinder in Familien, die mit bis zu 75 Prozent des
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durchschnittlichen Einkommens auskommen müssen. Absurderweise enthält der
Staat also gerade denjenigen Kindern den Ausbildungs- und Erziehungsbetrag
vor, die ihn besonders nötig haben! Weil Kinder also für ihre Eltern haften, muss
arm bleiben, wer arm ist?

Seit Mitte der Neunzigerjahre gilt, dass Sozialleistungen „nicht mehr so hoch“
sein dürften, damit eine „Motivation“ bestehe, sich Arbeit zu suchen – selbst wenn
die gar nicht vorhanden ist! Da Kinder nicht in das Grundsicherungssystem für
Arbeitssuchende gehören, muss der Regelsatz für Kinder neu danach bestimmt
werden, was sie wirklich an Kleidung, Nahrung, Wohnen und Bildung brauchen!
Diese menschenverachtende Umkehrung von „Eltern haften für ihre Kinder“, wie
es auf jedem Baustellenschild zu lesen ist, zieht sich durch die gesamte Jugend
der Kinder von Hartz-IV-Eltern. Wenn diese Kinder Geschenke erhalten, selber
in den Ferien jobben wollen, um sich einen Wunsch zu erfüllen, den die Eltern
vom kärglichen ALG II nicht bezahlen können, dann wird ihnen das von den argen
Argen wieder weggenommen!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Größe 44: Hund kriegt Abschiedskuss („Spiegel-Online“)

Zum Thema „Bankenkrise : Zusammenhänge zwischen Reichtum und
Obdachlosigkeit“ findet am Mittwoch , dem 10. Dezember 2008 , um 11
Uhr vor der Deutschen Bank am Domshof ein kleines Theaterstück

statt. Anschließend gibt es eine kurze Demonstration durch die Innen-
stadt und um 12 Uhr eine Abschlusskundgebung am Rathaus. Veranstal-

ter ist die Initiative „Bremer Bürgerinnen und Bürger gegen Obdachlo-
sigkeit und die Diskriminierung der Betroffenen“. – Vorher, um 9:30 Uhr ,

wird im Saal 4 des Oberverwaltungsgerichts Bremen (neues Justiz-
zentrum Am Wall 198, Erdgeschoss) über die Unzulässigkeit von Mie-

tobergrenzen und Zwangsumzügen geurteilt. Es hat bereits im No-
vember 2006 eine Verhandlung gegeben. Die Sitzung ist öffentlich. Wer

Interesse hat, kann gerne zuschauen, zumal wir in dieser Sache ei-
ne Menge gemeinsam bei der Sozialsenatorin unternommen haben!

Die „Historische Gesellschaft“ lädt ein zum Vortrag „90 Jahre Revolution
und Räterepublik in Bremen “ von Peter Kuckuk am Donnerstag , dem 11.
Dezember 2008 um 18 Uhr im „Haus der Wissenschaft“ in der Sandstraße.

In der Vorweihnachtszeit treffen wir uns montags um 17:30 Uhr vor der
„Glocke“ an der Domsheide . Wir machen dann nach kurzer Kundgebung unse-
re Demo zum Hanseatenhof, wo wir etwa ab 18 Uhr anzutreffen sind. Am 22.

Dezember 2008 beenden wir das Demojahr mit einer Abschlussfeier nach der
Demo. Am 5. Januar 2009 sind wir wieder um 17:30 Uhr auf dem Marktplatz .
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Hier sprichter Dichter: Sie reden nicht, sie munkeln, und gehen
ungern aus dem Haus („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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211. Bremer Montagsdemo

am 15. 12. 2008

Kritische Gedanken
zur Weihnachtszeit

Zum wiederholten Male wird uns, den Kauflustigen,
gesagt, das Weihnachtsgeschäft laufe rund: Der Ein-
zelhandel verkaufe gut, die Leute gönnten sich man-
chen auch größeren Kauf. Dementsprechend pass-
ten sich die Geschäftszeiten den großen Käufermas-
sen an. Deutschland sei also in bester Kauflaune!
Das klingt erst mal alles hervorragend. Wer weiß
schon, wie es im nächsten Jahr aussehen wird! Die
Finanzkrise bricht wahrscheinlich erst dann voll ins
Kontor. Somit muss jetzt gekauft und konsumiert wer-
den, bis man kurz vorm Umfallen ist!

Das Krisengeschrei verunsichert, und es dient
nur denjenigen, die schon immer am großen Geld verdient haben oder darauf
sitzen. Das sogenannte Fußvolk soll jedoch in die Kaufhäuser rennen und sich
konsumfreudig zeigen. Und genauso passiert es auch! Kaum jemand hinterfragt
den Weihnachtstaumel. Der Wirtschaft geht es immer am besten, wenn viel ge-
kauft wird: Dann kann wieder solide gewachsen werden. Aber gerade der Wachs-
tumswahn erzeugt die Krisen, besser gesagt: ein einseitiges Wachstum, das
nichts mit Nachhaltigkeit zu tun hat. In der Volkswirtschaft Deutschland ist der
Export in gefährlicher Schieflage. Das Gleichgewicht der Volkwirtschaft ist da-
durch zertrümmert worden. Dies ist ein Ergebnis des aggressiven Lobbyismus
der Großindustrie.

Zieht man ein Ergebnis aus der jetzigen Finanzkrise, trifft es zu: Die Gier nach
großen Gewinnen in möglichst kurzer Zeit führte zum Desaster. Letztlich sind die
Verantwortlichen in der Politik und der Wirtschaft zu finden. Diese beiden elitären
Gruppen machten erst die Freiheit des Marktes möglich: Die Politik schaffte den
Rahmen, die Wirtschaft das Geld heran. Das Scheitern des grenzenlosen Wachs-
tums in die Höhe brach zusammen. Die Frechheit der Finanzelite muss der Staat
ausgleichen. Das Mantra lautet: Gewinne privatisieren und Verluste der Gesell-
schaft aufbürden.
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Nun ist man wieder so klug wie zuvor, und das Spiel geht von vorne los. Da
fragt man sich: Was ist hängen geblieben, bei der Elite wie beim sogenannten
Normalverbraucher? Sieht man sich den Ameisenhaufen an, stellt man erschreckt
fest: Alles geht seinen normalen Gang. Es ist gerade jetzt wichtig, eine Analyse
vorzunehmen! Das Fragwürdige an dem ganzen Treiben ist der Fetisch Wachs-
tum: Das Wachstumsversprechen verspricht Gewinne und lockt Investitionen. Ir-
gendwann kommt der Motor aber ins Stottern, da man nicht bis in die Ewigkeit
Wachstum generieren kann. Da man sich aber nicht mit kleinen Profitraten zufrie-
den gibt, müssen Profitmargen bis zu 20 Prozent her. Und dann ist der Zeitpunkt
gekommen, der purer Spekulation keine Grenzen mehr setzt: Letztlich überflügelt
diese Finanzwirtschaft die Realwirtschaft.

Einige Jahre geht das mehr oder weniger gut, bis die Blase platzt. Die Leid-
tragenden sind die Normalverbraucher und, nicht zu vergessen, die Länder in der
Dritten Welt. Das lässt sich auch diesmal anhand der Hungeraufstände in den
50 ärmsten Ländern beobachten. Nicht nur in den Entwicklungsländern wird der-
be ausgeteilt: Sieht man genauer hin, entdeckt und versteht man die fatalen Me-
chanismen, die das Karussell weiterlaufen lassen, auch in Deutschland. Unver-
schämt und falsch ist die Reaktion nicht nur der deutschen Regierung gegenüber
der selbst gemachten, von der Elite angezettelten Krise. Wenn die Regierung ei-
ne Bürgschaft für alle deutschen Sparvermögen übernimmt, kann man dies nur
Populismus nennen.

Zur Weihnachtszeit verdeutlicht ein Beispiel aus der Arbeitswelt die krisen-
hafte Entwicklung der Realwirtschaft: Die Verkäufer im Einzelhandel haben letz-
tes Jahr zu Weihnachten gestreikt. Sie wollten zur verkaufsstarken Zeit Druck auf
die Unternehmer ausüben und einen besseren Tarif erstreiken. Nur wussten die
Unternehmer schon lange vom Kampfeswillen ihrer Verkäufer und stellten für die
Zeit, in der die Verkäufer auf Streikposten standen, massenhaft Kräfte aus Leihar-
beitsfirmen ein. Diese arbeiteten in der Weihnachtszeit und machten die Kollegen
mürbe. Mit Erfolg: Nach der Saison kamen die Kollegen wieder in die Geschäf-
te, und zwar ohne neuen Tarif. Erst nach einen 18 Monate dauernden Stillstand
schloss man einen gültigen neuen Tarifvertrag. Die Unternehmer wollten keine
Wiederholung derselben prekären Verhältnisse wie 2007, denn der Betriebsfrie-
den droht schnell zu kippen. Aktuell steht der Betriebsrat von Ikea vor seiner Ent-
lassung, weil er während des Streiks ein Interview an „ZDF frontal“ gegeben hat.

Aber der neue Vertrag holt die Verkäufer nicht aus der Armut. Er sieht ei-
ne Spanne von 1.400 bis 1.900 Euro brutto vor. Unterschieden wird nach Bran-
chen. Die meisten Verkäufer arbeiten in einer Branche, die nicht viel mehr her-
gibt als 1.400 Euro. Runtergerechnet sind das 900 Euro netto. Das ist die euro-
päische Armutsgrenze! Dies ist nur ein Beispiel von vielen. Was also nicht hilft,
sind Konjunkturprogramme für Unternehmen! An der Schere zwischen Arm und
Reich lässt sich besonders gut sehen, wie eng die USA durch die Globalisierung
mit Deutschland verzahnt sind. In diesen beiden Ländern ist die Anzahl der Mil-
lionäre weltweit die größte: In den USA gibt es 3.028.000 Millionäre, in Deutsch-
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land 826.000. Doch 40 Prozent aller deutschen Haushalte zahlen keine Steuern
mehr, weil deren Einkommen zu gering ist, um Sozialabgaben zu leisten. Auch
Konsumschecks verbessern daher nichts, nur höhere Löhne und eine Umvertei-
lung des Reichtums zugunsten der ganzen Gesellschaft! Alles andere ist Augen-
wischerei und ein schiefes Lügengebälk!

Jens Schnitker (parteilos)

Zwei Bündnisse mit fast
identischer Zielrichtung

Wir waren auf Reisen! Am 6. Dezember
2008 fuhren wir zum Treffen der Koordi-
nierungsgruppe der bundesweiten Mon-
tagsdemo in Kassel. Wir haben die er-
folgreiche Demo am 8. November in Ber-
lin besprochen und über die Delegierten-
konferenz am 28. Februar 2009 in Kassel
beraten. Einzelheiten für die Anmeldung,
den Delegiertenschlüssel und die Konfe-
renzregeln stehen auf der Homepage der

bundesweiten Montagsdemo. Diese Delegiertenkonferenz wird auch das Datum
der Berlin-Demo 2009 festlegen. Vorschlagen werden wir einen Termin circa 14
Tage vor der Bundestagswahl, also Mitte September .

Am 13. Dezember 2008 waren wir beim bundesweitem Treffen des „Aktions-
bündnisses Sozialproteste“ in Nordhausen. Auch das ABSP plant für 2009 eine
Großdemontration. Diese soll vor dem 1. Mai 2009 stattfinden. Das ABSP hat circa
alle zwei Monate eine bundesweite Versammlung, die Montagsdemo-Bewegung
nur einmal jährlich. Dort wird die Koordinierungsgruppe gewählt und die Großde-
mo beraten. Die Koordinierungsgruppe wählt den Sprecherrat und tagt ungefähr
viermal.

Beide Bündnisplattformen haben die fast identische Zielrichtung. 2009 gäbe
es die Möglichkeit, dass jede eine Großdemo veranstaltet und die jeweils andere
Bündnisplattform mit dazu aufruft und daran teilnimmt! Dies ist mein Anliegen.
Dazu kommen die vielen anderen Organisationen und Bündnisse rund um die
Agenda 2010 – gegen die Lissabonner Strategie! Meldet euch daher für den 28.
Februar 2008 in Kassel an und gestaltet mit! Wer teilnehmen will und Hilfestellung
bei den Rahmenbedingungen benötigt oder weitere Informationen möchte, kann
sich auch an mich wenden, montags auf der Demo, telefonisch unter 0421-501
501 oder per E-Mail an Initiative(at)Bremer-Montagsdemo.de. –
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Bremen wird erhebliche Mittel zur Arbeitsförderung zurückgeben, wenn ALG-
II-Betroffene von den Möglichkeiten einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme ausge-
schlossen werden. Das entsprechende Gesetz wird beraten. Bis zum 31. Dezem-
ber 2008 ist die Förderung noch möglich. Mensch kann auch eine Zuweisung über
mehrere Jahre erhalten. Der Bruttolohn von 1.200 Euro beendet aber selten den
ALG-II-Bezug; daher ergänzendes ALG II beantragen. Wie dies geht? Wir gehen
mit! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich bin nicht einverstanden! Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

„Keine Gewalt seitens der Eingekesselten“: Bremer Polizei geht willkürlich
gegen friedliche Antirepressionsdemo vor („Junge Welt“)

„Nicht unrealistisch“: Trauer-Glos erwartet Konjunktureinbruch
um drei Prozent im kommenden Jahr („Spiegel-Online“)

Das wärmende Feuer
in der sozialen Kälte

Klasse! Liebe Leute von der Montagsdemo in
Bremen, ich bin als Mitmacher der Montags-
demo Hannover begeistert von eurer Arbeit,
wie sie auf eurer Homepage dokumentiert ist –
egal, ob es die Lieder (interessieren mich be-
sonders) oder die Texte sind! Bei uns ist es
fast besser, dass wir die Texte nicht dokumen-
tieren. Na ja, meckern ist zu leicht, selber ma-
chen ist die Devise – jedenfalls gefällt mir eu-
er Aufwand und eure Transparenz, echt!

Hans-Dieter und einige weitere Freunde
von euch waren ja in Nordhausen, das war für
mich eine interessante Begegnung. Mit Hans-
Dieter habt ihr ja ein Goldstück von „Know-
How“! Ich habe ihn „ausgesaugt“, dass es
schon fast unanständig war. Er ist eine Fund-
grube und ein hervorrragender Werbeträger.
Er hat mich gebeten, euch eine Idee mitzuteilen, die gerade bei uns gut ankommt.

Wir bringen ein offenes Feuergestell mit und heizen uns ein! Nachdem wir
ja seit über zwei Jahren das Gerichtsverfahren wegen Kurt Kniffel haben (wisst
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ihr ja alles) – beziehungsweise wegen der „netten Blauen“ – haben wir uns ge-
wundert, dass Herr Grune, der zuständige städtische Beamte, uns sechs Aben-
de mitten in der Stadt das offene Feuer genehmigt hat, zwar mit der Auflage ei-
nes Feuerlöschers, aber das haben wir jetzt schon dreimal hingekriegt, was beim
Publikum und bei uns sehr gut ankommt und ein gutes Bild gibt: das wärmende
Feuer in der sozialen Kälte!

„Die Linke“ hat uns die Spritkosten ersetzt (20 Euro), Mitglieder des „Arbeits-
kreises Arbeitslose Hannover“ haben das Holz bezahlt (13,35 Euro) – da bleibt
fast noch was für’n Bratapfel über! Vielleicht verlängern wir dieses wärmende
Bild bis März oder Frühlingsanfang. (Köstlich amüsiert habe ich mich über die
gepatchworkten Grafiken von „Skurrilio“ – auch da habt ihr einen würdigen „Al-
ten“ mit Esprit und Herz! Kompliment und Glückwunsch!)

Jedenfalls haben wir dann noch mit Akkordeon-Begleitung das eine oder an-
dere Lied neu aufgelegt, und schon ist die „Stimmung“ versöhnlicher am Stand.
Jetzt brauchten wir noch ein paar bessere Gedanken (Texte) – das ist bei uns
noch zu spontan –, aber uns macht es wieder Spaß, und die Freunde, die nun
über vier Jahre durchgehalten haben, freuen sich, dass wieder Leben dazu ge-
kommen ist! Hoffentlich hält das ein bisschen an, und wir sind dankbar für das
Durchhaltevermögen! Da hat uns die MLPD in Hannover einen guten Dienst er-
wiesen. Vielleicht werden wir ja doch wieder kräftiger und durchschlagender? Auf
geht’s! Schön, dass es euch (!) und gut, dass es uns gibt, oder?

Habt ihr schon gehört, dass wir unter dem Thema „Nicht auf unsere Kos-
ten – mit würdiger Wut gegen den sozialen Kahlschlag “ in den Frühling bis in
den Wahlherbst gehen wollen? Habt ihr vielleicht Interesse, mit uns zusammen
in Hannover oder Bremen am Wochenende vom 21. bis zum 23. August 2009
(vielleicht reicht ein Tag) zusammen dieses Fest zu begehen? Wir sammeln gera-
de Ideen und Lust, zumal sich das ABSP eventuell für den 21. März oder den 24.
April 2009 an einer zentralen Demonstration in Berlin beteiligen will (mit Verdi
und Attac et cetera).

Wir würden gern zum gleichen Thema vor der Wahl unser soziales Gesicht
zeigen! Wir könnten doch gemeinsam beim Treffen in Frankfurt am 6. Januar den
Finanzantrag stellen oder so eine Parole beim bundesweiten Montagsdemotref-
fen in Kassel am 28. Februar 2009 initiieren, wie wär’s? Wir hätten Lust und Power
und Ideen! Herzliche Grüße in Solidarität von der Montagsdemo in Hannover und
vom „Sozialbündis Hannover“! (Bei uns geht’s um die Wurst, ich meine: ums Sozi-
alticket. Die Uhr tickt bis zum 24. März, politisch.) Also: Frohe Weih..., guten Ru...
und bis gleich!

Zuschrift von Jochen aus Hannover

„Ingenieure händeringend gesucht“: Schult man als Ein-Euro-Baumstamm-Be-
wicklungstechniker seine räumliche Vorstellungskraft? („Süddeutsche Zeitung“)
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Konsumflaute nach 20 Jahren Niedriglohn-Politik: Aber Schnatterinchen
will Straßen bauen („Spiegel-Online“)

Es muss endgültig Schluss sein mit
neoliberaler Umverteilungspolitik!

Mein Umgang mit der Krise ist, darüber zu schreiben,
zu reden und Zusammenhänge aufzuzeigen – in der
Hoffnung, möglichst viel Öffentlichkeit zu erreichen.
Wir haben es hier schließlich mit weit mehr als nur mit
einer „Konjunkturkrise“ zu tun. Es ist anzunehmen,
dass sich der konjunkturelle Einbruch und die Kri-
se der internationalen Finanzmärkte zur schwersten
kapitalistischen Weltwirtschaftskrise seit 1929 aus-
wachsen werden.

Hintergrund ist der gewaltige Überschuss an
durch pure Ausbeutung angehäuftem Kapital, der

zur Entwicklung riesiger Spekulationsblasen führte. Karl Marx hatte es voraus-
geahnt, als er folgende top-aktuellen Sätze schrieb: „Mit entsprechendem Pro-
fit wird das Kapital kühn. Zehn Prozent sicher, und man kann es überall an-
wenden; 20 Prozent und es wird lebhaft; 50 Prozent, positiv waghalsig; für 100
Prozent stampft es alle menschlichen Gesetze unter seinen Fuß; 300 Prozent,
und es existiert kein Verbrechen, das es nicht riskiert, selbst auf die Gefahr des
Galgens.“

Nicht mit der Todesstrafe, jedoch mit einer Millionärssteuer von mindestens
fünf Prozent, einer Steuer auf Börsenumsätze und alle anderen Finanztransak-
tionen, einer höheren Besteuerung von Unternehmensgewinnen und einem Spit-
zensteuersatz von mindestens 50 Prozent sollten die Profiteure und reichen Ka-
pitalbesitzer bezahlen müssen! Widerstand ist angesagt!

Nach den polizeistaatlichen Repressalien gegen die Antirepressionsdemo for-
dern wir jetzt erst recht: Es muss endgültig Schluss sein mit den Übergriffen der
Staatsorgane und mit der neoliberalen Umverteilungspolitik! Wir fordern die volle
Wiederherstellung aller demokratischen Grundrechte! Wir fordern die Rücknah-
me der Rentenkürzungen, der Teilprivatisierung des Rentensystems und der Ren-
te mit 67! Weiterhin fordern wir den Ausbau des gesetzlichen Rentensystems und
eine deutliche Erhöhung der gesetzlichen Mindestsicherung!

Wir fordern die Stärkung des öffentlichen Sektors und die Wiederherstellung
des Sozialstaats! Weg mit Hartz IV und eine sofortige Erhöhung der Regelsätze
auf mindestens 500 Euro! Regelmäßige Anpassung an die Lebenshaltungskos-
ten und Wiederherstellung des Zumutbarkeitsschutzes! Wir fordern den soforti-
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gen Wegfall der menschenverachtenden Sanktionen – dies insbesondere an Frau
Ingelore Rosenkötter als zuständiger Senatorin und an die Adresse der Bagis
hier in Bremen! Auch die Gewerkschaften dürfen sich nicht länger verstecken. An
die Bremer DGB-Vorsitzende Helga Ziegert ist der Appell zu richten: Fordern Sie
von DGB-Chef Sommer, dass dieser sich für die Aufhebung des Generalstreik-
Verbots einsetzt!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

„ Montag gehört den Unbeirrbaren “
1. Berlins Innensenator Ehrhart Körting (SPD) will
seine Behörde besser vernetzen, um beim angeb-
lichen Missbrauch von Sozialleistungen schneller
reagieren zu können. Gleichzeitig erteilt er dem
Bezirksbürgermeister Heinz Buschkowsky (SPD)
eine Absage, der von einem sogenannten Früh-
warnsystem schwafelt, mit dem sich „etwas (?) ver-
bessern“ lasse. Diesem schwanen so sagenhaf-
te Maßnahmen vor wie etwa Familien von Schul-
schwänzern die Leistungen zu kürzen. Genau: „
Sippenhaft konnte Adolf auch schon gut“. Dadurch

entstehen außerdem massenhaft Arbeitsplätze!
Der Herr Buschkowsky hatte während seiner Auslandsreisen nach London

und Rotterdam schlechte Vorbilder für den inhumanen Umgang mit Bedürftigen
kennengelernt. Dort haben die Behörden viel umfassendere Eingriffsrechte als in
Deutschland; auch können sie ohne ständige Rücksichtnahme auf Datenschutz-
bestimmungen enger zusammenarbeiten. „Wer sich dort den Regeln entzieht,
muss mit Leistungskürzungen rechnen. Das sind keine leeren Drohungen.“ Da
werden neue Feindbilder geschaffen und so abstruse Behauptungen aufgestellt
wie dass zwar „nicht jeder Schulschwänzer ein Intensivtäter“ werde, wohl aber „je-
der Intensivtäter ein Schulschwänzer gewesen“ sei, um neue Forderungen nach
einer noch restriktiveren Verfolgungsbetreuung scheinbar zu untermauern.

2. Bei vielen Mitarbeitern der Arge Kreis Segeberg ist die Arbeitsfreude nicht sehr
groß. Wegen der befristeten Verträge sitzen viele wie auf einem Pulverfass, weil
ihre Zukunft vollkommen ungewiss ist, ob ihr Arbeitsvertrag verlängert werden
wird oder nicht. So könnte es den Vermittlern von Langzeitarbeitslosen bald eben-
so ergehen wie ihrer jetzigen Klientel. Leicht verständlich, dass diese Situation
den Unfrieden in den Leistungszentren schürt. Kein Wunder, dass den Argen die
Mitarbeiter davonlaufen, wenn sie können!
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Der Hintergrund der Misere besteht darin, dass die Arge 2005 für einen Zeit-
raum von fünf Jahren gegründet worden war und die Politik bis Ende 2010 eine
Neuorganisation auf den Weg bringen muss. In diesem Artikel wird gar nicht der
Druck erwähnt, der auf die Mitarbeiter auch von Seiten der Argen selbst ausgeübt
wird – der Quote zu genügen, möglichst wenig Gelder zu gewähren, es auszuhal-
ten, wissentlich Menschen um die ihnen zustehenden Leistungen zu bringen und
gegen die bestehenden Gesetze zu verstoßen, kurz: das Prinzip der Dehumani-
sierung umsetzen zu sollen!

3. Nach der scharfen Kritik an der Arge in Mindelheim soll das „Vertrauen“ zwi-
schen Mitarbeitern und Hartz-IV-Empfängern wieder hergestellt werden. Arbeits-
lose und eine Hartz-IV-Beraterin hatten die Behörde als unmenschlich und radi-
kal bezeichnet. Die Betroffenen würden diskriminiert und erhielten so wenig Geld
wie möglich. Beim ersten Vergehen sprächen die Mitarbeiter Sanktionen aus und
kürzten rigoros.

Ich brauche es wohl nicht zu erwähnen, dass Arge-Leiter Hermann Zwinger
die Vorwürfe entschieden zurückwies. Er behauptete natürlich, dass seine Mitar-
beiter gut ausgebildet seien und die Kunden optimal betreuten. Bei Auszahlungen
und Kürzungen würden die rechtlichen Vorgaben eingehalten. Selbstredend könn-
ten die qualifizierten Mitarbeiter mit Konflikten umgehen. Aber Arbeitslose sollen
wieder Vertrauen in die Arge fassen! Ich finde so viel Geheuchel der argen Ar-
gen kaum auszuhalten. Angesichts der menschenverachtenden Hartz-Gesetze,
der Verfolgungsbetreuung und des Lissabonner Vertrags ist immer Obermisstrau-
en angesagt! Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser: Niemals allein zur Arge, das
sollte doch klar sein, egal wie viel Süßholz noch geraspelt wird!

Ich fühle mich ganz stark an das Märchen „Der Wolf und die sieben Geißlein“
erinnert, wo sich der Wolf, um sie endlich fressen zu können, mit Mehl die Pfo-
te weißt und mit Kreide die Stimme erhöht, um von den sieben jungen Geißlein
für die Mutter gehalten und eingelassen zu werden. Ja, diese Nachricht könn-
te zum Witz des Tages avancieren! Zerstörtes Vertrauen setzt in so einen Fall
nun mal eine Bringschuld voraus. Dennoch ist die ganze Aussage völlig verkehrt:
Seit wann gibt es Vertrauen zur Arge? Dazu sage ich bloß: Die dümmsten Kälber
wählen ihren Schlachter selber! Alle Hartz-IV-Bezieher sollten ihrem misstrauen-
den „Bauchgefühl“ und ihrem wissenden Hirn vertrauen und sich von solchem
Schmalz nicht beeinflussen lassen!

4. Menschenrechtsverletzungen beschränken sich nach Einschätzung des Poli-
tikwissenschaftlers Michael Windfuhr nicht nur auf Länder außerhalb Europas. Es
gebe sie auch in Deutschland und in anderen europäischen Staaten, sagte der
Leiter des Referats Menschenrechte der evangelischen Hilfsorganisation „Brot
für die Welt“ in Stuttgart der Nachrichtenagentur DDP anlässlich des „Internatio-
nalen Tages der Menschenrechte“ am 10. Dezember 2008. Dies geschieht zwar
in erheblich geringerem Maße als etwa in den afrikanischen Ländern, doch wer-
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den auch bei uns täglich wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von Rand-
gruppen verletzt.

Beispielsweise wird die Wohnungssuche für Arbeitslose immer schwieriger.
Auch das Recht auf Gesundheit wird nicht immer gewährt, wenn etwa aufgrund
finanzieller Probleme im Gesundheitswesen die Menschen in Pflegeheimen nur
unzureichend versorgt werden oder gar nicht zum Arzt gehen, weil sie sich die
Praxisgebühr nicht leisten können. Ihnen erzählt niemand, dass sie bei ihrer Kran-
kenkasse eine Befreiung erwirken können, wenn sie bisher 84 Euro für Zuzah-
lungen ausgegeben haben – oder, bei einer belegten chronischen Krankheit, die
Hälfte davon.

Ich persönlich finde, dass Hartz IV voll und ganz gegen die Menschenrechte
und auch laufend gegen das Grundgesetz verstößt und komme zur entgegenge-
setzten Ansicht des Artikels, denn ich bezweifle, dass die Bundesregierung wirk-
same Ansätze zur tatsächlichen Bekämpfung der Armut macht. Hartz IV ist nichts
anderes als staatlich geförderte Armut. Das Geld, was für die Finanzbranche in
Hülle und Fülle mit vollen Händen aus dem Fenster geschmissen wird, stand für
Bildung, Gesundheit und Soziales nie zur Verfügung! Mit Blick auf die derzeitigen
Krawalle in Griechenland sage ich nur: Was uns heute unbezahlbar erscheint,
wird uns morgen teuer zu stehen kommen!

5. Ja, jede Woche Montagsdemo – und keineswegs, wie vom „Spiegel“ behauptet,
nur in ein paar Städten wie Hamburg, Bremen, Köln oder Bochum, die sich prak-
tisch an einer Hand abzählen ließen! Nein, wir sind in über fünfzig Städten vertre-
ten, in denen sich noch nach über vier Jahren eine beständige Gruppierung trifft,
die demonstriert, sich gegenseitig unterstützt und zu den argen Argen begleitet.
Außerdem lässt sich diese beständige, standhafte Bewegung nicht auf das Ni-
veau degradieren, nur „Therapie gegen den Frust“ zu sein! Es tut allerdings wirk-
lich gut, gegen den gleichgeschalteten Mainstream der Massenmedien, der kaum
je eine andere Meinung veröffentlicht, mal mit einer wohltuend kritischen Haltung,
andere Verhaltensmöglichkeiten darstellend, an die Öffentlichkeit zu gehen!

In Bremen hoffen wir auch darauf, dass den Deutschen endlich mal die Augen
und Ohren aufgehen mögen, dass sie anfangen, unabhängig und eigenständig
zu denken und zu merken, was hier in Deutschland und weltweit im Zuge der
Globalisierung geschieht, dass wir tatsächlich neue Politiker brauchen, die ihren
Wählerauftrag ausnahmsweise auch erfüllen, statt sich von den Konzernchefs
durch alle möglichen Ämter, in Aufsichtsräten oder Ähnlichem, kaufen zu lassen
und zu Marionetten der globalisierten Wirtschaft zu werden!

Unsere Forderungen, dass endlich wieder damit aufgehört werden muss, von
unten nach oben zu verteilen – und dass dies sehr wohl möglich ist, indem al-
te Prinzipien des Sozialstaats wie dass Wohlstand, Reichtum und Besitz eben
verpflichtet, erneut ins wirkliche Leben zurückgeholt werden –, das muss wieder
als Option in das Vorstellungsvermögen der Menschen gelangen, um der Läh-
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mung der Fantasie und Aktivität durch totale Resignation etwas Buntes, Men-
schenfreundliches, Soziales entgegenzusetzen!

Nein, was sollte daran „utopisch“ sein, dass Betuchte endlich wieder eine Ver-
mögensteuer bezahlen – und die absahnenden Konzerne überhaupt mal Steuern
abführen, von denen sie zu Unrecht geradezu befreit worden sind, statt dieses
Geld in die Bildung, die Gesundheit und das Soziale zu stecken, wo es hingehört?

Immerhin wurde nur ein Mitinitiator der MLPD benannt und nicht so getan, als
ob die Montagsdemos ein Bestandteil der MLPD wären. Ja, bei uns gibt es Mit-
glieder dieser Partei wie auch von der „Linken“ – aber die weitaus meisten Teil-
nehmer sind parteilos, und die Bremer Montagsdemo ist überparteilich! Es tut
wirklich gut, endlich mal nicht mehr nur ausgegrenzt, sondern einer von vielen an-
deren bunten Hunden zu sein, die sich in ihrer Vielseitigkeit achten und fördern,
so wie es in dieser auf Konsum und Verwertbarkeit orientierten Gesellschaft lei-
der – wie zwingend alternativlos – en vogue geworden ist!

6. In einem aktuellen Beschluss des „Caritas“-Vorstands heißt es, dass die Aus-
gabe von Lebensmitteln allein nicht geeignet ist, die individuellen oder strukturel-
len Ursachen von Armut zu bekämpfen. Dass „Tafeln “ als gemeinnützige Orga-
nisationen, die qualitativ einwandfreie Lebensmittel, die von Händlern und Läden
nicht mehr verwendet werden, sammeln und in Ausgabestellen an Bedürftige ver-
teilen, helfe zwar eine Notsituation zu überbrücken, führe aber nicht aus der Not
heraus.

Im Laufe der letzten Monate habe ich persönlich auch meine Meinung in die-
se Richtung verändert, weil ich verstanden habe, dass es nicht mehr einfach nur
darum gehen kann, unmittelbare Not zu lindern, sondern dass die Politik nicht
aus der Verantwortung genommen werden darf, die Grundsicherung dahinge-
hend zu verändern, dass die Hilfebedürftigen keine Bittsteller in Schlangen und
mit Bezugsscheinen werden, sondern die notwendigen Mittel dazu erhalten müs-
sen, um ebenso normal einkaufen zu können wie andere Bürger auch! Es muss
endlich aufhören, dass Erwerbslose wegen ihrer Situation individuell an den Pran-
ger gestellt werden, statt das gesellschaftliche Problem zu realisieren, dass es
nun mal nicht mehr Arbeit für alle geben kann und wird!

Leider versuchen die „Tafeln“, die Armut scheinbar zu lindern, nicht aber ihre
Ursachen zu bekämpfen. Die Problematik geht noch weiter: Man kann das ALG II
sogar kürzen und stattdessen Bezugsscheine ausgeben, nicht nur für Lebensmit-
tel. Sobald Deutschland flächendeckend mit „Tafeln“ bestückt ist, kann man dies
machen und noch mehr Geld sparen.

7. Ich weiß nicht, warum manche Politiker bei der Frage, wie sich Erwerbslose
ein Zubrot verdienen könnten, solche an Menschenverachtung kaum zu überbie-
tende Ideen haben! Ist es eine Profilneurose, die einige von ihnen immer wie-
der dazu treibt, dummes Zeug herumzusödern? Der Berliner FDP-Abgeordnete
Henner Schmidt will, dass finanziell schwache Berliner jetzt Ratten jagen sol-
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len! Für ein Kopfgeld von einem Euro pro getötetem Tier. Ist das nicht widerlich?
Welches Menschenbild hinter diesem Polit-Vorstoß steht, verschlägt einem den
Atem: „Wenn diese Leute sowieso nur den ganzen Tag nach Pfandflaschen su-
chen, können sie dabei gleich auch die Ratten erledigen.“ Köder und Fallen ho-
len sie sich beim Gesundheitsamt, und nach getaner Arbeit gibt es für jedes ab-
gemurkste Tier einen Euro!

Die FDP will ihren Antrag am Donnerstag in die Bezirksverordnetenversamm-
lung Berlin-Mitte einbringen. Bleibt abzuwarten, ob „Rattenfänger“ Schmidt ge-
nug Unterstützer versammeln kann. Müssen zwangsläufig alle Menschen, die mal
für die berüchtigten Firmen-Sanierer von McKinsey gearbeitet haben, auf solche
abstrusen Ideen kommen? Frei nach dem Motto: „Lieber Ratten jagen als nach
Stütze fragen“? Wenn die FDP tatsächlich ihren absurden und menschenverach-
tenden Vorschlag in die Versammlung einbringt, sollten sich Berliner Hartz-IV-
Bezieher dazu bemüßigt fühlen, besser Jagd auf Berliner FDP-Politiker machen.
Mir fällt inzwischen wie Schuppen die Frage von den Augen, welche Art von Rat-
ten tatsächlich gejagt werden sollte!

8. Wie in der Vergangenheit macht die Bremer Montagsdemo im Anschluss an
die letzte Kundgebung im Jahr eine Weihnachtsfeier mit Musik, selbstgemachten
Speisen, Glühwein und natürlich auch Antialkoholischem. Außerdem gibt es kul-
turelle Beiträge und reichlich Gedankenaustausch. Ihr seid herzlich dazu eingela-
den. Vielleicht hat der eine oder andere auch einen passenden Beitrag, ein Lied
oder Gedicht? Termin ist Montag , der 22. Dezember 2008 , ab circa 19 Uhr im
„Naturfreunde-Jugendhaus“ in der Buchtstraße. Die Montagsdemo selbst beginnt
wegen des Weihnachtsmarktes um 17:30 Uhr vor der „Glocke“ an der Domsheide
und endet am Hanseatenhof, wie immer mit Offenem Mikrofon. Wir würden uns
freuen, wenn ihr zur Demo und zur Feier zahlreich erscheint!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend) – siehe auch „Die Linke“

Vom Klimawandel zur -katastrophe: Schon fünf der sieben wärmsten
Jahre seit 1901 entfallen auf das neue Jahrtausend („Spiegel-Online“)

Anspruch auf angemessenen Lagerraum: Sozialamt muss
Juristen eine Scheune bezahlen („Focus“)

24 Schädel aufgebohrt: Bremer Sozialressort entscheidet
über Affenversuche („Spiegel-Online“)

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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212. Bremer Montagsdemo

am 22. 12. 2008

Krankengeldanspruch erlischt bei
kurzen befristeten Arbeitsverträgen

Der Gesundheitsfonds verändert nicht nur den Bei-
tragssatz: Wer einen befristeten Arbeitsvertrag mit
einer Laufzeit von weniger als zehn Wochen ab-
schließt oder auch bereits abgeschlossen hat, ver-
liert seinen Anspruch auf Krankengeld – außer er
bezieht bereits Krankengeld. Die Lohnfortzahlungs-
pflicht des Arbeitgebers endet unverändert mit dem
Befristungsablauf. Bisher hat ab diesem Termin
oder dem Beschäftigungsende die Krankenversi-
cherung Krankengeld gezahlt.

Ab dem 1. Januar 2009 erhält der Arbeitneh-
mer nur Krankengeld, wenn dafür eine Extraversicherung abgeschlossen wurde.
Dies bedeutet zusätzliche Ausgaben, da diese Zusatzversicherung wahrschein-
lich nicht aus dem ermäßigten Beitragssatz zu bezahlen ist. Erkundigt euch bei
eurer Krankenkasse! Bisher versprechen die meisten ein faires preisgünstiges
Angebot – nur ohne Zahlen. Den erhöhten Beitrag hat der Arbeitgeber zu 50 Pro-
zent mitgetragen. Er spart durch den ermäßigten Beitragssatz auch die Hälfte des
Unterschieds. An den Kosten der Zusatzversicherung ist der Arbeitgeber nicht be-
teiligt. Dies geht aber freiwillig! –

Wer als Selbständiger freiwillig bei der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert ist, hat diesen Schreck bereits verdaut. Auch hier entfällt das versicher-
te Krankengeld. Die angebotene Zusatzversicherung werden sich die wenigsten
Selbständigen leisten, für beide ist im Notfall das ALG II die einzige Einnahme-
quelle. Es ist aber Gegenwehr bei der Antragsstellung möglich. ALG I gibt es nicht
wegen der aktuellen Arbeitsunfähigkeit. Bei ALG II besteht trotzdem „Arbeitsfä-
higkeit“, wenn die Arbeitsunfähigkeit voraussichtlich keine sechs Monate dauert.
Allerdings sind auch die anderen Stolpersteine zu berücksichtigen. Wer sich ent-
schließt, mit dieser Lücke zu leben, sollte sich rechtzeitig informieren! –

Der Überschuss der Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen von ALG-II-
Betroffenen wird beseitigt: Der vorgesetzten Dienststelle wird der nicht verwende-
te Betrag gemeldet, und diese wird entsprechende Mittel zurückrufen. Damit wird
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die Mittelrückgabe vermieden; sie werden einfach (rückwirkend) gekürzt. Schade
um die verpatzten Möglichkeiten! Darum Montagsdemo, Kopf zeigen: Ich will die
Zukunft positiv gestalten!

Hans-Dieter Binder („Die Linke“ )

Das Mindeste, was wir erreichen müssen: Dass Hartz-IV-Eltern die zehn Euro
Kindergelderhöhung nicht gleich wieder abgezogen werden („Linksfraktion“)

Eine Förderrente für
„notleidende“ Banken

Sehr geehrter Herr Ackermann, hier-
mit widerrufe ich mit sofortiger Wirkung
die Abbuchungsgenehmigung für mein
Konto bei der Deutschen Bank AG Bre-
men und beauftrage Sie, meine bei Ih-
nen abgeschlossene „Riester-Rente“
ruhen zu lassen. Der Grund hierfür
ist, dass ich als Hartz-IV-Betroffener
angesichts der Preissteigerungen bei
Energie und Lebensmitteln diese Zu-
satzbelastung einfach nicht mehr tra-
gen kann.

Nicht von ungefähr wird von Be-
troffenenverbänden, Gewerkschaften,
Grünen, „Linken“ und beispielsweise
dem „Paritätischen Wohlfahrtsverband“ eine Erhöhung des ALG-II-Regelsatzes
von 351 auf 435 Euro monatlich gefordert, um die Lebenshaltungskosten decken
zu können. Weiterhin bin ich aber auch zu der Überzeugung gelangt, dass ei-
ne „Riester-Rente“ für mich ein reines Verlustgeschäft darstellt. Ich fühle mich
von Ihrer Bremer Mitarbeiterin getäuscht, die mir das Produkt „Deutsche-Bank-
Förderrente“ vor zwei Jahren mit dem Hinweis aufgeschwatzt hat, es sei „Hartz-
IV-sicher“.

Tatsächlich würde ich in den Genuss dieser „Riester-Rente“ überhaupt nur
dann kommen, wenn ich erstens gleich morgen erstmals einen sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplatz fände, dieser zweitens auch mindestens durch-
schnittlich bezahlt würde und ich ihn drittens noch bis zu meinem 88. Lebens-
jahr ausüben könnte, damit ich meine 45 Beitragsjahre für die gesetzliche Ren-
te zusammenbekomme. Andernfalls würden mir die Erträge der „Deutsche-Bank-
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Förderrente“ nämlich zu 100 Prozent von der Grundsicherung abgezogen – und
der alleinige Geförderte wäre Ihr Institut! Womit sich der Name Ihres Produktes
als vollauf gerechtfertigt erweist.

Ich verhalte mich selbstschädigend, wenn ich Ihnen monatlich 7,6 Prozent
meines kargen Regelsatzes überweise, statt in der Gegenwart auf eine gesunde
Ernährung zu achten, damit ich das Rentenalter überhaupt erreiche. Bitte infor-
mieren Sie mich über die Konditionen für eine Kündigung der „Deutsche-Bank-
Förderrente“ und die Höhe des Rückzahlungsbetrages. Mit freundlichem Gruß

Gerolf D. Brettschneider (parteilos)

Warum der Steuersäckel nicht gefüllt wird: Die Deutsche Bank
hatte noch nie eine Großbetriebsprüfung („Stern“)

Wie der Sekt, um es zu feiern: Wieder wird eine erfolgreiche
Ermittlerin vorsätzlich kaltgestellt („Junge Welt“)

Der Generalstreik muss her!
1. Seit viereinhalb Jahren kämpfen wir gegen die
Hartz-Gesetze: Die Montagsdemobewegung ist die
größte und am längsten anhaltende soziale Mas-
senbewegung in Deutschland! Auch wenn die Teil-
nehmerzahlen nicht mehr so sind wie am Anfang:
Es gibt keine Bewegung, die sich immer geradlinig
nach oben entwickelt – da gibt es immer Knicks und
Wendungen! Viele brauchen auch einfach ihre Zeit,
bis sie auf die Straße gehen, bis sie merken, dass es
so nicht weitergeht. Aber was wir nicht unterschät-
zen dürfen: Wir stehen in den Startlöchern! Wenn

jetzt die Weltwirtschaftskrise ausbricht und Massenentlassungen mit weiterem
Sozialabbau kommen, müssen wir nicht erst bei Null anfangen. Es sind schon
Strukturen da!

Wir haben immer auch den Bremer Politikern mit eingeheizt. Wir sind das
soziale Gewissen auch in dieser Stadt! Wir haben uns die Überparteilichkeit er-
kämpft und verteidigt – was selbstverständlich die Teilnahme von Parteien und
Parteimitgliedern (außer Faschisten) einschließt! Deswegen geht die Bedeutung
unserer Bewegung weit über den Kampf gegen Hartz IV hinaus: Bei uns wird ge-
lernt, die Sache in die eigene Hand zu nehmen, nicht auf Lügen von bürgerli-
chen Politikern zu vertrauen, den Mund aufzumachen und den Kopf zu zeigen,
wie Hans-Dieter immer sagt. Wir haben gelernt, solidarisch zu streiten – das ist
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nicht zu unterschätzen! Widersprüche gibt es immer. Werden sie mit der richtigen
Methode, in einer solidarischen Streitkultur gelöst, macht uns das stark!

In diesem Frühjahr haben wir Bremer ein Treffen der norddeutschen Montags-
demos organisiert, mit Besuch des Hafenmuseums sowie Kohl- und Pinkelessen.
Das hat allen Beteiligten sehr gefallen, und wir haben einen Beitrag für die wei-
tere Vernetzung unserer Bewegung in Norddeutschland geleistet. Wir haben an
einigen bundesweiten Treffen teilgenommen, immer mit großer Beteiligung. Wir
sind mit dem Bus, auch wenn er nicht ganz voll war, zur Berliner Großdemo ge-
fahren. Nicht zuletzt sind wir wir mit unserer vorbildlichen Homepage im Internet
präsent. Wir können deswegen ein bisschen stolz auf uns sein und haben allen
Grund, heute zu feiern!

Uns allen ein schönes Fest heute! Allen erholsame und schöne Festtage und
einen guten Rutsch ins Jahr 2009, ein Jahr, in dem hoffentlich unsere Bewegung
neuen Zulauf bekommen wird, in dem wir sicherlich neuen Aufgaben gegenüber-
stehen, die wir aber immer besser meistern werden! Die Zukunft gehört eben
nicht den Spekulanten und Bankrotteuren, die jetzt mit Milliarden gefüttert wer-
den. Die Zukunft gehört den Menschen aus dem Volk, den Arbeitslosen, Arbei-
terinnen und Arbeitern, den Frauen, Kindern, Jugendlichen – allen, die ihr Leben
nicht auf der Ausbeutung anderer Menschen führen!

2. Das Bundessozialgericht hat letzte Woche entschieden: Eine 30-Stunden-
Woche ist bei Ein-Euro-Jobs zulässig. Jegliche Arbeit muss angenommen wer-
den, ansonsten gibt es Kürzung und Sperre! Der DGB fordert deshalb jetzt die
Abschaffung von Ein-Euro-Jobs, „weil massenhaft reguläre Arbeitsplätze ver-
drängt werden und der Billiglohnsektor ausgedehnt wird“. Dieser Erkenntnis soll-
te der DGB jetzt Taten folgen lassen! In anderen Ländern gibt es ein viel weiter-
gehendes Streikrecht als in Deutschland. Das müssen wir uns auch erkämpfen:
Der Generalstreik muss her!

Nicht nur die Ein-Euro-Jobs gehören abgeschafft, sondern die ganzen Hartz-
Gesetze! Erst durch sie wurde Leih- und Zeitarbeit in fast unbegrenztem Maß
möglich – und diese Kollegen verlieren jetzt weltweit als erste ihre Jobs, schon zu
Hunderttausenden! Wenn die Krise, die jetzt die Autoindustrie und ihre Zulieferer
erfasst hat, erst mal die gesamte Wirtschaft erfasst hat, geht das hier richtig los:
Familien können durch Billigjobs nicht mehr ernährt werden, und vom Arbeitslo-
sengeld beziehungsweise Hartz IV schon gar nicht!

Dann gibt es auch noch die Politiker mit „kreativen Ideen“ gegen die Arbeits-
losigkeit: Henner Schmidt, Fraktionsvorsitzender der Berliner FDP, fordert „Rat-
tenjagd“ als Ein-Euro-Job: „Leute die sonst Flaschen sammeln, könnten für jede
tote Ratte einen Euro bekommen“. Was für ein Zynismus!

Der Aufstand in Griechenland zeigt, was auf die Herrschenden wartet. Übri-
gens hat nun das ballistische Gutachten erwiesen, dass der 15-Jährige, wie schon
die Augenzeugen berichtet haben, gezielt von der Polizei erschossen wurde –
das war kein Querschläger! Unter dem Vorwand der „Terrorbekämpfung“ wird ge-
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gen alle vorgegangen, die sich mit der extremen Arbeitslosigkeit, den ausweiten-
den Niedrigstlöhnen oder den Bespitzelungen durch den Staatsapparat nicht ab-
finden wollen, allen voran die Jugend. Sie alle werden bekämpft, nicht irgendwel-
che „Terroristen“! In den USA wurde letzte Woche wieder ein Mensch von der Po-
lizei mit dem „Taser“, einem Elektroschocker, getötet – es waren 334 in den letz-
ten sieben Jahren! Die Bundesregierung mit ihrem Polizeiminister Schäuble will
das nun auch bei der deutschen Polizei einführen.

Außenminister und SPD-Kanzlerkandidat Steinmeier, als damaliger Kanzler-
amtminister dafür verantwortlich, dass Murrat Kurnaz jahrelang in Guantá festge-
halten und gefoltert wurde, konnte sich wie Ex-Außenminister Fischer, mit dem
zusammen er für den Einsatz der BND-Spione im Irak verantwortlich war, zuerst
gar nicht mehr an das zurückliegende Geschehen „erinnern“. Dann hieß es letz-
te Woche im Untersuchungsausschuss, die Spione hätten nur Ziele übermittelt,
die nicht bombardiert werden dürften. Jetzt aber gab es ein großes Lob der US-
Militärs: Ohne die Unterstützung deutscher Spione wäre die Bombardierung und
Einnahme Bagdads gar nicht so gut gelaufen!

Die Schröder-Regierung hatte Überflugrechte gewährt, Tausende von Bun-
deswehrsoldaten übernahmen den Schutz der US-Kasernen. Die Ablehnung des
Krieges war nur geheuchelt: In Wahrheit stand Deutschland voll auf Seiten der
US-Aggressoren! Auch in den USA wird nach wie vor gelogen. Es ist jetzt schon
beschlossene Sache, die Truppen in Afghanistan um 30.000 Mann aufzustocken.
Lassen wir uns nicht von Obama täuschen, auch er macht nur die Arbeit für die
US-Monopole und deren internationalen Interessen! Wir dürfen uns nicht auf die
bürgerlichen Politiker verlassen, auch wenn sie der „Opposition“ angehören. Wir
müssen unsere Sache in die eigene Hand nehmen und selbst aktiv werden, selbst
neue Politiker werden!

Wolfgang Lange ist Bremer Kandidat der MLPD (Offene Liste)
für die Bundestagswahl 2009

Richterstellen günstig zu besetzen: Das Urteil des Bundessozialgerichts vom
16. Dezember 2008 (Aktenzeichen: B4 AS 60/07 R), das 30 Wochenstunden
für den Ein-Euro-Job als zulässig erachtet, verschafft der öffentlichen Hand

nun endlich die Möglichkeit, Richterstellen mit sogenannten Ein-Euro-Jobbern
zu besetzen. Das Kriterium der „Allgemeinnützigkeit“ eines Richteramtes dürfte
ja unbestritten zutreffen, und auf die übliche (lange) Dauer der Gerichtsverfah-
ren bezogen, sind Richterstellen auch als „zusätzlich“ anzusehen! (Anonymus)

„Sozialethische Maßstäbe aufgelöst“: Wirtschaftssystem stellt nicht Menschen-
würde, sondern Profitmaximierung in den Mittelpunkt („Spiegel-Online“)

„Schwachsinn für geistig Minderbemittelte“: Vor der Bundestagswahl
2009 werden Arbeitslose in „Maßnahmen“ gesteckt („MV Regio“)
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O Tannenbaum
O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Wie schön warst du am Waldsaum!
Als ich dich drüben hab gesehn,
Da war es schon um mich geschehn.
Ich hab mich seitlich hingelegt
Und dich unten abgesägt!

O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Liegst bei mir im Kofferraum.
Ich fahr nach Haus zu meinem Schatz,
Wo du bekommst den schönsten Platz.
O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Ich hab Schuldgefühle kaum!

O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Du bist vorbei, schöner Traum!
Der Förster hat was ausprobiert,
Das Bäumchen wurde strichcodiert.
Ich habe Schuldgefühle kaum,
Doch sitze jetzt im Zellraum!

O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Was mach ich bloß im Zellraum?
Statt Karpfen blau und Schokoschaum,
Lutsche ich jetzt an meinem Daum’.
O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Das ist gar kein schöner Traum!

Und die Moral von der Geschicht:
Bäumchen klauen lohnt sich nicht!
Und für die Zukunft wünsch ich mir
Ein schönes Bäumchen von Hartz IV.
O Tannenbaum, o Tannenbaum,
Du bist vorbei, schöner Traum!

Postkarten von Henk „Skurrilio“ Dijkstra mit diversen absurden Hartz-IV-
Motiven sind zum Preis von einem Euro auf der Montagsdemo erhältlich

Dämmernde Rezession: Viele Kommunen und Einzelhändler
sparen bei der Weihnachtsbeleuchtung („Neue Presse“)
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Schiefer Humpel verwechselt Zinsen und Steuern: Große Vermögen müssen
nicht staatlich gefördert, sondern belastet werden („Spiegel-Online“)

Der Bankrott des neoliberalen
Raubzugskapitalismus

Auch wenn viele Menschen jetzt lieber an Spekulati-
us statt an Spekulanten denken, möchte ich trotzdem
noch einmal das Thema Wirtschaftskrise aufgreifen.
Vieles ist dazu schon gesagt worden, aber ich denke,
dass einiges hier gar nicht oft genug gesagt werden
kann. Offensichtlich haben sämtliche Akteure aus der
Geschichte nichts gelernt und wollen es auch nicht!
Dabei ist mit der Doppelkrise der ideologische und
politische Bankrott des neoliberalen Raubzugskapi-
talismus längst offenbar geworden. Aber in Berlin gilt
trotzig die Devise „Weiter so!“ Banken und Konzerne

werden weiterhin mit riesigen Steuergeldern „beschirmt“, die Kriegskassen eben-
falls, nur die Bevölkerungsmehrheit soll den Gürtel noch enger schnallen. Dar-
über kann auch das dickste Weihnachtsgeschäft nicht hinwegtäuschen!

Zu befürchten ist wie 1929 ein Rückfall in autoritäre „Krisenbewältigung“.
Mit Sätzen wie „2009 wird ein Jahr der schlechten Nachrichten“ wird psycholo-
gisch vorbereitet, was uns allen zugedacht ist: Weitere Verschärfungen der Hartz-
Gesetze, noch mehr prekäre Jobs zu Dumping- und Billigstlöhnen, weitere Ver-
schlechterungen im Gesundheitswesen und so weiter und so fort. Eine gerech-
te Antikrisen-Politik erfordert einen völlig anderen Ansatz, der mit einer radikalen
Umkehr der bisherigen Umverteilungsprozesse einhergehen muss!

Die Profiteure der sogenannten Finanzmarktgeschäfte müssen für das Un-
heil, das sie mit Duldung und Förderung der Regierenden angerichtet haben, voll
zur Kasse gebeten werden! Erforderlich wären die sofortige Einführung einer Mil-
lionärssteuer von mindestens fünf Prozent sowie einer Steuer auf Börsenumsät-
ze und alle anderen Finanztransaktionen. Dubiose „Fonds“ und diverse Großgau-
nereien sind strikt zu verbieten! Der Spitzensteuersatz sollte auf mindestens 50
Prozent angehoben werden. Damit würde der Geldzustrom auf die Finanzmärk-
te spürbar gedrosselt und durch eine öffentliche Verwendung der Gelder die bin-
nenwirtschaftliche Nachfrage gestärkt.

Eine demokratische Kontrolle der Großbanken und eine umfassende Regu-
lierung der Finanzmärkte wären ebenso unumgänglich wie die totale Vergesell-
schaftung der Geldinstitute. Alle Devisengeschäfte müssen versteuert und ein
Transfer zu Steueroasen unterbunden werden. Vor allem muss ein anständiges
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„Rettungspaket“ für alle Bezieher geringer Einkommen und prekär Beschäftigten
her, was ebenfalls dem öffentlichen Sektor, der Binnenwirtschaft und dem Mittel-
stand zugute kommen würde. Auch dies hätten die milliardenschweren Spekulan-
ten zu bezahlen!

Wieland von Hodenberg („Bremer Friedensforum“, „Solidarische Hilfe“)

Hamburger verweigern Ein-Euro-Jobs: Nur jeder vierte ALG-II-Bezie-
her durchläuft Zwangsmaßnahmen bis zum Ende („Junge Welt“)

Soylent Green: Die böse Zukunft von Hartz IV und
„Tafel“-Essen („Classic Cinema Online“)

Keine Kohle zum Konsumieren
1. Während der zweitägigen Haushaltsklausur
wurde letzte Woche unter anderem auch über das
Sozialticket gesprochen. Dabei sollen Mitte Ja-
nuar die Eckwerte feststehen, der endgültige Be-
schluss jedoch erst im Dezember 2009 gefasst
werden. Von der SPD-Fraktion liegt hierfür ein
Vorschlag vor, sich an dem Jobticket für den öf-
fentlichen Dienst zu orientieren, was rund 29 Eu-
ro kostet. Ja, geht’s denn noch? Das ist ja dop-
pelt so viel Geld, wie im ohnehin viel zu mageren
ALG II für Fahrtgeld monatlich vorgesehen ist! Wo

soll diese Summe von den Hartz-IV-Beziehern denn noch eingespart werden,
wenn ohnehin das Geld der angeblichen Grundsicherung hinten und vorne nicht
reichen kann? Haben sich die Spezialdemokraten darüber einmal realistische
Gedanken gemacht? Für solch ein völlig unzureichendes Ergebnis brauchten
die Damen und Herren Politiker so lange? Wofür bekommen sie eigentlich ihre
Diäten?

2. Es tut gut zu lesen, dass ALG-II-Bezieher nicht mal eben so sanktioniert wer-
den dürfen, wenn sie sich weigern, einen Arbeitsvertrag zu unterschreiben. Im
vorliegenden Fall wurde ein ALG-II-Bezieher von seiner zuständigen Arge aufge-
fordert, sich als Sportassistent bei einem Verein zu bewerben. Während des Vor-
stellungsgespräches weigerte sich der ALG-II-Bezieher, vorab einen Personalbo-
gen auszufüllen. Dennoch darf die Arge dem Hilfebedürftigen nicht einfach die
Leistung dafür kürzen, dass kein Arbeitsvertrag zustande gekommen war. Wenn
der Erwerbslose zuvor von seiner Arge nicht darüber informiert wurde, welche
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Rechtsfolgen ihm präzise drohten, wenn er gegen seine Pflichten verstoße, so
darf sie später nicht das ALG II kürzen (hier hatte die Arge drei Monate lang 30
Prozent weniger überwiesen)! Eine Rechtsfolgenbelehrung , in der eine Vielzahl
von Sanktionsmöglichkeiten aufgelistet ist, reiche nicht aus, wenn sie dem Ar-
beitslosen nicht deutlich mache, welche Sanktion ihn tatsächlich treffen werde
(Sozialgericht Dresden, Aktenzeichen S6 AS 2026/06).

3. Nachdem sich der Fraktionsvize der Berliner FDP, Henner Schmidt, vergan-
gene Woche solch eine unerhörte Entgleisung mit dem Vorschlag geleistet hat-
te, finanziell Schwache könnten sich mit dem Töten von Ratten – „für einen Euro
die Nase“ – ein Zubrot verdienen, da sie ja ohnehin den lieben, langen Tag da-
mit beschäftigt seien, Pfandflaschen aus den Abfallkörben zu sammeln, hagelt es
Rücktrittsforderungen. Selbst FDP-Chef Guido Westerwelle zeigte sich entsetzt
und bezeichnete die Vorstellungen seines Parteikollegen als „völlig abwegig“. Der
Sprecher des „Erwerbslosenforums“, Martin Behrsing, betonte, dass die Grenze
des Unerträglichen inzwischen erreicht sei. Es scheine salonfähig zu sein, dass
Menschen in hohen Ämtern solch diffamierenden „Unsinn“ von sich geben dür-
fen. “Damit nimmt man Menschen, die auf Hartz IV oder andere Sozialleistungen
angewiesen sind, nicht mehr ernst. Dann muss man sich auch nicht wundern,
dass man sie zum Mond jagen will! Herr Schmidt und andere scheinen völlig ver-
gessen zu haben, dass es unter anderem auch die FDP war, die durch die Zu-
stimmung zu Hartz IV die Zunahme von Flaschensammlern verursacht haben“,
so Martin Behrsing in Bonn.

4. Am 16.12.2008 entschied das Bundessozialgericht in Kassel, dass ein Ein-
Euro-Job auch bei 30 Stunden Dauer in der Woche zumutbar sei. Der Kläger, ein
Ingenieur für Kunststoffe, bezieht wegen seiner Erwerbslosigkeit seit 2001 Trans-
ferleistungen vom Staat. Im August 2005 bot ihm die beklagte Arge einen Ein-
Euro-Job mit einer Mehraufwandsentschädigung von 1,50 Euro die Stunde als
Gemeindearbeiter im Umfang von wöchentlich 30 Stunden an. Der Kläger trat die
Arbeitsgelegenheit nicht an, woraufhin die beklagte Arge seine Regelsatzleistung
um 30 Prozent kürzte. Hiergegen wandte sich der Kläger mit der Begründung, die
angebotene Tätigkeit überschreite mit 30 Stunden das Maß des Zulässigen. Nun
hat der 4. Senat des Bundessozialgerichtes entschieden, dass die beklagte Arge
dem Kläger eine Arbeitsgelegenheit angeboten hat, die den gesetzlichen Anfor-
derungen genügt. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Arbeitsgelegen-
heiten keine Gegenleistung für die dem Hilfebedürftigen gewährte Grundsiche-
rung seien, sondern zum Katalog der Eingliederungsmaßnahmen gehörten, die
ein Instrument der Grundsicherungsträger zur Umsetzung des Grundsatzes des
„Förderns“ seien.

Demnach dient Hartz IV dem Zweck, reguläre Arbeitsplätze zu vernichten
und den Niedriglohnsektor auszuweiten, oder besteht noch eine Möglichkeit, die-
ses Skandalurteil anders zu interpretieren? Die Entscheidung verdeutlicht ferner,
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dass es bei den „Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung“ eben
nicht darum geht, Erwerbslose in den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. Wie der
Betroffene aus Augsburg sollen sie offenbar dauerhaft für 1,50 Euro in der Stunde
arbeiten und am besten gar keine Zeit haben, sich eine angemessen entlohnte
Stelle zu suchen. Es scheint so, als ob die fast 300.000 Ein-Euro-Jobber tariflich
gesicherte – und für die Konzerne und die öffentliche Hand damit teurere – Ar-
beit dauerhaft ersetzen sollten. Das Kasseler Urteil entspricht voll dem neolibera-
len Trend, dem Lissabonner Vertrag, wonach als oberstes Ziel die Profitmaximie-
rung der Unternehmen steht. Wenn Menschen dazu gezwungen werden können,
Arbeit zu den erbärmlichsten Bedingungen praktisch umsonst auszuführen, dann
haben es Gewerkschaften schwer, auch nur Mindeststandards zu verteidigen.

DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach meint: „Ein-Euro-Jobs gehören
auf den Prüfstand.“ Wenn Arbeitslose unter Androhung von existenzgefährden-
den Sanktionen gezwungen werden, Ein-Euro-Jobs anzunehmen, steht dies zu-
dem im Widerspruch zu den Arbeitsnormen der „Internationalen Arbeitsorgani-
sation“. Ansonsten mutet der bisherige Umgang der DGB-Spitze mit der Hartz-
IV-Problematik geradezu kriminell an. Wir Montagsdemonstranten haben nicht
vergessen, wie mit uns von dieser Spezies umgegangen wurde – von Ignoranz
zu sprechen, wäre hierbei noch die zahmste Umschreibung! Wir sind nicht da-
zu bereit, jede Kröte zu schlucken, damit sich andere an unserer Arbeit unrecht-
mäßig bereichern können, wodurch gleichzeitig sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze vernichtet und Arbeitnehmerrechte in die Tonne getreten werden, wo-
bei noch nicht mal der Hauch einer Möglichkeit besteht, mittels dieses Instrumen-
tes auf den ersten Arbeitsmarkt zu gelangen!

5. In Frankfurt haben die Stadtverordneten eine Bekleidungshilfe für Kinder in
Hartz-IV-Haushalten abgelehnt. Weder die „Jamaika“-Regierungskoalition noch
die SPD-„Opposition“ wollte einen jährlichen zweckgebundenen Zuschuss für Kin-
der bis 14 Jahren von 250 Euro gewähren, die von der Fraktion der „Linken Lis-
te“ beantragt worden war. Deren Stadtverordneter Jürgen Becker empörte sich
darüber, dass vor allem Kinder und Jugendliche die Leidtragenden der unsozia-
len Gesetzgebung sind. Im Hartz-IV-Regelsatz seien für Kinder bis 13 Jahren le-
diglich 20,70 Euro vorgesehen, ab 14 Jahren 27,60 Euro. Wer sich mit den rea-
len Preisen auseinandersetzt, weiß ganz genau, dass für diese Beträge weder
vernünftige Kleidung noch gesundes Schuhwerk zu haben sind. Herr Becker hat
recht: Es ist absolut beschämend, dass die Stadt nicht den durch Hartz IV ange-
richteten Schaden abzumildern bereit ist!

6. Das „Erwerbslosenforum Deutschland“ hat dem Vermittlungsausschuss vor-
geworfen, nun endgültig die Weichen für ein „abgehängtes Prekariat“ gestellt zu
haben. Es sei nicht nachvollziehbar, dass das sogenannte Schulbedarfspaket
von jährlich 100 Euro bei Hartz IV Kindern und Jugendlichen nur bis zur zehn-
ten Klasse gewährt wird. „Dem abgehängten Prekariat soll der Weg zu Abitur und
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Studium offensichtlich verwehrt werden, nachdem man Kindern und Heranwach-
senden schon mit Einführung von Hartz IV vorsätzlich den Regelsatz um den er-
nährungsbedingten Wachstumsbedarf aberkannt hatte“, sagte Martin Behrsing,
Sprecher des „Erwerbslosenforums“. Kindern von Hartz-IV-Beziehern wird das
Kindergeld immer zu hundert Prozent vom Regelsatz abgezogen, während Eltern
mit üppigen Gehältern Kindergeld bekommen, ohne es zu benötigten. Mit Einfüh-
rung des menschenverachtenden Hartz IV wurde bewusst der wachstumsbeding-
te erhöhte Ernährungsbedarf bei Schulkindern und Jugendlichen aberkannt, in-
dem die Altersgruppen zwischen sieben und 14 Jahren und der Heranwachsen-
den nicht mehr berücksichtigt wurden.

7. Nicht mit Geschenken, sondern mit einem Sack voller Sorgen beladen, kam der
Weihnachtsmann in die Wittenberger Zeitungsredaktion. Er sagte, er könne sei-
nen vier Kindern in diesem Jahr nicht einmal kleine Geschenke machen, weil die
Arge seine Leistungen für Dezember gesperrt habe. Weil es ihm nun einmal so
große Freude bereite, Kinderaugen leuchten zu sehen, ziehe er alljährlich in der
Weihnachtszeit los, um die Kleinen auf Weihnachtsmärkten mit Süßigkeiten und
Werbeartikeln von Firmen zu beschenken. Dafür nimmt er kein Geld. Wenn er an
Weihnachten zu den Familien in die Häuser bestellt wird, dann lässt er sich schon
entlohnen, obgleich wegen des Aufwands für die Fahrtkosten kaum etwas dabei
herausspringe. Seit allerdings die Arge von seiner freiberuflichen Tätigkeit Wind
bekommen hat, wurde er aufgefordert, zur Feststellung des weiteren Bedarfs be-
stimmte Unterlagen beizubringen. Obwohl er dieser Aufforderung nachkam, was
er sich natürlich quittieren ließ, habe ihm die arge Arge die Zahlung des Arbeits-
losengelds II für Dezember zunächst gesperrt, weil er seiner Mitwirkungspflicht
nicht nachgekommen sei. „Knackpunkt“ sei die „Erträgnisaufstellung“ gewesen,
obwohl er doch erst nach Weihnachten sagen könne, was er nun dabei verdient
habe. Nun lenkte die Arge ein und nahm den Ablehnungsbescheid teilweise wie-
der zurück.

8. Zwar sei der Leistungsmissbrauch bei Hartz IV noch immer die Ausnahme,
doch die Zahl der aufgedeckten und geahndeten Fälle nehme zu, sagt Stefan
Graaf der Geschäftsführer der Arge im Kreis Aachen. Dabei seien die Fälle „so
bunt wie das Leben“. Letztens wurde ein Mann wegen gewerbsmäßigen Betruges
zu einer Gesamtfreiheitsstrafe in Höhe von 18 Monaten auf Bewährung verurteilt,
weil er als sogenannter Powerseller bei einem Internetauktionshaus bis zu 3.500
Euro monatlich durch den Verkauf von Waren hinzuverdiente. Dabei bezog der
Verurteilte seit fünf Jahren Transferleistungen. Natürlich ist es verwerflich, den
Staat zu betrügen, aber weshalb dies am unteren Einkommensrand immer um
so viel verabscheuungswürdiger sein soll als bei der Steuerflucht in den Chef-
und Manageretagen, das will mir einfach nicht einleuchten! Leistungsmissbrauch
scheint ein schlimmeres Delikt als Steuerhinterziehung in Millionenhöhe zu sein!
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Wie diese Meldung eigentlich zu einer anderen passt, in der die Bundesagen-
tur für Arbeit verkündet, die Zahl der „Missbrauchsfälle “ bei Hartz-IV-Leistungen
sei deutlich zurückgegangen, das wird leider nicht erklärt. Wer weiß, vielleicht
wird hier mal wieder „aus dem Bauch heraus“ vorverurteilt? Gerade zum Jahres-
ende, wenn häufig moniert wird, dass Hartz-IV-Bezieher keine Weihnachtshilfe
mehr erhalten und die Regelsätze viel zu niedrig sind, kann eine Hetzkampagne
die Mitleidswelle verhindern. Ja, so ist das wahrscheinlich zu verstehen! Die Er-
mittler beziffern den aufgedeckten Leistungsmissbrauch für das vergangene Jahr
auf rund 746.000 Euro – Tendenz steigend. Die lügen von oben nach unten, da-
mit man endlich den Regelsatz auf 132 Euro senken kann!

9. Die Zukunftsaussichten sind erschreckend: Immer mehr Menschen können ihre
Miete und die Nebenkosten nicht mehr bezahlen. Seit dem Jahr 2003 haben sich
die Fälle verdoppelt, in denen Menschen durch die wirtschaftlichen Verhältnisse
und die Sozialstandards in den Teufelskreis von Zahlungsverzug, Wohnungskün-
digung und anschließender Kündigungsklage samt Rausschmiss aus der vertrau-
ten Umgebung kommen. Das geht aus dem neuen Mietspiegel der Stadt Köln her-
vor. Die Gründe sind vielfältig, doch zwei stechen hervor: das sogenannte Hartz-
IV-Gesetz und die durch steigende Energiekosten aufgezwungene steigende Ar-
mut unter den Betroffenen. Allein im Jahr 2008 musste die Stadt in rund 2.500
Fällen einspringen und die Mietrückstände ausgleichen. Das sichert den Men-
schen zumindest ihre angestammte Bleibe und bewahrt sie vor der Zwangsräu-
mung durch den Wohnungs- oder Hauseigentümer.

10. Klammheimlich, von der Öffentlichkeit unbemerkt, passierten am 19. Dezem-
ber 2008 die neuen, verschärften Hartz-IV-Gesetze unverändert den Bundesrat.
Sie werden die Situation der Hartz-IV-Betroffenen erheblich verschlimmern und
schon am 1. Januar 2009 in Kraft treten! So können nun Aufstocker von ihren ar-
gen Argen dazu gezwungen werden, ihre bisherige Tätigkeit aufzugeben, um auf
eine andere Tätigkeit zu verweisen, die dann angeblich mit höherer Wahrschein-
lichkeit zur Vermeidung der Hilfebedürftigkeit führe. Nicht mehr ersetzt werden
Ansprüche auf Leistungen beziehungsweise Kostenerstattung für und bei Maß-
nahmen der Eignungsfeststellung, Trainings- oder Fördermaßnahmen „zur Akti-
vierung und beruflichen Eingliederung“ ersetzt, welche bislang nicht näher be-
zeichnet sind. Der Anspruch auf Erstattung von Bewerbungs- und Reisekosten im
SGB III wird ersatzlos gestrichen. Ob hier stattdessen eine Förderung aus dem
Vermittlungsbudget greift – und in welchem Umfang –, ist bislang unklar. Es be-
steht kein Anspruch mehr auf eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme.

Wenn ein ALG-II-Bezieher ohne Genehmigung des Leistungsträgers aus ei-
ner „unangemessenen“ (zu teuren) Wohnung auszieht und die neue Wohnung
ebenfalls „unangemessen“ ist, muss der Leistungsträger nicht wie dem bisheri-
gen Gesetzeswortlaut entsprechend die „unangemessenen“ Kosten der vorheri-
gen Wohnung unter Umständen für maximal sechs Monate weiterzahlen, sondern
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darf sie sofort auf die „angemessenen“ Kosten absenken. Dazu kommen lauter
schauderhafte, menschenverachtende Änderungen mehr: Bei der Anzeige- und
Meldepflicht bei Arbeitsunfähigkeit wird ein Zusatz aufgenommen, der es jedem
Sachbearbeiter pauschal erlaubt, einem ALG-II-Empfänger zu unterstellen, er sei
gar nicht arbeitsunfähig, und ihn zur Überprüfung seiner Arbeitsunfähigkeit zum
„Medizinischen Dienst der Krankenkassen“ zu schicken. Pauschal deshalb, weil
für diesen Verdacht laut Gesetzestext keine Begründung erforderlich ist. Es wird
also kein begründeter Verdacht gefordert, sondern nur einfacher Zweifel, Zitat:
„Zweifelt die Agentur für Arbeit an der Arbeitsunfähigkeit des erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen...“ Hier ist der Willkür und Schikane Tür und Tor geöffnet, da die-
ser „Zweifel“ auf der rein subjektiven Einschätzung eines Sachbearbeiters beruht,
der im Regelfall keinerlei medizinische Kenntnisse und somit auch keine Kompe-
tenz besitzt, um so etwas beurteilen zu können. Das Prinzip der Dehumanisie-
rung wird immer stärker etabliert!

Elisabeth Graf (parteilos, aber Partei ergreifend)

„Die Linke“ schockt mit „Hartz IV light“: Fraktionsvize Klaus Ernst
verteidigt Sanktionen gegen „Arbeitsunwillige“ („Junge Welt“)

„Sozialliberales Vakuum“: „Stalking“ Clement ruft zur
Spaltung der SPD („Bild“-Zeitung)

Teufelsaustreibung mit dem Beelzebub: Um die Spekulationskrise zu
dämpfen, wird die Spekulation erneut angeheizt („Rote Fahne News“)

Bürger spielen Krieg auf der Feinstaub-Party: Giftbelastung in den
ersten Stunden des neuen Jahres ist exorbitant hoch („Stern“)

Frau totgebrettert: Ist Workfare-Althaus eine Pistensau? („Spiegel-Online“)

„Jobgarantie“: 100.000 Leiharbeiter wurden
bereits gefeuert („Bild“-Zeitung)

Das „Arbeiterbildungszentrum“ lädt ein zum Tagesseminar „Dialektik , was
ist das?“ am Freitag , dem 2. Januar 2009 , von 10 bis 18 Uhr in der Au-
la der Theodor-Haubach-Schule, Haubachstraße 55 (zehn Minuten vom
Bahnhof Altona) in Hamburg . Die Leitung hat der MLPD-Vorsitzende
Stefan Engel . Die Teilnahmegebühr beträgt zehn Euro (ermäßigt: acht
Euro). Wir treffen uns um 7:15 Uhr im Eingang des Bremer Hauptbahn-
hofs an der Blindentafel und fahren mit dem Nahverkehrszug. Anmel-

dung bei Jobst Roselius, Telefon 705 687, Jobst.Roselius(at)nord-com.net
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Verordneter Kaufrausch
macht die Leute kirre

Die Weihnachtshektik lässt keinem mehr Ruhe, und
so fand die 212. Montagsdemo in Bremen am 22.
Dezember 2008 mit Treffpunkt um 17:30 Uhr vor der
Glocke und anschließender Demo durch den Weih-
nachtsmarkt und die Obernstraße zum Hanseaten-
hof mit dortiger Hauptkundgebung nicht mehr das
Echo, das ihr eigentlich hätte zukommen sollen. Der
verordnete Kaufrausch macht die Leute kirre, aber
es wächst der Anteil der Menschen, die kein Geld für
Weihnachten haben und keine Gönner, Tantiemen
und Gewinnausschüttungen herzaubern können. Es
nahmen dennoch etwa 35 Mitstreiter und Zuhörer teil.

Für uns war einmal mehr der ersehnte Schluss-
punkt für dieses Jahr die gemeinsame Winter- oder

Weihnachtsfeier ab 19 Uhr im Saal des Hauses der „Naturfreundejugend Bre-
men“. Bei Würstchen, Brot, Glühwein und selbstgebacken Keksen hatten wir ei-
ne gute Stimmung und Teilnahme von vielen, die nicht immer zur Montagsdemo
kommen oder kommen können. Der allgemeine Tenor der über 50 Teilnehmer
lautete: Nächstes Jahr geht es aktiv weiter! Das Spendenergebnis des Festes hat
das des letzten Jahres noch übertroffen.

Jobst Roselius für die „Bundesweite Montagsdemo“

Das „Bremer Friedensforum“, die palästinensischen Organisationen hier
in der Stadt und die Bremer Montagsdemo rufen für Samstag , den 3. Ja-

nuar 2009 , zur Demonstration gegen den Krieg im Gazastreifen auf.
Die Eröffnungskundgebung findet um 14 Uhr auf dem Bahnhofsvorplatz
statt, die Abschlusskundgebung eine Stunde später auf dem Marktplatz.

Die nächste Montagsdemo am 5. Januar 2009
beginnt um 17:30 Uhr wieder auf dem Marktplatz .

www.Bremer-Montagsdemo.de – 17:30 Uhr am Marktplatz
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Bremer Montagsdemo

Statistik

Teilnehmerzahlen
Gezählte Teilnehmer an der Bremer Montagsdemo im Jahr 2008

Januar 164.) 30 165.) 40 166.) 25 167.) 42
Februar 168.) 34 169.) 48 170.) 42 171.) 40
März 172.) 28 173.) 20 174.) 20 175.) 50
April 176.) 35 177.) 30 178.) 40 179.) 32
Mai 180.) 30 181.) 35 182.) 50
Juni 183.) 25 184.) 36 185.) 40 186.) 40
Juli 187.) 45 188.) 35 189.) 60 190.) 30 191.) 23
August 192.) 35 193.) 40 194.) 28 195.) 50
September 196.) 200 197.) 40 198.) 58 199.) 40 200.) 40
Oktober 201.) 42 202.) 30 203.) 40 204.) 40
November 205.) 32 206.) 35 207.) 25 208.) 20
Dezember 209.) 20 210.) 36 211.) 25 212.) 35

Durchschnitt: 35
(ohne die am Antikriegstag abgehaltene 196. Montagsdemo)
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Bremer Montagsdemo

Kontakt
Seit August 2004 treffen wir uns jeden Montag um 17:30 Uhr in Bremens gu-
ter Stube, am Roland auf dem Marktplatz . Wir sind eine bunt zusammengewür-
felte Gruppe aus Arbeitslosengeld-I- und -II-Empfängern, Rentnern, Hausfrauen,
Schülern, Sozialgeldbeziehern und Arbeitnehmern, die sich mit uns solidarisie-
ren. Die Bremer Montagsdemo ist die größte regelmäßige politische Veranstal-
tung in der Hansestadt!

Uns eint die Empörung über die asozialen Gesetze der Bundesregierung,
die sich unter Hartz I bis IV und Agenda 2010 keinen guten Namen gemacht
haben. Wir wollen öffentlich zeigen, dass wir damit nicht einverstanden sind!
Noch haben nicht alle Menschen begriffen, dass absolut jeder davon betrof-
fen ist, sei es bei den Zuzahlungen für die medizinische Versorgung oder den
Rentenkürzungen!

Wir haben ein Offenes Mikrofon , wo jeder zu Wort kommen kann, um die
eigene Meinung oder auch ein persönliches Problem vorzutragen. Gerne helfen
wir einander, geben Tipps, begleiten uns zur Bundesagentur für Arbeit oder zum
(No-)Job-Center. Die Bremer Montagsdemo ist überparteilich , vertritt also keine
politische Partei. Nur von den Faschisten grenzen wir uns nachdrücklich ab!

Kontakt : Hans-Dieter Binder („Die Linke“), Donaustraße
81, 28199 Bremen, Telefon 0421-501 501, GDBinder(at)web.de;
Wolfgang Lange (MLPD), Biebricher Straße 30, 28199 Bremen,

Telefon 0421-554 337, Wolfgang.Lange(at)nord-com.net

Zuschriften an: Initiative(at)Bremer-Montagsdemo.de (Verteiler),
Manuskripte(at)Bremer-Montagsdemo.de (Redaktion)

Spendenkonto : Jobst Roselius, Kto.-Nr. 2 83.773.918 4,
Postbank Hamburg, BLZ 201 100 22

Impressum : G. WuIf, Luchtbergstraße 27, 28237 Bremen,
Info(at)Bremer-Montagsdemo.de

Für die Beiträge haften die Verfasser.
Zuschriften können veröffentlicht werden.
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Sind Sie zufrieden mit der Bagis?
Leider kann das nicht jede(r) von sich be-
haupten. Die meisten ALG-II-Empfänger
sind von der Bagis maßlos enttäuscht:
Statt eines tollen Arbeitsplatzes, einer
interessanten Weiterbildung oder we-
nigstens einer ABM-Stelle gibt es „seit
Hartz IV“ meist nur noch Ein-Euro-Jobs

oder „Qualifizierungsmaßnahmen“, also
unentgeltliches Arbeiten. Zusätzlich droht
ein Zwangsumzug. Die Schwierigkeiten,
die schon beim Beantragen von Arbeitslo-
sengeld II auftreten, möchten wir an die-
ser Stelle nur kurz erwähnen: Ein Groß-
teil der Anträge wird glatt abgelehnt!

Möchten Sie jobben für einen Euro?
Ein solch unmoralisches Angebot wird für
immer mehr Hartz-IV-Betroffene bittere
Realität. In Bremen gibt es bereits 5.000
Beschäftigungsmaßnahmen, das ist der
höchste Anteil in Deutschland, und wer
diesen Zwangsdienst ablehnt, wird sank-
tioniert. Jeder zweite Ein-Euro-Jobber
verdrängt eine reguläre Arbeitskraft, so
eine IAB-Studie, aber nur jeder 50. wird

dauerhaft eingestellt. Dass ein fester Ar-
beitsvertrag unbezahlbar wird, wenn die
kommunale Konkurrenz Ein-Euro-Kräfte
einsetzen darf, beklagt der Handwerks-
verband schon lange. Jetzt bestätigen
selbst die Geschäftsführer von „bras“ und
„bag“, den beiden Großen beim Gewinn-
spiel mit Ein-Euro-Beschäftigten, dass
sie damit echte Arbeitsplätze verdrängen!

Reichen Ihnen 351 Euro zum Leben?
Mit diesem Betrag wird auch der Spar-
samste nicht auskommen. Obwohl die So-
zialverbände in Deutschland der Meinung
sind, dass 351 Euro völlig unzureichend
sind, wollen die Politiker den Regelsatz
nicht erhöhen. Aus Reihen von CDU, FDP
oder SPD hört man sogar skurrile Forde-
rungen nach pauschaler Absenkung um

100 Euro oder Ausgabe von Essensgut-
scheinen statt Bargeld wie bei Asylbe-
werbern. Schon heute können Hartz-IV-
Betroffene kaum noch am gesellschaftli-
chen Leben teilnehmen, die Neuanschaf-
fung beschädigter Haushaltsgegenstän-
de ist praktisch nicht möglich, und wichti-
ge Arztbesuche werden aufgeschoben!

Wohnen Sie billig genug? Nein?
In Bremen wird rechtswidrig versucht,
Mietobergrenzen vorzuschreiben. Sollte
Ihre Wohnung „zu teuer“ sein, wird man
Ihnen eine der vielen Tausend Umzugs-
aufforderungen zustellen. Weil es nach-
weislich nicht genügend günstige Woh-
nungen gibt und viele Eigentümer nicht
an „Hartz-IV-Leute“ vermieten, da Zah-
lungen der Bagis oft willkürlich eingestellt

werden, ist es für die meisten Betroffenen
unmöglich, eine entsprechende Unter-
kunft zu finden. Wer einer Obdachlosig-
keit entgehen will, muss am Essen spa-
ren; wer irgendwie Geld auftreibt, macht
sich des „Sozialbetrugs“ schuldig. Doch
der einzige Sozialbetrug besteht im Fest-
legen illusorisch niedriger Mietobergren-
zen und Regelsätze!

http://www.Bremer-Montagsdemo.de/16/reden16.htm#16-RM
http://www.bras-bremen.de/
http://www.bremerarbeit.de/
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-576376,00.html


Dann kommen Sie zur Montagsdemo!
Sollten Sie eine Umzugsaufforderung der
Bagis erhalten haben, zögern Sie nicht,
sich umfassend beraten zu lassen:
„ALZ Arbeitslosenzentrum Tenever“,
Wormser Straße 9, montags und
dienstags 9 bis 13 Uhr
„Arbeitslosenberatung“, Grenzstraße
122, montags und donnerstags 9 bis
13 Uhr
„Solidarische Hilfe“, Doventorstein-
weg 45, montags bis mittwochs 9 bis
13 Uhr
„Sozialer Lebensbund“, Thedinghau-
ser Straße 2, dienstags 16 bis 19 Uhr
„Verdi-Erwerbslosen-Ausschuss“ im
DGB-Haus, Bahnhofsplatz 22, jeden
ersten und dritten Dienstag im Mo-
nat 14 bis 16 Uhr
Jede(r) Betroffene sollte die Möglichkei-
ten von Widerspruch und Gerichtsverfah-
ren erwägen – bundesweit liegen mehr
als 100.000 Klagen an –, sich aber auch
grundsätzlich gegen Hartz IV wehren,
denn eine ausreichende Grundsicherung
hat diese Reform nicht geschaffen, und
wegen mangelnder Proteste konnte sie
im Fußballsommer 2006 sogar noch ver-
schärft werden! Damit es nicht so weiter-
geht, reden wir jede Woche auf der Mon-
tagsdemo am Offenen Mikrofon lautstark
über die aktuelle (Un-)Sozialpolitik. Oder
glauben Sie etwa, die etablierten Partei-
en seien ernsthaft gewillt, die bedrohliche
Situation vieler Hartz-IV-Betroffener zu
erkennen, um sie umgehend und nach-
haltig zu bessern? Darauf darf selbst der
größte Optimist nicht mehr hoffen!

Die Bremer Montagsdemo ist unabhän-
gig, überparteilich und lässt sich von kei-
ner politischen Richtung instrumentalisie-
ren. Bitte unterstützen Sie uns! Wir orga-
nisieren jeden Montag um 17:30 Uhr auf
dem Bremer Marktplatz eine Kundgebung
gegen Hartz IV, um auf die schlimme Lage
der Betroffenen aufmerksam zu machen
und ihnen endlich ein menschenwürdiges
Dasein zu ermöglichen. Wir haben ge-
nug von Ein-Euro-Pflichtjobs, Zwangsum-
zügen und täglichem Kampf mit der Ba-
gis um die nackte Existenz! Wir hoffen
nicht mehr darauf, dass andere diese poli-
tischen Probleme für uns richten werden.
Setzen auch Sie sich daher persönlich für
Ihre Interessen ein, denn jede(r) ist von
Hartz IV betroffen, ob mittelbar oder un-
mittelbar: der Angestellte, der morgen ar-
beitslos werden kann, genauso wie die
noch Selbständige, deren Kunden im In-
land immer weniger kaufen, weil sie sich
auch das Notwendige nicht mehr leisten
können!

17:30 Uhr auf dem Marktplatz

www. Bremer -Montagsdemo .de
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http://www.Solidarische-Hilfe.de
http://www.sozialer-lebensbund.de
http://bremen.verdi.de/arbeitsgruppen/erwerbslose
http://www.Bremer-Montagsdemo.de

